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Vonruort

Slatistik ist so interessant wie das Leben selbst, das sie beschreibl. ln Zeiten

rascher gesellschaftlicher Veränderungen ist sie daher besonders aufschlußreich -
und für politische sowie wlrtschaftliche Entscheidungen besonders wichtig Dies

zeigt sich auch jetzt wieder in der Folge des historischen Ereignisses der deut-

schen Vereinigung, die am 3. Oktober 1990 erreicht werden konnte

Det Datenrepoft 7992 - der erste nach der Vereinigung - enthält erstmals statisti-

sche lnlormationen sowie Ergebnisse der empirischen Sozialforschung über ganz

Deutschland. Er informiert über Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen den

alten und den neuen Bundesländern, er zeigt Fakten, Erfolge und Schwierigkeiten

der Verelnigung, er schreibt ein Stück Sozialgeschichte Deutschlands.

Die lnformationen werden in allgemeinverständlichen Texten, Übersichtlichen

Tabellen und anschaulichen Graphiken dargeboten, so daß der Datenrepott lür
alle Bürgerinnen und Bürger Antworten auf viele Fragen bereilhält. Ob Sie sich

über die Einkommensverteilung inlormieren möchten oder über das Wirtschafts-

wachstum, über die Bevölkerungsentwicklung oder den Umweltschutz - Sie wer-

den hier zu diesen und vielen anderen Stichworten detaillierte Auskünfte finden.

Oet Datenrepod 7992 erscheint seit 1983 bereits zum lünften Mal. Das Zusam-

menwirken von amtlicher Statistik und Soziallorschung, ein Ergebnis der Zusam'

menarbeit zwischen der Bundeszentrale lür politische Bildung, dem Wissen-

schattszentrum Berlin Iür Sozialforschung, dem Zenkum lÜr Umfragen, Methoden

und Analysen (Mannheim) und dem Statistischen Bundesamt, hat §ich bewährt

Wenn Sie den Datenrepott schon kennen, wissen Sie bestimmt diese reiche

lnformationsquelle über fast alle Bereiche des Lebens zu schätzen. Wenn Sie aber

den Datenrcpoi zum ersten Mal in Händen halten, dann sollten Sie doch einmal

darin schmökern - und Sie werden sehen, wie vielfältig die Angaben sind' die Sie

dorl vorfinden.

Wir wünschen lhnen viel Freude bei der Lektüre, viele lnformationen und Einsich-

ten in die Lebensverhältnisse der Gesellschatt und die Lage der staatlichen

Gemeinschaft sowie eine etfiziente Nutzung des Datenrcports lüt lhre Arbeit - in

Publizistik, Wirtschatt, Verwaltung und Politik, an Schulen und Hochschulen und

vor allem in der politischen Bildung.

Das Direktorium der Bundeszentrale lür politische Bildung

Franklin Schultheiß Horst Dahlhaus Wolfgang Maurus

Der Präsident des Statistischen Bundesamtes

Egon Hölder
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Einführung

Wnren Mülren

Deutschland in Zahlen
Orientierungshilfe für Politik, Wirtschaft und Gesellschaft

Wer geht häufiger zum Arzt: die Männer oder die Frauen? Die Frauen? lrrtum. Es

sind die Männer.

Und stimmt es wirklich, daß die Einkommen in der DDFI weniger ungleich auf die

verschiedenen Bevölkerungsgrupp€n verteilt waren als in der Bundesrepublik? Ja,

und zwar ganz erheblichr Währ€nd ein Angestellter oder ein Beamter in einer

gehobenen Position in den alten Bundesländern im Durchschnitt 70 % mehr

verdient als ein ungelernter Arbeiter, betrug diese Ditferenz ein Jahr nach der

Währungsunion in den neuen Bundesländern immer noch weniger als 20 %

Und wie steht es mit der Ausländerfeindlichkeil in der Bundesrepublik? Haben sich

negative Einstellungen gegenüber Ausländern tatsächlich verstärkt? Viele lndika-

toren zeigen das Gegenteil: Die Deutschen sind im Verlauf der 80er Jahre

eindeutig freundlicher und toleranter in ihren Einstellungen gegenüber Ausländern

geworden, zumindest gegenüber der größten Zahl der Ausländer, die al§ Gast-

arbeiter hier leben,

Dieses Frage-Antwod-Spiel sei hier nicht fongesetzt. Die Fragen sollen nur dazu

anregen, sich gründlich€r mit den manchmal überraschenden Befunden diese§

Datenreports über die Bundesrepublik Deutschland zu betassen. Dieser Daten-

report ist die erste größere Publikation, die mit aufschlußreichen Zahlen, Tab€llen

und Graphiken ein Bild über Staat, Gesellschaft und Wirtschaft der Bundesrepublik

Deutschland nach der Vereinigung der beiden deutschen Staaten zeichnet und die

objektiven Lebensbedingungen und das subiektive Wohlbetinden der Bevölkerung

analysiert. Er ist für eine breitere Offentlichkeit bestimmt und versucht auch L8§er

zu erreichen, die nicht professionelle Nutzer von Statistiken sind,

Diese Einführung möchte den Nutzen von statistischen und sozialwissenschaft-

lichen Daten verdeutlichen und Hinweise geben, wie sich die in diesem Band

gebotenen lnformationen in das Wissen einfügen, das wir über eine moderne

Gesellschatt benötigen:

Weshalb sind moderne Gesellschaften zunehmend aul verläßliche lnformationen

statistischer Art über sich selbst angewiesen?

Welche Bedeutung haben solche lnformationen fÜr rationale wirtschattliche und

politische Entscheidungen?
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Welche Anforderung stelll das Zusammenwachsen der beiden Teile Deutschlands
an die Bereitstellung von Daten über die Gesellschaft?

Sozialer Wandel und Datenbedarf in modernen Gesellschaften

Wozu ein Gesellschaftsbild aus Zahlen, zumaljeder aus alltäglichen Beobachtun-
gen und Erlahrungen - am Arbeitsplatz und in der Freizeil, in der privaten Welt, in
der Ofientlichkeit und in den Medien - die Wirklichkeit dieser Gese schatt weit
hautnaher und konkreter erlebt, als es noch so viele aufwendig barechnete Zahlen
zu demonstrieren vermögen?

L€bensnäher ist die Alltagserfahrung ohne Zweifel, aber darin liegt auch ihre große
Begrenzungt Jeder lebl in seiner eigenen kleinen Welt und erfährt nur das. womit
ihn diese Welt in Kontakt bringt. Was er beobachtet, ist verzerrl durch die Brille
s€aner sozialen Lage und seiner lnteressen. Wahrnehmungen und Beobachlungen
sind seleKiv, ausgewählt aus einer unendlichen Fülle unterschiedlicher Wirklich-
keiten und möglicher Wirklichkeitsansichten. Ein Wissenschaftler hat keinen direk-
ten Zugang zur Lebenswelt des Arbeilers. Der Arbeiter mit dem Flisiko, seinen
Arbeitsplatz zu verlieren, sieht die Gese schatt anders als der gesicherte Beamte,
junge Menschen kennen Erlahrungen und Nöte älterer Menschen kaum und die
Bewohner aus dem westlichen Teil Deutschlands können sich aus eigener Erlah-
rung kaum ein adäquates Bild über die Lebenssituation der iritbürger der ehemali-
gen DDFI machen, Aus persönlichen B€obachtungen allein etwas Allgemernes
über die Wirklichkeit dieser Gesellschaft und ihre Entwicklung aussagen zu wollen,
isl deshalb ein sehr zweilelhaftes Unterlangen.

Es ist ein Wesenszug moderner Gesellschaflen, daß sie eine zunehmend grö-
ßere Zahlunterschi€dlicher Lebensbereiche und Erfahrungswelten ausbilden. Ge-
sellschaften vor der lndustrialisierung waren vergleichsw€ise einfache soziale
Gebilde. Die Lebensräume, in denen l/enschen sich bewegten, hatten enge
Grenzen: Oörfer oder Städte mit wenigen tausend Einwohnern und ihre unmittel-
bare Umgebung. Diese Einheiten versorgten sich weitgehend selbst. Einen Staat
im heutigen Sinne gab es nicht. über tange Zeiträume veränderte sich die
Gesellschaft kaum. Diese Gesellschalt war klein, überschaubar, und die Bindung
an dre Tradition sicherte inren Bestand

Eine solche Gesellschaft kommt ohne statislische lnlormationssysteme aus. Es ist
daher kein Zulall, daß der allmähliche Ausbau statistascher Amter und die systema-
tische Gesellschaftsbeobachtung mit dem weitgehenden gesellschaftlichen Dilfe-
renzierungsprczeß zusammenfällt. der mit der lndusttiatisierung und der Bildung
moderner Natlona/staaten einsetzt (Flora '1977). Die Wandlungen, die in diesem
Zusammenhang vor allem interessieren, sind die Prozesse der sozialen Ditferen-
zierung, der lndividualisierung, der wachsenden Staatsaufgaben, der zunehmen-
den Partizipationsverlangen der Bürger und der Trennung von ölfentlichkeit und
Privalsphäre.
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Charakteristisch tür die gesellschaftliche Entlvicklung, die als Modernisierung
bezeichnel wird, ist das Entstehen einer Mehrzahl gesellschattlicher Teilsysteme,

di€ einon hohen Grad an Autonomie besitzen. Die Güterproduktion sowie die

Veneilung der produzierten Güter unter die Bevölkerung und da§ Erbringen vieler
Dienstleistungen fällt in die Zuständigkeit det Wittschaft. Sie erbringt Leistungen

nach eigenen Flationalatätskriterien. Die politischen lnstitulonen haben ein weitge'
hendes lvlonopol im Hinblick auf den Erlaß von Gesetzen und die Begelung der
Grundstrukturen der staatlichen Ordnung sowie ihrer Sicherung nach innen und

außen. ln ähnlicher Weise bilden u.a. die Justiz, die Bildungsinstitutionen oder

die Kirche gesellschaftliche Teilsysteme mil eigenen Kompetenzen und Zustän-

digkeiten. Wenn auch von Vertretern des Konzepts der,Postmoderne'bereits auf
Phänomene der Entditferenzierung hingewiesen wird, so weiten sich insge-

saml dennoch Arbeitsteilung und Spezialisierung aus und vergrÖßern die Ab-

hängigkeit zwischen Personen und lnstitutionen, die unterschiedliche Autgaben

wahrnehmen.

Eng verbunden mit dem Diiferenzierungsprozeß ist der Prozeß der /rdividualisie'
rung, Dieser Prozeß und auch seine Beobachtung sind keineswegs neu Schon

Simmel ('1908) hat darauf hingewiesen: Als Folge der geschilderten Ausdifferenzie-

rung von Teilsystemen gehören Menschen durch ihre Mitgliedschaft zu einem oder

mehreren dieser Systeme ganz unterschiedlichen sozialen Kreisen an lvlil der

,,Kr€uzung sozialer Kreise" ergeben sich von Person zu Person unterschiedliche

Kombinationen von Zugehörigkeiten; so enlsteht eine wichtige soziale Basis für die

Herausbildung von lndividualilät.

lm Prozeß der gesellschanlichen Modernisierung verlieren auch die Solidarge-

meinschaften der vormodernen Gesellschaft - großfamiliäre Haushaltsgemein-

schatlen, Verwandtschaltsgruppen, dörtliche und (kleinrstädtische Lebens-

gemeinschaften - an Bedeutung. Oas lndividuum löst sich teilweise aus den

solidargemeinschaftlichen Bindungen und Abhängigkeiten, es stellt sich auf eigene

Füße. Seine Rechte und Pflichten sind in den spezialisieden lnstilutionen - z B aul

dem Arbeits- und GülermarK oder in staatlichen und privaten Dienstleistungs- und

Versorgungseinrichtungen - durch Verträge und formale Flegeln festgelegt. Dabei

werden Verlräge mehr und mehr mit lndividuen und formalen lnstilulionen als

Rechtssubjekten - und nicht mit Familienoberhäuptern - geschlossen Auch

Ansprüche gegenüber d€m Staat beruhen zunehmend auf individuellen Staats-

bürgerrechten (lvlayer und Müller 1988).

Die Fortsetzung dieses Prozesses kommt in den westlichen Gesellschatlen gegen-

wärtig am stärksten in der Emanzipationsbewegung der Frauen zum Ausdruck.

Durch ihre zunehmende Beteiligung am Erwerbsleben und die allmähliche Gleich-

stellung im Sozialversicherungsrecht löst sich die Frau aus familiären Abhän-
gigkeiten und schaftt sich ihre eigene Lebensbasis, Gleichzeitig verbreiten sich

neue Formen von Partnerbindungen, die stärker die Eigenständigkeit und Eigen-

verantwortung der beteiligten Partner betonen, Dies wirkt sich auch auf die Dauer
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der Bindungen und die Verbreitung des Phänomens sukzessiver Partnerschaften
aus. Weitere Momente von lndividualisierung ergeben sich aus der Wohlstands-
steigerung. Sie ermöglicht vielen Menschen eine über den lebensnotwendigen
Bedarf hinausgeh€nde Versorgung mit Gütern nach einem individuett bevorzug-
ten Lebensstil. Als Folge ergeben sich Tendenzen einet Pluralisierung von
Lebensstilen (Zapf u. a. 1987).

Eine gesonderte gründliche Analyse würde die Entwicklung des modemen Staa-
tes erfordern. Oer Staat durchdringt mit seinen Reg€lungen und lnterventionen, mit
seinen Bürokratien und seinem Personal, mit den enormen Geldmengen, die er
einnimml, konsumiert oder (umrverteilt die moderne Ges€llschaft so grundlegend,
daß diese mitunter - fälschlicherweise - mit dem Slaat selbst idenlifiziert wird.
Zweifelsohne unterscheiden sich moderne Gesellschatlen efieblich in dem Grad
der Erwartungen, die an den Staat gestellt werden, im Ausmaß der Zuständigkeit,
die der Staat lür sich beansprucht und in den Aufgaben, die er erlüllt. Otfensichtlich
bestehen in dem Steuerungsanspruch und dem Grad der Herrschattsmonopolisie-
rung des Staales über andere gesellschattliche Teilbereiche die grundlegenden
Unterschiede zwischen den (früheren) staats-sozialistischen Gesellschaften und
den demokratischen Gesellschaften. Die demokratischen Gesellschatlen zeichnen
sich in der Flegel durch eine größere Funktionsautonomie der verschiedenen
gesellschattlichen Teilbereiche aus. Aber auch in diesen Gesellschalten haben die
Aufgaben des Staates stark zugenommen. Dieser Aufgabenzuwachs ist zugl€ich
Folge und Verstärker des oben beschriebenen Prozesses der lndividualisierung
und der Erosion von Solidargemeanschaften. Da wohlfahrtsstaatliche Versorgungs-
leistungen zunehmend auf Badürfnisse und Ansprüche von lndividuen ausgerich-
tet sind, verstärkt der Staal deren Unabhängigkeit und untergräbt gleichzeitig die
Verpflichtungsnormen, auf denen solidargemeinschaftliche Hilfeleistungen basie-
ren. Je mehr die Unabhängigkeit des lndividuums zunimmt, um so stärker nehmen
auch die Forderungen zu, nicht bloß kontrolliert€s Objekt staatlichen Handelns zu
sein, sondern als betrolfenes Subjekt Entscheidungen zu beeinflussen und mitzu-
bestimmen. Oie in zahlreichen sozialen Bewegungen und Bürgerinitiativen zum
Ausdruck kommenden gestiegenen Partizipationsforderungen sind nicht zulelzt
auch durch staatliche Aktivitälen, wie den starken Ausbau des Bildungswesens.
bedingt.

Schließlich hat der Modernisierungsprozeß dazu geführt, daß die Trennungslinie
zwischen privater Lebenswelt und den ausditferenzienen Sozialsystemen der
Wirtschaft, Politik und Kultur sehr viel ausgeprägter geworden ist, Oa der zuneh-
mend mehr Lebensaspekte umfassende ötfentliche Bereich weitgehend durch
Unpersönlichkeit und durch allgemeine Organisationsregeln, di€ auf individuelle
Bedürfnislagen nicht Rücksicht nehmen, gekennzeichnet ist, werden soziale
Beziehungen, in denen individuell-persönliche Belange der Menschen zu Geltung
kommen können, verstärkt auf die Privatsphä.e verwiesen. Es gibt zwar kaum eine
exakle Analyse darüber, was mit dem Begriff der Privatsphäre genau gemeint isl,
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und die Grenzen zwischen Privatem und Ötfentlichem sind fließend Aber im

Verständnis der Privatsphäre isl immer die Vorstellung eines unantastbaren Berei-

ches, eines durch die Öfientlichkeit unkontrollierten Freiraumes der individuell'
persönlichen Entfaltung enthalten. Die Empfindlichkeit und Verteidigungshaltung

gegen Zugritfe der Öffentlichkeit ist keineswegs ein in allen Gesellschalten glei-

cherweise bestehendes Phänomen, sondern die charakteristische Antwort der

modernen lvlenschen auf die Ausgrenzung des lndividuell-Persönlichen aus vielen

gesellschaft lichen Kontexten.

Welche Konsequenzen ergeben sich aus diesen Entwicklungen lÜr den Datenbe-

darl in modernen Gesellschaften? Als Folge des Differenzierungs- und lndividuali-

sierungsprozesses nimmt der Dalenbedarf als lnformationsgrundlage fÜr die Pla-

nungen und Entscheidungen des Staates und vieler anderer lnstitutionen laufend

zu. lm Unterschied zur vorindustriellen Ge§ellschaft, die aus vielen kleinen' sich

weitgehend selbst versorgenden Einheiten bestand, ist es in den um vieles

gewachsenen und vielfältig differenzierten modernen Gesellschaften völlig unmög-

lich geworden, aus eigener Anschauung und unmittelbarer Erfahrung sich ein Bild

über den Zusland und Wandel einer solchen Geseltschalt zu machen Die Aktivitä-

ten der verschiedenen lnstitutionen - z.B. des Bildungssyslems und Beschäfti-

gungssystems, der produzierenden lndustrien und der konsumierenden Haus-

halle - müssen auteinander abgestimmt werden Je mehr sich die Güterproduktion

zur industriellen Massenfertigung wandelte, um so größer wurden die Unsicher-

heiten, ob die Konsumenten die angebotenen Güter nachfragen. Je grÖßer ein

Unternehmen isl, um so größere Kosten haben Fehlentscheidungen und um so
größere Kreise der Bevölkerung sind davon betroffen. Je stärker individualisiert

Lebenslagen sind, um so größerer Bedarf besteht lür FoISchung, die ein möglichst

umlassendes und getreues Abbild der Gesellschaft und ihrer Entwicklung liefert' Je

mehr sich lnteressengruppen artikulieren, um so dringender sind unabhängige

lnformationen, die die Berechtigung von Forderungen einschätzen helfen. Dies gilt

auch im Hinblick auf die zunehmende Zahl von Betroffenengruppen, die den Abbau

von Nachteilen einfordern oder sich gegen die Verringerung von Privilegien weh-

ren, die sie möglicherweise besitzen, zumal verschiedene gesellschaflliche Grup-

pen über sehr unterschiedliche Möglichkeiten vertügen, ihre lnteressen in der

politischen Auseinandersetzung zur Geltung zu bringen

Paradoxerweise fordert auch die zunehmende Abschließung der Privatsphäre

nach außer eher mehr als weniger lnformationen darüber' Wenn auch die Privat-

sphäre für viele der Ort des persönlichen Glücks und der ungestÖrten lntimität sein

mag, so ist sie gleichzeitig auch der Ort, an dem die Sorgen und Schmerzen im

menschlichen Leben ertragen werden müssen. Dabei sind die Möglichkeiten der
privalen Lebensgestaltung in vielfältiger Weise durch die Bedingungen der nicht
privaten Lebensbereiche bestimmt. So wirken Probleme aus der Arbeitswelt in die

Privatsphäre hinein. Die Vorgaben und Regeiungen ötfenllicher lnstitutionen und

der Arbeitswelt bestimmen die Gestaltungsmöglichkeiten der privaten Lebenswelt.
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Auch wenn der Anspruch auf Schutz der privatsphäre mit Rechl besteht. sollten wlr
aus diesen Gründen dennoch darüber informiert sein, wie sich in unserer Gesel_
schaft das Leben in dieser Sphäre vollzieht und welche Bedingungen verändert
werden müssen, damit Notlagen verkleinert werden können. Je privaler nach innen
und je anonymer nach außen das Leben wird, um so dringender wird es, daß wir
nicht allein den etfekthaschenden Medien den Blick in die Welt des privaten
geslatten, sondern auch einer Wissenschafl, die versucht, mit rellektierender
Distanz und Sorglall Kennlnisse darüber zu gewinnen.

Gesellschaft sbeobachtung und rationale Politik

Ges€llschaftliche Differenzierung, lndividualisierung, Wachstum der SlaatsfunKio-
nen und selbst die zunehmende Privatisierung und Anonymität verslärken also den
Bedarf an Daten über die Gesellschatt und ihren Wandel. Je schne €r der Wandel
sich vollzieht, um so eher sind Daten veraltet und bedarf es neuer Datensammlun-
gen. Verläßliche lnlormationen sind eine der preiswertesten Ressourcen, über die
eine moderne Gesellschatt verfügen kann, nicht nur um sich ihres eigenen Zustan,
des zu vergewassern, sondern auch um ihre Entwicklung bewußt steuern zu
können. Je vollständiger und besser die lnformationen sind, um so größer ist die
Chance, daß Probleme adäquat diagnostiziert werdan, um so eher können Feht-
entscheidungen vermieden und kann ein Konsens im Entscheidungsprozeß gefun-
den werden. Das Vorhandensein verläßlicher lnformalionen garantiert noch nicht,
daß eine ,,gute" Politik gemacht wird, aber ohne lnformationen sind rationale
Entscheidungen grundsätzlich unmöglich. Die Politiker tretfen bei weitem nicht
immer die Entsch€idungen, die im Lichte vorhandener lnformationen die angemes-
sensten wären. Wenn Entscheidungsträger in ihrem Handeln vorliegende Erkennt-
nisse nicht in Rechnung slellen, '/veil etwa der Wahtzyklus dies nicht als opportun
erscheinen läßt, ist dieses ab€r nicht den Zahlen anzutaslen, die probleme im
Vorlau, signalisieren und frühzeitige Maßnahmen zu ihrer Abwendung prinzipiell
möglich machen. Daß im politischen Macht- und lnteressenkampf auch Mißbrauch
mit lnformationen betrieben wird, ändart dennoch nichts an ihrer prinzipiellen
Un€rsetzlichkeit für eine Vielzahl von Verwendungszwecken.

Ditferenzierte Gesellschaften, wie die modernen hochinduskialisierten Wohlfahrts-
staaten, sind auf systematisch gesammelte und analysiene Beobachtungen altein
schon tür die Kenntnis von sich selbst angewiesen. Ohne statistische Buchführung
kennt niemand die Entwicklung der Bevölkerung, die Zahl der Ausbildungs- oder
Arbeitsplätze, die tür die nachwachsenden Generationen bereitgestellt werden
müssen, den Finanzierungsbedarf, den die Flentenversicherungsträger aulgrund
von Neuzugängen und Anspruchsveränderungen zu erwarten haben. Niemand
könnte mit Gewißheit sagen, ob die jüngere Generation im Vergleich zu früher
tatsächlich veränderle Einstellungen zum Arbeitsleben hat. D€r Vergleich ist
durchaus wichtig, aber aussagefähig ist er nur, wenn wir im Zeitablauf Sachver-
halte mit den gleichen lnslrumenten immer wieder messen. Erst dadurch wird es



möglich, langfristige Entlvicklungen zu erkennen, sie von kurzfristigen Schwankun-

gen zu unterscheiden, neue Trends zu erfassen und den Regelmäßagkeiten

sozialen Wandels auf die Spur zu kommen.

Man hört gelegentlich das Argumenl, aut Statistiken und Soziallorschung könne

man verzichlen. Über die Produktion von Gütern werde aul dem lvlarkt enlschieden

durch die Konsumenten, die tagtäglich in Millionen von Kaulakten ihre Präferenzen

äußern. Und ähnlich entscheide in einer Demokratie der Bürger durch seine

Stimmabgabe am Wahltag Über die Politik, die er realisiert sehen möchte. Es ist

richtig, daß Konsument und Wähler letztendlich entscheiden, aber die Argumenta-

tion übersieht, daß es zu gewaltigen Fehlinvestitionen und Verlusten kommen

kann, wenn das Angebot nicht der Nachfrage entspricht und diese nicht richtig

antizipied. Unternehmen würden nicht viele Milliarden iährlich fÜr Marktforschung

ausgeben, wenn sie dadurch ihre Produktgestaltung nichl be§ser an den Vorlieben

der Konsumenten ausrichten könnten. Und es sind auch die Unternehmen, die

Statistiken für ihre Planungen in vielfältiger Weise nutzen.

Auch in der Politik wäre der Wahltag allein ein viel zu grobe§ lnstrument ln Wahlen

wrrd allenfalls über globale Politiken der Bereitstellung von mehr oder weniger

öftentlicher Kaufkraft abgestimmt. lhre Verteilung auf einzelne GÜteI erfolgt in

Verhandlungen (Lobbyismus) und üb€r Tätigkeit der staatlichen lnstanzen und

Bürokratien (vgl. Zapf 1977). Tausendlach werden alltäglich in den Ministerien von

Bund und Ländern und in den Verwaltungen von Kommunen und anderen öffentli-

chen Einrichtungen Entscheidungen getrotten, die rational nur mÖglich sind, wenn

die Bedarlslagen bekannt sind und wenn man weiß, welche Folgen und Nebenlol-

gen bestimmte Maßnahmen haben.

Der Zusammenbruch der staatlich administrierten Planwirtschaften ist kein Urteil

der Geschichte über den Staat als Ordnungsfaktor und seine Aufgaben für die

Gesellschaft allgemein, sondern nur über seine Allmachts- und Allzusländigkeits-

ansprüche. Die historische Entwicklung zeigt auch in westlichen Ländern eine

zunehmende Aktivität des Staates und eine zunehmende Abhängigkeit der gesell-

schaftlichen Wohlfahd von seinem Handeln. An den langfristig ge§tiegenen Staats-

anteilen oder Sozialbudgetanteilen am Sozialprodukt kann man dies deutlich

erkennen, ln dieser Entwicklung zeigt sich eine Verschiebung von deI Produktion

privater hin zur Bereitstellung Öffentlicher Güter' Private Güter werden über Märkte

bereitgestellt, aul denen Preise darÜber entscheiden, ob sie produziert und von

Konsumenten oder anderen Produzenten auch gekauft werden. Öffentliche Güter

dagegen stellt der Staat bereit, und Sie haben keinen Preis, der Angebot oder

Nachlraoe regelt. Da der Preis als Allokationsmechanismus für öffentliche GÜter

ausfällt, bekommen aktuelle lnformalionen ein besonderes Gewicht.

Mit wachsenden Staatsanteilen am Sozialprodukt muß um so mehr kontrolliert

werden, ob lvlaßnahmen tatsächlich die Ergebnisse erbringen, die sie zu erzielen

vorgeben, Aus den Zahlen dieses Bandes (S. 219 f ) ist beispielsweise zu entneh-

men. daß allein über das Sozialbudget in den alten Bundesländern im Jahre 1990
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Ausgaben in der Höhe von 710 Mrd. DM getätigt wurden, Minimale Verbess€run-
gen in der Effizienz der Sozialleistungen von 1 % di€ser Zahl ergäben die beacht-
liche Größenordnung von über 7 Mrd. DM - ein Belrag, mit dem man Wohnungen
für mehr als 50000 Menschen finanzieren könnte.

Wenn war auch in der Bundesrepublik Deutschland noch weit von einer konsequen-
len Erfolgskontrolle entlernl sind, so verweisen diese Zahlen gerade bei knapper
werdenden Ressourcen auf die Dringlichkeit dieses Anliegens. Die bisher vertüg-
baren empirischen Daten r€ichen zwar für eine Erfolgskontrolle politischen Han-
delns, die diesen Namen verdient, noch keineswegs aus. Auf viele staa iche
Programme müßten spezifische Evaluationsstudien zugeschninen werden, die die
Durchführung eines Programms (lmplementation) beobachten, seine Ergebnisse
erfassen und im Hinblick aut die verfolgten Ziele be\,verten. Nur so kann langfristig
der politische Prozeß durchsichtiger werden.

Viele statistische M€ßziffern tragen jedoch schon heute dazu bei, einzetne Leistun-
gen des Staates und der Wirtschaft zu quantilizieren und wichtige Entwicklungen
d€r Gesellschaft abzubilden. lhre heilsamen Konsequenzen für die politik hal ein
Mann der Verwaltung fernab aller Technokratievorsteltungen einmal so beschri6-
ben: ,,Den Grauschleier von d6n Flesultaten der polilik wegziehen zu wollen, mag
zwar manchem Praktiker den Atem verschlagen, es mag die sozialen Kennzitfern
in d€r Venflaltungspraxis in Verrul bringen, aber es ist d6r größte Dienst, den man
der Politik enveisen kann. Kaum eine Opposition kann so wirkungsvoll und
leistungssteigernd sein, wia eine Serie intelligent ausg€wählter lndikatoren, daren
Konstruktion und Meßergebnisse von Wissenschaft und öffentlichkeit kritisch
varfolgt werden können." (Bartholomäi, 1978, S.199). Wissenssoziotogisch hoch
interessant ist dabei, daß solch€ Meßzitfern in unserer Gasellschaft bereits zu einer
verselbständigten Größe, zu einer Flealität eigener Art g€worden sind. Sie delini€-
ren in einem hohen Maße die ötfentlich wahrgenommene B€alität dieser Geselt-
schafl. Statistisch€ Kennziffern haben deshalb eine hohe polilische Brisanz be-
kommen.

Zitlern über die Bevölkerungsentwicklung und die LebenseMartung, über die
Quote der Arbeitslosen oder die Wachstumsrate des Sozialprodukts, über die
lnflationsrate oder den Produktivitätsfortschritt, über den Anleilder Abiturienten am
Geburtsjahrgang, die Scheidungsquot€n oder Kriminalitätszahlen usw. vermitteln
uns Kenntnisse über die Gesellschatt. Sie vedremden die Gese schatt aber auch
und stilisieren zum Teil eine eigenartige Kunstwelt, die jedoch in hohem Maße
handlungsrelevant geworden ist. Ein Beispiel mag verdeutlichen, was damit
gemeint ist. Jeder erfährt zwar das Aul und Ab von preisen für Nahrung, Kleidung,
Wohnung, technische Geräte, Heizöl und Benzin, wenn er einkauft od6r Flechnun-
gen bezahlt. Aber ohne das Produkt statistischer Kunst ,,preisindex. wird €r am
Ende des Jahres nicht in der Lage sein, zu beurteilen, wieviel mehr ihn nun das
Leben wirklich kostet als zu Beginn des Jahres und welchen Ausgleich er im
Einkommen braucht, um seinen Lebensstandard zu haltan. Welche eminenle



praktische Bedeulung solche statistischen Kennziftern haben, kann man daran

erkennen, daß Maßzahlen wie der Produktivitätsindex, der Lebenshaltungskosten-
index oder der lndex der Entwicklung der Unternehmergewinne eine magische

Größe im jährlichen Lohn- und Gehaltspoker geworden sind.

Bei der Bedeutung vieler Kennziffern im politischefl Prozeß sollte der kritischen
Frage, welche Aussagekraft den einzelnen Zahlen und Statistiken zukommt, große

Aufmerksamkeit zugemessen werden. Jede Statistik ist der Natur der Sache nach

ein auswählendes, bestimmte Aspekte hervorhebendes Abbild der Wirklichkeit.
Keine statistische zahl kann deshalb für sich die ganze Wahrheit sein. Nehmen wir
ein Beispiel. Die volle Wahrheit über die ,,Einkommen" in der Bundesrepublik
Deutschland sind die exakten Daten jedes einzelnen Einkommensbeziehers.
Diese Daten vermag niemand zu überblicken. Wollen wir uns Kennlnis über die
Einkommen oder gar ihre Ent\,vicklung im Verlauf der Zeit verschatten, sind wir
gezwungen, uns vereinfachender Abstraktionen zu bedienen, die uns an wenigen
zahlen ein faßbares Abbild geben. Durch Berechnung von Meßgrößen für das
durchschnittliche Einkommen (2. B. das alithmetische Mittel) erfahren wir etwas
über das allgemeine Einkommensniveau und können seine Veränderung in der
Zeit vedolgen. Andere Meßgrößen informieren über die Skeuung der Einkommeni
sie zeigen, wie sich die Einkommen über verschiedene Einkommensgruppen
veneilen. Schließlich können Zahlen konstruiert werden, die Einkommensungleich-
heiten abbilden: Wieviel größar ist das durchschnittliche Einkommen eines Arbei-
ters in den alten Bundesländern im Vergleich zu dem eines Arbeiters in den neuen
Ländern. Welcher Teil des gesamten Einkommenskuchens entlällt aul die ober
sten Zehntausend oder auf diejenigen 5% der Einkommensbezieher, die die
höchsten Einkommen erzielen, im Vergleich zu den 5 7o der Einkommensbezieher
mil den niedrigsten Einkommen? Jede dieser Zahlen sagt etwas Flichtiges aus,
obwohl jede etwas anderes aussagt. ln diesem Sinn ist jede Zahl dieses Bandes
richtig, aber hebt ein jeweils spezifisches Detail hervor. Jeder Datenband kann

auch nur eine kleine Auswahl möglicher und sinnvoller Zahlen enthalten. Um so
dringender ist es, zu tragen, welche Auswahl und besonderen Hervornebrjngen
einem solchen Unlernehmen zugrunde liegen.

Der Beitrag des Datenreports

Der Datenrepoit, der seit '1983 zum füntten Mal veröflentlicht wird, stellt einen
Versuch dar, Ergebnisse der amtlichen Statistik und Erkenntnisse der empirischen

Sozialforschung in einer kompakten Übersicht zu vereinen. Mit aufschlußreichen

Zahlen, Tabellen und Graphiken vermittelt er ein diflerenziertes Bild von Staat,

Gesellschafl und Wirtschalt der Bundesrepublik Deutschland und analysiert die

objektiven Lebensbedingungen und das subjektive Wohlbefinden ihrer Bevölke'
rung. Die amtlichen Statistiker wie die Sozialwissenschattler haben aus dem

Dalenlundus, über den sie vertügen, die wichtigsten Grundzahlen über die Bun-

desrepublik und ihre Entwicklung zusammengestellt, verständlich erläutert und
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kommentiert, Das Ergebnis isl ein informationsreicher Sozialbericht für die Bun-
desrepublik Deutschland.

Die statistischen Amter sind seil langem die wichtigsten Produzenten von Grund-
daten über die vielfältigsten Aspekte des wirtschaftlichen und sozialen Lebens in

der Bund€srepublik. Neben der großen Breite an Fragestellungen, für die die
amtliche Statistik lnformationen zur Vedügung stellt, liegt ihre besondere Stärke im
Umfang und der Kontinuitäl ihrer Erhebungen. Viele Ergebnisse der amtlichen
Stalistik basieren auf Vollerhebungen oder aul sehr großen Slichproben. Nur eine
solche Basis erlaubt präzise Aussagen über kleine Teilgruppen der Bevölkerung,
beispielsweise wie sich die Einkommen in einzelnen Berufen unterscheiden oder
wie sich die Zahl der Arbeitsplätze eines bestimmten lndustriezweiges in verschie-
denen Regionen das Landes entwickelt. Die amtliche Statistik führt ihre Erhebun-
gen in regelmäßigen Absländ€n durch und schaftt damit die Möglichkeit, Entwick-
lungen über Jahrzehnte hinweg zu varfolgen. Die amtliche Stalistik ist ein Teil der
Staatsverwallung. Dieser Umstand komml am deutlichsten darin zum Ausdruck,
daß viele ihrer Statistiken eine Art Buchhaltung des Regierungs- und Ven altungs-
geschehens darstellen. Die Kategorien, die sie verwendet, sind ofl durch das
Rechtssystem definiert. So benutzt die amtliche Slatistik in ihr€m Erhebungspro-
gramm ausschließlich die rechtlich delinierten Familienstandskategorien. Der
Begrilf der nichtehelichen Lebensgemeinschafl kommt in ihram Erhebungspro-
gramm (noch) nicht vor. Zu dieser Art der Datenerfassung trägt bei, daß die
amtlichen Statistiken selbst durch Gesetze angeordnet sind.

Diese Orientierung an rechtlich fixierten Tatbeständen im Erhebungsprogramm
und den Untersuchungen der amtlichen Statistik hat eine weitgehende Abstinenz
von allem zur Folge, was mit Einstellungen und subjektiven Werthaltungen der
Bevölkerung zu tun hal. Die amtliche Statistik begrenzt sich weitgehend auf die
Erfassung von Merkmalen, die sie als objektive Tatbestände versteht, wie z. B. die
Stellung im Berul, die Zahl der Arbeitsstunden oder die Entternung zwischen
Wohnung und Arbeitsplatz. Gleichzeitig finden ökonomische Tatbestände deutlich
stärkere Berücksichtigung als die sozialen Lebensumstände von Menschen.

Die empirische Soziallorschung ergänzl diese lnformationen im zweiten Teil dieses
Datenrepods um die Themen, die die amtliche Statislik nicht aufgreilen kann, weit
sie bei der Erforschung der privaten Lebensbereiche Zurückhaltung übt. Dabei
geht es beispielsweise um die Untersuchung der sozialen Beziehungen in Familien
und privaten Netzwerken, das Verhältnis zwischen Bundesbürgern und Auslän-
dern, die Auffassungen über die Arbeitsteilung von Männern und Frauen in Beruf
und Familie oder die Analyse von religiösen Einstellungen und politischen Orientie-
rungen. Durch die Berücksichligung von Einstellungen und Werten kann gezeigt
werden, wie das Verhältnis zwischen objektiv gemessenen Lebensbedingungen
und subjektiv wahrgenommener Lebensqualität der lvlenschen aussieht, Wohn-
und Umweltbedingungen der lndividuen hängen von den Bewedungen ab, in
denen ihre Präferenzen, lnteressen und Erwartungen zum Ausdruck kommen (vgl.
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dazu zapl 1972, Glatzer und Zapf 1984). Für die Lebensqualitäl zählen nicht nur

objeKive Lebensbedingungen wie Arbeitsplatzverhältnisse, Wohnbedingungen,
Versorgungsniveaus mit privaten und öflentlichen Gütern. Für das Ausmaß an
erfahrener Wohllahrt des Bürgers zählt ihre Bedeutung in den Bewertungsmaßstä-

ben der Menschen. Die Zusammenhänge und Diskrepanzen zwischen objekliv
leststellbaren Lebensbedingungen und den subjektiven Zufriedenheiten sind des-

halb das zentrale Thema, um das es im zweiten Teil dieses Bandes geht. Er ist das
Ergebnis umlangreicher Forschungsaktivitäten, die seit einigen Jahren am Zen'
trum für Umfragen, Methoden und Analysen (ZUMA) in Mannheim, am Deutschen
lnstitut lür Wirtschaftsforschung (DlW) in Berlin, im Wissenschatlszenlrum Berlin
(WZB) und früher im Sonderlorschungsbereich 3 der Deutschen Forschungsge-
meinschafl (DFG) ,,Mikroanalytische Grundlagen der Gesellschattspolitik" an den

Universitäten Frankfurt und Mannheim betrieben wurden und werden. Die empiri'
sche Sozialforschung verfügt mit ihren Umfragen nicht über die großen Stichpro-
ben der amtlichen Statistik und muß deshalb mit größeren Unsicherheatsmargen
rechnen, Dafür kann sie Antworten auf Fragen geben, über die wir aus der
amtlichen Slatistik nur wenig erlahren, etwa zur Entwicklung der sozialen Schich-
tung, zu den sich ditferenzierenden Lebensstilen der Bevölkerung, zu den zuneh-

menden Beteiligungswünschen der Bürger oder zu ihlen Erwartungen an den
Staat.

Diese Ausgabe des Datenreports ist die erste nach der Wiedervereinigung

Deutschlands. Eine neue Herauslorderung beginnt für die Sozialberichterstattung.
ln der Phase des Zusammenwachsens von West und Ost muß sie zeigen, wohin

die unterschiedliche Vergangenheit die beiden Teile des Landes geführt hat, wie

sich die beiden Teile in den verschiedenen gesellschaltlichen Bereichen unter-

scheiden: in den Bevölkerung§- und Familienstrukturen, in der Ausbildung der
Bevölkerung, in den Verhältnissen am Arbeitsmarkt, in den Berulsmöglichkeiten

und den Einkommenschancen, in der Entwicklung der verschiedenen Wirtschafts-

bereiche, in der sozialen Ungleichheit, in den Löhnen und Preisen, in der Lebens-

weise der Bevölkerung, ihrem Gesundheitszustand und der medizinischen Versor-

gung, in der Wohnungsversorgung, im Kulturangebot und im Freizeitverhalten, in

der sozialen Sicherung und im Schutz vor Verbrechen, in den Wertorientierungen

und Einstellungen zu diesen verschiedenen Bereichen, im politischen Verhalten, in

der Zufriedenheit der Bevölkerung mit den verschiedenen Aspekten der Lebens-

lage und der privaten und oflentlichen Versorgung, den Angsten und Sorgen der

Bevölkerung, um nur einige wichtige Aspekte zu nennen. Durch konlinuierliche

Beobachtung muß die Sozialberichterstattung zeigen, an welchen Stellen sich

Erfolge in der Annäherung einstellen, wo Defizite bestehenbleiben und wo Hand-

lungsbedarf besteht.

Eine solche Autgabe ist mit großen Problemen verbunden und kann nicht von

heule auf morgen bewältigl werden. Denn die Gesellschaften selbst haben sich

nicht nur unterschiedlich entwickelt, die Statistiker und Sozialforscher in Ost und

Wesl haben auch unterschiedliche Berichlssysteme über die Gesellschaften eta-



blien. Vor allem die Wirtschafts- und Erwerbsstatistik war in der DDF nach anderen
Erlassungsprinzipien aufgebaut und benutzte andere Beschreibungskategorien als
die Statistik im früheren Bundesgebiet. Gleiches gilt auch für die Daten über die
ötfentlichen Haushalte oder die Staiistik der Flechtsfälle oder der Kriminalität.
Oflensichtlich gab es auch Bereiche, in denen mit Absicht keine Statistiken gelührt
oder veröffentlicht wurden. Eine unabhängige wissenschaftliche Soziallorschung
war praktisch kaum möglich.

Die Entr.vicklung unterschiedlicher stalistischer Erfassungsinstrumente resultierte
auch aus der unterschiedlichen gesellschaftlichen Entwicklung und aus den unter-
schiedlichen lnstitulionen, die in beiden Landesteilen geschaffen wurden. lm
früheren Bundesgebiet gab es keine polytechnische Oberschule und keine lechni-
schen Fachkräfte in volkseigenen Gütern der Landwirlschaft. Die Facharbeiteraus-
bildung in Ost und West war unterschiedlich organisiert und die dabei erworbenen
Qualilikationen sind nur teilweise vergleichbar. Auch Antlvorten auf Einstellungs-
fragen sind oft nur sch'/ver miteinander vergleichbar, weil gleiche Fragen von
Befragten - da sie in einem unterschiedlichen Kontext leben - unter Umständen
unterschiedlich wahrgenommen werden und auch mit einem unterschiedlichen
Erlahrungshinlergrund beantwonet werden,

We soll nun dieses Unvergleichbare in statistischen Kategorien vergleichbar
gemacht werden? Es ist an vielen Stellen nur mit Einschränkungen oder überhaupl
nicht möglich, An den Stellen, an denen Vergleichbarkeit hergestellt werden kann,
ist der Aufbau entsprechender Datenreihen insbesondere lür die Vergangenheil
zum Teil sehr aufwendig und edorderl viel Zeit. Bei dem Versuch, ein möglichst
einheilliches Berichtssyslem zu entwickeln, wurden in der Regel die Kategorien
des lrüheren Bundesgebietes beibehalten. Die Statistik spiegelt damit die Grund-
entscheidungen bei der Vereinigung wieder, nämlich die weitgehende Übertragung
der bundesrepublikanischen lnstitutionenstruKur, des Rechtssystems und der
staallichen Ordnung auf das Gebiet der ehemaligan DDR. Der Bruch mit der
Vergangenheit im ösllichen Landesteil tritl damit in diesem Band an vielen Stellen
in Erschelnung. Für das alte Bundesgebiet ist in zahlreichen Tab€llen die Entwick-
lung seil der Staatsgründung dokumentiert. Für das Gebiet der ehemaligen DDFt
finden sich (noch) keine entsprechenden Zahlenreihen. Es wird auch in der
Slatistik noch einige Zeit dauern, bis zumindest lür die lvichtigsten lndikatoren
vergleichbare Zahlenreihen für die Vergangenheit aufgearbeitel sind.

Der jetzl vorliegende Datenreporl ist aber dennoch ein ersler großer Schritt auf
dem Weg, durch systematische Berichlerstattung die Entwicklung und die lnlegra-
tion Deutschlands zu dokumentieren und zusammen mit anderen Anstrengungen
zu fördern. Die vorrangigen Probleme dieser Entwicklung - und insgesamt uns€rer
gegenwäriigen Welt - sind nicht ein lvlangel an naturwissenschafllichem Wissen,
technischem Können, lehlender Naturbeherrschung oder - zumindest in den
entwickelten Gesellschaften - eine insgesamt mangelnde materielle Lebensbasis.
Es sind Fragen der sozial venräglichen Techniknutzung, der politischen, wirtschaft-
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lichen und rechtlichen Ordnung, der sozialen Ge§taltung der Arbeitsteilung, der

sozialen lntegration und Regelung des menschlichen Zusammenlebens und der

sozial gerechten und akzeptierten Verteilung materieller und immaterieller Güter in

den einzelnen Gesellschaften, aber auch zwischen den unterschiedlich entwicke!-

ten Teilen der Welt. Zur Lösung dieser Probleme bedarf es vor allem sozialwissen-

schaftlicher Erkenntnisse. Eine Grundvoraussetzung datür sind Daten und lnfor'

mationen, die zur Verbesserung entsprechenden Wissens beitragen. Der vorlie-

gende Datenreport folgt dieser Zielsetzung und möchte damit eine Hilfe fÜr die

eigene Urteilsbildung bieten.

Literaturhinweise

BABrHoLoirrAr, BETNHAFT CHF. ('! 978); Wünsche der politischen Praxis an die sozialen

lndikatoren, in: Hans-Joachim Hotfmann-Nowotny (Hrsg.), Me§sung sozialer

Disparitäten, Soziale lndikaloren Vl, Franklurt.
EssER, HARTMUT u.a., (1989); Mikrozensus im Wandel. Bericht des wissenschaft-

lichen Beirates für Makrozensus und Volkszählung, Frankfurt/Köln/Mannheim
Frone, Peren ('1977); Quantitatave Historical Sociology, Paris.

Grerzen, Worrcanc/ZAPF, WoLFGANG (Hrsg.), (1984); Lebensqualitäl in der Bundes-

republik. Objektive Lebensbedingungen und subiektives Wohlbefinden, Frankfurt/

New York.
MayER, K./MüLLEB, W. (1989)t Lebensverläufe im Wohllahrtsstaat, in: Weymann, A.

(Hrsg.), Handlungsspielräume. Der lvlensch als soziales und personales Wesen,

Bd. S, Sluttgart, S. 41-61.
Srnr,,rer, Geono ('1908): Soziologie. Untersuchungen über die Formen der Vergesell-

schaftung, Berlin.
Zaer, WorroaNe \1972)t Zut Messung der Lebensqualität, in: Zeitschrift für Sozio-

logie, Heft 1/'1972, S.353-376.
zApF, WoLFGANG (1977); Gesellschaftliche Dauerbeobachtung und aktive Politik,

in: Hans-Jürgen Krupp/vvoifgang zapf, Sozialpolitik und Sozialberichterstattung,
Frankfurt.
ZAPF, WoLFGANG u. a. (1987); lndividualisierung und Sicherheit, München.

Der Verfasser ist Professor für L4ethoden der empirischen Soziallorschung und

angewandte Soziologie an der Universität Mannheim und war in den Jahren 1988

und 1989 Vorsitz€nder des Wissenschaftlichen Beirates fÜr Mikrozensus und

Volkszählung.





Teil l:

Gesellschaft , Wirtschaft , Staat
im Spiegel der Statistik

Bearbeitung im Statistischen Bundesamt:

SaerNrE ArLarr
BENATE KoENIG
WeRTER KRAven

mit Unterstützung von Natascha Schiewer und zahlreichen lvlitarbeitern

aus den Fachabteilungen des Statistischen Bundesamtes





Einleitung

Der vorliegende Datenreport ist der erste für das vereinte Deutschland. Damit

spiegelt der Datenreport auch die Vereinigungsphase Deutschlands wider, weil die

präsentierten Daien, soweit es sich nicht um längere Zeitreihen handelt, haupt-

sächlich aus den Jahren 1989 und 1990 stammen. Angefangen von den ersten

sichtbaren Auflösungserscheinungen der DDFi im Jahre 1989 über die Währungs-,

Widschafts- und Sozialunion zum '1 . Juli 1990 bis zum lnkraittreten des Einigungs-

venrages zum 3. Oktober 1990 und die darauf folgende Angleichung des Statistik'

systems der ehemaligen DDR an das der Bundesrepublik Deut§chland wird die

Zeitspanne der Vereinigung der beiden deutschen Staaten nachgezeichnet. Schon

in den einzelnen Gebietsbezeichnungen, wie sie sich im Text, in den Tabellen und

den Grafiken des Datenreports finden, kommen die unterschiedlichen Stadien

dieses Prozesses zum Ausdruckl

- Die DDH nach dem Gebietsstand bis zum 3 Oktober'1990 wird als,,ehemalige

DDF" bezeichnet.

- Angaben für die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand vor dem

3. Oktobel 1990 werden mil ,,früheres Bundesgebiet" gekennzeichnet.

- Gesamtdeutsche Ergebnisse werden unter der Kurzbezeichnung ',Deutschland"
nachgewiesen.

- Bei vergleichenden GegenÜberstellungen - eine Addition der Zahlen ist wegen

noch bestehender Unter§chiede in den Methoden dann nicht möglich oder ein

Vergleich erscheint besonders interessant - werden Ergebnissummen fÜr die

elf äiten Bundesländer unter ,,früheres Bundesgebiet", Summen für die fÜnf

neuen Bundesländer Brandenburg, Mecklenburg-VorpommeIn, Sachsen, Sach-

sen-Anhalt, Thüringen sowie das frühere Berlin (Osl) unter der Bezeichnung

,,Gebiet der ehemaligen DDFI" aufgezeigt' ab dem 3. Oktober '1990 unter ,,neue

Bundesländer",

Die Vereinigung auf dem Arbeitsfeld der Statistik hat küh begonnen Schon im

Herbst '1989 wurden erste Kontakte geknüptt. lm Dezember 1989 vereinbarten

dann die Amtsleiter der beiden deutschen Staaten die Einrichtung einer gemeinsa'

men Arbeitsgruppe ,,Deutsche Statistik" Anlang des Jahres 1990 begann die

Gruppe mit der gemeinsamen Arbeit. Sehr kÜh wurden beispielsweise Preis'

€rhebungen im Gebiet der ehemaligen DDB nach den Konzepten der Bundessta-

listik - aber mit eigenem Warenkorb - vorgenommen, deren Ergebnisse wichtige

Ausgangspunkte für wirtschaftliche und sozialpolitische Maßnahmen wurden' lm

Vertrag über die ,Währungs-, Wirtschafts'und Sozialunion", der am '1 Juli 1990

in Kraft trat, hatte die Bundesstatistik mit Vorrang über die Verhältnisse in sechs

wichtigen Bereichen zu berichtenl Arbeit§markt, Preise, Produktion, Umsatz,



Außenwirtschaft und Einzelhandet. Vom 3.Oktobe|t99O an, als mit dem Eini-
gungsvertrag wieder ein im vollen Sinne einhei iches Staatsgebiet geschaffen
wurde, gilt prinzipiell das ganze Recht der Bundesstatistik auch in den fünf neuen
Ländern sowie dem lrüheren Berlin (Ost).

Mit diesem Termin wurden auch fast 4OO Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des
Statistischen Amtes der ehemaligen DDFI in das Statistische Bundesamt übernom-
men, das damit eine Zweigstelle in Berlin am Alexanderplatz erhielt. Die übrige
statistische Organisation der ehemaligen DDFI wurde übergangsweise in ein
Gemeinsames Statistisches Amt der Länder übernommen. Mit der Entstehung der
Landesämter wurde dieses Amt zum l.Januar 1992 autgelöst. Anfang Januar
'1992 wurden auch die beiden Zweigstellen des Statistischen Bundesamtes in
Berlin zu einer Abteilung lX zusammengefaßl, die für Landwirtschattsstatistik,
Unternehmensbilanzen, Haushalts- und Zeitbudgets sowie Auslandsstatistik
zuständig ist. lhr angegliedert ist der Arbeitsbereich 

"Deutsche Statistik.. der an
der Flückrechnung statistischer Daten der lrüheren DDR. an der wirtschaftlichen
und sozialen Lage im Beitrittsgebiet und über Osteuropa arbeitet.

Die deutsche Vereinigung ist auch in der Statistik mit einigen problemen verbun-
den. Schwierigkeiten, aktuelle gesamtdeutsche Daten vorzulegen, kommen zum
Teil daher, daß die lnsitulionen und Verhättnisse, über die die Statistik berichten
soll, noch nicht vollsländig aulgebaut sind oder waren; dies triilt z.B. auf die
ötfentlichen Haushalte zu. ln anderen Bereichen, z.B. der produktionsstatistik,
machte sich vor allem bemerkbar, daß die föderativen Bedingungen mit dem
Aufbau der Landesämter in den neuen Bundesländern sich nicht so schnelt
€ntwickellen. Aul absehbare Zeit wird es auch schwierig sein, vergleichbare
Zeitreihen auszuweisen, weil hierzu Rückrochnungen der Dalen der ehemaligen
DDR nach den Methoden der amtlichen Statistik der Bundesrepublik Deutschland
erfolgen müssen. Dies wird sowohl von der Kapazität, aber auch von d6n methodi
schen Anforderungen her, noch einige Zeit in Anspruch nehmen. Sotange die
wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen in den atten und den neuen Bundes_
ländern in einigen Bereichen noch unterschiedlich sind, ist es im Hinblick auf den
großen lnformationsbedarl sicher wünschenswert, diese Bereiche auch getrennt in
der Stalistik auszuweisen, ohne daß damit die Absicht verbunden wäre. die
,,1\,1auer" in den Köpfen erneut zu errichten,

Der Teil I des Datenreports 1992 enthält mit Ausnahme des Kapitels 10 
"Fiechts-pflege" in allen Kapiteln Angaben über das Gebiet der ehemaligen ODR bzw. über

die neuen Bundesländer. Allerdings ist der Umlang dieser Dalen von Kapitel zu
Kapitel unterschiedlich. Gesamtdeutsche Ergebnisse und Zahlen über die neuen
Bundesländer können am ehesten für die Bereiche vorgel€gt werden, bei denen
die Unterschiedlichkeil der Wirtschattssysteme nicht bedeutungsvollwar. Das triflt
vor allem auf die Angaben über die Bevölkerung zu.

Alle Kapitel mit Wirtschaftsstatistiken, d,h. die Kapitet 4, 12 (Ausnahme Außen-
handel), 14, 15, 16 und 18 enthalten demzufolge noch relativ wenige Daten über



die neuen Bundesländer. Ebenso sieht es beim Kapitel über die Ötfentlichen

Haushalte aus. ln den übrigen Kapiteln - auch im Winschattsbereich ,,Verkehr" -
ist das lnformationsangebot besser, so daß schon ein guter Einblick in die Situation

der neuen Bundesländer gegeben werden kann

Die Statistik hat durch die Vereinigung Deutschlands und den damit verknüptten

wirtschaftlichen und sozialen Umbruch erhebliche Bedeutung als Grundlage für

wirtschatts- und sozialpolitische Entscheidungen in den fünf neuen Bundes'

ländern. Für dies€ Länder kommt zum Hineinvvachsen in den gesamtdeutschen

Wirtschaftsraum noch das Wirksamwerden des europäischen Binnenmarktes

hinzu. Damit ist die Statistik herausgefordert, für die neuen Bundesländer gewis-

sermaßen zwei Schritte gleichzeitig zu tun. Diese Herauslorderung ist angenom-

men, und das lnformationsangebot der Statistik Über die neuen Bundesländer wird

Schritt lür Schritt verbesserl, so daß der nächste Datenrepod weitgehend gesamt-

deutsche Ergebnisse bereitstellen wird,





1 Bevölkerung

1.1 Die Bevölkerung im Spiegel der Statistik

Daten über Skuktur und Entwicklung der BevÖlkerung gehören zum grundle-

genden lnformationsbedarf tür last alle Bereiche von Staat, Win§chaft und Ge-

sellschaft. Die Politik benötigt sie. weil viele Entscheidungen - etwa im Bildungs-

und Gesundheitswesen - nur aut der Grundlage exakter bevÖlkerungsstatisti-

scher Angaben getrotfen werden können. Für das wirtschatlliche Geschehen

sind demographische Gegebenheilen von Bedeutung, weil sie u. a. lnformationen

über den Menschen als Arbeitskraft, Einkommensbezieher und Konsumenten

liefern.

Hinter den bloßen Zahlen verbergen sich aber auch Werthaltungen und Lebens-

einstellungen, die ihrerseits wieder Rückwirkungen auf die Bevölkerungsstruktur

haben. So spiegelt sich z. B. in der Zahl der Eheschließungen und -scheidungen,

der Geburtenentwicklung und der Familiengröße die Einstellung der Gesellschaft

zur Familie und zu Kindern wider. Der Altersaufbau hat direKe Auswirkungen auf

die Bildungs- und Beschäftigungsmöglichkeiten der Bevölkerung und beeinllußt

daher unm ttelbar ihre Lebensweise.

Aufgrund dieser vielfältigen Wechselwirkungen und des weikeichenden Bedads an

demographischen Daten ist es nicht verwunderlich, daß die 8evölkerungsstatistik

zu den kaditionsreichsten Arbeitsgebieten der amtlichen Statistik gehört Seit

langem finden in Deutschland - wie in den meisten anderen hochentwickelten

Ländern - in längertristigen Abständen Volkszählungen statt. Dadurch sind Ver
gleiche zum Teil Über Jahrhunderte hinweg möglich

Auf den Ergebnissen oer Volkszahlung aufbauend lühren die Statistischen Amter

die Fortschreibung der Bevölkerung durch. Zur Bevölkerungsfortschreibung wer
den die Aufzeichnungen der Standesämter über Geburten. Eheschließungen und

Sterbefälle herangezogen. Über die Wanderungsbewegungen, d.h. die Zu- und

Fortzüge, geben die Unterlagen der Einwohnermeldeämter Auskunft Die Fort-

schreibungsdaten werden ergänzt durch die Ergebnisse der üblicherweise jährlich

durchgelührten Mikrozensen, die eine Auswahlvon '1 % der Bevölkerung efiassen,

durch Hochrechnung aber verläßliche Aussagen über die Gesamtheit ermÖg-

lichen.

Für die ehemalige DDFI liegen in der Bevölkerungsstatistik im wesentlichen den

bundesdeutschen vergleichbare Angaben vor. zwar gab es andere Erhebungsver-

fahren, doch können mit deren Ergebnissen ebenso wie für das kÜhere Bundesge'

biet Entwicklungen und Strukturen aufgezeigt werden
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Tab. 1: Bevölkerung am 31.12. 1989 nach ausgewählten Altersgruppen

Alter von ....
bisunler....
.,,...Jahren

insgesamt weiblich
1 000 1 000

Unter 15
15-40
40-65
65 und älter

lnsggsamt

9 436
23 520
20 109
I614

62 679

Unter 15
15 -40
40-65
65 und äller
lnsgesamt

3 202
6 095
4 956
2180

16 434

Gebiet det ehem. DDR

19,5
37,1
30,2
,3,3

100

Unter t5
15 -40
40-65
65 und älter

lnsgesamt

12 639
29 615
25 065
11794
79 113

Deutschland
16,0
37,4
31,7
't 4,9

100

Fnihercs Bundesgebiet
'15,1 4 594
37,5 11 473
32,1 10 035
15,3 6 341

100 32443

1 560
2 959
2 554
1 447

I 560

6 154
14 432
12 589
7 Aza

41 003

14,2
35,4
30,9
19,5

100

18,2
34,6
25,8
17,4

100

15,0
35,2
30,7
19, t

100

'1.2 Bevölkerungsentwicklung

Am 3. Oktobe||990 hatte das seit diasem Tag wiedervereinigte Deutschtand 79,7
Mill. Einwohn8r und damit etwa 20 Mill. mehr als kurz vor Ausbruch des Zweiten
Weltkriegs. ln den beiden Teilen Deutschlands hat sich die Bevölkerungszahl s6it
1939 jedoch sehr unterschiedlich entwickett.

lm früheren Bundesgebiet stieo sie zwischen 1939 und 1974 von 43,0 Mill, auf 62,1
Mill. Danach sank sie bis 1988 wieder unter die 62-Millionen-Grenze. 1989 wurde
diese Grenze jedoch erneut überschritten, und 1990 lag die Einwohnerzahl bei
63.6 Mi .

Der Zuwachs der Bevölkerungszahl des früheren Bundesgebieis nach dem Zwei-
ten Weltkrieg (trotz der Kriegsverluste) beruhte zunächst im weseniichen aut der
Aufnahme von Venriebenen aus den Ostgebieten d6s ehemaligen Deutschen
Reichs und den deutschen Siedtungsgebieten im Austand. 1gS0 bekug di€ Zahl
der Vertriebenen im früheren Bundesgebiet rund I Mill.i das entsprach 6inem
Anteil an der Bevölkerung von 16 o/o.
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Tab. 2: Bevölkerungsentwicklung seit '1939

- Jahresdurchschnitt -

Jahresende
Früheres Bundesgebiet Gebiet der ehem, DDB1 Deutschland

1 000

1939
1950
1955
1960
'r965

1970
1975
1980
't 985
1986
1987
1988
198S
19903

€ oo8?
49 989
52 382
55 433
58 619
60 651'?

61 847
61 538
60 975
61 010

0772
61 450
62 063
63 s60

16 7452
18 388
17 944
17 241
17 024
17 058
16 850
16 737
16 644
16 624
16 641

16 666
16 614
16111

59 753
68 377
70 326
72674
75 647
77 709
78 697
7A275
77 619
77 635
77 718
78 116
7A 677
79 671

1 1 950 bis 1 988 iaweils am 30 06.

2 EEobnisde.Volkszählung.
3 Am 03 10.

zwischen 1950 und 1961 war der BevÖlkerungszuwachs hauptsächlich auf die

Zuwanderungen aus der ehemaligen DDR und Berlin (Ost), z T auch auf die

Aufnahme von Aussiedlern aus Ost- und Südosteuropa zurückzuführen Die Zahl

der Übersiedler aus der ehemaligen DDR erreichte bis zum Jahr 1961 - rechnet

man die erst nach der Flucht g€borenen Kinder mit - 3,1 Mill, oder 5,5 % der

Bevölkerung des früheren Bund€sgebiets Die Zahl der Aussiedler belief sich auf

etwa 476 000.

Seit Mitte der 6oer Jahre wird die BevÖlkerungsentwicklung im früheren Bundesge-

biet entscheidend durch die zu- und Abwanderungen von Ausländern beeinflußt ln

der Zeit von 1961 bis '1989 sind insgesamt ca. 16 Mill. Ausländer zugezogen und

ca. '12 i/ill. Ausländer aus dem früheren Bundesgebiet torlgezogen. lhre Zahl

erhöhte sich in diesem Zeitraum von knapp 690000 auf rund 4,8 Mill. Die Zunahme

ist zum größten Teil auf ZuwanderungsüberschÜsse, zum geringeren Teil auf

Geburtenüberschüsse zurückzuf ühren

Ferner fanden zwischen 1962 und 1989 etwa 1,5 N'4ill Aussiedler im früheren

Bundasgebiet Aufnahme. lm Jahr 1990 §chließlich wurde mit 397 073 Personen die

mit Absiand höchste Aussiedlerzahl der Bundesrepublik Deutschland registried

lnsgesamt gesehen sind im Zeitraum 1950 bis 1990 etwa 2,4 Mill Deutsche aus

de; Ostgebieten des ehemaligen Deutschen Fleichs sowie aus Ost' und Südost-

europa im früheren Bundesgebiet aufgenommen worden Von ihnen kamen die
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meisten - 1 351 600 oder 56 7" - aus polen. Weitere 4O2gOO ode|l7 "/" stammten
aus der Sowjetunion und 349 S0O oder 1S o/. aus Rumänien,

Mit der politischen Entwicklung in Osteuropa stieg .1989 
die Zahl der übersiedter

aus der ehemaligen DDFI einscht. Berlan (Ost) auf last S44 OOO an. tm 1. Hatbjahr
1990 wurden nochmals rund 238 OOO übersiedter registrierl, Am .1. Juti 1990 trat
das Gesetz zur Aufhebung des Aufnahmegesetzes in Kratt. Das Aufnahmeverfah-
ren für Übersiedler wurde damit beend€t und die spezielle übersiedlerstatastik

Abb. 1; Jährliche Bevölkerungszunahme bzw. .abnahme

Deulschland
Tauseoc,

+ I 000

+ 500

0

- 500

Tausend

+1m

+5m

0

- 500
1960 65 70 75 80 85 89

Fdheres Bundesgeblet
Tausend

+1mo

+ 500

0

500

Taus€rd
+ l(tr

+5m

0

- 500
1960 65 70 75 80 85 89

Gebiel cler ehem. DoE

TausendI r00

0

-1m

200

-3m

+lm

0

tm

-m
- 300

1960 70 75 80 8s 89
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Abb.2: Lebendgeborene und Gestorbene seit 1960
im früheren Bundesgebiet

Je I 0m Einwohner
2U

t5 15

t0 10

0 0

1960 65 70 75 80 85 90

Lebendgeborene

LJberschuß der Gestorbenen

Gestorbene

uberschuß

der Geborenen

Tab.3: Aussiedler nach Herkunltsgebieten im früheren Bundesgebiet

He*untsgebiet
Zeilraum

Jahr

439 714
100

221516
100

355 381

100

984 087
100

3S7 075
100

292181
66,4

110 618

4§,9

242 711

570
632 8m

113 253
28,5

13 580
3,1

8 571

3,9

56 592

15I
176 565

17,9

147 455

4 400

1.0

3 815

1.7

3 757

t1
6 620

0,7

1 038

0,3

5S 006

13,4

21 r06

9.5

6 205

1,7

3 282
0,3

530
0l

Sonstige

Gebrete

46732

53n
2,4

2 423

0_7

936

0,1
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1950-1959

1960 r 969

1970-1S79

1980-1S09

19901

Anzahl

20361
4,6

55733
252

12278
3,5

12727
1,3

1324
03

0,8

16 294
7,4

7t 415
24.1

151 157

154
r07 r89

27,0

1 Ab Berichlsjahr 1 990 bBi dor Aulgl €dorlng nach Hsrkrnllsgebiole. nur Angab€n Über diB von dsn Bundssländsm

aufgenommen€n Peßoren.

eingestellt. zuzüge aus der ehemaligen DDFI raerden seitd€m ausschließlich im

Rahmen der Wanderungsslatistik, und zwar als Binnenwanderung§tälle. erlaßt und

nachgewiesen. Danach haben zwischen dem 1 . Juli 1990 und dem 30. September
'1990 rund 87OOo Deutsche aus der eh€maligen DDR ihren Wohnsitz in eines der

alten Bundesländer verlegt.

ln der ehemaligen DDFI und Berlin (Ost) stieg die Bevölkerungszahl nach dem

Ende des Zweiten Weltkriegs als Folg€ der Aufnahme von Vertriebenen aus den

Ostgebieten des ehemaligen Deutschen Fleichs zunächst ebenfalls an, und zwar

bis auf rund 19 Mill. im Jahr 1948. Die Zahl der Vertriebenen in der ehemaligen

DDR betrug 1950 etwa 4,'1 Mill.;da§ entsPrach einem Anteil an der Bevölkerung

Yon 22 1o.

JLrgo-Tschecho-

slowakei
Ungarn

mäfienEinhe(
lns-

gesaml
Sowjel

unon
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Nach 1948 ging die Einwohnerzahl bis zum Mauerbau 1961 Jahr für Jahr zurück,
hauplsächlich als Folge der starken Abwanderung in däs früher€ Bundesgebiet.
1 961 lag sie bei '17,'1 M ill. Durch die hermetische Abriegelung der ehemaligen DDR
konnte der Bevölkerungsrückgang nur vorübergehend gestoppt werden. 1973
sank die Einwohnerzahl, auch bedingt durch Geburtendefizite in den TOer Jahren,
unter die 1 7-Millionen-G renze. Die i.4assenllucht im Jahr 1999 beschleunigte den
Bevölkerungsrückgang, und '1990 hatte die ehemalige DDR nur noch .16,1 

lvlill.
Einwohner.

1.3 DieräumlicheBevölkerungsverteilung

Der Veränderung der Bevölkerungszahl entsprechend veränderte sich auch die
Bevölkerungsdichte, d.h. die Zahl der Einwohner je euadralkilometer, in beiden
Teilen Deutschlands. lm früheren Bundesgebiet stieg sie im Zeitraum 19SO/74 von
201 auf 250 an, ging im Zeitrau m 1 985/86 auf 24S zurück und lag 1989 bei 2S2. ln
der ehemaligen DDFI verringerle sich dieser Wert zwischen 1950 und 1989 von
171 aul 152 Einwohner je Quadratkilometer. Aulgrund der wesentlich geringeren
Bevölkerungsdichte im Gebiet der ehemaligen DDH betrug die Dichtezitfer für
Deutschland insgesamt 222 Einwohner je Quadralkilometer. Am dichtesten besi6-
delt sind die Stadtstaaten (Berlin: 3860, Hamburg: 2153, Bremen: i 667 Einwoh-
ner je Quadratkilomete0 und das Land Nordrhein-Weslfalen (S02 Einwohner je
Ouadratkilometer). Die geringste Besiedlung weisen die Länder l\,,lecklenburg-
Vorpommern (82 Einwohner je Quadratkilometer), Brandenburg (91 Einwohner je
Quadratk lometer), Sachs€n-Anhalt (145 Einwohner je Ouadratkilometer), Nieder-
sachsen (154 Einwohner ie Quadratkilometer) und Bayern (159 Einwohner je
Quadratkilometed aul.

Mit einer Ausdehnung von nahezu 357000 Ouadratkilomelern lag das vereinte
Deutschland 1990 in Europa hansichtlich der Fläche an sechster Stelle und in
bezug aui die Bevölkerungsdichte - nach den Niedertanden (356), Belgien (A26)
sowie Großbritannien und Nordirland (235) - an vierter Stelte (ohne die flächen-
mäßig kleanen Länder Malta, Monaco, San Marino und Vatikanstadt). lsland mit
durchschninlich 2, Norwegen mit 13, Finnland mit '15 und auch die ehemalige
Sowjetunion mit 13 Einwohnern je Quadratkilometer sind im Vergleich dazu sehr
dünn besiedelt.

Am 1.1. 1991 gab es in Deutschland 16126 potilisch selbständige Gemeinden,
und zwar 8505 im früheren Bundesgebiet und 7621 in den neuen Eundesländern.
Erhebliche Unlerschiede bestehen in den beiden T€ilen Deutschlands hinsich ich
der Verteilung der Einwohner auf Gemeindegrößenktassen. So lebten je,,/veils .t 989
von der Bevölkerung der ehemaligen OOR 24 y" in Gem€inden mit lveniger als
2000 Einwohnern gegenüber 6 o/o der Bevölkerung des früheren Bundesgebiets.
Auf die Großslädte (100 000 oder mehr Einwohner) €ntfieten im lrüheren Bundes-
gebiet 34 % und in der ehemaligen DDR 27 % der jeweiligen Bevölkerung.
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Tab, 4: Bundesländer nach Fläche und Einwohnern

Fläche Einwohner am 31.12. 198S
Bundesland Regierungssitz

l OOO km2 l OOO ie km'?

Baden-Württemberg
Bayern
Berlin
Erandenburg
Bremen
Hamburg
Hessen
Mecklenburg-Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Wesfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstean
Thüringen

Bundesgebiet

Sluttgart
l/ünchen
Berlin
Potsdam
Bremen
Hamburg
Wiesbaden
Schwerin
Hannover
Düsseldorf
l\rainz
Saarbrücken
Dresden
Magdeburg
Kiel
Erfurt

Berlin/Bonn

70,6
oq

29,1
0,4
0,8

21.1
23,8
47 ,3
34,1
19,8
2,6

18,3
20,4
15,7

357.0

I619
11 221

3 410
2641

674
I 626
5 661
1 964
7 284

17 104
3702
1 065
4 901

2 965
2 595

269
159

3 860
91

1 667
2 153

268

154
502
186
414
267
145

79113

Tab. 5: Einwohnerzahlen und Bevölkerungsdichten
in ausgewählten Großstädlen am 31. 12. 1989

Rang-
Iolge

Stadt Einwohner
(1 000)

Stadt Einwohner
pro kmz

1

2
3
4
5
6
7
8
I

10
1'1

12
'13

14

Berlin
Hamburg
l\,4ünchen

Köln
Frankfurt am l\4ain

Essen
Dortmund
Düsseldorf
Stuttgart
Bremen
Duisburg
Leipzig
Hannover
Dresden

3 4't0
1 626
1 207

946
635
624
594
574
571

544
532
530
506
501

München
Berlin
Leipzig
Herne
Essen
Oberhausen
Gelsenkirchen
Sluttgart
Cottbus
Bochum
Düsseldorf
Nürnberg
Frankfurt am l\,4ain

Offenbach am Main

3 888
3 860
3 620
3 433
2 969
2 AA7

2764

2 705
2 703
2 645
2 614
2 557
2 542
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Abb.3: Bevölkerungsdichte in den Ländern und Stadtstaaten
am 31 . 12. 1989
Einwohner je km2

82
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Abb. 4: Altersaulbau
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1.4 Altersaufbau

Zwischen dem Altersaufbau der Bevölkerung und der Zahl der Geburten sowie der

Sterbefälle bestehen enge Wechselbeziehungen. So beeinflußt z. B. die Stärke der

einzelnen Altersiahrgänge die Zahl der Geburten und Sterbetälle. Umgekehrt

wirken sich Veränderungen der Geburtenhäufigkeit oder der Sterblichkeit unmittel-

bar auf die zahlenmäßige Besetzung der jeweiligen Jahrgänge aus Langfristig

führen solche Veränderungen u. a. zu einer Verschiebung der Relationen zwischen

den Bevölkerungsgruppen im Kindes- bzw. Jugendalter, im erwerbslähigen Alter

und im Flentenalter. Gleichzeitig ändern sich damit auch die Ouoten zwischen dem

Teil der Bevölkerung, der sich aktiv am Erwerbsleben beteiligt, und dem, der von

den Erwerbstätigen unterhalten werden muß.

Um die Altersstruktur der Bevölkerung zu veranschaulichen, verwendet man in der
Statistik eine graphische Darstellungsform, die als Alter§pyramide bezeichnet wird

Während sie zu Beginn des 20. Jahrhunderts die klassische Pyramidenlorm noch

deutlich erkennen ließ, gleicht ihr Bild heute eher einer ,,zerzausten Wettenanne",
wie sie der Bevölkerungsstatistiker Paul Flaskämper treffend beschrieben hat. ln
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Abb.5: Lebendgeborene und Gestorbene je 1000 Einwohner
in ausgewählten europäischen Ländern 1990
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diaser Darstellung treten die Wandlungen des Bevölkerungsaufbaus optisch
besonders d€utlich zutage. Wegen der hohen Geburlenzahlen vor dem Ersten
Weltkrieg lag damals der Anteil der Kinder unter 15 Jahren an der Gesamtbevölke-
rung bei über 30 y., 1989 dag€gen nur noch bei 16 7. in Gesamtdeutschland und
bei knapp 15% im früheren Bundasgebiel und 19% in der ehematigen DDR,
Umgekehrt hal sich in di€sem Zeitraum die Altersgruppe der über 65jährigen
prozentual von knapp 5 o/o auf 15 % im vereinigten Deutschland vergrößert ('15 o/o

im küheren Bundesgebiet und 13 % an der ehemaligen DDR).

1.5 Geburten und Sterbefälle

Viele lndustrieländer verzeichneten in den letzten Jahren einen Geburtenrück-
gang. Die Bundesrepublik Deutschland gehörl jedoch zu den wenigen Länd€rn, in
denen über längere Zeit hinweg jährlich mehr Menschen starben ats Kinder
geboren wurdan. Von 1972 bis 1989 gab es im früheren Bundesgebiet kein
natürliches Bevölkerungswachslum mehr; 1989 betrug der überschuß der Gestor-
benen über die Geborenen 16000 Personen.
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Die Geburtenzahl in den alten Bundesländern hatte im Jahr 1964 mit 1 ,065 Mill

ihren höchsten Stand erreicht. Sie ging bis 1978 auf 576000 zurück und ist bis

1990 kotz der ins Heiratsalter aufrückenden geburtenstarken Jahrgänge nur bis

727ooo gestiegen. lm Jahr 1990 waren wesentlich mehr Geburten als '1989 und

ein Gebudenüberschuß von 14000 Personen festzustellen Dazu trugen die hohen

zuwanderungen und die Stärke der,,Elterngeneralion" bei; eine Umkehr im
Geburtenverhalten kann daraus noch nicht abgeleitet werden

Aussagekräftiger als die absolute Geburtenzahl ist die sogenannte Fruchtbarkeits-

zilfer (Anzahl der Lebendgeborenen bezogen auf 'l 000 Frauen im Alter zwischen

Tab.6: Geborene und Gestorbene in der Bundesrepublik Deutschland
in Tausend

Jahr Lebendgeborene Gestorbere ÜberschuB
der Geborenen (+)

bzw. Gestorbenen (-)

Fdheres Gebiel der
Bundesgebiel ehem. DDR

Früheres Gebiet der Früheres Gebiet der
Bundesgebiet ehem. DDR Bundesgebiet ehem. DDB

1950
1960
1S65
1970
1971
't972

1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981

1942
1983
'1984

1985
1986
1987
1988
't 989
1990r

813
969

1 044
811

779
701
636
626
601

603
542
576
542
621
625
621
594
584
586
624
642
677
681
727

304
293
281

200
180
179
182
195

235
245

240
234
228
228

226
216
199
175

529
643
678
735

731
728
749
733
705

712
714

716
718
696
704
700
687
688
698
713

+284
+326
+367
+76
f48

-95
- 101

- 149

- 130

-123
-147
-130
-93
-98
-95
-124
-112
-'118
-76
-45
- 10

- 16
+14

+84
+59
+51

-4
-0
-34
-52
-50
-5S
-38
-3
-0
+7
+5
+12
+11
+7
+2
-l
+12
+3
-7
-26

220
234
230
241

229
240
234

238

228

225

214
213
206
201

l vorä!l ges Ergebn s.



15 und 45 Jahren), weil sie V€ränderungen der Bevölkerungszahl und des Alters-
aufbaus weitgehend ausschallet. Sie hat sich in den letzten iOO Jahren um etwa
70 7. verringert.

ln entscheidender Weise wird die Geburtenhäufigkeit von der Einstellung zu
Kindern bestimmt. ln der vorindustriellen Zeil hatten die Eltern wichlige ökonomi-
sche Motive, sich viele Kinder zu wünschen (2, B. zur Sicherung der Altersversor-
gung und als mithelfende Familienangehörige), lnzwischen sind längst andere
Überlegungen in den Vordergrund gerücK. Viellach verkannt wird, daß die moder-
nen Mittel der Empfängnisverhütung nicht die eigentliche Ursach€ des Gebunen-
rückgangs sind, sondern nur dazu beigetragen haben, die gewünschle Kinderzahl
auch tatsächlich realisieren zu können

lm Gebiet d€r ehemaligen DDR wurden bis 1968 durchr,leg m€hr Kinder geboren
als Menschen starben. Auch von 1979 bis 1988 überwogen wieder di€ Geburten,
was vor allem aul die zurückgehende Zahl der Gestorbonen zurückzuführen war.
Die Geburten€ntwicklung, die von 1963 (301 000 ceburten) bis Mitte der TOer
Jahre rückläufig war, dann aber bis Anfang der SOer Jahre ansteig8nd verliet, ging
anschließend wieder leicht zurück. Die politischen Umwälzungen mit den starken
Abwanderungen und den tielgreifenden wirtschatflichen und sozialen Veränderun-
gen wirklen sich deutlich auf die Geburtenzahl aus, 1990 sank sie geganüber dem
Vorjahr um ein Achtel, und 199'l war sie nur noch halb so hoch wis Mitte der goer
Jahre.

Nach der gegenwärtigen Geburtenhäuligkeit werden im früheren Bundesgebiet
von je 1 000 Frauen im Durchschnitt 1 400 Kinder geboren. lm Gebiet der ahemali-
gen DDFI ergab sich - vor den einschneidenden Veränderungen - ein Durchschnitt
von 1600 Kind6rn. Die zur Erhaltung des B€völkerungsbestandes auf längere
Sicht erforderliche Zahl von 2 100 Kindern je 1 OOO Frauen wird damit in Dsutsch-
land deutlich unterschritlen.

Tab. 7: Lebendgeborene auf 1 000 Frauen
im Alter von '15 bis 44 Jahren

Jahr
Fruchtbarkeitszaffer Fruchlbarkeitszifler

Jahr
Früheres

Bundesgebiet
Gebiel der

ehem. DDB
Früheres cebiet der

Bundesgebiet ehem. DDR

63
65
62

44
48
49
52
52

75
84
84
70
52
67

68

85

48

1983
1986
1987
1988
1989

48

1952
1960
1965
1S70
1975
1980



1.6 Familien und Haushalte

ln d6r Entwicklung der Kinderzahl pro Ehe spiegelt sich der Ubergang von der

Groß- zur Kleinfamilie wider. Damit einher geht die Abnahme der Haushalt§größe
bei wachsender Zahl der Haushalte. lm April 1990 wurden 28,2 Mill. Haushalte im

f rüheren Bundesgebiet ermittelt,

lm Jahre 1900 lebten in rund 44 7" aller Privathaushalte lünf oder mehr Personen,
'1990 lag der entsprechende Werl nur noch bei 5 %. Der Anteil der Zweipersonen-
haushalte nahm von '15 7o im Jahr 1900 auf 30 % 1990 zu, und der Anteil der

Einpersonenhaushalte stieg im gleichen Zeitraum von 7 % auf etwa 35 %. Somit

lebten 1990 im früheren Bundesgebiet elwa 9,8 Mill. Personen, also rund 16 7. der

Bevölkerung, allein. Die durchschnittliche Haushaltsgröße belief sich um die Jahr-
hundertwende in Deutschland auf 4,5 Personen, 1990 hingegen nur noch auf 2,3 in

den allen Bundesländern.

Nach Schätzungen aul der Grundlage von Eanwohnerdateien gab es Ende 1989 in

der ehemaligen DDB fast 6,6 [,4ill. Privalhaushalle, davon rund 1,6 Mill. Einperso-

Abb. 6: Haushaltsgrößen im früheren Bundesgebiet

% der Haushalte 0,6 der Haushalte

1900 1925

T9901950
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nenhaushalte (24,9 %) und rund 4,9 Mill. Mehrp€rsonenhaushalte (75,1 %). Ende
1989 lebte etwa jede zehnte Person (9,9 o/o) in d€r ehemaligen DDFI für sich allein;
die durchschnittliche Haushaltsgröße betrug hier 2,45 Personen,

Als Ursache für die abnehmende Haushaltsgrößs kann u.a. der Wandel von der
Agrar- zur lndustriegesellschafl angesehen werden. Damit im Zusammenhang
steht die Zunahme der Zahl städtischer Haushalte, die auch heute noch im
Durchschnitt kleiner sind als die in ländlichen cemeinden. ln den Großstädten
(lrüheres Bundesgebiet) sind insb€sondere die Einpersonenhaushalte (48 % die-
ser Haushalte befinden sich dorl) zahlreich verlreten. lm Jahre '1990 lebte fast
jeder füntte Großstadtbewohner allein, während in Gemeinden mit weniger als
100 000 Einwohnern nur €twa jeder achte einen Einpersonenhaushalt ,ührle.

Neben der Frage des Zusammenlebens in Haushalten und der Haushaltsstruktur
ist auch die Frage des Familienverbandes - vor allem im Hinblick auf die Kinder -
von großer Bedeutung, Hier richtet sich das Augenmerk insbesondere auf die
sogenannten ,,unvollständigen Familien", also Alleinerziehende mit Kind€rn. 1990
gab es im früheren Bund€sgebiet insgesamt 94'l 000 alleinsiehende Vät€r oder
Mütler mit einem oder mehr€ren Kindern unter '18 Jahren. Diese Situation war in
125000 Fällen aul den Tod d€s Partners und in 574 000 Fällen auf Scheidung oder
Trennung zurückzuführen. 242000 der Alleinerziehenden ,,/varen nie verheiratel. ln
der ehemalig€n DDH wurden Ende 1989 rund 840 000 Alleinerziehende mit
Kindern ermittelt, was einen Anteil von 17,0 o/o an allen Mehrpersonenhaushalten
bedeutete, während er im trüheren Bundesgebiet bei 10,2 % lag.

Besonders bamerk€nswert ist die Entwicklung bei den alleinstehend€n Vätern,
deren Zahl sich in den alten Bundesländern von 88000 im Jahr 1972 auf 130000
im Jahr 1990 erhöhl hat. Von ihnen hatten rund 102000 für ein Kind, 22000 für
zwei und 7000 für drei und mehr Kinder unter 18 Jahren zu sorgen.

Die Zahl der alleinerziehenden Frau6n mit Kindern unter 18 Jahren ist zwischen
1972 und 1990 im früheren Bundesgebiat von 618000 auf 811000 gestiegen.
Auch hier war in der überwiegenden Zahl det Fälle (574000) nur ein Kind
vorhanden. lmmerhin hatten aber 190000 Mütler zwei und 47000 drei Kinder und
mehr alleine zu erziehen.

1.7 Eheschließungen,Scheidungen

Der Familiensland ist im Unterschied zum Alter und Geschlecht l€diglich ein
soziales bzw. rechtliches M€rkmal. Demographisch gesehen beruht saine Bedeu-
tung aul seinem Einrluß aul die Geburtenent\,,i icklung, da im früheren Bundesgebiet
rund 90 7" aller Kinder ehelichen Verbindunqen entstammen.

Über einen Zeitraum von 1OO Jahren hinweg ist der Anteil der ledigen gegenüber
dem Anteil der verheirateten, verwitweten und geschiedenen Bevölkerung von
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60 % im Jahr 1880 auf 38 % im Jahr 1988 zurückgegangen. Dabei isl jedoch der

veränderte Altersautbau, d.h. insbesondere die starke Abnahme des Bevölke-

rungsanteils unter 15 Jahren, zu berÜcksichtigen.

ln der ehemaligen DDFI war der Anteil der Geschiedenen an der Bevölkerung

nahezu um die Hältte höher als im früheren Bundesgebiet, Außerehelich wurde ein

Drittel aller Kinder geboren.

Abb. 7: Familienstand der Bevölkerung

Fdhers Bwdesget'el
T 988

Gebet der ehemaligs ooB
1989

lm früheren Bundesgebiet lag das durchschnittliche Heiratsaller lediger Männer

1950 bei 28,1, 1975 bei 25,3 und '1989 bei 28,2 Jahren. Bei den ledigen Frauen

ging es von 25,4 Jahren 1950 aut 22,7 im Jahr '1975 zurück und stieg dann bis

1989 auf 25,7 Jahre an, Die Zahl der Eheschließungen, die u.a. auch vom

Altersaufbau der Bevölkerung abhängt, betrug 1960 rund 521 000, '1990 dagegen

etwa 4'14000.

Die Heiratshäufigkeit im irüheran Bundesgebiet - gemessen an der Zahl der

Eheschließungen je l OOO Einwohner - ist in diesem Zeitraum von 9,4 (1960) auf

6,4 (1989) gesunken, Die g€ringste Zahl von Eheschließungen wurde 1978 mit

rund 328000 registriert; der nachfolgende Anstieg ist aber l€diglich auf den

veränderten Altersaufbau zurückzuführen. Aufgrund der in das h€iratsfähige Alter

nachrückenden starken Geburtsjahrgänge hätte eine wesentlich stärkere

Zunahme an Eheschließungan erwartet werden können.

ln der ehemaligen DDFI heirateten Ledige in der Regel früher als in den alten

Bundesländern. Das durchschnittliche Heiratsalter lediger Männer betrug '1955
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24,6, 1975 23,2 und 1989 25,3 Jahre. Die ledigen Frauen heiratet€n 1955 mit
durchschnittlich 23,2, 1975 mit 21,3 und 1989 mit 23,2 Jahren.

1960 waren in der ehemaligen DDH 168000 Ehen geschlossen worden. Einem
Rückgang bis 1967 auf 117000 Eheschließungen folgte ein Anstieg bis auf
'147000 im Jatu 1977. Danach schwankte die Zahl zwischen ehva'125000 und
'140 000. Die Heiratsneigung hatte auch hier nachgelassen. 1990 war ein deutlicher
Bückgang auf 102000 Eheschließungen zu verzeichnen,

Ehen können entweder durch Tod eines Ehepanners oder durch Scheidung gelöst
werden, wobei der erstgenannte Fall weitaus überwiegt. Allerdings wuchs der

Abb, 8: Eheschließungen und Ehelösungen

600

550

5m

450

400

350

3m

2$)

z6

r50

100

600

560

5m

450

{@

3s0

3m

250

2S

150

lm

0 0
1963 65 70 75 80 85 89

n

----- Eheschließungen

- 

Ehelösungenl

Überschuß
der Ehelösungen

Überschuß
der Eheschließungen

FRüHEBES
BUIIDES6EBIET

GEBIET OER EHEM. DDR

Überschuß
der Eheschließungen

Uberschuß
der Ehelösungen

I D!r.h Tod. SchBidung, Auih€bunq od€r Nichngks dsr Eh€.

Tausend



Tab. 8: Eheschließungen und -scheidungen

Jahr Eheschließungen Ehescheidungen

insgesamt
1 000

je 1 000 Einwohner insgesamt
1 000

je 1 000 Einwohner

1S50
1955
1960
1965
1970
1975
1980
1981

1982
1983
1984
1985
't 986
1987
1988
1989
19901

1950

1960
1965
1970
1975
1980
1981
1982
1983
'1984

1985
1986
1987
1988
1989
1990

215
155
168
129
131

134
128
't2s
125
134
132
137
141
137
131
102

86
49
49

77
107
96

1't0
118
121
131

124
122
130
129
127

50
26

27
42
45
49
50
50
5U

51

49
50

1,7
0.9
0.9
1,0
1.3
1,7
1,6
1,8
1,9
2,0
2,1

2,1

2,O

2,1

2.1

2,4
1,9

2.7
1,4
1.4
1,6
1,6

3,0
3,0
3,0
3,1

3,0
3,0
3,0

536
462
521
452
445

362
360

370

365

383
398
398
414

Früheres Bundesgebiet

10,7
8,8
9,4
8,3

6,3

5,8

6,0

6,0
6,1

6,3
6,5
6,4
6,5

Cebiet der ehem. DDR

11 ,7
8,7
9,7
7,6
7,7
8,4
8,0
7,7
7,5
7,5
8,0
7,9

8,5
a,2
7,9

I vo eufges Ergsbn s



prozentuale Anteil der Scheidungen in den letzten Jahren beträchtlich: Während
'1960 im lrüheren Bundesgebiet '14 o/. aller Ehelösungen durch Scheidung erfotg-
ten, waren es 1989 31 %. Hielte diese hohe Scheidungshäutigkeit an, so hätte das
zur Folge, daß nahezu jede dritte Ehe geschieden !yürde.

Nachdem im Jahre 1977 das 1. Gesetz zur Reform des Ehe- und Familienrechts in
Kralt getreten war, ging die Zahl der Scheidungen im fniheren Bundesgebiet
zunächst stark zurück. 1978 erfolgten nur noch 9% aller Ehelösungen durch
Scheidung. Bis 1988 hat die Zahl d€r Ehescheidungen wieder stark zugenommen.
Danach ging sie leicht zurück. 1989 betrug die durchschnittliche Ehedauer zum
Zeitpunkt der Scheidung 12,1 Jahr€, wobei die Ehen im vierten und fünften Ehejahr
besonders gefährdet waren. ln rund 56 % der Fälle stellten Frauen den Schei-
dungsantrag. 52 "/" allü geschiedanan Eh€n waren kinderlos. Von Scheidungen
ihrer Eltern wurden 1989 rund 90000 minderjährige Kinder betroffen.

ln der ehemaligen DDR wurden häufiger Ehen geschieden als im lrüheren Bundes-
gebiet. Bereits 1960 entfialen '19 o/o der Ehelösungen auf Scheidungen, 1989
betrug dieser Wert 38%. ln den letzten Jahren gab es ieweils etwa 50000
Ehescheidungeni die durchschninliche Ehedauer lag bei etwa I Jahren. 1989
waren 69% der Scheidungen von Frauen betrieben worden. Gegenüber dem
früheren Bundesgebiet waren weitaus weniger der geschiedenen Ehen - nämlich
31 % - kinderlos. Dem€ntsprechend entlielen auf 1 000 Ehescheidungen wesent.
lich mehr betrotfene Kinder - und zwar 1 003 - als in den alten Bundesländern mit
707 Kindern je 1000 Ehescheidungen, Absolut waren '1989 50000 Kinder in der
ehemaligen DDFI von d€r Sch€idung ihrer Eltern betroffen.

1.8 Ausländer

1.8.1 Stand und Entwicklung

Der wirlschattliche Aufschwung, Anderungen in der Altersstruktur und längere
Ausbildungszeiten verursachten in den 60er Jahren im lrüheren Bundesgebiet
einen zunehmenden Arbeitskrättemang€1. Mit der verstärkten Beschättigung aus-
ländischer Arbeitnehmer wurde varsucht, di€sem Mangel abzuhelfen. Dement-
sprechend erhöhte sich die Zahl der im lrüh€ren Bundesgebiet lebenden Auslän-
der von knapp 690 000 im Jahr 1961 (1 ,2 o/o d6r Bevölkerung) auf 3,0 Mill. im Jahr
1970 (4,9 % der Bevölkerung). Nach einem vorübergehenden Rückgang zwischen
'1974 und 1978 aulgrund des Anwerbeslopps stieg di€ Ausländerzahl als Folge der
Familienzusammenlührungen und der verstärkten Einreise von Asylbewerbern
1982 auf knapp 4,7 Mill. '1983 ging sie erstmals seit 1978 wieder zurück. Dia starke
Abwanderung als Folge des Flückkehrhilfegesetzes führle 1984 zu einer weiteren
Abnahme, Nach dem Auslaufen des Gesetzes stieg die Ausländerzahl im Jahr
1986 wieder an und betrug 1990 5,2 Mill. (8,2"/" det Bevölkerung). lm Zsitraum
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Tab. 9: Ausländer nach Altersgruppen im früheren Bundesgebiet
Stichtagr 30. 9. 1990

Altersgruppen von . .

bisunter ... Jahren
lnsgesamt N,lännlich

1000 % 1000 0/o .1000 %

weiblich

unler 18
18 -20
20-40
40-65
65 und älter

lnsgesamt

3,1
39,4
29,4

100

687,8
103,7

1 141 ,0
936,2

77,1

2 945,9

1292,4
193,9

2 063,9
1 541,6

r50,0

5 241 ,8

23,3
3,5

38,7
31,8

2,6

100

604,6
90,1

605,4

26,3
3,9

40,2
26,4

100

Tab. 10: Ausländer in der Bundesrepublik Deutschland seit 1961

Zeitpunkt Anzahl in 1 000 Anteil an der Bevölkerung
in'Ä

6.6
27. 5
25.5
31. 12
30.9

1,2
4,3
6,8
7,7

1961
1970
1987
1989
1990

Frühetes Bundesgebiet

686,2
2 43A,6
4 't45,6

4 845,9
5 241 ,a

31. 12. '1989

30. 9. 1S90

Gebiet det ehen. DDR

191,2
166,5

2
0

31. 12. 1989
30. 9. 1S90

1970 bis 1990 nahm die zahl der Ausländer im früheren Bundesgebiet somit um

rund 2,2 Mill. zu.

Die meisten Ausländer kamen in das frühere Bundesgebiet, um hier Arbeit zu

finden. Sie sind größtenteils im eMerbsfähigen Alter und überwiegend männlichen

Geschlechts. lm Laufe der Zeit nahm der Anteil der weiblichen Ausländer aufgrund

der Familienzusammenführungen von 31 70 im Jafu 1961 aul 44 a/o im Jahr '1990

zu. Die Zahl ausländischer Kinder stieg ebenfalls an.

Auch in der ehemaligen DDR leben und arbeiten ausländische StaatsangehÖrige

Eine vom Umlang heI mit den Verhältnissen im frÜheren Bundesg€biet vergleich-

Deutschland

5 037,1
5 408,3

6,4
6,8



bare Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer hat es dort allerdings nicht 969e-
ben. Ende 1989 lebten in der ehemaligen DDR rund 191 200 Auständer (1,2 o/o der
Bevölkerung). Bis zum 3. Oktober 1990 verringerte sich diese Zahl auf rund
166500. Der Rückgang hängt otfensichtlich damit zusammen, daß Auständer im
Jahr 1990 nach Auslaufen ihrer Arbeitsverträge bzw. der von der ehemaligen DDR
getrotfenen Arbeitskräftevereinbarungen in ihre Heimat zurückgekehrt sind.

1.8.2 Aufenthaltsdauer

1990 hielten sich rund 60 % der Ausländer zehn Jahre oder länger im lrüheren
Bundesgebiet aut. Von der Möglichkeit ein€r Einbürgerung, die alterdings bistang
den Verzicht auf die bisherige Staatsbürgerschaft voraussetzt, haben €rsl sehr
wenige Ausländer Gebrauch gemacht (1989: knapp 18000 eingebürgerte per-
sonen).

1.8.3 Geburtenentwicklung

1990 kamen etwa 86300 ausländische Kinder im lrüheren Bundesgebiet zur Welt.
1975 waren es etwa 95 900 und 1985 rund 53 800 Kinder gewesen. Somit wurden
'1990 etwa 10 % wenig€r ausländische Kinder in den alten Bundesländern geboren
als '1975. Gegenwärlig hat etwa jedes achte im früheren Bund€sgebiet geborene
Kind eine ausländische Staatsangehörigkeit, während '1975 noch jed€s sechste
ausländischer Herkuntt war.

Diese Entwicklung ist auch durch eine Anpassung der Ausländerinnen an die
deutschen Verhältnisse b€einfluß1. Allerdings ist die Geburtenhäufigkeit beiden in
der Bundesrepublik lebenden Ausländerinnen nach wie vor höher als bei deut-
schen Frauen, wenn auch zwischen den einzelnen Nationalitäten erhebliche
Unterschiede bestehen. Während 1 000 Türkinnen - bei derzeitigem Geburlenver
halten - im Laule ihres Lebens rechnerisch etwa 2900 Kinder haben, sind es bei
den italienischen Frauen rund '1 500 und bei den Jugoslawinnen 1200. Bei den
doutschen Frauen beläuft sich der Vergleichswert auf rund 1 300.

1.8.4 RegionaleVerteilung

ln welchen Flegionen der Bundesrepublik Deutschland (zum Gebietsstand vor dem
3. Oktober 1990) die Gastarbeiter ihren Wohnsitz nehmen, hängt im wesen ichen
von den örtlichen Wirtschaftsstrukturen und den Erwerbsmöglichkeiten ab. So liegt
der Bevölkerungsanteil der Ausländer in den industriellen Ballungsgebieten, z. B.
an Rhein und Ruhr oder im Rhein-[rain-Gebiet, wesentlich über dem Bundes-
durchschnitl, in wirtschaftsschwachen Räumen - beispielsweise im gesamten
ehemaligen Zonenrandgebiet-dagegen erheblich darunter.

Wie sehr sich die Ausländer aul wenige Teite des früheren Bundesgebietes
konzentrieren, z€igt sich daran, daß et a 2,7 Milt. oder 51 % von ihnen in
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kreisfreien Städten leben (Bevölkerungsanteil dieser Städte an der Gesamtbe)/öl-
kerung gut ein Drittel). So war 1990 beispielsweise in Otfenbach und Frankfurt fast
jeder vierte und in München und Stuttgart jeder lünfte Einwohner Ausländer. Die
kreisfreien Slädte mit den geringsten Ausländeranteilen waren mit jeweils rund 3 7.
Emden, Weiden (Oberpfalz) und StraubinO.

'1,8.5 Asylbewerber

Seit Ende der 70er Jahre reisen verstärkt Ausländer als Asylbewerber in die
Bundesrepublik Deutschland ein. lm früheren Bundesgebiet waren es 1980 fast
108 000; danach ging die Zahl aul etwa 20 000 im Jahr 1983 zurück, stieg dann
aber - vom Jahr '1987 abgesehen - wieder an und erreichte 1990 einen Stand von
193 000.

Die Zusammensetzung der Asylbewerber nach ihrer Nalionalilät hat sich in den
letzten Jahren erheblich verändert. So kamen beispielsweise 1985 und 1986 die
meisten von ihnen noch aus asiatischen Ländern. Seitdem domini€ren als Her-
kunttsländer europäische Staaten und hier wiederum Polen und die Türkei sowie
Jugoslawien (seit '1988) und Rumänien (seit 1990),

Der Anteil der als polilisch Verlolgle anerkannten Asylbewerber sank im Zeitraum
von'1985 bis 1990 von 29 a/a aul tund 4 y".
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Tab. 11: Asylbewerber und -berechtigte '1971 bis 1990
im früheren Bundesgebiet

Jahr Asylbewerber Asylberechtigte Anerkennungsquote

Anzahl

1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977
1978
1979
1980
1981

1982
1983
1984
't 985
1986
't 987
1988
't989

1990

5

5

I
11

16

5l
107
49
37
19

73
99
57

103
121
't 93

388
289
595
424

123
410
136
493
818
391
423

278
432
650
37S
076
3't8
063

5 674
2 444
2 047
4 133
2928

't 854
2 307
6 573

12743
8 531
6 209
5 032
6 566

11 224
I 853
I231
7 621
5 991
I518

57,O
39,8
33,0
32,4

18,4
10,0
10,3
16,5
12,O

7,7
6,8

13,7
26,6

15,9
9,4
8,6
5,0
4,4
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2 Bildung

2.1 Einführung

Kaum ein Politikbereich wird mit so vielen, zum Teil kontroversen Schlagworlen
belegt wie die Bildungspolitik. Lehrerschwemme, Studentenberg, Pillenknick, Bil-

dungsnotstand oder Akademikerarbeitslosigkeit sind nur eine kleine Au§wahl aus

dem Vokabular, das zur Kennzeichnung der Bildungssituation dienen soll. Dabei

wird oft mehr Verwirrung gestiftet als Klarheit herbeigeführt. Hinzu kommt, daß slch
durch die Wiedervereinigung D€utschlands viele zusätzliche Probleme der Bil-

dungspolitik ergeben haben, wie z. B. die Anerkennung von Bildungsabschlüssen,
die Übernahme von Lehrern, die Ausstattung der Hochschulen und die Bereitstel-
lung von genügend Ausbildungsplälzen in den neuen Bundesländern. Deshalb ist

es notwendig, zur Versachlichung dar Diskussion und zur ProblemlÖsung in der
Bildungspolitik fundiertes statistisches Material bereitzustellen.

Nicht alle Bildungsprozesse lassen sich statistisch erfassen. ,,Bildung" edährt
schon das Kleinkind in der Familie, indem es beispielsweise die Sprache und

soziale Verhaltensweisen lernt, Hierüber können kaum quantitattve Aussagen
getrotfen werden. Die vorhandenen statistischen Unterlagen vermitteln in erster

Linie Erkenntnisse über die Schüler, Auszubildenden und Studenten sowie über

die eingesetzten Leh*räfte. Abb. 1 und 2 z€igen die Bereiche, für die statistisches
l,laterial zur Verfügung steht.

Darüber hinaus geben die Statistiken aber auch Einblick in die Rahmenbedingun-
gen des Bildungsbereichs, die sich in den vergangenen Jahren grundlegend

geändert haben. Entscheidende Einllüsse gehen dabei von der demographischen
Entwicklung aus. lm früheren Bundesgebiet ast der Altersaufbau der Bevölkerung
gekennzeichnet durch die geburtenstarken Jahrgäng€ der 60er Jahre mit rund

1 Mill. Neugeborenen pro Jahr und die nachfolgenden geburlenschwachen Jahr-
gänge mit etwa 600 000 Neugeborenen im Durchschnitt der Jahre 1974 bis 1989.

Zeitversetzt ergeben sich hierdurch unterschiedliche Jahrgangsstärken bei den

Schülern, Auszubildenden und Studenten. Allerdings ist die BevÖlkerungsentwick-
lung nicht der einzige Einflußfaktor des Bildungsangebots und der Bildungsnach-
lrage. Von großer Bedeutung sind auch die individuellen Bildungsentscheidungen

und die Maßnahmen zur Umselzung bildungspolitischer Ziele.

ln der ehemaligen DDR wurde die Anzahl und Art der Ausbildungs- und Studien-
plätze im Rahmen der zenlralen allgemeinen Wirtschaftsplanung festgelegl. Hierzu

wurde bereits durch die Beschränkung der Schülerzahl an erweiterten polytechni-

schen Oberschulen, die zur Hochschulreife führten, steuernd in persönliche Bil'
dungsentscheidungen eingegritfen.
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Abb. '1 : Grundstruktur des Bildungswesens 1990
im früheren Bundesgebiet
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Abb. 2: Struktur des Bildungswesens '1989

in der ehem. DDR
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2.2 Kindergärten

ln Kindergäden werden Kinder ab drei Jahren bis zum Schuleintritt erzieherisch
betreul. Das Angebot an Kinderganenplätzen für Drei- bis Sechsjährige hat in der
Vergangenheit deutlich zugenommen, lm früheren Bundesgebiet standen '1986 in
den fast 26000 Kindergärten und kindergartenähnlichen Einrichtungen insgesamt
etwa 1,5 Mill. Kindergarlenplätze zur Vedügung, Damit wurde die Versorgungs-
quote von rund 30 % im Jahr 1960 auf über 80 % im Jahr'1986 gesteigert.

ln den'13452 Kindergärten der ehemaligen DDR wurden '1989 rund 747 000
Kinder betreut. Hier stieg die Vorsorgungsrate von rund 45 % im Jahr 1960 auf
über 95 % im Jahr 1989.

2.3 Allgemeinbildende und berufliche Schulen

ln der Ausgestaltung des allgemeinbildenden und berutlichen Schulwesens spie-
geln sich aulgrund der historischen Entwicklung die unterschiedlichen gesell-
schaftspolitischen Grundordnungen in den beiden Teilen Deutschlands wider. Oas
Grundgesetz weist den Bundesländern im Rahmen der föderalistischen Staatsord.
nung die Gesetzgebungskompetenz für das Schulwesen zu, die sie als Teil ihrer
Kulturhoheit ausüben.

Dagegen war in der ehemaligen DDR das gesamie politische System von den
Grundsätzen des ,,demokratischen Zentralismus" geprägt. Das Schulwesen wurde
nach zentralen Vorgaben gelenkt und geplant. Ausdruck hierfür war das konse-
quent angestrebte Einheitsschulmodell für alle Kinder und Jugendlichen. Nach der
Wiedervereinigung soll in den neuen Bundesländern das gesamte Schulwesen
reformiert werden. Dies€r Umstellungsprozeß ist in einig€n Bundesländern schon
vollzogen, in anderen wird er dag€gan sukzessive angestr€bt.

2.3.1 Schüler im trüheren Bundesgebiet

Die Schulkindergärten (für schulpflichtige, aber noch nichl schulreile Kinder) und
die Vorklassen (für schulreife, aber noch nicht schulptlichtige Kinder) bereiten aul
den Eintritt in die Grundschul€ vor. 1990 besuchten rund 70000 Kinder diese
Einrichtungen.

Die Schulpllicht beginnt nach Vollendung des sechslen Lebensjahras. Sie beträgt
zwölf Jahre, davon in der Regel neun Vollzeitschuljahre und drei Teilzeitschuljahre,

Die Grundschule, die in der Flegel vier Schuljahre dauert, besuchen alle Kinder
gemeinsam. Mit zeitlicher Verzögerung zur nickläufigen Geburt6n6ntwicklung (vgl.
Kap.'l) verringerte sich die Anzahl der Kinder, die jährlich eingeschult wurd6n.
Während zwischen '1970 und '1974 noch über 1 lvlill. Einschulungen pro Jahr



Abb.3: Schüler in ausgewählten Schularten '1970 bis 2010
im Irüheren Bundesqebiet

-/\/.\

1 Einschl. schulari!nabhän9iqs Orienliprungsslule.
2 Einschl. Berufssonderschule., Beru,svorbereitungs- und Ber!lsgrundbildungsjah(
Pognose: Stind ge Konlerenz ds Ku usm.isler der Länder. Arbe lsmalerial, VoraLsberehnuog der Schüler und

Absolvenlenzhlen 1990 bis 2010

edolgten, waren es zu Beginn des Schuljahres 1990/91 nur noch 625000. Diese
Entwicklung findet ihren Niederschlag in der verringerten Schülerzahl an den
Grundschulen (1990: 2,5 N4ill.) sowie in der rückläufigen Gesamtzahl der Schüler
an allg€meinbildenden Schulen.

1975 erreichte die Schülerzahl an allgemeinbildenden Schulen mit über 10 Mill.
ihren Höchststand und verminderte sich dann fast kontinuierlich auf 6,9 Mill. im

Jahr 1990. Verringen hal sich zunächst nur die Zahl deutscher SchÜler, während

die Zahl ausländischer Kinder an den Schulen erst 1982 ihren Höhepunkt erlangte.
'1975 war nur etlva jeder 26. Schüler an allgemeinbildenden Schulen ausländischer
Herkunft, 1990 dagegen jeder neunte.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonferenz werden in den kommen-

den Jahren auch die Schülerzahlen im Bereich der beruflichen Schulen noch weiler
sinken,
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Welche weiterlührende Schulart nach dem Besuch der Grundschule in Betracht
kommt - Hauptschule, Realschule, Gymnasium oder Gesamtschule - richtet sich
nach der Empfehlung der Grundschule, dem Wunsch der Ellern sowie den
Leislungen des Schülers; außerdem dienen die Schuljahre fünf und sechs der
allgemeinbildenden Schulen der Förderung und Orientierung aller Schüler im
Hinblick aul ihre weitere Schullaufbahn (Orientierungsstufe). 1990 wurden in den
Hauptschulen (einschl. schulartunabhängige Orientierungsstufe) 1,3 Mill. Schüler,
in den Flealschulen 0,9 Mill. Schüler und in d€n Gymnasien 1,5 Mill. Schüler
unterrichtel. Außerdem besuchlen 0,3 Mill. Schüler lntegrierte Gesamtschulen
(einschl. Freier Waldorfschulen), in denen die Bildungsgänge von Hauptschule,
Realschule und Gymnasium in unterschiedlicher organisatorischer und inhaltlicher
Ausgestaltung zusammengefaßt sind.

lm Schulbesuch spiegelt sich der Trend zu höh€ren Bildungsabschlüssen wider.
Dies wird anschaulich, wenn man die Vertailung eines beslimmten Altersjahrgangs
aul die unterschiedlichen Schularten im Zeitablauf betrachtet. Für eine solche
Untersuchung erscheinen die 13jährigen (8. Klassenslufa) besonders geeignet,

'/veil in diesem Alter in der Regel die Enischeidung für die weilerführende Schulart
gefallen ist und sie andererseits noch der Vollzeitschulpflicht unterliegen, Dabei

Abb.4; Schulbesuch der 13jähragen im früheren Bundesgebiet
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wird deutlich. daß sich d€r Schulbesuch in dieser Altersslufe kontinuierlich von den
Hauptschulen aul die Flealschulen, Gymnasien und lntegrierten Gesamtschulen
verlagert hat. So wurden z. B. im Jahr 1960 noch 70 % der 1Sjährigen an Haupt-

schulen, aber nur 26 o/o an Realschullen und Gymnasien unterrichtet; 1990 lag das

Verhältnis bei 31 ya zu 57 "/".

Neben den bereits genannten Schularten gibt es die Sonderschulen, Das sind
Einrichtungen zur Förderung und Betreuung körperlich, geistig oder seelisch
benachteiligter oder sozial gelährdeter Kinder, die nicht oder nicht mit ausreichen-
dem Erfolg in anderen Schulen unterrichtet werden können. 1990 besuchten
252000 Kinder Sonderschulen, also knapp 4% der insgesamt etwa 6,9 Mill,

Schüler an allgemeinbildenden Schulen. Der überwiegende Teil (55 %) der Behin-

derten wurde in Klassen für Lernbehinderte unterrichtet.

Außerhalb der allgemeinen Schulpllicht besleht die Möglichkeit, Schulabschlüsse
an Abendschulen und Kollegs nachzuholen. 1990 nutzten 4'l 700 Erwachsene

dieses Bildungsangebot.

Bei der zahlenmäßigen Entwicklung der Schulabgänger wirkten sich mit zeitlicher

Vezögerung die sehr unterschiedliche Besetzung der einzelnen Schuljahrgänge

und der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen aus. zwischen 1970 und '1990 hat

sich die Anzahl der Schulabgänger, die die Schule nach Beendigung der Vollzeit-

schulpllicht ohne Hauptschulabschluß verlassen hat, mehr als halbiert und die

Anzahl der Schulabgänger mit HauptschulabschluB ebenfalls deutlich verringert.

Daqegen hat sich die Gesamtzahl der Abgänger mit Ftealschul- oder gleichwerti-
gem Abschluß fast verdoppelt und die der Abgänger mit Hochschul- oder Fach-

hochschulreife mehr als verdreifacht.

Tab, '1: Schüler an allgemeinbildenden Schulen im früheren Bundesgebiet
in Tausend

Schulart 1960 1970 1980 1990

Schulkindergärten und
Vorklassen
Grundschulen
Hauptschulenl
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
lntegrierte Gesamtschulen2
Abendschulen und Kollegs

lnsgesamt

3 097
2120

143
447
853

32
3 S73
2375

886
1 379

62
2773

354
1351
2 119

220
35

10
2 535
1 273

865
1 550

296
4225

6 669 I 992 I 186 6 883

1 Enschl.schuarronabhängigerorenberungsslule.
2 E ns,:hl Frei€r Waldor,schulen
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Tab. 2: Schulabgänger aus allgemeinbildenden und berullichen, Schulen
im früheren Bundesgebiet

Davon (%)

nach Beendigung der
Vollzeil§chulptlicht

Jahr mil B€alschul
oder gleichw.

Abschluß
ohne Haupl-

schulabschluß
mit Haupt-

schulabschluß

mit Hochschul.
oder Fachhoch.

schulreile

lnsgesaml
1 000

1970
1975
1980
1990

769
92'l

1 105
el2

17,5
11,8
10,1

6,6

45,0
38,2
35,6
24,6

11,4
18,4
19,8
33,8

26.0
3't,6
34,5
35,0

1 Schulabgänger aus berufiichen Schul€n sind hier nur insoweit srtaßt, ais sis Abs.hruBz.ugnissa 6rha[.n hab€n,
di6 dom Roal&hulabschluß gl€ichw6.tlg sind od€r zum B*uch 6in6r Hehschut€ b66ctnig€n.

1990 beendeten 6,6 % der Abgänger aus allgemeinbitdenden Schuten ihre Voll-
zeilschulpflicht ohne Hauptschulabschluß. ln dieser Grupp€ sind Jungen stärker
v€rlreten als Mädchen

Die Schulabgänger mit Haupt- oder Flealschulabschtuß setzen ihre Ausbildung
überwiegend im dualen System von Berufsschule und Betieb forl. Die Berufs-
schule €rgänzt hier die gleichzeitige praktische Ausbitdung im Betrieb. Daneben
wird die Berufsschule aber auch von Jugendlichen unl8r i8 Jahren ohne Ausbil-
dungsvertrag besucht, die noch der dreijährigen Teilzeitschulpflicht unterliegen. lm
Jahr 1990 gab es insgesamt 1,6 Mill. Berufsschüler, davon waren i.4 Mill.
Auszubildende im dualen System.

Außerdem best€ht nach der Entlassung aus den allgemeinbildenden Schulen die
Mfulichkeit, eine Berufsfachschule zu besuchen. Es handelt sich dabei um Voll-
zeitschulen, die ein bis dreiJahre besucht werden und zur Berulsvorbereitung oder
auch zur vollen Berufsausbildung dienen. 1990 wurden rund 245 600 Schüler an
Berufsfachschulen unterrichtet, und zwar bevozugt in Wirtschafts-, Handels- und
Verwaltungsberulen. Fachoberschulen bzw. Fachgymnasien, die den Zugang zu
den Hochschulen erötlnen, besuchten '1990 2O0S0O Jugendliche.

Die Fachschulen (einschließlich Fach-/Berufsakademien) werden in der Regel
freiwillig nach einer bereits erworbenen Berufsausbildung und praktischer Berufs.
erfahrung besucht und vermitteln eine weitergehende fachliche Ausbildung im
Beruf. 1990 gab es rund 123 800 Fachschüler.

An den Schulen des Gesundheitswesens wurden 1990 rund 97 OOO Jugendliche
zum (Kinder-)Krankenptleger oder für andere nichtakademische Gesundheits-
dienstberule ausgebildet.



Tab.3: Schüler an beruflichen Schulen sowie Schulen
des Gesundheitswesens im f rüheren Bundesgebiet
in Tausend

Schularl 1960 1970 1980 1990

Berulliche Schulen
Berufsschulenl
Berursaufbauschulen
Berufstachschulen
Fachoberschulen
Fachgymnasien2
Berufs-/Technische
Oberschulen
Fachschulen3

Schulen des
Gesundheitswesens

788
662

984
600

40
183

51

7

61

2 576
1 970

22

79
8l

2 163
1 579

246
74

126

125

I 102
4

97

6
124

974

1 Einschl. B€ruissonderschu16n, Bsrulsvolber€iiüngs_ und B€rulsgrundbilduigsiahr
2 ln NordlhBin-Westlal€n: Kollsgschuen.
3 E nsch Fach./Borulsakad6m en.

2,3.2 Schüler in der ehemaligen DDR

ln der ehemalagen DDR bestand seit 1959 zvvar die generelle zehnjährige Vollzeit-

schulpflicht, ab;r in bestimmten Fällen war ein frühzeitiger Übergang, meist nach

der 8. Klassenstufe, in die Berut§au§bildung mÖglich.

Kernstück des ,,einheitlichen sozialistischen Bildungssystems" war die zehnklas-

sige allgemeinbildende polyt€chnische Oberschule, die die Grundlage für alle

weitedührenden Bildungswege und die berulliche Ausbildung legte, lm Schuljahr

1990/91 wurden rund 2 Mill. SchÜler an dieser Einrichtung gezählt

Die erweiterte allgemeinbildende polytechnische Oberschule umlaßte die Klassen-

stulen 11 und '12 und schloß als Abiturstufe an die o g Schulart an. Durch

Begrdnzung des Zugangs besuchten im Schuljahr 1990/91 nur 44100 Schüler

diese Schullorm.

Das Abitur konnte außerdem in den Abiturklassen der Berufsschulen (in drei

Jahr€n) parallel zu einer Berufsausbildung erreicht werden, daneben konnte die-

ser Schulabschluß in Abendkursen an den Volkshochschulen erworben werden

lvgt.2.7).

Trolz das propagierten Einheitscharakters der zehnkla§sigen allgemeinbildenden

und der erweiterten polytechnischen Oberschulen wurden auch Spezialschulen

oder -klassen eingerichtet, die SchÜler mit hoher Leistungsbereitschatt oder mit

besonderen Begabungen aufnahmen und inlensiv fÖrderten, wie dies insbeson-
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dere in den Kinder- und Jugendsportschulen praktiziert wurde. Der Anteil diesar
Schüler betrug ca. 1 7..

Auch in der ehemaligen DDR bestand ein differenziertes Sonderschulwesen. 1990
besuchlen 65 500 Schüler diese Schulart.

Die Autgaben des zweaten Bildungsweges, Er,,/vachsenen die Get€genheit zu
geben, im Abandunterricht die Abschlüsse der allgemeinbildenden Schulsn nach-
zuholen, nahmen die Volkshochschulen wahr. Ferner konnten sich Facharbeitor in
Sonderlehrgängen auf das Fachschulsiudium vorbereiten oder die SonderHoch-
schulreifeprülung lür bestimmte Sludaenfächer ablegen. lm Schuliahr 1989/90
hatten etwa 28200 Erwachsene diese Volkshochschullehrgänge belegt.

Tab.4: Schüler an allgemeinbildenden und beruflichen Schulen
im Gebiet der ehem. DDR (in Tausend)

Schulart 1970 1980 't 989 1990

Polytechnische Oberschulen
Erweiterte Oberschulen
Sonderschulen
Berufsschulen
Fachschulen

lnsgesaml 3 266 2 943

253r',
55
79

431
167

220d.
47
61

459
172

1 986
40
64

314
't 53

r 971
44
65

280
116

2 476

ln d€r ehemaligen DDR wurden 1990 rund '185000 Schulabgänger aus allgemeinbil-
denden Schulen mit€inem Abgangs- oder Abschlußzeugnis entlassen. Hiervon hatten
29 300 Schüler keinen Abschluß, 13600 erhielten den Abschluß der 8. Ktassenstufe
und 122300 den Abschluß der '10. Klassenslufe. Am Ende des Schuljahres 1989i90
legten 19600 Schüler die Hochschukeifeprüfung mit Erfolg ab.

Die bekiebliche Berufsbildung in der ehemaligen ODR unterschied sich in ihrer
Organisationsstruktur vom dualen Ausbildungssystem im früheren Bundesgebiet.
Für nahezu drei Viertel der Lehrlinge war der Lernort für Theorie und Praxis gleich,
denn auch der theoretische Unterricht war über die Einrichtung von Betriebsberufs-
schulen in den Betrieb integriert. Nur etwa ein Vi€rtel der Berulsschulen wurden
von den Kommunen unterhallen. An den Berufsschulen mit Abiturklassen konnte
gleichzeitig eine Facharbeiterausbildung und die Hochschulreife erlangt weden-
Die überwiegende Mehrheit der 280000 Berufsschüler im Schuljahr 1990/91
bestand aus Absolventen der zehnklassigen allgemeinbildenden Oberschule. 1989
verließen noch ca. 208000 Schulabgänger die Berufsschulen.

Durch den Staatsvertrag zur Währungs-, Wirlschatts- und Sozialunion hatte sich
die ehemalige DDR verpflichtet, den Ordnungsrahmen und die Berufsslruktur der
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Berufsausbildung im bisherigen Bundesgebiet anzuslreben. Dies ist beginn€nd mit

dem '1. September 1990 in den neuen Bundesländern auch nach und nach

verwirklicht worden.

Die Fachschulen sind spezifische Einrichtungen des beruflichen Bildungswesens

der ehemaligen DDR und in Niveau und Struktur zwischen den Fachschulen und

Tab. 5: Schulabgänger aus allgemeinbildenden und beruflichen Schulen
im Gebiet der ehem. DDR (in Tausend)

Schulart 1970 1980 1989 1990

Polytechnische Oberschulen
Erweiterte Oberschulen
Sonderschulen
Berufsschulenl
Fachschulen2

lnsgesamt

171
26

260

493

265
42

20

208
41

424

245
22

58
20

7

40

1 Bestand6ne Fachaöe[6arul!ngen.

den Fachhochschulen des früheren Bundesgebietes anzusetzen. Die Umwand-
lung von Fachschulen und ihre Angleichung an die Bildungsstrukluren der Bundes-

republik ist noch im Gange. '1990 gab es 115600 Fachschüler. lm selben Jahr
haben 39 700 Schulabgänger diese Schulart verlassen.

2.3.3 Lehrer im früheren Bundesgebiet

Die Oualität der schulischen Ausbildung wird durch die SchülerLehrerRelation
beeinflußt, die anzeigt, wie intensiv sich der Lehrer mit dem einzelnen Schüler

beschäftigen kann. An allen Schularlen konnte seit'1970 die Betreuungsrelation
verbessert werden. So verminderte sich z. B. die Anzahl der Schüler je Lehrer an

den Sonderschulen zwischen 1970 und '1989 von durchschnittlich 15,3 auf 6,3, an

den Realschulen von 23,1 auf 16,2 Lehrpersonen.

1990 unterrchteten 453000 Lehrer an allgemeinbildenden Schulen und 88700 an

beruflichen Schulen. lhre Zahl hat sich gegenüber 1970 aulgrund der geburtenstar

ken Jahrgänge und der gestiegenen Bildungsnachhage wesentlich erhÖht, insbe-

sondere bei den Realschulen und Gymnasien. Allerdings sind die Lehrerzahlen

angesichts sinkender Schülerzahlen teilweise bereits wieder rÜckläufig. So unter-
richteten 1990 rund 88 500 Lehrer an den Hauptschulen (einschl. schulartunabhän'
gige Orientierungsstufe).
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Tab.6: Schülerje Lehrerl an allgemeinbildendsn und berurlichen Schulen
im lrüheren Bundesgebiet

Schulart 1970 1980 19S0

Schulkindergärten und Vorklassen
Grundschulen
Hauptschulen2
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasi6n
lntegrierte Gesamtschulen3
Abendschulen und Kollegs
Berufliche Schulen

31,6

15,3
23,1
18,8

'14,6

23,8
19,3
8,7

21,5
17,4
15,5
14,8
32,0

14,3
20,5
14,4
6.3

16,2
13.4
't2,6

14,0
24,4

I Vollze,llshrq und in Vollzsillsh.or umgErehn€te T€iz€it6h.6.
2 Einschl. *hularrunabhängig6r Ori6.ri€rungsstute,
3 Einsdrl. Flgi€r Waldortschuton.

Ousll6: Srändige Konlerenz der Xultusminßtord6r Länder.

Tab,7: Lehrerl an allgemeinbildenden und berullichen Schulen
im lrüheren Bundesgebiet (in Tausend)

Schulart 't 970 't 980 1990

Allg€meinbildende Schulen
Schulkindergärten und Vorklass€n
Grundschulen
Hauptschulen2
Sonderschulen
Realschulen
Gymnasien
lntegrierte Gesamtschulen3
Abendschulen und Kollegs

Berufliche Schulen

124
88
40

116
24

89

339

202

21

77

2

481
4

'116

117
41

63
122

16
2

80

1 Vollz€idehrcr und rn Voll2€ill6hr6r umg€rschnsl€ T€ilz6dt€hrer
2 Eira.hl. s.hularionabhängig€rOn6rnierungsstuf€.
3 Eins.hl. Fr6ier Waldorlschur€n.

A06[€]56ndgo Xo.,6€nz der Kultusminisiar der tÄnd.r.

2.3,4 Lehrer in der ehemaligen DDR

Die Daten über die Lehrer in der ehemaligen DDR waren nichl Bestandteil der
jährlichen Schulstatistik, sondern wurden aus einer gesonderen personalstätistik
gewonnen, die seit'1990 nicht mehr fortgefühn wird. 1989 wurden an allgemeinbi!
denden Schulen 167800 vollbeschäftigla Lehrer, an Berufsschulen 16OOO und an
Fachschul€n rund 11500 LehrkräIte gezähtt. lm Zuge der Umgestaltung des
Schulwesens soll eine neue Lehrerstatistik aufgebaut werden.
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Tab.8: Vollbeschäftigte Lehrer im Gebiet der ehem, DDR
in Tausend

Schulart 1970 1980 1989

Polytechnische Oberschulen
Erweiterte Oberschulen
Sonderschulen
Berufsschulen
Fachschulen

lnsgesamt

15
6

159

't6

10

195

138 16S 168

11

195

2.4 Betriebliche Berufsausbildung

Während der Besuch der Berufsschulen zur Vermittlung der fachtheoretischen

Ausbildungsinhalte dient, vollzieht sich die praktische Berulsausbildung durch das

unmittelbare Lernen am Arbeitsplatz oder in den Ausbildungswerkstätten.

Der demographisch bedingte Druck auf den Lehrstellenmarkt im früheren Bundes-

gebiet hat nachgelassen. Seit 1985 stehen geburlenschwächere Jahrgänge an der

Schwelle zwischen Schule und Berufsausbildung. Wie in den Vorjahren Überslieg

auch 1990 das Gesamtangebot an betrieblichen Ausbildungsplätzen die Gesamt-

nachfrage. Bei dieser Betrachtung bleiben allerdings die noch bestehenden regio'

nalen Ungleichgewichle außer acht.

Die Situation bei den Ausbildungsstellen hat sich durch das gestiegene Gesamtan-

gebot zugunsten der Auszubildenden weiter verbessen 1987 lag der Angebots-

überschuR bei 10660 Ausbildungsplätzen und erhöhte sich bis 1990 aul rund

99900. Die Anzahl der bis zum Beginn des Ausbildungsiahres 1990/9'1 neu

abgeschlossenen Ausbildungsverträge belief sich auf rund 545 000 Zum gleichen

Zeitpunkt standen 1 15 000 unbesetzten Ausbildungsplätzen noch 34 000 unvermit-

telte Bewerber gegenÜber.

Die Entwicklung des betrieblichen Ausbildungsstellenangebots in den neuen Bun-

desländern hielt mit der Bewerbernachfrage nicht Schritt. 1990 standen 129000
gemeldete Ausbildungsplätze 140 oo0 Nachkagern gegenüber. Die Zahl der abge-

schlossenen Ausbildungsverträge belief sich aul 123 000.

ln den letzten Jahren wünschten nicht nur Haupt- und Bealschulabgänger, sondern

auch Abiturienten verstärkt eine betriebliche Berufsausbildung. Von den 1,5 Mill.

Jugendlichen im lrüheren Bundesgebiet. die '1990 in einem Ausbildungsverhältnis

standen, besaßen 16,2 % die Hochschul- oder Fachhochschulreife, 34,0 % verfüg-
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ten über einen Realschul- odar gleichwertigen Abschluß, und 30,5 % konnten den
Besuch einer Hauptschule (mit oder ohne Abschluß) als höchsten Bildungsgang
nachweisen. 19,3 % hatten eina sonslige Vorbildung (2. B. Berufsvorber€ilungs-
jahr, schulisches Berutsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule).

Die Verteilung der Auszubildenden läßt deutliche Schwerpunkte erkennen: 1990
konzentrierten sich 64 % aller Ausbildungsplätze männlicher und 80 % aller Aus-
bildungsplätze weiblicher Auszubildender aul nur 25 von insgesamt knapp 377

Abb. 5: Ausbildungsplätze 1978-1990
im früheren Bundesgebiet

Berufsausbildung im Betrieb
706

650

ß40 1981 19e2 ß43 1944 ß45 lSaA 1ga7

" Eh€maig. OOR bzw n€u€ Bund6sEnd6r
tohne sarulsß5ndlno mir ahirur)

19aa r990

anerkannten Ausbildungsberufen. Viele Jugendliche finden im Berul ihrer Wahl
keinen Ausbildungsplatz und müssen deshalb auf andere Ausbitdungsgänge aus-
weichen oder Arbeitslosigkeit in Kaul nehmen.

ln den neuen Bundesländern liegt tür die Berufsausbildung bisher nur die Anzahl
der Auszubildenden an Berufsschulen vor. So beranden sich 1990 256 OOO Berufs-
schüler in einer Berufsausbildung, davon war€n 38,1 o/. weibliche Auszubildend€.
Der Anteil der ausländischen Auszubildenden lag bei 0,3 %.

Nou abga8chloaSano
Ausbildung!y6rträ96
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Tab, 9: Auszubildende in den neuen Bundesländern 1990
(Statistik der beruf lichen Schulen)

Land Auszubildende
insgesamt

darunter
Ausländer

Auszubildende im
1. Schuljahrgang

Anzahl Anzahl

Brandenburg
lvlecklenburg-Vorpommern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen
Berlin (Ost)

lnsgesamt

33 151

75 681
46 250
43 910
17 425

0,3
0,6
0,2
0,5
0,3
0,1

0,3

49,1
47,7
48,7
48,5
47,O

48,2255 539

19 203
15 807
36 857
22 561
20 638
I 225

123 251

Tab. '10: Auszubildende, Angebot und Nachfrage nach Ausbildungsplätzen
sowie bestandene Abschlußprüf ungen (in Tausend)

Jahr Auszubildende
insgesamll

Ausbildungsplätze
Angebot Nachfrage

Neu
abgeschlossene

Ausbildunqs-
vertrage'

Besiandene
AbschluR-
prüfungen

1988
1989
1990

1990

1 658
1 553
1 477

256

Frühercs Bundesgebiet

666 629
669 602
659 559

Neue Bundesländet

129 140

604
584
545

643
602

l Stand:J eis 31 12.

2 StandrJoweis 30.9.

Ouelle Bundesm nisteriurn lür Bildong und Wiss6n*häft, B€rulsbildungsb€r cht.

Bei den männlichen Jugendlichen rangiert der Beruf Krafttahrzeugmechaniker in

der Beliebtheitsskala eindeutig an erster Stelle: nahezu jeder dreizehnte Auszubil-

dende ergreift ihn. Ein großer Teil der Mädchen entscheidet §ich lür die Berufe

Bürokauffrau und Friseurin. Neuerdings lassen sie sich verstärkt auch in einigen

typischen,,Männerberufen" ausbilden; so durchliefen 1990 beispielsweise bereits

rund 2 7oo junge Frauen eine Ausbildung als Malerin und Lackiererin.

Am Ende der Berulsausbildung sind Abschlußprüf ungen durchzulÜhren Die

Ertolgsquote lag 1990 bei 88 o/o, d.h. von 602830 Prüfungen wurden 531 647

bestanden.



Abb.6 Auszubildende in den zehn am stärksten besetzten Ausbildungs-
berufen im früheren Bundesgebiet
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2.5 Studienabsichten

Jährlich werden die Schüler, die kurz vor der ReileprÜfung stehen, nach ihren

Studien- und Berulswünschen befragt. '1991 äußerten 66 o/o der SchÜler, die die

Hochschulreife anstrebten. den Wunsch zu studieren, 12% bekundeten keine

Studienabsichten, und die restlichen 21 a/o waren noch unentschlossen. Von den

Schülern, die sich aul die Fachhochschulreile vorbereiteten, beabsichtigten 68 %

die Aufnahme eines Studiums, während I % nicht studieren wolltenl 23 0/6 hatten

diesbezüglich noch keine konkreten Zukunttspläne. Bei den Mädchen war die

Studienneigung insgesamt geringer ausgeprägt als bei den Jungen.

1991 wurden erstmals die Schüler in den neuen Bundesländern befragt. Nur die

Hälfte (50 o/o) hatle den Wunsch zu studieren, 22 % wollten nicht studieren, und

Tab. 11: Studienabsicht der Abiturienten im früheren Bundesgebiet

Jahr Belragte
insgesaml

Studienwillige Unentschlossene Ohne
Studienabsicht

1 000

1972
1980
1991

Männlich

90.3
72,5

Weiblich

88,6
63,0
62,9

/nsgesamt

89,7
68,3
68,8

g2

1't3
128

6,5
20,9
19,5

6,6
6,7

5,6
21,8

5,8
15,3
14,7

4.2
10.4
10,4

1572
1980
1991

1972
't 980
'1s91

45
88

109

126
201
236

6,
21,
20,

2
3
8

28 o/o hatten zum Zeitpunkt der Erhebung noch keine konkrelen Pläne. Von den

studierwilligen Abiturienten in den neuen Bundesländern strebt üb€r ein Drittel

(35,4 %) ein Studium im küheren Bundesgebiet an, dagegen wollen nur 0,2 7. der

Abiturienten aus dem früheren Bunde§gebiet in den neuen Bundesländern stu-

dieren.

Der Anteil der Studierwilligen lag in der Vergangenheit we§entlich höher als heute.

So strebten beispielsweise 197290"/o aller Abiturienten ein Studium an, 1985 nur
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noch 597.. ln den letzten sechs Jahren hat allerdings die Studienneigung im

früheren Bund8sgebiet wieder deutlich zugenommen. 1991 äußenen 69 % aller
Abiturienlen, die di6 Hochschul- oder Fachschulreife anstreben, die Absicht zu
studieren, dag€gen ist die Studienabsicht in den neuen Bundesländern noch
abwarlend, so wollten unter 33200 Befragten nur 50,3 "/o studieren.

2.6 Hochschulen

2.6.1 Studenten

Die in den 60er Jahren verbreitete Furcht vor einer drohenden ,,Bildungskatastro-
phe", d. h. einem Bildungsrückstand der deutschen Bevölkerung im inlernationalen
Vergleich, beslehl schon seit einiger Zeit nichi mehr. So slieg 1990 die Zahl der
Studenten in Gesamtdeutschland auf übe|1,7 Mill. lm Jahre t99O kamen 220
Studenten auf 10000 Einwohner.

Nach einer Vorausschätzung der Kultusministerkonferenz wird die Gesamtzahl der
Studenten im küheren Bund€sgebiet auch langfristig die Millionengrenze nicht
unterschreiten. Vielmehr ist von einem Sockelbestand von mindestans rund 1,7
Mill. Studenten aul Dauer auszugehen.

ln Gesamtdeulschland waren im Wintersemester 1990/91 69,7 % aller Studenlen
an Universitäten sowie Pädagogischen und Theologischen Hochschutan einge-
schrieben. Die Anteile für die übrigen Hochschulanen betrugen: Fachhochschulen
21,7 o/o, Gesamthochschulen 7,0 o/o, Kunsthochschulen '1,7 

"/".

Numerus clausus und schlechte Berufsaussichten in verschiedenen Bereichan des
Arbeitsmarktes haben bewirkt, daß die Studenten das Studienfach nicht aus-

Tab. '12: Studenten an Hochschulen im lrüheren Bundesgebiet
in Tausend

Hochschulart 1960 1970 1980 1989 't990

Universitäten1
Gesamthochschulen
Kunsthochschulen
Fachhochschulen2

lnsgesamt
darunter Studienanlänger

1 036
176

1 505
246

1 585
257

239 412

10

749
69
18

200

1 0t7
108

356

1 068
120
24;

51 87

1 Enschl. Pänagogscher und Th€ologis.her Hochschul€n.
2 Ohnc S'ud,€r€no€ der eh€TargB^ rng6.,6Jranad6mGn.
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Abb. 7: Studenten, Studienanfänger sowie bestandene Hochschulprüfungen
im früheren Bundesgebiet
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Prognce: Ständige Konferenz der Kullu§min sier der Länds. Ookumentation NL 118.

Prognos€ der Studienanfänger, Siudenten und Hochschulabsoventen b s 2010

schließlich nach dem lnleressenschwerpunkt wählen (können) Deutlich zeigt §ich

dies bei den Lehramtsstudenten. Lag ihr Anteil im Wintersemester 1975176 noch

bei 30 o/o der Studenten, betrug er im Wintersemester 1990/91 nur noch 8,9 %.

Kräftig zugenommen hat demgegenüber die Anzahl der Studenten in den Fächer
gruppen Humanmedizin sowie Rechts-, Wirtschatt§- und Sozialwissenschatten;

zwischen '1975 und 1990 war hier ein Zuwachs von 98 bzw. 136 7o zu vez eichnen.

Bei den einzelnen Hochschularlen in den neuen Bundesländern bestehen deutli-

che lJnterschiede zum früheren Bundesgebiet. Von Hochschulen, die den Univer-

§itäten zugeordnet werden, sind nuI neun alte Volluniversitäten oder Technische

Universitäteni 24 weitere Einrichtungen sind Technische Hochschulen oder Spe-

zialhochschulen. die als wissenschaftliche Hochschulen anerkannt sind, j€doch oft

nur einen Studiengang oder eine fachlich eng spezialisierte Ausbildung anbieten.
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Tab, 13: Studenten nach ausgewählten Fächergruppen
im lrüheren Bundesgebiet
in Tausend

Darunler

semesler
lns-

gesamt
Sprach-

und
Kultur'
wissan-
schalten

Human-
medizin

Bechts., Mathemalik,
Wirtschafts- Nalur-
und Sozial- wissen-

wissen- schalten
schatlen

lngeniaur-
wissen-
schallen

1975n6
1980/81
1989,€0
ls90/91

214
236
247
307

836
1 032
1 505
1585

190
265

448

,54
185
320
337

143
160

50
78
98
99

Tab. 14: Studierende in den neuen Bundesländern
nach Wissenschaftszweigen und Hochschularlen
im Wintersemester 1 990/91

Siudierende
an

Hochschulen
insgesaml

Davon an

Wissenschaltszwerqe' Uni Pädago-
gischen

Hochschulen

Kunst-
hochschulenversitäten

Mathematik/
Nalurwissenschalten

Te€hnische Wiss6nschaflen
tvledizin
Agrarwissenschaften
Wirlschallswissenschallen
Philosophisch.hislorische

Wissenschallen. Släals- und
Bechlswissenschalten

Kullur. Kunst- und
Sportwissenschalten

Literatur'und
Sprachwissenschaflen

Kunsl
Pädagogische Fachrichtungen

lnsgesaml

14 876
47 312
13 477
6 663

17 351

r0 582
46 463
13 477

17 330

4 254
739 110

21

I 496

6 452

I '1 57

4 295

6 802

2 124

116 297

339

2 025

4 70511 507
4 156
2912

132

4 156

12 907 4 398

744

133 602

1 Dps. Ghede.ung Enrspncht del OoB-Systenat'k d€r Srud€ntacher, dr. 6it d€n Er0ebniss6n dq Bund6s-
syslemalü nEhl vollkompälbel st.
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Theologische Hochschulen waren in der eh€maligen DDB staatlich nicht anerkannt

und wurden deshalb von der Statistik nicht erfaßt. Fachhochschulen befinden sich

derzeit im Aufbau. Der weitere Ausbau der Hochschulen wird noch größere

Anderungen im Bildungs- und Schulsystem der neuen Bundesländer mit sich

bringen.

ln bezug aul die Beliebtheit der einzelnen Studienfächer gibt es bei lrännern und

Frauen deutliche Unterschiede. Während von den männlichen Studenten technr

sche Studienfächer bevorzugl werden, wenden sich die Studentinnen viel stärker

den Sprach- und Kulturwiss€nschaften zu Bei b€iden Geschlechtern gehören

Bechtswissenschaft, Medizin (Allgemeinmedizin), Betriebswirtschaftslehre und

Wirtschaftswassenschaften zu den zehn am stärksten besetzten Studienfächern

Tab. 15: Die zehn am stärksten besetzten Studienfächer
im Wintersemester 1989/90 im lrüheren Bundesgebiet
nur deutsche Studenten

Rang- Studienlach
folge

l\rännl Rang- Studienfach
folge

Weibl.
./.

1

2
3
4
5

6
7
8
I

10

Betriebswirtschallslehre
Maschinenbau/-wesen
Elekkotechnik/Elektronik
Rechtswissenschaft
[iledizin
(Allgemein-N,4edizin)

Wirtschaft swissenschaft en
lnformalik
Physik
Chemis
Bauingenieurwesen/
lngenieurbau

8,5

8,1

5,4

6,6
6,6
6,0

5,1

4,6
4.4
3,6
3,0

3,6
3,4
2,5

2,6

1 Betriebswirtschaftslehre
2 l\4edizin

(Allgemein-Medizin)
3 GermanislikDeutsch
4 Rechtswissenschaft
5 Biologie
6 Erziehungswissenschaft

(Pädagogik)
7 Widschaftswissenschatten
8 AnglistitdEnglisch
I Psychologie

10 ArchileHur

6,7

2,7

Die Zahl der bestandenen Prüfungen gibt Aufschluß über die Anzahl der Hoch-

schulabsolventen, die in den letzten Jahren deutlich angewachsen i§t.

tn der ehemaligen DDFI absolvierten 1989 24 2Oo Studenten erfolgreich ihr Stu-

dium, davon 7 2OO (30 %) im Bereich der Technischen Wissenschaften

Nach einer Vorausberechnung der Kultusministerkonferenz wird sich die Zahl der

Hochschulabsolventen zunächst noch weiter erhöhen und je nach der Annahme

zur Studierwilligkeit der Abiturienten im Jahr 1996 mit 191 000 einen Höchslwert

erreichen. Danach wird die Absolvenlenzahl auf 158000 bis 179000 im Jahr 2000

sinken.
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Tab. 16: Beslandene Prüfungen an Hochschulen im früheren Bundesgebiet
in Tausend

Prüfungsgruppe 1970 1980 1988 1989

Diplom (Universitäl)- und
entsprechende Abschlußprülungen

Doktorprüfungen
Lehramlsprülungen
Diplom (Fachhochschule)

Kurzstudiengänge

lnsgesamt

26
11

46
12
30

74
17
14

79
18
11

54

159

55

16324

2.6.2 Personal

An den Hochschulen des früheren Bundesgebietes wurden im Jah16 1988 349 OO0
Beschäftigle gezähll. Von den 298000 hauptberuflich Tätigen gehörten 1O2OOO
zum wissenschaftlichen und künstlerischen Personal und 1960O0 zum Venval-
tungs-, technischen und sonstigen Personal. 51 000 übten ihre Tätigkeiten neben-
beruflich aus; dazu zähllen insbesondere die Lehrbeauftragten, Tutoren und
wissenschaftlichen Hillskrätte mit Abschlußprüfung. Bei einem Vergtaich mit den
Personalzahlen der Vorjahre ist zu berücksichtigen, daß seit 1982 di€ sludenli-
schen Hillskräfte nicht mehr erfaßt werden: dies wirkt sich deu ich bei den
Angaben über das nebenberufliche Verwallungs-, technische und sonstige perso-

Tab. 17: Personal an Hochschulen im früheren Bundesgebiet
in Tausend

l,rerkmal 1972 1980 1988

Hauplberullich
Nebenberuflich
Zusammen

Wissenschaft liches und künsllerisches Personal

66 86
22 42
88 127

102
49

151

Hauptberuflich
Nebenberuflich

Zusammen

Verwallungs-, technisches und sonstiges Personal

108 164
22 2S

.t 30 191

196
2

198

lnsgesamt 218 319 349
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nal aus. Trotzdem kann festgestellt werden, daß sich seit 't972 die Zahl der
Beschättigten an den Hochschulen um 131 000 erhöht hat, das hauptberufliche
wissenschattliche und künstlerische Personal wuchs um 36000 an. lm gleichen

Zeitraum ist aber die Studentenzahl noch stärker gestiegen, so daß 1972 lfi
Durchschnitt zehn, 1988 aber vierzehn Studenlen auf eine hauptberufliche Lehr-
person kamen.

2.7 Weiterbildung

Breite Bevölkerungsschichten haben die Notwendigkeit des ,,lebenslangen Ler-
nens" erkannt. ln einer Zeit raschen technologischen Wandels müssen viele
Erwerbslätige damat rechnen, daß sie ihren ursprünglich erlernten Beruf nicht ein
Leben lang ausüben können. lmmer häufiger nehmen deshalb Beschäitigte an
Fortbildungs- und Umschulungsmaßnahmen teil. Aber auch die allgemeine Weiter-
bildung erfreut sich wachsender Beliebtheit, wie insbesondere der starke Zuspruch
zu den Volkshochschulen erkennen läßt.

Eine in den Jahren '1979, '1982, 1985 und 1988 im Auttrag des Bundesministers fÜr

Bildung und Wissenschaft durchgeführte repräsentative Umlrage unter 19- bis

64jährigen Bundesbürgern bestätigt diese Tendenz. lm 1rüheren Bundesgebiet hal

danach '1988 etwa jeder dritte Bundesbürger in diesem Alter an irgendeiner Form

von Weiterbildung teilgenommen (35 %). Hochgerechnet sind di€s 12,5 lvlill.

Personen, die sich - teils mehr,ach - weitergebildel haben. Die Teilnahmequote ist
gegenüber 1985 deutlich gestiegen. Dies ist der höchste Stand seit B€ginn der

Umfrage 1979.

An beruflicher Weiterbildung haben 1988 hochgerechnet rund 6,4 Mill. Personen

teilgenommen. Damit ist die Gesamtzahl der Teilnehmer gegenüber 1979, 1982

und 1985 6rheblich gestiegen. An allgemeinen und politischen Weiterbildungsver-

anstaltungen haben sich 1988 hochgerechnet rund 8,0 Mill, Personen bateiligt,
gegenüber 6,2 Mill. in 1985. Die Entwicklung der Teilnehmerzahlen sowie vor allem

das zeitlich€ Volumen lassen eine zunehmende Konzentration auf die berufsbezo-
gene Weiterbildung erkennen.

Hochqualifizierte Personen bemühen sich verstärkt um ihre Weiterbildung (53 %

der Hochschulabsolventen nahmen 1989 an entsprechenden Maßnahmen teil).

Dagegen wenden die Bundesbürger ohne abgeschlossene Berufsausbildung
weniger Zeit für ihr Fortkommen auf; nur 18 % besuchten '1988 entsprechende
Veranstaltungen.

ln der beruflichen Weiterbildung dominieren eindeutig die Arbeitgeber/Betriebe,
die 44 "/" det Teilnahmefälle und ein Drittel des Slundenvolumens auf sich ver-

einen. ln der allgemeinen und politischen Weiterbildung sind vor allem die Volks-

hochschulen engagiert, die ein Drittel der Teilnahmetälle erfassen.

8'1



Tab. 18: Weiterbildungsteilnahme nach Weiterbildungsbereichen
im früheren Bundesgebiet
in Prozent der Bevölkerung im Alter von 19 bis 64 Jahren

T€ilnEhme an Weiierbildung
im letnen Jährr

Weilerbildungsbereiche 1979 1982 1988

Beruf liche Weiterbildung insgesamt

und zwar:

LehlgängdKurse zur lJmschulung aul einen anderen B€ruf
Lehrgänge,4<uße für den berullichen AufslieO
(2. B. zum Meister, Techniker, Betriebswid)

Besonders Lehrgänge/Kurse im Bel eb zur Einarbeitung
in eine neue Aöeil
Sonstige Lehrgäng€iKurs€ im Berul

Teilnahmequot€ an bsruf licher

Weileöildung

Allgemeine Weiterbildung insgesamt

und zwar B€such von Kursen, Lehrgängen oder Vonrägen

zu den Themenschwerpunhen:

Flagen der Gesundheit und der gesundheitsgerechten

L€b€nsführung
Versicherungs-, Fenten-, Sleuer- ufl d sonslige Rechlsfragen
We man ein8n Haushall führl
We man Kinder versorgl und enieht oder ihnen in der

&hule hilfl

Wie man mit persönlichen oderlamiliären Problemen lertig tlard

Sprachkenntnisse
Prahische Kennhisse, die man manchmal b.aucht.
z. B, Erste Hille, Reparaturen im Haus, am Auto usw.
Naturwissenschaften und Technik

Wie man akliv seine Freizeit gestalten kann, z. B. Basteln,

sin Musikinstrument spielen, Tierhaliung, Gartenpllege
und andere Hobbys
Wissen auf Gebieten, wie z. B. Kunsl, Lileratur, Feligion,

Geschichte oder Länderkunde

Polilische Weiterbildung

Besuch von Kursen, Lehrgängen oder Vorträgen zum
Themenbereich:

Rechte und Pflichten des Staalsbürgers, Wissen über Politik

'10

1

2

12

1

2

17

1

4
I

18

4
8

3

6

10

12

12

14

4
2
1

1

1

7

2

1

3

2

0

1

1

4

3

1

3
2
1

1

1

3

3
2

2

3

3

2

2

2

22

I 
"lrn 

l€trtsn Jsh.' b6dout€l in dsn l€tzlsn 2wÖ[ Monsl.n vor dgr Belragung,

Quelle: BundBsminislsr 1ür Bildong und Wis*n§chafl (Hrsg.) | Bildung-Wiss€nschan-Aktuel. 8€ichh§y§t€rn W6i!är
bildungsvsrhalien 1 989.

Teilnahmequole an allgemeiner und polilischer Weitebildung 16 21 22
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lnsgesamt verzoichneten die Volkshochschulen im früheren Bundesgebiet 1989

5,6 Mill, Teilnehmer an Lehrgängen, Kursen und Arbeilsgemeinschatten, 3,3 Mill.

Personen besuchten Einzelveranstaltungen; dabei sind l\4ehrfachzählungen durch

Belegung mehrerer Veranstaltungen möglich. Zum beliebtesten Volkshochschul-

angebot gehören die Sprachkurse, die 1989 von rund 31 % aller Teilnehmer belegt

wurden. Etwa 57OOO Personen besuchten Lehrgänge, um einen Schulabschluß

nachzuholen, davon wollten 38 % den Hauptschulabschluß erwerben.

ln der ehemaligen DDB wurden Lehrgänge an Volkshochschulen 1989 von

323186 Teilnehmern belegt. Darunter waren 69,1 o/o Lehrgänge zur Erweiterung

und Vertielung der Allgemeinbildung und 22,4 o/o Fremdsprachenlehrgänge.
1 'l 472 Teilnehmer strebten das Nachholen von Schulabschlüssen an, Eine bedeu-
tende Rolle hatte auch das Fernstudium an Fachschulen und Hochschulen in der

ehemaligen DDR. So studierten 1989 rund 11 7. aller Studenten im Fernstudium,

bei den Fachschülern sogar last 38 %.

2.8 BildungsniveauderBevÖlkerung

Die Qualifikation der Bevölkerung ist auch von großer gesamtwirtschattlicher

Bedeutung, da neben der Ausstattung mit Bodenschätzen und Produktionsanlagen

vor allem die Qualität der menschlichen Arbeitskraft (,,Humankapital") das Lei-

stungsvermögen einer Volkswirtschaft bestimmt, Für den einzelnen stellt die

Ausbildung einen entscheidenden Schritt zur Selbstentfaltung und Entwicklung der

Persönlichkeit dar.

Tab. 19: Bildungsniveau der Bevölkerung im April 1989
Allgemeinbildender Schulabschluß im lrüheren Bundesgebiet

Alter
in Jahren

Noch
ohne

Sch0labschluß1

Volksschule/
Hauptschule2

Realschul- od.
gleichwertiger

Abschluß

Fachhoch-/
Hochschulreife

1 ooo o/o3 'l ooo '/"3 1 ooo o/ 3 , ooo oto3

15- 19
20 -29
30-39
40-45
50- 59
60 und älter

lnsgesamt

1768
182
57
65
71

178

2 320

47,6
1,8
o.7
0,8
0,9
1,3

4,4

1 031
4 2A3
4 768
5 473
6 344

10 637

27,8
41,4
54,6
65,7
77,O

61,6

763
3 106
1 897
1 600
1 130
1 704

10 200

150
2 742
2 004
1 191

698
922

4,0
26,9
23,0
14,3
8,5
6,9

14,7

20,6
30,0
21,7
19,2

12,7

19,3

1 Eins.hl. Perconen ohne Angabe.
2 Abgangsr von der Volks- bzw. Hauptschole mil oderohne enlsprechenden Abschluß.

3 Ant€il an der B€vö k€rung in der jew€ I gen A[eßgrupp€



lm Jahre 1989 hatten im früheren Bundesgebiet rund 34,0 % der Bevölkerung über
15 Jahre einen sogenannten,,höher'/venigen" Bildungsabschluß (Realschulab-
schluß/Fachhochschul-, Hochschulreife). ln der Gruppe der 20- bis unter sojähri-
gen konnle bereits über die Hälfte (56,9 %) einen solchen Abschluß nachweisen,
während die Altersiahrgänge ab 60 lediglich zu etwa 19,5 "/. eine Realschule odar
ein Gymnasium erlolgreich absolviert hatten.

Etwa 62,5 % dor Bevölkerung üb€r 15 Jahre absolvienen außer der allgemeinbil-
denden Schule auch aine berufliche Ausbildung, und zwar übenviegend in Form
einer Lehre. Bei der l\,Iikroz€nsuserhebung im Apil 1989 gaben 49,4% der
Befragten eine Lehre als beruflichen Ausbildungsabschluß an. Rund 7,4 7" hatten
einen Fachhochschul- oder Hochschulabschluß.

Fast jeder vierte Erwerbstätig€ 123,4 
okl war im April 1989 ohne berullichen

Ausbildungsabschluß: bei den arwerbstätigen Männern 19,6olo und bei den
enderbstätigen Frauen sogar 29,5 7o.

Tab. 20: Bildungsniveau der Bevölkerung im April 198S
Beruf licher Bildungsabschluß im f rüheren Bundesgebiet

Alter
in Jahren

Lehr-,
Anlern-

ausbildungl

Fachschul-2
abschluß

Fachhochschul-3
abschluß

Hochschul-'
abschluß

1 000 0/' 5 1 ooo "/o5 1 oo0 0/o5 1 ooo "/os

't5-29
30-44
45 -5S
60 und älter

lnsgesamt

46,1
57,6
52,5
42,4

49,4

2,4

7,4
4,9

1,6
4,6
2,4
1,5

2.6

303
1 243

646
366

10,0
5,0

4,8

6 487
7 188
6 730

26 100

221
568
361
204

1 358 2 55S

991
943
658

2 989

1 Einschl. eines glsictusrliosn Berulslachs.hulabschlL,ssss odü 6inss b€n tiche. PraKikums
2 Einschl. einsr M6ist€r/T6chniks.ausbildung.
3 Eimchl. lnq6ni€urschutsbschtuß.
4 Ohn€ Fachhochschulab$hluß.
5 Anreil an dsr Bslv,alkerung in d€. i6wsilig6n Alr6ß9rupp€.

2.5 Bildung und individuelle Merkmale

lm bisherigen Bundesgebiet hat sich die Bildungssituation der Frauen in einem
Zeitraum von einer Generation erheblich verbesserl. So besaßen im Jahr 1989 bei
den 50- bis s4jährigen etwa 12"/. der männlichen, ab6r nur rund 6 o/o der
weiblichen Bevölkerung das Abitur. Bei der jüngeren Generation fallen dagegen
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die geschlechtsspezilischen Bildungsunterschiede kaum ins Gewichl: ln der Alters-

gruppe der 20- bis 24jährigen hatten 26,6 % der Männer und 26,8 o/o der Frauen

die Fachhochschul- oder Hochschulreife.

Diese Entwicklung wird sich auch in Zukuntl fortsetzen. So wurden an den

Gymnasien im Jahr 1989 etwa gleich viele Mädchen (51,0 %) wie Jungen unter-

richtet; an den Flealschulen war€n sie sogar stärker (52,4 %) verlreten. Auch an

den Berutsfachschulen (&,9%) und den Schulen des Gesundheitswesens
(85,3 %) stellten sie die Mehrheit der SchÜler.

ln der betraeblichen Berulsausbildung sind die weiblichen Auszubildenden dage-

qen noch erh€blich unterrepräsentiert: lm Jahr 1989 waren nur 43,1 % aller

Auszubildenden Mädchen. Noch etwas niedriger lag im Wintersemester 1989/90

der Frauenanteil an den Hochschulen mit 38,2% Seit 1970 ist iedoch der

Frauenanteil sowohl in der betrieblichen Berulsausbildung als auch an den Hoch-

schulen um 7 Prozentpunkte gestiegen.

Der Anteil ausländischer SchÜlerinnen und Schüler, die ein Gymnasium besuchen,

ist sehr gering: 1989 wurden nur elwa 9,7% aller Ausländerkinder, die aul

allgemeinbildende Schulen gingen, an Gymnasien unterrichtet' dagegen besuch-

ten rund 70 7. Grund- und Hauptschulen (einschl. schulartunabhängige Ori€nlie-

rungsstufe). Olfenbar führen ungenügende Sprachkenntni§se, eine andere Einstel-

lung der Eltern zur Notvvendigkeit der Ausbildung sowie tinanzielle Problem€ in

vielen Fällen zur geringeren Qualifikation der Ausländerkinder. Auch in der betrieb-

lichen Berulsausbildung sind Ausländer unterrepräsentiert '1989 betrug ihr Anteil

an den Auszubildenden 5,4 %. Ein Vergl6ich der ausländischen Auszubildenden

insgesamt mit den für die Berulsausbildung besonders bedeutsamen Altersiahr-

gängen ergibt, daß 1989 32,4 % der 15- bis 18jährigen erwerbstätigen Ausländer

eine betriebliche Berufsausbildung durchliefen. FÜr die deutschen Jugendlichen

liegt die Vergleichsquote bei rund 56 %. Etwas günstiger sieht es an den Hoch-

schulen aus. lm Wintersemester 1989/90 war iede|l6 Student ausländischer

Herkunft. Alierdings ast bei diesen Zahlenangaben zu berücksichtigen, daß die

ausländischen Schül€r und Auszubildenden überwiegend ihren ständigen Wohn-

sitz im Bundesgebiet haben, während sich die ausländischen Studenten in der

Mehrzahl h er nur vorübergehend zu Studienzwecken aufhalten.

Ein anger Zusammenhang besteht auch zwischen der Ausbildung der Kinder und

dem Bildungsabschluß bzw, der beruflichen Stellung der Eltern, insbesondere des

Vaters. Dies zeigt eine Auswertung der Mikrozensen 1972 und lgES Unterschei-

det man nach den Kategorien Selbständiger, Beamter, Angeslellter oder Arbeiter,

bestätigt sich, daß Arbeiterkinder immer noch deutlich häuliger als Kinder von

Eltern anderer Berufsgruppen die Hauptschule besuchen und an Realschulen und

Gymnasian schwächer venreten sind. Allerdings hat sich der Anteil der Arbeiterkin-

der, die diese beiden Schulformen besuchen, zwischen 1972 und 1989 von 17'1 %

auf 26,9 % erhöht (vgl. auch Teil ll, Kap.6).
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Kinder, deren Eltern einen gymnasialen Schulabschluß haben, besuchen zu einem
sehr viel größeren Prozentsatz das Gymnasium (54,'1 %) als Kinder von Eltern mit
Hauptschulabschluß (13,3 %) oder H€alschulabschluß (32,6 "/.).

Tab. 21 : Bildung und soziale Herkunft im früheren Bundesgebietl

Schultyp

Familienvorstand ist erwerbstätig alS

Selbständiger B€amter Angestellter Arbeiter

,972 1989 1972 1989 1S72 1989 1972 1989

Grund-, Haupt-
(Volks-)schule

Heal-/Mittelschule
Gymnasium
lntegrierte

Gesamlschule
Angabe fehlt

lnsgesamt

63,3
16,2
20,1

45,0
19,8
31,8

45,9
15,1
36,8

34,5
16,0
45,3

51,6
17,4
28,7

39,5
19,9
35,5

80,1
11,5
5,6

68,4
17,9
9,0

- 3,4
2,4

100 100

_ 4,2

100 100

- 5,2
2.3

r00 100

_ 4,6

I00 100

I Schulb€such von Kindom im Aner von 10 tß unl6r 15 JahGn aus wllständig€n Famition nadr d6r boruni,l.n
SlgllürE d63 Fämili6nvoßrandgs 197289 in Prozont.

Ousll6:Mik o:6nsus 1972ünd 1989.

Tab.22; Schulbesuch der Kinder und Bildungsniveau der Eltern
im früheren Bundesgebietl

SchulabschluB des Familienvorstand€s

Schultyp Grund-, Haupt-
(Volks)schule

Fleal-/Mittelschule
u. dgl.

Gymnasium

1972 1989 1972 1989 1972 1989

Grund-, Haupt-
(Volks-)schuls

Real-/Mittelschule
Gymnasium
lntegrierte

Gesamtschule

lnsgesamt

14.7
62,8
'ts,4

13,3

41,4
21,9
36,3

100

24,7

66,9

29,8
11,2
54,'l

40,
21,
32,

7
0

100

4,6

100

5,8

r00 100

4,8

'100

1 Kind« im Ahar vo. 10 bis unt€r 15 Jahr€n nach derl6äi06m Schutb€such L,nd tgtt6E altqem.inbitd€iden
Schulabschluß dss Famiti€nvor§tand* 197 9 i. Prozsrn.

Qüsllor Mikrozonsus 1972 und 1989.
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2.1 O Öfientliches Bildungsbudget

ln der Bundesrepublik Deutschland gehörl Bildung im Sinne der ,,organisienen
Wissensvermittlung" seit über 150 Jahren zu dan Aufgaben des Staates und ist

damit Gegenstand öflentlicher Finanzierung. Das Bildungsbudget im frÜheren
Bundesgebiet belief sich 1988 auf rund 94 Mrd. DlVl, das entsprach rund '16 "/. der
gesamten Ausgaben der ölfentlichen Haushalte (Bund, Lastenausgleichslonds,
ERP-Sondervermögen, Länder, Gemeinden/Gemeindeverbände). Dieser Betrag

stellt nach der sozial€n Sicherung den zweitgrößten Posten im ötfentlichen
Gesamthaushalt dar.

Tab. 23: Bildungsbudget im früheren Bundesgebiet

Jahr Ausgaben i
irrd.

nsgesaml
Di,

Dl\.4 je Einwohner

1970
1975
1980
1985
1S86
1988

56,8

86,1

93,5

458
919

1 254
1412
1 461
1 523

Zwischen 1970 und 1988 hat sich das Bildungsbudget mehr als verdreifacht

Allerdings bedeutet diese zunahme keine ebenso starke ErhÖhung der realen

Leistungen (2. B. Stellenaufstockungen, Neubauten von Schulen und Hochschulen

u. ä,), vielmehr ist ein erheblicher Teil des Ausgabenwachstums auf Preissteige'

rungen sowie auf Lohn- und Gehaltserhöhungen zurückzuführen. Pro Kopl der
Bevölkerung stieg das Bildunqsbudget zwischen 1970 und 1988 ebenfalls aul über

das Dreifache an.

2.11 Ausbildungsförderung

Di€ Ausbildungsförderung ist zusammen mit anderen direkten Leistungen (2.8.

Kindergeld, Leistungen nach dem Arbeitsförd€rungsgesetz) sowie den ausbil
dungsbezogenen indirekten steuerlichen Entlastungen Bestandteil der Maßnah-
men, die dazu dienen, die unterschiedlichen Belastungan der Familien auszuglei
chen. Durch Ausbildungsförderung sollen junge Menschen aus Familien mit gerin-

gem Einkommen die Möglichkeit erhallen, €ine Ausbildung nach ihrer Neigung,
Eignung und Leistung durchzulühren.
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Die Förderung nach dem Bundesausbildungsförderungsgeselz (BAföG) ist im
Zuge der staatlichen Sparmaßnahmen Antang d€r 80er Jahre mehdach einge-
schränkt worden. Ab Heöst '1983 wurde die BAföG-Förderung im Hochschulbe-
reich vollständig aut Darleh€n umgestellt und im Schulbereich auf die notwendiger
weise auswärts untergebrachlen Schüler sowie die Abendschüler, Kollegiaten und
eine Grupp€ von Fachschülern beschränkt. Die Förderung der zu Haus€ wohnen-
den Schüler wurde eingestellt, da dies als Aufgabe der einzelnen Bundesländer

Tab. 24: Geförderte Schüler und Studenten sowie tinanzieller Aufwand
im früheren Bundesgebiet

Jahr Gelördertel Finanz-
autwand

Durchschninlicher
Förderungsbetrag

pro Person

1 000 MiII. DM Di/l ie Monat

1977
1980
1983
1987
1990

270
489
298

68
80

Schüler

862
1 592
1 069

432
509

Studenten

1 680
2 044
2 025
1474
2042

lnsgesamt

2 542
3 636
3 094
2 306
2 591

266
271
299
530
529

1977
1S80
1983
1987
1990

1977
1980
1983
1987
1990

318
341
327

291

587
830
625
341

441
s00
516
572
596

361
365
412
564
582

1 Durch*hnlnlicher Monalsbesland.

angesehen wurde. Diese Einschränkungen wurden ab Herbst 1990 im Hochschul-
bereich mit der Zahlung der Hälfte der Förderung als Zuschuß und der Erweiterung
der Schülerförderung wieder teilweise aufgehoben. Die Mehrzahl der Länder hat
inzwischen auch eigene Landesausbildungsförderungsgesetze zur Förderung von
Schülern, die bei d€n Eltern wohnen, geschatten oder vorbereiteti Angaben über
die Gesamtzahl dieser Leislungsempfänger liegen aber nicht vor.
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Leistungen nach dem BAföG erhielten im Jahr 1990 582 200 Schüler und Studen-

ten. Da sich die Förderung jedoch zum Teil nicht über ein ganzes Jahr erstreckte,

beliel sich die Zahl der im Durchschnitt je Monat geförderten Personen nur auf

37'1 000. Von den durchschnittlich 80000 geförderten Schülern besuchten 20000
eine Berufslachschule (einschl. aller Formen der beruflich€n Grundbildung) und

18 000 €ine Fachschule; unter den durchschnittlich 291 000 geförderten Studenten
waren 187000 an Universitäten (einschl. Pädagogischer und Theologischer Hoch-

schulen sowie Gesamthochschulen) und 97000 an Fachhochschulen einge'
schrieben.

Die Ausbildungsförderung nach dem BAföG wird ab dem 1.1. 1991 auch in den
neuen Bundesländern geleistet.

2,6 Mrd. D[.4 wurden tür die Ausbildungslörderung nach dem BAIöG im Jahr 1990

ausgegeben, 0,5 Mrd. DM für die SchÜler und 2,1 Mrd. DM für die Studentenlörde-
rung. lm Durchschnitt erhielt ein geförderter Schüler 529 Dl.4 je l\4onat, ein gefÖr-

derter Student 596 DM.

Aulgrund der verschiedenen Einschränkungen der Leistungen nach dem BAföG,

insbesondere im Schulbereich, lag die durchschnittliche zahl der Gelörderten 1990

um 55 % - beiden Schülern um 84 7. und bei den Studenten um 15 % - niedriger

als '1980. lm gleichen Zeikaum verringerte sich der Finanzaulwand um 297..
Jedoch sind die durchschnittliche Zahl der Geförderten und auch der Finanzauf-

wand mit dem lnkratttreten des 12. BAföG-Anderungsgesetzes 1990 wieder deut-
lich angestiegen.
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3 EnruerbstätigkeitundArbeitslosigkeit

3.'l lm Blickpunkt: Erwerbstätige und Arbeitslose

Slatistische Angaben über den Problemkreis ,,Beschäftigung und Arb€itslosigkeil"
v€rmitteln wichtige Aussagen über das Wirtschattsleben und die Konjunkturent-
wicklung. lhr hoher Stellenwen in der Wirtschattspolitik resultiert in erster Linie aus
den nun schon seit Mitte der 70er Jahre anhaltenden Ungleichgewicht€n am
Arbeitsmarkt.

Mil der Wiedervereinigung Deutschlands treten auf dem Gebiet der ehemaligen
DDR das zuvor in dieser Form unbekannte Problem der Arbeitslosigk€it und die
damit verbundene Gefahr des sozialen Abstiegs auf. Der Grund isl die Fr€is€tzung
von Arbeitskräften beim Übergang von der Planwirtschaft zur Marktwirtschatt.
Während 1990 in den ell alten Bundesländern die Aöeitslosigkeit im Vergleich
zum Vorjahr zurückging, war im Beitrittsgebiet eine steigende Zahlvon Menschen
von Arbeitslosigkeit belroffen. Arbeitslosigkeit ist keine abstrakte Größe, sondern
sie gr€itl entscheidend in das Leben der Betroffenen und ihrer Familien ein.
Entsprechend zählen ihr Abbau und die schrittweise Erreichung der Vollbeschätti-
gung zu den erklärten Zielen der Polilik.

Tab. 1: Eckdaten zu Erwerbstätigkeit und Erwerbslosigkeit
im früheren Bundesgebiet im April 1990

Erwerbstätige Erwerbslose
[,4erkmal

1 000 ./. , 000 Erwerbslosen-
quotel

lnsgesamt
männlich
weiblich

29 334
17 585
11749

1971
943

1 028

100

40,1

7,5
6,1

1 Anr.ild& ENerbslos€n an den abhä.sigen EMeösF,€.son€n (mit Soldat€n)

Dennoch sollte der Elick beim Thema Erwerbstätigkeit nicht zu einseilig auf die
Arbeilslosigkeit verengt werden. Die EMerbstätigkeit nimmt im menschlichen
Leben einen zentral€n Platz ein, nicht nur zur Sicherung des Lebensunterhalts,
sondern auch beider p€rsönlich€n S€lbstentfaltung, und weildie Arbeitsbedingun-
gen die gesamten Lebensumstände entscheidend beeinflussen.
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Das zahlenmaterial über Erwerbstätige und Arbeitslose stammt aus unterschied"

lichen Quellen. Zu nennen sind die Statistiken der Arbeitsämter und die Beschäf-

tigtenstatistik der Sozialversicherungsträger, die beide vorhandene Verwaltungs-

unterlagen auswerten, sowie die Erhebungen der Statistischen Amter, wie der
Mikrozensus und die Berufslätigenerhebung in den neuen Bundesländern oder die

Arbeitskrätlestichprobe deI Europäischen Gemeinschaften. Sie gehen zum Teil

Abb. 1: Enlwicklung von Erwerbstätigkeit und Erwerbslosigkeit seit 19601

im früheren Bundesgebiet

Mill.
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1 Ergsbnisse dss Mikrozensusraußo.1983 und 1984r Ergebnisse aus EG-Arbelskrätoslichprobe.
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von unterschiedlichen Begriffsabgrenzungen aus, die beachtet werd€n müssen,
damit bei der lnterpretation der Zahlen keine Mißverständnisse auttreten. Vielfach
wird nicht einheitlich zwischen EMerbspersonen und Erwerbstätigen sowie
Erw€rbslosen und Arbeitslosen unterschieden.

Zu den Erwebspeßonen gehören aus statislischer Sicht sowohl die Erwerbs-
tätigen als auch die Erwerbslosen: Erwerbspersonen = Erwerbstätige + Erwerbs-
lose.

Eryerbstätig (umgangssprachlich auch,,berufslätig") sind a e Personen, die in
einem Arbeitsverhältnis stehen (abhängig Beschäfligte) sowie ale Setbständigen,
Freiberufler und mithelfenden Familienangehörigen, Ob es sich um eina hauptbe-
rufliche Tätigkeit oder eine Nebentätigkeit handelt und wie hoch das Entgelt ist,
spielt für die Zuordnung keine Rolle.

Erwerbslos sind alle Nichtbeschäftigten, die sich um eine Arbeilsste € b€mühen,
unabhängig davon, ob sie beim Arbeitsamt registrierl sind oder nicht. Als Ä.rbelts-
/ose gelten hingegen nur diejenigen Personen, die beim Arbeitsamt als solch€
gem€ldet sind - ohne sonstige Erwerbslose (vgl. 3.7 bis 3,11).

Nach diesen Abgrenzungen gab es im April 1990 im früheren Bundesgebiet rund
31,3 Mill, Erwerbspersonen, darunler gut 29,3 Mill. EMerbstätige. lm Vergleich
zum April 1980 zeigl sich bei einer Steig€rung der Erwerbspersonenzahl um last
3,7 Mill. eine Zunahme der Erwerbstätigen um knapp 2,5 Mill., der ein Ansteg der
Erwerbslosigkeit um rund 1,2 i,Iill. geg6nüberstand,

Die Berufstätigenerhebung auf dem Gebiet der fünf neuen Länder und des Ostteils
B€rlins ergab im November 1990 einen Stand von rund 7,6 Mill. Beschäftigten. Die
Zahl der Arbeitslosen wurde im gleichen lronat auf last 590000 bezitfert.

3.2 Eruverbstätigkeitals Unterhaltsquelle

Füt 43,0 "k der Bevölkerung in den ell alten Bundesländern war im April 1g9O die
eigene El,werbstätigkeit die wichtigst€ Unterhaltsquelle. 33,7 "/. wurd€n ganz oder
zum Teil durch Angehörige (Eltern, Ehepartner, Kinder usw.) versorgl. 21,Syo
lebten überwiegend von Renten, Pensionen und Erträgen aus Vermögen, sonsti-
gen Unterstützungen und Sozialhilfe, und 1,8 % bestritten ihren Lebensunterhall
aus Arbeitslosengeld oder -hilte.

Nicht für alle Erwerbstäligen reicht das Arbeitseinkommen als einzige Unterhalls-
quelle aus. 1,7 Mill. Berufstätige (5,8 % der Erwerbstätigen) im früheren Bundes-
gebiet wurden 1990 überwiegend von ihren Angehörig€n unterstützt. Es handett
sich dabei mehrheillich um jüngere l\,lenschen (Auszubitd€nde) und Frauen, die
einer Terlzeitbeschäft igung nachg€hen.
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Abb.2: Bevölkerung nach überwiegenden Lebensunterhalt im April 1990
im früheren Bundesgebiet

3.3 Beteiligung am Enruerbsleben

Der Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölketung (Erwerbsquote) im

früheren Bundesgebiet lag 1990 mit 49,6% etwas höher als 1950 (46,2%),

obwohl sich die Ausbildungszeilen verlängert haben und die Möglichkeit besteht,

früher aus dem Erwerbsleben auszuscheiden. Hier machen sich vor allem die

Verschiebungen im Altersaufbau der BevÖlkerung bemerkbar'

Tab. 2: Erwerbsquoten im früheren Bundesgebiet
Anteil der EMerbspersonen an 100 Männern bzw. Frauen

10,'r [,[i

14,3 L4i .

8,2 i/i

7,0 Mi .

17,0 t\4iI

6,5 [.4 ill

27 ,1 Mll.

Q weiotich

Q nänolich

14,7 Mi .

21,3 i,4ill

Erwerbstätigkeit Arbeitslosengeld, -hilfe
Hente und dgl.

Unterstützung durch
Angehörige

Jahr [ränner Frauen Verheiratete
Frauen

lnsgesamt

1950
1960
1970
1980
'1985

1990

63.2
58,3
58,4
60,3
60,8

33,6
30,2
32,6

39,2

25,0
32,5
35,6
40,6

47,4

46,2

43,5
M,9
47,6
49,6
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Bevölkerung nach Alter und Beteiligung am EMerbsleben im April
'l99Or im trüheren Bundesgebiet

2Erwerbstätige E Erwerbslose und
Nichterwerbspersonen

Alter von... bis unter ... Jahren

MANNLICH und
mehr

70

65
60

55

50

45

40

35

30

25

20

t5
10

5

0

WEIBLICH

3 000 20m r 000 0 0 1(m 2m01500 5{» 500 1500

Tausencl Tausend

Maßstab be:ogen aur eine Alersgruppe von 5 Jah@n

3 000
2 500 25m

Abb. 3

1 Elgebnis$ das Mikrozensus

Hinzu kommt die steigende Erwsrbsboteiligung von Frauen. Besonders hoch war
der Anstieg der En^/erbsquote bai verheiratelen Frauen, nämlich von 25 o/o 1950
aul rund 47,4yo'1990. Bezogen auf die '15- bis unter 65jährig6n Männer lag die
Erwerbsquote '1990 bei 82,7 %, für dia gleichaltrigen Frauen bei SB,S %.

ln den neuen Bundesländern, für di6 noch keine gesicherten Zahlen vorliegen,
dürtte die Frauenerwerbsquote '1990 über 80 % betragen haben.

Eine Aufschlüssalung der Erwerbsquote in den elf alten Bundesländern nach dem
Alter der Frau€n zeigt eine deutliche Zunahme der Erwerbstätigkeit bei den 25. bis
50jährigan Frauen. Sie stieg in den vergangenen 30 Jahren um mehr als 20 o/o.

Auch hinsichtlich der Tatsache, ob Kinder zu versorgen sind, zeig€n sich Unter-
schiede in der EMerbsquote der Frauen. Bei den 25- bis unter 3ojährigen Frauen
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Tab. 3: Frauenerwerbsquoten nach Altersgruppen im f rüheren Bundesgebiet

Altersgruppen
... bis unter

Jahre
Jahr

1962 1990

't5-20
20 -25
25 -30
30 -35
35 -40
40-45
45-50
50-55
55 60
60 -65
65 -70

71,S
71 ,2
51,1
44,8
46,2
46,9
43,5
3S,6

21.7
12,0

37,3

71.6
66,9
68,0
69,4
66,7
57,8
43,8
12,5

3.4 EruerbstätigenachWirtschaftsbereichen

Wendet man die traditionelle Aulgliederung der Wirtschaftsbereiche in primären

(Land- und Forslwirtschaft, Fischerei), sekundären (Produzierendes Gewerbe) und

tertiären Sektor (Dienstleistungen) auf die wirtschaftliche Zugehörigkeit der

Erwerbstätigen an, werden tiefgreifende Wandlungon im zeitablauf offenkundig.

Anderungen in den Produktions- und Fertigungsv€rfahren, zunehmende Aulomati-
sierung und Flationalisierung und die verändede Nachfrage nach Gütern und

Dienstleislungen haben zu einer erheblichen Umverteilung der EMerbstäligen
gelührt,

Am auffälligsten ist die Schrumptung des primären SeKors: Während die zur

Landwirtschaft zählenden Erwerbspersonen vor rund hundert Jahren mit über I
Mill. Beschältigten zahlenmäßig an der Spitze der drei groBen Wirtschaftsbereiche

standen, lagen sie 1990 mit Abstand an letzter St€lle.

1882 war nahezu jeder zweile Erwerbstätige im primären Sektor beschäftigt, 1990

dagegen nur noch ungefähr jeder 27. (in den elf alten Bundesländern) Nur noch

rund '1 Mill. Menschen arbeiten dort heute in der Landwirtschaft. Auf dem Gebiet

der ehemaligen DDR waren es Ende November 1990 knapp 625000 Beschäftigte.

ln dem starken Rückgang der Beschäfligtenzahlen im früheren Bundesgebiet

spiegelt sich insbesondere der Einsalz moderner, arbeitskrättesparender landwirt-

schaft licher Maschinen wider.
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erreichte die Erwerbsquote der Frauen ohne Kinder im April 1990 mit 90,4 % den

hochslen Wert, während von den Frauen gleichen Alters mit Kindern im Alter von

sechs bis unter 15 Jahren 65,3 % am Erwerbsleben beteiligt waren.



Der Abnahme im Agrarbereich steht eine stark€ Zunahme im tertiären Sektor
gegenüber. Hier arbeitet heutzutage mehr ats die Hällte aller EMerbstätigen,
während vor gut hundert Jahren nicht einmal ein Viertel im Diens eistungsggwerbe
beschäftigl war. Der Anteil der Erwerbstätigen im Produzierenden Gewerbe hat
sich im selben Zeitraum demgegenüber trotz erheblicher Produktionssteigerungen
nur verhältnismäßig schwach von etwa 34 % auf rund 41 % im früheren Bundesge-
biet erhöht.

Abb. 4: Erwerbstätigel nach Wirtschattsbereichen

50

558

43,3
4i,4

40.6
40

33,7
33,4

30,5
30 28,1

?2.8
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10

3.6

0
1925 1950r 1990,

übnss

1 1882 uid 1925 Etuelbspeßonen.
2 1950 Lrnd 1990i.ühers Bünd69ebiet.

DerVergleich der Erwerbstätigenzahlen des Produzierenden Gewerb€s imrrühsren
Bundesgebiet zeigl eine Abnahme 1990 gegenüber 1980 um rund 270000 oder
etwa 2 7o und gegenüber 1970 sogar um ca, g o/o. Der Dienstleistungssektor ist - in

dieser groben Untergliederung betrachtet - der einzige Bereich, in dem im Vergleich
zu 1980 bzw. 1970 Arbeitsplätze geschalfen \,/urden. '1990 lag die Erwerbstätigsn.
zahl hier um etwa 23 % höher als 1980 und um ca. 45 % höher als 1970.
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Tab. 4: Erwerbstätige nach Wirtschaftsbereichen
(Ergebnisse des Mikrozensus)
in Tausend

Früheres
Bundesgebiet

Ehem
DDB'

Wirtschaftsbereiche 19502 1960 1970 1980 1990 1990

Land- und Forstwirtschaft,
Tierhaltung und Fischerei

Produzierendes Gewerbe
übrige Wirtschaft sbereiche

(Dienstleistunqen)

lnsgesaml

5 089
I381

3 541 2 370
12 797

1 437
12174

1 070
11 903

625
3 413

7 337

21 808

10 238

26 501

't 1 285 13 263

26 874

16 361

29 334 7 613

1 Erg€bnss€ dsrB€rulstatqenerhebung.
2 Ergebns$derVokszählung.

3.5 Berufe und Tätigkeitsmerkmale

Von der Wandlung der Wirtschaftsstruktur sind auch viele Berufe bzw. Berufsberei'

che betrotfen. So geht der Ftückgang des primären Sektors mit einer abnehmen-

den Besetzung der landwirtschaftlichen Berufe einher. Auch die Anzahl der

Erwerbstätigen in Fertigungsberufen ist seil Jahren rückläufig. Dagegen strömen

viele Arbeitskräfte in technische Berufe und Dienstleistungsberufe.

Tab. 5; Erwerbstätige nach Berufsbereichen im früheren Bundesgebiet

Berulsbereich April 1989 Veränderuno
der Erwerbstätigdnzahl

in den einzelnen
Berufsbereichen

gegenüber
[,4ai 1976 (%)

insgesamt
1 000

darunter
weiblich

Pf lanzenbauer, Tierzüchter,
Fischereiberufe

Bergleule, l\rineralgewinner
Fenigungsberufe
Technische Berufe
Dienstleistungsberuf e
Sonstige Arbeitskräfte

lnsgesamt

1 083
s5

I 259
1 655

15 785

42,7
1,1

1S,0
12,8
51,8
43,1

38,9

- 34,1

+ 16,0
+ 'l10,2

+ 7,727 742
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Unterteilt man die Erwerbstäligen nach der tatsächlich ausgeübten Tätigkeit, so
waren 1989 im früheren Bundesgebiet nur noch knapp 20 o/. unmittelbar mit dem
Gewinnen und Herstellen von Waren (auch Anbauen, Züchlen, Bauen, lnstalheren
und Montieren) befaßt. Rund 80 "/" üblen Täligkeilen aus, die im w€itast€n Sinne
als Dienstleistungen gelten können.

Abb. 5: EMerbstätige im früheren Bundesgebiet nach Art der überwiegenden
Tätigkeit 1989

19,4%

I
80,60/.

Dienstleistunoen im weitesten Srnne
davon:

Gewinnung,
Herstellung und Bauen

17,2% Büroarbeiten

1 1,6oÄ Ausbilden, lnformieren

10,8% Allgemeine Dienstleistungen

10,6% Handeltreiben

8,5% L-4aschinen einstellen, warten

6,8% Reparieren

6,'1% Leiten

E 4.97o Planen, Forschen

fl +,0* sicne.n

I
I
I
I
I
I

3.6 Stellung im Beruf

Die kaditionelle Aufgliederung nach der Stellung im Beruf (Selbständige, milhel-
fende Familienangehörige, Beamte, Angestellte und Arbeiter) spiegell heuEulage
nur noch in sehr eingeschränktem Maße die soziale StruKur d6r Erw€rbstätigen
wider, weil jede einzelne Gruppe - insbesondere die der Angestellten - ein€ brGite
Palette hierarchischer Einstufungsmöglichkeiten bietet. Als historisch gewachsene
Einteilung bringt sie jedoch im Zeitablauf gesellschattliche Veränderungen zum
Ausdruck und ist darüber hinaus weiterhin für das rechtliche Beschäftigungsver-
hältnis (2. B. Zugehörigkeit zur Rentenversicherung u, ä,) von Bedeutung.

1990 standen 89,2"k allet Erwerbstätigen im früheren Bundesgebiet in €inem
abhängigen Arbeitsverhältnis, d, h, sie waren als Arbeiter, Angestellte (einschli6ß-
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lich Auszubildende) oder Beamte tätig. Die Angestellten stellten mit 43,3 % das

größte Kontingent, gefolgt von den Arbeitern mil37 ,4 "/" Selbständige waren mil

8,8 % und die Beamten mit 8,5 7. vertreten. Auf die unbezahlten, zumeist in der

Landwirtschaft lätigen mithelfenden Familienangehörigen entfiel ein Anteil von

2.0 "/".

Die Struktur der Erwerbstätigen nach der Stellung im Berul hat sich in den lelzten

drei Jahrzehnlen erheblich gewandelt: Während der Anteil der Selbständigen und

mithelfenden FamilienangehÖrigen in den alten Bundesländern von 1950 bis '1990

Abb.6: Erwerbstätige nach Stellung im Beruf im frÜheren Bundesgebiet

1950 1990

Mithelfende
Familien-
angehÖrige

Selb
ständige

Beamte

Angestellte Arbeiter

um über 60% zurückging, konnten die Angestellten und Beamten ihren Anleil

mehr als verdoppeln. Diese Veränderung muß im Zusammenhang mit dem bereits

angedeuteten langfrisligen Wandel in der Wirtschaftsstruktur im früheren Bundes-

gebiet gesehen werden. So hat z.B. der Rückgang der Erwerbstätigen in der

Landwirtschaft mit ihrem hohen Anteil an Selbständigen und mithelfenden Fami'

lienangehörigen zu einem RÜckgang dieser beiden Gruppen in§gesamt beigetra-

gen und das starke Anwachsen des tertiären Sektors (Dienstleistungen) zu einer

beträchtlichen Zunahme der Zahl der Angeslellten geführt.

ln den alten Bundesländern weist der Anteil der Selb§tändigen, mithelfenden

Familienangehörigen und abhängig Erwerbstätigen für [ränner und Frauen typi-

sche Unterschiede auf. Bei den Männern ist der Anteil der Selbständigen und

Beamlen mehr als doppelt so hoch wie bei den Frauen (1990 jeweils rund 11 o/"
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Abb. 7: Erwerbstätige nach Stellung im Beruf und Geschlecht im April 1990
im früheren Bundesgebiet

Männer
(17,6 t\ri .) O,5 o/o

Mithelfende
Familienangehörige

(r1,7 MiL) 27 ,6 öÄ Angestettte 58,2 % 4,2 %
<_

Beamtinnen
4,7 %

,,
Selbständiqe

Afbeiter 44,0 % Angestellte 33,4 % Bearnte
11.0 0Ä

Selb-
stän-
dig€
1'1,1%

gegenüber etwa 5 %). Die weiblichen Erw€rbstätigen üben überwi€gend Ange-
stelltenberufe aus (58,2 o/.); dagegen ist fast jeder zweite erwerbstätige i,4ann ats
Arbeiter lätig (44,0 %).

Abb.8: Beschäftigte in Unternehmen am 30. 11- 1990 nach Stellung im Beruf
in den neuen Bundesländern 1

Männer 4,055 Mio Frauen 3,558 Mio.

Angestellte 30,4 % Selbsändig€/
Mithelfende Familien-
angehörjge 3,8 % 60,6 o/o

2,5 %

Arbeiter 65,8 % 36,S %

1 Ergebnisse de. Betufstär genefiebung
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ln den neuen Bundesländern betrug Ende '1990 der Anteil der Arbeiter an der Zahl

der Beschäftigten insgesamt 52,3 70, wogegen 44,5 % als Angestellte beschäftigt

waren, Selbständige oder mithelfende FamilienangehÖrige waren 3,2 % der

Beschäftigten. Während bei den Frauen mit 50,6 o/. der Anteil der Angestellten

überwiegt, ist mit 65.8 % die Mehrzahlder lränner als Arbeiter beschättigt.

Tab. 6: Erwerbstätige nach Stellung im Beruf und Ausbildungsabschluß
im früheren Bundesgebiet im April 1989

Darunter mit

Stellung irn Beruf lnsgesamt
1 000

Fach-, Fachhoch-,
Hochschul-
abschluß

Lehr-,
Anlern-

ausbildungl

'/"

Selbständige
trithellende Familienangehörige
Beamte
Angestellte
Arbeiter

lnsgesamt

2 463
561

2 424
11 612
't 0 682

46,1
38,8
43,3
62,3
60,0

57,8

37,4
6,1

47,8
23,8

18,727 742

1 Einschl. 9l€ichwerlig€r Ber!lslächschulabsch uß sowie berufiches Praklikum

Die berufliche Stellung im lrüheren Bundesgebiet zeigt einen engen zusammen-
hang zum Ausbildungsstand der Erwerbsläligen. So sind Personen mit qualifizier-

teren Ausbildungsabschlüssen unter den Selbständigen und Beamten wesentlich
häufiger vertreten als in den übrigen Berufsgruppen. Die Lehre bzw. eine Anlern-
ausbildung dominiert dagegen bei den Angestellten und Arbeilern.

3.7 Arbeitslose und offene Stellen

Der Grundsatz der Vollbeschättigung ist schon im Stabilitäts- und Wachstumsge-
setz von 1967 postuliert worden und gehört zu den wichtigsten politischen Zielen.
Denn Arbeitslosigkeit ist sowohl ein schwerwiegendes persönliches Problem lür
die Betrotlenen als auch eine große Herausforderung für die Gesellschaft. Zum
einen müssen die Arbeitslosen gravierende finanzielle Einbußen hinnehmen und

stehen zusätzlich unter großer psychischer Belastung; zum anderen slellen sie lür
den Staat einen erheblichen Kosten,aktor dar, während sie mit dem Einsatz ihrer
Arbeitskraft zur gesamtwirtschattlichen Leistung beitragen könnten.
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Vollbeschättigung ist allerdings nicht mit völliger Ausschaltung von Arbeitslosigkeit
gleichzusetzen, denn saisonale Arbeitslosigk€it (2.8. Winterarbeitslosigkeit im
Baugewerbe) und vorübergehende Beschättigungslosigkeit bei einem Arbeits-
platzwechsel lassen sich nie ganz vermeiden. Daher wird üblicherweise solange
von einem Zustand der Vollbeschättigung gesprochen, wie die Zahlder Arbeitslo-
sen die Zahl der otfenen Stellen nicht übersteagt.

Tab, 7: Arbeitslose, otfene Stellen und Arbeitslosenquoten
für das frühere Bundesgebiet
Jähresdurchschnittswerte

Jahr Arbeitslose OtfeneStellen Arbeitslosenquoten

1 000

19501

19541

19581

1962
1966
1970
1974
't 975
1976
1977
1978
1979
1980
1981
1982
1983
'1984

1985
'1986

1987
r988
1989
,990

1868,5
1 410,7

763,9
154.5
161 ,1
148.8
582,5

1074,2
1060,3
1030.0

876.1
888,9

1 271 ,6
1833,2
2 25A,3
2 265,6
2 304,O
2 228,0
2 228,8
2 241 ,6
2 037 ,8
1883,1

1r8,5
r39,7
221,6
573,8
539.8
794,4
315,4

235,0
231,2
245,6
304,0
308,3
207,5
104,9
75,8
87,9

110,0
153,9
170,7
188,6
251,4
3't 3,6

11,0
7,6

0,7
0,7
0,7
2,6
4,7
4,6
4,5
4,3
3,8
3,8

7,5
9,1

9,1

9,3
9,0
8,9
8,7
7,9

Olalle Eundssanslalr lür Aösir.

Zu Beginn der 60er Jahre war nach dieser Abgrenzung im trüheren Bundesgebiet
Vollbeschättigung erreicht. Es herrschte sogar ein Mangel an Arbeitskräften, der
nur durch die Anwerbung von ausländischen Arb€iln€hmern gemilden werden
konnte. Seit 1974 liegt die jahresdurchschnittlicha Zahl der Arbeitslosen jedoch
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erheblich über det zahl dq offenen Stellen. 1975 gab es im Jahresdurchschnitl

bereits mehr als 1 Mill. Arbeitslose, und nach einem vorübergehenden geringfügi-

gen Rückgang hal die Arbeitslosenzahl im Jahresdurchschnitt 1981 die Millionen-

grenze wiederum erheblich überschritten.

lm Laufe der Jahre 1982 bis 1988 verschlechterte sich die Arbeatsmarktlage weiter.

Die bislang höchste Zahl der Arbeitslosen wurde Anfang 1985 mit 2,6 Mill.

registriert. lm Jahresdurchschnitt 1988 gab es noch 2,2 l,lill. Arbeitslose, damil
hatte elwa jede zwöltle Erwerbsperson keine Arbeitsstelle. Ende 1988/Anfang

1989 verbesserte sich die Arbeitsmarktlage. lm Mai 1989 sank die Zahl der
gemeldeten Arbeitslosen erstmals wieder unter die ZweiMillionen-Grenze und lag

im Jahresdurchschnitt 1990 bei 1 ,9 Mill. Personen.

Abb. 9: Arbeitslose und offene Stellen im lrüheren Bundesgebiet
Jahresdurchschnittswede

n
\

\
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\ N
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0,4

0
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2,0
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1,2

0,9

0,4

0
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1 Bis 1958 ohn€ Saarland
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Mit der Wiedervereinigung Deutschlands tritt auch auf dem Gebiet der ehemaligen
DDR das Problem der Arbeitslosigkeit aul (in offener Form, verdeckte Arbeitslosig-
keit gab es in allen Planwirtschaften). Der Hauptgrund für diese Entwicklung ist in
der Anpassung der Wirtschattsstruktur zu sehen. Dadurch werden zunächst einmal
mehr Arbeilskrätte lreigesetzt als neu eingestellt. So gab es im 2. Halbjahr 1990
durchschninlich ca. 433000 Arbeitslose, was einer Quote von 4,9 % entspricht.
Dem standen nur etwa 25000 olfene Stellen gegenüber. Bis Juli 199'1 hatte sich
die Arbeitslosenquote mehr als verdoppelt (12,1 %). Zusätzlich zu den Arbeitslo-
sen wurden im 2. Halbjahr 1990 noch '1,5 Mill. Kurzarbeiter gezählt (vgl. 3.8). Ein
Teil von ihnen hatt€ 6anen Arbeitsausfall von 100 % zu erleiden und befand sich
damit eigentlich in der Arbeitslosigkeil. Die Betrotlenen gellen aufgrund besonde-
rer gesetzlicher Flegelungen jedoch gleichwohl als Kurzarbeiter.

Hinzu komml eine steigende Zahl von Pendtern aus den neuen Bundesländern, die
in den alten Bundesländern einen neuen Arbeitsplatz gefunden haben.

Um alle diese Zahl€n richtig zu deuten, muß man sich vergegenwänigen, daß es
sich sowohl bei der Arbeitslosenzahl als auch bei der Zaht d6r otfenen Stellen
lediglich um Fälle handelt, die beim Arbeitsamt gemeldet sind. tm Hinblick auf die

'tatsächliche'Zahl der Arbeitslosen gilt es zu bedenken, daß es sicherlich Arbeits-
suchende gibl, die den Weg zum Arbeitsamt scheuen bzw. sich keine Voneile
davon erhotfen, wenn sie sich dort melden (sogenannte Stille Reserve). Ahnliches
gilt für die olfenen Stellen, die in viel€n Fällen ohne Einschaltung des Arbeilsamtes
vergeben werden. Die von der Bundesanstalt für Arbeit offiziell bekanntg€g€benen
Zahlen bieten dalür aber den Vorteil, daß sie anhand der Unterlagen der Arbeils-
ämter, ohne Befragung der Betrotfenen, laufend aktualisiert werden können.

3.8 Arbeitsplatzverlustund Kurzarbeit

Der Zugang an Arbeitslosen in den alten Bundesländern belief sich von Januar bis
Dezember 1990 auf insgesamt 3,7 Mill., darunter waren sehr viele Berufsanfänger.
Kündigungen von Arbeitnehmern spielen ats Ursache eine vergleichsweise
geringe Rolle. Nach einer im Mai/Juni 1990 durchgeführten Erhebung der Bundes-
anstalt lür Arbeit hatten 20,9 % aller Personen im früheren Bundesgebiet, die sich
nach vorangegangener Beschättigung arbeitslos meldeten, setbst gekündigt, Der
Anteil der Arbeitslosenmeldungen wegen Kündigung durch den Arbeitgeber lag
dagegen bei 52,1 %. Kündigungen im gegenseitigen Einvernehmen sind sehr
selten (4,5 %). Häufiger kommt es zu Arbeitslosenmeldung€n im Anschluß an
befristete Arbeitsverlräge (22,5 o/o), davon 8,6 o/o nach einer Lehre.

Um in konjunkturellen Schwächephasen Kündigungen zu vermeiden, geh€n die
Unternehmen ottmals zunächst zu Kurzarbeit über. Mitte der TOer Jahre wurde
dieses arbeitsmarktpolitische Instrument häulig eingesetzt; 1975 gab es im Jahres-
durchschnitl 773 000 Kurzarbeiter, Mit der vorübergehend abnehmenden Arbeits-
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losigkeit verringerte sich auch die Kurzarbeit, stieg dann von 1980 bis 1983 (675 000
Kurzarbeiter) wieder an und sank in den Jahren von 1984 bis 1986 erneul ab.

Nach einem Anstieg '1987 sank die Zahl der Kurzarbeiter in den alten Bundeslän-
dern auf 56000 im Jahresdurchschnitt 1990. ln den neuen Bundesländern wurden
Kurzarbeiter erstmals ab Llitte 1990 erfaßt. lnnerhalb eines Jahres erhöhte sich
ihre Zahl von ca. 656000 im Juli 1990 auf rund 1,6 N4ill. im Juli 199'1. Der Anteil der
Kurzarbeiter mit einem Arbeitsausfall yon über 50 % hat sich seit der ersten
Auszählung im September 1990 von 32,3 o/o auf 56,6 % im Juli 1991 erhöht.

3.9 ArbeitslosenquotenimVergleich

Arbeitslosigkeit ist inzwischen zu einem weltweiten Problem geworden. Zwar läßt

sich ihr Ausmaß über Ländergrenzen hinweg aulgrund unterschiedlicher Erhe-

Abb. 10; Eingeschriebene Arbeitslose in Prozent der zivilen
Erwerbspersonen in ausgewählten europäischen Ländern
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bungsmethoden nicht exakt vergleichen, glBichwohl bemühen sich aber die inter
nationalen Organisationen, insbesond€re das Slatistische Amt der Europäischen
Gemeinschaften, die Arbeitslosenstatistiken soweit zu vereinheitlichen, daß die
Daten näherungsweise vergleichbar werden.

Bei dar Betrachtung der Arbeilslosenquotenr tällt aul, daß die Arbeitslosigkeit in
all€n Ländern der Europäischen Gemeinschatton seit 1970 kräftig zugenommen
hat, wobei sich die Ausgangslage in vielen Staaten (2. B. in ltalien oder lrland) weit
ungünstiger darslellt als in dgr Bundesrepublik. 1989 wurden in den Europäischen
Gemeinschaften insgesamt'14,6 Mill. Arbeitslose regislriert, das entspricht einer
Arbeitslosenquote von 10,9 %. Niedrig€r lag die Arbeitslosenquote in den USA
(5,5 %).

Tab.8: Arbeitslose in den alten Bundesländern
Jahresdurchschnitte 1991

Bundesland Anzahl Arbeitslosenquote
in%

Schl€swig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westtalen
Hessen
Bheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

Früheres Bundesgebiel

80
63

244
31

56'l
123

82
159
214

92

524
013
283
629
331

334
318
780
s81
908

4,7
8,'l

10,7

5,1

5,4
3,7
4,4
8,6
9,4

1 689 365

Ou€lle: Bundesanstalr iür Arleil

lnnerhalb des fßiheren Bundesgebieles gibt es einige strukturschwache Regionen,
die besonders hart von Arbeitslosigkeit betrotfen sind. So liegen die Arbeitslosen-
quolen in den norddeutschen Küstengebieten, in Teilan des Ruhrgebiets und im
Saarland erheblich über dem Bundesdurchschnitt.

ln den neuen Bundesländern lag die Arbeitslosenquote '199'l deutlich über der
Durchschnittsquote lür die westlichen Bundesländer.

1 ln d€r EG wrd di€ Aö€itstos€nquots nach dem Vorhätinis d6r ArboElossn Äj a €n Erwerb3poßon€n ohn6
SoldalBn. indar USAz! ail6n Eru€rbsp€6on6. oinscht Sotdaton berechn€t.
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Tab.9: Arbeitslose in den neuen Bundesländern
Jahresdurchschnitt 1 99.l

Bundesland Anzahl Arbeitslosenquote
in%

Brandenburg
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen-Anhalt
Sachsen
Thüringen
Berlin (Osl)

Neue Bundesländer

141 172
128 303
241 227
167 127
147 963
a7 046

912 838

't 0,3
12,5
9,1

't 0,3
10,2
12,2

10,3

Quole Sundesanslall lur Arbe t.

3.1 0 Struktur der Arbeitslosigkeit

3.10.1 Problemgruppen des Arbeitsmarktes

Für die wirtschaftspolitische Beurteilung der Arbeitslosigkeit ist nicht nur deren
Höhe, sondern auch ihre Struktur von Bedeutung. Nicht alle Personengruppen
werden in gleichem Ausmaß durch die Beschäftigungskrise betroffen. Jugendllche
und ältere Arbeitnehmer, Frauen, Ausländer, Schwerbehinderte und Personen

ohne abgeschlossene Berulsausbildung gehören zu den sogenannten ,,Problem-
gruppen" des Arbeitsmarktes.

Schwierig ist schon der Start ins Berufsleben, Aufgrund der demographischen
Entwicklung kann man davon ausgehen, daß zur Zeit in den alten Bundesländern
jährlich rund eine Mill. jüngerer Arbeitnehmer in das Arbeitsleben eintreten; viele
von ihnen finden keine Slelle. So waren im September 1990 rund 62000 Personen

unter 25 Jahren arbeitslos gemeldet, die bislang noch keine Berufstätigkeit ausge-
übt hatten. Eesonders problematisch ist lür die Betroffenen die Tatsache, daR sie
noch keinen Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung erworben haben. Die Aus-
weitung des Kindergeldanspruchs (vgl.9.10) kann nur eine geringe linanzielle
Entlastung bedeuten.

Die Altersgliederung der Arbeilslosen in den alten Bundesländern zeigt, daß
ungelähr jeder vierte Arbeitslose im September 1990 20 bis 29 Jahre alt \,/var.

lnsgesamt waren rund 30 % der Arbeatslosen jünger als 30 Jahre.

Das Problem bei älteren Arbeitnehmern ab 59 Jahren hat sich im Verlauf der
Soer Jahre nur vorübergehend entschärtt. Betrug ihr Anteil an allen Arbeitslo-

s6n im früheren Bundesgebiet 1980 noch 7,4 %, so reduzierte er sich bis 1986 auf
3,9 7o. lm Jahre 1990 bekug ihr Anteil bereits wieder 5,8 o/o. ln der L4itte der 80er
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Jahre machlen sich vermutlich verstärkt die Möglichkeit des vorzeitigen Bezugs
von Ait€rsruhegeld und die Erstattungspflicht der Arbeitgeber für Arbeitslosengeld
bei Entlassungen von 59jährigen bemerkbar.

Frauen sind stärker von Arbeitslosigkeit betrolten als Männer. 1990 lag di€
durchschnittliche Arbeitslosenquote der Frauen in den alten Bundesländern bei
8,4'/", die d€r Männer dagegen bel 6,3 o/o, Zu bedenken ist allerdings, daß ein
nicht geringer Teil der arbeitslosen Frauen ausschließlich Teilzeitarbeit wünscht
(September 1990: 23,3 o/o 

).

Als besonders schwierig erweist sich da€ Arb6itsmarktlage für Ausländer. Während
zwischen 1960 und 1970 die Gastarbeiter willkommen waren. um den bestehen-
den Aöeitskräftemangel zu beheben, gehören ausländische A6eitnehmer heule
zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes. Sie verlieren eher den Arbeitsplatz
und werden später wieder eingestellt als Deulsche. lm Jahresdurchschnitt 1990 lag
die Arbeitslosenquote der Ausländer im früheren Bundesgebiet bei 10,9 "/..

Abb. '1 '1: Altersgliederung der Arbeitslosen im Septembe|I9901

2A

14,5

132
12.3

11,5

10,3

10

8,4
8,0

35 3,8

0
lntet2a 20 24 25-29 30-34 35-39 40-44 45-49 50-54 5t59 60-64

1 Ohne Gebiet derehm. ODR

Ouelle: B!ndesnstaI lür ,ibeii
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Abb. 12: Arbeitslosenquolen sogenannter Problemgruppen
im früheren Bundesgebiet

2

,\ /i'
. 2o-24jähiqez

l(,l\
.-. u*lo9nns"''x.

-J

1§73 74 /5 76 77 1A 19 30 3r 32 a3 a4 85 86 37 S3

Oueller B!ndaanstelt l0r Arb6il.

Geringere Beschäftigungschancen als Gesunde haben Personen mit gesundheitli-

chen Einschränkungen. lhr Anteil an den Arbeitslosen im trüheren Bundesgebiet

lag 1990 bei 25,9 %. Schwerbehindert und deshalb besonders schwer zu vermit-

teln waren 6,4 %. Allerdings ist die Gelahr, arbeitslos zu werden, für beschäftigte

Schwerbehinderte aufgrund gesetzlicher Bestimmungen geringer als Iür die übri-

gen Arbeitnehmer.

3.1 0.2 Arbeitslosigkeit und Oualirikationsstruktur

Bei den sogenannten ,,Problemgruppen" des Arbeitsmarktes verschärlt sich die

Situation insbesondere noch dann, wenn eine geringe berulliche Qualifikation

vorliegt. Zwar ist eine gute Ausbildung längst keine Garantie mehr für einen

sicheren Arb€itsplatz. Dennoch sind die Arbeitsmarktchancen bei einer höheren
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Qualifikation günstiger bzw, das Risiko des Arbeitsplatzv€rtustes ist bei qualifizier-
ten Arbeitnehmern bedeutend geringer. Während im lrüheren Bundesgebiet von
allen En erbstätigen rund 23,4 o/o nicht über eine abgeschlossene Berufsausbil-
dung verfügen (1989), stellt dieser Personenkreis unter den Arbeilslosen etwa die
Hälfle (September 1990: 46,8 o/o). Die mangelnde Oualifikation reduziert die

Abb. '13: Nahaufnahme der Arbeitslosigkeit im früheren Bundesgebiet

Ohn6 abo6schlossa.
Arbeiter Betur;usb,tdhq Angestellle

Quelle Eundesansiali tür A/beit

ohnehin geringen Vermittlungschancen noch mehr, denn für etwa 69 7. der
gemeldeten oflenen Stellen wurden 1990 ausdrücklich nur Bewerber mit abge-
schlossener Berufsausbildung gewünscht.

Angaben aus den neuen Bundesländern zu diasem Themenbereich sind derzeit
noch nicht verlügbar.
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Tab. '10: Arbeitslose nach der Arl ihrer Berufsausbildung
im früheren Bundesgebiet
September '1990

Berufsausbildung Arbeitslose

absolul

Ohne abqeschlossene
lVIit abgeschlossener

- betrieblicher

- Berufsschule/Fachschule

- Fachhochschule

- Hochschule

lnsgesamt

807 820
919 922
705 4S9

94 456
34 058
85 909

46,8
53,2
40,8

5,5
2,0
5,0

100

Ouele Bundesansta I iür Arbel.

3.10.3 Dauer der Arbeitslosigkeit

Arbeitslosigkeit trittl insbesondere diejenigen han, die auch nach längerer Suche

keinen Arbeitsplatz finden. lm September'1990 waren im früheren Bundesgebiet

rund 513OOO Arbeitslose, also knapp jeder dritte, ein Jahr oder länger ohne

Tab. 1 1 : Arbeitslose nach Dauer der Arbeitslosigkeit
im früheren Bundesgebiei
jeweils September

Jahr Arbeilslose
insgesamt

Darunter waren arbeilslos (%)

unter
3l\4onaten

3 N4onate bis
unter I Jahr

l Jahr
und länger

1971
1975
1979
1981
1983
1S84
198s
1986
1987
1988
1989
1990

60,7
4't,9
41,8
42,3
29.2
29.1

32,2
32,4
31,8

35,2

34,0
48,5
38,3
41,4
42,3
38,2
36,6
35,9
35,8
35.6
32,8
35,0

5,3
9,6

19,9
16,2
28,5
32,7
31,0
32,0
31,8
32,6
31,4
29,7

146 740
1 006 554

736 690
1 256 396
2 133 900
2 143 008
2 150 897
2 045 437
2 106 950
2 099 638
1 880 644

QLelle: Bundesanslalt 1nr Arbeil
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B€schättigung. Die Zahl der Personen, die Ende September 1990 bereits zwei
Jahre oder länger ohne Arbeitsplatz waren, beli€f sich auf 274 000 und war damit
um 40000 oder 13Y. niedriger als ein Jahr zuvor. Nur wenigen Arb€itslosen
gelingi es, schon nach kurzer Zeit einen neuen Arbeitsplalz zu finden. Der Anleil
der Arbeitslosen im früheren Bundesgebiet, die weniger als drei Monale beim
Arbeitsamt registriert waren, sank von '1 971 bis 1990 von 60 ,7 ok aul 35,2.h,

Über die Dauer der Arbeitslosigkeit in den neuen Bundesländern liegen derzeit
noch keine lnformation€n vor.

3.1 'l Einkommen der Arbeitslosen

Mit der Dauer der Arbeitslosigkeit wächst die finanzielle Betastung der B€lroftenen,
Während die meisten Arbeilslosen im ersten Jahr ihrer Arb€itslosigkeit noch
Arbeilslosengeld erhalten - es beläutt sich je nach Familienstand auf 68 % bzw,
63 % des letzten Netloeinkommens - wird die niedrigere Arbeitslosenhille (58 %
des letzten Nettoeinkommens) nur bei nachweisbarer Bedürfligkeit gawährt.

Von den Arbeitslosen, die 1990 in den alten Bundesländern gem€ldel waren,
bezogen 42,4 "/" Arbeitslosengeld und 23% A[beitslosenhilfe. Weitere 3,1 %
erhielten in diesem Zeitraum Eingliederungsgeld. Damit betrug der Anteil der
Leistungsempfänger unter den Arbeitslosen im Durchschnitt des Jahres 1990 rund
69 %. 1982 lag die entsprechende Quote noch bei 76 %.

lnsgesamt hat also last jeder dritte beim Arbeitsamt registri€rte Arbeitslos€ weder
Anspruch auf Arbeitslosengeld noch auf Arbeitslosenhilfe. Hinzuzurechnen ist die
gesamte,,Stille Beserve", die sich in dem Bewußtsein, keine Leistungen beanspru-
chen zu können, erst gar nichl beim Arbeitsamt meldet. Unter diesen Personen
sind neben Frauen, die nach einer Familienpause gern wieder ins Arbeitsleben
einsteigen möchten, auch viele Berufsanfänger, die noch keine Gelegenheit hat.
t€n, durch Beitragszahlungen Leistungsansprüche zu erwerben. Sie sind entweder
auf die Unlerstützung durch Angehörige oder auf Sozialhilfe angewiesen (vgt. 9.8).
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4 Einnahmen und Ausgaben
der privaten Haushalte

4.1 Zielsetzung der Statistik
über Einnahmen und Ausgaben

Mit Einnahmen und Ausgaben beschäfligen sich viele Statistiken. Zu nennen sind

insbesondere die Verdienststatistiken (vgl. Kap.16), die Steuerstatistiken (vgl.

Kap. '1 1), die Volkswirtschaftlichen Gesamlrechnungen (vgl. Kap. 12) und die Win-
schaftsrechnungen. Sie alle betrachten das Thema unter verschiedenen Blickwin-

keln und bedienen sich darüber hinaus einer abweichenden Terminologie, so daß

eine uneingeschränkte Vergleichbarkeit der Ergebnisse nicht gegeben ist. lm

Mittelpunkl dies6s Kapitels stehen die Wirtschaltsrechnungen, al§o die Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe, die in mehrjährigen Abständen - zuletzt 1988 -
Einnahme- und Ausgabedaten für alle Haushalte (ohne Haushalte von Ausländern,

Privathaushalte in Anstalten und Haushalte mil besonders hohen Einkommen)

bereitstellt, und die laufenden Wirtschaftsrechnungen, die Jahr für Jahr Angaben
für ausgewählte Haushaltstypen liefern. Nur gelegentlich werden aufgrund der
Aktualität oder wichtiger Zusatzinformalionen andere Statistiken herangezogen.

Die Wirtschaftsrechnungen konzentrieren sich vor allem auf die Frage, wieviel
Geld die Haushalte zur Vedügung haben, ausgeben und sparen. Sie greifen dabei

auf die Aufzeichnungen ausgewählter Haushalle aus unterschiedlichen sozialen
Schichten zurück, die lür die Statistik fr€iwillig über ihre Einnahmen und Ausgaben
Buch führen. Die anfallenden Dalen, die für die Wirtschatts- und Sozialpolitik und

für verbraucherpolitische Zwecke unentbehrlich sind, ermöglichen eine Beurteilung
der Einkommenssituation und der Verbrauchsgewohnheiten der Bevölkerung und

liefern zugleich lnformationen über den Lebensstandard. Es handelt sich also um
eine sehr lebensnahe Statistik, die dem vielgeäußerten Klagespruch, daß mit dem
Einkommen kein Auskommen sei, ein wenig auf den Grund gehen möchte.

Die lolgenden Ausführungen beziehen sich, mit Ausnahme von Abschnitt 4.'10, in
dem Daten tür das Gebiet der ehemaligen DDR aus der Statistik des Haushalts-
budgets dargestellt werden, auf das frühere Bundesgebiet.

4.2 Von den Einnahmen zu den Ausgaben

Die Zusammenhänge zwischen Einkommen, Verbrauch und Vermögensbildung
werden besonders deutlich am Aufbau des Schemas, das den Wirtschaftsrechnun-
gen zugrunde liegt. Es geht von den Erwerbs- und vermögenseinkommen aus,
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berücksichtigt die öffentlichen Abgaben (Steuern und Sozialversicherungsbei
träge) und die Transferleistungen des Staates (2.8. Flenten, Kindergeld) und führt
zu den ausgabefähigen Einkommen. Aus ihnen ergibt sich nach Abzug der
Ausgaben für den Privaten Verbrauch als Restgröße die Ersparnis.

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen
+ Einnahmen aus Einkommensübertragungen (ötfentliche Renten, Kind€r-

geld u.ä.) und Untervermietung

= H au sh altsb tu ttoe i nkom me n

- Einkommen- und Vermögensteuern

- Pflichtbeiträg€ zur Sozialversicherung
= Hau sh alts nettoe in komm e n

+ sonstige Einnahmen (2.8. Einnahmen aus dem Verkauf gebrauchlar
Waren)

= Ausgabelähige Einkommen bzw. Einnahmen

- Ausgaben fürden Privaten Verbrauch

- Übrige Ausgaben (2.8. Kraftfahrzeugsteuern, freiwillige Beiträge zur
gesetzlichen Kranken- und Rantenversicherung)

= Ersparnis

4.3 Einnahmen der privaten Haushalte

4.3.1 Verteilungdes Haushaltseinkommens

Jeder Haushall w€iß ungefähr, wieviel Geld ihm monatlich zur Verfügung steht.
Dieser Überlegung folgend wird im sogenannlen Grundinterview der Einkommens-
und Verbrauchsstichprobe das gesamte monatliche Haushaltsnettoeinkommen
(Nettoeinkommen aller Haushaltsmitglieder) erfragt. Dabei stufen sich die Haus-
halte in vorgegebene Einkommensgrößenklassen ain. Erfahrungsgemäß neigen
sie zu einer Unterschätzung ihrer Einkünfte, so daß sich für di€ Auswertung
weniger die absolute Höhe als die Struktur der Einkommen eignet.

1988 vedügten 47,1 % der Haushalte über ein monatliches Haushaltsnetlo€inkom-
men zwischen 1400 und 3000DM. 24,2o/o haten netto monatlich 3000 bis
5000 DM. ln der Einkommensklasse von 5000 DM bis 25000 DM befandsn sich
7,6 % der Haushalte; am anderen Ende der Skala mußlen 21,O "/" mit weniger als
1400 Di/ monatlich auskommen, wobei nach eigenen Angaben 4,4 % der Haus-
halte sogar weniger als 800 DM hatten.

Oie Haushalte mit den geringsten Einkomman b€stand€n überwiegend aus erner
Person. Die oberen Einkommensklass€n waren dagegen last ausschließlich mit
Mehrpersonenhaushalt€n besetzt, in denen häufig mehrere Haushaltsmitglieder
zum Einkommen beitragen.
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Abb. 1 : Einkommensverteilung im früheren Bundesgebiet 19881

monatliches
Haushaltsnetto-
Einkommen in DM

5000- 25 000 7,6

4000- 5000 7,9

3000- 4000 16,4

2500- 3000 12,0

2000- 2500 15,8

'1 400- 2000 19,3

800 - 1 400
'16,6

unter 800 DM 4,4

0 5 10 15 20 o/o

der
Haushalte

E Einpersonenhaushalte I zwelpersonenhaushate

!& Haushalte mit drel Personen und mehr

1 OhnB HaushaLt€ von Ausländom. La.dw.len, Pnvattraushalt€ in Anshlen, Haushale mt ein6m monallich€n

Fausl'dllslsnoe'nkormen ror 25000 DM u.d m6hr.

4.3.2 Soziale Stellung und Höhe des Haushaltseinkommens

Differenziert man nach der sozialen Stellung der Bezugsperson des Haushalts, so

liegen die Haushalte der Selbständigen (ohne Landwirte) - gemessen am Netto-

einkommen - an der Spitze der Einkommenspyramide. Etwa 65 % von ihnen

gaben in der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1988 an, über ein monatli-
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ches Nettoeinkommen von 3000 DM oder mehr zu verfügen, Bei den Beamten-
haushalten waren es etwa 63 %. Von den Angestelltenhaushalten hatten etwa
50 % ein Einkommen dieser Größ€nordnung und von den Arbeiterhaushalten rund
31 %. Dagegen floß nur 14 o/o der Nichterwerbstätigenhaushalte (einschl. Arbeits-
losenhaushalte) ein Nettoeinkommen von 3000 DM und mehr zu.

Abb. 2: Aufgliederung der Haushaltsnettoeinkommen nach
sozialer Stellung 19881 im Irüheren Bundesgebiet

60
E unier I 8oo oM

E 1800-30o0DM
I 3000 5 000 DM

E 5 000 OM und mehr

55,8

50
47.O

40 37,1

333
32,0

33.0
30, 3

30

19 8
20

16,6
15,6

13.3
11,9 11.7

10

3,1
2,2

o

1 Ohne Haushall€ vo. Ausländ6h, Landwinsn, Pnvarhaushalt€ in Anstaiton, Haushals mit sin€m moiaitichon
Haus\ansneno€inbnmer von 25000 DM Jnd nehr.

Eine Durchschnittsbetrachtung der Einkommen lief€rn die Volkswirtschaftlichen
Gesamtrechnungen. Hier wird das verlügbare Einkommen herangezogen, das in

der Abgrenzung nicht genau mit dem Nettoeinkommen in der Einkomm€ns- und
Verbrauchsstichprobe übereinstimmt; diese Abweichungen sollen ab€r im Flahmen
dieser Oarstellung nicht weiter vertieft werden. Danach betrug das verfügbare
Einkommen je Haushalt 1989 rund 50 000 DM, je Haushaltsmitglied etwa
22000 Dt/.
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Für die verschiedenen Haushalte ergibl sich in der Durchschnittsbetrachtung der

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen folgendes Bild: Die Selbsländiganhaus-

halte (außerhalb der Land- und Forstwirtschatt, Fischerei) lagen 1989 hinsichtlich

ihres verfügbaren Einkommens mit rund 167000 DM je Haushalt an der Spitze.

Dabgi ist allerdings zu beachten, daß sie erhebliche Teile ihrer Aufwendungen für
die Alterssicharung aus dem verfügbaren Einkommen bestreiten müssen, während

bei den übrigen Erwerbstätigenhaushalten die meisten derartigen Auf\aendungen

in Form von Sozialbeiträgen als geleistete laufende Übsrtragungen bereits abge-

zogen sind. Unter den Arbeilnehmerhaushalten erreichten die Beamten mit knapp

61 000 DlVl ein höheres verfügbares Einkommen als die Angestellten mit rund

53000 DM je Haushalt. Deutlich niedriger lag hingegen das verfÜgbare Einkom-

men der Arbeiterhaushalte mit 44000 DM. Haushalte von Renlnern und Pensionä'
ren konnten '1989 über rund 34000 bzw.47000DM verfügen; Haushalte von

Arbeitslosengeld- oder -hilfe€mpfängern mußten mit einem durchschnittlichen
Einkommen von etwas über 26 000 DM und die Haushalte von Sozialhilf eempfän-
gern mit weniger als 21 000 DM auskommen.

Tab. '1: Verfügbares Einkommen der Privathaushalte 19891

im lrüheren Bundesgebiet

Haushalte von D[/]je
Haushalt

Dr,/ je
Haushaltsmilglied

Ländwirten
übrigen Selbständigen
Beamten
Angestellten
Arbeitern
ArbeitslosengeldJ-hilf eemplängern
Rentnern
Pensionären
Sozialhilteempf ängern
sonstigen Nichterwerbstätigen

lnsgesaml

62 051
167 017
60 552
53 247
43 869
26 153
34 175
47 214
20 790
31 880

50 080

15 880
59 915
21712
22195
15 970
12116
20 457
28 989

9 429
16 421

22 245

I Rechensland sept€mber 1990. D€ Erg€b.rsse d6r Volks_, Berufs. Gebäude_, Wohnungs_ und Arb€ilssrätc'_

zähung ni Jahr 1987 konnlen noch n chl berücksichlgl wsrdsn

4.3.3 Einkommensquellen

Über die Herkunft der Haushaltseinkommen gibt eine Unterstichprobe der Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe Aufschluß. 1988 stammten rund 56% der

gesamten Haushaltsbruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit, 10o/o aus

Unternehmertätigkeit, 107. aus VermÖgen (Zinsen, Dividenden, Einkünft€ aus
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Vermietung und Verpachtung usw.), 20 % aus staatlichen Transferleistungen und
4 7o aus sonstigen Quellen. Allerdings sind diese Zahlen nur Durchschnittswerte.
Erhebliche Unterschiede werden sichtbar, wenn man die soziale Siellung der
Haushalte berücksichtigt.

So bezogen die Erwerbstätlgenhaushalte zwischen 76 % (Landwirte) und 87 %
(Angestellte) ihrer monatlichen Haushaltsbruttoeinkommen aus eigener - selb-
ständiger oder unselbständiger - Arbeit. Leistungen des Staates spielen hier eine
unlergeordnete Flolle. Öfientliche Renten und Pensionen sowie Kindergeld, Wohn-
geld, Sozialhilfe usw. trugen bei den meisten EMerbstätigenhaushalten mit Anlei-
len zwischen 3 % und I o/o zum Haushaltsbruttoeinkommen bei.

Die Nichterwerbstätigenhaushalte (1988 waren das etwa 42 % aller Haushalte)
lebten hingegen überwiegend von staatlichen TransferzahlungBn, und zwar insbe-
sondere von Renten und Pensionen, die zusammen etwa 67 % des Bruttoeinkom-
mens dieses Haushaltstyps ausmachlen.

Die Einkommen aus Vermögen, zu denen auch d€r Mi€twert des eigenen Hauses
gehört, erreichten insbesondere bei den Selbständigen und den Landwinen - aber
auch bei den Nichterwerbstätigen - hohe Anteile am gesamten Haushaltsbrutto-
einkommen. Bei den Selbständigen waren es rund '14 o/o, bei den Landwinen 16 %
und bei den Nichterwerbstätigen 13,7 o/o. Bei Angest€llten und Arbeitern hatten die
Vermögenserträge jeweils einen Anteil von etwa 7 7o am Haushaltsbruttoeinkom-
men, bei den Beamlen von 8,5 "/".

Tab. 2: Zusammensetzung des Einkommens privater Haushalte 1988
im früheren Bundesgebi€t
in Prozent

Ouellen des
Haushaltsbrufto-
einkommens

Soziale Slellung der Bezogsperson des Haushalts

Landwirt Selbstän- Beamler
diger

Ange- Arbeiter
stellter

Nicht-
erwerbs-

tätiger

Unselbständige
Arbeit

Selbständige
Albeil

Vermögen
Zahlungen aus

öffentl. Kassen
übrige Quellen

Haushaltsbrutto-
einkommen

8.1

62,2
to,.,

67,3
13,6

1,7
8.5

1,9
7,4

1,7
7,2

1,7
13,7

0,3
4,0
1 ,'l

3,4
3,5

3,4
1,8

5,4
1,6 9,4

13,3 14,0 82,9 85,5 84,1
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4.4 Ausgaben der privaten Haushalte

Über die Ausgabenstruktur der Haushalte informiert die Einkommens- und Ver-

brauchsstichprobe von 1988, Danach verwenden die privaten Haushalte den

größten Teil ihrer ausgabefähigen Einkommen (76,5 %) für die Käufe von Waren

und Dienstleistungen, den sogenannten ,,Privaten Verbrauch" Ein wesentlich

geringerer Teil (1 1 ,5 %) entfällt auf ,,übrige Ausgaben", die u. a freiwillige Beitrags-

zahlungen an Versicherungen sowie Kraftfahrzeugsteuern umlassen, Der Flest

('12,0 %) wird gesparl,

Abb. 3: Verwendung der ausgabefähigen Einkommen und Einnahmen 1990

lm früheren Bundesgebiet

HAUSHALTSTYP 1

2181 DNI
Renten- und

Sozialhilfeempfänger

HAUSHALTSWP 2
4 586 DM
Mittleres

Einkommen

HAUSHALTSTYP 3
7 603 DM
Höheres

Einkommen

Ersparnis
lAa/o

Ersparnis
14yo

Ersparnis
16n/o

üorrge Aus-
gaben 8olo

Übrige Aus-
gaben 10%

übrige Aus
gaben 160/0

Verbrauch 75% Verbrauch 68Yo

Unterschiede in der Zusammensetzung der Ausgaben ergeben §ich je nach der

Höhe der Einkommen. Dies zeigen die laulenden Wirtschaftsrechnungen, die fÜr

ausgewählte Haushaltstypen aktuelles Datenmaterial b€reit§tellen lm Rahmen

dieser Statistik werden drei Haushaltstypen unterschieden' und zwar Zweiperso-

nenhaushalte von Renten- und Sozialhilfeempfängern mil geringerem Einkommen

(Typ 1), Vierpersonenhaushalte von Angestellten und Arbeitern mit mittlerem

Einkommen (Typ 2) und Vierpersonenhaushalte von Beamten und Angestellten mit

höherem Einkommen (Typ 3). Das monatliche Einkommen bewegte sich 1990 in

folgenden vorgegebenen Grenzen:
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Typ 1: 1500 bis 2100Di/ (Brutlo€inkommen aus laufenden übertragungen
des Staates oder des Arbeitgebers)

fyp 2:32OO bis 4700 DM (Bruttoeinkommen der Bezugsperson aus hauptbe-
ruflicher nichtselbständiger Arbeit)

Typ 3: 5 500 bis 7500 DM (Bruttoeinkommen der Bezugsperson aus hauptbe-
rullicher nichlselbständiger Arbeit),

Je niedriger das Einkommen, desto höher ist in der Reget der Anteil der Ver
brauchsausgaben und desto weniger wird gespart. So enttiel€n '1990 beim einkom-
mensschwachen Haushaltstyp 'l rund 82 7. des ausgab€lähigen Einkommens aul
den Privaten Verbrauch, bei den Beziehern mittlerer Einkommen 75 o/o und beiden
Haushalten mit höherem Einkommen 68 7".

Abb. 4: Verbrauchsausgaben je Einwohner und Jahr im früheren
Bundesgebiet in Preisen von '1985

1935
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4.5 Entwicklung der Verbrauchsausgaben im Zeitablaul

ln den vier vergangenen Jahrzehnten konnten die privaten Haushalte ihren

Lebensstandard nahezu kontinuierlich erhöhen. Das zeigt §ich, wenn man die

Ausgaben für den Privaten Verbrauch im Zeitablauf verfolgt. Besser als die

Ergebnisse der Wirtschaftsrechnungen eignen sich lür diesen Zweck die Angaben

der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, die die Daten auch preisbereinigt

und in Form von Pro-Kopf-Werten bereitstellen.

lm Jahr 1990 wurden danach im früheren Bundesgebiet je Einwohner im Durch-

schnitt 20500 DM für Zwecke des Privaten Verbrauchs ausgegeben Gegenüber

1960 hat sich dieser Wert fast versiebenfacht. Rechnet man die Preissteigerungen

heraus, so verbleibt real immer noch eine Zuwachsrate von 139 %. 1981 u nd 1 982
ging zum erstenmal in der Nachkriegszeit der Privale Verbrauch real zurück. Ab
1983 konnten wieder Zuwächse verzeichnet werden, so daß das Niveau von 1980

zehn Jahre späler um gul '16 % übertroffen wurde.

4.6 Zusammensetzung des Privaten Verbrauchs

Ein erheblich€r Teil der Verbrauchsausgaben enlfällt auf die Grundbedürfnisse

Knapp 22 % der Ausgaben privater Haushalte im lnland wurden 1990 für den Kauf

von Nahrungsmitteln, Gekänken und Tabakwaren verwendet Einen weiteren

großen Poslen stelllen mil 17 % die Ausgaben für Verkehr und Nachrichtenüber-

mittlung dar.

Bei den einzelnen Haushaltstypen sind zum Teil beträchtliche Unterschiede in der

Zusammensetzung des Privaten Verbrauchs zu beobachten So liegt z B. der

Anteil für die Grundbedürlnisse bei einkommensschwachen Haushalten wesentlich

höher als bei einkommensstarken. 1990 entfielen beim Haushaltstyp '1 67,9 % der

Verbrauchsausgaben aul Essen, Trinken, Wohnen, Heizen und Kleidung, während

der Anteil beim Typ 3 nur 52,5 7. betrug. Die Haushalle des Typs 1 verwendeten

1990 allein 27,5 % lür den Kauf von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren,

die des Typs 2 dagegen 24,1 % und des Typs 3 nur 20,0 o/..

Diese zahlen belegen die Erkenntnis, die schon '1857 der Pionier der Verbrauchs-

statistiken, Ernst Engel, in dem nach ihm benannten ,,Engelschen Gesetz" zusam-

mengefaßt hat. Es besagt, daß mit steigendem Haushaltseinkomm€n der Anteil der

Ausgaban für Nahrungs- und Genußmittel an den Gesamtausgaben sinkt. Das

Ges€tz bestätigt sich auch, wenn man die Entwicklung der einzelnen Ausgabenan-

teile im Zeitablau, betrachtett Während sich der Prozentsalz, der für Essen und

Trinken ausgegeben wird, in den letzten zwei Jahrzehnten unter dem Einfluß

gestiegener Einkommen reduzierte, stiegen die Anteile anderer Ausgabengrup-

pen, wie Wohnen und Energieversorgung, bekächtlich an. Auch in den absoluten
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Abb, 5: Struktur der Käufe der privaten Haushalte im lnland 19901
im früheren Bundesgebiet

1 Vorläufiges Ergebn§

Tab.3: Monatliche Ausgaben für den Privaten Verbrauch 1990
im früheren Bundesgebiet

PersdnlchE Aussranuna,
Guter so.sl qs Arl7.3 %

Nahtungsitiel, Gerränke,
Tät'ahwaßn 21 5 %

10,3 %

Schuhe8.1 %

9,2 %

.16.7

Nachrahtenüb€mittlung
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Tab.4: Anteile am Privaten Verbrauch im früheren Bundesgebiet
in Prozent

Ausgabengruppe Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985
1990

50,2
43,0
34,2

30,5

40.0
35,3
2S,8
28,1
25.7
24,1

26,1
23,0
22,0
21,0
20,0

Ausgabengruppe Verkehr und Nachrichlenübermittlung

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltslyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985
1990

2.8
3,9
4,9

9,4
11 ,7

10,9
13,8
'14,0

14,8
15,9

16,2
15,1

16,4
15,3
15,9
15,8

Ausgabengruppe Wohnungsmieten u. ä

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltslyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
't985

1990

16,2
20,5

24,4

11 ,2
15,5
15,5
16,4
19,6
21 ,6

12,1
14,0
't 4,8
15,5
18,8
19,5

Ausgabengruppe Energie (ohne Krarlslofle)

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

1965
1970
1975
1980
1985
1990

7,1

7,7
7,6
8,8

10,0
7,4

4,5
4,7
5,1

6,5
7,3
5,3

3,8
4,2

6,0
4,5
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Beträgen spiegell sich die unterschiedliche Entwicklung der einzelnen Ausgaben-
gruppen wider. Während sich beispielsweis€ beim Haushaltstyp 2 die Ausgaben
für Wohnungsmieten zwischen 1965 und 1990 mehr als versiebenfachten, stiegen
die Aufwendungen für Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren auf etwas mehr
als das Doppelte.

Abb. 6; Entwicklung einzelnerAusgabengruppen
bei Vierpersonenhaushalten von Angestellten und Arbeitern im
früheren Bundesgebiet mit mittlerem Einkommen im Vergleich
zu ihrem gesamten Privaten Verbrauch - Basisjahr 1965

700

660

620

5a0

540

500

460

420

380

340

300

?60

220

180

140

100

60

20
0

-24

(ohns Kraft§rotl6) '-- -

----=11 -' " Nahrmqsminer._ G66nki.
Tabakwaß.

1965 1970 1975 1980 r985 1990

Dabei ist zu berücksichtigen, daß in die Ausgab€n sowohl die Preis- wie die
l\rengenkomponenle eingeht. Der Anstieg eines Ausgabenpostens kann also
durch Preissteigerungen und/oder Erhöhung der nachgefragten Menge verursacht
werden. Als dritt6 Möglichkeit ist der Übergang auf höhen4ertige und damit teurere
Waren denkbar (Substitution). ln der Flegel ist die Ausgabensteigerung auf eine
Kombination aller drei Faktoren zurückzuführen, wobeieina Komponente durchaus
überwiegen kann.
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4.6.1 Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren

Für die Ausgabensteigerungen im Bereich der Nahrungsmittel, Getränke und
Tabakwaren spielt der Substitutionsvorgang eine große Flolle. ln ihm wirken sich
die Anderungen der Verbrauchsgewohnheiten aus, Besonders auffallend ist die
beträchtliche Zunahme des Konsums von Fleisch, derjedoch '1989/90 im Vergleich
mit den beiden vorhergehenden Wirtschattsjahren etwas rückläulig war. Der
jährliche Pro-Kopf-Verbrauch lag im Jahr 1989 bei etwa 100 kg, gegenüber 37 kg
1950/5'1. Der Verzehr von Gstreideerzeugnissen und Kartoffeln wurde dagegen
erheblich eingeschränkt, während sich der Verbrauch von Gemüse stark erhöhte.
Besonders stark zugenommen hat der Konsum von Tabakwaren und alkoholi-
schen Getränken. So stieg beispielsweise der Weinverbrauch mit 26 Liter je
Einwohner im Wirtschaflsjahr 1989/90 gegenüber 1950i51 aul mehr als das
Vierfache an.

Tab. 5: Verbrauch von Nahrungsmitteln, Getränken, Tabakwaren
im Irüheren Bundesgebiet
je Einwohner und Jahr

Erzeugnis

Winschaftsjahr

Einheit 1950/51 1960/6'1 197orl 1980/81 1989/901

1 Vonädio€s Ergebnis.
2 Die Angab€nb€zi6her sch nichl aut das W nschallslahr sondsrn aufdas zuerslgsnannl€ Kal€nde4ahr

4.6.2 Wohnungsmieten

Die Ausgaben für Wohnungsmieten sind im letzten Jahrzehnt überdurchschnittlich
gestiegen. 1990 gaben z.B. die Vierpersonenhaushalte von Angestelllen und

Arbeitern mit mittlerem Einkommen im Schnilt monatlich 744 DM (21,6 % des

Privaten Verbrauchs) für ihre Wohnung aus, während sie 1970 noch mit knapp

170OM (15,5% des Privaten Verbrauchs) ausgekommen waren. Die Ursache
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hierfür liegt nicht zuletzt in einer erheblichen Verbesserung der Wohnungsausstat-
tung. Während 1968 nur 30 "/. aller Wohneinheiten mit Sammelheizung, Bad und
WC ausgestattet waren, verfügten 1987 bereils 74.k übet diesen Komfort. Die
durchschnittliche Ouadratmetermiete einer Wohnung mit Bad, WC und Sammel-
heizung betrug 1987 7,35 DM, während Wohnungen mit Bad, WC, ohne Samme!
heizung durchschnittlich 5,57DM pro Ouadratmeter kostelen. Neben anderen
Gründen spielt insbesondere auch der Trend zu größeren Wohnungen tür die
Erhöhung der Mietbelastung eine wesentliche Bolle (vgl. Kap.5).

4.6.3 Energie (ohne Kraftstoffe)

Zu den auttälligsten Erscheinungen im Bereich der Ausgabenentwicklung zählen
die Aufwendungen für die Energieyersorgung (vgl. Kap.18). Di6 jährtichen Verän-
derungsraten der Ausgaben lür Energie (ohne Krattstoffe) zeagen im letzten
Jahrzehnt keinen kontinuierlichen Verlaut, sondern sind in erster Lini€ durch die
Preisveränderungen beim Erdöl und Erdgas gekennzeichnet.

Der Anteil der Energieausgaben am Privaten Verbrauch hat sich zwischen .1972

und 1985 fast ständig erhöht, von 1986 bis 1990 war er jedoch rücktäufig, Von
dieser Entwicklung waren alle Haushaltstypen betrotfen, wenn auch in unter-
schiedlichem Maße. Die Haushalt€ von Renten- und Sozialhilte€mpIängern gaben
1990 tast jede dreizehnte Mark für die Energieversorgung aus, wob€i die Aufwen-
dungen für den Kaul von Krattstotfen, die statistisch zum Bereich ,,Verkehr und
Nachrichtenübermittlung" rechnen, noch nicht einmal berücksichtigl sind.

4.6,4 Ausgaben lür Kraftfahrzeuge

Eia wichtigste Ausgabenart in diesem Bereich sind die Autwendungen lür Kratt-
stofle. Besonders ihre Verteuerung führte zJvischen 1973 und '1985 zu steigenden
Ausgaben für Krattfahrzeuge. Trotz der höheren Kosten ist der Bestand an
Fahrz€ugen noch krättig gelyachsen. Während 1973 im lrüheren Bundesgebiet
annähernd 17 Mill. Personenkraltwagen zugelassen waren, lag diese Zahl '1991

bereits bei 3'1,3 Mill. Rein rechnerisch müßte heute jeder Haushalt über ein
Krattfahrzeug verfügen können. Nach den Ergebnissen der laufenden Wirtschafts-
rechnungen besaß 1990 allerdings nur von den Vierpersonenhaushalten mit
höherem Einkommen nahezu jeder (99,5 %) mindestens ein Auto. Bei den Vierper-
sonenhaushalten mit mittlerem Einkommen waren es 96,6 70 und bei den Rentner-
und Sozialhilfeempfängerhaushalten 46,8 7o.

Die Haushalte des Typs 2, die ein Krattlahrzeug besitzen, gaben 1990 im Durch-
schnitt etwa 300DM monatlich lür die Unterhaltung ihres Personenkrattwagens
aus. Nicht 6ingerechnet sind dabei Anschaffungskoslen bzw. Abschreibungen.
Über ein Drattel der Ausgaben (39,6 %) entfiel allein auf Kraftstoffe, etwas mehr als
ein Viertel (25,3 %) auf Steuer und Versicherung, tund 12o/o auf Garagenmieten
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und der Flest auf Ersatzteile, Reparaturen u.ä. Gegenüber 1970 haben sich die

Ausgaben tür das Kraftfahrzeug bei diesem Haushaltstyp mehr als verdoppelt

Abb. 7: Besitz eines Pkw im früheren Bundesgebiet
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Tab.6: N4onatliche Kosten der Kraftfahrzeughaltung 19901

im früheren Bundesgebiet

Art der Autwendung Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushahstyp 3

DM ./" Dt\,4 ./. DlVl "/.

Kraftstoffe
Garagenmielen
Kraftfahrzeugsteuer
Kraftf ahrtversicheru na
Reparaturen, Ersatzteile u. ä.

lnsgesamt

14,7
6,4

23,0

100

39,6
11 ,7
6,8

18,5

100

64,20
28.39
12,40
43,56
44,31

192,86

119,10
35,21
20,50
55,62
70,16

300.59

153,95
40,29
23,O1

70,57
118,51

406,23

37,9
9.9
5,7

17,4

100

1 Je Haushalt m t Krattiahrzeug
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4.6.5 Aufwendungen für Freizeitgüter und Urlaub

Die Ausgaben für Freizeitgüler einschließlich Urlaub weisen weit überdurchschnitt-
liche Steigerungsraten aul. Beim Haushaltstyp 2 hat sich dieser Budgetposten
zwischen 1965 und 1990 von 94 DM auf rund 637 DM monatlich. also um 577 %.
erhöht. lm Vergl€ich dazu stiegen die Gesamtausgaben für den Privaten Ver-
brauch im selben Zeilraum l6diglich um 292 o/".

Einkommensstarke Haushalle wenden tür diese Zw€cke erheblich höhere Beträge
auf als einkommensschwache. Bei den Haushalten des Typs 3 erreichten die
monatlichen Verbrauchsausgaben lür Freizeitgüter und Urlaub 1990 mit etwa
1 091 DM (273 Dtul pro Person) einen Anteil von 21 % an den Gesamtausgaben.
Aber auch den Haushallen von Fl€nt€n- und Sozialhilfeempfängern war das
Freizeitvergnügen immerhin noch 229DM (115DM pro Person) wen - das enl-
spricht 6inem Anteilvon rund 13 o/ö am Privalen Verbrauch.

Ein großer Teil der Autwendungen für Fr€iz€itgüt6r entfälll auf die Unterhaltungs-
elektronik (Flundfunk-, Fernsehgeräte u.ä.), aber auch Bücher, Zeitungen und
Zeitschriften slehen hoch im Kurs. Ein wichtiges Freizeitgut stellt für viele das
Krattfahrzeug dar; allerdings ist die anteilige Nutzung für Fr€iz6itzwecke schwer zu
ermitteln und der von der Statistik unterstellte Wert (30 o/o der lauf€nden Kosten)
nur als grober Anhaltspunkt zu betrachten.

Ein erheblicher Teil des Freizeitbudgets entfällt auf den Urlaub. Von den Zweiper-
sonenhaushalten von Renten- und Sozialhilfeempfängern tralen '1990 rund 53 o/o

eine Ferienreise von 5 Tagen oder länger an. Sie gaben datür im Durchschnitt rund
'1 286 DM aus. Dagegen leisteten sich knapp 78o/o allel Haushalt€ d6s Typs 2
einen Urlaubsaufenthalt, der ihnen durchschnittlich etwa 2100 DM wert war. Am
reisefreudigsten waren die Haushalte mit höherem Einkomm€n (Typ 3). Von ihnen
fuhren 1990 87% in Urlaub, der im Durchschnitt fast 3836DM kostete (vgl. zu
Fleisen auch 6.5).

Tab. 7: Monatliche Aulwendungen rür Freizeitgüter und Urlaub
im früheren Bundesgebiet

Jahr Haushaltstyp 1 Haushaltstyp 2 Haushaltstyp 3

DM
des Privaten
Verbrauchs

des Privaten
Verbrauchs

ok

des Privaten
VerbrauchsD1\,1 DM

1965
1970
1975
1980
1985
1990

21,07

63,S5
106,86
153,58
228,84

6,8
7,4
9,'l

10.2
12,8

94,05
134,42
283,08
40s,66
464.52
636,76

10,7
12,3
15,7
16,6
16,2
18,4

14,9
16,1

17,6
,9,4
,8,1
21,0

233,51
301,52
s02,61
737,33
817,43

'! 090,69



Abb. 8: Ausgaben für Freizeitgüter und Urlaub 1990 beim Haushaltstyp 2

im Irüheren Bundesgebiet
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4.7 Ausstattung der Haushalte

Auch aus dem Besitz bestimmter Güter, di€ das Leben erleichtern und verschö-
nern, lassen sich Anhaltspunkle über den maleriellen Lebensstandard der Haus-
halte gewinnen. Bei einigen Geräten mit b€sonderer Bedeutung fÜr die Haushalts-
lührung, wie Waschmaschine, Kühlgeräte, Staubsauger u.ä., ist inzwischen last
Vollversorgung erreicht. Weitere Güter des gehobenen Bedarfs dringen in immer
mehr Haushalte vor. So verfüOten nach den Ergebnissen der Einkommens- und
Verbrauchsstichprobe 1988 bereits fast 29 % aller Haushalte Über eine Geschirr-
spülmaschine, gegenüber knapp 7 % im Jahr 1973.

Die Ausstattung mit Gütern für Verkehr und Nachrichtenübermittlung hat sich
wesentlich verbessert. So besitzen immer mehr Personen ein Auto (v91.4.6.4).

Bemerkenswert ist ferner di6 gestiegene Anzahl der Fernsprechanschlüsse. 1988

war in 93 % der Haushalte Telefon vorhanden, gegenüber 88 % im Jahre 1983,

51 % im Jahre 1973 und knapp 14o/" 1962.

Güter zu Unterhaltungs- und Freizeilzwecken sind ebenfalls weit verbreitet. Es gibt

kaum noch Haushalte, die kein Fernsehgerät besitzen. lnzwischen dringen Video-
geräte immer weiler in dae Haushalte vor. 1988 gaben bereits 26,2 % der Haus-

halte an, einen Videorecorder zu besitzen, 1983 waren es erst 6,8 o/.. Einen CD'
Player hatten 1988 6 % und eine Videokamera 1,9 7. der Haushalte.
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Abb. 9: Ausstattung privater Haushalte mit langlebigen Gebrauchsgütern
im früheren Bundesgebiet

I ln d.n voheEeh€ndon Efi€bungon nrc €nragt

ffisaztx 1973 1988

Von jeweils 100 Haushalten besaßen . -
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Tab. 8: Ausstattung mit ausgewählten Gebrauchsgütern 1 973/1 990
im früheren Bundesgebiet nach ausgewählten Haushaltstypen

Haushaltslyp 1 Haushallstyp 2 Haushaltstyp 3
Gegenstand 't973 1990 1973 1990 1973 1990

Pkw
Fahrrad
Telefon
Farbfernsehgerät
Videorecorder
Fotoapparat
Kühlschrank
Kühl-. Gelrierkombination
Gefrierschrank, -truhel
Geschirrspülmaschine
Waschvollautomal2
Staubsauger
Elektr. Heim\,!erkergerät
Wäschetrockner
Elektr. Nähmaschine
Heimcomputer

69,4
88,6
36,6
10,9

89,6
87,9
87,S
20,0

46,8
52,6
97,1
93,6
't2,7

65,3
76,9
28,3

8,1

89,0
98,8
31,2
6,9

46,8

93,2
96,9 98,1

96,6
95,8
98,0
95,8
53,7
98,8
78,6

73,4
58,4

9S,8
62,6
34,5
76,8
31,s

67,9

9S,6

95,0
46,7

82,S
30,5
78,6
86,4

73.8
48,8
80,2
44.8

37,7
2,6

49,1
95.1
21,6

4't,'1

26,6

98,3
30,7

1 1973 einschleßlch Kühl- G€frie(ombinalon.

Zwischen den einzelnen Haushaltstypen bestehen Unterschiede in der Versorgung
mit langlebigen Gebrauchsgütern, die sich im Zeitablauf allerdings schon reduziert
haben. Die Abweichungen im Ausstatlungsgrad beruhen zudem nicht nur auf den
ungleichen Einkommensverhällnissen, sondern sind auch durch Haushaltsgröße,
soziale Stellung und Lebensalter b€dingt.

4.8 Sparen und Vermögen

4.8.1 Sparleistung

Die Sparleistung der Haushalte wird in hohem Maße durch das verfügbare Einkom-
men bastimmt. Haushalle mit hohem Einkommen verwenden einen größeren

Einkommensanteil auf die Ersparnis als Haushalte mil geringem Einkommen. Bei

den Haushalten der Renten- und Sozialhilfeempfänger hat sich die Sparleistung
von Anfang bis Mitte der 80er Jahre erheblich verringert. Während diese Haushalte
1981 immerhin noch rund I % ihrer ausgabefähigen Einkommen sparten, waren

es 1985 nur noch knapp 3 7o, 1987 sparte dieser Personenkreis wiederum 6,4 %

und 1990 sogar 10,1 o/o seiner ausgabefähigen Einkommen. Die Haushalte des
Typs 3 sparte hingegen im Betrachtungszeitraum zwischen 13 % und '16 %.
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Abb, 10: Anteil der Autwendungen für Vermögensbildung am ausgabefähig€n
Einkommen'1990 im früheren Bundesgebiet

4.8.2 Formen der Vermögensbildung

Private Haushalle bilden zum einen Geldvormögan durch Sparen, Wertpapierkauf,
Lebensversicherungen u.ä. und zum anderen Sachvermögen durch den Enverb
von Wohnungen bz,,/v. Häusern und Grundstücken, aber auch von langlebigen,
hochwertigen Gebrauchsgütern wie Möbeln, Personenkrattwagen, Fernsehgerä-
ten, Schmuck u.ä.

Abb. 1 1 : Ausgewählte Vermögensbestände privater Haushaltel 1989
im früheren Bundesgebiet

1 Ohn6 Aus6nde., AnstallsbovÖlkeruno und Haushallg mil 6in6m monallich6n Natio€inkomme. von 25 000 oM und
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ausgabelähiges
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Durchschnittliches
ausgabefähiges

Einkommen
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14,4%

Durchschnittliches
ausgabefähiges

Einkommen
7 603 DM

15,7%

Ersparnis Ersparnis Ersparnis

Von 100 Haushalten hatten

Sparbücher

Leb6nsversicherungsverträge

Haus- und GrundbesiE

Bausparverträge

Wertpapiere

E*Y+1.:_..+l:_o.:r.ti:!-:iiJlii. a :t
gEl:lülioli üi!&il
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4.8,3 Gebrauchsgütervermögen

Anfang 1984 belief sich der Wert der langlebigen hochwertigen Gebrauchsgüter
der privaten Haushalte (bewertet zu Preisen von Anfang 1984) auf rund 686
Mrd. DM. Davon entfaelen rund ein Drittel aul Möbel, gut ein Viertel aul Kraftfahr-

zeuge und etwa ein Zehntel aut Uhren und echten Schmuck. Das restliche Viertel
besland vor allem aus Teppichen, Fernseh- und Phonogeräten sowie größeren

Haushaltsg€rät€n.

lm Durchschnitt machte damit Anfang 1984 der Wert des Gebrauchsvermögens je

Privathaushalt 27700 Dl\.4 aus. Anfang 1970 waren es zu damaligen Preisen erst
182 Mrd. DM oder 8400 DM je Haushalt gewesen.

Abb. 12: Gebrauchsvermögen privater Haushalte im früheren Bundesgebiet

in Preisen von Anfang 1984

Elektrische Haushalts-
geräte

Rundfunk-, Fern
und Phonogeräte

Teppiche

Llhren,
echter Schmuck

Sonstige langlebige,
hochwe.tige Güter

Möbel

Kraftfahrzeuge
und Fahrräder

686
Mrd.DM

4.8.4 Geldvermögen

ln der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe wird auch nach dem Geldvermö-
gen gefragt. 1988 erwies sich - wie schon bei lrüheren Erhebungen - die
Geldanlage auf Sparbüchern als die am weitesten verbreitete Form der Vermö-
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Abb.13: Haushalle mit Sparbüchern 1988 nach der Höhe des culhabens
im früheren Bundesgebiet

20 000 DM und mehr
18,2%

unter 1 000 DM
13,O%

10 000 bis
20 000 DM

203%

1 000 bis 5 000 DM
27,9%

5 000 bis 10 000 OM
20,6%

OurdF

12 454 DM
Gutllaben

g€nsbildung: ln 88 von 100 Haushalten war mindeslens ein Sparbuch vorhan-
den. Allerdings waren die auI den Sparbüchern angesammelten Beträge im allge-
meinen nicht sehr hoch und wohl häufig nur als,,Notgroschen'gedacht. So
befanden sich in jedem achtan Haushalt, d6r über Sparbücher verlügte, weniger
als 1 000 DM auf dem Konto. Das durchschnittliche Sparguthaben der Haushalte
belief sich aul '12454 DM.

Nach dem Kontensparen sind Lebensversicherungsverträge die b6lisbtgste Form
der Geldanlage. '1988 nutzten 64 7. der Haushalte diese Form d8r V€rmögensbil-
dung; 1978 waren es noch 70 % gewesen. l\,lit 84 o/o machten die Selbständigen-
haushalte am häufigsten Gebrauch von Lebensversicherungen, die oftmals einen
wesentlichen Teil ihrer Altersversorgung sicherstellen, Dagegen war nur knapp die
Hällte der Nichterwerbslätigenhaushalte durch Lebensversicherungsverträge ab-
gesichert.

1988 besaßen im früheren Bundesgebiet fast ein Drittelder Haushalte Wertpapiere
in Form von Aktien, lnvestmentzertifikaten, festverz inslichen Wertpapieren, Spar-
briefen u.ä. lm Durchschnitt belief sich der Wert dieser Depots zu Börsenkursen
von Ende 1988 auf 27852 DM.

Etwa 38 o/. der Haushalte verfügten Ende 1988 über noch nicht zugeteilte Bau-
sparverträge. Dia durchschnittliche Höhe der angesammelten Bausparguthaben
lag im Schnitt der Haushalte mit Bausparverträgen bei 10 661 DM.
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An sonstigem Geldvermögen (2. B. Festgeld, aber keine Guthaben aut Gkokonten)
wurden 1988 im Durchschnitt der privaten Haushalte knapp 1 600 DM ertaßt. Damit
belief sich das erhobene Geldvermögen je Haushalt auf 25 673 DM. Umgerechnet
auf die Gesamtheit der in der Stichprobe repräsentierten 23,5 Mill. Haushalte

entspricht dies einem Gesamtgeldvermögen von 633,7 Mrd. DM.

An diesem Geldvermögen sind die einkommensschwachen Haushalte - gemes-

sen an ihrem Anleil der Gesamtbevölkerung - prozentual deutlich niedriger betei-
ligt und die finanzstarken Haushalte deutlich höher. So entfielen 1988 auf Haus-
halte mit einem Netloeinkommen zwischen 5000 und 25000 DM, deren Anteil an
allen privaten Haushalten etwa I % betrug, rund 19 % des erfaßten Geldvermö-
gens. Einen etwa gleich großen Anteal am Geldvermögen hatten die Haushalte mit

einem monatlichen Haushaltsnettoeinkommen unter 2000 DM, jedoch machte ihr
Anteil an allen privaten Haushalten gut 40 o/o aus,

Das angesammelte Geldvermögen wächst mit dem Einkommen der Haushalte.
'1988 beliel es sich bei Haushalten mit einem Nettoeinkommen unter 800 DM im
Schnitt aller Haushalte dieser Einkommensgrößenklasse auf 7 005 DM, bei einem
Einkommen von 5000 bis 25 000 DN4 auf 63431 DM.

Abb, 14: Geldvermögen der Haushaltel nach ihrem monatlichen
Haushaltsnettoeinkommen Ende'l 988
im früheren Bundesgebiet

Monatliches Haushaltsnettoeinkommen von .., bis unter.,. DM

800-1200 1600-2000 2500-3000 5000-25000
unter 800 1200-1600 2ooo 2soo I aooo-sooo

Haushalte

Geld-
vermögen

0 m 40 m 100%

$:;:;:

i.:.:.!i

1 ohne Häushälre von Ausländern Landw rlBn. Privalhaushale in Anslallen lnd Haushalle m1 einem monallchen
Haushahsneto€r..omme. von 25 000 OM und Teh'
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Tab.9: Haushaltel nach Einkommen und durchschnittlichem
Geldvermögensbestand l 988 im früheren Bundesgebiet

[4onatliches Haushallsnettoeinkommen
von...bisunter.-.DM

Durchschnittliches Vermögen2
je Haushalt in DM

Unter 800
800- 1 200

1 200- 1 600
1 600- 2 000
2 000- 2 500
2 500- 3 000
3 000- 4 000
4 000- 5 000
5 000-25 000

lnsgesamt

7 005
I 079

13 444
17 834

27 084
31 615
41 122
63 43,|

1 Ohne Ausländ{ und Anstarts!€vÖtkgrung.
2 Gulhabon aur Sparkonlen, Eauspaquhäbon und W€dpapieö€ständs lzum Tagsskuß) sowie sonstio€s

4.8.5 Haus- und Grundbesitz

Eigentum an Grund und Boden hat sich langfristig als sichere und krisenfeste Form

der Vermögensanlage erwiesen. ln Verbindung mit dem weitverbreiteten Wunsch
nach dem Wohnen in den eigenen vier Wänden hat dies dazu gefühd, daB Ende
'1988 1 '1,5 Mill. private Haushalte über wohnungs-, Haus- und Grundstückseigen-
tum verfügten. Das entsprach einem Anteil an allen Haushalten von 47 %. End€
1973 hatte dieser Anteil noch bei etwa 40 % gelegen.

Der Einheitswerl dss Haus- und Grundvermögens betrug im Durchschnitt der
Haushalte mit Haus- und Grundbesitz 44432 DM.

Haus- und Grundbesitz war 1988 am häufigsten in Haushalten von selbständigen
Landwirten (92 % dieser Haushalte) vorhand€n. Es tolgen die übrigen Selbständi-
genhaushalte 174'h), die Haushalte von Beamten (57 %), Arbeitern (49 %) und

Angestellten (48'/.). 417o der Haushalte von Flentnern und anderen Nicht-
er\,yerbstäigen und nv 22ö/ö dar Arbeitslosenhaushalte waren Eigentümer von
Haus- und Grundbesilz.

4.9 Haushalte mit Schulden

Das Bild über die Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte bleibt unvoll-
ständig, wenn man die Schulden außer achl läßt. Ende 1988 zahlten 20 von '100

Haushalten kurzfrislige Kredite (ohne Hypothekenschulden und Baudarlehen) ab.
Am häufigsten verschuldet waren Haushalte mit unier 3sjährigen Bezugspersonen



(knapp 34%) bzw. mit einem Arbeitslosen als Bezugsperson (33'/") und am
seltenslen Haushalle mit über 70jährigen Bezugspersonen (knapp 4 %). Die noch
zu zahlende Restschuld belief sich im Durchschnitt der Haushalte mit Kreditver
pflichtungen auf 11670 DM.

Weiter verbreitel als die kurzfristige Verschuldung ist die Aufnahme von Hypothe-
ken und Baudarlehen. Wer Vermögen in Form von Haus- und Grundbesitz bilden
will, kommt meist nicht umhin, zur Finanzierung seanes Vorhabens längerfristige
Gelder in Anspruch zu nehmen. Ende 1988 mußten 54 o/o aller Haushalte mit
Grundvermögen Hypotheken, Baudarlehen u. ä. zurückzahlen. Die Höhe der Rest-
schuld belief sich im Durchschnitt der Haushalte mit Tilgungs- und Zinszahlungen
auf 93709 Di,4, 34 % dieser Haushalte hatten eine Restschuld von '100000 DM

und mehr nachgewiesen.

Abb.15; Haushaltel mit Haus- und Grundbesitz 1988 nach ihrer Restschuld
im früheren Bundesgebiet

Haushaltel mit Haus- und GrundbesiE insgesamt: 11,5 Millionen

10 
_000

75 000

150 000

unter

10 000

40 000

75 0oo

150 000

u. mehr

Schuldentrei
46% 13% 107" 5 18%

1 Ohne Haushalte von Ausländern Prvathaushalle in Anstalen und Faushale mrl€n€m monatlchen Neltooinkom

men von 25 000 DM und.nehr

4.10 Einnahmen und Ausgaben ausgewählter
privater Haushalte in den neuen Bundesländern

Für die ehemalige DDR lieferl die Statistik der Haushaltsbudgets lnformationen
über die Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte. Für 1990 wurden die
Dalen aus dieser Statistik auf die der Bundesstatistik zugrunde liegenden ,,Syste-
matik der Einnahmen und Ausgaben der privaten Haushalte" umgeschlüsselt.

137

40 000



Nachfolgende Daten sollen einen groben Überblick über die Einnahmen- und
Ausgabenstruktur in den neuen Bundesländern liefern.

Aufgrund der besonderen Situation liegen die Ausgaben lür den Privaten Ver-
brauch mit einem Anteil zwischen 81 % und knapp 88 % relativ hoch im Vergleich
zum lrüheren Bundesgebiet. Entsprechend geringer ist der Anteil der Ersparnisse
und der übrigen Ausgaben. Einen w8sentlich höheren Anteil am Privaten Ver-
brauch als im lrüheren Bundesgebiet haben die Ausgaben für Nahrungsmittel,
Getränke und Tabakwaren sowie die Ausgab€n für Verkehr und Nachrichtenüber
mittlung. Wesentlich niedriger sind dag8gen die Ausgaben lür Wohnungsmieten
und Energie.

Tab. 10: Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte im 2. Halbiahr 1990
in den neuen Bundesländern

Einnahmen Haushalle von Aöeilem
und Angestelllen

Ausgaben

HaushalE von
AheBrsntnem

crhn€ Aö€ilseinkommen

l-Per- 2-Per

haushalle haushalle
sonen.

haLshalle

Ehepaare

Knder

Ehepaare
m ... Kind€m
12

Aussabefähige Einkommen

bzv. Einnahmen

Aus{abenlüden

Üb g6Au6gäben

Veränderung der Vermogens.

u. Finanzkonten

Nahrungsmittel, Getränke

Bekleilung, Schuhe

Wohnungsmielen, Energi6

(ohne Kraflslotle)

M(bel, Hausgeräle u. a. Gü1er

filrdie Haushallslührung

Güler lü die Gesundheils-

u. KöPerptlsge

GülerlürVei(ehr u.

NaahrichhnübBmitllung

GrllB.,ür Bildung. UnleF

haltung, Frerzeil

Grlier f ürdie pe6önliche

Ausstattung, Reisen

DM je Haushalt oM Monat

1171 2229 2 388 2743 759 1563

948 1891 1384 2{f7 $1 r 325

84 146 138 157 85 117

140 192 2ffi 1gO 63 121

Anleil der Ausgaben am Pivaten Veörauch je Hausäell und Monat in %

33,2 29.8 sr,2 30,1 40,5 370
10,9 9,0 9,S 10,2 9,4 f.7

7,1 4.6 4,7 4,3 10,0 63

12,4 12,8 12,6 12,0 13,8 15,2

4,3 3,2 3,0 2,8 6.3 4,5

14,1 26,7 23,4 26,2 6,2 16,5

13,3 9,7 12,2 12,0 10,5 8,6

4,6 4,1 3,1 2.7 3,3 4,3
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5 Wohnen

5.1 EntwicklungderWohnraumversorgung

ln den ersten beiden Jahrzehnten nach dem Zweiten Weltkrieg standen im

früheren Bundesgebiet bei der Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum quanti'

tative Probleme im Vordergrund. Die Kriegszerstörungen und der Zustrom von
Vertriebenen und Flüchtlingen belastet€n in besonderem l'raß den Wohnungs-
markt. Nach den Ergebnissen der ersten Wohnungszählung von '1950 mußten sich

durchschnittlich 4,7 Einwohner eine der 10,'l Mill. Wohnungen teilen, Eine beispiel-
lose Neubautätigkeit in den 50er und 60er Jahren mit jährlicher Fertigstellung von

rund 5OO OO0 Wohnungen führte dazu, daß bis 1968 ein Wohnungsbestand von

Abb. 1: Bestand an bewohnten Wohnungen - mit Küche/Kochnische -
in Gebäuden 1950 bis '1987 im früheren Bundesgebiet

E Eoenrüreeohnuiq€n

E Mior*ohnunss

2t1
226

19 3

16,4

13,5

o 1S6t 1965 1964 1972 1930 1962

1 OhnB F.eEeilwohnungon, Wohnuigen in Wohnh€im6n und Wohnungen von Angehörig€n ausländscher Slreit-
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19,3 Mill. erreicht wurde. Damil kamen durchschnittlich 3,0 Einwohner auf jede
Wohnung.

ln den 70er und 80er Jahren schwächte sich die Neubautätigkeit im fniheren
Bundesgebiet erheblich ab, gleichwohl stieg der Wohnungsbestand weiterhin an.
Ein€ umfassende slatistische Bestandsaulnahme der Wohnungen hat nach 1968
erst mil der G€bäude- und Wohnungszählung im Rahmen der Volkszählung '1987

wieder slattgafunden. Eines ihrer wichtigsten Ergebnisse war, daß der Wohnungs-
bestand nunmehr rund 25,3 Mill. bewohnte Eigentümer- und Mietwohnungen
umfaßte. Dies waren durchschnittlich nur noch 2,4 Einwohner js Wohnung,

Auch zur Struktur der Wohnraumversorgung lielerte die Volkszählung neue lnfor-
mationen. ln den 25,3 Mill. Miet- und Eigentümerwohnungen lebten 1987 26,1 Mill,
Haushalte. 24,6 Mill. Haushalte wohnten jeweils in einer Wohnung allein, während
sich 1,5 Mill. Haushalte die Wohnung jeweils mit mindestens einem weiteren
Haushalt teilten, so daß rund 689 000 Wohnungen mehr als einen Haushalt
beherbergten.

Auch in den neuen Bund6sländern war eine Zunahme des Wohnungsbesland€s zu
vezeichnen. Bei wesentlich geringerer Neubautätigkeit als in den allen Bundeslän-
dern war der Bestandszuwachs im G€biet der ehemaligen DOR jedoch begleitet
von einer zunehmenden Varschlecht€rung des allgemeinen Bauzustandes. Ein
Teil des Wohnungsbestandes ist für Wohnzwecke nicht mehr nutzbar.

Zu der im Durchschnitt verbess€rten Wohnungsversorgung hat auch die Rickläu-
fige Bevölkerungsentwicklung beigetragen.

Tab. 1: Wohnungsversorgung im Gebiet der ehem. DDFI

Nachweis '1970 1981 1987

Bestand an Wohnungen in 1 000
Einwohner am Jahresende in '1 000
Einwohnerje Wohnung

6 057
'17 068

2,4
16 706

6 963
16 434

2,4

5.2 Qualität des Wohnungsbestandes und Mieten

5.2.1 Wohnungsgröße

Von den in der Gebäude- und Wohnungszählung 1987 im früheren Bundesgebiet
erfaßten 25,3 Mill. Miet- und Eigentümerwohnungen (Freizeitwohnungen und
Wohnungen in Wohnheimen bleiben außer Betracht, ebenso auch die le€rslehen-
den Wohnungen) waren 15,4 Mill, (60,7 %) von Mietern und 9,9 Mitt. (39,3./.) von
Eigentümern bewohnt. Gegenüber 1968 hatte sich damit die Zahl der Mielwohnun-
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Tab. 2r Fläche der bewohnten Wohnungen im früheren Bundesgebiet
1968 und 1987

Arl der Wohnung Jahr MEt- und EigenlumeMohnungen n il einer Fläche
von...brsunt€r...mz

lns,
ge§aml

1 000

unter
40

40-80 80-100 100 und
mehr

%

Durch-
schnitlliche
Fläche je

Wohnung

m2

lnsgesaml

l,4iet
wohnungen

Eigentümer
wohnungen

1968
1987

1968
1947

1968
1987

11,4
6,2

15,8
9,6

3,6
0,8

57,4

66,4
60,9

41,3
18,9

'15,6

18,9

11,5
17,6

23,0
21 ,O

15,6
30,4

't ,l,9

32,1
59,3

71

86

61

69

89
113

19 297
25 321

12 264
15 372

7 029
I 94S

gen um 3,1 Mill. oder 25,3 % und die der Eigentümerwohnungen um 2,9 Mill. oder
41,5 % erhöht. Die Eigentümerwohnungen waren mit durchschnittlich 113 (1968:

89) Ouadratmetern Fläche und 5,5 (1968: 5,1) Bäumen nach wie vor wesentlich
größer als die Miet,/vohnungen mil 69 (1968: 6'l) Ouadratmetern Fläche und 3,7
(1968:3,6) Räumen.

Aus den Ergebnissen der Gebäude- und wohnungszählung geht außerdem her-

vor, daß die Wohnungen im Vergleich zu '1968 erheblich geräumiger geworden

sind. 1987 waren bereits 49,3 % aller Wohnungen größer als 80 Ouadratmeter,

Tab. 3: Bewohnte Wohnungen nach Flaumzahl im früheren Bundesgebiet
1968 und 1987

I\,lie! und Elgentümerwohnungen mil.. . Räumenr
Arl der Wohnung Jahr

3

Räume

ie
Wohnung

Anzah

ns-
gesamt

1 000

1-2 5 !.
mehr

lnsgesamt

Miet-
wohnungen

Eigsntümer
wohnungen

1S68
1987

1S68
1987

1968
1987

'to,2

8,0

14,6
12,4

2,4
1,2

26.6
21,1

34,2
30,2

12,9
6,8

31,8

35,0
35,7

26,0
19,8

31,4
41,4

16,2
21,7

58,7
72,2

19 297
25 321

12 268
15372

7 029
9 949

4,13
4,44

5,10
5,55
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1968 waren es lediglich 3'1,2 %. Auch nach der Zahl der Räume sind die Wohnun.
gen größer geworden. Hatten 1968 3'1,4 % der Wohnungen 5 Räum€ und mehr, so
waren es'1987 4'1,4 "/..

Abb. 2: Fläche der bewohnten Miet- und Eigentümerwohnungen
im früheren Bundesgebiet

Fläche von ... bis unter ... m2

unter 40
40 bis 60
60 bis 80
80 bis 100
100 u. m€hr

1968 1987

25,3
Mi .

5.2.2 Wohnungsausstattung

Die Ausstattung der Wohnung mit Sammelheizung (Zenlral-, Etagen-, Block- oder
Fernheizung) sowie Bad/Dusche und WC gibt wichtige Hinweise auf die erreichte
Wohnqualität. Danach sind seit der Wohnungszählung 1968 ganz erhebliche
Oualitätsverbesserungen erzielt worden. Während 1968 im lrüheren Bundesg€biet
lediglich 5,7 Mill. oder 30 9. der Wohnungen mit Sammelheizung, Bad/Dusche und
WC ausgestattet waren, galt dies im Jahr 1987 bereits tür'18,7 Mill. oder 74 % der
Wohnungen,

Aufschlüsse über die Verbesserungen bei der Wohnungsausstattung liefert auch
die Tatsache, daß die weniger gul ausgestatteten Wohnungen gegenüber 1968
erheblich abgenommen haben. So ist z. B. die Zahl der Wohnungen ohne Bad/

142



Dusche und ohne WC bundesweit von 3,2 Mill. odet 17 "/" im Jahr 1968 auf 0,2
L4ill. oder 0,8 % im Jahr 1987 zurückgegangen. Eine ähnliche Entwicklung ist bei

den Wohnungen mit WC, aber ohne Bad/Dusche festzustellen. Deren Anteil sank
von 2,2 Mill. oder 1 1,6 o/o im Jahr 1968 auf 0,8 Mill. oder 3,0 % im Jahr 1987.

Tab.4: Wohnungsausstattung im früheren Bundesgebiet 1968 und'1987
in Prozent

Art der Wohnung Jahr
Miet- und Eigentümelwohnungen

mil Bad/Dusche, WC mit sonsliger Ausstattung

mit ohne darunler
zusammen

Sammel-
heizung

ohne WC,
ohne Bad/Dusche

lnsgesaml

l,4iet
wohnungen

Eigentümer-
wohnungen

4,5

5,0

30,2
3,6

16,7
0,8

17,4
0,9

15,5
0,8

1968
1987

1968
1987

1968
1987

29,8
73,7

27,1
71,7

34.5
76,9

38,0
21,8

39,6

35,3
19,s

ln den neuen Bundesländern wurden in der Ausstattung der Wohnungen gleichfalls

Verbesserungen erreicht; das betraf vor allem die Sanitärausstattung in den 70er

und SOer Jahren. Das Tempo dieser Entwicklung war aber geringer als in den alten

Bundesländern.

Tab. 5: Wohnungsausstattung im Gebiet der ehem. DDR 1970 und 1987

Wohnungen mit
Jahr

Bad/Dusche lnnen-WC

absolul
in 1 000

in oh

des Bestands
absolut
in 1 000

in%
des Bestands

1970
1987 5 388

2374
4 848

lm Vergleich zu den alten Bundesländern besteht im Gebiel der ehemaligen DDR

in der Ausstattung der Wohnungen ein Rückstand von zwei Jahrzehnten. Dabei
gibt es starke regionale Unterschiede. So isl z.B. im Land Sachsen der Anleil
schlecht ausgestatteter Wohnungen überdurchschnittlich hoch, während in Bran-

denburg und Mecklenburg-Vorpommern die Wohnungen relativ am besten ausge-

stattet sind.

7077
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5.2.3 Mieteß

Die Angaben über die im früheren Bundesgebiet gezahllen Mieten äus dem
Mikrozensus 1985 und der Gebäude- und Wohnungszählung 1987 sind durch die
Entrivicklung am Wohnungsmarkt inzwischen überholt. Sie können aber dennoch
zu allgemeinen Aussagen darüber herangezogen werden, wie 2.8. Aussiattung,
Alter und Größe einer Wohnung die Miethöhe beeinflussen.

Die durchschnittliche Ouadratmetermiete liegt um so höher, je besser die Woh-
nung ausg€stattel ist und je später sie fertiggestellt wurde. Eine Wohnung ist im
allgemeinen auch um so teurer, je größer sie ist; die Miete je Ouadratmeter
Wohnlläche geht jedoch mit zunehmender Größe zurück, Wichtig für die Höhe der
Miete ist zudem die Lage der Wohnung (Unterschiede zwischen Stadt und Land,
zr,vischen d€n verschiedenen Stadwierteln us\tr,).

Darüber hinaus wurde ermittelt, daß die Miete um so niedriger ist, je länger ein
Haushalt die Wohnung bereits bewohnt. Oltensichtlich werden Mieterhöhungen
besonders dann vorgenommen, wenn ein Mieterwechsel edolgt, während bereits
v€rmietet€ Wohnung€n von Erhöhungen weniger stark betrolfen sind.

Tab. 6: Quadratmetermieten reiner Mietwohnungenl
im früheren Bundesgebiet 1968 und 1987

Ausstattung, Größe und Baujahr Durchschnittliche Miete
je m2 wohnltäche in Di,4

1968 't s87

lnsgesamt

Ausstattu ng :

[Iit Sammelheizung, Bad und WC
Ohne Sammelheizung, mit Bad und WC
Ohne Bad, mit WC in der Wohnung
Sonstige Ausstattung

Größe:
von...bis...m2
unter 40
40 - unter 80
80 und mehr

Baujahr:
bis 1948
1949-1968
't 969-'t 978
1979 und später

2.98
2,13
1,78
1,60

6,87

7,35
5,57
4,60
5,11

49
22
37

2,

2,

I
6
6,58

5.94
6,70
7.73
8,48

1 Ohn6 Di6nsl-, Works-, Hausmeisle.. § nswohnungen, Bärute und Ggschäftswchnung6n; otrn6 Mi.lwohnu.gen
ausländischd Srr.itkräft€i ohre v6öilligr od.r.rmä8igl üb€nasssns Wohnungenr ohn€ vö0i9 uotorv€mieistg
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Nach den Ergebnissen des Mikrozensus '1985 gaben drei von zehn Mieterhaushal
ten im früheren Bundesgebiet unte|ls % ihres Netloeinkommens lür die Miete
(einschließlich Umlagen, z. B. lür Kanalisation und Müllabfuhr, aber ohne Nebenko-

sten, z. B. lür Heizung, Elektrizität, Garage o. ä.) aus. Mehr als jeder dritte Haushalt

(38 %), der zur Miete wohnte, mußte zwischen '15 % und 25 % §eines Nettoein-

Abb. 3: Nlietbelastung der Hauptmieterhaushalte in Wohngebäuden 1985

im früheren Bundesgebiet

Haushalte
%

30

25

20

r0

0 30-35 35 u. mehr10-15 r5-20 20-25 25-30

Anteil von bis unter 

-% 
des Haushaltsnettoeinkommens

kommens für Mi€te abzweigen.33 % der Mieter wendeten für ihre Wohnung mehr

als ein Vierteldes Einkommens auf, Die Miete beanspruchte demzufolg€ bei immer

mehr lVietern größere Anteile des Einkommens. Dabei waren Hau§halte beson-

ders belastat, die ein niedriges Einkommen hatten (vgl hierzu 46 und Teil ll,

Kap,7.1.
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5.3 Wohnsituation der Haushalte

Während der Zuwachs an Wohnungen im früheren Bundesgebiet im Vergl€ich von
1968 zu 1987 3'l o/o betrug, erhöhte sich die Personenzahl nur um 7 %. Hiarbei
darf jedoch nicht übersehen werden, daß die Zahl der Haushalte vergleichsweise
wesentlich stärker gestiegen ist (+ 27 %), lnsbesondere fällt auf, daß es 't987

nahezu doppelt so viele Einpersonenhaushalte gab wie'1968; ihre Zahl nahm von
rund 4,5 Mill. um 94 70 aul 8,7 Mill, zu, Die Zunahme der lür diese Haushatte
geeignet erscheinenden Ein- bis Zweiraumwohnungen um + 5 "/" auf rund 2,0 Mill.
hat mit dieser Entwicklung nicht annäh€rnd Schrin halten können.

Tab. 7: Haushalte sowie Personen in Miet- und EigentümeMohnungen
im früheren Bundesgebiet 1S68 und 1987

Gegenstand der
Nachweisung

1968 1S87 Veränderung
1987 gegen-

üb€r 1968

1000 % 1000 0/"

Wohnparteien/Haushalte
mit 1 Person
mil 2 Personen und mehr

Zusammen
Personen

4 466,9
16167,0
20 663,9
57 377,2

21,6
74,2

100,0

a 672,2
17 463,6
26 13s,8
61 522,7

33,2
66,8

t00,0
x

+ 94,1
+ 8,0
+ 26,5
+ 7,2

Diese Ergebnisse werfen ein Schlaglicht auf die derzeitige Situation aul dem
Wohnungsmarkt. Sie ist nicht mehr durch eine massive Unlerversorgung breiter
Bevölkerungsschichten, sondern durch Anpassungsschwierigkeiten in Teilberer-
chen gekennzeichnet, insbesondere in bestimmten Regionen und im Hinblick auf
einzelne B€völkerungsschichten. Hinzu kommt, daß sich auch das Wohnverhalten
in den letzlan 20 Jahren grundlegend geändert hat. Während 1968 die jüngere
Generation üb€rwiegend noch bei ihren Eltern lebte, sucht sie heutzutage bereits
wesentlich früh6r eine 6igene Wohnung.

An der Belegungsdichte der Wohnung€n, die sich aus der Relation der Haushatts-
angehörigen zw Zahl de( bewohnten Räume (einschließlich Küche) bzw. zur
Wohnfläche errechnen läßt, zeigt sich ebenfalls di6 kontinuierliche Verbesserung
der Wohnverhältnisse zwischen 1950 und '1987.

Die Zahl der Haushalte je Wohnung ist von 1950 bis 1987 stark gesunken. Zugleich
lst auch die Anzahl der Personen je Wohnung und je Flaum in dieser Zeitspanne
erheblich zurückgegangen.
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Jedar Person stand '1987 eine durchschnittliche Wohnlläche von 35,5 Ouadral-
metern zur Verfügung, gegenüber 23,8 Ouadratmetern im Jahr 1968. ln von
Eigentümern selbst genutzten Wohnungen nahm die durchschnittlich verlügbare
Wohnfläche noch deutlicher zu als in Mietwohnungen. Mietern standen 1987 mit

33,0 Quadratmetern immerhin rund 10,5 Ouadratmeter mehr Wohnraum zur
Verfügung, in Eigentümerwohnungen lag der Durchschnittswert mit 38,3 Quadrat-
metern sogar rund 12,7 Quadratmeter höher als '1968. Die verbessene Versor-
gung mit Wohnraum zeigt sich auch daran, daß 1968 im slatistischen Durch-

schnitt jeder Person 1,4 Räume, rund 20 Jahre später bereits '1,8 Räume zur
Verfügung standen.

Diese Entwicklung kam der breiten Bevölkerung zugute. Waren 1968 erst ca. 60 o/o

aller Haushalte so untergebracht, daß pro Person im Durchschnitt mehr als ein

Raum genutzt werden konnte, so galt dies '1987 bereits für mindestens 80 % aller
Haushalte-

Tab. 8: Belegung der Wohnungen '1950 bis 1987
im früheren Bundesgebiet

Haushalte bzw. Personen Belegungsziffern

19501 19561 1960 1968 1972 1982 1987

Haushalte je Wohnung
Personen ie Wohnung
Personen je Raum

1,3
3,7
1,0

1.2
3.6
0,9

1,1

0,7

'1 
,1

0,7

1,0

0,6

1,0

0,5

1,5
4,7
1,2

ln bezug auf die Haushaltsgröße zeigen sich nach den Ergebnissen des Mikrozen-

sus 1985 erhebliche Unterschiede. Die Wohnungen von Einpersonenhaushalten
hatten im Durchschnitt eine Fläche von 61 Ouadratmetern, bei Zweipersonenhaus-

halten waren es 82 Quadratmeter (41 Ouadratmeter pro Person), bei Dreiperso-

nenhaushalten 96 Quadratmeter (32 Quadratmeter pro Per§on), bei Vierpersonen-

haushalten 108 Quadratmeter (27 Ouadratmeter pro Person) und bei fünf und

mehr Haushaltsmitgliedern '123 Quadratmeter (weniger al§ 25 Ouadratmeter pro

Person).

Die Haushalle mit fünl und mehr Personen hatten also deutlich weniger Wohnraum
je Person zur Verfügung als die kleineren Haushalte mit bis zu vier Personen.

lmmerhin mußten sich sogar '14 o/o der Haushalte mat fünf oder mehr Haushaltsmit-
gliedern (35 "/. der Hauptmieter bzw. 4 % der Eigentümer dieser Haushaltsgröße)

mit weniger als 80 Ouadratmeter Fläche bescheiden.
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Von beengten Wohnverhältnissen war€n vor allem Haushalte mit Kindern belrof-
fen. lhnen slanden im Durchschnitt nur 27 Quadratmeter je Haushaltsmitglied zur
Verlügung, geg€nüber 44 Quadratmetern je Person in kinderlosen Haushalten,
Besonders eng ging es in Wohnungen kind€rreicher Familien zu. Wenn drei oder
mehr Kinder in einem Haushalt lebten, verfügte jedes Haushaltsmitglied durch-
schnittlich nur über 21 Ouadratmeter Wohnraum.

Tab.9: Haushallel mit Kindern2 und bewohnte Fläche 1985
im lrüheren Bundesgebiet

Haushalte Haus-
hahe
ins-

9SSamt

Davon in Wohn€inheile0 mit einer Fläche
von...bisunt€r...m2

Wohn-
fäche

je
120

40-80 80-100 100-120 u. mghr
Person

m2

unler
40

1 000

Haushalte insgesamt

l'/it Kind€rn
l Kind
2 Kind€r
3 Kinder und mehr

Ohne Kinder

3 624
2 304

649

16 605

6

1

8

46

34
24
20

17

29
24
34
42

12

19

24
24

20

18

12

't7
't6

21
17

't0

36

27
30
26
21

44

1 HaLrshalle als lnhabd von Wohn6inhoilon in Wohng6bäud€n.
2 Kinder untBr 18 Jahr6n.

Haushalte ausländischer Familien lebten in der Regel in wesentlich beengteren
Wohnverhältnissen als deutsche Familien, Zudem waren die Gebäude. in denen
sie wohnten, in der Regel älter und di6 Wohneinheiten schlechter ausgestattel. So
waren 1985 nur in etwa 50 o/o der ausländischen Hauptmieterhaushalle Bad/
Dusch€, WC und Sammelheizung in der Wohneinheit vorhanden. Allerdings
zahlten auch weit mehr als die Hälfte der ausländischen Haushalte weniger als
20 % ihres Nettoeinkommens für Miet€.

Oie Wohnungsprobleme älterer Menschen sind anders gelagert. Sie verlügen,
bedingl durch die geringe Zahl der Haushaltsmitglieder, zwar über relativ viel
Wohnraum, ihre Wohnungen sind jedoch eher weniger gut ausgestattet als die der
übrigen Haushalte, So hatten 1985 nur etwa 6'1 7o der Mieterhaushalte mit einem
Haushaltsvorstand über 65 Jahren eine mit Bad/Dusche, WC und Sammelheizung
ausgestattete Wohnung. (Bei den Mieterhaushalten insgesaml lag der Anteil bei
65%.) Darüber hinaus ist die Mietbelaslung bei d6n Haushalten mil älteren
Menschen etwas höher. 1985 mußten 35,7 o/o dieser Haushalle mehr als ein Viertel
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ihres Einkommens für Miete verwenden (bei den lvlieterhaushalt€n insgesamt

waren es 33,4 %).

Eine Momenlaulnahme der Wohnsituation, '{ie sie der Mikrozensus liefert, wird

manchen unbefriedigt lassen. Sie erfaßt z. B. nicht die Wünsche hinsichtlich einer
Veränderung im Wohnbereich und den damit v€rbundenen weiteren Bedaf an

Wohnung€n. Wie viele junge Menschen bei den Eltern wohnen, aber lieber einen

eigenen Hausstand gründen würden, wer von der Stadt aufs Land, vom Hochhaus

in ein Einfamilienhaus, von der modernen Wohnsiedlung in den Altbau oder von

der größeren in die kleinere Wohnung ziehen möchte - all diese Fragen werden

nicht beantwortet (vgl. zusätzlich Teil ll, Kap.7,1).

5.4 Wohnungsbautätigkeit

Obwohl di6 Bundesrepublik bereits über einen relativ hohen Wohnungsbestand

verfügt, ist eine weitere Neubautätigkeit erforderlich. Dies hat vor allem folgende

Gründe:

1. zum End€ der 80er Jahre ist ein starker und weiter anhaltender Bevölke-

rungszuwachs zu verzeichneni zusälzlich wird die steigende Zahl der
Haushalte auch durch Verkleinerung der Haushaltsgröße beeintlußt,

2. werden Jahr für Jahr wohnungen durch Abriß, NuEungsänderung oder

Schadensfälle (2. B. Brand) dem Markt entzogen,

3. bestehen regionale Unterschiede in der Wohnungsversorgung, so daß vor
allem in den Ballungsgebieten das Wohnungsang€bot nichl der Nachfrage

entsPricht, und

4. veriügen einjge Bevölkerungsgruppen - wie in den vorangegangenen

Abschnitt€n erläutert - nicht über bedarfsgerechton Wohnraum

Die Zahl der genehmigten und f€rtiggestellten Wohnungen im frÜher€n Bundesge-

biet in Wohn- und Nichtwohngebäuden blieb nach einer Belebung der Wohnungs-

bautätigkeit Anlang der SOer Jahre bis etwa Mitle der 606r Jahre relativ konstant; in

dieser Zeit wurden jährlich 500000 bis 600 000 Wohnung€n fertiggestellt. '1970 bis
'1972 gab es einen starken Anstieg der Wohnungsbaugenehmigungen auf rund

769 O0O im Jali 1972, denen mit zeitlicher Verzögerung die Fertigstellungen

tolgten, wobei jedoch nicht alle genehmigten Bauvorhab€n realisiert wurden. Ab

1973 war ein starker Flückgang im Wohnungsbau zu verzeichnen, der sich bis

1984 auf einem Niveau von etwa 350 000 bis 400 000 genehmigten und fertigge-

stellten Einheiten pro Jahr einpendelte. Bis'1988 fiel di€ zahl der lertiggestellten

Wohnungen auf 2OB 600, 1989 slieg sie wieder auf knapp 239 000 Einheiten und

1990 auf 256 500 Wohnungen.
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Abb.4: Genehmigte und fertiggestellte Wohnungen in Wohn- und
Nichtwohngebäuden im früheren Bundesgebiet

lm Gebiel der ehemaligen ODFI war die Wohnbautätigkeit wesentlich geringer als
in den alten Bundesländern. Bis Mitte der 50er Jahre wurden jährlich nur etwa
30000 Wohnungen in Wohn- und Nichtwohngebäuden fertiggestellt. Ende der
50er Jahre gab es einen Anstieg der Fertigstellungen bis auf 92 000 Wohnungen
im Jahr 1961. lm Verlauf der 60er Jahre war ein Rückgang im Wohnungsbau auf
etwa 70000 ferliggestellte Wohnungen pro Jahr zu verzeichnen.

Ab Anfang der 70er Jahre stieg die Zahl der lortiggestellten Wohnungen wieder an,
im Jahr 1974 wurden erstmals mehr als 100000 Wohnungen gebaut. Dieses
Niveau wurde über Jahre gehalten, Ende der 80er Jahre gab es einen erheblichen
Rückgang der Fertigstellungen bis auf 62500 Wohnungen im Jahr 1990.

Tab. 10: Gebaute Wohnungen in der ehem. DDR

Jahr Gebaute Wohnungen Jahr Gebaute Wohnungen

Ta!send
800

6m

,400

200

0
1960

8@

6m

4tr

äx)
0

70 75 80 8565 90

Baugenehmigungen

Baufertigstellungen

1950
1955
1960
1970
1975
1980

30 992
32 830
80 489
76 088

107 347
111 S33

1985
1986
1987
1S88
1989
19S0

115722

109 754
104 666
92 347
62 468

lm marktwirtschaftlichen System ist die Wohnungswirtschaft grundsäElich von
staatlichen Weisungen unabhängig. ln der Bundesrepublik Deutschland wurden
jedoch zur Förderung der Wohnungsbautätigkeit vielfällige Hilfen geschatfen. Si€
reichen von Steuerermäßigungen für Bauherren über die Begünstigung des Bau-
sparens (2.8. durch Zahlung von Wohnungsbauprämien) bis zum sogenannten
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Tab. 11: Fertiggestellte und im sozialen Wohnungsbau
getörderte Wohnungen im früheren Bundesgebiet 1950 bis 1990

Jahr Wohnungen

lerliggestelll gefördert

1S50
1955
'1960

1965
1970
1975
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
r989
1990

371

568
574
591

474
436
388
365
347
340
398
312
251
217
204

256

900
400
400
900
100
800
900
500
000
600
600
100
900
343
621

500

319 400
341 400
326 700
209 300
165 100
154 000
97 200
92 900
98 900

104 100
79 400
69 000
52 000
40 668
38 886

Tab. 12: Kostenlvon neu errichteten Wohnbauten
im früheren Bundesgebiet 1960 bis 1990

Jahr Koslen ie
m'Wohntläche

Wohnfläche
je Wohnung

Kosten
ie Wohnung

Di.4 m' DM

1960
1365
1970
1S75
1980
1985
1986
1987
1988
1989
1990

386
586

't 159
1 629
1 971

1 998
2 038
2 035
2 048
2 051

58
111
't 60
173
183
192
201
198
191

800
600
800
000
800
400
900
000
800
800
100

74
81

85
96
99
90
94
96
00
02
98

r aeine Baukosre.. k6ino Grlndstückskosl6n u.a.
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sozial€n Wohnungsbau, bei dem der Bau von Wohnungen mit ötfentlichen finan-
ziellan Zuwendungen (Darlehen, Zuschüsse usw,) direkt unterstützt wird. Oamit
verbunden ist eine Mietpreis- bzw. Belastungsbegrenzung sowie die Koppelung an
bestimmte Einkommenshöchstgrenzen der Wohnungsinhaber.

Während in den 50er und z.T. auch noch in den 60er Jahren etwa die Hältte der
fertiggestellten Wohnungen im früheren Bundesgebiet mit öfienflichen Mittetn

Abb,5: Wohnungen in fertiggestellten Wohngebäudenr 1985 und 1990
im früheren Bundesgebiet

gefördert wurde, waren es in den 70er Jahren nur noch etwa ein Drittel bis ein
Vienel.

Von den ,ertiggestellten Wohnungen (ohne Wohnheime) im lrüheren Bundesgebiat
belanden sich 1990 42./" in Einlamilienhäusem, 15 7" in Zweifamilienhäusern, in
Gebäuden mit 3 oder mehr Wohnungen war6n es 42 %. lm Jahr 1972 spielten die

Wohnungen in Wohngebäuden mit:
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3 Wohnungen

4 - 6 Wohnungen
7'721

7 - 12 Wohnungen
1990

1985

13 - 19 Wohnungen

20 Wohnungen und mehr

-

7t)ZIrrrrIZr/7I)nZ7L

-

vrt)TrrrrrnTra

Trrlrrrrl2rrlrrTrirn///

I
r7v

v7A
lr--r



Mehrfamilienhäuser (Wohngebäude mit 3 oder mehr Wohnungen) eine wesentlich

bedeutendere Folle im Wohnungsbau, in ihnen befanden sich 60 % aller fertigge-

stellten Wohnungen.

Ein- und Zweilamilienhäuser werden im wesentlichen von privaten Bauherren

errichtet. [/ehrlamilienhäuser werden dagegen vor allem von Wohnungsunterneh-

men und sonsligen Bauherren, z. B. Versicherungsunternehmen, gebaut

Für die Entwicklung der Wohnungsbautätigkeit sind neben dem Zinsniveau und der
Entwicklung der Grundstückspreise die Baukosten von besonderer Bedeutung

(siehe auch 16.5). Um einen Quadratmeter Wohnfläche im früheren Bundesgebiet

zu errichten, mußten 1990 2051 DIV aulgewendel \,!erden, 1970 waren es

695 DM, 1960 386 DM. Diese Beträge umfassen nur die reinen Bauko§ten, nicht

dagegen die Grundstückskosten u.a. (zu den Grundstückskosten siehe 16.5). Je

Wohnung waren 1990 durchschnittlich 191 100 DM aulzubringen, wobei sich hinter

dieser Zahl eine Bandbreite von 280900DM fÜr ein Einfamilienhau§ bis

133100 DM für eine Wohnung in einem Mehrf amilienhaus verbirgt.
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6 Freizeit und Kultur

6.1 Auf dem Weg zur Freizeitgesellschaft?

Die gesellschattlichen Verhältnisse in der Bundasrepublik Deutschland werden ott
mit den unterschiedlichsten Schlagworten beschrieb€n. Man spricht von der Lei-
stungsgesellschaft, der Konsumgesellschatt, aber auch der Freizeitgesellschatt,
und stellt damit - je nach lntention - verschiedene Aspekte in d6n Vord6rgrund.
Daß zwei so gegensätzliche Begriffe wie Freiz€il. und Leistungsgesellschatt über-
haupt nebeneinander bestehen können, liegt daran, daß h€ulzutage Arbeitswelt
und Privatleben zeiilich und räumlich weitgehend voneinander g€lrennt sind.

Zu Aspekten der Freizeitgesellschatt gibl es kein string€nlss lndikatorensystem,
Während Leistung - mit Einschränkungan - gamessen werden kann, gilt dies lür
die Freizeitgestaltung nur unt€r Vorbehalt. Oas ist vor allem durch inhaltliche
Abgrenzungsschwierigkeilen bedingt. Die Frage, was alles zur Freizeit gehört,
ward€n verschieden€ Personen unt€rschiedlich beantworten, zumal die Über-
gänge zwisch€n Arbeit und Freizeit fließend sind. Gilt z. B. di6 Essenszubereitung
für einen Hobbykoch als beliebt€ Freizeitgestaltung, g€hört sie lür eine Hausfrau
eher zur täglichen Pflicht. Wegen dieser delinitorisch€n Schwierigk€iton gibt es
keine gesicherlen statislischen Angaben über das Ausmaß der Fr€iz€it. Hillsweise
können aber einige meßbare Tatbestände herangezogen werden, wie Arbeitszei-
ten, Urlaubstage, Ausgaben für Freizeitgüter usw., die darauf hindeulen, daß d6r
Teilbereich Freizeit an Bedeutung gewonnen hat (vgl. auch Teil ll, Kap. '14-4, 15.'t
und 15.2).

6.2 Arbeitszeit und Urlaubstage

Die durchschnittlich geleisteie Arbeitszeit ist in den vergangenen 15 Jahren stän-
dig zurückgegangen. Damit hat sich der Spielraum für Fraizeitaklivitäten ver-
größert. Wurden von Erwerbstätigen im früheren Bundesgebiet 1972 durchschnitt-
lich 42 Wochenstunden geleistet, ,,^/aren es 1990 nur noch rund 38 Stunden. 1990
gab es immerhin noch 4,2 Mill. EMerbstätige (14,3 "/"), die normaleryveise 41

Stunden oder mehr in der Woche an ihrem Arbeitsplatz veörachlen. Andererseits
hatten 3,0 Mill. Erwerbstätige (10,1 %) eine Wochenarbeitszeit von r,yeniger als 21

Slunden.

Die Tarilabschlüsse zu Beginn der 80er Jahre brachten yielen Erwerbstätigen
zusätzliche Urlaubstage ein. Nach dem Bundesurlaubsgesetz steht jedem Arbeit-
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nehmer ein Mindesturlaub von '18 Werktagen (3 Wochen) zu ln den Tarifuerlrä-

gen sind jedoch zumeist weit längere Zeiten vereinbart. So erhielten bereits Ende

1990 70 % aller von Tarifuerträgen erfaßten Arbeitnehmer in den alten Bundes-

ländern sechs Wochen Urlaub im Jahr. Zwischen 1960 und '1990 ist die larifliche

Urlaubsdauer im Durchschnitt aller Arbeitn€hmer um etwa 17 auf 29 Tage ange-

stiegen.

Tab. '1: Tariflich vereinbane Urlaubsdauer
im früheren Bundesgebiet

Betroff ene Arbeitnehmer
(in % aller von Tarifverlrägen erfaßlen Arbeitnehmer)

Ende 1980 Ende'1990

3 bis unter 4

4 bis unter 5

5 bis unter 6

6

69
4

,|

4

70

Oue le: Bund€smin slerium Jür Arbeil

6.3 Ausgaben für Freizeit und Kultur

6.3.1 Ausgaben der privaten Haushalte

ln zunehmendem Maße lassen sich die Bundesbürger ihre Freizeitaktivitäten Geld

koslen. Beliefen sich die Ausgaben lür Freizeitgüter und Urlaub bei einem Vierper-

sonenhaushalt von Angestellten und Arbeitern mit mittlerem Einkommen im frÜhe-

ren Bundesgebiet '1965 monatlich aul 94 DM, gab e|1990 für denselben Zweck

schon rund 637 DM aus. Das entspricht einer Sleigerung um 578 %. lm Vergleich

dazu erhöhten sich die Gesamtau§gaben fÜr den Privaten Verbrauch zwischen

1965 und '1990lediglich um 292 o/.. Der Anteilfür Freizeitoüter und Urlaub an den

gesamten privaten Verbrauchsausgaben von Vierpersonenhaushalten von Arbei-

tern und Angestellten mit mittlerem Einkommen stieg dementsprechend von

10,7 "/. im Jahr'1965 auf 18,4 % im Jahr 1990.

Je nach Haushaltstyp lließt in den alten Bundesländern etwa ein Viertel bi§ ein

Drittel des Freizeitbudgels allein in die Urlaubskasse Weitere wichtige Ausgabe-

posten sind das Kraftfahrzeug, Fernsehen und Rundlunk §owie Sport
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Tab. 2: Aufwendungen in Vierpersonenhaushalten
von Angestellten und Arbeitern mit minlerem Einkommen für
Freizeitgüter im früheren Bundesgebiet je Haushalt und Monat
im Jahr 1990

Gegenstand der Nachweisung DM

Aufwendungen lür Freizeiigüter insgesamt
davon entfiel€n auf
Urlaub
Bücher, Broschüren, Zeitungen, Zeitschriften
Bundlunk, Fernsehen u. ä. einschl. Gebühren
Kraftfahrzeug
Sport- und Campingartikel,

einschl. Sportveranstaltungen u. ä.
Gartenpf lege und Tierhaltung
Spiele und Spielwar€n
Besuch von Bildungs- und Unterhaltungsstätten
Foto- und Kinogeräte einschl. Verbrauchsgüter
Sonstiger Freizeitbedarf

636,76 100

158,72

84,94

24,9
8,3

12,4
13,3

13,0
7,1
Ä7

2,6
ll,2

42,72
45,40
30,10
14,63
16,85
71,60

6.3.2 Ausgaben der öffentlichen Haushalte

Auch die öfientlichen Haushalte \,venden mehr Gald ,iir den Freizeitbereich auf. So
erhöhlen sich beispiels\,reise die Ausgaben für Sport und Erholung zr,^/ischen 1970
und 1988 von rund 2,'1 Mrd. DM auf rund 8,0 Mrd. DM, also um 281,0 "/o. Anteitsmä-
ßig sind dies unverändert ehva 1 7o der gesamten ötfantlich€n Haushalte.

Von den 8,0 Mrd. D[, für Sporl und Erholung wurden 2,4 Mrd- DM für pa*- und
Gartenanlagen verwendet, 1,9 Mrd. DM für Badeanstalten, 2,2 Mrd. DM für Sport-
stätten u nd 1 ,1 Mrd. DM für die Förderung des Sports.

Außerdem gab die öfientlich€ Hand 1988 ungefähr 8,0 Mrd.DM für kutturelle
Angelegenheiten aus. i/it 3,7 lrrd. DM entfiel knapp die Hätfte auf Theat€r und
Musik, weitere 1,3 Mrd. DM wurden für Mus€en, Sammlungen und Ausstellung€n
aufgewendet und 0,4 Mrd. DM für Denkmalschutz und Denkmalpflege.

6.4 Unterhaltung und Kultur

lm Freizeitangebol wird häufig zwischen Kultur und Unterhaltung unterschieden,
Die Trennung dieser beiden Aspekte zu konkretisi€ren, ist jedoch kaum möglich,
weil kulturelle Einrichtungen - zu denen neben Theatern und Museen u.a. auch
Presse, Hörlunk und Farnsehen gezählt werden - meist auch zur Unterhaltung
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beitragen. Es stellt sich die Frage, inwieweil die Massenkommunikationsmittel

bereits die traditionellen Kultureinrichtungen verdrängl haben.

Die für die ehemalige DDR vorliegenden Daten sind aufgrund der Erhebungsme-

thoden oft nur eingeschränK vergl€ichbar.

6.4.1 Theater

ln der Spielzeit 1989/90 gab es in 74 Gemeinden des früher€n Bundesgebietes

87 Th€aterunternehmen mit 305 Spielstätten und insgesamt 153000 Plälzen.

Bezog€n auf die Bevölkerungszahl dieser Gemeinden entspricht das einem Platz-

angebot von 7,6 je '1 000 Einwohn€r. Die insgesamt rund 36000 Aufführungen

verzeichneten 15.6 l/ill. Besucher, also durchschnittlich rund 435 je Veranstal-

tung.

Abb. 1; Theaterbesucher 1989/90
im früheren Bundesgebiet

4,0%

9,6% ---------------- 35,2%

153-

15,6 Mi .
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Mit 5,5 [rill. Zuschauern lagen Opern und Ballette hinsichllich der Besucherzah-
len an der Spitze. Es folgten Schauspiele mit 5,2 Mi ., Operetten und Musicats
mit 2,4 Mill. Besuchern, Kinder- und Jugendstücke sahen sich '1,S Mill. personen

an. Für die Konzerte der Theaterorchester interessierten sich nicht mshr als
0,6 i/ill. Zuhörer.

Seit Mitte der 60er Jahre haben die öffentlichen Theater im frühoren Bundesgebiet
fast 5 Mill. Besucher verloren. Verzeichneten sie in der Spielzeit 1964i 65 noch 20,4
Mill. Zuschauer, waren es'1989/90 nur noch'15,6 l\,lill. Diese Entwicklung wurde
vor allem durch rückläufiges Publikumsinteresse am Schauspiel, in zweiler Linie
durch vermindertes Angebol von Opernvorstellungen aus Kostengründen verur-
sacht.

Die ötfenllich€n Theater erhalten zur Deckung ihrer laulenden Kosten seit jeher
Zuschüsse - insbesondere von Ländern und Städten. Der Anteil der Ausgaben,
den sie aus eigenen Einnahmen, also im wesentlichen aus dem Kart€nverkauf,
finanzieren können, wird immer geringer. Machten die eigenen Betriebseinnahmen
1969170 26 "/" aus, betrug das Einspielergebnis 1989/90 nur noch '16,2 %, ln der
Spielzeit 1989/90 lag der Zuschuß je Besucher im Durchschnitt bei 120 DM. Die
29 000 Veranstaltungen det 144 Privattheater hanen 1989/90 rund 6,8 Mill. Besu-
cher.

ln der ehemaligen DDR gab es '1989 insg€samt 217 Theater (einscht. Spietstätt€n
an Theatern) mit 55000 Plätzen. Zu den 27000 Vorstellungen kamen 9,0 Mi .

Besucher, das sind durchschnittlich etwa 330 pro Veranstaltung. Die meist€n
Besucher zählten die Schauspiele (3,6 Mill.), es tolgten Operetten (1,7 Mi[.) und
Opern (1,5 Mill.).

6.4.2 Kino

1989 gab es im früheren Bundesgebiet 3216 ortsfest€ Filmtheater mit durch-
schnittlich 190 Sitzplätzen. Das Vordringen des Fernsehens hat die frühere
Beliebtheit des Kinos ofi€nsichtlich stark gemindert. Die höchsten Besucherzahlen
hatten die Filmtheater in den Jahren 1954 bis '1958 mit jährlich mehr ats 7OO Mi .i
das waren rechnerisch 14 bis 15 Basuche je Einwohner im Jahr.

ln den darauffolgenden Jahren ging der Kinobesuch beinahe ständig zurück. 1989
registrierten die Kinobesitzer in der Bundesrepublik Deutschland nur noch 102 Mill.
Besucher; das waren knapp zwei Filmbesuche je Einwohner im Jahr.

ln der ehemaligen DDFI verlügten die 805 Fitmlheatsr über durchschnit ich 287
Sitzplätze. Auch dort ging die Zahlder Filmbesucher von fast 24O Mill. im Jahr j960
stark zurück. '1989 wurden noch 69 Mill. Filmbesucher gezählt, das entspricht etrva
vier Filmbesuchen pro Einwohner im Jahr.
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Abb- 2: Kinobesuch im früheren Bundesgebiet

i,4i

1S55 1960 1970 I939

6.4.3 Museen

Einen bedeutend€n Faktor im kulturellen Leben stellen die 3027 Museen und

ähnlichen Einrichtungen unterschiedlicher Fachgebiete und Trägerschalten im

früheren Bundesgebiet und dem Beitrittsgebiet dar' Sie zählten '1989 insgesamt

rund 102 Mill. Besucher, darunter 726 lvluseen mit 32 Mill. Besuchern in der

ehemaligen DDFI. Damil ist das lnter€sse in den letzten 20 Jahren stark angestie-

gen. Den gröRten Zuspruch fanden 1989 im früheren Bundesgebiet die Volks- und

Heimatkundemuseen mit jeweils 14,3 Mill. Besuchern sowie die Kunstmuseen mit

1 2,4 l,4ill. Besuchern.

6.4.4 Fernsehen und Hörfunk

lnzwischen gibt es kaum noch Haushalte im früheren Bundesg€biet' die nicht über

Hörfunk- und F€rnsehgeräle verfügen. Ende 1990 standen im früheren Bundesge-

biet 28,1 Mill. angemeldete Hörlunk- und 24,7 Mill Fernsehempfänger, (Entspr€-
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chende Angaben über Hörfunk- und Fernsehgeräte für dis neuen Bundesländer
liegen noch nicht vor.)

lm Hörfunkprogramm der Landesrundfunkanstalten in den elf alten Bundesländern
nahmen 1989 Musiksendungen mit 60,8 % der Sendezeit den breit€sten Raum
ein. Wortbeiträge strahlten die Landesrundfunkanstalten zu 33,4 % aus; am aus-
führlichsten wurde dabei das Thema ,,Politik" behandelt. Flund 4 o/. d6r Zeit

Abb. 3: Öffentlich-rechtlicher Hörfunk im früheren Bundesgebiet 19g9
(alle Proqramme)

11,7%

6,2

-1,2%

- 

10,1%

14,70Ä

266 452
Stunden

widmelen die Rundfunkanstalten den Ausländerprogrammen. Der Werbefunk
beanspruchte knapp 2 % der Sendestunden.

Für das Fernsehen liefert das Zweite Deutsche Fernsehen eine Aurgliederung
nach einzelnen Programmbereichen. Hier überwogen 1990 Fernsehspiele und
Filme (18,4 o/o der Sendezeit), gelolgt vom Vormittagsprogramm 112,4 ohl, von
aktuellen Beiträgen (9,5 %) sowie Sportsendungen (8,1 %).

160

I



Abb. 4: Fernsehprogramm 1990 (zweites Deutsches Fernsehen)
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6.4.5 Zeitungen und Zeitschriften

Zeitungen und zeitschritten sind neben Fernsehen und Hörlunk die wichtigsten

Träger der öffentlichen N4einungsbildu ng; mit ihrer Lektüre wird ein bekächtlicher
Teil der Freizeit verbracht. Ende 1989 erschienen in den alten Bundesländern

1217 Zeilungen (350 Haupt- und 867 Nebenausgaben) mit einer durchschnittli-

ch€n Verkaufsautlage von 25,1 Mill. Exemplaren je Erscheinungstag, 60 % der

Auflagen wurden im Abonnement und 40 % im Einzelverkauf vertrieben,

Die Zeitungsverlage finanzieren sich überwiegend aus dem Anzeigengeschätt.

Zwei Drittel des Zeitungsumsatzes, der 1989 eine Höhe von 12,2 lvlrd. DM

erreichte, kamen aus dieser Einnahmequelle. Nur ein Drittel entfiel auf Vertriebser-

löse. Die "Durchschnittszeilung" umfaßte im Laule des Jahres 1989 rund 8600
Seiten, und zwat 62'/o mit redaktionellen Beiträgen und 38 o/o mit Anzeigen. Ein

Anteil von allein 30,1 o/o der gesamten Verkaufsauflage entfiel 1989 auf die

Hauptausgaben der drei größten zeitungen.
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Tab. 3r Konzentrationsraten der Zeitungen im lrüheren Bundesgebiet
(Hauptausgaben)

Berichts-
)aht

Verkaufsauflage Anzahl

l qoo Anteilder. . groOtenzitrngen in % ,.,tlf,'g.nstück 

-

36t02550
1975

1980

1986

1989

22 702

25 103

25 404

25 088

30,1

31,9

30,1

34,6

36,2

35,1

39,8

41,3

41,0

40,4

54,4

55,3

55,1

54,8

7.t,3

71,4

70,7

70,4

375

368

356

350

Art der Auflage Aullage
't 000
Stück

1989 wurden in der Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand vor
dem 3. Oktober 1990 7831 Zeitschriften herausgegeben. Die G€samtauflage je
Erscheinungstag betrug im vienen Ouartal 1989 309 Mill. Exemplare, von denen
98 Mill. im Abonnement, 62 Mill. im Einzelverkauf und 149 Mill. durch unent-
geltliche Verteilung ihre Leser erreichten. Der Zeitschriftenumsatz in Höhe von
12,6 Mrd. DM wurde annähernd je zur Hälfte aus dem Vertrieb und aus Anzeigen
eftiell

Tab. 4: Konzentrationsraten der Zeitschritten im früheren Bundesgebiet
im vierlen Quarlal '1989

Anteil der größten Zeitschriften Anzahl
der

Zeitschritlen
3 6 10 25 50

Au,lage
insgesaml
Verkaulle
Aullage

7 &31

7 831

309 041

159 76s

11,8 15,3

18,9

25,1

28,8

35,18,6

Den höchsten Anteil an der Auflage hatten die Publikumszeitschriften mit gut 1't2
Mill. Exemplaren, unter diesen wiederum die llluslrierlen, Magazine, Programm-
zeitschritten und die Zeitschriften für Motor, Fleise, Freizeit und Hobby mit zusam-
men knapp 69 Mill. Exemplaren. Die nach der Zahl der Tit€l weitaus größle Gruppe
bildeten die Fachzeitschilten. ln 3271 Publikationen aus d6n verschiedensten
Gebieten und mit einer Gesamtauflage von fast 60 l\,lill. Exemplaren wurden
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Abb- 5: Zeitschriften 1989 nach Arten im früheren Bundesgebiet
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Ergebnisse wissenschaltlicher Arbeilen und lachliche lnformationen verbreilet. ln
großer Zahl, aber mit nur geringer Auflage, erschienen Blätter mit Mitteilungen von
Gemeindeverwaltungen, mit Orts- und Vereinsnachrichten, aber auch Anzeigen lür
Gemeinden und Gemeindeteile, Eine beachtliche Verbreitung hatten ferner die
Anzeigenblätter. Hier wurden 1074 Titel erfaßI, die an 1871 Ausgaben mit einer
Auflage von 59 [rill. Exemplaren je Erscheinungstag zum überwiegenden Teil
unentgeltlich veneilt wurden.

Aus der Vielseitigkeit des Angobots und der Verschiedenartigkeit der Leserkreise
ergibt sich, daß viele Zeitschrift€n in nur geringer Auflage herauskommen. Jede
zweite Zeitschrift hatte weniger als 5000 Exemplare je Erscheinungstag, und neun
von zehn Zeitschriften erreichten nacht die Marke von 50 000. Am oberen Ende der
Auflagenskala befanden sich 99 Zeitschritten (1,3 o/o aller Tit€l) mit Auflagen von
einer halben Million und mehr. §ie vereinigten mit 142 Mill. Exemplaren fast die
Hältte der gesamten Zeitschrittenauflage auf sich.
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6.4.6 Bücher und Bibliotheken

Trotz veränderler lnlormationsmöglichkeilen, die aus der zunehmenden Verbrei-
tung der elektronischen Medien resultieren, haben Bücher ihre Bedeutung als
Ouelle des Wissens und der Unterhallung nicht eingebüßt. Hiervon zeugen rund
66 000 Buchtitel, die 1989 im früheren Bundesgebiet aufgelegt wurden. Dies ist di€
dritthöchste Jahreszahl im Produktionsergebnis seit'195'1. Von den produzierlen
Titeln waren 48400 Erstauflagen und 17600 Neuaullagen.

Nach Sachgebieten geglieden entliel '1989 der größte Teilder Buchtitelaut Sprach-
und Literaturwissenschaft, Belletristik 122.3 %). Es folgten Sozialwissenschaften
(21,6 %), angewandte Wissenschaften, l\4edizin, Technik (13,0 o/o) sowi6 Geogra-
phie, Geschichte (12,6 %)

Tab.5: Buchproduktion 1989 im früheren Bundesgebiet

Sachgebiel Erst- und
Neuaullagen

Anteil
in o/a

Allgemeines
Philosophie, Psychologie
Religion, Theologie
Sozialwissenschaften
[4athematik, Naturwissenschaften
Angewandte Wissenschaften, l\,ledizin, Technik
Kunst, Kunstgewerbe, Photographie, lvlusik,

Spiel, Sport
Sprach- und Literaturwissenschaft, Bellekistik
Geographie, Geschichte

lnsgesamt

5 511
2 890
3 709

14 227

I 570

4,4
4,4
5,6

21,6
5,0

13,0

4 7gl
14 700

g 300

65 980

7,3
22,3
12,6

100

lm Gebiet der ehemaligen DDR erschienen 1989 insgesamt 6073 Titel (davon
5 224 Bücher und 849 Broschüren). Über ein Drittel (36,3 %) der Titel entfielen auf
das Sachgebiet Schöne Literatur, Kinder und Jugendtileratur. Es folgten Gesell-
schaftswissenschatten (23,6 o/o) und Technik (8,5%). tnsgesamt wurden '136,9

i/lill. Exemplare gedruckt.

Der Zugang zur Literatur wird durch die Einrichtungen des Bibliothekswesens
erleichtert. '1989 gab es im früheren Bundesgebiet l0 929 ötfenfliche Bibtiolheken
mit einem Bestand von über 99 i.4ill. Medieneinheiten (insbesondere Bücher und
Zeitschriften, aber auch Schallplattan, Kassetten, Spiele u. a.). Dabei wurden 220
Mill. Entleihungen an fast 7 Mill. Bibliotheksbenutzer registriert.

Die 1018 wissenschattlichen Bibliotheken in den alten Bundesländern verfüglen
1989 übe|I60 Mill. Bände und Disserlationen. Auf '1,8 Mill. Bibliotheksbenutzer
entfielen dabei über 47 Mill. Entleihungen.
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ln der ehemaligen DDFI gab es neben staatlichen Allgemeinbibliotheken und
wissenschafllichen Bibliolheken noch Gewerkschaftsbibliotheken. Oie staatlichen
Allgemeinbibliotheken hatten '1989 3,7 Mill. Benutzer, auf die rund 90 lVill, Entlei-
hungen entfielen, dafür standen 5'1 Nrill. Medieneinheiten zur Verfügung. Mit einem
Bestand von 10,5 Mill. Medieneinheiten konnten die Gewerkschaltsbibliotheken
1989 800000 Benutzer mii 13 Mill. Entleihungen registrieren. Die 541 wissen-
schaftlichen Bibliotheken verliehen fast I Mill. Einhe,ten aus elnem Bestand von 40
Mill. Medieneinheiten an 300000 Benutzer.

6.5 Urlaubsreisen

Ferienzeit isl Fleisezeit. Das gilt lür viele Bundesbürger, die ihren Urlaub außerhalb
der ,,eigenen vier Wände" verbringen wollen. '1988/89 1ührlen 63,7% aller
Urlaubs- und Erholungsreisen ins Ausland. ln nur 34,8'/. der Fälle wurde der
Urlaub im früheren Bundesgebiet verlebt, lediglich 1,6 o/ö der Urlaubs- und Erho-
lungsreisen (ohne kürzere Besuchsreisen zu Verwandten und Freunden)führten in

die ehemalige DDR oder nach Berlin (Ost).

Tab. 6: Urlaubs- und Erholungsreisen
der Bürger aus dem früheren Bundesgebiet

Beisen
Zeiltaofi

lnlandsreisenl Auslandsreisen

1969'
1972
1977'
19783
19793
19803
198'13

19844
19854
1s963
19874
r9884

60,3
46,3
44,1

41,1
41 ,1

37,6
36,5
37,5
37.0

39,7
53.7
55,9
57,8
57,7
58,9
58,9
62,4
63,5
62,5
63,0

1 Enschl. Beisenln dieehem. DDR und Berin(Os])
2 Oldobor d€s Voiahres b6 Seplember
3 Aprilbis Märzdes Io96nden Jahres.
4 Ma bs Apr destolendE.Jahres.
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Abb.6: Urlaubsziele der Bundesbürger aus den alten
Bundesländern 1 988,/89
in Prozent aller Reisen
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B€liebt€stes Reiseland der Bundesbürg€r war ltalien, Dorthin führten 19BB/89
11,1 % aller Reisen. Als weitere bevorzugle Ziele folgten Österreich (10,4%),
Spanien (9,6 %), Jugoslawien (5,1 %), Frankreich (4,4 o/o) und die Türkei (8,4 %).
4,8 % aller Reisen gingen über die Grenzen Europas hinaus.
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7O,5 o/o der lnlandsreisen dauerten bis zu zwei Wochen, weitere 19,1 % zwei bis

drei Woch€n, 7,4 % drei bis vier Wochen und knapp 3 o/o noch länger.

Bei lnlands- und Auslandsreisen war der Personenkrattwagen das bevorzuqte

Fieiseverkehrsmittel, Damit wurden 1988/89 rund 64 % aller Urlaubsfahrten unter-

nommen; es folgten das Flugzeug (17,1 %), die Bahn (9,3 %) und der Rei§ebus

(8,3 %). Aul sonstige Verkehrsmittel entlielen rund 1 "/. der Urlaubsreisen.

Abb. 7: Dauer der lnlandsreisen 1988/89
im früheren Bundesgebiet
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Bei 30% aller lnlandsreisen im früheren Bundesgebiet wurden 1988/89 die

,,klassischen" Beherbergungsquartiere (Hotels, Gasthöte, Fremdenheime und

Pensionen) genutzt.2l % 1ührten in Privatquadi€re ohne Entgelt, was in etwa dem

Anteil an Verwandten- und Bekanntenbesuchen entspricht. Großer Beliebtheit

erfreuten sich Ferienhäuser, Bungalows und Appartements (1S%) Dies dürfte
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darauf zurückzutühran s€in, daß diese Unterkunftsformen vor allem für den Fami-
lienurlaub nicht nur eine vergleichsweise größere Gestaltungslreiheit, sondern
auch Ersparnismöglichkeiten bieten.

Auch das Urlaubscamping steht nach wie vor hoch im Kurs. lm Bahmen der
Statistik der B€herbergung im Fleiseverkehr wurden für das Jahr 1990 (Stand: Mai)
1686 Campangplätze in den elf alten Bundesländern ermitelt. lm Jahrl990

Abb. 8: Urlaubs- und Erholungsreisen 1988/89 im früheren Bundesgebiet
nach Unterkunftsarten

Hotel, Gasrhof,
P€nsion, Fr€rndaheim

_ 30,4%

3p% 

-

2't.oo,t

übernachlet8n dort 4,4 Mill. Camper (+ '1,3 % gegenüber 1989); damit war der
Zuwachs im Bereich des Urlaubscampings allerdings bedeutend g€ringer als die
lür Gästeanküntle im Beherbergungsgewerbe (alle Beherbergungsstätten mil neun
Betten und mehr) ermitlelte Zunahme (6,8 % gegenüber 1989). ln den fünf neuen
Bundesländern wurden 1990 (Stand: Mai) 5'18 Campingplätze ermittelt, auf d€nen
von Mai bis September'1990 1,8 Mill. Camper übernachteten.
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6.6 Spod und Musizieren

Mit Sport und Musik verbringen die Bundesbürger einen großen Teil ihrer Freizeil -
wenn auch überwiegend nur passiv. Üb€r die Zahl der Besucher von Sportveran-
stallungen im Bundesgebiet gibt es keine gesicherten Ergebnisse, und auch über
die Millionen von Fernsehzuschauern, die auf diese Weise wichtige Sportererg-
nisse miterleben, lassen sich keine genauen Angaben machen. Zahlen über akliv
Sporttreibende liegen nur insoweit vor, als sie in Sportvereinen organisierl sind.

Die Sportvereine verdanken der Trimm-Dich-Welle und dem in den lelzten Jahren
gestiegenen Gesundheitsbewußtsein wachsenden Zulauf,

Durch den Beitritt der Landesspoftbünde in den neuen Bundesländern im Dezem-

ber 1990 hat sich die l,4itgliederzahl des Deutschen Sportbundes um über 2 Mill.

auf rund 2'1 Mill. und die Anzahl der Vereine um etwa 7000 auf knapp 75000
erhöhl.

Oer Vereinsspon hat mehr Anhänger unter Männern als unter Frauen. Von den
Mitgliedern des Deutschen Sportbundes im Jahr 1990 waren etwa zwei Drittel

männlich. Groß ist das lnteresse der Jugendlichen an den Sportvereinen. So sind
im früheren Bundesgebiet von den Nrlitgliedern 20 % jünger als 15 Jahre und 36 o/o

unter 22 Jahren.

Tab. 7: Die zehn mitgliederstärksten Sportverbände in Deutschland 1990

Spitzenverband Mitglieder
1 000

Fußball
Turnen
Tennis
Schützen
Leichtathletik
Handball
Tischtennis
Skisport
Schwammen
Reilen

5 257
4 265
2174
1 354

897
860
798

620
604

Gemessen an den Mitgliederzahlen rangiert der Fußball unter den Spodarten mit

Abstand an der Spitze der Beliebtheitsskala. Mrt 5,3 l\,4i1. Mitgliedern stellen die

Fußballvereine rund 251" aller Beitragszahler des Deutschen Sportbundes. E§

folgen die Turnvereine mit 4,3 Mill. Mitgliedern. Turnen gehörl neben dem Tanz'
spon und Fleiten zu den wenigen Sportarten, bei denen Frauen in den Vereinen
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zahlenmäßig dominieren. Unler den übrigen Sportverbänden übersteigt nur noch
die Mitgliedschaft in Tennis- und Schützenvereinen die Millionengrenze.

Über das aklive Musikleben in den alten Bundesländern gibt as nur wenige
statistische Ergebnisse. Einige Angaben liefert der Deutsche Sängerbund. Er hatte
1990 1,8 Mill. Mitglieder, davon allerdings nur 671 000 aktive und mehr als 1 Mill,
fördernde. lnsgesamt gab es '1990 einschließl. der KindeF und Jugendchöre
'19689 Bundeschöre, darunter I401 reine Männer- und 2 095 reine Frauenchöre.

ln den neuen Bundesländern ist das Musikleben im Umbruch, und viele Chöre und
Vereine formieren sich neu. Ein statislischer Nachweis ist dah€r noch nicht
möglich.

170



7 GesellschaftlicheMitwirkung

7.1 Einführung

Ein demokralisches Staatswesen ist, um seinem Anspruch gerecht zu werden, auf

die aktive Mitwirkung seiner Bürger angewiesen. lnwieweit die Bürger ihre durch
die Verfassung garanlaerten Flechte auch nutzen, um Politik, Wirtschaft und Kultur
mitzugestalten - darüber kann dle amtliche Statistik aufgrund der Komplexität der
Zusammenhänge nur Anhaltspunkte liefern. So vermittelt z.B. die Wahlslatistik
lnformationen über Paneienpräferenz und Wahlverhalten verschiedener Bevölke-
rungsgruppen. Auskunft über den Organisationsgrad der abhängig Beschäftigten
gibt die Statistik der Gewerkschaftsmitglieder, während die Zahl der Teilnehmer an
Gottesdiensten das kirchliche Engagement der Bürger dokumentiert.

Es ist aber offensichtlich, daß die Statistik in diesem Bereich sehr schnell an ihre

Grenzen stößt. Die nur lückenhaft vorhandenen statistischen lnformalaonen Über

die Teilnahme am gesellschaftlichen Leben können allenfalls indirekte Hinweise

aul soziales und politisches Engagement liefern, lnsbesondere sei hier an das

Beispiel der ehemaligen DDFI erinnerl, \.!o die Menschen, die zum großen Teil in

weitgehend staatlicher Kontrolle unterliegende politische und gesellschattliche

Organisationen eingebunden waren und aul der Grundlage einer ,,Einheitslisle"
wählen mußten, innerhalb kürzester Zeit ihren wirklichen politischen Willen kund-
gelan haben.

7.2 Teilnahme am politischen Leben

7.2.1 Wahlen

Das Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland bekennl sich zu dem

Veriassungsgrundsatz der Volkssouveränität. Er besagt, daß alle Staatsgewalt
vom Volke ausgeht und von ihm in Wahlen und Abstimmungen ausgeübt wird. FÜr

dia Lebendigkeit der Demokratie ist es von entscheidender Bedeutung, in welchem

Maß€ die Bürger von ihren verfassungsmäßigen Rechten Gebrauch machen und

damit Einfluß auf die politische Willensbildung nehmen. Die Ausübung des Wahl-

r€chts, mit der über die Zusammensetzung der demokrati§chen Vertretungen in

Gemeinde, Land und Bund entschieden wird, spielt dabei die zentrale Bolle. Da in

der Bundesrepublik Deutschland keine Wahlpflicht besteht, wird die Wahlbeteili
gung - unter gewissen Einschränkungen - als Gradmesser fÜr das politische

Engagement der Bürger herangezogen. Sie weist deutliche Unterschiede aul, ie
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nachdem ob es sich um Bundestags-, Landtags-, Kommunalwahlen oder Wahlen
zum Europäischen Parlament handelt.

Aufgrund des Beitritts der ehemaligen DDR zur Bundesrepublik Deutschland zum
3.Oktober 1990 wurde das bisherige Wahlgebiet um die Länder Mecklenburg-
Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie Berlin
(Os0 erweiten. Für die Westberliner Bevölkerung - deren lnteressen bisher 22
vom Berliner Abgeordnetenhaus gewählte Abgeordnete im Deutschen Bundestag
venraten - wurden die Voraussetzungen für eine direkte Teilnahme an der Wahl
zum Deutschen Bundestag geschaffen. Obwohl also erstmals alle Deutschen

Tab,'1 : Bundestagswahlenl

Wahl Wahlberechtigte Wahlbeteiligung

19492
19532
1957
1961

1965
1969
1972
1976
1980
1983
1947
19903

31 208
33 121

35 401
37 441
38 510
38 671
41 446
42 058

44 089
45 328
60 437

74.5
86,0
87,8
87,7
86.8
86,7
91.1
90,7
88.6
89,1
84,3
77,4

1 Bis 1987 Bundesrepublik Oeulschland nach dsm Gebrelssland vordem 3. Oklober 1990, ohne Be/lin (W€st,

3 Bund€srepubr k Deulschland nach dem G€biersstand ab d6m 3. okrob€r 1 9s0.

gem€insam ihre Delegierlen wählen konnten, wurde bei der Wahl zum 12. Deul-
schen Bundestag am 2. Dezember 1990 die niedrigste Wahlbeteiligung nach '1949

ermitlelt. Bei der ersten gesamtdeutschen Wahl machten nur 77,8 70 der Wahlbe-
rechtigten von ihrem Wahlrecht Gebrauch - 13,4 Mill, Menschen verzichteten auf
eine Stimmabgabe.

Bei der ersten Bundestagswahl 1949 hatle die Wahlb€leiligung 78,5 % erreicht. ln
den lolgenden Wahlen von 1953 bis 1983 lag sie zwischen 86,0 und 91,1 o/". Die
höchste Wahlbeteiligung von 91,1 7. wurde bei der vorgezogenen Bundestags-
wahl im Herbst '1972 festgestellt. Damals wirkte sich auch die Senkung des
Wahlalters aul 18 Jahre aus.
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Vergleicht man die Wahlbeteiligung an der Bundestagswahl nach Bundesländern,
so zeiot sich, daß die Abweichungen vom Bundesdurchschnitt - abgesehen von

der ersten Bundestagswahl - meist nicht über zwei bis drei Prozentpunkte hinaus-
gehen. Am eifrigsten machten 1990 - wie in den meisten vorangeoangenen
Wahlen - die Saarländer von ihrem Wahlrecht Gebrauch, gefolgt von den Rhein-
land-Pfälzern und Hessen. Die niedrigste Wahlbeteiligung war 1990 in [,4ecklen-

burg-Vorpommern zu verzeichnen. Unter dem Bundesdurchschnitt lag sie auch in

den übrigen vier neuen Bundesländern sowie in Bremen, Baden-Württemberg und

Bayern.

Von besonderem politischen und soziologischen lnteresse ist die Frage, ob es
geschlechls- und altersspezilische Unterschiede im Wahlverhalten gibt. Um diese
Zusammenhänge zu erhellen, werden seit 1953 repräsentative Sondererhebungen
zur Bundestagswahl durchgelÜhrt (bei der Bundestagswahl 1990 wurden diese

Sondererhebungen auch aul die neuen Bundesländer und Berlin ausgedehnt), bei

denen Wählerverzeichnisse und Stimmzettel in etwa 2600 ausgewählten Wahlbe-

zirken anonym ausgewertet werden. Damit ist sichergestellt, daß das Wahlgeheim'
nis nicht verletzt wird.

Aus diesen Untersuchungen geht hervor, daß die Wahlbeteiligung der Frauen bei

Bundestagswahlen insgesamt hinter derienigen der Männer zurückbleibt: ln den

Jahren '1953 und 1957 lag sie um 3,1 bzw. 3,3 Prozentpunkte niedriger; bei den

folgenden Wahlen verringerte sich der Unterschied laulend bis aul 0,8 Prozent
punkte bei der Bundestagswahl 1976, ln den darauffolgenden Wahlen vergrößerte

sich der Unterschied jedoch wieder (1990r 1,3 Prozentpunkte). '1990 machten die
Männer zu 77,0 % und die Frauen zu 75,7 o/o von ihrem Stimmlecht Gebrauch,
Diese Feststellung trilft jedoch nicht für die neuen Bundesländer zu, wo die
Wahlbeteiligung der Frauen insgesamt um 0,2 % über der Beteiligung der Männer
lag. Während dort nur 55,2 % der Frauen unter 21 Jahren (Männer 58,0 %)wählen
gingen, lag in den Altersgruppen der 30- bis 3gjährigen und der 40- bis 49jährigen

die Wahlbeteiligung der Frauen um 3,2 % bzw.0,6 % höher als die der Männer.

Stärker ausgeprägt sind die altersspezilischen Abweichungen. Die niedrigste

wahlbeteiligung, und zwar sowohl bei Männern als auch bei Frauen, wird seit 1953

bei den jungen Wählern lestgestellt. Ab dem 25. Lebensiahr nimmt die Wahlbeteili'
gung bis zum Alter von 70 Jahren zu;danach geht sie wieder zurück, liegt aber

noch höher als in der Altersgruppe der unler 30jährigen.

Die Wähler geben ihre Stimmen seit den 6oer Jahren ganz Überwiegend den

beiden großen Parteien SPD und CDU/CSU sowie der F D.P Beiden Bundestags-

wahlen 1983 und'1987 konnien auch die GRÜNEN die FÜnfprozenthürde über-

springen. '1987 erreichten sie einen Stimmanteil von 8,3 %. Seit der Bundestags-

wahl '1990 - der ersten gesamtdeulschen Wahl - sind auch die PDS und die

Listenvereinigung Bündnis go/GrÜne im Deutschen Bunde§tag vertreten Sie

erreichten zwar nur Stimmenanteile vor 2,4o/o (PDS) und 1,2% (Bündnis90/

Grüne) aul Bundesebene, übersprangen jedoch im Wahlgebiet Ost deutlich die



Tab. 2: Wahlbeteiligung beider Bundestagswahl 1990
nach G€schlecht und Alter

Alter in Jahren Wahlberechtigtel

lnsgesaml l\ränner Frauen Insgesamt Männer Frauen

1 000

unter 21

21 bis 29
30 bis 39
40 bis 49
50 bis 59
60 bis 69
70 und mehr

lnsgesamt

Deutschland

50,8 49,2
51,0 49,0
s't,'t 48,9
50,4 49,6
49,6 50,4
42,3 57,7
3'1.8 68.2

47,1 52,9

66,3
65,0
72,4
80,8
85,0
88,2
81,3

77,0

63,1
63,8
74,1
80.9
84,2
85,3

10 347
10115

I 552
7 381
6 970

55 676

64,7
64,4
73,4
80,9
84,6
86,5
74,5

76,3

unter 21

21 bis 29
30 bis 39
40 bis 49
50 bis 59
60 bis 69
70 und mehr

lnsgesamt

Früheres Bundesqebiet
2014 50,7 49.3
I 239 51,0 49.0
7 424 51,2 48,8
6 860 50,6 49,4
7 420 49,7 50,3
5 859 43,0 57,0
5 54t 32,3 67,7

43 758 47,3 52,7

67,0
66,0
74,0
8r,3
84,S
86,6
74,5

76,5

68,7
66,8
73,6
81.2

88.3
81,3

77,8

65,3
65,1
74,4
81,3
84,5
85,3
71,3

76,1

unter 21

2'l bis 29
30 bis 39
40 bis 49
50 bis 59
60 bis 69
70 und mehr

lnsgesamt

Neue Bundesländet

51,r 48,9
51,0 49,0
50,6 49,4
49,5 50,5
49,2 50,8
39,9 60,1
30,2 69,8

46,5 s3,5

573
2 108
2 291
1 863

'1 521
1 428

56,6
58,4
71,3
79,3
83,5
86,4
74,2

74,O

58,0
57,9
69,7
79,0
83,8
88,0
81,2

73,9

55,2
58,8
72.9
79,6
43,2

74,111 917

1 Ohre PoMnen m[ Wahls.hgrn.

Fünlprozentmarke. Sie konnten damit aufgrund ein€r für die erste gesamtdeutsche
Wahl getroflenen Sonderregelung - die 5 %-Sperrklausel war getrennt aut die
neuen Bundesländer sowie Berlin (Ost) und auf den vor dem 3.Oktober 1990
geltenden Gebietsstand der Bundesrepublik Deutschland anzuwenden - in den
Deulschen Bundestag einziehen.

174

Wahlbeteiligungl



Abb.'1: Stimmenanteile der Parleien bei den Bundestagswahlenl
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Abb. 2: Sitzverteilung im Deutschen Bundestag 1
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Besonders autschlußreich isl die Analyse der Stimmabgabe in der Kombination
nach Geschlecht und Alter. Aufgrund der Bevölkerungsstruktur der Bundesrepublik
Deutschland (vgl. Kap. 1) haben die Frauen einen besonderen Einfluß auf das
Wahlergebnis. Bei der Bundestagswahl 1990 wurden 52,5 % der gültigen Stimmen
(ohne Briefwahlstimmen) von Frauen und 47,5 o/o von [rännern abgegeben. SpD,
F.D.P., CDU, CSU und Bündnis90/Grüne konnten mehr Frauen- als Männerstim-
men auf sich vereinigen, bei der PDS und beiden nicht im Parlament vertretenen
Parteien überwog dageOen der Anteil der männlichen Wähler. lm Vergleich zu den
Ergebnissen der Bundeslagswahl '1953 sind die geschlechtsspezifischen Unter-
schiede allerdings geringer geworden. Damals zeigten die weiblichen Wähler eine
noch deutlicher€ Vorliebe für CDU und CSU.

Untersucht man die Wählerschatt der Parteien nach ihrem Alter, so ergeben sich
ebenlalls Untarschiede. Aus der Analyse der Bundestagswahlergebnisse 1990
geht hervor, daß die CDU dae relaliv älteste Wählerschafl hatt€. In der Attersgruppe
der 35- bis sgjährigen wählt€n 44,8 o/o, und der 60jährigen und ätteren 32,2 % die
CDU. Diese Aussage kifft für die Wähler in den alten wie in den neuen Bundeslän-
dern zu. Die SPD hat ihre stärksle Wählerschaft beiden 35- bis sgjährigen, gefolgt
von den '18- bis 34jährigen. ln den neuen Bundesländern war ihr Anleil in der
Altersgruppe der 18- bis 34jährigen jedoch am geringsten. Bei den GRüNEN und
dem Bündnisgo/Grüne ist der Anleil der jungen Wähler außerordenflich hoch.
Demgegenüber kamen dia Wähler von F.D.P. und PDS vor allem aus dem Lager
oer J5- brs 60lahngen.

ln der Zusammensetzung des Parlamenls sind verschiedene Bevölkerungsgrup-
pen deutlich unlerrepräsentiert. So ist die Zahl der weiblichen Abgeordneten im
Deutschen Bundestag nach wie vor sehr gering. Obwohl mehr als die Hälfte aller
Wahlberechtiglen Frauen sind, stellen sie im 12. Deutschen Bundestag nur 20,5 %
der Abgeordneten. Es ist jedoch eine positive Tendenz lestzustellen, denn im 1 1.

Deutschen Bundeslag lag der Anteil der weiblichen Abgeordneten noch bei
15,4 7". Zwischen den einzelnen Fraktionen sind bezüglich des Anteils weiblicher
Abgeordneter belrächtliche Unterschiede festzuslellen. Mil 47,1 o/o lag er 1990 bei
der PDS am höchsten, mit '13,8 % bei der CDU/CSU am niedrigsten. Bei Bünd-
nis go/Grrlne betrug er 37,5 %, bei der SPD 27,2"k und bei det F.D.P. 20,3 o/ö.

Das Ourchschnittsalter der Parlamentarier lag zum Zeitpunkt der Bundestagswahl
'1 990 bei 48,8 Jahren. Es hat sich von der vierten (1961 : 52,3 Jahr€) bis zur siebten
Wahlperaod€ (1972:46,6 Jahre) kontinuierlich verringert und ist bis 1987 wieder
leicht angestiegen (49,3 Jahre). Die stärkste Abweichung vom Durchschnittsalter
weisen ,|990 Bündnis 90/Grüne und PDS mit jeweils minus 5 Jahren auf.

lm Vergleich zu den Bundestagswahlen liegt die Wahlbeteiligung bei den Land-
tagswahlen im allgemeinen niedriger. Außerdem sind die lJnterschiede von Bun-
desland zu Bundesland stärker ausgeprägt. Eine relativ hohe Wahlbeteiligung von
über 80 % hatten bei den letzten Landtagswahlen die Länder Saarland und Eerlin
aufzuweisen, besonders niedrig war sie in Mecklenburg-Vorpommern. ln Hessen
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Tab. 3: wählerschaft der Parteien bei der Bundestagswahl '1990

nach dem Alter

Partei Von 100 gültigen Zweitstimmen für die jeweilige Partei
wurden abgegeben von

Wählern im Alter von . . . Jahren
18 bis 34 35 bis 59 60 u. mehr

Deutschland
SPD
CDU
CSU
F,D,P,
GBÜNE
B 90/Gr
PDS

lnsgesamt

31,4

24,6
26,6
62,7
49,4

28,8

43,3
44,8
43,7

33,1
42,8
45,2

44,2

31,6

4.1

7,8

27,0

SPD
CDU
CSU
F,D,P,
GRÜNE
B 90/Gr
PDS

lnsgesamt

48,9

Fühercs Bundesgebiat

32,3 43,0
,CO AA'
24,6 43,7
27,2 50,3
62,7 33,1

24,7
33,0
31,6

4,1

39,0

43,6

12,2

SPD
CDU
CSU
F.D.P,
GRÜNE
B 90/Gr
PDS

lnsgesaml

Neue Bundesländet

26,2 44,9
23.1 47,1

28,9
2S,8

62,6
49,4

26,9

4,5
7,8

26,9

26,5

42,
45,

46,

;
0
8
I
6

und Flheinland-Pf alz führten die Landtagswahlen jeweils zu einem Regierungs-

wechsel, in Berlin und Baden-Württemberg zu einer großen Koalition. Mit absoluter

Mehrheil (der Mandate) regiert die CDU in Sachsen, die CSU in Bayern und die

SPD in Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Saarland und Schleswig-Holstein. SPD,

F.D.P. und Bündnis gO/Grüne bilden die Begierung in Brandenburg. Eine ,,Ampel-
koalition" aus SPD, F.D.P. und GRÜNEN bildet die Flegierung im Stadtstaat

Bremen. ln Hessen und Niedersachsen sind die GBÜNEN Fiegierungspartner der
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Tab, 4: Abgeordnete des zwölften Deutschen Bundestages
nach beruflicher Tätigkeit am 1 .4. 1991

Berulsgruppe CDU/
CSU

SPD F,D,P. PDS/
LL

B 90/ Anzahl
Grüne

Beamte
Verwallung/Justiz
Berufssoldaten
Prolessoren/andere
Wissenschaft ler/Lehrer

Angestellte
ötlentlicher DiensVKörper-
schaften des öffentlichen
Rechts 20
politische und
gesellschaftliche
Organisationen 29
Winschaft
(lndustrie/Handel/
Gewerbely'erbände) 37

Selbständige
lndustrie/Handel/
Handwerldcewerbe 35
Land- und
Forstwirtschaft 16

(Ev.) Pfarrer und Diakone 4

Freiberufler
Rechtsanwälte/Notare 24
andere 12

Hausfiauen 8

Arbeiter 2

Sonstige 6

Nicht verwertbare Angaben 14

Abgeordneteinsgesamt 319

3

70

42

44 6

12

6

11

13

4

120

r09

18,'l

16,5

28

21

6

1

6

11

4

3

55 8,3

11,3

10,6

8,2

1,7

75

70

54

21

1'1

I
11

6

6

3

11

239

44
31

'16

I
14

34

662

6,6
4,7

2,4

1,2

2,1

100,0

2
2

2

3

17

I
6

2

2

3

7g

Hlnwelr: Wps€niliches Kr teri! m der E nordnun! war lewsrls dsr Häupiberul m Sl.n€ dsr E.wertsstettung vor d€r
er§maiigen AnnahmB eines Bundsslagsrnandalos. - De Üb6qa.9ssrt'rarion n den n€uen Bundesrandom, di6 sich
in:.T. nNh ungelesliglen n6uen aorufsslolungon d6r Poliliker niener$hlegt, shul zusätzlich€ Probl€me d€r
Einordnung. Ausd.uck ein obe.gangssiruatioi i§ auch de rotaliv hohe Zahr von Abgsodn€t€n mit.Nichi
v€rwerlbären Angaben'

Zusammonslellung nach Angabon von Dr. Adalb€rl Hess. bislanq VeMatung d€s O€dsch€n Bund€sEgps
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Tab. 5: Wahlbeteiligung und Stimmabgabe beiden letzten Landtagswahlen
in Prozent

Land Wahl Wahl-
belei-
ligung

CDU/
CSUl

Stimmabgabe

SPD F,D,P. GRÜNE PDS

Baden-Wüttemberg
Bayern
Berlin
Brandenburg
Bremen
Hamburq
Hessen
Mecklenburg-

Vorpommern
Niedersachsen
Nordrhein-Westfalen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Schleswig-Holstein
Thüringen

64,7
74,6

73,9
83,2
72,4
65,1
71,8
71.7

27,0

50.0
44,8
54.4
19.1
26.0
46,2

5,5
6,0
5,8
6,9
5,6
5,3

13,5
5,6
9,3

1992
1990
1990
19S0
1991
1991
'199'l

1990
1990
1990
1991
1990
1990
1990
1992
1990

39,6
54,9
40,4
29,4
30,7
35.'l
40.2

38,3
42,0
36,7
38,7
33.4
53,8
39.0
33,8
45,4

9,23
13,45

70,2
65,9
80,8
67,1

66,1
70,8

26,0
30,4
38,2
38,8
48,0
40,8

5,9

7,1

6,6
9,5
5,4
7,4

6,4
5,02
2,84

11,4
7,26
8,8

0,57

15,784,24
5,5
5,0
6,5
2,6
5,6e

4,97
6,5r1

10,23
12,O

9,73

2 GBÜNE/AL.
3 PDS.
.T GRUNE

6 GFIÜNE/GAL, 10 GFÜNE/N6ü6S Forum.
1l N€uBs Forum/GFÜNE/

SPD, in Rheinland-Pfalz die F.D.P, Mit der F,D.P. regiert die CDU in Mecklenburg'
Vorpommern, Sachsen-Anhalt und Thüringen. Bei den Landtagswahlen in Baden-
Württemberg und Schleswig-Holstein am 5. April 1992 erlitten die Flegierungspar
teien CDU bzw. SPD erhebliche Verluste. in beiden Ländern rückten di€ Flechts-
parteien Republikaner bzw. Deutsche Volksunion (DVU) durch unerwartet hohe
Stimmanteile (Republikaner: '10,9%, DVU: 6,3 %) jeweils als drittstärkste Gruppie-
rung in die Parlamente ein,

Das Europäische Parlament ist die Volksvertretung der Länder der EG; ihm
gehören 518 Abgeordnete an, die direkt gewählt werden. Waeviele Abgeordnete
ein Land vertreten, hängt von der B€völkerungszahl ab. Bei der 3. Direktwahl zum
Europäischen Parlament wurde zum erst€n Mal zum gleichen Zeitpunkt ('15. und

18, Juni 1989) in allen zwölf EG-Mitgliedstaaten gewählt. lnsgesamt gingen rund
140 Mill, EG-Bürger zur Wahl.

Bei den Direktwahlen zum Europäischen Parlament isl die Wahlbeteiligung in der
Bundesrepublak - wie übrigens auch in den anderen lvlitgliedstaaten - wesentlich
niedriger als bei nationalen Wahlen. Von den 45,8 Mill. wahlberechtigten Bundes-
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121 Sitze
49 Sitze

34 Sitze

30 Sitze

'1 80 Sitze
28 Sitze

20 Sitze

18

'17 Sitze

't4 siäe
insgesamt @ ts sitze

12 Sitze

Sozialistische Fraktion Fraktion der Sammlungs-
bewegung der Europäischen
DemokratenFraktion der Europäischen

Volkspartei (Christdemokraten)

Liberale und Oemökratische
Fraktion

Technische Fraktion der Euro-
päischen Rechten

Fraktion der Europäischen
Demokraten

Koalition der Unken und des
Fortsch ritts

Grüne im Europäischen
Parlament @ Begenbogenfraktion

@ Fraktionslose@ Vereinigte Europäische Ljnke

I

6

5

3

I

I

I

Abb,3: Sitzverteilung im Europäischen Parlament nach Fraktionen
Stand: 28. 7. 1989

bürgern machten am 18. Juni 1989 62,3 % von ihrem Slimmrecht Gebrauch. Wenn
man von Belgien, Luxemburg, Griechenland und ltalien absiehl (in diesen Ländern
besteht Wahlpflicht), war die Wahlbeteiligung in der Bund€sr€publik nach lrland
(68,3 %) am zweithöchsten. Das geringsle lnteresse zeigten wiederum die Wahl-
berechtigten in Großbritannien; von ihnen beleiligten Sich nur 36,2 o/o an den
Europawahlen. Während in der Bundesrepublik und lrland die Wahlbeteiligung
gegenüber 1984 von 56,8 aul62,3 % bzw.47,6 aul68,3o/o gestiegen ist, nahm sie
in Dänemark, Frankreich, den Niederlanden, Portugal und Spanien beträchtlich ab.

Die Bundesrepublik Deutschland entsendet insgesaml 81 Abgeordnete in das
Europäische Parlament, davon gehören nach der dritten Wahl31 der SPD,25 der
CDU, 7 der CSU, 4 der F,D.P., I den GRÜNEN (ernschl. AL) und 6 den Republika-
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nern an. Die anderen Parteien scheiterten an der Fünfprozentklausel. Gegenüber
der letzten Wahl '1984 schaftten die Liberalen den Wiedereinzug und die Bepubli-
kaner den Neueinzug in das Europäische Parlamenli die SPD verlor 2 und die CDU
g lvandate, die GRÜNEN (einschl. AL) konnten einen Sitz hinzugewinnen.

7.2.2 Mitgliedschaft in Parteien

Die Parteien spielen in der Bundesrepublik Deutschland eine wichtige Flolle. Nach

dem Grundgeselz haben sie die Aufgabe, an der politischen Willensbildung des

Volkes mitzuwirken. lhre Gründung ist frei, ihre innere Ordnung muß demokrati'
schen Grundsälzen entsprechen.

Die politische Landschaft in der Bundesrepublik wird seit ihrer Gründung vor allem

von den großen Parteien geprägt: Sozialdemokratische Panei Deut§chlands
(SPD), Christlich Oemokratische Union Deutschlands (CDU), Christlich-Soziale

Union (CSU) in Bayern und Freie Demokratische Partei (F.D.P.).

Das hat sich auch bei der ersten Oesamtdeutschen Wahl im Dezember 1990 nicht
geändert. Neu ist allerdings das Vorhandensein zweier kleiner Parteien im Bundes-

tag, der PDS, die bundesweit 2,4L det Wählerstimmen auf sich vereinigen

konnte, und des Bündnis go/Grüne, die 1,2"/" der Slimmen erhiellen. Beide

Padeien konnten in den Bundestag einziehen, weildie FÜnfprozentklausel getrennt

auf die neuen und die alten Bundesländer angewandt wurde.

Schon immer kandidierte bei den Bundestagswahlen eine Anzahl kleinerer Par-

leien. Bei der ersten Bundeslagswahl '1949 konnten diese zusammen 27,8 "/" det
Stimmen auf sich vereinen, danach sind ihre Stimmanteile stark zurtlckgegangen.

Zu ihrer relativen Bedeutungslosigkeit auf Bundes- und Landesebene hat nicht

zuletzt die Fünf prozentklausel beigetragen.

Erst den GHÜNEN gelang zu Beginn der 80er Jahre in einer Reihe von Landespar-

lamenten und von 1983 bis 1990 auch im Bundestag das Eindringen in die bis

dahin relativ leslgelügte Parteienlandschaft. Bei den ersten gesamtdeutschen

Wahlen erz elten die nur in den alten Bundesländern angetretenen GRÜNEN

3,8 % der Stimmen.

Parteien, die nach ihren Zielen oder nach dem Verhalten ihrer Anhänger daraut
ausgehen, die freiheitliche demokratische Grundordnung zu beeinträchtigen oder
zu beseitigen oder den Bestand der Bundesrepublik Deutschland zu gelährden,

sind verfassungswidrig und können vom Bundesverfassungsgericht verbolen wer
den. Von dieser 1,4öglichkeit wurde bisher zweimal Gebrauch gemachtl 1952 wurde

die Sozialistische Reichspartei - eine extreme Rechtspartei - verboten, 1956

wurde die KPD für verfassungswidrig erklärt und aufgelÖst.

ln der Bundesrepublik Deutschland haben gegenwärtig rund 2,2 Mill. Bürger das

lVitgliedsbuch einer Partei. Das entspricht einem Anteil von knapp 4 "/o der Bevöl-

kerung im wahlberechtigten Aller. Die Partei mit der grÖßten Mitgliedschatt isl die
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SPD. Bei ihrer Wiedergründung nach dem Krieg knüptte sie an ihre bis ins
19. Jahrhundert zurückreichende Tradition als Arbeiterpartei an. Mit der Verab.
schiedung des Godesberger Programms 1959 vollzog sie die Öffnung zur Volks-
partei. lhre Nrilgliederzahll stieg von rund 71 1 000 im Jahr 1946 auf etwa 928 OOO

l/itte 1991. 1976 erreichte sie mit 1022000 ihren bisher höchsten Stand. Der
Anleil der Frauen in der SPD erhöhte sich von 15 % im Jahr der Wiedergründung
bis aul 27,2"/" Mitte 1991. lm früheren Bundesgebiet war der Frauenanteit mit
27,4 "/" um knapp 7 "/" höher als in den neuen Bundesländern. Unter den rund
28 000 Mitgliedern in den neuen Ländern einschl. Berlin (Ost) betrug der Frau€n-
anteil20,9 %.

lm Unterschied zur katholischen Zentrumspartei der Weimarer Zeit wenden sich
die nach dem Krieg n€u gegründeten Unionsparleien - CDU und CSU - an Wähler
beider christlicher Konf€ssionen. Sie betrachten ihre Gründung als Antlvort auf die
verhängnisvolle Zerrissenheit der Demokraten in der Weimarer Republik. Die CDU
besitzt keinen bayerischen Landesverband, während die CSU nur in Bayern
vertreten isl. lm Bundestag bilden beide Parteien ein€ gemeinsame FraKion, Die
Mitgliederzahll der CDU beliel sich Ende 1991 auf rund 756500, davon 25,6 %
Frauen. 199'1 stammten '111200 Mitglieder aus den neuen Ländern. Der Frauen-
anteil war mit 39,7 % wesentlich höher als in den alten Ländern (23,2 öÄ). B,ei det
CSU stieg die Mitgliederzahlr von 69 000 im Jahr 1946 auf 185 000 End€ 1990. Der
Anteil der weiblichen Parteimitglieder lag zuletzl bei 15,4 %.

Die ebenlalls nach dem Krieg neugegründeie F.D.P. will als liberale Part€i beson-
ders die Freiheit des einzelnen Bürgers in allen Lebensbereichen slärk€n. Das
liberale irlanifest von '1985 geht von einem umfassenden Fr€ihaitsbegritf aus. Die
F.D.P. will eine Versöhnung von moderner Marktwirlschalt und 6iner otf€nen und
veränderungsbereiten gesellschattlichen Kullur. Obwohl sich die l\,litgliederzahl
s€il 1988 durch den Mitgliederzuwachs im Beitrittsgebiet mehr als verdoppelt hat,
besitzt sie im Vergleich zu ihrer politischen Bedeutung als Koalitionspartner in
zahlreichen Bundes- und Landesregierungen mit rund 151000 Parteimitgliedernr
Ende 1991 eine relativ schmale Mitgliederbasis. Der Frauenanteil in der F.D.P. lag
zulelzt bei 29 "/".

Die mitgliederstärkste Partei in der ehemaligen DDR war die Staatspanei SED, die
'1988 nach eigenen Angaben 2,3 Nrill. Mitglieder zählte. Nach der politischen

,,Wende" im Herbst 1989 reduzierle sich die Mitgliederzahl der SEO-Nachfolgepar-
tei PDS auf rund 180000 Ende 1991 in Gasamtdeutschland, wie aus Presseberich-
ten hervorgeht.

Seit Mitte der siebziger Jahre engagiert sich eine zunehmende Zahl von Bürgern
auß6rhalb der etablierten Parteien in ,,8ürgerinitiativen'. Sie richlen sich vielfach
gegen politische Maßnahmen von lokaler oder regionaler Bedeutung, die als
umwellschädigend betrachtel werden, z. B. Kernkraftwerke, Autobahnausbau,
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Flughafenerweiterung u.ä. Aus dieser Bewegung sind inzwischen ,,grüne" Par-
teien mit über den Umweltschutz hinausgehenden politischen Programmen hervor-
gegangen, Die GRÜNEN haben sich vor der Europawahl 1979 bundesweit als

,,sonstige Politische Vereinigung (SPV) DIE GEÜNEN" zusammengeschlossen,
ehe sie sich 1980 als Partei auf Bundesebene konstituienen. lhre Mitgliederzahll

lag im Dezember 1990 bei 41 800, etwa ein Drittel der lvlitglieder vvaren Frauen.
Rund 5 % der Mitglieder stellten die Landesverbände aus den neuen Bundeslän-
dern.

7.3 Engagement in Berufsverbänden

7-3.1 Das Recht aul Vereinigungsfreiheit

lVit der Freiheit der Meinungsäußerung eng verbunden ist das verfassungsmäßig
verbürgte Grundrecht der Vereinigungsfreiheit. Alle Deutschen haben danach das
Flecht. sich in Vereinen und Gesellschaften zusammenz!schließen. Ausdrücklich
gewährleistet isl auch für jedermann und alle Berufe das Recht, zur Wahrung und

Förderung der Arbeits- und Wirtschattsbedingungen Vereinigungen zu bilden,
Diese Koalitionsireiheit hat zur Gründung einer Vielzahl von Wirtschaftsorganisa-
tionen und Berulsverbänden gef ührt.

Von besonderer Bedeutung sind die großen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervereini-
gungen, die sogenannten Tarifparlner, die im Rahmen der verfassungsmäßig
garantierten Tarilautonomie Venräge über Arbeitsentgelte und -bedingungen

abschließen. lhre Verhandlungserg€bnisse beeinflussen sowohl das Wirtschafts-
geschehen insgesamt als auch die Lebensverhältnisse und Einkommenssituation
des einzelnen Erwerbstätigen.

7,3.2 Gewerkschaften im früheren Bundesgebiet

Die Gewerkschaften in der Bundesrepublik Deutschland haben die in der Weima-
rer Zeit vorherrschende Zersplitterung in Einzel- und Richtungsgewerkschatten
überwunden. Sie sind sogenannte Einheitsgewerkschaften, in denen Arbeitnehmer
aller Parteien und Konfessionen zusammenarbeiten. Es gibt daher in der Bundes-

republik Deutschland im Vergleich zu anderen westlichen Ländern nur wenige,

aber mitgliederstarke Gewerkschaftsorganisationen. Die größte ist der Deutsche

Gewerkschaflsbund (DGB) mit rund 7,9 Mill. Nritgliedern. Er setzt sich '1990 aus 16
Einzelgewerkschaften zusammen. die nach dem Prinzip der lndustriegewerkschalt
aulgebaut sind, d. h. in ihnen sind Arbeiter und Angestellte eines lndustriezweiges
unabhängig von ihrem Beruf zusammengeschlossen.

Die 9rößten Einzelgewerkschatten des DGB sind die lG Metall mit mehr als 2,7 Mill.

und die ÖTV mit rund 1.3 Nrill. lvitgliedern.
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Tab. 6: Deutscher Gewerkschaftsbund (DGB)
Stand: Ende 1990

Einzelgewerkschaften [4itglieder

1 000

Anteilder
Frauen

'/"

Bau, Steine. Erden
Bargbau und Energie
Chemie, Papier. Keramik
Eisenbahner Deutschlands
Erziehung und Wissenschatt
Gart€nbau, Land- und Forstwirtschalt
Handel, Banken und Versicherungen
Holz und Kunslstotl
Leder
iredien
lvletall
Nahrung, Genuß, Gaststänen
Ötfentliche Dienste, Transport und Verkehr (ÖTV)
Polizei
Deutsche Postgewerkschaft
Textil- Bekleidung

DGB

463

312
.t 89
44

404
153
185
43

275
1 252

'163

479
250

7 938

I
2

20
10
55
17

t5
27
40
16
35
34
10
34

24

Quel e Deulscher Gewerkschafisbund

Neben den DGB-Gewerkschaften sind als weitere milglied€rstarke ArbeilnehmeF
organisalionen die Deutsche Angestelltengewerkschatt (OAG) mit knapp 600000
Mitgliedern und der Deutsche Beamtenbund (DBB) mit rund 800000 t\4itgliedern zu
nennen. lm Christlichen Gewerkschaftsbund (CGB) sind etwa 3'10000 Arbeitneh-
mer organisiert.

lnsgesamt waren Ende 1990 im früheren Bundesgebiet etwa 9,6 Mill. Arbeitneh-
mer gewerkschattlich organisiert. Setzl man diese Zahl mit der entsprechenden
Gesamtzahl der abhängigen Erwerbstätigen (April 1990: 26,2 Mill.) in Eeziehung,

Tab. 7: Mitglieder ausgewählter Arbeitnehmerorganisationen

Gewerkschaft 't951 1960 1970 1980 1990

1 000

Deutscher Gewerkschaft sbund
Deutsche Angestelllengewerkschaft
Deutscher Beamtenbund

912
344
234

6 379
450
650

7 883
495
821

76 713
461
721

938

7S9

Quetre: An9ab6n der b61refl enden Organisalionen.
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ergibt sich ein Organisationsgrad aller Arbeitnehmer der Bundesrepublik Deutsch-
land von 37 o/o. Die Vergleichszahl für 1960lautet ebenfalls 37 o/..

Die weiblichen Gewerkschaftsmitglieder konnten ihren Anteil.an der gesamten
Mitgliederzahl im Laufe der Zeit leicht erhöhen. Beim DGB belief er sich 1990 auf
24 "/", bei dü DAG auf 49% und beim DBB auf gut 28 o/ö. Die weiblichen
Arbeitnehmer sind damit in den Gewerkschaftsorganisationen deutlich unterreprä-
sentiert. lm Vergleich zu einem Anteil an der Gesamtzahl der abhängigen Erwerbs-
täligen von fast 41 % im Jahr 1990 stellen sie nur etwa ein Fünftel der Gewerk-
schattsmitglieder. lhr Organisationsgrad liegt bei 23 9i,; das bedeutet, daß gegen-
wärtig etwa jede vierte abhängig erwerbstätige Frau einer Gewerkschaft angehört.

7.3.3 Arbeitgeberverbände

Den Vereinigungen der Arbeitnehmer entsprechen im Bahmen der Koalitionsfrei-
heil die Arbeitgeberverbände als lnteressenvertretungen der Arbeitgeber. ln der
Bundesrepublik Deutschland gibt es mehrere hunded teils fachlich, teils regional
gegliederte Aüeitgeberverbände. Der Organisationsgrad der Arbeitgeber ist
außerordentlich hoch. Die gemeinsame Dachorganisation tür alle Wirtschafts-
zweige - Landwirtschaft, Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe, Handwerk, Han-
del und Verkehr, Banken und Versicherungen - ist die Bundesvereinigung der

@
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Deutschen Arbeitgeberverbände (BOA). Sie venritt die Unternehmer in ihrer Funk-
tion als Arbeitgeber, d. h. als Verhandlungspartner der Gewerkschaflen. Alle übri-
gen lnteressen - zum Beispiel wirlschafts- und steueFolitischer Art - werden von
anderen Verbänden wahrgenommen, beispielsweise dem Bundesverband der
Deutschen lndustrie (BDl), der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzelhandels
und den Fachorganisationen des Handwerks.

7.3.4 Mitbestimmung

Neben dem Kampl um die materielle Absicherung der Arbeitnehmer und der
allgemeinen Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen ist es seit langem
ein erklärtes Ziel der Gewerkschaften, die l/itbestimmung im Betrieb zu verwirkli-
chen. Oer erste Schritt in diese Richtung erfolgte durch das Betriebsrätegesetz von
1920, das die Möglichkeit schul, in allen Betrieben gewählte Arbeitnehmervertre-
tungen einzurichten.

Heute gibt es in der Bundesrepublik Oeutschland unterschiedliche Formen der
Mitbestimmung, jeweils abhängig von Unternehmensgröße, Rechtsform und Wirt-
schaftszweig.

Am weitesten entwickelt sind die Mitbestimmungsrechle der Arbeitnehmer in den
Großbetrieben des Bergbaus und der Eisen- und Stahlerzeugung mit über'l 000
Beschäftigten, die unterdas Montan-Mitbestimmungsgesetz von 1951 fallen. Nach
diesem Gesetz wird der Aufsichtsrat je zur Hältte von Vertretern der Kapitalgeber
und der Arbeitnehmer besetzt; beide Seiten einigen sich dann auf ein weiteres
neutrales Mitglied. Dem Vorstand muß ein Arbeitsdirektor als vollberechtigtes
Mitglied angehören, d€r nicht gegen die Stimmen der Arbeitnehmervertreter im
Aufsichtsrat gewählt werden kann.

Für die Großunternehmen mit mehr als 2000 B6schäftigt€n der übrigen lndustrie
gilt das allgemeine [ritbestimmungsgesetz von 1976. Auch nach di€sem G€setz
setzt sich der Aufsichtsrat zu gleichen Teilen aus Vertretern der Kapitalgeber und
Arbeitnehmer zusammen. Bei Slimmengleichheit gibt iedoch dia Stimm€ des
Vorsitzenden, der nicht gegen den Willen der Kapitalgeber gewählt werden kann,
den Ausschlag. Außerdem muß ein Arbeitnehmervertreter der Gruppe der,,leiten-
den Angestellten" angehören.

Bei kleinen und mittleren Kapilalgesellschaften (Aktaengesellschaften bis 2000
Beschättigte und Unternehmen bestimmter anderer Rechtsformen mit 500 bis
2 000 Beschättigten) erfolgt die Mitbestimmung auf der Grundlage des Betriebsver-
fassungsgesetzes nach der sogenannten Drittelbeleiligung, d,h, ein Drittel der
Aufsichtsratsmitglieder besteht aus gewähllen Arbeitnehmervenretern. Ahnliche
Regelungen bestehen bei einem Großteil der Unternehmen im öffentlich-rechtli-
chen Bereich (Sparkassen, Landesbanken, Eigenbetriebe).

ln den übrigen Unternehmen besitzen die Arbeitnehmer keinen institutionalisierten
Einfluß auf die wirtschaftliche Unternehmensführung. Sie haben jedoch - abgese-
hen von Kleinbetrieben unter fünf Beschäftigten - nach dem Betriebsverfassungs-
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Mitbestimmung
in Unternehmen

B€lriab3v€rf63aun9s-
gall€tr von 1952
in AG KGaA ml bis zu

501-2000 Beschaltgten

Mitbestimmunga.
ge3€tt von 1976

eGmbH ! berg€chlliche.

uber 20OO Bes.häh glen

mitbeslimmungB_
geBet von 1951
rn AG, GmbH, bBrqrechll

über l@o Bes.häf] olen

E sen- und Slahlindust ie

@
O En.h schmdrverlalr cmb*

gesetz das Recht, einen Betriebsrat zu wählen. der l,4itsprache- und Mitwirkungs-
rechte in sozialen und personellen Angelegenheiten hal.

Nach Untersuchungen des DGB wurden 1990 im früheren Bundesgebiet in rund
33000 Betrieben fast 184000 Betriebsratsmitglieder gewählt. Von den Mandaten
entlielen mehr als drei Viertel (76,3 %) auf die Einzelgewerkschaflen im DGB, ein
Fünftel (20,6 %) auf Nichtorganisierte und der Rest auf DAG (2,6 %) und andere
Organisationen (0,5%). Der Anteil der Angestellten an der Gesamtzahl der
Betriebsratsmitglieder belief sich auf 38,6%, der Frauenanteil auf 23,5 o/o. Die

durchschnittliche Wahlbeteiligung betrug 1 990 78,9'l..

Für die 6,8 Mill. Beamten, Angestellten und Arbeiter des öffentlichen Dienstes im

vereinten Deutschland ('1991) regeln die Personalvertretungsgesetze des Bundes
und der Länder die Mitbestimmung in den Dienststellen. Das Mitbestimmungsor-
gan im öflentlichen Dienst ist der Personalral; seine Aufgaben und Befugnisse
erstrecken sich analog zu den Fegelungen in der Wirtschatt auf soziale und
personelle Angelegenheiten.

7,3.5 Arbeitskämpfe

Wenn sich bei Tarifverhandlungen Arbeilnehmer- und Arbeitgeberseite nicht einr
gen können und di€ Schlichtungsbemühungen eines unparteiischen Dritten schei-

187

I Kspitaleigner



tern, stellt sich die Frage des Arbeitskamp,es. Falls sich bei einer Uräbstimmung
unter den beteiligten Gewerkschaftsmitgliedern eine Dreiviertelmehrheit für Streik-
maßnahmen ausspricht, wird der Aussland erklärt. Die Arbeitgeber können mit
dem Kamplmattel der Aussperrung operieren, das ist die vorüberg6h€nde W€ige-
rung, alle oder einen Teil der Belegschaft zu beschättigen und Lohn bzw. Gehalt zu
zahlen.

ln der Bundesrepublik Deutschland wird im Vergleich zu anderen Ländem wenig
gestreikt. Während der vergangenen zwei Jahrzehnte waren die hetligsten Arbeils-
kämpfe 1971 und '1978 mit ieweils über 4 Mill. ausgelallenen Arbeitstagen sowie
1984 mit 5,6 Mill. ausgelallenen Arbeitstagen zu verzeichnen. ln den übrigen
Jahren lag die Zahl der verlorenen Arbeitstage weit darunter. Auf die meisten
größeren Streiks reagierten die Arbeitgeber mit Aussperrungen, durch die teilweise
noch weitere Arbeitnehmer in den Arbeitskampf einbezogen wurden.

Abb. 4: Durch Arbeitskämpfe verlorene Arbeitstage im früheren Bundesgebiet
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7.4 Teilnahme am religiösen Leben

7.4.1 Kirche und Staat

Das Verhältnis zwischen Staat und Religionsqemeinschatten wurde bereits in der

Weimarer Reichsverfassung von 1919 in umfassender Weise geregelt. Ein Teil der

Weimarer Kirchenarlikel ist als Bestandteil des Grundgesetzes für die Bundesrepu-

blik Deutschland übernommen worden. Danach besteht in der Bundesrepublik

Deutschland keine Staatskirche. Die aus den Grundrechtsgarantien folgende

Freiheit der Vereinigung zu Religionsgemeinschaften ist gewährleistet, und jede

Fleligionsgemeinschafl oldnet und verwaltel ihre Angelegenheiten selbständig.

Dennoch bestehen auch heute noch enge Bindungen zwischen Kirche und Staat,

und die Kirchen genießen weitgehende Rechle, zum Beispiel das Flecht, Steuern

von ihren Mitgliedern zu erheben, oder das Recht der Einllußnahme auf die

Besetzung theologischer Lehrstühle an slaatlichen Universitäten.

7.4.2 Beligionszugehörigkeit

Die Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland (hier noch nach dem Gebiets-

stand vor dem 3. Oktober 1990) gehört überwiegend den christlichen Kirchen an,

und zwar zu ungelähr gleichen Teilen der katholischen und der evangelischen

Glaubensrichtung. Eine kleine Minderheit bekennt sich zu anderen christlichen

Gemeinschaften, zum Beispiel zur Evangelisch-Methodistischen Kirche, zum Bund

Tab.8: Verteilung der Konfessionen in den alten Bundesländernl

Bundesländer Anteil der Angehörigen der

evangelischenKirche2 katholischenKirche

an der Gesamtbevölkerung in %

Schleswig-Holstein
Hamburg
Niedersachsen
Bremen
Nordrhein-Westf alen
Hessen
Rheinland-Pfalz
Baden-Württemberg
Bayern
Saarland
Berlin (West)

50,2
65,2
61.0

51 ,7

40,7
23,9
21 ,7
48,3

6.2
8,6

19,6
10,0
49,4
30,4

45,3

72,7
12,8
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Evangelisch-Freikirchlicher Gemeinden (Baplisten), zur Altkatholaschen Xirche, zur
Gesellschaft der Freunde (Ouäker) und zur Heilsarmee.

Der Anteil der kalholischen Bevölkerung ist im Süden des früheren Bundesgebie-
tes überdurchschnittlich hoch, insbesonder€ im Saarland, in Bayern und in Rhein-
land-Plalz. lm Norden überwiegt dagag8n d€r evangelische Volksteil.

Die Anzahl der im früheren Bundesgebiet lebenden Juden li€gt heute bei etwa
32000. Vor der Verlolgung durch die Nationalsozialisten war€n im Deutschen
Reich 1933 etwa 503000 Juden ansässig. Die größten jüdischen Gemeinden
befinden sich in Berlin und Franklurt/M.

Durch den Zuzug von ausländischen Arbeitnehmern haben Fleligionsgemeinschaf-
ten an Bedeutung gewonnen, die früher kaum in Deutschland vertreten wareni so
z. B. die griechisch-orthodoxe Kirche und der lslam, der 1987 in der Bundesrepu-
blik Deutschland etwa 1,7 Mill, Anhänger hatte.

7.4,3 KatholischeKirchel

Am Jahresende 1989 lebten rund 26,7 Mill. Kalholiken im früheren Bundesgebiet.
lhr Anteil an der Bevölkerung betrug damit rund 43 %. Dieser Anteil ist seit 1950
nah€zu gleich groß geblieben. Die Katholikenzahl war von 1974 bis l988 rückläu-
fig, ist seit 1988 jedoch wieder steigend. Der Zuzug katholischer Ausländer - meist
Gastarb€iter und deren Familienangehörige - hatte bis dahin die rückläufigen
Taufzahlen und die zu Beginn der 70er Jahre steigende Zahl der Kirchenaustritle
(1970: 69000) mehr als kompensiert. 1989 lag die Zahl der Kirchenaustritle bei
s3010.

Die katholische Kirche im früheren Bundesgebiet ist in 22 Bistümer (5 Ezbistümer
und '17 Bistümer) geglieded. Die Zahl der Pfarreien und sonstig€r Seelsorgestellen
betrug 12436 (1989). ln der Plarrseelsorge waren 1979 rund'12200 Weltpriester
und Ordensgeistliche tätig, ein Pfarrseelsorger betreul im Durchschnitt 2200
Gläubige. Wegen akutem Priestermangel können jedoch nicht alle Kirchengemein-
den mit einem Priester besetzt werden. Weitere 7300 Priester waren in anderen
Arbeitsfeldern tätig.

Die Grundstrukturen des kirchlichen Lebens zeigt Tab.9, Die Teilnahme an den
sonntäglichen Eucharistiefeiern nahm zwischen '1960 und 1989 um 5,8 Mill.
Besucher oder um fast 49% ab, 1989 besuchten durchschnittlich 23 "/" allet
Katholiken die Sonntagsmesse. An Feiertagen oder an den Hochfesten der Kirche
nehmen weit mehr an den Eucharistiefeiern teil.

Der groß€ Rückgang bei den kirchlichen Trauungen und Taulen gegenüber 1960
muß im Zusammenhang mil der starken Abnahme der standesamtlichen Ehe-
schließungen und der Lebendg€borenen gesehen werden (vgl. Kap. '1). Gleichwohl

1 Angaben: 56kßtariatd€r D6utsch€n Bischojskonl€renz - Reterai Sräiis1ik. Bonn.
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Tab.9: Katholische Kirche im früheren Bundesgebiet

Jahr Katholiken Taufen Trauungen Kkchliche Teilnahme an der
Beerdigungen sonntäglichen

Eucharistiefeier

1 000

1960
1970
1980
1985
1987
198S

24 710
27 192
26 720
26 308
26 306
26746

262
296
288
286
274
241

473
370
254
254
274
242

214
164

113
114
113

11 895
10 159
7 769
6 800
6 430
6 092

sind die Bereitschaft zur katholischen Eheschließung und insbesondere die Bereit-

schafl zur katholischen Taufe nach wie vor weit verbreitet. Nahezu alle verstorbe-
nen Katholiken werden auch heute noch kirchlich beerdigt.

7.4.4 Evangelische Kirchel

Die Evangelische Kirche in Deutschland (EKD) umfaßte Ende 1989 25,1 [/]ill.

Mitgliederl dies entspricht einem Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 40 91,

und einem solchen an der deutschen Bevölkerung von rund 44%. Bei der
Volkszählung im Jahre 1950 lagen diese Anteile noch bei jeweils rund 51 %.

Tab, 10: Evangelische Kirche im früheren Bundesgebiet

Jahr Milglieder Taufen Trauungen Bestaltungen Abendmahlsgäste

1 000

1963
1970
1980
1987
't s89

28 796
2A 480
26 104
25 413

204
156

94

101

369
347
324
321

7 727
6 813
I 056
I 669
s 319

Anlang 1989 waren in den 17 Gliedkirchen der EKD mehr als 18000 Pfarrer im
akliven Dienst tätig, darunter 12,7 o/" Planetinnefl. lm Gemeindedienst standen

mehr als '12900 Ptarrer Auf einen Gemeindeplarrer entlielen damit im Durch-

schnitt rund '1 900 Kirchenmitglieder, im Jahre '1954 waren es noch durchschnittlich
knapp 2500.

1 angab€n d€r Evang€lischen Krhe . D€ulschand, Hannover. Ohno evangelsche Fr€ k Ehen
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Auch die evangelischen Kirchen hatten seit Matte der 60er Jahre vornehmlich
aufgrund der Bückgänge der Geburten und der standesamtlichen Eheschließun-
gen Abnahmen bei der Anzahl der Taufen und Trauungen zu verzeichnen. lm
Jahre 1989 kamen auf 100 lebendgeborene Kinder mit einem oder zwei evangeli-
schen Elternteilen 78 evangelische Kindtaufen (1963: 77). Hierbei ist zu berück-
sichtigen, daß ein Vergleich von Taufen und Geburten durch die sogenannten
,,Spättaufen", d.h. Taufen von Kindern im Alter von ein bis dreizehn Jahren,
beeinträchtigt wird. lhr Anteil an der Gesamtzahl der evangelischen Kindtaufen
erreichte '1989 tund 12o/o. Die Anzahl d€r Trauungen ging bei den evangelischen
Kirchen deutlich stärker zurück als in der katholischen Kirche: Während sich im
Jahr 1963 von 100 Paaren mit einem oder zwei evangelischen Partnern 62 nach
vollzogener slandesamtlicher Eheschließung evangelisch trauen ließen, waren es
1989 nur noch 45. Die Aussage dieses Vergleichs wird durch die Wiederverheira-
tungen Geschiedener eingeschränkt. lhr Ant€al an der Anzahl der Eheschließungen
stieO bis 1989 aul 28,7 "/" an. Geschiedene werden seltener kirchlich getraut als
Personen, die erstmals heiraten. Rund g'1 % aller evangelischen Gemeindeglieder
wurden nach dem Tod von einem evangelischen Pfarrer zur lelzten Ruhe geleitet.

lm Jahre 1989 wurden im Durchschnitl von drei Zählsonntag€n 1,3 Mill, Gottes-
dienslbesucher gezählt, das waren 5 7. der evangelischen Kirchenmilglieder. lm
langfristigen Vergleich zeigt sich, daß der Gottesdienstbesuch von 1969 bis 1973
stark nachgelassen hat. Die weitere, sodann jedoch wesentlich schwächer ausge-
prägte Abnahme erklärt sich zu einem erheblichen Teil aus der infolge des
Geburtenrückgangs gesunkenen Teilnahme an den Kindergottesdiensten. 7,5 Mill.
Personen {30 % der evangelischen Christen) besuchten die Christvespern und
-metten am Heiligen Abend 1989. Die Beteiligung am Abendmahl hat von 1972 bis
1985 bedeulend zugenommeni 1989 wurden rund 9,3 Mill. Abendmahlsbet€iligun-
gen ermittelt.

Stärker als die katholische Kirche ist die evang€lische Kirche von Kirchenaustritten
betroffen. Sle erreichten 1970 und 1974 ihre HöhepunKe, waren bis 1979 rückläu-
lig, verharren aber - insgesamt ges€hen - auf einem verhältnismäßig hohen Stand
('1989 rund 148000 Austritte und über 41 000 Aulnahmen, Übedrine und Wieder
aufnahmen).

7.4.5 Zur Situation der Kirche in der ehemaligen DDRt

ln der ehemaligen DDFI galt die strikte Trennung von Kirche und Staat, die immer
konsequenler durchgesetzt wurde. So wurde in den 50er Jahren ein Teil der
kirchlichen Bechle wie die staatliche Hilfe beim Kirchensteuereinzug und däs
Flecht der Kirche, Religionsunterricht in Schulräumen zu erleilen, durch Verwal-
tungsakte beseitigl. Dennoch meldeten sich die Kirchen in kulturell€n und gesell-

I Angab€n der Kslholischen Krche der Bs iner BischoiskonlerBnz be, d6s Bundes dor Evang€lisch€n Ki.che. in
dff OOR. v6lt,reillichr ln: Gunnar WiikBr (Hrsq.) Sonarreport'90. Daien und Faklen 2u. soziar€n Lag€ in dar
DOF. Be in 1990. S.307112
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schattspolitischen Fragen immer wieder zu Wort. Ab Mitte der 80er Jahre sammel-
ten und formierten sich verstärkt gesellschaftskritische und oppositionelle Kräfte
unter dem Dach der Kirche.

Auf dem Gebiet der ehemaligen DDB war die katholische Kirche in sechs Jurisdik-
tionsbereiche, die evangelische Kirche in sieben Gliedkirchen und die sieben
jüdischen Gemeinden in zwei Landesverbände aufgeteilt. Traditionell waren die
Mitglieder der evangelischen Kirchen in der DDR am stärksten vertreten. Gleach-
zeitig hatten sie in den letzten 40 Jahren die größten Verluste an Mitgliedern
aufzuweisen. So sank der Anteil der Protestanten an der Gesamtbevölkerung von
80,4 % im Jahr 1950 aul etwa 30 7o im Jahr '1989. Der Anteil der Katholiken stieg
zwar nach '1945 durch den Zuzug von Umsiedlern, betrug jedoch 1950 lediglich
1 '1 7" an der Gesamtbevölkerung. Zur Zeit der Wiedervereinigung waren 6,1 7o der
DDB-Bevölkerung katholisch, Überdurchschnittlich hoch ist der Anteil der katholi-
schen Bevölkerung im Thüringer Raum, während der Anteil im Norden besonders
niedrig ist.

Tab. 11: Die Situation der Kirchen 1989 auf dem Gebiet der ehem. DDB

[4itglieder Taufen Trauungen Bestattungen

Katholische Kirche
Evangelische Kirchel

s2l 000
4 080 000

6 600
27 64A2

2 558
6 5402

10 808
67 4662

1 Oie Angaben slammon t€ilw. aus den Jahren 1 986, 1 987 und 1 988
2 Ohie Thürnlen (Aigab€n leg€n nrchtvor).

Nur noch schätzungsweise 10% der Neugeborenen in der ehemaligen DDR

wurden Ende der achtziger Jahre in einer christlichen Kirche getauft. Dabeiwaren
hinsichtlich räumlich-terriiorialer Gesichtspunkte erhebliche Unterschiede festzu-
stellen. So wurde in Neubaugebieten der Anteil der getautten Neugeborenen auf
nu r noch 3 7o in evangelischen Kirchen und ca. 2 d/o n der katholischen Kirche
veranschlagt.

Diese Zahlen geben jedoch kein vollständiges Bild des krrchlichen Engagements
wieder, da es gerade in den 80er Jahren zahlreiche Christenlehre- und Junge
Gemeinde-Gruppen gab, in denen über die Hälfte der Teilnehmer nicht getault war.
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8 Gesundheit

8.1 GesundheitszustandderBevölkerung

Gesundheit wird von der Weltgesundheitsorganisation (WHO) der Vereinten Natio-
nen deriniert als ,,Zustand eines vollkommenen körperlichen, geistigen und sozia-
len Wohlbefindens und nicht allein das Fehlen von Krankheilen und Gebrechen'.
ln diesem umfassenden Anspruch läßt sich der Tatbesland aus der amtlich€n
Statistik nicht quantitizieren. So gibt es in der Bundesrepublik Deulschland keine

Statistik, die über alle Krankheiten der gesamten Bevölkerung berichtet. Dennoch
lass€n sich einige allgemeine Feststellungen zum Krankheitsgescheh6n und
Gesundheitszustand und damit über ein wichtiges Stück ,,Lebensqualität" tretlen.

Angaben über die gesundheitliche Situalion in d€r Bundesrepublik Deutschland
fallen u.a. aus den Mikrozensuserhebung€n an. Die derzeit aktuellsten verfügba-
ren Ergebnisse stammen aus dem Makrozensus 1989. Damals wurde eine Auswahl
von 0,5 7o der Bevölkerung im früheren Bundesgebiet danach befragt, ob sie sich
am Befragungstag oder in den vier Wochen davor in ihrem Gesundheitszustand
so beeinträchtigt fühlt€, daß sie ihre übliche Beschäftigung (Berulstätigkeit, Haus-
arbeit, Schulbesuch usw.) nicht voll ausführen konnte. GegenÜber frÜheren Erhe-
bungen wurde jedoch die Art der Erkrankung bzw. Unrallverletzung nicht mehr
erlragt. Die Ergebnisse einer so angelegten Befragung sind von subjektiven
Vorstellungen nicht lreir Ob ein Befragter krank ist oder nicht, hängt weitgehend
von seiner persönlichen Einschälzung ab. Allerdings sind es gerade diese per-

sönlichen Einschätzungen (und nicht obiektive Krilerien), die einen ,,Zustand
eines vollkommenen körperlichen, geistigen und sozialen wohlb€findens" erfaß-
bar machen.

Von der amtlichen Slatistik der ehemaligen DDFi wurden keine vergleichbaren
Berragungen durchgelührt. Angaben der dort lebenden Menschen über den sub-
jektiv empfundenen Gesundheitszustand liegen daher tÜr 1989 nicht vor,

Die Beteiligung der Bevölkerung an der 1989 im früheren Bundesgebiet durchge-
führten Erhebung liegt deutlich über der anderer fr€iwilliger Erhebungen, so daß im
vorliegenden Fall die hochgerechneten Ergebnisse die gesundheitliche Situation
der Bevölkerung besonders gut abbilden.

lm April 1989 bezeichneten sich 6,7 Mill. Personen als krank und 0,8 Mill. Personen
als unfallverletzt, d. h. insgesamt 7,5 Mill. Personen oder rund 13,6 % der Bevölke-
rung litten unter einer gesundheitlichen Beeinträchtigung. Bei den Frauen war der
Anteil der kranken und unfallverletzten Personen mil 14,4 % höher als bei den
Männern (12,8 %). Die Frauen waren auch wegen des größeren Anteils ällerer
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Tab. 1 : Kranke und unfallverletzte Personen im April '1989

im früheren Bundesgebiet

Darunter
Personen mit
Angaben über

ihre
Gesundheit

1 000

Kranke Unlallverletzte

1 000

in o/" der
Personen

mit Angaben

in o/. der
Personen

mit Angaben'1 000

lnsgesaml
Männlich
Weiblich

55 037
26 714
28 322

6 687
2 932

12,1

11,0
786
442
304

1,4
1,8
't 

,1

Personen mit 13,3% etwas stärker von Krankheit betroffen als die Männer
(1 1,0 %). Bei den Unlallverletzungen lag der Anteil der Männer mit 1 ,8 % höher als
der Anteil der Frauen (1,1 7.).

Krankheilen bzw. Unfallverletzungen wurden für die Erwerbstätigen in geringerem
Maße als für die Gesamtbevölkerung festgestellt. Das ist größtenteils damit zu
erklären, daß die Berufstätigkeit vorwiegend vor dem 65. Lebensjahr beendet wird.
Möglicherweise schätzen sich Erwerbslätige, verglichBn mit dem Durchschnitt der
Bevölkerung, auch seltener als krank ein. Von 25 Mill. Erwerbstätigen hatten sich
1,5 Mill. Männer und 950000 Frauen als krank bzw. unfallverletzt bezeichnet; das
waren'10,'1 9o (Gesamtbevölkerung 13,6 %).

Tab, 2: Arbeitsunfähigkeit der Mitglieder der gesetzlichen
Krankenversicherungr und der Sozialversicherung des FDG82

Jahr Gebiet Arbeitsunfähigkeitsfälle Arbeitsunfähigkeitstage

männlich weiblich männlich weiblich

je 100 Mitglieder je Arbeitsunfähigkeitsfall

't 970

1980

198s

1989

96,7
129,A

92,6
132,0

108,6

17.6
16,2

16.7
15,3

15,6

17,6
17,7

15,5
15,8

14,5

Früheres Bundesgebiet
Gebiet der ehem. DDR

Früheres Bundesgebiet
Gebiet der ehem DDB

Früheres Bundesgebiel
Gebiel der ehem. DDR

Früheres Bundesgebiet
Gebiet der ehem. DDB

86,5 19,2 19,889,0

103,2
121,8

93,0
123,9

109.2

1 Pll chtmilgliedar lnd 116 will q Ve6rchert€ oh.e F6nl.er und ohne Studenlen
2 Nach Oon-Bocht (bis einschl. 198S) galten Unläle b€i sogenannter ,ge$lls.han ch6r Tärigker'alch als

Aöoilsunlälle und lag€r durchschnittich bei€twa 18o/a deranq6z6iqt€n Unfäll€ und Erk.a.kunqen
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Rund 1,7 Mill. oder zwei Drittel aller kranken und unfallverletzten Erwerbstätigen
gaben an, arbeitsunlähig gewesen zu sein. Bezogen auf die Zahl der Erwerbstäti-
gen ergab sich damit ein ,,Krankensland" von 6,8 %, und zwar für die Männer von
7,1 % und lür die Frauen von 6,4 70.

Ein auf Unterlagen der Krankenkassen in den alt€n Bundesländern bzw. Unterla-
gen der Sozialversicherung des Freien Deutschen Gewerkschattsbundes (FDGB)
beruhender Vergleich der Angaben über Arbeitsunfähigkeit in beiden Gebieten läßt

folgendes erkennen: Bezogen aut je 100 versicherte Mitglieder lag die Zahl der
Arb€ilsunfähigkeitsfälle in der ehemaligen DDR bei Männern und Frauen höher als
im lrüher€n Bundesgebiet. Darüber hinaus versäumten die Frauen, die in der
ehemaligen DDFI einen Arbeitsunfall erlitten, je Untall im Durchschnitt mehr
Arb€itstage als ihra Kolleginnen in den alten Bundesländern. Die Arbeitsfähigkeit
der Männer in der ehemaligen DDB war dagegen durchschnittlich einen Tag lniher
wiederhergestellt als im lrüheren Bundesgebiet.

8.1.1 Nleldepllichtige Krankheiten und AIDS

Da beim lvlikrozensus 1989 - wie bei der vorausgegangenen Erhebung - di6 Art
der Erkrankung nicht mehr erlragt wurde, können an dieser Stelle nur Angaben
über meldeptlichtige Krankheiten und AIDS gemacht werden.

Die meldepllichtigen lnfektionskrankheiten, wie Tuberkulose, Kinderlähmung, Pok-
ken u.ä., sind zahlenmäßig von untergeordneter Bedeutung. Sie werden aber von
den Gesundheitsämtern besonders sorgfältig beobachtet, um eine Ausbreitung
rechtzeitig erkennen und entsprechende Gegenmaßnahmen ergreifen zu können.

lm längerfristigen Vergleich spiegeln sich die Erfolge,, ider, die beider Seuchenbe-
kämplung errungen werden konnten. Einige einstmals gefürchtete lnfektionskrank-
heiten, wie Diphterie und Kinderlähmung, treten heute nur noch ganz vereinzelt
auf. Auch die Zahl der Tuberkulosekranken ist im früheren Bundesgebiet und in der
ehemaligen DDR seit langem kontinuierlich rückläufig, Aul '100000 Einwohner
entfielen 1960 noch 129 Personen, di6 an dieser Krankheit litten (früheres Bundes-
gebiel 127 Tuberkulosekranke; ehemalige DDR: 136). 1989 lag die entspre-
chende Vergleichszahl bei 20 (trüheres Bundesgebiei: 20i ehemalige DDR| 17).

Absolul bedeutet dies eine Verminderung der Neuerkrankungen von 93 700 auI
15400. lm früheren Bundesgebiet sank die Zahl von 70300 auf '12600, in der
ehemahgen DDR von 23400 aui2800.

Ebenfalls rückläufig ist die Gesamtzahl der Geschlechtskranken. Zwischen 1975
und 1989 sank sie von rund 117'100 um fast drei Vierlel auf 32 200. ln den alten
Bundesländern wurden 1989 mit 8 740 Erkrankten knapp 90 o/o weniger Personen
gemeldet, die an €iner Geschlechtskrankheit litten; in der ehemaligen DDR waren
es mit 23 456 etwa 40 7o weniger als 1975. Bezogen auf 100000 Einwohner grng

die Zahl der Geschlechtskranken insgesamt von 149 im Jahr 1975 auf 4'l im Jahr
1989 zurück. Di€ Zitfer sank im früheren Bundesgebiet von 125 auf 14 Erkrankte, in
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Abb. 1: Entwicklung ausgewählter meldepf lichtiger Krankheiten
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der ehemaligen DDR von 236 auf 141. ln diesem Bereich ist im früheren Bundes-
gebiet allerdings eine Dunkelziffer unbekannter GrÖßenordnung einzukalkulieren.

An der Anfang der 80er Jahre erstmals beobachteten lmmunschwächekrankh€it

AIDS waren nach Aufzeichnungen des Bundesgesundheitsamtes von Anlang
1982 bis Ende Juli 199'1 6708 Personen in beiden Gebieten erkrankt. Betrotlen

waren 6181 Männer und 527 Frauen. Fast alle AIDS-Fälle (6675) wurden dabei

aus dem lrüheren Bundesgebiet gemeldet. Bei 3328 Personen hatte AIDS bereits

zum Tode geführt. Weltweit nennt die Weltgesundheitsorganisation (WHO) bis
Ende Oktober '1991 eine Gesamtzahl von 418403 registrierten Erkrankungen;

schätzungsweise 65 o/o der A|Ds-Virusträger leben ihren Angaben zufolge in

Entwicklungsländern. Die tatsächlichen Zahlen dürften vermutlich wegen einer
relaliv großen Zahl nicht erlaßter Erkrankungen deullich höher sein.

8.1.2 Arbeitsunlälle und Berufskrankheiten
'1989 wurden der g€setzlichen Unfallversicherung in den alten Bund€sländern und
der Bundesanstalt für Arbeitsschutz in der ehemaligen DDFI insgesamt 2,2 Mill.
Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten angezeigt. 1,8 Mill. ArbBitsunfälle und
Berufskrankheiten traten im früh€ren Bundesgebiet auf, 0,3 Mill. in der ehemaligen
DDR. Hierbei ist allerdings zu berücksichligen, daß nach DDR-Recht - atso bis
einschl. 1989 - auch Unfälle bei ,,gesellschattlicher Tätigkeit" als Aöeitsunlä e
galten. Sie umfaßten durchschnittlich €twa 18olo der in der ehemaligen DDF
angezeigten Unfälle und Berufskrankheiten.

Fünf von sechs insgesamt angezeigten Fällen konnten als ,,echte" Arbeitsunlälle
(ohne Unfälle auf dem Weg nach und von der Arbeitsstätte sowie ohne Berufs-

Tab. 3: Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten

Jahr Gebiet Angezeigte Unfälle und Erkrankungen in 1 000

insgesamt darunter

"echte' Arbeitsunfälle
ohne Wegeunfälle

mil
Todesfolge

'1970 Deutschland
Früheres Bundesgebiet
Gebiet der ehem. DDR

1980 Deutschland
Früheres Bundesgebiet
Gebiet der ehem. DDR

1989 Deutschland
Früheres Bundesgebiel
Gebiel der ehem. DDR

3 100

426

2 542
2 158

384

2 154
't 830

2 726
2 392

335

2 169
1917

252
1 798
1 602

196

7,4
6,3
't 

,1

4,8
4,0
0,8

3,1

2,6
0,6
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krankheiten) bezeichnet werden. Allerdings lag der Anteil ,,echter" Arbeitsunfälle in

den alten Bundesländern (87,6%) deutlich höher als in der ehemaligen DDR
(60,4 %). lnsgesamt war somit etlva jeder 17. Erwerbstätige von einem Arbeitsun-
fall betroffen. ln den alten Bundesländern war es sogar jeder 15. Erwerbstätige.
Weitaus günstiger stellt sich die Zahl der auf Erwerbstätige bezogenen Arbeitsun-
lälle in der ehemaligen DDH dar: ,,nur" einer von dreißig Erwerbstätigen erlitt einen
Arbeitsunfall.

Gegenüber 1970 hat sich die Zahl der angezeiglen Unlälle insgesamt um 31 7.
verringert. Der Rückgang im lrüheren Bundesgebiet (32 %) war höher als in der

Tab. 4: Berulskrankheiten 1989

Berufskrankheiten Gebiet Entschädigte
Erkrankungen

insge- dar. erst
samt malig

lm Laufe
des Jahres
angezeigte

Fälle

DurchchemischeEinwir- Deuischland
kungenverursachte FrüheresBundesgeb.
Krankheiten Gebiet d. ehem. DDR

Durch physikalische Deutschland
Einwirkungenverursachle FrüheresBundesgeb.
Krankheiten Gebietd. ehem. DDR

darunter: Deutschland
Lärmschwerhörigkeit Früheres Bundesgeb.

Gebietd. ehem. DDB

Durchlnfektionserreger Deutschland
oderParasitenverursachte FrüheresBundesgeb.
Krankheiten sowie Gebiet d. ehem. DDB
Tropenkrankheiten

Erkrankungen der Atemwege Deulschland
und der Lungen, des Früheres Bundesgeb.
Rippenfells und Bauchlells Gebiet d. ehem. DDR

darunler: Deutschland
ErkrankungendurchStäube FrüheresBundesgeb.

Gebiet d. ehem. DDR

Haulkrankheiten Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebietd. ehem. DDR

Sonstige Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

lnsgesaml Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

1 349
1 295

54

40 356
39 203

1 153

26 250
901

7 346
6 484

e62

26 357
24 736

1621
20 869
20 215

654

10 298
I972
I 326

778
97

681

86 484
80 787

5 697

143
117

2 585
1 604

981
2074
1 185

889

386
280
106

2 462
1 714

748
1 0s3

879
214

I 015
670
345

549
15

534

7 140
4 400
2740

2 800
2 670

130

17 969
16 04'l

1 928
11 890
10 147
1743
3 668
2 754

910

13 900
12 469

1431
5 267

605

20 026
14372

1 654

3 330

1 173

61 693
54 467

7 226

199



ehemaligen DDB (24 %). Noch stärker rückläufig ist die Zahl der Arb€ilsunrälle und
Berufskrankheiten, die einen tödlichen Ausgang nehmen (58./o). lm lrüheren
Bundesgebiet verringerten sie sich seit 1970 um 59 %, in der ehemaligen DOB um
49 o/o. Hierbei dürften sich die verstärkten Bemühungen zur Unfallv€rhütung aus-
wirken.

Betrachtet man die Ursachen von Berufskrankh€iten im früheren Bundesgebiet
und in der sh€malagen DDR, so spielen durch Stäube hervorgerufene Erkrankun-
gen der Atemwege und Lungen sowie die Lärmschwerhörigkeit eine wichtige Rolle.
Autlällig ist di€ Diskrepanz zwischen angezeigten Fällen und tatsächlich entschä-
digten Erkrankungen, insbesondere im trüheren Bundesgebiet. Hier wurden 1989
bei den Hautkrankheiten und den durch chemische Einwirkungen verursachten
Krankheiten - gemessen an den angezeiglen Fällen - nur rund 4 o/. erstmalig
entschädigl. B€i di€sen Erkrankungen übertral die Zahl der '/vährend des Jahres
angezeigten Fäll6 sogar beiweitem die Zahlder insgesamt entschädigten Erkran-
kungen.

Obgleich auch in der ehemaligen DDB 1989 bea w€item nicht alle angezeigten
Fälle von Berufskrankheiten tatsächlich enlschädigt wurden, lag die ,,Anerken-
nungsquote", d. h. der Anteil der erstmals entschädigten Fäll€ an den angezeigten
Fällen, bei allen Berufskrankheiten deutlich höher als in den alten Bundesländern,
So wurden bei den Hautkrankheiten und den durch chemische Einwirkungen
hervorgerufenen Krankheiten jeweils ein Fünttel d€r 1989 angezeigten Fälle auch
erstmals entschädigl. Bei den Erkrankungen der Atemwege und der Lungen, des
Rippenfells und des Bauchlells sowie den durch physikalische Einwirkungen
verursachten Krankheiten (einschl. Lärmschwerhörigkeit).war €s sogar m€hr als
die Hälfte der angezeigten Fälle. Die Zahl der im Laufe des Jahr€s 1989 wegen
Berutskrankheit angezeigten Fälle lag - mil Ausnahme der Erkrankungen der
Atemwege und der Lungen, des Rippenfells und des Bauchfells - bei allen
Berulskrankheilen deutlich über der Zahl der insgesamt entschädigten Erkran-
kungen.

8.1.3 Todesursachen

lmmer weniger Krankheiten nehmen haute ein€n lödlich€n Ausgang. Di€s ist ein6r
der wichtigsten Gründe für die erheblichen Veränderungen in der Bedeutung der
einzelnen Todesursachen. Die Sterbelälle an infektiösen und parasitären Krank-
heiten konnten im Westen und im Osten Deutschlands stark eingedämmt werden
und hatten 1989 nur noch einen Anteil von O.7o/o an allen Sterbefällen. Dafür
haben andere Ursachen an Gewicht gewonnen. Dies äußert sich u.a. in einer
Konzentralion der Sterbefälle auf wenige Todesursachen,

Gut die Hälfie aller Todesfälle im früheren Bundesgebiet und in der ehemaligen
DDFI war im Jahr 1989 allein au, Krankheiten des Kreislaufsystems zurückzufüh-
ren. Jeder fünfle Kreislauftote slarb an akutem H€rzinfarkt. Während jedoch der
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Kreislauftod in der ehemaligen DDR weitaus häufiger auttrat als in den alten
Bundesländern (ehemalige DDR: 57 % aller Sterbefällei früheres Bundesgebiet:
49 %), erlag in der ehemaligen DDR nur einer von dreizehn Kreislauttoten einem
Herzinfarkt: in den alten Bundesländern war es fast jeder fünfte. Bösartige Neubil-
dungen hatten einen Anleil von rund 23 % (früheres Bundesgebiet: 24 %; ehema-
lige DDR: 17 %). Davon entfiel im Osten wie im Westen allein ein Sechstel auf
Krebs der Atmungsorgane.

Fast 5% der Sterbelälle insgesamt wurden 1989 durch Unfälle und sonstige

Gewalteinwirkungen verursacht. Bezogen auf 100000 Einwohner slarben 56 Men-

schen auf ,,unnatürliche" Weise. Die Sterbezitler lag im lrühBren Bundesgebiet bei

52 Getöteten je 100000 Einwohner, in der ehemaligen DDR bei 73. Jeweils '12

Menschen von looooo Einwohnern wurden 1989 Opfervon Krattfahrzeugunlällen.

Mehr als zwei Drittel der Opler waren in beiden Gebieten Männer. Unfälie durch

Sturz forderten - bezogen auf 100 000 Einwohner - insgesamt 14 Menschenleben.

Diese Sterbezitfer lag im trüheren Bundesgebiet (13) niedriger als in der ehemali-
qen DDR (18). l\,lehr als drei Viertel aller tödlich verlaufenden Vergittungsfälle

traten in der ehemaligen DDFI aul. Dort starben 4 lvlänner und Frauen je 100000
Einwohner infolge einer Vergiftung. ln der Bundesrepublik kam dieser Todesursa-

che dagegen eine vergleichsweise geringe Bedeutung zu.

'1989 schieden 18 von 100 000 Einwohnern des Gesamtgebietes freiwillig aus dem

Leben. ln den alten Bundesländern lag die Suizidzitfer bei 17, in der ehemaligen

DDR waren sogar 26 Suizide le 100000 Eanwohner zu beklagen. Jeweils zwei

Dritlel der Opfer waren Männer.

Medikamenten- und Drogenabhängigkeit führt€ in 641 Fällen zum Tode. Die
Sterbefälle traten fast ausschließlich in den alten Bundesländern aul (früheres

Bundesgebiet: 621 Gestorbenei ehemalige DDR: 20). Bei den Gestorbenen han-

delt es sich hier überwiegend um junge l/enscheni 56 % wurden nicht älter als 30
Jahre. Die in der ehemaligen DDR an Medikamenten- und Drogenabhängigkeit
Gestorbenen hatten dagegen alle bereits das 35. Lebensjahr überschritten.

Durch Alkoholabhängigkeit fanden '1989 rund 4450 Personen, 3149 im früheren
Bundesgebiet und 1 298 in der ehemaligen DDR, den Tod. Bezogen auf 100 000
Einwohner wurden damit allein 6 Sterbefälle durch Alkoholabusus verursacht.
Diese Sterbezilfer lag in der ehemaligen DDFI (8) höher als im lrÜheren Bundesge-
biet (5). 86 % von ihnen waren älter als 40 Jahre. ln den alten Bundesländern
waren es 87 o/o, in der ehemaligen DDFi 83 %.

Ein besonders wichtiges lndiz für den erreichlen medizinischen Standard ist die

Säuglings- und Müttersterblichkeit, Auf diesem Gebaet konnten im früheren Bun-

desgebiet und in der ehemaligen DDB erhebliche Fortschritte erzielt werden. Die

Säuglingssterblichkeit ist in den lelzten Jahren kontinuierlich zurückgegangen.
1989 starben noch 7 Säuglinge je 1000 Lebendgeborene (früheres Bundesge-

biet: 7; ehemalige DDR: 8) gegenüber 35 (früheres Bundesgebiet: 34; ehemalige
DDB: 39) im Jahre 1960.
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Abb. 2: Todesursachen 1989
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An Komplikationen der Schwang€rschatt, bei d6r Entbindung und im Wochenbett
sind 1960 1317 Mütter gestorben; 1030 Mütter lebten im lrüheren Bundesgebiet
und 287 in derehemaligen DDR. 1989 waren 60 Müttersterbelälle zu beklaqen;36
in den allen Bundesländern und 24 in derehemaligen DDB. Je '100000 Lebendge-
borene belief sich die Zahl der gestorbenen Mütter im Jahr 1960 aul '104 (früheres
Bundesgebiet: 106; ehemalige DDFI: 98). 1989 verstarben je '100 000 Lebendgebo-
rene 7 Mütler (5 in den alten Bundesländern, 12 in der ehemaligen DDR).

8.2 MedizinischeVersorgung

8.2.'l Personal imGesundheitswesen

Für die Behandlung der Krankheiten ist eine quantitativ ausreichende und qualitativ

hochwertige medizinische Versorgung besonders bedeutsam. Die medizinische
Versorgung hal sich in den letzten Jahren ständig verbessert. Die Zahlder Arzte ist
im Vergleich zu 1970 insgesamt um 80 7ö angestiegen. Der Zuwachs betrug in den
alten Bundesländern 89 o/o, an d€r ehemaligen DOR 47 4/o. Flein rechnerisch ent-
fielen 1989 auf j€den berufstätigen Ara 346 Einwohnsr gegenüber 6'15 im Jahr
1970. Ein Arzt im früh€ren Bundesgebiet hatte 1989 333 Einwohner zu betreuen;
1970 waren es noch 612 gewesen. ln der ehemaligen DDFI entfiel jeweils eine
größere Einwohnerzahl auf einen Arzt (19701 626 Einwohner; '1989: 409). Die
Anzahl der Zahnärzte hat sich seit 1970 um rund 37 % erhöht. Der Anstieg in der
ehemaligen DDR (63'/") lag mehr als doppelt so hoch wie im früheren Bundesge-
biet (31 "/.). lm Jahr 1970 hatte ein Zahnarzt noch durchschnitllich 2027 Patienten
zu betreuen, 1989 kamen auf einen Zahnarzt nur noch'1 498 Patienten. Die

Patientenzahl je Zahnarzt ging in den allen Bundesländ€rn im gleichen zeitraum
von 1957 auf 1536 zurück. Aufgrund des überdurchschnittlichen Zuwachses der
Zahnärzte in der ehemaligen DDFI verbesserte sich der zahnärztliche Versor
gungsgrad dort sogar von 2321 Patienten je Zahnaet 1970 auf 1 368 Patienten im

Jahr 1989. Bei diesen Zahlen ist jedoch zu beachten, daß viele Arzte in der
ehemaligen DDR in der Verwaltung und in der Planungsbürokratie tätig waren.

Tab. 5: Arztedichte

Arzledichte Gebiet 1970 1S80 '1985 1988 1989

Einwohnerje
Arzt

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDB

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

3S1

379
439

1 598
1 656
1 4't5

360
349
407

1 498

1 315

452
442
494

1 825
1 855
1 724

346

409

498
536
368

Einwohner je
Zahnatzt

203

615

626

2 027
1 957
2 321



Von den 229065 berufstätigen Arzten waren '1989 rund 34 % als praktische Arzle
tätig. ln den alten Bundesländern lag der Anteil bei knapp 42 %, in der ehemaligen
DDR - aulgrund anderer Zulassungsregelungen - bei nur elwa 17.. lnsgesamt
12 7" arbeitelen als Arzte für lnnere lvledizin. 1 1 "ä als Arzte tür Allgemeinmedizin
und 6 % als Chirurgen; jsweils knapp 5 90 der Ärzte praktiziert€n als Kinderärzle
und als Frauenärzle sowie knapp 4 o/o als Arzte tür Nerv€nheilkunde, N6urologie
und Psychiatrie. Dia übrigen rund 133100 Arzte (58 o/.) teilten sich aul weitere 15
Fachgebaete auf. Ein€n Überblick über die Verleilung der Arzt€ nach den genann-
ten Fachgebietsbezeichnungen in den allen Bundesländern und in der ehemalig€n
DDB gibt Tabelle 6.

33 % aller Arzte übten ihren Beruf in freier Praxis aus, 46 7" arbeiteten in einem
Krankenhaus, und 21 % waren hauptberuflich bei Behörden, ötlentlich-rechtlichen
Körperschaften, in Ambulatorien oder in der lnduslrie beschäftigl. ln freier Praxis
tätige Arzte gab es fast ausschließlich im früheren Bundesgebiet. Fast 40 "/. der
Arzte waren hier diesem Tätiqkeitsbereich zuzuordnen, ln der ehemaligen DDB
war es nur 1 o/o der Arzte. Dies ist yor allem auf die Unterschiede in der Struktur der
ambulanten Versorgung beider Gebiete zurückzuführen. Hauptträger der ambulan-
ten ärztlichen Versorgung in der ehemaligen DDR waren Polikliniken und Ambula-
torien, beides medizinische Zentren, die aus mehreren Fachabteilungen bestan-
den. ln den alten Bundesländern nahmen insbesondere die in freier Praxis tätigen
Arzte die ambulante Versorgung der Bevölkerung yvahr. Auch der Anteilder Arzte.
die in einem Krankenhaus arbeiteten, lag in den alten Bundesländern (49 "/.)
deutlich über dem Anteil in der ehemaligen DDR (34 %). Mehr als die Hältte (58 %)
aller Arzte in der ehemaligen DDR nahm ihre Betreuungsaufgaben hingegen in
Polikliniken (Ambulatorien) wahr, medizinischen Einrichtungen, die es in dieser
Form im früheren Bundesgebiet nicht gab.

'1970 waren in den alten und neuen Bundesländern zusammengenommen insge-
samt noch 41 % der Arzte freiberuflich, jedoch ,,nur" 39 7o an Krankenhäusern und
20 % bei Behörden, ölfentlich-rechllichen Körperschatten, in Ambulatorien und in
der lnduslrie tälig. lm früheren Bundesgebiet arbeitete 1970 noch mehr als die
Hälfte der Arzte in freier Praxis, aber nur 39 o/o in einem Krankenhaus. ln der
ehemaligen DDFI besaßen dagegen 1970 sowohl die freiberullichen Äele (7 %)
als auch die in einem Krankenhaus beschättrgten Arzte t38';) anteilsmäßig ein€
größere Bedeutung als '1989. Allerdings war nur gut ein Drittel der Arzte in
Ambulatorien tätig. Die Zahl der Arzte in Krankenhäusern ist demzufolge seit 1970
wesentlich stärker gestiegen (früheres Bundesgebiet: + 53800; ehemalige DOB:
+ 3100) als die Anzahl der Arzte in freier Praxis (früheres Bundesgebiet: + 23 3OO;

ehemaljge DDF: - 1500).

Von allen Arzten waren knapp 33 7" Frauen; bei den FachärAen lag der Anteil bei
rund 30 %. lm früheren Bundesgebiet war etwas mehr als jeder viene NA (2A "k)
eine Frau; der Anteil weiblicher Fachärzte lag mit 20 7" ebenfalls niedriger. Um So
mehr fälll der mit jeweils 54 7. überdurchschnittlich hohe Frauenanteil bei den
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Tab. 6: Arzte nach Fachgebietsbezeichnungen 1989

Fachgebietsbezeichnung Früheres
Bundesgebiel

Gebiet der
ehem. DDR

männlich we blich männlich weiblich

Arzte

Arzte mit Fachgebielsbezeichnung
Allgemeinmedizin
Anästhesiologie
Arbeilsmedizin
Augenheilkunde
Chirurgie
dar.: Kinderchirurgie

Unfallchirurgie
Frauenheilkunde und Geburtshilfe
Hals-, Nasen-, Ohrenheilkunde
Haut- und Geschlechtskrankheiten
lnnere Medizin
Kinderheilkunde
Kinder- und Jugendpsychiatrie
Laboratoriumsmedizin
Lungen- und Bronchialheilkunde
l\rund-, Kieler, Gesichtschirurgie
Nervenheilkunde,

Neurologie und Psychiatrie
Neurochirurgie
Orthopädie
Pathologie
Pharmakologie und Toxikologie
Badiologie
Urologie
Sonslige Fachgebietsbezeichnung

Azte ohne Fachgebielsbezeichnung

AEte im Praktikum

135 443

80 226
12 408
4157

850

8 283
120

1 615
7 170
2 688
1 586

18 't 58
3 816

240

494
463

4 970
408

4 011
608
234

2 585
2 446
1 193

49 6771

5 540

20 281
2 695
2 788

319
't 't 56

1 832
443
944

2 419
200
149

15

1 885
27

217
113

15
545

40
421

28 8611

3 640

18 980

187471
3 383

741
368
332

3 244
111

1 273
506
314

3 134
1124

21 860

21 6211
6 070

457
553
s28
736

1 565
626
635

3 011
3 133

46
105

26

52
105

6

802
50

683
348

77

559
060

940
't'l

101

61
484
96

1 289

239

I Einschl. Arae in weit€Dldlnq

Arzten und Fachärzten in der ehemaligen DDR aut. Mehr Arztinnen als Arzte gab

es insgesamt im Bereich Kinderheilkunde. ln der ehemaligen DDR lag ihr Anteil

sogar bei 74 o/o (früheres Bundesgebiet: 39%). Überdurchschnittlich viele Arz'
tinnen gab es auch in den Bereichen Haut- und Geschlechtskrankheiten (45 %)
und Anästhesiologie (42 o/o). ln beiden Bereichen lag der Frauenanteil in der
ehemaligen DDR (67 % bzw. 52 ok) ebenfalls höher als in den alten Bundeslän-
dern (37% bzw. 40 "Ä). Dagegen ist in der Frauenheilkunde und Geburtshilfe
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Tab. 7: Berulstälige im Gesundheitswesen
in I 000

Ausgewählte Berufe
des Gesundheitswesens

Gebiet Jahresende

1970 1980 1989

Arzte

Zahnätzle

Apotheker

ln Krankenhäus€rn tälige
Ptlegepersonen
insgesamtl

darunter:
Krankenschwestern/
-pfleger

Krankenpf legehelfer/innen

Säuglings- und Kinder-
pflegerinnen

Pllegepersonen in
Ausbildung

Hebammenr

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiel d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deulschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem, DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem, DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d ehem DDFI

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet d. ehem. DDR

175,2 241,7

'126,9

38,5
3l,2

23,8
20,9

173,3
139,4

33,S

42,9

9,7

32,2
24,7

3,5

224,4
188,2

40,1

52,8
40,8
12,0

39,2

4,O

411,4
345,3
66,2

309,2
260,2

49,0

40,0
28,7
11,3

36,3
3'1,1

1,1

0,9
0,2

Kind€rkrankenschw€stern/
-pfleger

106,7

14,1

20,3

2,4

182,8

23,2

*:

2.0

52,0 70,9 71,2

8,4
s,6 5,0 6,0

2,4

lvledizinisch'technische
Assistentlnn/en ,3,4 12,4 A,7
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nicht einmal jeder vierte Arzt eine Frau. Dies ist auf den geringen Anteil der
Frauen in der Frauenheilkunde und Geburtshilfe im früheren Bundesgebiet
(20 "/") zurückzutühren. ln der ehemaligen DDR war jeder zweile Arzt in diesem
Bereich eine Frau.

Angaben über das Personal in Krankenpflege und Geburtshilfe sowie das medizi-
nisch-technische Personal liegen für die allen Bundesländer seit 1985 nur noch lür
den Bereach der Krankenhäuser vor. Vergleichbare Angaben für das Gebiet der
ehemaligen DDR stehen derzeit nur für die staatlichen Einrichtungen zur Verlü-
gung.

Die Zahl der insgesamt ln den Krankenhäusern berufstätigen Personen hat sich
gegenüber 1970 um 53 o/o auf 1048400 im Jahr 1989 erhöht. Darunter waren
39 o/. als Krankenpflegepersonen tätig, knapp 1 % entfielen auf Hebammen und

6 % auf medizinisch-technisches Personal.

Das Krankenhauspersonal in den alten Bundesländern ist im gleichen zeitraum um
60% aul 878000 Personen gesliegen, in der ehemaligen DDR um 22% auf
170400. Der Anteil der Krankenpflegepersonen und Hebammen war in beiden
Gebieten jeweils in etwa gleich hoch. Als medizinischlechnisches Personal waren
im früheren Bundesgebiet 6 % der im Krankenhaus Beschäftigten zu bezeichnen,
in der ehemaligen DDR 7 o/o.

8.2.2 Krankenhäuser

Ende 1989 gab es im Bundesgebiel und in der ehemalgen DDF zusammen 3585
Krank€nhäuser mit insgesamt rund 833000 Belten, 3046 Krankenhäuser mit rund

670000 aetten lagen im küheren Bundesgebiet, 539 mit rund 163000 Betten auf

dem Gebiet der ehemaligen DDR. Die Zahl der Krankenhäuser entwickelte sich
sowohl in der ehemaligen DDR als auch im früheren Bundesgebiet rückläufig. Ein

Vergleich zu '1970 zeigt - zumindest lür das frühere Bundesgebiet - eine Tendenz

zum größeren Krankenhaus: Die durchschnittliche Bettenzahl pro Krankenhaus

slieg haer von 190 im Jahr 1970 aul 220 im Jahr 1989. Ein Krankenhaus in der
ehemaligen DDR verlügte dagegen mit durchschnittlich 303 Betten 1989 sogar um

ein Bett weniger als '1970.

ln den Krankenanstalten wurden 1989 15,9 Mill. Patienten stationär behandelt,
'13,4 Mill. in den alten Bundesländern und 2,5 Mill. in der ehemaligen DDB, lhre

durchschnittliche Verweildauer betrug 16 Tage (hüheres Bundesgebiet; 16 Tagei

ehemalige DDR: 17 Tage). lm Vergleich zu 1970 bedeulet dies, daß mehr Kranke
aufgenommen wurden, die Patienten aber kürzere Zeit im Krankenhaus zubringen
mußlen. Für diese Entwicklung waren mehrere Gründe maßgebend, deren Bedeu'
tung sich schwer abschätzen läßt. Die höhere Anzahl älterer Menschen mit
enlsprechend größerer Krankheitsanfälligkeit hat ebenso eine Rolle gespielt wie

die zunehmende Neigung, auch weniger schwerwiegende Krankheilen im Kran-
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Tab.8: Krankenhäuser, Betten, Kranke und Verweildauer

Jahr Gebiet Kranken-
häuser

Planmäßige
Bettenr

Durch-
schnittliche

Verweildauer

Slationär
behandelte

Kranke2

Anzahl 1 000 t\ri . Tage

1970

1980

1985

1989

4 213

3 234
549

3 098
537

3 585
3 046

539

11,7
9,3

't 4,0
11,6

14,7

2,6

15,9
13.4

24,6

19,6

19.1

18,1
18,0
18,4

16,4
16,2
17,3

Deulschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet der ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesqeb.
Gebiet der ehem. ODR

Deutschland
Früheres Bund€sgeb.
Gebiet der ehem. DDR

Deutschland
Früheres Bundesgeb.
Gebiet der ehem. DDFI

873,3
683,3
190,0

879,6
707,7
171,9

843,9
674,7
'i 69,1

833,1
669,8
r63,3

1 Fdh€res Bundesg6bier: bis 1 98-4 nur dänmäßi$ Ben€n
2 Gebi€l derBh6m. DDR B€handungslälo.

kenhaus behandeln zu lassen oder die Bemühungen, durch eine Verkürzung des
Krankenhausaufenthaltes die Kosten zu dämpfen. Darüber hinaus dürfte auch der
medizinische Fortschritt zu kürzeren Behandlungszeiten geführt haben.

8.3 Gesundheitsvorsorge

8.3.1 Früherkennung

Gemessen an früheren Jahren sind die Heilungsaussichten für eine Vielzahl von
Krankheiten ungleich günstiger geworden. Hierzu hab€n sowohl die Erfolge bei der
rechtzeitigen Diagnose als auch die Fortschritte in der medizinischen Behandlung
beigetragen. lm Rahmen des Programms zur Früherkennung von Krankheiten sind
vor allem die entsprechenden Untersuchungen bei Kleinkindern ein wichtiges
Mittel, um gravierende Gesundheitsschäden zu vermeiden. Dasselbe Ziel haben
sich die Vorsorgeuntersuchungen zur Früherkennung von Krebskrankheiten
ges€lzt. Die im folgenden beschriebene lnanspruchnahme von Maßnahmen zur
Früherkennung beschränkt sich auf das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland
nach dem Sland bis zum 3.Oktob€r 1990. Für die ehemalige DDB liegen derzeit
keine entsprechenden Angaben vor.
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Obwohl die Vorsorgeuntersuchungen Teil des Leistungskatalogs der gesetzlichen

Krankenversich€rung sind, werden sie von den Berechtigten in den alten Bundes-

ländern nur zu einem relativ geringen Prozenlsatz in Anspruch genommen. So
nahmen 1989 von 100 berechtigten Männern nur 14 % an den Vorsorgeuntersu-

chungen teil. Von den Frauen, die Anspruch auf kostenlose Vorsorgeuntersuchun-
gen hatten, beteiligten sich 34 %.

Die Bereitschaft, Kleinkinder (bis zu einem Aller von vier Jahren) an Früherken-
nungsuntersuchungen teilnehmen zu lass€n, ist dagegen in den Jahren von '1972

bis 1989 beträchtlich gestiegen (von 54 ok aut 93 "k). Allerdings fällt die Teilnah-
mequote im Laufe des Vorsorgeprogramms deutlich ab. Während beispielsweise
mit je 99 % noch fast alle Säuglinge den Untersuchungen zwischen der vienen und

sechsten Lebenswoche und zwischen dem drittan und vierten Lebensmonat

unt€rzogen werden, liegl die Teilnahmequote bei der Unlersuchung im dritten bis

vierten Lebensjahr nur noch bei 78 %. 1989 ergaben 93 von '100 Untersuchungen
einen,,unauff älligan" Betund.

8.3.2 Lebensführung als Mittel der Gesundheitsvorsorge

Für die Verhütung von Krankheiten bzw, den günstigen Verlauf des Heilungspro-

zesses isl die persönliche Lebenslührung einer der enlscheidenden Einflußfakto-

r€n. Neben verschiedenen Anzeichen, die auf ein verbassertes Gesundheitsbe-
wußtsein hindeuten, gibt es eine Reihe alarmierender Erscheinungen, die eher

skeptisch stimmen. So ist sich im früheren Bundesgebiet - wie in anderen

lndustriestaaten - ein großer Teil der erwachsenen Bevölkerung offensichtlich

noch nicht der Bedeutung einzelner Nahrungs- und Genußmittel für ihre Gesund-

heit bewußt. Die Aufnahme von zu wenig Jod beispielsweise, einem essentiellen

Spurenelement für die Funktion der Schilddrüse, durch nicht richtig zusammenge-

seizte Nahrung begünsiigt die Vergrößerung der Schilddrüse (Kropf, Struma).
Nach Schätzungen von Medizinern leiden bereits 6 bis 8 Mill. Menschen in den

allen Bundesländern an einem Kropl.

Die letzte amtliche Erhebung zu diesem Themenbereich ,and im Rahmen des

Mikrozensus 1989 im früheren Bundesgebiet statt. lm Zusammenhang mit den
Fragen zur Vorsorge gegen Krankheitsrisiken wurde damals gefragt, ob iodiertes
Speisesa z bekannl ist und bei der Zubereitung der Speisen Verwendung findet.

Knapp die Hältte (48 %) d€r antwortenden Personen gab an, das für die Struma-
prophylaxe wichtige Jodsalz zu kennen und zu verwenden. Uber 15 Mill. Personen
(28 "/.) war dagegen Jodsalz oder dessen Bedeutung lür die Gesundheit noch

nichl bekannt. lnsbesondere ältere Leute verwenden selten Jodsalz (nur 37 % der
über 65jährigen). Bei Kindern lag der Anteil der Jodsalzverwender bei 55 %. Hier

dürften sich die gesundheitsbewußte Einstellung vieler Eltern und die Aufklärung

der Eltern durch Frauen- und Kinderärzte positiv auswirken. Gering ist hingegen

der geschlechtsspezifische Unlerschied: Männer gaben zu 47 7. an, Jodsalz zu
verwenden. bei den Frauen war es 1 7" mehr.
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Ein weiterer gesundheitlicher Risikofaktor ist der übermäßig€ Konsum von Genuß-
mitteln. insbesondere von Tabak und Alkoholika. lm Rahmen der Mikrozensusbe-
fragung des Jahres '1989 gaben 29 % der Bevölkerung (im Aller von zehn Jahren
und mehö an, Flaucher zu sein. lm Jahr 1978, als die gleichen Angaben zu den
Rauchgewohnheiten erhoben wurden, lag der Anteil der Haucher im früheren
Bundesgebiet noch bei knapp 31 %. Etwa jeder siebts B€lragte rauchte zwar nicht,

Tab. 9: Verbrauch ausgewählter Genußmittel im früheren Bundesgebiet
je Einwohner

Erzeugnis Einheit 1970 1980 1989

Zigaretten
Bier
Branntwein zu Trinkzwecken
Trinkwein

einschl. Schaumwein

Stück
Liter
Liter

1 943
141

3,0r

2 086
146

3,09

I 942
143

Liter 25,5 26,01

1 Weinwidschansjahr 1 989,€0.

hatte aber früher zur Zigarette oder sonstigen Tabakwaren gegriffen. Die Hältte der
Antwonenden hatte noch nie geraucht. Von den Hauchern waren fast zwei Drittel
Männer und ein Drittel Frauen. Der Anteil der Baucher hat bei den Männern - dem
traditionell häufiger rauchenden Teil der Bevölkerung - seit der letzten Betragung
1978 um 7 ok abgenommen. Der Anteil der Flaucharinnen hingegen nahm um 2 %
zu. ln der Altersklasse zlyischen 15 und 20 Jahren rauchten etwa 19 %, Elwa '16 

"/.
der Zigarettenraucher konsumierten regelmäßig mehr als 20 Zigaretten täglich.

Tab. 10: Rauchgewohnheiten der Bevölkerung
im früheren Bundesgebiet 1989
10 Jahre und älter

Rauchgewohnheiten männlich weiblich

o/a

Gegenwärtige Raucher
davon:

regelmäßig
gelegenllich

Frühere Baucher
Nichtraucher

31,3
5,0

21,2
63,7

17,3
4,0
9,6

78,7

36,3 21 ,4
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Über den Konsum und Mißbrauch von Genuß- und Flauschmitteln bei jungen
Menschen im Alter von '12 bis 24 Jahren in den allen Bundesländern liegen
Ergebnisse einer empirischen Unlersuchung des lnfratest-lnstituts aus dem Jahr
'1987 vor. Danach beträgt in dieser Altersgruppe der Anteil der exzessiven Rau-
cher, d. h. derjenigen, die zum Zeitpunkt der Befragung mehr als 20 Zigaretten pro

Tag rauchten, I7o. Zwei von drei exzessiven Flauchern sind zwischen 2'1 und 24
Jahren alt. Mit zunehmendem Aller steigt erwartungsgemäß der Anteil der Raucher
beibeiden Geschlechtern. Zwischen der Gruppe der 12- bis 14jährigen und der 15-

bis 17jährgen zeigt sich eine sprunghafte Zunahme der Flaucheranteile. lnsge-
samt sind 35 7, aller Jugendlichen zwischen 12 und 24 Jahren Raucher.

8.4 Schwangerschaftsabbrüche

Eine Besonderheit gibt es bei der Statistik der Schwangerschaftsabbrüche, da in
beiden Gebieten bislang unterschiedliches malerielles Recht gilt. Während im
früheren Bundesgabiet die lndikationsregelung nach §218 Skafgesetzbuch gültig

ist, werden in der ehemaligen DDFI Schwangerschattsabbrüche aulgrund der dort
vorläufig weiterbestehenden Fristenregelung vorgenommen.

Die im lolgenden dargestellten Ergebnisse müssen - insofern sie das frühera
Bundesgebiet bekeffen - in zweifacher Hinsicht mit Vorbehalt beurteilt werden.
Zum einen läßt noch immer eine Fleihe von Frauen die Schwangerschaft im

Ausland abbrechen (1986 etwa 7800 in den Niederlanden); zum anderen dürtte
die tatsächliche Zahl von Schwangerschaftsabbrüchen höher liegen, weil nicht
gemeldete und illegale Schwangerschaflsabbrüche im ln- und Ausland vorkom-
men, die in ihrer quantitativen Bedeutung schwer abzuschätzen sand. Die Zahl der
für die ehemalige DDB ausgewiesenen Schwangerschattsabbrüche dürfte hinge-

9en einer Totalerhebung entsprech€n.

lm Jahr '1990 wurden in den alten Bundesländern 78 808 Schwangerschaftsabbrü-
che gemeldet, das sind '10 % weniger als 1980, jedoch knapp 5 % mehr als im
Vorjahr. Aul '1 000 Lebend- und Totgeborene entfielen somit '108 Schwanger-
schattsabbrüche, 1980 waren es 141 und 1989 110. 89 o/o aller 1990 gemeldeten

Schwangerschaftsabbrüche wurden au,grund einer,,sonstigen schweren Notlage"
(nicht immer zutreffend mit ,,sozialer lndikation" bezeichnel) veranlaßt. Etwa jeder

14. Abbruch (7,3 %) war wegen einer ,,allgemein-medizinischen lndikation" vorge-
nommen worden,

lm Gebiet der ehemaligen DDFI wurden im Jahr 1989 73899 legale Schwanger-
schaftsabbrüche vorgenommen. Gegenüber 1980 ist ihre Zahl um 20 %, gegen-

über 1988 um knapp I % gesunken. Bezogen auf 1000 Lebend- und Totgeborene
wurden 370 Schwangerschatten abgebrochen. 1980 und 1988 entlielen ieweils
373 Schwangerschattsabbrüche auf 1 000 Lebend- und Totgeborene.
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Tab. 11: Schwangerschaftsabbrüche

Jahr Schwangerschattsabbrüche

Früheres
Bundesgebiet

Gebiet der ehem
DDR

tns-
gesamt

je 1 000 Lebend-
und Totgeborene

tns-
gesamt

je 1 000 Lebend-
und Tolgeborene

1980
1985
1986
1987
1988
1989
1990

87 702
83 538
84 274
88 540
83 784

78 808

141
142
134
137
123
110
108

92 103
so 254

a2 682
80 840
73 899

394
384
364

370

Jeweils mehr als die Hälfte der Schwangerschaftsabbrüche im trüheren Bundesge-
biet und in der ehemaligen DDR entfiel aul 18- bis 29jährige, gut ein Drittel auf 30-
bis 3gjährige Frauen, 7,7 7. der Frauen in den allen Bundesländern und 5,8 o/o der
Frauen in der ehemaligen DDR waren 40 Jahre und älter, 2,2 % bzw. 3,2 o/o waren
noch nicht 18 Jahre all. lvlit zunehmendem Alter der Frauen verlieren in den alten
Bundesländern dae Notlagenindikationen gegenüber den medizinischen Begrlin-
dung€n an Bedeutung.

Tab. 1 2: Schwangerschaftsabbrüche nach lndikationen
am lrüheren Bundesgebiet

Jahr Schwanger-
schatts-

abbrüche
insgesaml

Allgemein-
medi-

zinische

Psychia-
trische

Euge-
nische

Ethische
(krimino-
logische)

Sonstige

Notlage

lndikation

1980
1985
1986
1987
1S88
1989
1990

1,3
1,3
1,2
't,3
't,2

1,0

0,1
0.,
0,,|
0,'l
0,1

0,1

0,1

72,2
84.3
85,8
86,8
86,8
88,2
89,1

87 702
83 538
84274
88 540
83 784

78 808

20,1
11,1

9,0
8,S

7,8

8
6
5
4
3
9
I

2,
1,
1,

1,

1.

0,

0,



8.5 Schwerbehindefie

lm Gegensatz zu einer akuten Krankheit oder einer Unfallschädigung mit kurzer

Heilungsdauer bedeutet Behinderung eine Einschränkung der EnltaltungsmÖglich-
keiten ,ür längere Zeit, möglicherweise für das ganze Leben.

ln der Statistik werden seit '1985 nur noch die Schwerbehinderten ertaßt, das sind

Personen, denen ein Grad der Behinderung von 50% oder mehr zuerkannt

worden ist. Am 3'1. Dezember '1989 waren bei den Versorgungsämtern 5,3 Mill.

amtlich anerkannte Schwerbehinderte mit gültigem Ausweis registriert, das ent
sprach einem Anteil von rund I % der Bevölkerung im früheren Bundesgebiet.

Über die Hälfte dieses Personenkreises (53,9 7.)r,/varen Männer,

Die Gliederung der Behinderten nach Altersgruppen zeigt eine starke ,,Alterslastig-
keit". Behinderung kommt bei Personen im lortgeschrittenen Alter naturgemäß

häufiger vor als beijüngeren Menschen. Fast drei Viertel (74 o/o) der Schwerbehin-
derten waren 55 Jahre oder älter, der Anteil der unter 2siährigen war mit 3,9 %

relativ gering.

Tab. 13: Schwerbehinderte im früheren Bundesgebiet am 31 12. 1989

Schwer-
behinderte

lns-
gesaml

lm Alter von

25-54

. Jahren

55-64
65 und
mehrunter 25

1 000

lnsgesamt
l\,4ännlich

weiblich

5 310
2 863
2 447

22,0
23,8
1S,S

26,5
31,0
21,3

47,5
41,0
55,2

I
2
7

3.
4.
3,

Die weitaus meisten Behinderungen - nämlich 82,5 o/o der Fälle - waren krank-

heitsbedingt. Weitere 5,5"/. der Schwerbehinderten im früheren Bundesgebiel

hatten dauernde Schäden in Krieg, Wehrdienst oder Zivildienst erlitten, und in
4,21" det Fälle war die Behinderung angeboren. Bei 2,9 % wurde das Leiden

durch einen Unfall oder eine Berufskrankheit verursacht.

Häufigste Behinderungsart ist die Beeinträchtigung der Funktion von inneren

Organen oder Organsystemen mit einem Anteil von 35,'1 o/o. Darunter befanden

sich allein 1,1 Mill. Herz- und Kreislaufkranke, das sind 20,0 % aller Schwerbehin-

derten. Am zweithäufigsten waren die Fälle mit einer Funktionseinschränkung der

Wirbelsäule und des Rumpfes sowie einer Deformierung des Brustkorbes

(16,1 %). Bei 15,3 % der Schwerbehinderten lagen Funktionsein§chränkungen der

Gliedmaßen vor. Eine Querschnittlähmung. zerebrale StÖrung, geistig-seelische

Behinderung oder Suchtkrankheit wurde in 12,0'/. der Fälle diagnostiziert



Abb.3: Schwerbehinderte am 3'1. '12 1989
nach Art der schwersten Behinderung im früheren Bundesgebiet

8.6 Rehabilitationsmaßnahmen

1988 wurden in den alten Bundesländern von der gesetzlichen Kranken-, llnfall-
und Rentenversicherung, der Kriegsoplerversorgung und Kri€gsopferfürsorge, der
Bundesanstalt für Arbeit sowie der Sozialhilfe 1,46 [,lill. Ft€habilitationsmaß-
nahmen durchgefühn. Hierunter fallen alle Maßnahmen der Sozialleistungslräger,

Tab. 14: Rehabilitationsmaßnahmen im früheren Bundesgebiet '1988

Sonrlge und unge.ügend
bezeichnele Beh nderunq 9

Vedust oder Telve.lust

Funklionsm$hränhuno

Funklionseinschränkung
d.r Wirt€lsäuls

, und c!.gs Bumo,6.
/ oorm,erunö d6

/ 
Brusikoö€§ 16,1%

Beehträchttruno
ds Funkton

bzw, Organsyslernen 35,1 % Sp6ch- oder SprEhstörunq€n,
Täubhs, s€ilwBrnÖnokeit.

Glerchgewichlsslörunqen 5,6%

vsrlost siner Btust oder b€i,er
Bajste. Entsiellunq6n u. a.22%

5,
M

31
i .

Art der Maßnahme lnsgesamt Männlich Weiblich

l,redizinische
Flehabilitationsmaßnahmen

Berulsfördernde
Rehabilitationsmaßnahmen

MaRnahmen zur sozialen
Eingliederung

lnsgesamt

1 081 692

314 519

62 270

1 458 481

57,2

70,7

71,8

60,7

42,8

29,3

28,2

39,3
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die das Ziel verfolgen, Behinderungen entgegenzuwirken sowie Behinderten und

von Behinderung bedrohten Personen einen angemessenen Platz im Arbeitsleben

und in der Gesellschatl zu sichem.

Von den Rehabilitationsmaßnahmen des Jahres 1988 entfielen 74,2a/a aul medizi'
nisch€ und 2'1,6 % auf berufsfördernde Maßnahmen, 4,3 % dienlen der allgemei'
nen sozialen Eingliederung. Weil mehr als die Hälfte der Maßnahmen (60,7 %)
wurde von Männern in Anspruch genommen. lvledizinische Rehabilitationsmaß-
nahmen wurden hauptsächlich Menschen im lortgeschrittenen Lebensalter
gewährt: Beiden medizinischen Rehabilitanden waren 73,5 % 45 Jahre oder älter.

Anders verhält es sich bei den berufsfördernden lvlaßnahmen, die hauptsächlich
Rehabilitanden im jüngeren und mittleren Lebensalter zuteil werden; hier waren

85,6 % der Rehabilitanden zwischen 18 und 54 Jahre alt, wobei die Altersgruppe

der 18- bis unter 2sjährigen mit einem Anteil von 26,3 % besonders stark ins

Gewicht tällt, lvlaßnahmen zur sozialen Eingliederung wurden dagegen überwie'
gend älteren Menschen ab 55 Jahre (58,1 %), häufig aber auch den unter

2sjährigen (30,5 %) gewährt.

8.7 Ausgaben lür die Gesundheit

Zur Berechnung der Ausgaben für die Erhaltung und Wiederherstellung der

Gesundheit, für Krankheitsvorbeugung und zur Milderung von Krankheitsfolgen

werden u.a. Ergebnisse aus der Finanzstatistik, dem Sozialbudget' der Einkom-

mens- und Verbrauchsstichprobe in Verbindung mit den Volkswirtschaltlichen

Gesamtrechnungen, der gesetzlich€n Rentenversicherung sowie der Krankenver-

sicherungen zusammengetragen. (Diese Angaben unterscheidan sich damit von

denen d6s Sozialbudgets.) Darüber hinaus sind in den Berechnungen die Aufwen-

dungen der privaten Haushalte und der privaten Krankenversicherungen enthalten

sowie zusätzliche Ausgaben der ötfentlichen Haushalte wie etwa für Ausbildung

und Forschung im Gesundheitsbereich.

Von 1970 bis 1989 haben sich im lrüheren Bundesgebiet die Ausgaben für

Gesundheit von 70,6 Mrd. DM auf 276,8 Mrd. DN/ fast verviedacht. Je Einwohner

beliefen sich die gesamten Autwendungen 1970 aul 1164DM und 1989 auf
4 416 DM. Der Anteil der Ausgaben für Gesundheit (ohne Einkommensleistungen)

am Bruttosozialprodukt vergrößerte sich im gleichen Zeitraum von 6,4% auf

9,2 %.

Für den Leistungsbereich ,,Behandlun9" (ambulante und stationäre Behandlung

einschließlich Arzneien, Heil- und Hilfsmiltel, Zahnersatz) wurden 1989'164,0
i/rd. DM aufgewandt, das waren last 60 % aller Gesundheitsausgaben Gegen-

über 1970 war damit €in Zuwachs von 362 % zu verzeichnen. Dabei war der

Ausgabenanstieg im Bereich stationäre Behandlung (+ 413 %) besonders ausge-
prägt (vgl. dazu auch Kap.9.6).
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Auf Krankheitsfolgeleistungen, im wesentlichen Behabilitationsmaßnahmen, Ent-
geltfortzahlung sowie Berufs- und Erwerbsunfähigkeilsrenten, entfielen mit 77,0
Mrd. DlVl fast 28 o/o allü Ausgaben für die Gesundheit, Gegenüber 1970 ist in
diesem Bereich ein unterdurchschnittlicher Anstieg um 180 o/. festzustellen.

Abb.4: Ausgaben für Gesundheit nach Leistungsarten
im früheren Bundesgebiet
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Nahezu die Hälfte aller Ausgaben lür die Gesundheit (46,1 %) im früheren Bundes-
gebiet wurd6 1989 von der gesetzlichen Krankenversicherung getragen, '1970

gingen lediglich 35 o/o zu Lasten dieser Krankenkassen, Diese Verschiebung
spiegelt neben gesamtwirtschattlichen Faktoren wie der Preisentwicklung die



Tab. 15: Ausgaben für die Gesundheit im früheren Bundesgebiet 1989

Leistungsarl Mrd DM

Behandlung
darunter:

Stalionäre Behandlung
Ambulante Behandlung
Arzneien, Heil- und Hillsmiltel, Zahnersal2

Krankheitsf olgeleistungen
darunter:

l\,4aßnahmen zur Sicherung des Lebensunterhalts
bei Krankheit und lnvalidilät

Vorbeugende und betreuende l\,4aßnahmen
Ausbildung und Forschung
Nicht aufleilbare Ausgaben

lnsgesamt

164,0

60,3
50,0
46,2
77,0

17,9
5,4

12,5

276,8

21,8
18,1

16,7
27,8

23,9
6,5
2,0
4,5

100

Abb. 5: Anteile der Ausgabenträger an den Ausgaben für Gesundheit
im früheren Bundesgebiet
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Ausdehnung des Leistungsangebots und die Einbeziehung zuvor nicht versicherter
Personengruppen zu Beginn der 70er Jahre wider.

Die öflentlichen und privaten Arbeitgeber tragen die zweitgrößte Last mil 46,9
Mrd. OM, also 16,9 7o der Gesamtautwendungen für Gesundheit. 1970 waren von
ihnen noch 24,5 % der Ausgaben linanziert worden. Wesentlicher Bestandteil der
Arbeitgeberaufwendungen sind di€ Lohnlortzahlungen im Krankheitsfall. Oie übri-
gen Ausgabenträger haben ihre Anteile seit 1970 nur geringfügig verändert.
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I Soziale Sicherung

Das Sozialbudget für das Jahr 1990 enthält lediglich Zahlenangaben für das
frühere Bundesgebiet, nicht jedoch für die neuen Bundesländer und für das
vereinigte Deutschland. Daher beziehen sich die nachfolgenden Ausführungen in

den Abschnitten 9.'1 bis 9.4, 9.6 bis 9.8 und 9.10 ausschließlich auf das frühere
Bundesgebiet, ohne daß dies jeweils ausdrücklich erwähnt wird. ln den Abschnit-
ten 9,5 und 9.9 wird darüber hinaus auf zwei wesentliche Bestandteile des sozialen
Sicherungssystems in den neuen Ländern, nämlich die gesetzliche Rentenversr
cherung und die Sozialhilte, eingegangen.

9.1 EntwicklungderSozialversicherung

Das Syslem der sozialen Sicherung hat in einer langen historischen Entwicklung
zu seiner heutigen Form gefunden und spiegelt damit ein Stück deutscher Sozial-
geschichte wider. Der Grundstein wurde im Jahre 1881 mit der von Bismarck
angeregten Gesetzgebung zur Krankenversicherung der Arbeiler, dem Unfallversi-
cherungsgesetz und dem Gesetz über die lnvaliditäts- und Alterssicherung gelegl.

Dahinter stand vor allem der Gedanke, ärgste soziale Nöte zu lindern und eine
Grundsicherung gegen die Wechselfälle des Lebens einzulühren.

Zwei Weltkriege mit liefgreifenden sozialen Umwälzungen hab€n die weitere
Entwicklung entscheidend geprägt. Von besonderer Bedeutung für den Ausbau

der sozialen Sicherung war lerner das Sozialslaatsgebot des Grundgesetzes.
Heute fließt ein Großteil der Ausgaben der öffentlichen Haushalte (einschli6ßlich

der Sozialversicherungskäger und der Bundesanstall lür Arbeit) in die soziale
Sicherung. Neben der Sozialversicherung - als dem Kernstück des Systems
sozialer Sicherung - stehen weitere soziale Hilfen des Staates, die zu einem
feinmaschigen Netz venyoben sind. Leitgedanke ist dabei das solidarische Einste-
hen lür den sozial Schwächeren und Hilfsbedürttigen.

9.2 Das Sozialbudget

Am deutlichsten werden die Strukturen und Zusammenhäng€ des Systems der

sozialen Sicherung im Sozialbudget der Bundesregierung. Diese iährliche zusam-
menstBllung bietet in einer Gliederung nach lnstitutionen einen Überblrck über die

sozialen Leistungen der staatlichen Einrichtungen, der öifentlichen Körperschaften

und der Arbeitgeber. Außerdem gruppiert sie nach Funktionen, d. h. nach Zweck-

bestimmung der Leistungen (2. B. Alter, Familie und Ehe, Wohnen usw.).
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Tab. 1: Leistungen des Sozialbudgets
im früheren Bundesgebiet

lnstitutionen 1980
Mrd. Dl/

1990
[rrd. D[,4

Hauptsächliche
Leislungs-
bereiche'

Sozialbudget insgesamt

Allgemeine Systeme
Bentenversicherung
Krankenversicherung
Unfallversicherung
Arbeitsförderung
Kindergeld
Erziehungsgeld

Sondersysteme
Altershilfe f ür Landwirte
Versorg u ngswerke

Beamtenrechtliches System
Pension6n
Familienzuschläge
Beihilfen

Arbeitgeberleistungen
Entgsltfortzahlung
Betriebliche Altersversorgung
Zusatzversicherung
Sonstige Arbeitgeberleistungen

Entschädigungen
Soziale Entschädigung (KOV)
Lastenausgleich
Wiedergutmachung
sonstige Entschädigungen

Soziale Hilfen und Dienste
Sozialhilfe
Jugendhille
Ausbildungsförderung
Wohngeld
Ötf entlicher Gesundheitsdl6nst
Vermögensbildung

lndirekte Leistungen
Steuerliche Maßnahmen
Wohnungswesen

478,7

282,0
142,6

90,1
10.0
23,'l
'17,6

3,7
2,4
0,9

46,3

7,6

8,1

3,1

17,8
13,5

1,7

0,4

43,1

15,0
8,1

3,'1

2,0
'I,7

,3,2

42,3
36,4

6,0

710,0

437,9
2't5,8
141 ,7

49,3
14,6
4,6

6,4
4,4
2,0

4i),3
9,8

10,4

67,9
34,0
17,5
11,2

16,8
13,1

1,1

1,7
0,8

65,1
33,8
13,7
0,8
3.9
2,3

10,6

54,5
44,2
6,2

100

61,7
30,4
20,0

1,9
6,9
2,1

0,6

0,9
0,6
0,3

8,9
6,1
1,4
1,5

9,6
4,8

1,6
0,7

2,4
1,9
o,2
0,2
0,1

4,8
,,9
0,1

0,6
0,3
1,5

7,7
6,8
0,9

G

G,W,F

F
G

G

G,A
B
F
F

A,P
P,L

G,A
F,L
B

G

S

SF,

I Zu d6. L6stungsb€reichan vgl. S.222.

ouel e Bundosminister l0r Arbe t und soziarordnung.

220



ln Tab.1 werden zusammenfassend die Leislung€n dgs Sozialbudgels nach
lnstitutionen dargestellt und jeweils den Aufgabenbereichen zugeordnet, für die
zahlenmäßig die bedeutendsten Leistungen erbracht werden.

Die wichtigsten Leistungsbereiche lassen sich folgendermaßen abgrenzen:

- Ehe und Familie (F) - Folgen politischer Er€ignisse (P)

- Gesundheit (G) - Wohnen (W)

- Beschäftigung (B) - Sparen (S)

- Alter und Hinterblieb€ne (A) - Allgemeine Lebenshilfen (L).

Abb. 1: Sozialleistungsquoten im früheren Bundesgebiet

32,4

1965 1S70 1S80 1985 1SS0

Ouelle: Bundesminsie/ für Aöeil und Sozialordnung
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lm Laufe der Zeit hat sich das System der sozialen Sicherung so entwickell, daß
eine Fleihe von lnstitulionen oder Einrichtungen nicht nur in einem einzigen,
sondern in verschiedenen Elereichen tätig werden. So sorgt etwa die Rentenversi-
cherung nicht nur für Alte und Hinterbliebene, sie ist auch mit Aufgaben zur
Sicherung und Wiederherstellung der Gesundheit betraut (2.8. im Rahmen von
Rehabilitationsmaßnahmen oder Kuren). Das Sozialbudget macht alle diese
Zusammenhänge erkennbar.

Abb.2: Finanzierung des Sozialbudgets 1990 nach Quellen
im früheren Bundesgebiet

Bund
19,1 0/o

Unternehmen
31 ,7 %

Länder
10,9 %

Gemeinden
8,5 %

Sozialversicherung
und priv ,

Organisationen
o.a %

Priv. Haushalte
29,O oÄ

auelgi Bundgsminlslerlü Arbe I und Sozialordnlng.

Die Leistungen des Sozialbudgets erreichten '1990 710 Mrd. DM und waren damit
fast viermal so hoch wie 1970 (180 Mrd.DM) und 48% höher als 1980. Die
Sozialleistungsquote - als Verhällnis aller Sozialleistungen zum Sozialproduh -
lag 1990 mit 29,3 % etwas niedriger als zehn Jahre zuvor (1980:32,a %), Jedoch
höher als '1970 (26,7 %).
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Die Mittel zur Finanzierung des Sozialbudgets wurden 1990 zu etwa 32% von

Unternehmen (zum überwiegenden Teil waren das Arbeitgeberbeiträge zur Sozial-
versicherung und Entgeltlortzahlung im Krankheitsfall), zu rund 38 % von ötfentli-

chen Haushallen (Bund, Länder und Gemeinden) und zu 29"h von privaten

Haushalten (hauptsächlich Beitragszahlungen) aufgebrachti einen geringen Anteil

von zusammen knapp 1 7. hatten die Sozialversicherung und private Organisa-
tionen.

9.3 Die Elemente des Sozialbudgets

Mit 62 % haben die ,,Allgemeinen Systeme" den größten Anteil am Sozialbudget.
Sie werden zusammen mit der Sozialhilfe in den folgenden Abschnitlen näher

betrachtet.

Die ,,Arbeitgeberleistungen" bildeten '1990 mit einem Autwand von 67,9 Mrd, DM

und einem Anteil von 9,6% den zweitgrößten Block im Sozialbudgel. Hierzu

zählen die Entgeltfortzahlungen im Krankheatsfall, die betriebliche Altersversor-
gung und die zusatzversorgung im ölfentlichen Dienst sowie sonstige Arbeitgeber-

leistungan (2. B. Bereitstellung von Betriebswohnungen). nicht aber die Arbeitgebe-

ranteile an den Beiträgen zur Sozialversicherung oder Leistungen nach den
Vermögensbildungsgesetzen u. ä.

Das ,,beamtenrechtliche System" hatte 1990 mit 63,4 Mrd. Dlvl einen Anteil von

8,9 % am Sozialbudget. Wie beim ,,Allgemeinen System" steht auch hier die

Altersversorgung, und zwar des ötfentlichen Dienstes, im Vordergrund. GegenÜber
'1980 sind die Ausgaben um 37 % gestiegen; der Anteil am Sozialbudget sank aber

von 9,7 o/ö 1980 aul 8,9 % 19S0.

Die ,,indirekten Leistungen" belielen sich 1990 auf 54,5 Mrd. DM, das sind 7,7 %

des Sozialbudgets. Allein die Steuerermäßigungen in Form des Ehegattensplitting
erreichten etwa 23,4 Mrd.DM. Für Steuerermäßigungen im Bereich des Woh-
nungsbaus (einschließlich des Bausparens) betrugen die Mindereinnahmen rund
7 Mrd. DM. Weitere 6,2 Mrd, DM wurden als Vergünstigungen im Wohnungswesen
(hauptsächlich im sozialen Wohnungsbau) gewährt.

Für,,Soziale Hilfen und Dienste" wurden 1990 insgesamt 65,'1 Mrd. DM aulgewen-
det. ln diesem Leistungsbereich sind Sozialhilfe, Jugendhilfe, Ausbildungsförde-
rung (vgl. 2.'1 1), Wohngeld, ötfentlicher Gesundheitsdienst und VermÖgensbildung
zusammengelaßt,

Die Jugendhilfe umfaßt alle behördlichen Maßnahmen zur Förderung der Jugend-
wohlfahrt (Heimpflege, Famalienpflege, Unterhaltung von Kindertagesstätten u. ä.)
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einschließlich der Zuschüsse an die Träger der lreien Jugendhilfe (2.B. an die
Kirchen). Das Ausgabenvolumen belief sich 1990 auf 13,7 Mrd, DM, das entsprach
einer Ausgabensteigerung um 69 76 gegenüber 1980.

Wohngeld wird Personen gewährt, deren Haushaltseinkommen in einem unzumut-
baren lVißverhältnis zu den Autwendungen für eine angemessene Wohnung stehi.
Leistungen nach dem Wohngeldgesetz erhielten Ende '1990 1,8 Mill. Haushalte.
Nur 23 % der Wohngeldempfänger waren enflerbstätig, weitere 16 o/. arbeitslos.
Bei den übrigen nichterwerbstätigen Wohngeld€mpfängern handelte es sich über
wiegend um Hentner und Pensionäre. Die Ausgaben lür das Wohngeld stiegen
zwischen 1980 und '1990 von 2,0 [rrd. DM auf 3,9 Mrd. DM (einschl. Verwaltungs-
aufwand).

Stark rückläutig waren in den v€rgangenen Jahren die Ausgaben für die Förde-
rung der Vermögensbildung. '1977 €rreichten sie mit 15,1 Mrd.DM den höchsten
Stand. 1980 betrugen sie noch '13,2 Mrd. DM und 1990 nur noch 10,6 Mrd. DM.
Hier wirkte sich u.a. aus, daß immer mehr Haushalte die festgelegten Einkom-
mensgrenzen überschreiten und damit nichl mehr in d€n Genuß der Vergünstigun-
gen kommen,

Di€ Bedeutung der Entschädigungsleistungen verlierl mit zunehmendem Abstand
von den Ereignissen der Jahre 1933 bis 1945 an Gewicht. Durch finanzielle
Entschädigungen lür die Opfer der Gewaltherrschalt, des Kriegs und der Kriegsfol-
gen versuchl der Staat, zumindest auf materiellem Gebiet einen Beitrag zur
Wiedergutmachung zu leisten. 1990 erhielten noch 1,3 Mill. Versorgungsempfän-
ger Leistungen in einem Gesamtumfang von 13,1 Mrd. DM. 1980 waren 2,0 Mill.
Personen durch die Kriegsopferversorgung unterstützt worden.

Der Lastenausgleich, dess€n Ziel es ist, Schäden und Verluste, die sich inlolge
Flucht, Vertreibung und Zerstörungen in der Kriegs- und Nachkriegszeit und
aufgrund der Währungsreform 1948 ergeben haben, nach dem Grundsatz der
sozialen Gerechtigkeii zu verteilen, hatte 1990 nur noch einen Anteil von weniger
als 0,2 % am Sozialbudget. Die Aufwendungen belielen sich auf 1,1 Mrd. DM, die
insg€samt 118 000 Anspruchsberechtigten zugute kamen.

Die Bedeutung dieser in der Geschichte beispiellosen solidarischen Umverlei-
lungsaktion zeigt sich am Gesamtrahmen der Ausgleichszahlungen. Bei rund g

Mill. festgestellten Schäden in Höhe von 62,9 i,Ird. RlVl wurden bis Ende 1990
insgesamt 120,1 lvlrd. DM ausgezahlt. 5,3 Mill. Entschädigungsanlräge wurden in
diesem Zeilraum anerkannt.

Die sogenannten Sondersysteme, nämlich die Altershilfe für Landwirte (1990: 4,4
Mrd. DM) und die Versorgungswerke für freiberuflich Tätige (1990: 2,0 Mrd. DM),
umlassen zusammen 0,9 % des Sozialbudgets. Sie dienen in erster Linie der
Altersversorgung bestimmter Berufsgruppen.
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9.4 Gesetzliche Rentenversicherungen
im früheren Bundesgebiet

Die Alters- und Hinterbliebenensicherung wird in der Bundesrepublik Deutschland
von folgenden lnstitutionen g€leislet:

Geselzliche Flentenversicherung
Pensionen im öffentlichen Dienst
Zusatzversicherung im öffentlichen Diensl
Altershilfe für Landwirte
Versorgungswerke (2. B. lür Landwirte)
zusatzversicherung für einzelne Berufe
Vertragliche und freiwillige Arbeitgeberleistungen.

Der wichtigste und umfassendste Bereich ist dabei die Bentenversicherung. 1990
lagen ihre Leistungen bei 216 Mrd.DM, das sind rund 30% des Sozialbudgets
bzw. ein Anleil von knapp I7. am Bruttosozialprodukt. Etwa 32.8 lvlill, Personen
waren 1989 in den drei Zweigen der Hentenversicherung (Bentenversicherung der
Arbeiter, der Angestellten, Knappschaftliche Rentenversicherung) versichert,
davon etwa 22,2 Mill. Pllichtversicherte.

Von den Gesamtausgaben waren die Rentenzahlungen selbst mit rund 191 Mrd.

DM 1990 der größte Posten. '12,2 lvlrd. DM wurden darüber hinaus lür die Kranken-
versicherung der Rentner aufgebracht und weitere rund 6 Mrd. DM für Gesund-
heits- und Rehabilitationsmaßnahmen.

Tab. 2: Gesetzliche Rentenversicherungen im früheren Bundesgebiet

Einheit Geselzliche RenlenversicherungenGegenstand der
Nachweisung insgesamt darunler

Renten-
versicherung
der Arbeiter

Benten-
versicherung

der Angeslellten

1970 1990 1970 1990 1970 1990

Pflichtmilglieder und
Beilragszahler seil
1924

Rentenbestand
Einnahmen2

dar. Beiträge (Soll)
Durchschnittliche

Versichertenrente

1000 26 062
1000 10 212

N,lrd. DM 55.9
Nrrd. DM 43,6

15717
6 921

25,7

15 493'
5 195
102,0

93,2

a2 7931
15 053
224,9
177,5

16 9781

I 149
'l 15,8

a1 ,7

I815

19,1
16,6

D[,4 1 't36 313 949 522 1343

2 Nach BorBinigung !m di€ zahlung€nder Zweige unter6inander



Von den l\.4itte des Jahres 1990 rund 15,1 Mill. gezahlten Renten waren 69%
Versichertenrenten und 3'1 % Hinterbliebenenrenten. Die Gesamtzahl der Fenten
liegt dabei höher als die Zahl der Rentenempfänger, da z. B, Witwen-/Witwerrente
und Versichertenrenle zugleich an eine P€rson gezahlt werden können.

Mitte '1990 lag die durchschnittliche Rente bei einer Versicherungszeit von 35 bis
40 Jahren in der Rentenversicherung der Arbeit€r bei 1407DM monatlich für
Männer und bei 1 022 OL4 lür Frauen, in der Angestelltenversicherung bei 1 863 DM
bzw. 1316DM. Der Unterschied in der Renlenhöhe ast hauptsächlich dadurch
bedingt, daß die heute anspruchsberechtigten Frauan im Verlauf ihres Arbeitsle-
bens im Durchschnitt geringer entlohnte Tätigkeiten ausgeführt haben.

Das Rentenniveau
OM

29r55

20009

22
21037

13

62,5 62,1

22744
23?53 ?4161

t{460

63,6

25169 2567t
26540 27098

62,4 627 o2,s 62,9

18886
17755

r2097

63,2

Netlo-ßenteoniYeau
{Jahres-standardrente in on des
durchschnrllr Nelloarbe lsentoe ls)

1977 1978 1979 19AO 19a1 r9B2 19a3 19a4 19a5 19A6 19A7 198A t9a9 19!tO

Das Altersruhegeld eines Rentners mit 40 Versicherungsjahren betrug 1990
60,1 % des Nettoenlgelts eines vergleichbaren Arbeitnehmers. Der Eintritt in den
Ruhestand bedeutet also für alle diejenigen, die ausschließlich auf ihre Versicher-
tenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung angewiesen sind, eine deufli-
che finanzielle Einbuße.

Die Rentenversicherung linanziert sich seit der Rentenreform von 1957 nach dem
sogenannten ,tJmlageverfahren". Vereinfacht ausgedrückt b€deutet dies, daß die
Arbeitnehmer von heute im Rahmen des ,,Generationenvertrages" die Renlen der

Netto{ahres-
albeilsentgelt

Jahres-Slandardrenle
(Renle eines Ourchschnirls-

40 Versichetungsrahren)
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Arbeitnehmer von geslern zahlen. Eine Ansammlung von Vermögen, aus dessen
Erlrägen die Renten linanz ert werden, lindet nicht statt.

Die Beiträge von Arbeitnehmern und Arbeitgebern sind die wichtigste Finanzie-
rungsquelle der gesetzlichen Bentenversicherung. 1989 entfielen auf diesen
Posten 74 % der Einnahmen. Der Bund leisl€te Zuschüsse in Höhe von knapp
einem Fünttel der Einnahmen. Die übrigen Einnahmen, wie Vermögenscdräge,
Erstattungen anderer lnstitutionen u.a., machen nur einen kleinen Anteil an der
Gesamtfinanzierung aus-

Betrachlet man die zantrale Bedeutung der Beikagszahlungen, wird deutlich, wo
sich Probleme für die Flentenlinanzierung ergeben können. Bleibt das Verhältnis
zwisch€n Beilragszahlern und Fientenempfängern konstant, arbeitet das Umlage-
verfahren ohne größere Probleme. Ergibt sich aber kurz- bzw. längerfristig eine
steigende Zahl von Flentenempfängern je Beitragszahler, muß durch geeignete
politische Maßnahmen (Beitragserhöhungen, geringere Anpassung der Rente u. a.)

versucht werden, das System wieder ins Gleichgewicht zu bringen. ln der Vergan-
genheit waren mehrlach Beitragserhöhungen notwendig, so zuletzt zum l.Juni
'1985, als der Beitrag zur Rentenversicherung der Arbelter und Angestellten von
18,7 "/" aul 19,2"/" des Bruttolohns bzw. -gehalts heraufgesetzt wurde. Ab 1. Januar
1 987 wurde er allerdings wieder aul'18,7 70 und am 1, 4. 1991 auf 1 7,7 % gesenkt.

ln den vergangenen Jahren wurde mit Blick auf die langlristige Entwicklung immer
wieder auf schwerwiagende Probleme lür das System der Renlenfinanzierung
hingewi€sen. Der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftl!
chen Entwicklung hat mehrmals festgest€llt, daB bei konstanter Geburtenhäufigkeit
sich die Fl€lation zwischen aktiver Generation (20- bis 60jährige) und nicht mehr im

Arbeitsleben stehender Generation (über 60jährige) ab 1990 rapide verschlechtern
wird. Die Zusammenführung der Rentenversicherungen im Westen und Osten
Deutschlands veränd€rl die Situation geringfügig. ln seiner Bewertung des am
1. Januar '1992 an Kraft getretenen Bentenreformgesetzes stellt der Sachverständi-
genrat fesl, daß das Gesetz aufgrund der aus der Zusammenlührung resultieren-
den finanziellen Lasten kurz- und mittelfristig nicht die Bedeutung für die Konsol-
dierung der Flentenfinanzen haben könne, die von ihm erwartet wurde. Langtristig
hingegen bewirke die Vereinigung wegen der günstigeren Altersstruktur in den
neuen Bundesländern eher eine Entlastung.

9.5 Gesetzliche Rentenversicherung
in den neuen Bundesländern

ln der ehemaligen DDFI erfolgte die Absicherung im Alter durch die Pllichtleistun-
gen d€r Sozialversicherung, die freiwillige Zusatzversicherung sowie durch
Zuschläge und Sonderversorgungssysteme. Es gab zwei Träger der SozialversF
cherung: Arbeiter und Angestellte waren in der Sozialversicherung beim Freien



Deutschen Gewerkschaflsbund v€rsichert, Milgli€der der Produktionsg€nossen-
schaften, G€w€rb€keibende, freiberullich Tätige und sonstig€ Selbständig€ hinge-
gen in der Sozialversicherung bei der Staatlichen V€rsicherung der ehemaligen
DDB, Charakteristisch lür die geselzliche Alterssicherung in der ehemaligen DDR
lvar die Untergliederung in eine Pflichtversicherung und eine freiwillige Zusatzver-
sicherung, die lür die über der Beitragsbemessungsgrenze von 600 Mark je Monat
liegenden Lohnanteile abgeschlossen werden konnte. Von dieser Möglichkeit
haben etwa vier Fünttel der Erwerbstätigen Gebrauch gemacht.

Zur Finanzaarung der g€samten Sozialversicherung wurden Beiträg€ in Höhe von
22,5 % des Bruttolohns bis zur Beilragsbemessungsgrenze erhoben. Sie verteilten
sich dabei zu 10 o/" auf die Erwerbstätigen und zu 12,5 % auf die Untemehmen,
wobei der 10 % übersleigende Anleilder Betriebe zur Finanzierung der Unfallversi-
cherung diente, Zur Ausgabendeckung wurde außerdem ein Staatszuschuß benö-
tigl, Der Beitragssatz für die freiwillige Zusatzversicherung betrug für Betriebe und
B€schätligt€ jeweils 10 %.

Hinsichtlich d€r Flenlenarten ist zu unterscheiden zwischen

- Versichertenrenten, dies sind Altersrenten, lnvalidenrenten und lnvalidenalters-
renten (letztgenannte sind nach Erreichen der Altersgrenze umgewandelte
lnvalidenrenten), und

- Hinterbliebenenrenten, die wie in den alten Bundesländern aus Witwen- und
Witwerrenten sowie Waisenrenten bestehen.

Bis zum 'l , Januar '1992 setzten sich die Renten in der 6hemaligen DDFI dabei aus
einer Vielzahlvon Leislungen zusammen, nämlich aus

- der Vollrente (Pllichtrente aus der Sozialversicherung);

- der Rente aus der freiwilligen Zusalzrentenversicherung als lohnabhängiger
Ergänzung einer Pflichlrente aus der Sozialversicherung;

- einer sogenannten ,,zweiten Leistung", die ott ain6 Hinlerbliebenenrente wari

- besonderenZuschlägen;

- dem Sozialzuschlag, der seit dem 1 . Juli 1990 bei Kleinr€nten gewährt wurde
und diese auf einen Mindestbelrag von DIvl495,- autslockle;

- Leistungen aus anderen staatlichen Versorgungssystemen, z.B, der Unfallver-
sicherung.

ln den neuen Bundesländern gab es am l.Janua|I991 rund 3 Mill. Rentenbezie-
her, davon 70 70 Frauen und 30 7. Männer. 90 7. der Rentner lvaren 60 Jahre und
älter, Von diesen wiederum erhiell der weitaus größte Teil eine Vollrente in Form
der Versichertenrenle (im wesentlichen Altersrente). Die Witwen- und Witwerrente
hatte als Vollrente nur eine sehr geringe Bedeutung. Sie kam jedoch als ,,zweile
Leistung" mehr als 800 000 älteren Menschen, darunter fast ausschließlich Frauen,
zuteil.

Der Rentenbetrag lür die Yollrente einschließlich der keiwilligen Zusatzrente, der
zweiten Leistung, d8s Sozialzuschlages und der weiteren Zuschläge beliel sich
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Anfang 1991 auf durchschnittlich 755 Dlvl. Die ostdeutschen Männer erhielten zu

diesem Zeitpunkt mit 909 DlVl eine um 28 7. höhere Durchschnittsrente als die
Frauen (696 DM). Diese Diflerenz bekägt sogar 41 % (870 DM zu 617 DM), wenn
man nur die Vollrente und die freiwillige Zusatzrente betrachtet. Dies macht
deutlich, daß die anderen Komponenten der Alterssicherung hauptsächlich Flent-
nerinnen zugute kamen.

Für die Zukunft isl davon auszugehen, daß sich die Renten im Gebiet der
ehemaligen DDB rasch dem Niveau in Westdeutschland annähern. So betrug die
Rentenerhöhuno zum 1 . Juli 199'1 in den neuen Ländern 1 5 %, im alten Bundesge-
biet hingegen 5,04 o/o.

9.6 GesetzlicheKrankenversicherung

Dem Bereich Gesundheit werden im Sozialbudget die gesetzliche Kranken- und

Unfallversicherung, die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall durch den Arbeitgeber,
die Beihilfen im öffentlichen Dienst bei Krankheit, l,4utterschaft und Tod und die
Aufwendungen für den öffentlichen Gesundheitsdienst (Beratung und Aufklärung
in gesundheitlichen Fragen, Verhütung und Bekämpfung von Krankheiten usvr',)

zugerechnel.

Für die finanzielle Absicherung des Krankheitsrisikos spielt die gesetzliche Kran-

kenversicherung eine entscheidende Flolle. Pflichtmitglieder sind Arbeiter und

Angestellte, deren regelmäßiger Jahresverdienst die Beitragsbemessungsgrenze
nicht übersteigt, sowie Rentner, Auszubildende, Sludenten und Arbeitslose. Ferner

sind die landwirtschaftlichen Unternehmer und ihre mitarbeitenden Familienange-

hörigen sowie einige kleinere Gruppen von Selbständigen pflichtversichert.

Nach den Ergebnissen des l/ikrozensus standen 1989 insgesaml 53,8 N4ill

Personen unter dem Schutz der gesetzlichen Krankenversicherung. Rund 21,2

Mill. waren Pllichtmitglieder, 3,9 Mill. freiwillige Mitglieder und 10,8 Mill. Rentner'

17,8 Mill. waren als Familienangehörige mitversichert. lnsgesamt gehÖrten 87 %

der Bevölkerung der gesetzlichen Krankenversicherung an: 10,4 7. der BevÖlke-

rung waren lvlitglieder privater Kassen, 2,4% hatten Anspruch auf §onstigen

Versicherungsschutz (2.8. Sozialhilfempfänger), nur etwa 0,3% hatten keinen

Krankenversicherungsschutz.

lm Jahre 1989 belielen sich die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung
auf rund 130 Mrd. DM; das entspricht einem Anteil von 19,1 o/. am Sozialbudget
bzw. von rund 5,8 7o am Bruttosozialprodukt. Zwischen 1970 und 1989 haben sich
die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung mehr als verlünffacht.
Besonders ausgeprägt war die Expansion in der ersten Hällte der 70er Jahre.
Während 1974 und 1975 noch jährliche Steigerungsraten der Ausgaben von rund
'18 o/o zu verzeichnen waren, flachte sich der Ausgabenanstieg in der zweiten
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Tab, 3: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung
im früheren Bundesgebiet

Art der Ausgaben 1970 1975 1980 1985 1989

Behandlung durch Arzte und
Zahnärzte, Zahnersatz

Arzneien aus Apotheken,
Heil- und Hilfsmittel

Krankenhausbehandlung
Krankengeldl
Mutt€rschaflshilfe2
Sonstige Leistungen
Verwaltungskoslen

Ausgaben insges.

31 ,7 32,1 31 ,4 2S,8 27 ,O

16,8
23,9

13.6
4,9

100

14,6
28,7
7,6
2,8

4,5

100

21,6
31,4

6,0
2,1

o,o
5,t

100

19,4

7,4
3,4
5,9

'100

20,3
2S,8

5,6
2,4
7,5
4.6

100

Ausgaben insges. in Mill. Di,4 25179 60 S90 89 834 114 108 129 927

1gis1970K.ankong€ldbeiambuanlerE€handlunq,vonl9Tlanbsiämbulante.undststio.äGrB6hedlung.
2 Ab 1. Juh l979eins.hl. MuherehailsurlalbsgBld.

Tab. 4: Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung je Mitglied
im Irüheren Bundesgebiet (Jährliche Veränderungen in Prozent)

Darunter lür

Jahr Ausgaben
ie lr4itglied
insgesamt

Behandlung
durch Azte

Behandlung Arzneien Zahnersalz Kranken,
durch aus haus-

Zahnärzte Apotheken behandlung

1974
1975
1976
1977
1S78
1979
1980
1981
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
't 989

+ 18,4
+ 17,7

+ 14,4
+ i3,3
+ 5,6
+ 3,9
+ 4,0
+ 5.6
+ 7,2
+ 6,3
+ 2,3
+ 5,0
+ 6,0
+ 3,3
+ 2,5
+ 2,6
+ 2,5
+ 4,0

+ 26,1
+ 21 ,5
+ 3,7
+ 6,4
+ 6,,l
+ 3,7
+ 4,2
+ 6,5
+ 2,0
+ 3,5
+ 4.0
+ 0,8
+ 6,9
+ 2,1

+ 3,6

- 1,4

+ 11,2
+ 100,3
+ 26,7
+ 0,9
+ 4,8
+ 11,0
+ 12,0
+ 9,2
- 14,1

- 4,6
+ 9,5
+ 3,8
- t0,6
- 9,6
+ 52,4_ 49,9

+ 29,2
+ 15,0
+ 9,5
+ 5,4
+ 5,2
+ 4,9
+ 8,0
+ 6.2
+ 6,5
+ 4,4
+ 5,7
+ 4,4
+ 6,7
+ 3,8
+ 2,6

+
+
+
+
+
+
+
+
+
+
+
+

l

+ 15.7
+ 12,9
+ 8,0
+ 1,3
+ 6,4
+ 5,4
+ 9,0
+ 7,3
+ 0,7
+ 4,9
+ 7,O
+ 6,2
+ 5,5
+ 6,4
+ 7,4
- 1,7

8,8
4,1

5,4
7,0

6,2
0,5
3,6
7,4
4,4
4,4
3,5
6,7

Ouell€n: Bund€smin sl€r lirr Arbel und Soz alordnung.
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Hälfte der 70er Jahre ab. Vor allem zu Beginn der 80sr Jahre waren die BemÜhun-
gen um die Kostendämpfung im Gesundheitswesen vorübergehend erfolgreich. ln

den Jahren 1983 bis 1988 wurden Kostensteigerungen zwischen 3,6 und 7,9 %
festgestelll. 1989 brachte das Gesundheits-Belormgesetz einen vorübergehenden
Ausgabenrückgang von 3,9 % je Milglied.

Diese Entwicklung spiegelt sich auch in den Beilragssätzen wider. Die Krankenver-

sicherungen. die sich zu über 96 % aus Beiträgen finanzieren, konnten die

Mehrausgaben trotz gestiegener Arbeitsentgelte nichl durch zusätzliche Einnah-

men ausgleichen. Daher wurde der Beitragssatz im Durchschnitt von 8,2 % des
Grundlohns im Jahr 1970 aul 12,2"k ('1991) erhöht.

1989 entlaelen 27% der Ausgaben der gesetzlichen Krankenkassen auf Arzt-,

Zahnarzt- und zahnersatzleistungen, 31 % mußten für Krankenhauskosten aufge-

bracht werden. weitere 22 o/o lür Arzneien sowie Heil und Hilfsmittel.

9.7 Arbeitsförderung

Zum Maßnahmenkatalog der Arbeitsförderung gehören neben den Leistungen bei

Arbeitslosigkeit (zahlung von Arbeitslosengeld und -hilfe) und bei Zahlungsunfä-

higkeit des Arbeitgebers (Konkursauslallgeld) auch Maßnahmen zur Erhaltung und

Schatfung von Arbeitsplätzen (Kurzarbeitergeld, Schlechtwettergeld), die Arbeits-
vermittlung sowie die Förderung der beruflichen Bildung und die Gewährung von

berutsfördernden Leistungen zur Behabilitation. Somit wurden Über den Versiche-

rungsschutz bei Arbeitslosigkeit hinaus (eingeführt im Jah|1927) neue Akzente der
Arbeitsmarktpolitik dadurch gesetzl, daß die Unterhaltszahlungen an Arbeitslose in

immer stärkerem Umfang durch gezielte Förderungsmaßnahmen zur beruflichen

Qualifizierung von Personen ohne Beschäftigung ergänzl werden.

Die Leislungen der Arbeitsförderung umfaßten 1990 49 Mrd. DM, gegenüber 23

Mrd.DM 1980 und 4 N4rd.DM 1970. lm Hinblick auf die Ausgaben war die

Arbeitsförderung damit 1990 die drittgrößte lnstitution im Bahmen der allgemeinen

Systeme der sozialen Sicherung.

Von den Gesamtausgaben wurden 1990'17,0 Mrd.DM lür Arbeitslosengeld und

7,6 Mrd. DM für Arbeitslosenhille aufgewendet, zusammen flossen also rund 49 9o

der Ausgaben in die unmittelbare Unterstützung von Arbeitslosen.

Dabei erhielten im Jahresdurchschnitt rund 799000 Personen Arbeitslosengeld

und 433000 Arbeitslosenhilfe. Das bedeutet, daß von den Arbeitslosen bei weitem

nicht alle Anspruch auf Leistungen hatten. Nach einer Strukturuntersuchung der

Bundesanstalt für Arbeit Ende Septembe|!989 erhielten rund 22 7o der Arbeitslo-

sen keine Unterslützung durch das Arbeitsamt. 1980 hatten 24 % der Arbeilslosen

keine Leisiungen bezogen, 1975 waren es 14 %.
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Tab. 5: Daten der Arbeitsförderung im früheren Bundesgebiet

Gegenstand der Nachweisung '1970 1975 i980 1985 19SO

1 000

Arbeitslose
Empfängor von Arbeitslosengeld

und Arbeitslosenhilfe

Einnahmen
der Bundesanstalt für Arbeil

darunter:
Beiträge

Ausgaben
der Bundesanstalt für Arbeit

darunter:
für Arbeitslosigkeif
Kurzarbeitergeld, Maßnahmen
zur Arbeitsbeschaff ung

Mitteldes Bundes für
Arbsilslosenhilfe

't49

'l 13

1074

817

88S

MiI. Di/l

2 304

1 453 1 232

3574

3 097

3 907

703

26

19

I2U1

7 786

17 836

I 804

2 334

t I 0501

17 321

21674

1 496

363

32 043

29 492

29 737

14644

3 446

s t26

40 703

38 375

41 423

17 242

3 006

7 592

1 Ohns Dan6h6n und zuschüs§ed€s Bundes g€mÄß § 187 aFG.
2 ArbBil3lo36n0eld, Konkursauslällgeld, bis I 980 Brnschließlich Anschtuß-Arb€it§tos6nhi{s.

D€r Umfang der Leistungen liegt b6im Arbeitslosengeld bei 68 o/o des tetzten
N€ttoeinkommens lür Arbeitslose mit Kindern und bei 63 "/. für Arbeitslose ohne
Kinder. Die Arbeitslosenhilfe erreicht 58 o/o d€s letzten Nettoeinkommens für
Hilfeempfänger mit Kindern bzw. 56 % für Personen ohne Kinder. (Weitere Anga-
ben vgl. 3.1 1).

Neben den Ausgaban zur Unterstützung von Arbeilslosen war die Förderung der
beruflichen Bildung ein wichtiger Ausgabenposien; hierfür wurden 1990 7,2 Mrd. DM
oder 14,7 % der gesamten Ausgaben für Arbeitsrörderung aufgebracht.

Die Maßnahmen der Arbeitsförderung werden übeMiegend aus Beilrägen der
Arb€itnehmer und Arbeitgeber zur Arbeitslosenversicherung finanziert. D€r Bei-
tragssatz lag 1985 bei 4,2"Ä des Bruttoeinkommens, zum 1. 1. '1987 wurde er auf
4,3 o/. und am 1.4, 199'1 auf 6,8 "/. heraufgesatzt. Hiervon tragen Beschäftigte und
Arbeitgeber jeweils die Hälfte. Von den Arbeitgebern werden außerdem lJmlagen
erhoben, die zur Finanzierung des Konkursausfallgeldes und der Winterbau-
Umlage dienen. Darüber hanaus trägt der Bund die Arbeitslosenhilfei er ist auch
verpflichtet, Darlehen und Zuschüsse zu gewähren, wenn die Bundesanstalt lür
Arbeit ihre Leistungen nicht aus eigenen Einnahmen und ihrer Flücklage finanzie-
ren kann.



9.8 Sozialhilfe im früheren Bundesgebiet

Anspruch aul Sozialhilfe nach dem Bundessozialhillegeselz hat jeder, der sich in
€iner Notlage befindet, die er nicht aus eigenen Kräften und Mitteln beheben kann.
Die Sozialhilfe greitt immer dann ein, wenn andere Personen, andere Soziallei-
stungssysteme oder sonstige Stellen Leislungen nicht vorsehen oder keine zuläng-
lichen Hilfen erbringen.

'1989 wurden 32,0 Mrd. DM im Rahmen der Sozialhilfe ausgegeben, darunter 28,8
Mrd. DM für die Sozialhiife im engeren Sinne (nach dem Bundessozialhilfegeselz).
Die Sozialhilfe im engeren Sinn umfaßt die Hille zum Lebensunterhalt sowie die
Hilfe in besonderen Lebenslagen. Die Hilfe zum Lebensunterhalt deckt Grundbe-
dürtnisse des täglichen Lebens ab. Sie muß häufig dann in Anspruch genommen
werden, wenn gegenüber der Flentenversicherung nur unzureichende Versor-
gungsansprüche bestehen oder wenn der Verlust des Arbeitsplatzes Einkommens-
ausfälle mit sich bringt. Die Hilfe an besonderen Lebenslagen dient der Behebung
von speziellen sozialen Notständen (2. B. Hilfe während einer Krankheit oder für
Behinderte). Beide Leistungen werden sowohl außerhalb von als auch in Einrich-
tungen (2. B. Pflegeheime, Altenheime, Anstalten) gewährt.

1989 wurden insgesamt 3,6 Mill. Personen dauernd oder zeitweise durch die
Sozialhilfe unterstrllzt. 2,8 Mill. bezogen laufende Hilfe zum Lebensunterhalt und
1,4 Mill. Hilfe in besonderen Lebenslagen. (Eine Person kann beide Hilfearten
beziehen; daher ist die Gesamtzahl der Leistungsfälle größer als die Gesamtzahl

Tab. 6: Sozialhilfe - Emplänger und Ausgaben im früheren Bundesgebiet

1970 1980 1985 1989

1 000

Sozialhilfeemplänger
lnsgesamt

l,rännlich
Weiblich
Deulsche
Ausländer

Alter
unter 18
18-24
25-59
60 und mehr
darunter weiblich

1491
557
934

1471
20

2144
864

1 280
1981

163

2 814
1 ?28
1 586
2 488

325

3 626
1 642
1 984
2 955

671

605
194
675
670

362
087
591
462

440
55

389
607
447

o27
425
486
685
520

[,4iit. DM

13 266 20446 28 775Ausgaben tür Sozialhiiie

233



der unlerstützten Personen). 18o/. der Hilfeempfänger wurd€n durch Hilfe in

Einrichtungen versorgt.

Bezogen auf die Gesamtbevölkerung erhiellen 1989 von den männlichen Einwoh-
nern 5,4 o/., von den weiblichen Einwohnern 6,1 % Sozialhilfe. Von den 3,6 Mill.
Sozialhilfeempfängern im Jahre 1989 \,varen 1026600 unter 18 Jahre, 428500
18 bis 24 Jahre, 1 485 800 25 bis 59 Jahre und 685 200 60 Jahre oder älter. Von
diesen waren 520 300 Frauen, Der Anteil der 60jährigen od€r älteren Frauen an
der Gesamtzahlder Sozialhillempfänger ist zwar seil 1970 von 30,0 % aul 14,3 %
('1989) gesunken, isl aber noch immer größer als der entsprechende Anteil der
60jährigen oder älteren Frauen an der Wohnbevölkerung (13,1 '/o). Der Grund
hierfür ist darin zu suchen, daß es unter den älteren Frauen viele gibt, die aufgrund
mangelnder (eigene0 früherer Erwerbstätigkeit keine oder zu niedrige Benlenan-
sprüche haben.

Von 1970 bis '1989 stieg die Zahlder Sozialhilfempfänger um 143 o/o. Die Zahlder
Ausländer in dieser Gruppe erhöhte sich im gleichen zeilraum um das Vierunddrei-
ßigfache. Dies ist vor allem auf die gestiegene Zahl von Asylbewerbern zurückzu-
führen, die zur Bestreitung ihres Lebensunterhalts bis zur Entsch€idung üb€r ihren

Tab. 7: Hauptursache der Hilfegewährung bei Haushalten von Empfängern
laulender Hille zum Lebensunterhalt im früheren Bundesgebiet

HaushalleHauptursache der
Hilfegewährung 19701 19751 1980 1S85 1989

Krankheit
Tod des Ernährers
Ausfall des Ernährers
Unwirtschaft liches Verhalten
Aöeitslosigkeit2
Unzureichende Versicherungs-

oder Versorgungsansprüche2
Unzureichendes Erwerbs-

einkommen3
Sonstige Ursachen

lnsgesamt

18,9

8,2
1,2

13,5
1,7
7,4
1,2

5,8
o,7

10,5
0,5

6,3
0,9

12,4
1,0

24,9

17,9

9,3
.t,2

13,2
1,6
9,8

25,8

46,8
22,8

100

50,6
25,6

100

6,8
32,4

100

7,0
29,6

100

5,5
32,1

100

Gesamtzahl der Haushalte
mit laulender Hilfe zum
Lebensunterhalt 295A74 424690 823951 1239838 15S44ll

1 Ohn6 Bßm€n. Nord.h6in-Wesdalan und nheinland-Plä|2.
2 Nachwe s erlolgterstab 1978.
3 ois 1977: llnzuElch€rdes Einkommen.



Asylantrag zunächst auf Sozialhilfe angewiesen sind. ln den letzten Jahren kamen
vor allem Arbeitslose hinzu, die keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld oder -hilfe
(mehr) haben.

Die 2,8 Mill. Empfänger laufender Hilfe zum Lebensunterhalt verteilten sich 1989

auf insgesamt 1,6 Mill, Haushalte. Damit wurde 1989 jedem '17. Haushalt minde-

stens für einen Monat Sozialhilfe gewährti 1975 war es nur jeder 37. Haushalt. Als
hauptsächliche Ursache für die lnanspruchnahme von Sozialhilfe gaben 1989
32,6 % der Haushalte Arbeitslosigkeit an. '1980 waren es erst knapp 10 7o.

Wesentlich stärker als die Gesamtzahl der Empfänger erhöhten sich zwischen
'1970 und '1989 die Ausgaben für Sozialhilfe, und zwar von 3,3 Mrd. D[.,] auf 28,8

Mrd. Dl,ll, also aut mehr als das Achteinhalbfache. Die Gninde für die AusgabeneF
höhung li€gen n€ben der Ausweitung des anspruchberechtiglen Personenkreises

und einer slärkeren lnanspruchnahme der Sozialhilfeleistungen durch die Hilfe-

suchenden auch in den Leistungserhöhungen insbesondere in den 70er Jahren.

Die Finanzierung der Leistungen fällt überwiegend den kommunalen Gebietskör
perschalten zu. Jährliche Ausgabensteigerungen in einer GrÖßenordnung von rund
7 bis 1'1 % in den Jahren von 1981 bis '1989 stellen eine große Belastung lür die

Gemeinden dar - auch wenn man berücksichtigt, daß die Länder (durch den
Finanzausgleich) sowie Sozialleistungsträger und Unterhaltspflichtige (durch

Ersatzleistungen) an der Finanzierung der Sozialhilte beteiligt sind.

Wie in früheren Jahren waren 1989 vor allem die Stadtstaaten relativ stark

betroffen. Die durchschniltlichen Bruttoausgaben je Einwohner beliefen sich dort

im Durchschnitt auf 939 DM, in den Flächenländern dagegen nur auf 428 DM.

9.9 Sozialhilfe in den neuen Bundesländern

Am 1. 1. 1990 wurde in der ehemaligen DDFI erstmalig ein System der Sozialhilfe
eingeführt. Die Rechtsgrundlage, das ,,Gasetz über den Anspruch auf Sozialhilfe"
(Sozialhilfegesetz), lehnle sich eng an die Vorschrilten des Bundessozialhilfege-
selzes an, von dem es am 'l . 1 . 1991 abgelöst vvurde, umfaßte jedoch nur €inen
Teal der darin vorgesehenen Hillen. Am bedeutendsten ist dabei die ,,laufende Hilfe
zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen" (HLU), Sie soll Personen, die
nicht in Heimen o.ä. leben, die ihren Lebensunterhalt nicht aus eigenen Krätten

bestreiten können und denen die notwendige materielle Hilfe auch nichl von
Dritten, z. B. von Angehörigen oder anderen Sozialleistungsträgern zuteil wird, ein
menschenwürdiges Leben ermöglichen. HLU entspricht somit weitgehend dem,
was landläutig unter dem Begrifi ,,Sozialhilfe" verstanden wird.

Am Jahresende 1990, also ein halbes Jahr nach Einführung der Sozialhilfe, waren
'128 100 Menschen (62 500 l/änner und 65 600 Frauen) in den neuen Bundeslän-



dern auf die lJnterstützung durch HLU angewiesen. Mehr als di€ Hältt€ davon war
jünger als 25 Jahre, während die älteren lritmenschen über 60 Jahre nur gut 2 o/o

der Sozialhilfeempfänger ausmachten. Der Anteil der ausländischen Mitbürger lag
deutlich unter 3 %.

Die Hilfeempfänger verteilten sich auf insgesamt 60400 Haushalte, wovon fast die
Hälfte,,Single'!Haushalte und knapp ein Viertel Haushalte von alleinerziehenden
Frauen waren. ln gut 40 % der betroffenen Familien lebten Kinder unler 15 Jahre.
Die Notlage, die zur lnanspruchnahme von HLU führte, wurde in fast 90 % dieser
Fälle durch Arbeitslosigkeit oder ein zu geringes Arbeitseinkommen heruorgerulen.

Neben der HLU sah das Sozialhilfegesetz auch noch weitere Hilfen vor (so z. B. die
Hilfe zur Pllege in Einrichtungen), die jedoch im gesamlen zweiten Halbjahr
lediglich 6 200 Empfänger beanspruchten.

Die Sozialhilfeausgaben beliefen sich im Beitrittsgebiet in der zweiten Jahreshälfte
1990 auf insgesamt 120 N.4ill. DM. Auf die laufende Hilfe zum L€b€nsunt€rhall
außerhalb von Einrichtungen enttielen davon 75o/o. Oen AuFwendungen standen
Einnahmen in Höhe von 3,5 Mill. DM gegenüber, so daß die sogenannten Netto-
ausgaben rund 116 Mill.DM betrugeni je Einwohner sind dies etwas mehr als
7 DM.

Bei der Bewertung und lnterpretation der hier präsenlierten Ergebnisse ist zu
beachten, daß sie eine erste Momentaufnahme der Situation in dan nsuen Ländern
darstellen. Für die Zukunft ist mit einem dynamischen Anstieg sowohl der Empfän-
gerzahlen als auch der Ausgab€n lür Sozialhilfe zu rechnen. Ein erstes lndiz dafür
ist, daß sich die Zahl der Hilteempfänger im vi€rten Quartal 1990 im Vergleich zum
Vorquartal mehr als verdoppelt hat.

9.10 Kindergeld

Das Kindergeld hat im Rahmen der slaatlichen Leistungen für Familien zentrale
Bedeutung. Es ist die häuligste slaalliche Translerzahlung überhaupt.

'1990 bezogen 6,2 Mill. Ber€chtigte Kindergeld für 10,2 Mill. Kinder. Hinzu kommen
rund 2,7 Mili. Kinder von Angehörigen des öffentlichen Diensles, die das Kinder
gald von ihren Arbeitgebern direkt erhalten.

1975 wurde 7,3 Mill. Berechtigten für'14,'l Mill. Kinder Kindergeld gewähn (ohne
Kinder von Angehörigen des öffentlichen Dienstes). Den rückläuligen Kinderzahlen
standen bis 1981 steigende Ausgaben gegenüber, da die Kindergeldsätze mehr
fach erhöht wurden. Staatliche Sparmaßnahmen führten dann zu einem deutlichen
Ausgabenrückgang. 1975 brachte der Bund, der die Mittel ,ür das Kinderg€ld zur
Verfügung stellt, 11,6 Mrd.DM für das Kindergeld aut, 1981 waren es 14,6
Mrd. DM, 1985 10,9 Mrd. DM und 1990 'l 1,4 Mrd. DM.
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Tab,8: Kindergeld (ohne ötfentlichen Dienst) im früheren Bundesgebiet

Gegenstand der Nachweisung Einheit 1975 1981 1985 1990

Berechtigte insgesamt

davon: Deutsche
Ausländer

Kinderl insgesamt

davonr Deutsche
Ausländer

Ausgezahlte Beträqe

6 905

6119
786

12 299

10 470
1 82S

14 610

6 408

5 722
686

10 664

I 215
1 450

10 901

7 333

6 452
881

'14 065

12 085
1 980

't 1 588

6 206

5 473

10 203

I 756
1 447

11368

1 FÜrdie an die Empiangsberechliglen Knderged gszahtwurde

Von den Kindern, für die Kindergeld gezahlt wurde. waren 1990 60 % Erstkinder,
29'k Zweilkinder und 1 1 % dritte und weitere Kinder. Gegenüber 1975 hat der
Anteil der Erstkinder zu-, der Anteil der dritten und weiteren Kinder abgenommen.

Alle diese Angaben sind vor dem Hintergrund zu sehen, daß das Kindergeld seit
1975 tür alle Kinder unter 16 Jahren gewährt wird - unabhängig von der Bedürttig-
keit der Familie -, seine Höhe richtet sich jedoch (seit Januar '1983) ab dem
zweiten Kind nach dem Einkommen der Eltern. Für das erste Kind werden
allgemein 50 DM gezahlt, für das zweite Kind mindestens 70 DM, für das dritte und

weitere mindestens 140DM. Die enlsprechenden Höchstbeträge liegen bei
130 DM (seit 1. Juli 1990), 220 und 240 DM.

Über die Vollendung des 16. Lebensjahres hinaus wird Kindergeld für Jugendliche
in einer Schul- oder Berutsausbildung sowie für arbeitslose Jugendliche gezahlt.

Vor dem Hantergrund der Jugendarbeitslosigkeit (siehe Kap.3), die nicht zuletzt
€ine große finanzielle Belastung für die belroffenen Familien darstellt, wird seit
1 . Januar 1985 Kindergeld nicht nur für arbeitslose 16- bis '181ährige, sondern auch
für '18- bis 2'1jährige ohne Beschäfligung gezahlt.

lm Zusammenhang mit der Steuerreform erhöhten sich die Kindertreibeträge;
daher wird Berechtigten, die wegen niedriger Einkommen den steuerlichen Kinder-
freibetrag nicht oder nicht voll nutzen können, ein Zuschlag zum Kindergeld bis zu

48 DM monatlich je Kind gewährt.
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10 Rechtspflege

10.1 Einführung

Eine der wichligsten Aufgaben des Flechtsstaates besteht darin, für die Verwirkli-
chung und Einhaltung des von der Volksvertretung gesetzten Rechls zu sorgen.
Bei einer von der Gewaltenteilung b€stimmten Verfassung - wie dem Grund-
gesetz - fällt diese Aufgabe der sogenannt€n ,,dritten" G6walt, der Rechlspre-
chung, zu.

Zur Rachlspflege gahört aber nicht nur das Tätigwerden der Gerichte, in denen von
unabhängigen Richtern Recht gesprochen wird, sondern auch die Vollstreckung
dessen, was für Recht betunden wurde, beispielsweis€ im Stralvollzug oder durch
Gerichtsvollzieher. lm weiteren Sinn kann man auch die Tätigkeit der Polizei als
Teil der Ftechtspflege sehen, soweil sie mit der Verhinderung von Stratlaten
einerseils und der Ermittlung von Tatverdächtigen in Slrafsachen andererseils
befaßt ist.

Sämtliche Angaben in diesem Kapitel beziehen sich auf die Bundesr€publik
Deutschland nach dem Gebietsstand vor dem 3.10. 1990. Aufgrund des anderen
Flechtssystems und der anderen Erfassungsmethoden sind sie mit Daten aus der
ehemaligen DDFI nicht vergleichbar.

10.2 Gerichte

Die Gerichtsbarkeit umfaßt zum einen die ordentlichen Gerichte, die für Zivil- und
Slrafsachen zuständig sind, zum anderen die besonderen Gerichte, die sich mil
Arbeits-, Sozial-, Verwaltungs- bzw. Finanzrechtsfragen belassen, Jeder dieser
Zweige der Gerichtsbarkeit ast in mehrere Eb€n€n oder lnstanzen gegliederl (bei
den ordenllichen Gerichten vaer: Amlsgericht - Landgericht - Oberlandesgericht -
Bundesgerichtshof; bei Arbeils-, Verwaltungs- und Sozialgerichten drei und bei
den Finanzgerichten zwei). Grundsätzlich b€steht imm€r die lröglichkeil, gegen
die Entscheidungen der Eingangsinstanzen Flechtsmittel einzulegen und damit
diese Entscheidungen in Berulungs- oder Revisionsverfahren durch höhare
Gerichtsinstanzen überprüfen zu lassen. (Dabei richtet sich die Berufung gegen die
tatsächliche, die Bevision gegen die rechtliche Würdigung des Falles).

Am 1 . Januar '1990 gab es im trüheren Bundesgebiet insgesamt 665 Gerichte, die
in Zivil- und Stralsachen tälig waren. Darüber hinaus bestanden 95 (erstinstanzli-
che) Arbeitsgerichte und insgesamt 99 (erstinstanzliche) Verwaltungs-, Sozial- und
Finanzgerichte.
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Die Rechtsprechung wird grundsätzlich durch die Gerichle der Länder ausgeübt.
Als letzte lnstanz können in der Flegel die acht Bundesgerichte (Bundesverfas-
sungsgericht, Bundesgerichtshol, Bundesverwaltungsgericht, Bundesfinanzhol,
Bundesarbeitsgericht, Bundessozialgericht, Bundespatentgericht, Bundesdiszipli-
nargericht) angerulen werden.

Unler den Bundesgerichten hat das Bundesverfassungsgericht als "Hüter der
Verfassung" einen besonderen Flang. Seinem Status nach ist es zugleich Gericht
und Verfassungsorgan. Neben der Klarstellung der verfassungsmäßigen Ordnung
und der Entscheidung bei Vedassungsslreitigkeiten 2wischen Staatsorganen ist es
auch zur Wahrung der Grundrechle des einzelnen Bürgers berufen. Zu seiner
umfassenden Kompetenz gehör1 darüber hinaus auch die Prüfung, ob Bundes-
und Landesrecht mit dem Grundgesetz und ob Landesrecht mit Bundesrecht
vereinbar ist (Normenkontrolle). Es besteht aus zwei Senaten mit jeweils acht
Richtern, die je zur Hälfte vom Bundeslag (durch einen Wahlmännerausschuß) und
vom Bundesral gewählt werden. lhre Amtszeit dauert zwöll Jahre; sie können nichl
wiedergewählt werden.

Tab, 1 : Gerichte am 'l . Januar 1990 im früheren Bundesgebiet

Zivil- und Skafgerichte
Amtsgerichte
Landgerichte
Oberlandesgerichte

Arbeitsgerichte (erstinstanzliche)
Verwaltungsgerichte (erstinstanzliche)
Sozialgerichte (erslinstanzliche)
Finanzgerichte (erslinstanzliche)
Bundesgerichte

An den Gerichien im früheren Bundesgebiel waren am 1. Januar 1989 insgesamt
17627 Richter (im Landes- und Bundesdienst) tätig, g€genüber 12954 zum
Jahresbeginn 1971 . Die Zahl der Staatsanwälte betrug 1989 3 759 (1971 : 2 709),
die der Rechtsanwälte 46397 (1971: '18240). Außerdem waren 7710 Anwaltsno-
tare (1971:5358) und 1014 Notare (1971:802) zugelassen. Daese deutliche
Zunahme der Anzahl der in der Rechtspflege lätigen Personen wird verständlich,
wenn man sie im Zusammenhang mit dem sieigenden Geschältsanfall b€i den
meisten Gerichten sieht (vgl, Tab.2).

Allein bei den Amtsgerichten wurden 1989 1 ,6 Mill. Zivilv€rfahren (darunter rund
367000 Familiengerichtsverfahren) und (1988) 1,4 Mill. Stratuerfahren (einschl.
Bußgeldverfahren) erledigt. Das waren doppelt so viel€ V€rfahren wie 1970.

665

94
20
95
35
50
14
8
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Tab. 2: Erledigte Verfahren bei ausgewählten Gerichtenl
im früheren Bundesgebiet

Gerichtely'ertahren 1970 1987 1989

Amtsgeichte
(Zivilgerichte, seit 1977 ohne Familien-
gerichte)
Erledigte Verlahren

Famitiengerichte2
Erledigte Verfahren
darunter Scheidungsverf ahren

A,r,tsger'chte (Straf gerichte)
Erledigte Verlahren
davon Verbrechen

Vergehen
Ordnungswidrigkeilen
Übertretungen

Abeitsgetichte
Erledigte Klagen
darunter Gegenstand der Klagel
Arbeitsentgelt

Sozialgerichte
Erledigte Klagen
darunter Gegenstand der Klage:
Rentenversicherung der Arbeiter
und Angestellten

Verwaltungsgeichte
Erledigte Klagen

Finanzgerichte
Erledigte Verfahren

Bu ndesvei as su n9 sg e i chl
(Erster und Zweiter Senat)

Erledigte Verfahren
Eingereichte Verf assungsbeschwerden
Eingereichte Normenkonlrollverfahren

863 472 1 314 642 1 244 608

376 972
159 461

367 122
154 301

734 6563
11581

497 139
213 010

12 926

187 084

't't 1 408

1527ü

82 150

48 849

20 0273

1 365 866
6 507

670 598
688 761

I 399 8874
6 379

679 491

714 017

366 848

119 510

168 392

113 845

42 7604

335 843

'109 2't0

170 558

53 136

115 319

46 7295

1 660
1 606

60

2 993
3 358

74

3 584
3 6S3

30

I Da nur aßgewählls Gerhhle aulgsfülrrl sind li€gn d e Gesamt2ahl d€r e.lediqten Geicht§verlahron w.s€nnch
höher als di€ Summ6 d6r h6r ang€g6b6n6n w6n6.

2 1977 nsu emoerichtet.
31971.
4 1988.
5 Fnanzgerichre Bundosgsbiel ohn€ Bay6rn. zah en s nd mil dsnen Jür 1970 bzw. 1971 nrcht vergleichbar.

Hierb€i isl zu berücksichtigen, daß der Geschäftsanlall bei den Amtsgerachten

durch die Einrichtung der Familiengerichte ab Mitte 1977 sprunghatt anstieg. Bis

1977 waren die Landgerichte für Ehesachen zuständig. Auch bei den Arbeitsge-
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richten, den Verwaltungsgerichten und den Finanzgerichten hat sich der
Geschättsantall innerhalb der letzten Jahre beträchtlich erhoht.

Diese Entwicklung wird bei den Strafgerichten durch die wachsende Zahl der
Straftaten verursacht (vgl. 10.3.1). Bei den übrigen Gerichten sind die Gründa
weniger offenkundig. Möglicherweise spielt aber die größere Bereitschaft, sich auf
gerichtlichem Weqe gegen vermeintliche oder tatsächliche Ungerechtigkeiten zur
Wehr zu setzen, eine Rolle.

10.3 Straffälligkeit

10.3.1 Tatermittlung

1989 sind bei den Polizeidienststellen in den elf alten Bundesländern 4,4 Mill.

Slrattaten (ohne Straßenverkehrsdelikte) bekanntgeworden. Schwer abzuschät-
zen isl die Dunkelzitfer, d.h. die zahl der Straftaten, die unbekannt bleiben oder
nicht angezeigt werden. Von den gemeldeten Straftaten konnten 47 "/" aulgeklätl
werden; in di€sen Fällen wurde nach dem polizeilichen Ermitllungsergebnis zumin-
dest ein nam€nllich bekannter Tatverdächtiger festgestellt. 1970 waten von 2,4
Mill. Stratlaten 48 ''. aufgeklärl worden.

Um einen Vergleich unabhängig von der veränderten Bevölkerungszahl zu ermög-
lich€n, w€rden die Straftaten je 1000 Einwohner berechnet.'1970 wurden im
früher€n Bundesgebiet je 1000 Einwohner knapp 40 Straftaten bekannt. 1989
waren es 71. Häufigste Strattat ist seit Jahren der Diebstahl. 1989 sind 2,6 Mill.

Diebstahlslälle bekanntgeworden, gegenüber 2385 Fällen von versuchtem oder
vollendetem Mord oder Totschlag. Die Aufklärungsquote ist in der Regel relativ
stark von der Schwere des verbrechens bzw. vergehens abhängig. So wurden
z.B. 1989 nur 29 % aller Diebstähle, aber 95 o/o aller Mord- und Totschlagsfälle
(einschl. Fälle von versuchtem Mord oder Totschlag) aufgeklärl,

Tab.3: Straftaten und Aufklärungsquote im früheren Bundesgebiet

Jahr Bekanntgewordene Strattaten Autklärungsquote

insgesamt aul 1 000 Einwohner

1960
't 970
1980
't 985
1987
't 989

2 034 239
2 413 586
3 815 774
4 215 451
4 444 108
4 358 573

65,6
48.3
44.9

47,2

37
40
62
69

71



10.3.2 Stratuerfolgung

Die Polizei ist als Hilfsorgan der Staatsanwaltschatt verpflichtet, alle ihr durch
Strafanzeige oder anderweitig bekanntgewordenen Straftaten zu verfolgen und

den Sachverhalt gründlich und umfassend zu ermitteln.

Nach Abschluß dieses Ermittlungsverfahrens entscheidet die Staatsanwaltschaft,
ob sie Anklage erhebt, einen Strafbelehl beantragt (hier dürfen nur Geldstrafen
verhängt werden), Auflagen erteilt oder das Verfahren einstellt. Wird Anklage
erhoben, muß das Gericht aut der Basis des ermittelten Sachverhalts entscheiden,
ob ein Hauptvedahren erötfnet wird.

Dieses Strafvedahren kann zu einer Verurteilung führen, es kann aber auch mit
Freispruch des Angeklagten, mit Einstellung des Verfahrens oder damit enden,
daß von einer Strafe abgesehen wird.

Tab.4: Strafen im früheren Bundesgebiet 'l 970 und'1989

a) Nach allgemeinem Strahecht erkannte Strclen

An der Strafe 1970 1987 1989

Freiheitsstrale
davon
bis einschlieBlich 1 Jahr
mehr als'l Jahr bis einschließlich 5 Jahre
mehr als 5 Jahre
bis einschlieBlich l5 Jahre
lebenslang

Strclaftest
Ge/dstrale (allein)

lnsgesami

88 248 108 528 104 890

79 100
8 676

90 567
16727

a7 373
16 388

402
70

626
464 8't8
553 692

1 't56

78

446
4A2 347

5S1 321

1 069
60

302
503 356

608 548

b) Nach Jugendstrahecht erkannte Jugendstrafen bzw- sonstige Maßnahmen

Art der Strafe bzw. Maßnahmen 1970 1987 1989

Jugendstrafe
darunler: 6 lvlonate
bis einschließlich 1 Jahr

Zuchtmittel lz. B. Aresl, Zahlüng
eines Geldbetrages, Verwarnung)

EEiehungsmaßrcgeln
(2. B. Erteilung von Weisungen)

Strafen bzw. Maßnahmen insgesamtl
dagegen Verurteilte insgesamt

687

I3r8

101 061

15 054

I 552

83 496

13 090

I 139

70 543

13 153

125 Sot
8S 593

41 659

140 209
100 073

35 451

119 084
84 951

r Slratgn und MaBnahmen kön.en n€be.ei.anderanqoodner wed6n. so daß ihr6 Gesamlzahlhöher isl als d 6 zahl

243



Tab,5: Verurteilte nach Deliktgruppen im früheren Bundesgebiet

Delikl 19601 1970 1980 1985 1987 1989

o/.

Straft alen im Slraßenverkehr
Straftaten gegen die Person

Körperverlelzung
(auch schwere)
andere gegen die Person2

Strattalen gegen das Vermögen
Diebstahl und Unterschlagung
Betrug und Unlreue,

Urkundenlälschung
andere gegen das Vermögen3

Straftaten gegen den Staat.
die öffentliche Ordnung
und im Aml

Übrige Verbrechen
und Vergehen

42..t 47,9 45,0 37,2 36,7 37,0

5,6
7,6

4,2
4,7

4,6 4,6
4,1

16.8 21,6

4,4
4,0

7,1

3,1

4,6
3,8

11,4
3,4

24,0 22,7

8.9 5,8
3.1

12,6
3,4

3,8

11,5 't0,3

2,3

11,9

2,6

11,8

2,6

't2,2 13,0

1 BundosgBblgl (ohn€ Saarlaid und Bed i [wes!).
2 Mord, Toisch ag, gEgen dio s6xu€l 6 S6lbstbostimmong, Beledigung usw.
3 Baub. Elpressung, Begüns1igung, Hshle.6r Sa.hboschädisung usw.

Erst die Erläuterung dieser Zusammenhänge macht versländlich, weshalb die Zahl
der ermittelten Tatverdächtigen so viel höher liegt als die Zahl der Verurteilten.
Hinzu kommt, daß eine große Zahl von Personen (im Zusammenhang mit verschie-
denen Delikten) mehrfach als tatverdächtig erfaßt wird, aber nur einmal im Flahmen
der Strafuerfolgungsstatistik erscheint, lnsgesamt sind also die Angaben zu den
Tatverdächtigen und die der Veruneilten nur bedingt vergleichbar.

Bezieht man die Straßenverkehrsdelikte ein. so wurden 1989 im früheren Bundes-
gebiet 693 499 Personen im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses verurteilt, und
zwar 37 7o wegen Vergehen im Straßenverkehr, 63 % wegen sonstiger Vergehen
und Verbrechen.

Von den Personen, die nicht im zusammenhang mit Vergehen im Straßenverkehr
verurteilt wurden, haben 1989 637. eine Straftat gegen das Vermögen (2.8,
Diebstahl, Unterschlagung, Ftaub) begangen. Die Zahl derer, die wegen einer
Straftat gegen die Person (2.8. Mord, Körperverletzung) verurteilt wurden, liegt
dagegen wesentlich niedriger (1989 bei 14 o/o der Verurteilten).

Je 100000 strafmündige Einwohner der elf alten Bundesländer wurden 1989
insgesamt'l 304 Personen verurteilt. Unterscheidet man zwischen kriminologisch
wichtigen Personengruppen, so ergibt sich ein differenziertes Bild: Männer wurden
1989 annähernd fünfmal so oft strafiällig wie Frauen, Heranwachsende fast
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doppelt so häulig wie Erwachsene. Betrachtet man die Entwicklung der Verurteil-

tenzitfern (s. Abb. 1) in den letzten drei Jahrzehnten, so zeigt sich ab Mitte der 60er
Jahre eine ausgeprägte zunahme der Stratfälligkeit, bei den Frauen sogar um
mehr als 50 %. Erst in den lelzten Jahren sind die Verurteiltenziffern wieder

deutlich z!rückgegangen. Sehr viel häufiger als vor 30 Jahren gab 6s Verurteilun'
gen wegen Betrug. Vor a lem aber Diebstahl führte 1989 beträchllich häufiger zur
Verhängung einer Strafe als zu Beginn der 60er Jahre. Demgegenüber ist die zahl
der Verurteilungen wegen Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung, wegen
gemeingefährlicher Straftaten sowie wegen Straftaten gegen den Staat und die

öff entliche Ordnung zurückgegangen.

Von den im Rahmen eines Strafgerichtsprozesses Veruneilten wurden 1989 im
früheren Bundesgebiet etwa 609000 Personen nach allgemeinem und 85000
Personen nach Jugendstrafrecht verurteilt. Eine Freiheits- und Jugendstrafe bzw,

Skafarrest wurde '1989 in rund 118000 Fällen verhängt, wobei in 96000 Fällen

Abb.1: Wegen Verbrechen und Vergehenl Verurteilte
im früheren Bundesgebiet

je 100 000 Einwohner der gleichen Personengruppe

40m 4 000

3 000 3 000

2 000 2 000

10m 10m

0 0
1965 70 75 80 85 89

Männliche Heranwachsende

t\4ännl iche J u gend liche

Männliche Erwachsene

Weibliche Personen insgesamt

1 Ohr6 V8rgehe. rn Slraoenverkehr.
2 Bß 1s60 ohne Saarand und Benin (wss0.
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auf eine Slrafdauer von nichl mehr als einem Jahr erkannt wurde. ln 67 % der
Fälle wurde die Verbüßung der lreiheiisenlziehenden Strate zur Bewährung aus-
gesetzt.

10.3.3 Strafuollzug

ln den Justizvollzugsanstalten in den elt alten Bundesländern saßen am 31. März
1989 40806 Stralgefangene sowie 204 Sicherungsverwahrte ein. Die Mehzahl
von ihnen, nämlich 23635, mußte mehr als ein Jahr hinter Gittern vorbringen, 'l 179
hatten sogar eine lebenslange Freiheitsstrafe zu verbüßen,

Von den Strafgefangenen im früheren Bundesgebiet \r'laren nur 3,9 7o Frauen.
Auch hier zeigl sich, daß trotz der in den letzten Jahrzehnten überdurchschnittlich
gestiegenen Stralfälligkeit (vgl. 10.3.2) Frauen immer noch weit weniger Strattaten
begehen als Männer.

Die Ergebnisse der Slatistiken über den Stratvollzug verdeutlichen auch, daß
Personen, die bereits einmal mit dem Gesetz in Konflih gerat€n sind, häufig erneut
stralfällig werden. Von den am 31. Mäz '1989 €insitzsnden Strafgefangenen und
Sicherungsverwahrten waren knapp drei Vi€rtel (30121) b€reits vorbeslrart. Mehr
als ein Viertel hatte sogar fünf oder mehr Vorslrafen aufzuwaisgn.

Tab. 6: Strafgefangene im früheren Bundesgebiet am 31 .3, 1989

Voraussichtliche Vollzugsdaue. Strafgefang€ne

insgesamt darunterFrauen

Bis einschließlich 1 Jahr
1 bis einschließlich 5 Jahre
5 bis einschiießlich 15 Jahre
Lebenslang
Unbestimmte Vollzugsdauer

lnsgesamt

'l.7 171
17 766
4 601
't 179

89

40 806

900
517
116

1 588

10.3.4 Bewährungshilfe

Personen, bei denen die gesamte Strafe oder ein Stralrest,zur Bewährung'
ausgesetzt ist, können der Bewährungsaufsicht unterstellt werden. Zur Bewährung
ausges€tzt werdan freiheitsentzi€hende Strafen vor all€m dann, w€nn von d€m
Verurteilten erwartet werden kann, daß er nicht erneut stratfällig wird. ln der B6gel
wird davon nur bei kurzer Strafdauer, etwa bis zu einem Jahr, Gebrauch gemacht.
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1989 übten die 2067 hauptamtlichen Bewährungshelfer 143167 Bewährungsaut
sichten aus. 1970 standen 616 Bewährungshelfern 39500 Bewährungsautsichten
gegenüber. Auf jeden (hauptamtlichen) Bewährungshelfer entlielen damit 1989 im

Durchschnitt 69 Bewährungsaufsichten (1970: 64).

Gemessen an der Gesamtzahl der Bewährungsaufsichten werden zv Zeil im

Laufe eines Jahres knapp ein Drittel der Aufsichten beendet; hiervon wurden 1989

rund 70 % erfolgreich und knapp 30 70 durch Widerruf abgeschlossen. ln diesem
Fall nutzten die Verurteilten ihre Chancen nicht und mußten ihre Strafe verbüßen.

Von den 3466 Frauen, die 1989 ihre Bewährungsaufsicht beendeten, mußten

sogar nur 22 % ihre (Rest-)Strafe anketen.
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11 ÖffentlicheHaushalte

Dieses Kapitel enthält bis auf Abschnitt '11.5 ausschließlich Angaben für das
lrühere Bundesgebiet, da sich die öffenllichen Haushalte und die Finanzslatistik in
den neuen Bundesländern bei Redaktionsschluß erst im Aufbau befanden.

11.1 Die Aufgaben des Staates

Wandlungen in der Autfassung vom Staat und seinen Aufgaben lassen sich
besonders deutlich aus den Ansprüchen der Bürger an das Leistungsangebot im
öffentlichen Bereich ablesen. Lange Zeit hatte der Staat in erster Linie die allgemei-
nen Rahmenbedingungen für ein geordnetes Zusammenleben zu setzen und den
Schutz nach außen zu sichern. Heute werden ihm eine Vielzahl zusätzlicher
Leistungen abverlangt. Die Sorge für Bildung und Ausbildung, die soziale Siche-
rung, die Mitwirkung bei der Versorgung mit Wohnraum sind hierlür nur ernrge
Beispiele. Auch im wirtschatllichen Bereich wird d€r Staat zunehmend in die Pflichl
genommen. Über die traditionelle Aulgabe der Bereitstellung und Verbesserung
der lnlrastruklur hinaus hat er - entsprechend den allgemeinen Leitlinien der
Wirtschaftspolitik - alles zu tun, um wirtschattliche Stabilität und ein angemesse-
nes Wachstum zu sichern und die Prinzipien des Sozialstaates zu ve irklichen. ln
vielen Bereichen von Wissenschaft und Forschung, bei der Förderung yon Sport
und Kultur usw. sind staatliche Hillen inzwischen selbstverständlich geworden,

Alle di€se Aufgaben er,ordern den Einsatz erheblicher tinanzieller lvlittel, die von
der Allgemeinheit bzw. der Wirtschaft über Steuern, Gebühren, Beiträge und durch
die Bereitschatt, dem Staat Kredite zu gewähren, aufgebracht werden müssen. Zur
ötfentlichen Haushaltswirtschaft gehören Einnahmen und Ausgaben von Bund,
Ländern, Gemeinden, Gemeindeverbänden und kommunalen Zweckverbänden,
ferner der Lastenausgleichsfonds und das ERP-Sondervermögen, das aus der
Marshallplanhilfe der USA nach dem Zweiten Weltkrieg hervorgegangen ist, sowie
die Etals der Sozialversicherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit.

1 1.2 Ausgaben der öffentlichen Haushalte

Von 1951 bis 1990 sind die Ausgaben von Bund, Ländern, Gemeinden, Gemeinde-
verbänden (Gebietskörperschatten) sowie von Lastenausgleichstonds und ERP-
Sondervermögen im früheren Bundesgebiet von 37,4 Mrd. auf 748 Mrd.DM
gestiegen. Je Einwohner bekugen die Ausgaben 1990 11829DM gegenüber



754 DM im Jahre 1951, Die Finanzen der übrigen öflentlichen Haushate (Finanz-
anteile der EG, Sozialversicherung, Zweckverbände) werden statislisch ersl ab
'1974 erfaßt und sind wegen der Schwierigkeiten eines langfristigen Vergleichs hier
generell außer acht geblieben. Die finanziell größte Bedeutung unter ihnen haben
die Ausgaben der Sozialversicherungsträger und der Bundesanstalt für Arbeit, die
sich 1990 zusammen auf 426 Mrd. DM (geschätzt) beliefen.

Tab. 1: Entwicklung der Ausgaben der öffentlichen Haushaltel 1951 bis1990

Jahr Ausgaben
[,lill. Di, DM je Einwohner

1951

1961

1970
1975
1980
1985
1986
1987
1988
t98S
1990

196
354
498
588
609
630
647
676
748

401

330
774
088
670
988
774
088
215
005

754
1 696

5 738
I091
I 648
9 992

10 325
10 536
10 909
11829

I Bund, Laslonausgl€lchstonds, EBP-Sonderuermagen, Länder Gemeinden/Gomeindeverbände

Tab. 2: Staatsquote: Ausgaben der öffentlichen Haushaltel
in Prozenl des Bruttosozialprodukts

Jahr Staatsquote Jahr Staatsquote

1965
1966
1967
1968
't 969
't 970
't971

1972
1973
197 4
1975
1976
1977

30,7
30,1
31,6
29.8

29,1
30,0
30,5
30,2
32,0
34,5

1978
1979
1980
1981

1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
'1989

1990

32,8
32,9
33,s
34,2
34,3
33,1
32,1
31 ,9
31 ,4
31,3
30,5

30,6

I Bund, Laslenausg eichlonds, EFP-SondeNermög€n, Länder, Gemeinden/GemeindoveDand€.
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Um Größenordnung und Entwicklung des Ausgabenvolumens der öffentlichen
Haushalte abschätzen zu können, wird es häufig in Relation zum Bruttosozialpro-
dukt, also dem Maß Iür die wirtschattliche Gesamlleistung eines Staates, gesetzt
(,,Staalsquote"). Dabei ist die zeitliche Entwicklung der Staatsquote aussagekräfli-
ger als ihre absolute Höhe. Von 1965 bis '1975 stieg diese Größe von 30,7 % auf
34,5%. Nach einem vorübergehenden Absinken erreichte sie 1982 mit 34,3 "/.
erneut einen Höhepunkt. ln den folgenden Jahren vermindene sie sich bis auf
30,6 % (1990).

Der weitaus größte Ausgabenblock entfällt auf die Soziale Sicherung. lm Jahre
1988 erreichten die Ausgaben hierfür einen Anteil von 22 o/. am gesamten Ausga-
benvolumen. Rund 17% entfielen auf Bildung, Wissenschatt, Forschung und

Abb. '1 : Ausgaben der öffentlichen Haushalte 'l 988 nach Aufgabenbereichen

1 Neltoausgabei (um Zahl!ngen von anderen aflenrlichen Haushalten bereniql)

8,2"Ä ung (53 Mrd

4,7% Öffentliche Sicherheit und
Ordnung, Rechtschutz (30 Mrd.)

16,8% Bildung, Wissenschaft,
Forschu und Kultur 08 Mrd

22,0% Soziale Sicheru 142 Mrd.)

6,4% Gesundheit, Sport und
Erholung (4'l Mrd.)

6441
Mrd.DM

Wohnungswesen, Faumordnung,
5,6% kommunale Gemeinschafts-

dienste

4,3% Mrd

4,7% Verkehr und Nachrichtenwesen
[rrd

4,8% Wirtschaftsunternehmen,
all 1

5,1% Versorg Mrd

9,30,6 Schulden I/rd.)

8,1% Übrige Aufgaben (52 Mrd.)
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Kultur. Mit über I70 war der Schuldendienst der drittgrößte Ausgabenblock (vgl,
11.4). Es folgten der Verleidigungsbereich (8 %), Gesundheit, Sport und Erholung
(6 o/ö) sowie Wohnungswesen, Faumordnung, Kommunale Gemeinschaftsdienste
(6 "/. ).

Bekachtet man die einzelnen Haushaltsebenen, so tätigte der Bund (einschließlich
Lastenausgleichslonds und EFIP-Sondervermögen) '1990 46 % der Ausgaben aller
öffentlichen Haushalte. (Die Länder waren mit 34 %, die Gemeinden mit 20 7o an
den ötfentlichen Ausgaben beteiligt.)

Bei allen ötfentlich€n Haushalten (Bund, Länder, Gemeinden und Gam€indev€r-
bände) fallen besonders die Personalausgaben ins Gewichl. ln den Ländern
erreichten sie 1990 einen Anteilvon 41 %, beiden Gemeinden und Gemeindever-
bänden 31 % und beim Bund 14 % des Ausgabenvolumens.

Alle ötlentlichen Haushalte zusammen wendeten 1990 einen Betrag von 231

Mrd. DM oder fast ein Drittel ihrer Ausgaben insgesamt für das Personal (Binschl.

Pensionen u,ä,) auf. Hierbei sollte nicht übersehen werden, daß viele Dienstlei-
stungen der öffentlichen Hand, wie Schulen, Hochschulen, Polizei und Rechts-
schutz, Gesundheitswesen, Verteidigung, Bau-, Steuer und Zollverwaltung usw.,

Abb. 2: Ausgaben der öfientlichen Haushalte nach Körperschattsgruppen

MTd.DM
800

7N

6m

5m

«I3

3m

200

1m

0

Gemeinden/Gv

Länder und
Stadtstaaten

Bundl

1980 1985 1990

772

1 Ensch eßlch Lastenausq eichslonds und EBP-Son'jeryemöqen
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sehr personalintensiv sind und daß wachsende Ansprüche an das Dienstleistungs-
angebot des Staales zu einer Vermehrung der Stellen in diesem Bereich filhren
müssen.

Für Baumaßnahmen und sonstige Sachinvestitionen wurden 1990 Ausgaben in

Höhe von rund 64 Mrd. Di, getätigt. Knapp 67 % hiervon entlielen allein auf den
kommunalen Bereich. Weitere wichtige Ausgabenposten der öflentlichen Haus-
halte sind der laufende Sachaulwand mit etwa 118 Mrd.DM im Jahr 1990 (2.8.
Ausgaben für Heiz-, Energie- und Betriebskosten, lür Unterhaltung des unbe*egli-
chen Vermögens, für Verbrauchsmittel, aber auch sämlliche militärische Anschaf-
fungen) sowie Zuschüsse an private Haushalte (Flenten- und Unlerstützungszah-
lungen), an Unternehmen (Subventionen), an soziale und an sonslige Einrichtun-
gen im ln- und Ausland in Höhe von zusammen 142 Mrd. DM.

11.3 Einnahmen der öffentlichen Haushalte

Zur Finanzierung seiner Ausgaben hat der Staat im wesentlichen zwei lröglichkei-
tenr die Erhebung von Steuern und di€ Aufnahme von Krediten. lm Jahr 1990
standen - nach vorläufigen Ergebnissen - den ötlentlichen Ausgaben von 7,18,0
Mrd. DM Einnahmen aus Sleuern und sonstige Einnahmen (2. B. Gebühr6n, Mie-
ten, Verkaufserlöse für Beteiligung€n und Sachvermög€n, Zansen) von insgesamt
672,6 Irrd. Dlvl gegenüber. Die Nettokreditaufnahm€ betrug rund 75 Mrd. DM.

Als Maß für die Sleuerbelastung der Gesamtwirtschatt wird häufig die sogenannte
volkswirtschaftliche Steuerquote herangezogen. Sie s€tzt das gesamle Sleuerauf-
kommen in Beziehung zum Brutlosozialprodukt. 1990 lag die Steuerquote bei
22,4 "k gegenübet 22,3 f. im Jahr 1970 und 23,1 "/. 1965.

Nach den Grundsätzen des Finanzr,,/esens, wie sie im Grundgesetz festgelegt sind,
lassen sich im Steuersystem der Bundesrepublik Deutschland Gemeinschafts-,
Bundes-, Landes- und Gemeindesteuern unterscheiden. Hinzu kommen die Zölle,
deren Aufkommen den EG zusteht.

1990 haben Bund, Länder und Gemeinden insgesamt 550 Mrd. DM an Steuern
eingenommen (Tab. 3). Allein 403 Mrd. DM oder 73,2 % entfielen auf die Gemein-
schaftssteuern, zu denen Lohnsteu€r, veranlagt€ Einkomm€nsteuer, Kapitalertrag-
und Körperschattsteuer sowae Umsatz- und Einfuhrumsatzsteuer rechnen,

Die zehn aufkommensstärksten Steuern sind in Tab.4 aufgetührt. Am ergiebigslen
ist die Lohn- und Einkommensteuer. Nach den neuesten Ergebnissen der nur im
Dreijahresturnus durchgefühnen Lohnsteuerstatistik und Statistik der veranlagten
Einkommensteuer, die wegen der langen Erklärungs- und Veranlagungsfristen und
der schwierigen Autbereitungsarbeiten aus dem Jahr 1986 datieren, wurden
seinerzeit 22,9 Mill. Lohn- und Einkommensteuerpflichtige (mit einem positiven

Gesamtbetrag der Einküntle) erfaßt. Zusammenveranlagte Ehegatten, ob Allein-



Tab. 3: Kassenmäßige Steuereinnahmen vor der Steuerverteilungl
1974, 198S und 1990

Steuerad MiII, DM

197 4 1989 1990

Gemeinschaftssteuern
Bundessteuern
Landessteuern
Zölle2
Gemeindesteuern

lnsgesamt

163 641,2
37 311,6
11789.5

26 317 .3

239 059,7

396 940,8
61 338,3
24 204,6

6 795,3
46 245,5

402 617,2
65 878,8
25 368,4
7162,7

48 640,1

549 667,13

l Abw€ichung€n 9€g6nüberden steuere nnahm€n nach d€r Vod€ilung iniolge 2eillicher Übeßchn6idung€i
2 Bis 1988 in Bund€ss1€uern enlhallEn
3 Oarüb6r hinaus f 6 en im G€b 6t der €hem OOF m 2. Halblahr 1 990 I 7,4 Mrd DM Sleuere nnahmen an.

Tab. 4: Die zehn ergiebigsten Steuern 1974, 1989 und '1990

Sleuerart Erlrag stehl zu 197 4 1989
I'iII, DM

1990

Lohnste!er
Umsalzsleuer
Einfuhrumsatzsleuer

Gewe6esteuer nach

Ertrag und Kapital

Veranlagte

Einkommensteuer

lVineralölsleuer

Körperschaltsteuel
Tabaksleuer
Kapitalerlragsteuel
Kratllahlzeugsleuer

Eund/Ländern/Gemeinden

Bund/Ländern/EG
Bund/Ländern/EG

7J 960,2 181 832,4

33 5S3,1 67 995,5

18 317,1 63 483,9

177 590.5

78 01 1,9

69 572,9

Gemeindenßund/Ländern 18 774,5 36 705,7 38 795.6

Bund/Ländern/Gemeinden
Bund

Bund/Ländern

Bund

Bund,4-ändern

Ländern

26 793,4

16 051,7

10 403,4

I952,3
2574,1
5159,2

36 799.2

32 964.7

34 181,3

15 508.7
12 648,4

9166,8

36 519,4

34 621,3

30 0s0,2
17 401,8

10 832,4

I313,5

oder Doppelverdiener, und Ehegatten mit gemeinsamem Lohnsteuerjahresaus-
gleich wurden dabei grundsätzlich als ein Steuerptlichtiger behandelt. Der Gesamt-

betrag der Einküntte (nach der Steuergesetzgebung errechnet aus der Summe

aller Einküntte, gegebenenfalls auch Verluste, aus selbständiger oder nichtselb-

ständiger Arbeit, Kapitalvermögen, Vermietung und Verpachtung, Gewerbebetrieb,

Land- und Forstwirtschaft sowie sonstigen Einkünften) die§er Steuerpflichtigen

betrug 956,3 lvlrd. DM, die lestgesetzte Einkommensteuer 182,9 Mrd.DM. Je
Steuerpflichtigen waren das im Durchschnitt Einkünfte in Höhe von 4'l 800 Dl'4, von

denen 19.1 % Sleuern zu enlrichten waren.
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Tab. 5: Lohn- und Einkommensteuerpflichtigel 1 986

Steuerpllichlige
nach Steuerart

Sleuer-
pflichtige

Gesamt-
betrag der
Einküntte

Lohnsteuer/
Einkommen-

steuer

Steuer-
belastung

j€ Steuerpflichligen

1 000 Dt\,r

Nichtveranlagte
Lohnsteuerpflichtige

Veranlagte

.. Lohnsteuerpflichtige
Ubrige Einkommensteuer-

pflichtige
(ohne Einküntte aus
nichtselbständiger Arbeit)

lnsgesamt

8 950,4

12 207,8

21 240

55 490

2 210

11 410

10,4

20,6

1 737,3

22 895,6

51 120

41 770

13 730

7 990

26,9

19,1

1 M 1 poEn(6m Ges€mtbetrag d€r Einkünn6.

Zwischen den einzelnen Gruppen variierten diese Werte allerdings beträchtlich.
Auf die nichtveranlagten Lohnsteuerpflichtigen (39,1 % aller Steuerpflichtigen)
entfielen beispielsweise durchschnittliche Einkünrte von 21 200 DM, die im Durch-
schnitt mil '10,4% Steuern belastet wurden. Oemgegenüber hatten veranlagte
Einkommensteuerpflichtige ohne Einküntte aus nichtselbständiger Arbeit (7,6 %
aller Steuerpllichtigen) Durchschnittseinkünfte von 5'l 100 DM mit durchschnittlich
26,9 % zu versteuern.

Aus den zusammengefaßten Ergebnissen über Lohn- und Einkommensleuerpflich-
tige lassen sich wichtige Anhaltspunkte über die Einkommensverteilung im frühe-
ren Bundesgebiet gewinnen, da alle steuerpflichligen natürlichen Personen mit
ihren (sleuerlichen) Einkünften einbezogen sind. Von Nachteil isl, daß di€ Statistik
zu einem relativ späten Zeitpunkt vorliegt, daß Ehegatten grundsälzlich als ein
Steuorpllichtiger gezählt werden, daß Lücken hinsichtlich der Einbeziehung von
Einkommen aus Land- und Forstwinschaft sowie Kapitalvermögen bestehen und
daß darüb€r hinaus bei den Arbeilnehmern die Sozialversicherungsbeiträge und
freiwilligen Sozialleistung6n der Arbeitgeber nicht und Renteneinkünfte u. ä. nur zu
einem geringen Teil erfaßt werden.

35,0 "/. der Steuerpflichtigen bezogen 1986 Einküntte von weniger als 25000 DM
im Jahr,38,6% flossen 25000 bis 50000DM zu. 13662 Steuerpflichtige und
damit 0,06 "/" konnten als Einkommensmillionäre bezeichnet werden. Sie halten
einen Anteil an den Gesamteinküntten von 4,1 o/o. Er lag damit um 1,6 Prozent-
punkte höher als der Anteil der rund 4,1 Mill. Steuerpflichtig€n, die unter 12 000 OM
jährlich verdienten.
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Tab. 6: Einkommensverteilung 1986
nach der Lohn- und Einkommensteuerstalistik

Gesamtbetrag der Einkünfte
von...bisunter...DM

Steuerpllichtige

1 000

Gesamtbetrag der
Einküntle

[,ti . DtV

1- 4 000
4 000- I000
8 000- 12 000

12 000- 16 000
16 000- 25 000
25 000- 30 000
30 000- 50 000
50 000- 75 000
75 000-100 000

100 000-250 000
250 000-500 000
500 000- 1 l\.4ill.

1 t\ri .- 2 t4i .

2 t\.4i .- s t\ri .

5 t\,1i ,-10 t\ri .

10 N.4ill. und mehr

lnsgesamt

1 445,2
1455,5
1240,5
1 't 10,7
2 762,9
1915,1
6 923,7
3 876,9
1239,7

791,6
93,7
26,6
8,6

0,9
0,5

22 895,6

6,3
6,4
5,4
4,9

12,1
8,4

30,2
16,S

5,4

0,4
0,1

0.06

100

2 611,3
8 889,2

12 310,9
15 492.7
57 218,5
52755,4

270 182,7
234 493,1
105 452,9
108 065,7
31 433,8
r7 893,3
1 1 769,9
10 950,8

6 041,8
10 749,8

956 3't2,0

0,3
0,9
1,3
1,6
6,0
5,5

28,3
24,5
11,0
11,3

1,9

1 ,'l
0,6
'1 

,1

100

Angaben aus der Umsatzsteuerstatistik - die Umsatzsteuer ist die Steuer mit der
zweithöchslen Ergiebigkeit - liegen zuletzt für das Jahr 1988 vor. Damals leisteten
2,0 lllill. Steuerpflichtige (Voranmeldungssteuerpflichtige) mit einem Jahresumsatz
über 20000DM mit steuerbaren Umsätzen von 4255 Mrd.DM Umsalzsleuer-
Vorauszahlungen in Höhe von 67,8 Mrd. Dl./l. Von besonderer Bedeutung war der
Bereich des Produzierenden Gewerbes ohne Baugewerbe, das 15 % der Steuer-
pflichtigen stellte, abet 46 "/" des steuerbaren Umsatzes tätigte und 28 o/o der
Steuervorauszahlungen des Jahres 1 988 erbrachte.

Die Gesamtheit der Steuereinnahmen muß zwischen den einzelnen GebietskÖr-
perschalten so verteilt werden, daß sie dae ihnen verfassungsmäßig zugewiesenen
Aufgaben erfüllen können. Dabei legt das Grundgesetz fest, wem die Erträge
bestimmer Steuern zufließen; für die Umsatzsteuer und die gemeindliche Beteili-
gung an der Lohn- und veranlagten Einkommensteuer wird durch Bundesgesetz
geregelt, welche Teile dem Bund und den Ländern bzw. den Gemeinden zustehen.
Darüber hinaus erhalten die Europäischen Gemeinschaften das Aulkommen aus
den Zöllen und Anteile an der Umsatzsteuer, sowie Bruttosozialprodukts-Eigenmil
tel aus den Steuereinnahmen des Bundes. Schließlich findet ein Finanzausgleich
zwischen finanzstarken und finanzschwachen Bundesländern statt.



verteilung des Steuerautkommens nach Gebietskörperschaften
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Jagd- u. Fi$hereisleuer

@

Von den Sleuereinnahmen des Jahres 1990 (549,1 Mrd. DM) verblieb dem Bund
nach der Verteilung knapp die Hältte (48 %); die andere Hälfte mußlen sich die
Länder {35 o/o), die Gemeinden (14 %) und die EG (4 %) leilen.

Tab, 7; Kassenmäßige Steuereinnahmen nach der Verteilungl
1974, 1989 und 1990

Gegenstand der Nachweisung I,l!iII, DM

1974 1989 1990

Es verbleiben
dem Bund
den Ländern

Stadtstaaten (ohne Gemeindesteuern)
übrige Länder

den Gemeinden/Gemeindeverbänden
den Europäischen Gemeinschaften

lnsgesamt

119 412,5
83 347,3

7 024,7
76 322,7
32 657,9

2 761 ,0

238 178,8

261 831,7
191 267,0

13 282,4
'177 984,6

74 623,6
2t 383,6

249 785,5
189 214,8
't3143,4

176 071,5
73 650,4
22 795,1

535 445,9 549 105,9

1 Abw6ichungen gegerüber den Sieuereinnahmon vor d6r V6neilung inlolge z6itlich6r Übeß.hneidungen.
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11.4 Schulden der öffentlichen Haushalte

Die Finanzierung der Staatsausgaben erfolgt außer durch Steuereinnahmen durch
die Aufnahme von Krediten. Dies hat zu einer wachsenden Verschuldung der
öffentlachen Haushalte geführt. Die Staalsschulden erhöhten sich von '17,9

Mrd. DM im Jahr 1950 über 122,9 Mrd. DM im Jahr 1970 aul 836,5 Mrd. D[,4 im Jahr
1987 bis 1990 auf 1039,8 [rrd. DM. Allein 1981 nahm die öfientliche Hand etwa 73
Mrd,DM an Krediten netto (Schuldenaufnahme abzüglich Schuldentilgung am
Kreditmarkt) neu auf. Nach den Ergebnissen der jährlichen Schuldenstatistik ist in
den Jahren 1982 bis '1986 die jährliche Nettoneuverschuldung allerdings zurückge-
gangen. Sie belief sich 1982 noch auf 68 Mrd. DM und nahm dann kontinuierlich ab
bis auf 42 Mrd. DM im Jahr '1986. 1s87 stieg sie wieder auf 49 l\.4rd. DM an und
erreichte 1990 vor allem aufgrund eines höheren Finanzierungsbedads im Zusam-
menhang mit der deutschen Wiedervereinigung 129,7 lvrd. DM. Davon entfielen
auf den im Juli '1990 errichteten Fonds ,,Deutsche Einheit" und den im September
1990 errichteten Kreditabwicklungsfonds zusammen 48,2 Mrd. DM.

Die ötlentlichen Schulden entstehen zum größten Teil über den Kreditmarkt, d. h.

durch die Ausgabe von Wertpapieren (Anleihen, Schatzbriefe usw.) oder durch die
Aufnahme von Darlehen bei inländischen Versicherungen, Banken, Bausparkas-
sen u. ä. (einschließlich Sozialversicherungsträge0 sowie im Ausland.

Tab. 8: Schulden der ölfentlichen Haushalte 1950 bis 1990
in N.4ill. D[4

Öffentliche Schulden

Stichtag Schulden
ohne Schulden

bei öffentlichen Haushalten

darunter
Kreditmarkt-

schulden

31

31

31

3'l
31

31
31

31

31

31

31

31

3. 1

3. 1

'12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

12. 1

866
895
412
478
893
245
886
577
859
474
048
380
766

950
955
960
965
970
975
980
985
986
987
988
989
990

17
38
51

80
122
247
455
748
786
836
891

916
1 039

865
16 831

57 323
101 588

438 710
733 145
771 775
821 751
876 686
902 397

1 026 253
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Abb.3: Öifentliche Schulden 1970 bis 1990
(ohne Schulden bei ötfentlichen Haushalten)

1 Ab 1980 anschli€ßlrh Lastenausglschslofidst 1990 ohn6 Gs§amvsr§chuldung dss Republikhaushalbs der
€hsm DDR

2 Einshl Krank6nhäuser m1k6u1männ schem B€chnungswssan.
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Die Schuldenlast der Gemeinden (ohne Schulden beiöffentlichen Haushalten), die
1970 noch über derjenigen der Länder lag, hat sich bis 1983 aul das Zweieinhalb-
fache erhöht, während die Schulden von Bund und Ländern sich jeweils etwa
versiebenlacht haben. Enlsprechend betrugen die Schulden des Bundes (einschl.

Lastenausgleichsfonds und EFiP-Sondervermögen) und der Länder 1990 551
Mrd, DM bzw, 326 Mrd, DM, während sich die finanziellen Verpflichtungen der
Gemeinden und Gemeindeverbände sowie der Zweckverbände auf 113 Mrd. Dl,4

bzw. I Mrd. DM summienen.

Der erhebliche Finanzbedarf infolge der deutschen Wiedervereinigung und aul
grund wachsender internationaler Verpflichtungen erfordert kurzfristig eine ver-
stärkte lnanspruchnahme des Kreditmarktes durch die öffentlichen Haushalte. Die
Diskussion über Auswirkungen und Grenzen der Staalsverschuldung gewinnl
daher erneut an Aktualität. Nach dem Grundgesetz (Art.115) darf die jährliche
Kreditaufnahme des Bundes die Summe der im Haushaltsplan veranschlagten
Ausgaben für lnvestitionen nicht überschreiten. Gleichwohl ist auch bei Einhaltung
dieses Grundsatzes zu beachten, daß zunehmende Verschuldung zu steigenden
Zinszahlungen führt, dis den Spi€lraum der Haushalt6 künttiger Jahre einengen.
Die Zinslast für die Staatsschulden lag z, B, '1974 bei 13 Mrd, Dl,rt jährlich, war 1978
aul 22 Mrd. Dl.4 gestiegen und betrug 1986 bereits knapp 58 Mrd. OM, 1990 waren
es 64 Mrd. D[.4. l\y'it wachsender öffentlicher Verschuldung verbindet sich auch die
Gefahr, daß die öffentliche Nachkage am Kreditmarkt private Kreditnachfrager
verdrängt und damit die private lnvestitionstätigkeit hemmt. Andererseits können
durch Kredite finanzierte Ausgaben des Staates in konjunkturschwachen Zeiten
einen Ausgleich für die rückläufige Nachlrage in anderen Bereichen schalfen,

11.5 Personal der ötfentlichen Haushalte

Die ötfentlichen Arbeitgeber beschäftigten 1991 im vereinten Deutschland 6,8 Mill.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (einschl, Soldaten). Davon übten knapp 5,8 lVill.

eine Vollzeit- und rund 1 [,4ill. eine Teilzeitbeschäftigung aus. Die meisten Beschäf-
tigten standen im Dienst der Länder. l'.Iitte 199'1 wurden knapp 2,6 Mill. Landesbe-
dienstele gezählt. Die Kommunen meldeten über 1,9 Mill. Beschäftigte; bei den
Bundesbehörden waren €s (einschl. der erstmals erfaßten Soldaten) rund 860 000,
bei der Bundespost 664 000, bei der Bahn (Deutsche Bundesbahn und Deutsche
Heichsbahn) 472000 und im mittelbaran ötfentlichen Dienst über 300 000.

Bei den Dienststellen in den alten Bundesländern waren 1991 5,'1 Mill. Beschättigte
tätig. Von ihnen hatten 4,2 Mill. einen Dienst- oder Arbeitsvertrag mit der vollen
Arbeitszeil, während 0,9 Mill. oder 18 % eine Teilzeilbeschäftigung ausübten. ln

den neuen Bundesländern (einschl. Berlin[Ost]) betrug die Zahl der Beschäftigten
im ötfentlichen Dienst 1,7 Mill. lm Vergleich zu den alten Bundesländern lag der
Anteil der Teilzeitkrätte mit I % deutlich niedriger.
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Abb.4: Beschättigte des ötfentlichen Dienstes 1960bis t99O
nach Beschäftigungsbereichen im früheren Bundesgebiet
(1960 = 100)

2 Einschli6Blich kommunalorZweckverbänd€.
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Die weileren Ausführungen beziehen sich aul das Jahr 1990 und den Gebietsstand

vor dem 3. Oktober 1990. ln diesem Jahr wurden 4,7 l,4ill. Beschäftigte im öffentli-

chen Dienst (ohne Soldaten) erfaßt. Damit ist die öffenlliche Hand der größte

Arbeitgeber in der Bundesrepublik Deutschland. ln seinen Diensten stand etwa

leder sechste Erwerbstätige bzw. jeder füntte abhängig Beschättigte (zu den

Personalausgaben vgl. 1 1.2).

Abb.4 zeigt die unterschiedliche Entwicklung der Beschäftigten im öffentlichen

Dienst seit 1960, aufgeschlüsselt nach Beschättigung§bereichen. Während der

Personalbesland im Bund. nach Abschluß des Aufbaus der Verteidigungsverwal-

tung, seit 1970 nur noch wenig zugenommen hat, haben die Länder seit'1966 in

großem Umlang neue Stellen geschatfen. Dies ist im wesentlichen auf den Ausbau

des Bildungswesens zurückzulühren, das in die zuständigkeit der Länder fällt.

Von lOO Beschäftigten des öllentlichen Dien§te§ arbeiteten 1990 41 bei den

Ländern,29 bei den Gemeinden, 17 bei Bundespost und Bundesbahn, T bei

Bundesbehörden. lm mittelbaren öllentlichen Dienst, al§o bei den Sozialversiche'
rungsträgern, der Bundesanstalt für Arbeit und den Trägern der Zusatzversorgung

des Bundes. der Länder und der Gemeinden, waren 6 von 100 deI öffenllichen

Bediensteten tätig.

Abb.5 zeigt die Entwicklung des vollzeitbeschäftigten Verwaltungspersonals von

Bund. Ländern und Gemeinden seil '1960, ditferenziert nach ausgewählten Aufga-

benbereichen. 1990lag€n beim Bund die Schwerpunkte des Personaleinsatzes im

Bereich der Verteidigungsverwaltung (54 %) sowie der politi§chen Führung, zen'

tralen Verwaltung und auswärtigen Angelegenheiten (23 o/.). Bei den Ländern

standen die Bereiche Bildungswesen (46%), politische Führung und zentrale

Verwaltung (15 %), ötfentliche Sicherheit und Ordnung (15 o/.)sowie Rechtsschutz

(10 %) im Vordergrund. Bei den Gemeinden waren in Krankenhäusern (24 %), in

der allgemeinen Verwaltung (17 %), im Bau- und Wohnung§wesen und im Verkehr

(14%) besonders viele Beschäfligte eingesetzt An Schulen und Kindergärten

(8 %) sowie im Bereich ,soziale Sicherung" (10 %) waren auch relativ viele

Gemeindebedienstete tätig.

ln der Aufgliederung nach Dienstverhältni§sen wurden 1990 1.8 Mili. Beamte und

Richter, 1 ,8 Mill. Angestellte und 1,1 Mill. Arbeiter gezählt, Von den insgesamt 4'7

Mill. Beschäftigten waren etwa 870OOO Teilzeitkrälte; ihr Anteil hat sich von 1960

bis '1990 von 6,5 % auf '18,6 % erhöht. Bei den Beamten und Bichtern bekug der

Anteil der Teilzeitbeschäftiglen 1O%, bei den Angestellten 24% und bei den

Arbeitern 26 %.

Von den Mitarbeitern, die 1990 in den Lohn- und Gehaltslislen der Öftentlichen

Arbeitgeber geführt wurden, waren Über 2 Mill. oder 43 '/. Frauen lmVergleichzu
1960 wurden 1,2 Mill. Frauen mehr eingesetzt, während im gleichen zeitraum die

Zahlder männlichen Kollegen um 5OoOO0 zunahm Knapp zwei Dritlel der Frauen

hatten einen Vollzeitarbeitsplatz, die übrigen übten eine Teilzeitbeschättigung aus.
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Abb.5: Vollzeitbeschäftigte der Verwattung von Bund, Ländern, Gemeinden
1960 bis '1990 nach Teilbereichenl im früheren Bundesgebiet
(1960 = 100)
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12 Gesamtwirtschaft im Überblick

12.1 Rahmenbedingungen
des wirtschaftlichen Geschehens

ln dieser Darstellung können die Rahmenbedingungen der Wirtschaftsordnung in

der Bundesrepublik Deutschland nicht im einzelnen erläutert werden. Für das
Verständnis der Gesamtzusammenhänge ist es aber notwendig, zumindest die
ordnungspolitischen Grundvorstellung€n kurz zu umreißen.

Das Grundgesetz - als Basis der gesamten staatlichen und gesellschaltlichen

Ordnung in der Bundesrepublik Deutschland - legt sich auf kein bestimmtes
Wirtschaftssystem fest, enthält aber eine Reihe normativer Bestimmungen, die

als Rahmenbedingungen zu betracht€n sind. Dazu zählen insbesondere die

Garantie des Privateigentums sowie seine soziale Verpflichtung, die Gewerbelrei-
heit, das Recht auf freie Wahl des Arbeitsplatzes, die Vereinigungslreiheit und die

Freizügigkeit.

Weitere Grundsätze der Ordnungspolitik werden durch das Gesetz gegen Wett-

bewerbsbeschränkungen (1957), das Stabilitätsgesetz (1967), das Kreditwesen-
gesetz (1961), das Gesetz über die Deutsche Bundesbank (1957) sowie eine

Feihe anderer Gesetze (2.8. Tarifvertragsgesetz, Gewerbeordnung usw.) kon-

kretisiert.

Darüber hinaus wirken sich im wirtschaftlichen Geschehen Einflüsse der Sozialge-

setzgebung und arbeitsrechtliche Regelungen (2. B, Mitbestimmung, vgl. 7.3) aus,

aber auch der töderalistische Staatsaufbau sowie die Einbindung der Bundesrepu-

blik Deutschland in internationale Organisationen, Regelungen der Sozialgesetz-
gebung beeinflussen nicht nur die Lebensverhältnisse des einzelnen, sondern

auch die Ausgabensituation des Staates und der Sozialversicherungsträger sowie

die Kostenrechnung der Unternehmen,

Die Dispositionen der Wirlschaftseinheiten werden nicht zuletzt von der Wirt-

schattspolitik des Staates in Form der Steuer und Ausgabenpolitik, der Regional-

und Strukturpolitik sowie der Geldpölitik der Bundesbank beeinflußt.

Auf eine Kurzformel gebracht ergibt sich in der Bundesrepublik Deutschland das

Bild einer Wirtschaftsordnung, die üblicherwease mit dem Begrifl ,,soziale Markt-
wirtschaft" charakterisiert wird und sich als eine Verbindung von ,,freier Marktwirt-

schaft" und ,,rahmensicherndem, sozial abfederndem Staat" (Fludolf Hickel) dar-
stellt.
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12.2 Einführung in die gesamtwirtschaftliche Darstellung

Eine wichtige Aulgabe der Wirtschaftsstatistiken bestehl darin, Produktionsgrund-
lagen, -vorgänge und -ergebnisse in einzelnen Ber€ichen und in der Gesamtwirt-
schalt zu erlassen und damit die Oaten zu liefern, dia sowohl Grundlage als auch
Konlrollinstrument wirtschaltspolitischer, aber auch unternehmerischer Entschei
dungen sind. Neben staatlichen Stellen dient das Dalenmaterial vor allem For-
schungsinstituten, Hochschulen, Verbänden und Unternehm6n zu Analyse- und
Prognosezwecken.

Die umfassendsten Ergebnisse über das wirtschafllicha Geschehen liefern die
Volkswartschafllichen Gesamtrechnungen, die stalistisches Malerial aus nahezu
allen Bereichen zu einem geschlossenen Gesamtbild zusammenfügen. Oer Dar-
stellung li€gt der Kreislaufgedanke zugrunde. Zur Verbesserung der Übersichtlich-
keit wird die Vielzahl der Widschattseinheiten in vier Sektoren zusammengefaßt,
und zwar in Unternehmen, private Haushalte, Staat und Ausland. Die Transaktio-
nen zwischen diesen Sektoren und zum Teil auch innerhalb der Sekloren werden
als Ströma in d€r folgenden Abb. 1 dargestellt.

Ousll6: EundMinisbnum tür Wn*hatt (Hr€g.), Ein Stück vom groß€n Kuch6n, Bonn 1965, S 2.

Am Sektor ,,Unternehmen" sei dieses ,Skömungsdiagramm" in stark ver6infachter
Form erläuter1: Von den privaten Haushalten fließen den Unternehm6n die Ausga-
ben für Konsumgüter und Dienste zu, während umgekehrt Löhne, Gehälter,
G€winne und Zinsen von den Unternehmen an die Haushalte gezahlt werden, An
den Slaat entrichten die Unternehmen Steuern. während bei ihn6n Einnahmen aus

Sta

Sraal
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ü

Abb. 1 : Modell des Wirtschattskreislaufs



dem Verkauf von Gütern an den Staat eingehen. Vom Unternehmenssektor
werden Güter aus dem Ausland importiert bzw. in das Ausland exportiert. und
enlsprechend fließen Geldströme in entgegengesetzer Bichtung.

Die Volkswirtschaltlichen Gesamtrechnungen gründen ihre Berechnungen auf ein
verleinertes Modell dieser Art. Sie sind als geschlossenes Konlensystem mit
doppeller Verbuchung aller Vorgänge angelegt und umfassen daneben eine Beihe
ergänzender Tabellen. Unter Auswertung von Ergebnissen aus nahezu allen
statistischen Arbeitsbereichen wird in diesem Rahmen u. a. die gesamtwirtschaftli-
che Leistung der Volkswirtschaft quantifiziert. Sie kann unter drei verschiedenen
Gesichtspunkten betrachtel werden:

a) Wo ast sie entslanden? Welche Beiträge haben die einzelnen Wirtschattsbe-
reiche zum gesamtwirtschaftlichen Ergebnis geleistet? (Entstehungsrech-
nung, vgl.12.4)

b) Wofür wurde das, was erarbeitet wurde, verwendet? Wurde es investierl,
dem Verbrauch zugeführt oder exportiert? (Verwendungsrcchnung, vgl.
12.5)

c) Wie wurde das bei der Erarbeitung der gesamtwirtschaftlichen Leistung
entstandene Einkommen verteilt? (Veieilungsrechnung, vg1. 1 2.6)

Das Sozialprodukt
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Als zenlrale Größen werden in der Entstehungsrochnung di6 Brutlowartschöpfung
und das Brutloinlandsprodukt, in der Verwendungsrechnung das Bruttosozialpro-
dukt (seltener das Nettosozialprodukt) und in dar Vert€ilungsrechnung das Volks-
einkommen nachgewiesen.

Alle im folgenden nachgewiesenen Angaben der Volkswirtschaftlichen Gesamt
rechnungen beziehen sich mit Ausnahme des Abschnitts 12.7 auf das frühere
Bundesgebiet.

12.3 Entwicklung des Sozialprodukts

Das Bruttosozialprodukt, in dem alle von den 8e\.yohnern eines Landes erbrachten
wirtschaftlichen Leislunoen zu einer Größe zusammengefaßl sind, war 1990 in der
Bundesrepublik Deutschland mil 2426 Mrd. Dl\4 achtmal so hoch wie 1960.

ln der Bundesrepublik wird das Sozialprodukl wie folgt definierl und berechnet:

Verkäufe (Umsatz) von Waren und Dienstleistungen

+ selbsterstellte Anlagen
+ Bestandsveränderungen an halbfertigen und tertigen Erzeugniss€n aus

eigener Produktion

= Ptoduktionswert

- Vorleistungen (im Zuge der Produktion verbrauchte Waren und Dienstlei
stungen)

= Bruttoweftschöplung

+ nichtabziehbare Umsatzsleuer
+ Einfuhrabgaben

= Brutloinlandsprodukt

+ Einkommen aus der übrigen W€lt (Saldo)

= Bruttosozialprcdukt (zu L4arKpreisen)

- Abschreabungen (Wertminderung des reproduzierbaren Anlagevermögens
durch Verschleiß und Veralten)

: Neftosozialprcdukt (zu Marktpreisen)

- indirekte Sleuern (2. B. Umsatz- und Getränkesleuer)
+ Subventionen (2. B. Zinszuschüsse)

= Volkseinkommen

Legt man den Berechnungen die Preise des Jahres '1985 zugrunde, hat sich das
Bruttosozialprodukt seit 1960 fast verzweieinhalbfacht.

Die Entwicklung des Bruttosozialprodukts in jew8iligen Preisen wird sowohl durch
die Entwicklung d€r (realen) gesamlwirtschattlich€n L€islung als auch durch die
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Tab. 1: Bruttosozialprodukt 1960 bis 1990
in Mrd. DN4

Jahr Bruttosozialprodukt Jahr Bruttosozialprodukt

in jeweiligen
Preisen

in Preisen
von 1985

in jeweiligen
Preisen

in Preisen
von 1985

1960
1965
1970
1975
1980
1981
't 982
1983

303,0
458,2
675,7

1 027,7
1 477,4
1539,6
't 590,3
1675,7

1984
1985
1986
1987
1988
19891

1990r

't 763,3
1834,5
1 936,1
2 003,0
2108,0

2 425,5

1080,3
1322,8
't 473,0
1733,8

1716,5
1748,4

1802,0
1834,5
1874,4
1902,3
1 S71,8
2 046,8
2 138,7

I Vorläullges Ergebnis

Abb.2: Wachstumsraten 1970 bis 19901
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allg€meine Preisantwicklung beeinfluß1. Letztere wird bei der Berechnung in kon-
stanten Preisen ausschaltet, so daß die jährlichen Veränderungsraten des Brutto-
sozialprodukts in konstanten Preisen auch als Maßstab des jährlichen Wirtschafts-
wachslums verwendet werden kÖnnen.

Abb.2 verdeutlicht die Wachstumsentwicklung seit 1970. ln den meisten Jahren
konnte das Bruttosozialprodukt gegenüber dem Vorjahr erhöht werden, lediglich
1975 und 1982 war ein Flückgang zu verzeichnen.

12.4 Wirtschaftsstrukturen

Der Beiträg der einzelnen Wirtschartsbereiche zum Sozialproduh läßt sich in etwa
an ihrer Bruttowertschöpfung messen. Sie ist delinierl als die Summe der von
inländischen Wirtschaftseinheiten bzw. Wirtschaftsbereichen produzierten Waren
und Dienstleislungen abzüglich der von anderen Wirtschaftseinheiten bzw. von
anderen Wirtschaftsbereichen bezogenen Vorleistungen (2. B. Flohstotfe, Vorpro-
dukte, Handelsware, Reparaturleistungen usw.).

Ein Vergleich zeigt, daß das Warenproduzierende Gewerbe nach wie vor den
größten Anteil an der gesamten Bruttowertschöpfung hat, wenn dieser seil 1960
auch beträchtlich zurückgegangen ist. Autfällig sind aber vor allem der starke
Rückgang des Beitrags der Land- und Forstlvirtschaft und die deutliche Erhöhung
des Anleils der Dienstleistungsunternehmen an der gesamtwirtschaftlichen Lei-

Abb. 3: Bruttowertschöpfung der Wirtschaftsbereiche

1960 t99o 1

Land- und Forstwirtschaft
5,8%

Produzierendes
Gevreöe
53,2%

1,7%
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8,8%

't3,4%

Dienstleistungs-
unternehmen
13,60ß

30,0%

Handel und Verkehr
18,5% 40,6% 14,404

1 Vorläuliges Ergeb.is
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stung. Hierin kommen die viellälligen Wandlungen in der Wirtschaftsstruklur zum
Ausdruck, d e sich während dieses Zeitraums vollzogen haben. Die Umstrukturie-
rung läßt sich auch an den Veränderungen in der Verteilung der Erwerbstätigen auf
die einzelnen Wirtschaftsbereiche ablesen.

Während 1960 noch nahezu jeder siebte Erwerbstätige {nach Berechnungen der
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen) in der Land- und Forstwirtschaft arbei-
tete, war es 1990 nur noch knapp jeder dreißigste. Umgekehrl waren '1960 erst
knapp 40 von 100 Berulstätigen im Dienstleistungsbereich (Dienstleistungsunter-
nehmen, Handel und Verkehr, Staat, private Haushalte) beschäftigt, seit 1980
schon mehr als jeder zweite. Betrachtet man diese Entwicklung seit 1950, so sind
die Veränderungen noch gravierender.

Tab. 2: Erwerbstätige nach Wirtschaltsbereichenl

Wirtschaftsbereiche

19503 1960 't970 1980 19904

Land- und Forstwirtschafl
Produzierendes Gewerbe
Handelund Verkehr
Dienstleislungsunlernehmen
Staat, private Haushalte

24,6

15,6
6.7

10,2

47,9
18,3

9,1

11,0

43,4
18,7
14,7
18,0

3,4
39,8
18,7
18,5
't 9,6

aÄ

8,5
48,9
17,9
11,0
13,6

[,1ifl.

26,6Gesamtzahl der Erwerbstätigen 13,6 26.1 27 ,0 28,4

1 E.gobnsse äus Bere.hnungen der Vo kswirtschaltl chen Geemtrechnungen.
2 Eße6stätigp nach dem lnlandskonzepl. Enlscheidend Iür die Zuordnunq ist der Aöe ls- u nd n chr der Wohnod.
3 Bundesgobiet ohne Saar and und Berrrn (Wes0.
4 VorläuligesErgeb.is.

Die Gründe lür diesen Strukturwandel liegen vor allem darin, daß sowohl im
landwirtschaftlichen Bereich als auch im Produzierenden Gewerbe große Produkti-
vitätsfortschritte erzielt werden konnten, während dies im Dienstleistungsbereich in

wesentlich geringerem Umfang gelang. Ausgewirkt hat sich aber auch die
Umschichtung der Nachfrage zugunsten der Dienstleistungen (Reisen, L4ahlzeiten

in Restaurants, Bankdienste, Versicherungen usw.).

Oie in den Winschattsbereichen stark unterschiedlichen Produktivitätsfortschritte
zeigen sich besonders deutlich in der Entwicklung der Arbeitsploduktivität seit
1960 (vgl. Tab.3). Um diese Größe zu ermitteln. wird die reale Bruttowertschöp-
fung der Wirtschattsbereiche in Bezug geselzl zü zahl det Erwerbstätigen in den
j€weiligen Wirtschattsbereichen.
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Tab. 3: Bruttowertschöpfung in Preisen von 1985 je Erwerbstätigen
(1970 = 100)

Jaht Land- und
Forst-

wirlschaft

Produ-
2ierendes
Geweüe

Handel
und

Verkehr

Staat,
private

Haushalte

Brutlowerl-
schöpfung
insgesamt

Dienst-
leistungs-

unter-
nehmen

1960
1970
1980
19901

55
100
183
343

63
100
128
154

r00
fi5
128

66
100
129
150

100

153

87
100
105
106

I Vodäuliges Etgebnis

Während sich die Arbeitsproduktivität - gemessen an der Bruttowertschöplung in
konstanten Preisen je Erwerbstätigen - in der Land- und Forstwirtschaft von 1960
bis 1990 versechsfachte, konnte sie im Produzierenden Gewerbe um't33 o/o sowie
im Handel und Verkehr um 144 % gesteigert werden. Bei den Dienstleistungsun-
ternehmen slieg sie dagegen nur um 62 %, bei Staat und privaten Haushalten um
21 a/".

Eine Erhöhung der Arbeitsproduktivität beruht m6ist auf mehreren Einflußraktoren.
Neben einer rationelleren Arbeitsorganisation und wachsender Kapitalintensität
macht sich vor allem der technische Fortschritt mit ein€m zunehmenden Einsatz
leislungsfähiger Maschinen und Anlagen bemerkbar. Die statistischen Daten bele-
gen (vgl. Tab.4), daß in allen Wirtschaftsbereichen verstärkt Kapital eingesetzt
wurde.

Tab. 4: Kapitalstock, Kapitalkoetfizient und Kapitalintensität
alle Wirtschaftsbereiche

Jahr Kapitalstockl
t4rd. Dt,

Kapilalkoetfizient2 Kapitalintensität3
1 000 Di,,t

1960
1970
1980
1988
19894
19904

3 031
5 285
7 473
I 710
I 963

10245

4,0
4,6
5,0
4,9
4,8

116
199
292
356
361
360

1 Jahrssdurchschnitliches Erunoa.lao€vg.mög€n in Prsis€n von 1 S85.
2 V6lhälhis Kapilalslock zu Brunoinlandsprodukl in Pre sen von 1985.
3 Kapilalstock ie Etu6bstjrigen (Jahßsdurch$hnitl.
4 Vodäufigas E.$bn§.
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1 2.5 Verwendung des Sozialprodukts

Die Verwendungsrechnung als zweite Säule der Volkswirtschattlichen Gesamt-
rechnungen gibt in erster Linie Aufschluß darüber, welche Anteile am Sozialpro-
dukt produktiv, also für lnvestitionen, eingesetzt und welche Anleile im privaten

oder staatlichen Bereich verbraucht werden. lnsbasondere der Umfang der lnvesti-
tionstätigkeit ist für die wirtschattliche Entwicklung von großer Bedeutung - und

zwar sowohl ln kurzfrisliger (konjunktureller) als auch in langlristiger (struktureller)

Sicht.

Tab.5 zeigt, daß 1990 der größte Teildes Bruttosozialprodukts (rund 54 o/") für den
Privaten Verbrauch, d,h, den Kaul von Waren und Dienstl€istungen für den

Tab. 5: Verwendung des Bruttosozialprodukts
in jeweiligen Preisen

Jahr Brutto-
sozial-
produkt

Mrd. DM

Privater
Velbrauch

Staats-
verbrauch

Brutto-
investitionen

Außen-
beiirag

in o/t, des Bruttosozialprodukts

't 960
1970
1980
't981

1982
1983
1984
1985
1986
't 987
't 988
'tg8g'

tg9o1

56.7
54,6
56.7
57,4
57.6

56.8
56,5
55.1
55,3
54,7
53,9
53,6

't 3,3
15,8
20,2
20,7
20,5
20,1

19,9
19,8
19,8
19,6
18,7
18,3

2,6
2,1

0,1

1,1

2,5
2,4
3,2
4,1

5,7
5,6
5,8
6,4
6,4

303,0
675,7

1 477 .4
1 53S,6
1 590,3
1675,7

1 834,5
1 936,1
2 003,0
2108,0
2 245,2

27,6
23,3
20,8
19,3
20,2
20,2
19,5
19,4

19,9
21 ,O

21,8

1 Vorläuliges E.9eb.is

Konsum (inländischer) privaler Haushalte (einschl. Eigenverbrauch der privaten

Organisationen ohne Erw€rbszweck), verwendet wurde. Etwas mehr als ein Fünf-

tel des Sozialprodukts wurde für lnvestitionen ausgegeben, erhöhte also den
Bestand an Produktionsanlagen bzw. die Vorräte der Unternehmen und des
Staates. Knapp ein Fünftel wurde dem Staatsverbrauch zugeführt, der die Aufwen-
dungen des Staates für Verwaltungsleistungen (2.8. Sicherheits-, Unlerrichts-,
allgemeine Verwaltungsleistungen, Gesundheitsbetreuung) umfaßt, soweit sie der

271



Allgem€inh€il ohn6 spezielles Enlgelt zur V€rfügung geslellt werden. Der Saldo
aus Ausfuhr und Einfuhr, der sogenannto Auß€nbeitrag, war 1990 mit + 6,4 %
weit€rhin sehr hoch. B€trachtet man die Entwicklung über einen längeren Zeitraum
hinweg, tällt in erster Linie die deutliche Erhöhung des Anteils des Staatsver
brauchs am Bruttosozialprodukt von 13% (1960) auf 18% (1990) sowie der
Rückgang der Bruttoinvestilionen von 27 "/. (1960) aul22 % (1990) auf. Allerdings
hal sich dieser Trend in den l€tzten Jahren wi€d€r umgekehrt, d. h, die lnvestitio-
nen steigen leicht, und d€r Staatsverbrauch g€ht langsam zurück.

Elimini6rt man auch in der Verwendungsrechnung di€ Preissteigerungen, legt also
den Berechnungen für den gesamten Zeitraum die Preise von 1985 zugrunde,
stellen sich die Entwicklungen anders dar. Der Anteil des Staatsverbrauchs ist in
dieser Belrachtungsweise nur geringlügig gestiegen, während beim Anleil des
Privaten Verbrauchs statt eines leichten Rückgangs ein Anstieg zu verzoichnen
war, Diese unterschiedlichen Enlwicklungen sind dadurch zu erklären, daß die
Preisentwicklung des Staatsverbrauchs wes€ntlich durch di€ Lohn- und Gehalts-
steigerungen der beim Staat Beschättigten bestimmt wird, die im allgemeinen
höher waren als die Preissteigerungen der Güter des Privat€n Verbrauchs.

Der Anteil der lnvestitionen am Bruttosozialprodukt war 1990 sowohl nominal (in
je!.veiligen Preisen) als auch real (in konstanten Preisen) kleiner als '1960. Gerade
bei den Bruttoinvestitionen liegt den in Tab.6 angegebenen Werten ab€r keine

Tab. 6: Verwendung des Bruttosozialprodukts
in Preisen von 1985

Jahr Brutto-
sozial-
produkt
trrd. DM

Pdvaler Staats- Brutto- Außen-
Verbrauch verbrauch investitionen beitrag

in % d€s Bruttosozialprodukts

1960
1970
1980
1981
1982
1983
1S84
1985
1986
1987
1988
19891
19901

18,5
18,6
't9,9

20,3
20,3
20,0
19,9
19,9
20,0
20.o
19,7
14,7
18,3

2?,9

20,3
19,3
20,3
20,2
19,5
19,8
19,8
20,6
21,7

1,8

1,4

4,1

3,0
2,0
2,0
3,1

2,6

810,0
1322,4

1 735,7
1 716,5
1748,4
1802,0
1834,5
1874,4
1902,3
1 971,8
2 046,8
2138,7

51,7
55,3
58,6
58,1
57,8
57,5
56,7
56,5

58,2
57,7
56,5
56,6

1 Voriiuliges Ergebnis



kontinuierliche Entwicklung zugrunde; vielmehr schwankte der Anteil der lnvestitio-
nen am Sozialprodukt, die sogenannte lnvestitionsquote, zwischen den beiden
Extremen 28,2 % im Jahr 1965 und '19,3 % im Jahr '1982 (vql. Abb. 4). Hier wirken
sich überwiegend konjunkturelle Einflüsse aus.

Abb, 4: Entwicklung der lnvestitionsquoter 1960 bis 1990

t hvestlionsquole (Eruttoinvsslit on€n in % des Brunosozalprodukts in PBsBn vo. 1sB5).

Betrachtet man nicht den langfristigen Trend, sondern die Entwicklung seit '1980,

so ist festzustellen, daß der Anteil des Privaten Verbrauchs und zeitliveise auch d€r
Anteil der Bruttoinvestitionen zurückgegangen sind, und daß diesem Rückgang ein
gestiegener Außenbeikag gegenübersteht (bei konstantem Anteil des Staatsver-
brauchs).

29

28

26

23

2a

1 1 1 l 1980 1985 1990
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1 2.6 Verteilung des Volkseinkommens

Neben der Entstehung und der Verwendung des Sozialprodukts ist als dritter
Aspekt die Verteilung der Einkommen von lnteresse. Das Volkseinkomm€n
erreichte 1990 einen Wert von '1872 Mrd. DM, das waren 29569 DM je Einwohner
bzw. 65713 DM je Erwerbstätigen.

Von dem lür 1990 ermittelten Volkseinkommen entlielen 70 "/. aul die Bruttoein-
kommen aus unselbständiger Arbeit und 30 % aut die Bruttoeinkommen aus
ljnternehmertätigkeit und Vermögen. Um MiRverständnisse zu v€rmeid€n, ist
anzumerken, daß zu den Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen
neben den Unternehmenseinkommen (Unternehmen mit eigener Flechtspersön-
lichkeit, Personengesellschaften, Einzelunternehmen einschl. Landwirte, Freie
Berufe us\r'l.) auch die Vermögenseinkommen a//er Bevölkerungsgruppen (also
z. B. auch die Zinsen aus dem Sparguthaben eines Kindes, aus dem Wertpapierbe-
sitz eines Rentners oder die Dividenden aus den Aktien im Besitz eines Arbeitnoh-
mers) rechnen. Außerdem ist zu beachten, daß das Brutloeinkommen aus uns€lb-
ständiger Arbeit die gesamten Sozialbeiträge (Arbeitgeber- und Arbeitnahm€ran-
teile) sowie die Lohnsteuer der Arbeitnehmer einschließt.

Seit '1960 haben sich in der Verteilung des Volkseinkommens deutliche Verschie-
bungen ergeben. Damals entfielen erst 60 7. des Volkseinkommens aul Einkom-
men aus unselbständiger Arbeit, dafür aber 40 % aul Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen. Den höchsten Anteil am Volkseinkommen hatten die

Tab. 7: Verteilung des Volkseinkommens

Jahr Volkseinkommen Bruttoeinkommen
aus unselbständiger

Arbeit

Bruttoeinkommen
aus Unternehmer-

tätigkeit und Vermögen

lvlrd. DN4 in o/. des Volkseinkommens

1960
1970
1980
198'l
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
19891

19901

240,1
530,4

1 139,6
1 179,8
1214.2
1 274,1
't 347,1
I 406,8
1 497,6
1550,0
163s,s
1734,3
1 871,5

60.1
68,0
75,8
76,8
76,9
74,6
73,4
73,O

72,6
71.5
70,5
70,2

39,9
32,0
24,2

23,1
25,4
26,6
27,O

27,9
27,4
28,5

2S,8

1 Vo/läuligos Elgeb.is.



Einkommen aus unselbsländiger Arbeit 1982 (77 %); seither ist ihr Anteil wieder
zurückgegangen, während entsprechend der Anteil der Einkommen aus Unterneh-
mertätigkeit und Vermögen von 23 % (1981) auf 30 % (1990) stieg.

Der mit geringen Unterbrechungen bis 1982 anhaltende Anstieg der Lohnquote
(Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit am Volkseinkommen)
ging eanher mit einer sletigen Zunahme der Arbeitnehmerquote (Anteil der beschäf-
tigten Arbeitnehmer an der Gesamtzahl der Erwerbstäligen) von 77 o/" im Jahr
1960 auf 88 % im Jahre 1982. Durch Ausschalten des Einflusses dieser Verände-
rung der Erwerbstätigenstruktur kann man eine ,,bereinigte" Lohnquote berechnen,
die zwischen 1960 (60 %) und 1982 (67 %) erheblich schwächer anstieg als die
unbereinigte Ouote. Ab'1983 schwächte sich die ,,bereinigte" Quote ab. 1990
erreichle sie einen Wert (60 %), der dem Stand von '1960 entspricht.

Vom gesamten Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit entfielen 1990
18,6 % aut die Sozialbeiträge der Arbeitgeber, 24,9 o/. auf die Lohnsteuer und die
Sozialbeiträge der Arbeitnehmer. Die Summe der Nettolöhne und -gehälter betrug
somit 56,6 % des Bruttoeinkommens aus unselbständiger Arbeit in der Abgren-
zung der Volkswirtschaftlichen Gesamkechnungen bzw. 69,5 % der Bruttolohn-
und -gehaltsumme.

Die Belastung der Bruttolöhne und -gehälter durch Lohnsteuer und Sozialabgaben
lag somil 1990 durchschnitllich bei 30,5 "/., gegenüber 28,7 o/o 19A0,22.5% 1970
und knapp 16 % '1960. Bei diesen Angaben ist allerdings zu berücksichtigen, daß
die Arbeitnehmer seit Beginn der 70er Jahre per saldo zunehmend Erslattungen an

Tab. 8: Volkseinkommen je Einwohner
je Erwerbstäligen bzw. je beschäfligten Arbeitnehmer in Dlu

Jahr Voikseinkommen

je Ein- je Erwerbs-
wohner tätigen

Bruttoein-
kommen aus
unselbstän'
diger Arbeit

Bruttolohn'
und

-gehalt-
summe

Nettolohn-
und

-gehalt-
§umme

je durchschnittlich beschäft igten
Arbeilnehmer

1960
1S70
1980
1S87
1988
1S891

19901

Steigerung'1990
gegenüber 1960 in 6/0

I 148
19 889
42115
57 076
59 759
62 51s
65 713

4 332
I745

18 510

26 616
27 943
2S 56S

16 21'l
36 150
46 589
47 947
49 339
51 499

6 148
13 841
23 691
37 812
38 945
40 1 't8

41 984

5 178
10 726
21 184
25 725
26 579

29181

464

1 Vorläuliges Eqebnis

583 618 622 583
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zuviel gezahlter Lohnsteuer im Hahmen von Einkommensteuerveranlagungen
erhalten. Diese Beträge, die sich für'1980 auf rund I Mrd.DM und rür 1990
schätzungsweise auf etwa 20 Mrd. DM oder rund 330 bzw. 790 DM je beschäftig-
ten Arbeitnehmer belaufen, mindern effektiv die Steuerbelastung. Bezieht man sie
in die Betrachtungen ein. so hat die Abgabenbelastung der Arbeitnehmereinkom-
men '1990 bei etwa 29 % und 1980 bei etwas mehr als 27 o/o gelegen.

Tab. 9; Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit
in Mrd. DM

Gegenstand der Nachweisung 1960 1970 1980 1990r

Bruttoeinkommen
aus unselbständiger Arbeit

- Sozialbeiträge der Arbeitgeber

= Bruttolohn- und -gehaltsumme

- Lohnsleuer

- Sozialbeiträge der Arbeitnehmer

= N€ttolohn- und -gehallsumme

't44,4

124,5

1't,7
104,9

1313,9
244,1

't 069,8
',73,8

153,0
743,O

360,6

307,9
36,3
33,0

238,6

863,9
'154,4

709,5
112,4
90,9

506,2

1 Vodäuiiges E€ebnis

Sowohl die Einkommen aus unselbständiger Arbeit als auch die Einkommen aus
Unternehmertätigkeit und Vermögen (mil Ausnahme der nicht entnomm€n€n
Gewinne der Unternehmen und der Vermögens€inkommen des Staates) fli€ß€n
den privaten Haushalten zu. Von di€ser Summe dar Erwerbs- und Vermögensein-
kommen müss€n - wie bereits erwähnt - (direkte) Steuern und Sozialbeiträge
gezahlt werden, die jedoch zumindesl teilweise in Form von sozialen Leistungen

Tab. 10: Verfügbares Eankommen der privaten Haushalte
nach der Umverteilung

Jahr Verfügbares Einkommen nach der Umverteilung

lnsgesamt

trrd. DM

davon Verwendung lür
PrivatenVerbrauch Ersparnis

1960
1970
1980
19901

91,4
86,2
87,2
86,1

188,0
424,0
960,4

1508,8

8,6
13,8
12,8
13,9

1 Vorläufg€s Erg€bn s
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und anderen Übertragungen den Haushalten wieder zugute kommen. Erst die
Einkomm€n, die sich nach dieser Umverteilung ergeben, stehen zur freien Verfü-
gung der Haushalte und können für den Privaten Verbrauch bzw. die Ersparnis
verwendet werden.

1990 flossen 86,1 % der verfügbaren Einkommen in den Privalen Verbrauch,
13,97. wurden gespart. 1960 hatte die Sparquote der privaten Haushalte bei

knapp 9 %, 1970 bei nahezu 14 % gelegen.

12.7 Sozialprodukt in den neuen und alten Bundesländern
1991 im Vergleich

Nach den ersten Schätzungen des Statislischen Bundesamtes belief sich das
Bruttosozialprodukt in den neuen Bundesländern einschl. Berlin(Ost) im Jahr 1991

auf 193,1 Mrd. OM; das sind 6,9% des gesamtdeutschen Sozialprodukts. Pro
Einwohner wurden in Ostdeutschland 12000 DM erwirtschaftet, in Westdeutsch-
land 41 000 DM.

Gliedert man die Wertschöpfung nach einzelnen Wirtschaftsbereichen auf, so

lassen sich erhebliche Strukturunterschiede zwischen der ost- und westdeutschen
Wirtschaft leststellen. Der Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Wertschöp-
tung insgesamt liegt in den alten Bundesländern um 6 % höher als in den neuen
Bundesländern (40,1 % gegenüber 34,1 o,/.). Auch der Dienstleistungsbereich ist in

den alten Bundesländern weit stärker vertreten als in den neuen Bundesländernl
Der Anteil an der Wertschöplung beträgt für erstere 30,8 % für letztere 23,8 %.
Dagegen hat der Bereich Staat, private Haushalte, private Organisationen ohne
Erwerbszweck, in den neuen Bundesländern ein wesentlich stärkeres Gewicht,
denn ihr Anteil an der Wenschöpfung beträgt 23,7%, während er in den allen
Bundesländern nur '13,5 % erreicht. Die Wertschöpfung der Wohnungsvermietung
ist aufgrund der niedrigen Mieten in den neuen Ländern negativ. Dagegen beträgl
der Anteil der Wertschöpfung der Wohnungsvermietung an der gesamten Wert-
schöplung in den alten Ländern 7,5 %.

Die letzte anländische Verwendung von Waren und Dienstleistungen in Höhe von

361,2 Mrd. DM überstieg das Bruttosozialprodukt um 168,1 Mrd. DM. Dies resul
ti€rl daraus, daß erheblich mehr Waren und Dienstleistungen aus den alten

Bundesländern und dem Ausland bezogen \227,3 Mrd. DM) als dorthin geliefert

(59,2 Mrd. DM) wurden. Daraus ergab sich ein negativer Außenbeikag der neuen

Bundesländer in Höhe von '168,1 Mrd. DN,4, das sind rund 46,57. der gesamten

letzten inländischen Verwendung. Wegen der Schwierigkeiten der Erlassung der

Güt€rslröme zwischen alten und neuen Bundesländern mußten bei der Ermittlung

des Außenbeitrags der neuen Bundesländer in erheblichem Umfang Schätzungen

vorgenommen werden. Die Fehlermargen dieser Ergebnisse gehen daher weit
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über das normale lvlaß hinaus. Vergleicht man jeweiis die Anteile der Ein- und
Ausfuhr von Gütern an der inländischen Güterverwendung zwischen alten und
neuen Bundesländern, so fällt der erheblich höhere Anteil der Einfuhren der neuen
Bundesländer (62,9 % gegenüber 33,6 %) und der erh€blich niedrigere Anteil ihrer
Ausfuhren (16,4 %) gegenüber der alten Bundesländer (41,5 o/o) ins Auge.

Tab. 11: Erste gesamtdeutsche Ergebnisse
der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für 199'l
Sland: Januar 1992

Gegensland der Nachweisung Deutsch- Früheras N€ue Früher€s Neue
land Bundes- Bund6s. Bundes- Bund€s-

gebial ländsy' gebi€t länd€r'

Entsleh!rng des SozialproduKs

Land- und For$winschafl, Fisch€rei
Prcduziorendes Geweüe
Handelund Ve*ehr
Oienstleistungsunlernehmen
Slaat, private Haushalle und privale

Organisalionen ohne Erwerbszweck
B.uttowerlschöpf ung (unbereinigl)

- Unlerslellte Enlgehe
lür Bankdi€nstleislungen

= Bruttowenschöpf ung (bereiniqt)
+ Nichlabziehbare Umsatzsleuer
+ Eintuhrabgab€n

= Bruttoinlandsprodukt
+ Einkommen aus der übrigen Welt lsaldo)2
= Bruttosozialprodukt

Veft €ndung des Sozialprodukts

Priveler Velbrauch
Slaetsvsftrauch
Bruttoinveslitionsn
Anlageinvestitionen

Ausrüstungen
BaLrten

Vorratsveränderung
Letae irländische Venvondung von Gtitom
Außenbeilrag (Ausf r.rhr minus Einluhr)
Alrsluhr von Waren und Dienstleistungens
Einluhr von Waren und Dienslloist!ngen3

Brutlosozialprodukt

Einkommen

Brutlolohn- und {ehallsumme (lnländer)

35,5
1067,1

389,3
816,2

3,3
67,5
33,1
47,0

7o von Deutschland

90,6 9,4
93,7 6,3
91,5 8,5
94,2 5,8

l,{rd. OM

32,2
999,6
35,6,3
769,2

383,2
2 691,4

336,4
2 493,6

46,8
197,8

g7,8 12,2

92,7 7,3

127,7
2 563,7

185,5
30,1

2 779,4
27,6

2 806,9

1 575,0
560,8
647,7
643,1
300,8
342,4

4,5
2 783,5

23,5
420.7
797,2

2 806,9

24,4
173,4

6,6
1,0

183,0
10,1

193,1

r03,3
2 390,3

176,9
29,1

2 596,3
17,5

2 613,8

80,9
93,2
95,4
96,6
93,4
x

93,1

19,1

6,8
4,6
3,4
6,6
x
6,9

1 378,7

570,8
2U,A
306,0

2,1

191,6
1 005,8

814,2
2 613,8

196,3
90,2
74,4
72,4
36,0
36,4

2,4
361,2

-164,1

193,1

87,5
83,9
00,5
88,7
88,0
89,4
x

87,0
x
x
x

93,'1

16,1
11,5
1i,3
12,O

10,6
x

13,0
x
x
x
6,9

1294,3 1 158,2 136,1 89,5 10,5

1 Die Zähl€n lür di6 n6En Bundasländsr basisrsn nur rum T€il aut statistisch 6öob€n6n A6isdat€.. Sie st.llsn zu
di€s6m Z€ilponkt also üb€Nregend das Ergebnis von Voraus§cheEung€n dar.

2 Aus der 0b.ig6n W6h 6mplangen6 abzüglich an di€ obrig€ Well gsloistatä E 6ös- und Vemogens€inkommen.
3 Eins.hl Eru€ös. u.d Ve.mdgens€inkommsn.
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Der Private Verbrauch hatte mit '196,3 Mrd. DM einen Anteil von 54,3 % an der
letzten inländischen Verwendung in den neuen Ländern (56,9 % in den alten
Ländern). Für den Staatsverbrauch ergab sich ein Anteil von 25,0% der im

Vergleich zu den alten Ländern (19,4 %) um einiges höher ausfällt. Dagegen ist

der Anteil der Bruttoinvestitionen geringer als in den alten Ländern (20,7% im
Vergleich zu 23,7 %), was vor allen aul den höheren Anleil der Bauinvestitionen
('10,1 % im Vergleich zu 12,6 %) zurückzuführen ist. Die Bruttolohn- und -gehalt
summe in den neuen Bundesländern betrug 136,1 Mrd. DM im Jahr 199'1.

12.8 Außenwirtschaft

'12.8.1 Die Bedeutung der außenwirtschaftlichen Verflechtungen

Welche Bedeutung den außenwirtschaftlichen Verflechtungen zukommt, wird u.a.
dadurch deutlich, daß die Bundesrepublik Deutschland - nach den USA - den
zweithöchsten Außenhandelsumsatz der Welt hat. Allerdings ist die Entwicklung
des Außenhandels nur ein Aspekt der außenwirtschaftlichen Zusammenhänge.
Wichtig sind auch die Entwicklung der Wechselkurse und der Zinssätze, die u. a. zu

Bewegungen auf den Geld- und Kapitalmärkten sowie zu Preisänderungen am
Weltmarkt führen, der Reiseverk€hr ins Ausland, der ebenso wie der lmport von
Gütern den Abfluß von Devisen verursacht, und schließlich die Einbindung in

internationale Organisationen mit ihren finanziellen Verptlichtungen, z.B. gegen-

über der EG, dem Weltwährungsfonds, den Entwicklungsländern und zunehmend
auch gegenüber den Staaten Mittel- und Osteuropas.

12.8.2 Außenhandel

Über den Außenhandel liefert die amtliche Stalistik detaillierte Angaben, nicht nur

hinsichtlich Umfang und Handelspartner, sondern auch bezüglich der Waren, die

ein- bzw. ausgeführt werden.

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland gill als ,,exportabhängig". ln

hohem Maße ist sie aber auch aul lmporte (2.8. ErdÖl- und Rohstoffeinluhr)

angewiesen. Dies zeigt sich z. B. darin, daß die Relation zwischen Wareneinfuhr
und Bruttosozialprodukt 1990 22,7 %, das Verhältnis zwischen Warenausfuhr und
Bruttosozialprodukt 26,5% betrug. lnsgesamt wurden von der Bundesrepublik
Deutschland (nach dem Gebietsstand vor dem 3. Oktober 1990) im Jahre 1990

Waren im Wert von 550,6 Mrd. DM ein- und im Wert von 642,8 Mrd. DM ausgeführt.

Die wichtigsten Handelspartner der Bundesrepublik Deutschland sind die industria-

lisierten wesllichen Länder, mit denen 1990 83 o/o der deutschen Wareneinluhren
und 85 9. der Warenausfuhren getätigt wurden. Besonderes Ge,,/vicht hat dabei der
Handel mit den Ländern der Europäischen Gemeinschaften, der in der Einfuhr und



Tab. 12: Entwicklung von Wareneinluhr und Warenausfuhr
im früheren Bundesgebiet

Jahr Einfuhrl Ausfuhy' Bruno-
sozialprodukt

Einluhy' Ausluhrl

[/rd. DM % des Bruttosozialprodukts

1960
1965
1970
1975
1980
1981

1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1989
1990

42,7
70,4

109.6
184,3
341.4
369,2
376.5
390,2
434,3
463,8
413,7
409,6
439,6
506,5
550,6

47,5
71,7

125,3
221,6
350,3
396,9

432,3
444,2
537,2
526,4
527,4
567,7
641,0
642,8

303,0
458,2
675,7

1029,4
.t 485,2
1545,1
1597,1
1680,4
1769,9
1 844,3

2 017 ,7
2108,0
2 245,2
2 425,5

14,1
15,4
16,2
17,9
23,0

23,6

24,5
25,1

20,3
20,9

't 5,8
15,6
18,5
21,5
23,6
25,7
26,8

27,6
29,1
27,0
26,1

26,5

I Sp6ziahand€l enrsprechend der Auß€nhande sstatistik

in der Ausluhr allein 52 % bzw. 55 o/. auf sich vereinigte. Von den übrigen Ländern
haben 1990 vor allem die Schweiz, Östarreich, Japao, die asiatischen Entwick-
lungsländer, Polen und die Tschechoslowakei verstärkt deutsche Waren abge-
nommen; umgekehrt profitierten insbesondere Österreich, die Schweiz, Japan,
China sowie die asiatischen Enhvicklungsländer von der deutschan Nachfrage.

Für di6 Beurteilung von Handelsbeziehungen zu den einzelnen Ländergruppen ist
auch der ,,Außenhandelssaldo" (Werl der Ausluhr abzüglich Wert der Einfuhr von
Waren) von lnteresse. Dabei ergibt sich im einzelnen ein dit erenziertes Bild- lm
Warenverkehr mil den EG-Ländern, den industrialisierten westlichen Ländern in

Europa, den USA und Kanada sowie den OPEC-Ländern wurden 1990 Ausfuhr-
überschüsse erzielt, während aus den ehemaligen Staatshandelsländern, den
Entwicklungsländern (ohne OPEC) und den übrigen induslrialisierten westlichen
Ländern (darunter insbesondere Japan) mehr Waren in die Bundesrepublik
Oeutschland eingeführt als in diese Länder ausgeführt wurden.

Auch innerhalb der einzelnen Ländergruppen ergeben sich Unterschiede: so
wurden beispielsweise 1990 nach Frankreich Waren im Wert von 83,8 Mrd. DM
exporlien und nur Waren im Wert von 65,1 Mrd. DM eingeführt. Dagegen überstieg
dia Einfuhr aus den Niederlanden (56,0 Mrd. DM) und aus lrland (4,7 Mrd. DM) die
Ausfuhr dorthin um 1,6 Mrd. DM bzw. um 2,0 Mrd. DM. Damit wies in d€r Gruppe
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Abb.5: Außenhandel nach Ländergruppen im lrüheren Bundesgebiet
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der EG-Länder lediglich der Warenaustausch mit den Niederlanden und lrland in
der Handelsbilanz des Jahres 1990 einen Passivsaldo aus. lm Handel mit den USA

wurde mit 9,9 Mrd. DM ein hoher Ausfuhrüberschuß erzielt. Zu Beginn der 80er

Jahre hatt€n die lmporte die Exporte noch überstiegen (wie zuvor bereits in den

50er und 60er Jahren).

Fragt man nach dem Einlluß von Überschüssen oder Oefiziten auf das binnenwirt-
schaftliche Geschehen, so ist zu beachten, daß den Güterströmen gegenläufige
Geldslröme entsprechen. Zur Bezahlung der gekautten Waren und Dienstleistun-
gen kann nur in wenigen Fällen die einheimische Währung verwendet werden, ln
der R6gelb€nötigt man Devisen, vereinfacht gesprocheni Währung der Länder, in

denen man einkautl bzw. dritter Länder, auf d6ren Währung sich die Handelspart-
ner als Zahlungsmitlel geeinigt haben,

Wird ebensoviel exportiert wie importiert, können die gekauften Güter mit den
Devisen bezahll werden, die lür die verkautten Güter eingegangen sind. Wird
dagegen mehr ein- als ausgeführt, vermindern sich die Devisenreserven des
jeweiligen Landes; auf lange Frist gesehen, schmelzen sie ganz zusammen, und

das entsprechende Land ist gezwungen, sich mehr und mehr gegenüber anderen
Ländern zu verschulden (in dieser Position befinden sich heute beispielsweise
viele Entwicklungsländer).

Außenhandelsdelizite einzelner Staaten sind Exporlüberschüsse and€rer Staalen.
Aber nicht nur für Defizitländer, auch für Überschußländar entstehen Probleme. Ein

Exportüberschuß bedeulet - am B€ispi€i d6r Bundesr€publik Oeutschland erläu-

Abb. 6: Die größten Handelspartner der Bundesrepublik Deutschlandl 1990
in Mrd. DM

EINFUHR AUSFUHR

Aelgien -

Mrd.oM 80 60 40 20 0 0 20 40 60 60 Mrd.DM

i

Pels

i IIII
rIIIII

1 Nach dem Gebießsland vor dem 3. Ohober 1990.
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Die wichtigsten Exportgüter
Warenhandel der Bundesrepublik Deutschland (!Vest)

mit dem Ausland 1990 in Mrd DM

GesatrrtsAu3tuh.
642,8 Md OM

11

EBM

tert - nichts anderes, als daß ein Teil der im lnland produzierten Güter ins Ausland
lließt, ohne daß dafür andere Güter importiert werden. Die Personen aber, die
diese Güter hergestellt und qehandelt haben, werden lür ihre Leistung in DM

bezahlti sie können auf dem deutschen lvlarkt Güter nachfragen, ohne daß sie zum
inländischen Angebot beigetragen haben. Diese Nachfrage, der kein entsprechen-
des Güterangebot gegenübersteht, kann die Preise in die Höhe treiben.

Zunehmende Verschuldung auf der einen Seite, Preissteigerungen aul der ande-
ren - dies sind nur zwei Auswirkungen anhaltender Außenhandelsungleichge-
wichte, lnsofern wird verständlich, warum das ,,außenvvirtschaftliche Gleichge-
wicht" zu den Hauptzielen der Wirtschaftspolitik gehört.

Neben der lnformation über die Beslimmungsländer der Ausfuhr und die
Ursprungsländer der Einfuhr ist die warenmäßige Aufschlüsselung der Exporte und
lmporte für die Durchleuchtung der Verilechtungen im Außenhandel von großer
Bedeutung.

Aus Tab.13 wird deutlich, daß Ein- und Ausfuhr unterschiedlich skukturiert sind
und daß sich die Zusammensetzung der Warenslröme im Verlauf der letzten drei
Jahrzehnte verändert hat.

Das Schwergewicht der Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland (nach dem
Gebietsstand vor dem 3.Oktober 1990) liegt eindeutig bei den Fertigwaren mit
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Tab. 13: Eintuhr und Ausfuhr nach warengruppen im lrüheren Bundesgebiet
in Prozent

Gegenstand
der Nachweisung

Erntuhl' Ausfuhrl

1960 1970 1S80 1990 1960 ',1970 1980 1990

Ernährungswirtschaft 26,
GewerblicheWirlschaft 72,

davon:
Bohstotfe 21.
Halbwaren 18.

Fertigwaren 32,

10,8
87,8 95,9

5,3
94,0

4.8
94,8

3 19,1
7 79,6

12,7
86.0

7 ',t3,5

s 16,1

2 50,0
17.6
51 ,2

6,1

11,3
70,5

4,6
10,4
82,4

7,6
85,8

1,9
4,7

83,4

1,1

5,3
88,4

1 Ohne Fückwaren !nd Ersalzlielerungen.

einem Anleil von mittlerweile gut 88 o/o an der Gesamlausfuhr. Der Anteil dieser
War€n an der Einfuhr ist von etwa einem Drittel im Jahr 1960 auf 70'l. der '1990

insgesamt eingelührten Waren gestieg€n. Die Güler der Ernährungswirtschatt
(2. B. Nahrungsmittel tierischen und pflanzlichen Ursprungs, Genußmittel) macht€n

1960 rund ein Viertel der Einfuhr aus, 1990 nur noch etwa 'l'l o/o. Trotz dieses

relativen Fiückgangs ist die Einfuhr dieser Güter nach wie vor von größerem

Gewicht als die Ausluhr. Aus Tab.13 wird auch die relativ geringe Bedeutung der

Ausluhr von Flohstoflen gegenüber ihrer Eintuhr deutlich. Dies gilt, obwohl der

Anteil der Rohstotleinfuhr an der Gesamteinluhr zwischen 1980 und 1990 deutlich

zurückgegangen ist.

Tab. '14: lndex der Ein- und Ausfuhrpreise im früheren Bundesgebiet
(1985 = 100)

Jahr lndex der Einfuhrpreise lndex der Ausfuhrpreise

1960
1965
1970
1975
1980
1981
1942
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1S89
1990

42,1
42,6

60,3
80,3
91.3

93.'l
98,6

100
84,3
79,A
80,8
a4,4
82,5

45,4
47,5
51,4
70,2
83,8

92,5
94,1

100
98,2
97,3

102,1
102,2
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lnfolge der Einführung einer Währungs-, Winschafts- und Sozialunion zwischen

der Bundesrepublik Deutschland und der DDR zum '1 . Juli 1990 und der anschlie-
ßenden Vereinigung zum 3, Oktober 1990 ergab sich u. a. die Notwendigkeil, die

Außenhandelsstatistik der ehemaligen DDFI in methodischer, systematischer und

erhebungstechnischer Hinsicht an die entsprechende Erhebung in der Bundesre-
publik Deutschland anzupassen. Dies konnte aufgrund der damit verbundenen

Umstellungsarbeiten bei Wirtschaft und Verwaltung nur in zwei Pha§en erfolgen,

deren erste Phase nicht nur das laufende Jahr 1990, sondern rückwirkend den ge-

samten Zeitraum von 1985 bis 1990 umfaßte. ln diesem Zusammenhang mußte

beispielsweise der Ländernachweis umgestellt werden, die dargestellten Ergeb-

nisse mußlen in DM umgerechnet werden, und es war erforderlich, die Außen-

handelsdaten in einer in der Bundesrepublik Deutschland (nach dem Gebietsstand

vor dem 3. OKober '1990) gebräuchlichen Warensystematik zu präsentieren. FeF

ner mußten u.a. die Wenstellungspraxis, der zeitliche Nachweis sowie die Be-

handlung einiger spezieller Warenverkehre geändert werden. Die zweite Phase

der Anpassung begann im Januar 1991. Von diesem Zeitpunkt an ist die außen-
handelsstatistische Erhebung in den neuen und in den alten Bundesländern ein-

heitlich.

ln das Gebiet der ehemaligen DDR wurden im Jahre 1990 Waren im Wert von 22'9
l\.4rd. DM importied, und tür 38,1 Mrd. Dl,4 wurden Güter von dort exportiert.

Verglichen mit dem Vorjahr verringerte sich die Einluhr damit um gut 44 7., die

Ausluhr ging um 7,4 % zurück. Der enorme Einbruch bei den Auslandsbezügen ist

vor allem auf die stark rückläulige Produktion der Unternehmen in den neuen

Bundesländern sowie auf die Talsache, daß die lnlandsnachfrage in großem

Umlang durch die Produktion und Einluhr der wesldeutschen Wirtschafl belriedigt

werden konnte, zurückzutühren. Zum Rückgang der Ausfuhr dÜrften neben der

gesunkenen Produktion im Gebiet der ehemaligen DDR vor allem die geringe

internationale Konkurrenzfähigkeit der Produkte sowie Absatzprobleme in den

bisher als Handelspartner dominierenden Ländern Osteuropas beigetragen haben
(vgl. Tab. '15),

Die Wirtschaft in den fünf neuen Bundesländern wickelte 1990 gut 67% ihrer

Einfuhren und 80 % der Ausfuhren mit den ehemaligen Staatshandelsländern -
vor allem mit denen in Europa - ab. Für lndustrie und Handel in den alten

Bundesländern ergaben sich nur entsprechende Anteile von 5,4 bzw 4,3"k.
Demgegenüber war der Warenaustausch mit den westlichen lndustriestaaten für
die Unternehmen in der ehemaligen DDR von vergleichslaeise geringer Bedeu-

tung. Auf diese Länder entfielen 1990 insgesamt nv 25 o/. dq lmporte und 13 %
der Exporte. Auch im Verhältnis zu den Entwicklungsländern waren die Handelsbe"

ziehungen der ostdeutschen Wirtschatt weniger stark ausgebaut, als dies bei den

Unternehmen in den allen Bundesländern der Fall war. ln beiden Bichtungen
wurden 1990 5,6% des Warenverkehrs zwischen der ehemaligen DDR und

anderen Staaten mit Entwicklungsländern abgewickelt.
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Tab. 15: AuBenhandel des Gebiets der ehem. DDR nach Ländergruppen

Ursprungs- bzw.
Bestimmungsland

1989 1990 1990
gegenüber 1989

Mill. Dl\4 % Iilill. DM % Mill. DM

Einf!hr
lndustrialisierte westliche

Ländar

EG-Länder

And€re europ. Länder
dar.: EFTA-Länder

Ver€inigt€ Staaten

Kanada

Übrig€ Länder

Entwicklungsländer

OPEC.Länder
Andere Entwicklungsländer

Staatshandelsländer

Europa

Asien

lnsgesamt

lndustdalisierle westliche

Länder

EG-Länder

Andere eurcp. Länder

dar.:EFTA-Länder
Vereinig,te Slaat8n
Kanada

Übrige Länder

Entwicklungsländer

OPEC-Länder
Ande.e Entwicklungsländer

Staalshandelsländer
Europa

Asien

lnsgesamt

41142 100 22852

Ausluhr

I256
4195
4 416

230

122

2 300

1 983

26 944
26142

802

6 914

3 508

2923
2 227

219
4u

217

2 688

420

22ffi
29 834

28 975
859

41 105

10,2

10,7

8,8

0,6
0,3

0,7

5,6

0,8
4,8

65,5
63,5

2,0

5 660
2678

2129
226

55
174

1 273

85
1 189

15 404

14 854

550

5 105
2 931

1 904
1 529

137

105

2 115

369
1 746

30 486

29 811

675

38 072

24,8
11,7

11,1

1,0

0,2

0,8

5,6

0,4

67,4

65,0

100

-3
-l
-1
-1

:

_

-12
-12

5S6

595

945

515

123

60

118

200

543

268

017

251

- 38,8

- 4U.5

- 41,6
+ 120,3

40,5

36,9

70,3
31,4

44,3
44,7

44,5

16,9

8,5

7,1

5,4

0,5

0,1

0,5

6,5

1,0

72,6
70,5

2,1

100

- 26,2

- 16,5

- 35,0

- 37,6

- 51,8

- 8,0

- 0,5

+ 2,2

+ 2,9

- 7,4

13,4
7,7

5,0
4,0

0,4
0,1

0,3

5,6

1,0

4,6

80,1

78,3

1,8

100

- 18 290

- , 809

- 578

- 1026

- 1'
- 112

- 185

-2
- 183

+ 652
+ 836

-lM
- 3 032

Die Wirtschatt in d€n neuen Bundesländern importierte und exportiene 1990 mit 29
bzw. 53 Yo insb€sondere lvlaschinenbauerzeugnisse und Fahrzeuge (vgl, Tab.'16).
Damit hatten dararlige Erzeugnisse lür den Außenhandel der ehemaligen DDR
etwa die gleiche Bedeulung wie für den granzüberschreitanden Warenverkehr
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Tab. 16: Außenhandel des Gebiets der ehem. DDR nach Teilen
des lnternationalen Warenverzeichnisses für den Außenhandel

1989 ',990 1990
gegenüber 1989Warenbenennung

Einfuhr
Nahrungsmittel und

lebende Tiere 2 902
Getränke und Tabak 821
Rohstoflel 2 388
Mineralische Brennstolle,

Schmiermitlelusw. I214
Tierische und pflanzliche

öle, Fette, Wachse 46
Chemische Erzeug-

nisse a.n.g. 2 504
Bearbeitete Waren2 6 678
Maschinenbauerzeugn.

und Fahrzeuge 13 956
Versch. Fertiqwaren 2 303
Andere Waren und

-Verkehrsvorgänge 1330

lnsgesamt 41 142

7,1 1307
2,0 324
5,8 1426

1,4

6,2

20,0 5 552 24,3 - 2662 -32,4

- 1595
- 497

- 962

-55,0
-60,5
-40,3

18 -39,10,1 2A 0,1

6,1 1 351
16,2 3 906

5,9
17,1

-1153 -46,0
-41,5

33,9 6 647
5,6 1492

,4 1

6,5
- 7 309

- 811

3,2 818

t00 22 452

3,6

100 - 18 290 -44,5

Ausir.rhr

Nahrungsmitlel und
lebende Tiere 1147

Getränke und Tabak 514
Bohstotfel 606
Mineralische Brennstoff e,

Schmiermittelusw. 2082
Tierische und pflanzliche

öle, Fette, wachse 15

Chemische Erzeug-
nisse a.n.g. 4 659

BsarbeiteteWaren' 6772
lVaschinenbauerzeugn.

und Fahrzeuge 19 885
Versch. Fenigwaren 5 051
Andere Waren und

-Verkehrsvorgänge 374

lnsgesamt 41 105

2,8 1 285
1,3 55
1,5 599

0,1
1,6

+'t 2,0

-89,3
- 1,2

+ 138
_ 459

-7
5,1 831 2,2 - 1251 -60,',1

0,0 170,0+2+13,3

11,3 3 966
16,5 5 010

10,4
13,2

693 _14,9

-26,0

48,4 20 241
12,3 5 s58

53,2 +
14,6 +

356 + '1,8

507 +10,0

0,9 511

100 38 072

1,3

100

+ 137

- 3 033

+36,6

- 7,4

1 Ausgenommen Nahrungsmiltel und mineral sch6 Brennstotle

2 voNrogend nach Beschaflenheil.
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zwischen der Bundesrepublik Deutschland und fremden Ländern. Die Einfuhr
mineralischer Brennstoffe und Schmiermittel in di€ lünf neuen Bundesländer liel
1990 mit einem Anteil von 24% dagegen deutlich höher aus als der lmport
derartiger Erzeugnisse durch die westdeutsche Wirtschaft, Aul seiten der Ausfuhr
spielten chemische Erzeugnisse mit einem Anleil von gut 10 o/o eine recht bedeut-
same Rolle, Für die westdeutsche Exportwirtschatl hatten derartige Produkte eine
ähnliche Bedeutung.

Für das vereinigte Deulschland ergab sich 1990 eine Einfuhr von 573,5 Mrd. DM
und eine Ausluhr von 680,9 Mrd. DN,1. Ein Jahr zuvor hatten di€ entsprechenden
Werte noch bei 547,6 bzw.682,1 Mrd. DlVl gelegen (vgl. Tab. l7). Aufgrund diBser
Entwicklung sank der Ausluhrüberschuß der Bundesrepublik Deulschland (nach
dem Gebielsstand seit dem 3. Oktober 1990)von 134,5 lvlrd. DM im Jahre 1989 auf
107,4 Mrd, DM '1990. lm ersten Halbjahr 1991 importierte das vereinigte Deutsch-
land Waren für 323,1 Mrd. DM und führte Güter im Wert von 328.1 Mrd. DlVl aus. lm

Tab.'17: Außenhandel der Bundesrepublik Deutschlandl

Zeitraum Einluhr Ausluhr Veränderung
gegenüber

Vorjahreszeitraum

Einluhr (-)
bzw. Ausfuhr-

überschuß

N4rd. DM Mrd. D[,4

1989
1S90
1. Hj. 1990
1. Hj. 1991

547.6

279,A
323,1

642,1
680,9
346,6
328,1

+13,7
+ 4,7

+12,2

- 0,2

+'15,5

+'! 34,5
+107,4
+ 66,8
+ 5,0

1 Nach dem Gebr6rsstand ab d€m 3 Oktober 1989

Vergleich zum erslen Halbiahr 1990 erhöhte sich damit die Einluhr um 16 %, der
Export sank dagegen um 5,3 o/o. Da auch in absoluten Zahlen die Auslandsbezüge
krättig zugenommen haben, die Lieferungen in fremde Länder aber erheblich
niedriger ausfielen, stellte sich für die ersten sechs Monate 199'1 nur noch ein
Exportüberschuß von 5,0 Mrd.DM ein, nach 66,8 Mrd.DM im enlsprechenden
Zeitraum '1990.

Ein wichtiger Aspekl zur Beurleilung des Außenhandelsumfangs und der Aus-
tauschverhältnisse ist die Entwicklung der Ein- und Ausfuhrpreise. Steigen bei-
spielsweise die Ausluhrpreise schneller als die Einfuhrpreise, bedeutet dies, daß
man für ein6 bestimmte [4enge ausgelührter Güter einen höheren Erlös €rhält und
dafür mehr Güter im Ausland einkaufen kann als zuvor.

Bei den Ausfuhrpreisen ist seit 1960 eine nahezu durchgehende Aufwärtsentwick-
lung lestzustellen, während bei den Einfuhrpreisen Preisausschläge nach beiden
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Seiten zu verzeichnen waren, wobeijedoch die Preissteigerungen gegenüber den

Preisrückgängen langlristig überwogen.

Ursache für diese Entwicklung ist im wesentlichen die unterschiedliche Waren-
struktur der Ein- und Ausfuhr der Bundesrepublik Deutschland. Bei den lmporten
sind Flohstoffe und Güler der Ernährungswirtschaft. die besonders häutig stärke-
ren Preisschwankungen unterliegen, von größerer Bedeutung als bei den Ex-
porten.

'l 2.8.3 Zahlungsbilanz

Um das Bild der außenwirtschaltlichen Verllechtungen zu vervollständigen. muß
der Handelsbilanz mit dem Nachweis der Warenein- und -ausfuhr die Dienstlei-
stungs- und Übertragungsbilanz sowie die Kapitalbilanz gegenübergestellt vverden.
Dies geschieht in der Zahlungsbilanz, die die Salden (Überschüsse oder Defizite)
dieser Teilbilanzen zusammenlaßt. ln der lolgenden Übersicht sind vereinfacht die
Zusammenhänge zwischen den einzelnen Bilanzen dargestellt:

Um das Verständnis der Kapitalbilanz zu erleichtern, wurde eine Darstellung
gewählt, die von der üblichen Form etwas abweicht. Dabeiwurden die Vorzeichen
in der Weise gesetzt, daß jede Bestandserhöhung mit einem Pluszeichen, jede

Verminderung mit einem Minuszeichen erscheint.

Saldo der Handelsbilanz (= Warenexpone ,i/ Warenimporte)

+ Saldo der Dienstleistungsbilanz (= Exporte / lmpode von Dienstler-
stungen)

+ Saldo der Überlragungsbilanz (= Überlragungen aus dem Ausland ,/
Übertragungen an das Ausland, z. B. zahlungen an die EG, Überweisungen
der Gastarbeiter in ihre Heimatländer u.ä.)

= Saldo det Leistungsbilanz

Saldo des kurz- und langfristigen Kapitalverkehrs (= Kapitalimporte ,/ Kapital-
exporte)

+ Zu- bzw. Abnahme der Nettoauslandsaktiva der Deutschen Bundesbank
(im wesentlichen Gold, Devisen)

+ Ausgleichsposten zur Auslandsposition der Deutschen Bundesbank (2.8.
Neubewertung der Devisenbestände)

= Saldo der Kapitalbilanz

Saldo der Leastungsbilanz = Saldo der Kapitalbilanz (t ungeklärte Bekäge)

Aus der Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland (Tab.18) geht hervor,
daß den Außenhandelsüberschüssen Defizite beim Dienstleistungsverkehr, haupt-
sächlich verursacht durch die Bersefreudrgkeit der Deutschen, und ber den Über-
tragungen gegenüberstehen.
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Tab. 18: Saldo der Leistungsbilanz (in Mrd. DM)

Jahr Saldo der Leislungsbilanz

lnsgesamt Waren-
verkehr

(lob-We rtel)

Dienstleistungs-
ve*ehr

über-
tragungen

1960
1965
1970
1975
1980
1985
1987
1988
1989'z
19902ß

+ 56
- 5,0
+ 4,8
+ '10,6
_ 25,1
+ 48,3
+ 82,5
+ 88,7
+'107,6
+ 77,4

4
2
I

4
7
I
4
5
I

8,
5,

+
+
+
+
+
+
+
+
+
+

20,
43,
18,
84,

126,
140,
146,
117,

+ 0,7
- 3,9
- 6,3
-15,6
-20,1

-15,2
-19,7
- 4,9
- 4,7

- 3.5

- 6,4

- 9,8

-17,3

-29,1
-29,1
-32,0
-34,0
-35,6

I Spezialhand6l zuzüElich Eqäirungan Ärm Waranv6rk6hr und Tränsiihähdol. Abwsichond vom Vo€6hen dor
Außonhandols8lalislik w6rd6n bei dsr Einluhr Frachl. und vorscherungskost€n he6u59€ßd1nd und d6m
Oienstl6islungsvEfi€hr zugsschlag€n.

2 vorläulig€s ErgBbnis.
3 AbJuli1990sinsch. Transaktio.sn dss G€bi6Ed6r 6h6mal. DDR mil dern AusEnd.

Ouelle: Oeur$h€ Eundeshank.

Tab. 19: Saldo der Kapitalbilanz (in NIrd. DN,t)

Jahr Saldo der Kapitalbilanz Ungeklärte
Belräge

lnsgesamt Kurrrisliger
Kapital-
verkehr

Langf ristiger Veränderung Ausgleichs-
Kapital- der Neno- posten
verkehr auslands- zur Aus-

aktiva der lands-
Deutschen position der

Bundesbank Deutschen
Bundesbank

1960
1965
'1970

1975
1980
1985
1987
1988
19891

1990r/2

- 2,4
- 17,6

+ 6,2
+41,7
+17,0
+40,8
+12,9
+26,0

+ 0,1

- 1,1

+ 0,9
+18,2
- 5,8
+'12,9
+22,0
+86,8

+68,5

+ 8,0

+22,7

+31,S

-32,5
-21.6
+ 5,9

- 0,1

- 0,4

+ 5,7
- 4,8

+'10,3
- 27,5
+ 56,4
+ 80,2

+1l.7,2
+ 105,5

-0,7

+3,1

+2.6
+5,1

+ 0,3
+ 2,4

- 8,1
+ 2,2

- 4,2

- 9,6
0

1 VorläuiioBs Eroebn §.
2 AbJuil99O6inschl. Tränsakionen des Gobiets der shemal. DDF mild€m Ausland.

Ouelle: Oeutsh6 Bund6sbank.
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Anders als in der Leistungsbilanz lassen sich in der Kapitalbilanz (Tab. 19) keine
eindeutigen Tendenzen festslellen. Bei allen Einzelpositionen sind in d€n Jah-
ren seit 1960 sowohl Überschüsse als auch Delizite (bzw. Zu- und Abnahmen)
zu verzeichnen. Der Saldo der Kapitalbilanz - bereinigt um die ,,ungeklärten Be-
träge" - entspricht dem Saldo der Leistungsbilanz. Hier wird otfenbar, daß den
Leistungstransaklionen in Form des Waren- und Dienstleistungsverkehrs und der
Übertragungen entspr€ch6nde finanzielle Transaktionen gegenüberstehen müs-
sen, Sofern die Überschüsse bzw. Delizite in der Leistungsbilanz nicht durch
Gegenbewegungen im Kapitalverkehr ausgeglichen werden, verändern sich die
Auslandsaktiva der Bundesbank (Gold, Devisen usw.) entspr€chend.
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13 Land- und Forstwirtschaft, Fischerei

Die amtliche Stalistik der Land- und Forstwirtschatt, Fischerei gliedert sich in die
überwiegend in zweijährigen oder längerfristigan Abständ€n stattfindend€n
Betriebsstatistiken und die im allgemeinen jährlich oder mil kürzerer Periodizität
durchgelührten Erzeugungsstatisliken. Zusätzlich werden einschlägige Geschäfts-
statistiken und Ergebnisse von Ministerien oder anderen Zenlralstellen herange-
zogen.

Der tolgende Beitrag über den agrarstatistischen Datenbesland im Jahr der
deutschen Vereinigung kann noch nicht in der bisher üblichen Darst€llungsweise
,ür Gesamtdeutschland abgahandelt werd€n. lnfolge des Umbruchproz€ss€s in
den neu€n Bundesländ€rn sind die Ergebnisse des Jahres 1990 noch lückenhaft
od€r die Daten noch nicht im Erhebungslurnus erlaßt. Der besseren Übersichllich-
keit halber werden deshalb zunächst die Dalen des früheren Bundesgebietes -
Ausnahme: Abschnitt 13.2 - und im Anschluß das vorhandene Material aus dem
Beitrittsgebiet zusammenhängend präsentiert.

1 3.1 Bedeutung des primären Sekors
im früheren Bundesgebiet

Mit der Versorgung der Bevölkerung und der Sicherstellung der Ernährung erbringt
die Agrarwirtschaft eine bedeutsame Leistung. Nahezu 807" des Nahrungsbe-
darfs im früheren Bundesgebiel können aus heimischer Produktion gedeckt wer-
dan. D€nnoch ist der Anteil der Landwirtschaft an der volkswirtschaftlichen
Gesamtleistung (Bruttowertschöpfung) mit 1,7 oh außerordentlich gering. Auch tür
die Beschäftigung spielt die Landwirtschatt nur eine untergaordnat€ Rolle. Wäh-
rend um die Jahrhundertwende noch gut jeder dritte Erwerbstätige und 1950
immerhin rund jeder vierte in diesem Bereich tätig war, ist €s g€genwärtig nur noch
etwa jeder dreißigste (nach Berechnungen der Volkswirtschattlichen G€samtrech-
nungen).

ln diesen Zahlen kommt zum Ausdruck, daß sich in der Landwirtschaft seit Jahren
ein li€fgreifend€r Wandel der Produklionsstrukturen vollzieht, der hinsichtlich sei-
ner Ausmaß€ und Auswirkungen ohne Beispiel ist. Er war begleitet von der
lnlegration dieses Wirtschaflsbereichs in den gemeinsamen Agrarmarkt der Euro-
päischen Gemeinschatten.
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Tab. 1: Wichtige Eckdaten über die Bedeutung der Land- und
Forstwirtschaft '1 990 im f rüheren Bundesgebiet

Landwirtschattlich genutzte Fläche

Erwerbstälige1 in der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei

Bruttowertschöplung in der Land- und
Forstwirtschaft, Fischerei

Selbstversorgungsgrad der
Bundesrepublik Deutschland2

11,8 Mill. Hektar =
48% der Fläche des früheren
Bundesgebietes

1,0 l\ilill. =
3,4 o/o aller Erweöstäliqen

38,4 Mrd. DM =
1,7% der gesamten Bruttowertschöpfung

81 %3

1 Ergobn sse aus Berechnungen d6r Vo kswirtschaltlichen GesamlGchnungen.
2 Ait€ilder hlandsproduK on am veörauch pfanzl.herund tr6ris.h6r Erz6ugn s*, ohn6 Erzeugung aus auslands.

3 I989/90 vonäulg6s Ergsbnis.

'13.2 Bodennutzung

ln einem dichtbesiedelten lndustrieland wie der Bundesrepublik Deutschland
gewinnt der Aspekt, daß es sich beim Boden um ein besonderes Gut handelt, das
nicht vermehrbar isl, zunehmend an Bedeutung. Verfolgt man die langfristige
Entwicklung der Flächennutzung in den alten Bundesländern, so steht einer
kontinuierlichen Zunahme der Gebäude-, Frei- und Verkehrsflächen eine gleichzei-

tige Abnahme der Landwirtschaftsflächen gegenüber. Dennoch wird die 248619
Quadratkilometer große Gesamtfläche des Bundesgebietes (Gebietsstand vor
dem 3. Oktober 1990) mit 54,3 % bzw. 134 88'1 Ouadratkilomeler überwiegend von
der Landwirtschaft genutzt. Überdurchschnittlich hoch ist der Anteil der Landwirt-
schaltsfläche mil74,1 1" bzw. 63,3 % in den Bundesländern Schleswig-Holstein
bzw. Niedersachsen. Fast 30 % oder 74005 Ouadratkilometer der Gesamtfläche
nimmt die Waldfläche ein, Sie hat insbesondere aufgrund von Autforstungen
außerhalb der Ballungsräume und in Regionen mit wenig edragreichen Böden in
den 80er Jahren weiter zugenommen.

Zu den waldreichsten Bundesländern zählen Rheinland-Plalz (Anteil 40,1 %) und
Hessen (Anteil 39,7 %).

Mit der Wiedervereinigung Deulschlands am 3. Oktober 1990 ist das Bundesgebiet
um 108332 Quadratkilometer größer geworden und umfaßt 356952 Quadratkilo-
meter.

ln der ehemaligen DDB betrug 1989 der Anteil der Landwirtschaftsfläche an der
Gesamtfläche 57,9 '/", der Waldfläcne 27,5 o/o und d€r Wasserfläche 2,9 o/o. Eine
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Abb.1: Autteilung der Fläche des früheren Bundesgebiets 19Bg
nach Nutzungsarten

248 619
km2

Verkehrslläche 5,0% Wasserfläche 1,8%

Erholungsfläche 0,7"Ä Flächen anderer Nutzung 1,7%

Betriebsfläche 0,6',4

Gebäude und
Freifläche 6,2%

Waldfläche 29.8%
Landwirtschatts-

f]äche 54,3%t

1 1989 13.5 Mll. Hektar, dävon 11.9 Mill. landwinschanlch g6nuizr.

einheitliche Erfassung der Bodennutzung in den alten und neuen Bundesländern
erfolgt mit der gesamtdeulschen Flächenerhebung 1993.

13.3 Landwirtschaftliche Betriebe
im trüheren Bundesgebiet

ln keinem Wirtschaftsbereich sind seit Kriegsende die Strukturv€ränd€rungen so
nachhaltig gewesen wie in der Landwirtschaft. Eine abnehmende Zahlvon Belrie-
ben war verbunden mit wachsenden Betriebsgrößen.

Von 1949 bis 1990 hat sich di€ Zahl der landwirtschaftlichen Betriebe von etwa '1,6

Mill. auf 0,6 Mill. verringert. Allerdings beschränkte sich dieser Flückgang aus-
schließlich aul die unteren und mittleren Größenklassen. So sank die Zahl der
Betriebe mit einer landwirtschattlich genutzten Fläche von 1 bis unter 20 Hektar
von 1,52 Mill, auf 425 900, während sie bei Betrieben mit 20 Hektar und mehr von
130 000 auf 203800 anstieg.
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Abb.2: Betriebe und Flächen in der Landwirtschaft
im früheren Bufldesgebiet

Die durchschnittliche Betriebsgröße hat sich zwischen
verdoppelt und betrugl

1949 8.06 Hektar
1960 9.34 Hektar
1970 11,67 Hektar
1980 '15.27 Hektar
1988 17.74 Heklat
1990 18.70 Hektar.

1949 und 1990 mehr als

13.4 Beschäftigte in der Landwirtschaft
im früheren Bundesgebiet

Der wirtschaftliche Aufschwung nach dem Krieg veranlaßte zahlreiche lnhaber
landwirtschaftlicher Bekiebe und deren mithelfende Familienangehörige, ihre bis-
herige Tätigkeit zugunsten von Beschättigungen mit höheren Verdiensten vollstän-
dig oder teilweise aufzuOeben. Dies führte unter anderem zu einer Umwandlung
von Vollerwerbsbetrieben in Neben- und Zuerwerbsbetriebe. Erleichteri wurde

diese Entwicklung auch durch den vermehrten Einsatz von Maschinen und die

:'1960 @1979

- 

1990

Llnafi 
^,LBchatülch 

genuEta FlächeBetrlebe

Größenklasse:

50 ha und mehr
I

20 bis unter 50 ha
I

10 bis unter 20 ha

I
5 bis unter 10 ha

I

2 bis unter 5 ha
i

1 bis unter 2 ha

400 3m
Täusend

än 1m 00 1 2 3 4 s 6
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Anwendung ralioneller Arbeitsvedahren. B8ispielsweise stieg der Besland an
Schleppern im Alleinbesitz der Betriebe von 139 000 im Jahr 1 950 auf 1 ,16 Mill. im
Jahr 1990. Dies wirkte sich wiederum auf Ausrichtung und Kostensituation der
Betriebe aus.

ln den landwirtschattlichen Betrieben einschließlich der Haushalte der Betriebsin-
haber gab es 1990 annähernd 1,7 i/ill. Familienarbeitskrätte. Darunter fühnen 1,4
[,4ill. belriebliche Arbeiten aus, und von diesen waren ladiglich 373400 im Betrieb
vollbeschäftigt. 424400 Personen gingen noch einer anderen Erwerbstäligkeit
nach. ln jedem zweiten Betrieb war das außerbetrieblich€ Einkommen des
Belriebsinhabers und seines Ehegatten größer als das betriebliche Einkommen,

Familienfremd€ Arb€itskräft6 werden in der Landwirtschaft nur noch in sehr
geringem Umfang eingeselzt. 1990 beschättigten lediglich rund 5 % der landwirt-
schaftlichen Betrieb€ sländig fremde Arbeitskrärte (rund 88400 Personen).

Tab.2: Entwicklung der Arb€itsleistung in dsr Landwirtschatt
im früheren Bundesgebiet
'1950 bis .|990

Wirtschaflsiahr B6trieblicha Arbeitsleislung in AK-Einheiten

1 000
je 100 ha landwirtschaftiich

genutzter Fläche

1950/51 1

1960/61 1

1970n11
't 980
1988
1990

3 885
2 415
1 434

947
821
749

29,0
18,5
11,5

7,0
6,4

Flechnet man die Leistung der in der Landwirtschatl mit betrieblichen Arbeiten
b€schäfligten rund 1,8 Mill. Arbeitskräfte (Familienarbeitskrälte und familienfremde
Arbeitskrätte) auf sogenannle AK-Einheiten um, so ergeben sich lür'1990 rund
748700 AK-Einheiten. Dabei enlspricht eine AK-Einheit der Arbeitsleislung einer
mit betrieblichen Arbeilen vollbeschäftigten Arbeitskratt im Alter von 16 bis unt€r 65
Jahren. Der Zeitvergleich zeigt das Ausmaß der Abwanderung der Menschen aus
der Landwirtschaft, zugleich aber auch die Zunahme der Flächenleistung je
Arbeitskraft. Während für das Wirtschaftsjahr 1950/51 noch eine betri€btiche
Arbeitsleistung von 29 AK-Einheit€n je 100 Hektar errechnet wurde, wurden lür
1990 auch aufgrund der fortschreitenden Technisierung nur noch 6,4 AK-Einheiten
je 100 HeKar ermittelt.
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13.5 Pflanzliche Produktion im früheren Bundesgebiet

13.5.1 Anbauflächen

Bei im Zeitablauf nahezu gleichbleibender Verteilung der landwirtschaftlich genutz-
t€n Fläche auf die wichtigsten Kullurarten Ackerland und Dauergrünland haben
sich di€ Anteile der einzeln€n Fruchtarten auf dem Ackerland in den vergangenen
Jahrzehnten stark verändert. So wurden 1950 nur 55% der Ackerfläche mit
Getreide bestellt, 1990 dagegen bereits 61 %. Hacklrüchte wurden 1950 aul25 %
des Ackerlandes angebaut, 1990 nur noch auf 9%. Hinter dieser Entwicklung
verbirgl sich unter anderem eine Einschränkung des Karloffelanbaus um 82 % bei
gleichzeitiger Ausdehnung des Anbaus von Zuckerrüben um 110 %. Flalionalisie-
rungsgründe und starke Veränderungen der Ernährungsgewohnheiten waren hier-
lür ausschlaggebend (vgl. 4.6.1).

Abb.3: Anbau auf dem Ackerland im früheren Bundesgebiet
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13.5.2 Erntemengen

Neben der Größe der Anbauflächen sind die Hektarerträge für die Erntemengen
ausschlaggebend. Sie erhöhten sich in den vergangenen drei Jahrzehnten um
mehr als 100 7. und haben z. T. weiter steigende Tendenz. Am höchsten li€gen die
Ertragsverbesserungen bei Getreide. Etwas geringer fallen sie im Gemüseanbau
aus, der sich seit jeher durch eine besonders hohe Bewirtschaftungsintensität
auszeichnet. Die beachtlichen Leistungssteigerungen sind vor allem aul züchte-

Tab. 3: Durchschnittliche Hektarerträge und Gesamterntemengen
im früheren Bundesgebiet

Frucht-, Gemüse-,
Obslart, Wert

Heklarertrag Emtemengen

1950/55 1990 1950/55 1990

Feldfrüchte:
Winterweizen
Roggen
Wintergerste
Hafer
Körnermais
mittelfrühe und späte

Kartotfeln
Zuckerrüben

Gemüsel
Weißkohl
Koptsalat
I\röhren und Karotten
Frischerbsen

13,7

3,6

63,2
22,4
34,5
5,0

3,0

6,7
4,7
5,9
4,5
6.8

1000t
2759,5 I0 798,3
3 365,7 1 944,6

408,4 6 ,141,9

2 608,6 1 535,0
15,2 1 544,6

1je ha

kg je Baum

hl je ha

330,3
41.8
84,9
18,4

22,1
34,5

34,9
57,4

24 074.3 6 610,3
7 916,7 23 310,0

335,1
87,8

175.1
9,3

Obst (l\4arktobstbau) :

Apfel
Birnen
SüBkirschen
Pflaumen. Zwetschen

Weißmost
Rotmost

26,8
21,0
30,2
30,7

't 000 t
629,4

20,2
21,4
30,0

88,8
95,6

I 000 ht

2 246,5 7 187 ,0
593,7 I 326,5

53,3
46,9

rische Verbesserungen, e(ragssteigernde lrineraldüngung, verbesserle Anbau-
und Erntetechnik sowie die Weiterentwicklung des Pllanzenschutzes zurückzufüh-
ren. (Zunehmende Mineraldüngung und Pflanzenschutz können aber auch zu
Belastungen des Bodens, des Wassers und der Nahrung lÜhren.)
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Tab.4: Qualität der Weinmosternte im früheren Bundesgebiet
Mengenanteil der Oualitätsstufen in Prozent

Qualitätsstufe '1978 1980 1984 1986 '1988 1990

Tafelwein
Oualitätswein
Qualitälswein

mit Prädikat

73,S
2,8

65,'l
13,5
79,7

4,7
75,7

0,2
46.4

0,2

22.5 32,1 6,8 19,6 53.4 60,5

Die Obst- und Weinmosterträge sind vom Witterungsverlaul stark abhängig, wenn-
gleich auch hier durch intensrvere Pflege und Übergang zu besonders ergiebigen
Sorten Ertragssteigerungen erzielt werden konnten. Beim Weinmost ist die Oualität
für die Absatzchancen von entscheidender Bedeutung.

'13.6 Tierische Produktion im früheren Bundesgebiet

13.6.1 Viehbestände

Die Vi€hhaltung isl Grundlage der Versorgung mit tierischen Nahrungsmitteln und
zugleich Haupteinkommensquelle der Landwirtschatt. Etwa 70 % der Verkaufser-
löse im Agrarber€ich stammen aus der tierischen Veredelungswirtschaft.

lm Dezember 1990 wurden im trüheren Bundesgebiet 22,0 [rill. Schweine, 14,5
Mill. Rinder und 1,8 NIill. Schafe gehalten. Seit '1950 hat sich der Schweinebestand
nahezu verdoppelt und die Haltung von Rindern um fast ein Drittel erhöht. Stark
rückläufig war bis 1970 di€ Zahl der Pferde. Damals wurde mit einem Bestand von
nur noch rund 250000 Pterden dar Tiefpunkt der Entwicklung erreicht. Seither
wächst ihre Zahl - vor allem durch die zunehmende Atkaktivität des Reilsports -
wieder an.

lm Gegansatz zum gestiegenen Viehbestand ist die Zahl der Viehhalter seit '1950

zurückgegang€n. Neben der Konzentration zu größeren Viehbeständen setzte sich
die Spezialisierung, vor allem in der Schweine- und Hühnerhaltung, durch, Diese
z€ichnet sich durch geringeren Flächenbedarf, sehr hohen Viehbesatz und hoch-
technisi6rte Wirtschaftsweise aus.

13.6.2 Schlachtungen, lvlilch- und Eiererzeugung

Die tierische Produktion hat seit 1950 noch stärker zugenommen als die pflanzliche

Erzeugung. Als Ursachen hierfür sind neben der Ausweitung des Viehbestandes
züchterische Maßnahmen, leistungssteigernde Fütt€rung und geänderte Tierhal-
tungstechnik zu nennen.
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Tab.5: Fleischerzeugungl von Findern und Schweinen
im früheren Bundesgebiet

Jahr Rinder Schweine
1000r

1950
1960
't 970
1980
1988
1990

507,6
947,5

1274,6
't 493,9
1528,2
1724,1

1020,1
1893,7
2 614,2
3 213,6

3 355,6

1 Ein$hl.Abschnitlsl6ll6,ohn6lnn€rei€n

1990 wurden 5,4 Mill. Rinder, 37,9 Mill. Schweine, 0,5 Mill. Kälber und 1,2 Mill.
Schafe g€schlachtel; das entsprach einer Fleischerzeugung von insgesamt 5,2
Mill. Tonnen. ln weniger als vier Jaheehnten ist die Fleischerzeugung sowohl bei
Flindfleisch als auch bei Schweinefleisch auf mehr als das Dreifache angestiegen.
Die Erhöhung der Schlachtmenge spiegelt sich in einer Ausweilung des Pro-Kopf-
Verbrauchs an Fleisch in nahezu gleichem tlmfang wider (vgl, 4,6,1),

An Geflügelfleisch wurden '1990 im früheren Bundesgebiet 414 800 Tonnen, mehr
als fünfmal soviel wie 1965, und an Eiern 1'1 600 Mill, Stück produzierl. Di€

durchschnittliche Legeleistung hat sich mit 259 Eiern je Huhn und Jahr soit 1950
verdoppelt. Die Milcherzeugung stieg zlvischen 1950 und 1990 um 70 %, wobeidie
Zahl der Milchkühe leicht zurückging. Die Milchproduktion j€ Kuh stieg entsprs-
chend in noch größerem Umlang (96 %).

Tab.6: Ezeugung von Kuhmilch und Herstellung von Milcheeeugnissen
im früheren Bundesgebiet

Jahr Milchproduktion Milcherzeugnisse (1 000 t)

insgesamt
1000t

kg ie
Kuh

Butter Käse Speise-
quark

Kondens-
vollmilch

Trinkmilch-
absatz

(1 000 0

1950
1960
1970
1980
1988
1990

13 945
19 264
21 856
24 779
23 974

2 474
3 396
3 800
4 552
4 739
4 857

125
267
368
499
550

2 805
2923
3 281
3 653
4 020

406
494
576
392

164
222
408
509
565

370
433
469
404
370
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Abb. 4: Viehhaltung im früheren Bundesgebiet
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13.7 Selbstversorgungsgrad im früheren Bundesgebiet

Der Selbstuersorgungsgrad ist €in lndikator dafür, inwieweit der Bedad an Nah-
rungsmitteln und Futtergetreide durch die lnlandsproduktion gedeckt werden kann.
lm Bundesgebiet betrug er im Jahre 1989/90 für Nahrungsmittel insgesamt 81 %,
Bezieht man die aus dem Ausland bezogenen Futtermittel ein, mit denen inländi
sche Tier6 gBfütt€rt werden, erraicht der S€lbstversorgungsgrad sogar 92 o/o,

Die Versorgungslage b€i einz€lnen Nahrungsmitteln ist allerdings unterschiedlich,
Während bei Milch und Käse 1989/90 eine Vollversorgung erreicht war, lag die
Erzeugung von Kondensmilch, Vollmilch- und Magermilchpulver im salben Jahr
sogar erheblich über dem lnlandsverbrauch. Auch bei Zucker, Rindlleisch und
Schlachtfetten üb€rstieg die Erzeugung den Bedarf. Dagegen blieb die heimische

Abb. 5: Selbstversorgungsgrad im lrüheren Bundesgebiet
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Abb.6: Die wichtigsten Ursprungs- und Bestimmungsländer 1ür

ernährungswirtschaftliche Güter 1990 im früheren Bundesgebiet

Einfuhr % Ausfuhr 7o

Belg 6n u. Luxemb.4,8

lalien 17,2

Niededande 13,5

Sonslige 33I S.nstige 29 6

40
o/o

30 2D 10 0 10 20 30 40
%

Produktion von Butter. Schweine- und Geflügelfleisch, pllanzlichen Ölen und

Fetten, Eiern, Gemüse, Obst und Futtergetreide erheblich hinter den Marktanforde-
rungen zurück. Auch die Erträge der Fischerei konnten den lnlandsbedarf nicht

decken (27 %).

Die Lücke zwischen Erzeugung und Bedarl im lnland muß im Warenverkehr mit

dem Ausland gedeckt werden. Dabei ist zu beachten, daß der Austausch landwirt-

schaftlicher Güter in beiden Richtungen erfolgt. FÜr die Waren der Ernährungswirt-
schaft insgesamt bekug der Einfuhrüberschuß im Jahr 1990 28,1 Mrd.DM. Er

ergab sich als Saldo aus einem Einfuhrwert von knapp 59,3 Mrd, DM und €inem
Ausluhrwen von 31,1 l\ilrd. DM. Die wichtigsten Lieferländer für Nahrungsmittel

sind seit langem die Niederlande und Frankreich mit wenmäßigen Anteilen an den

Nahrungsmitteleinfuhren von rund 23 70 bzw. 15 % im Jahr 1990.

13.8 Forstwirtschaft im früheren Bundesgebiet

ln der Forstwirtschaft des früheren Bundesgebieles ist ein Strukturwandel, wie er
sich in der Landwirtschatl vollzieht, nicht eingekelen. Die Waldfläche jst s€it
langem in etwa gleich geblieben; Steigerungen der Flächenproduktivität wie in der

Landwirtschalt sind in vergleichbarem Maße nicht mÖglich. Doch ist die Arbeilspro-

duktivität durch moderne Maschinen und Arbeitsverfahren gesteigert worden. Baa

der Anzahl der Betriebe traten Verschiebungen ein, die aber zumindest teilweise

daraul zurückzuführen sind, daß landwirtschaftliche Betriebe mit Waldfläche ihre
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landwinschattlich genulzte Fläche abgaben und dadurch ietzt als Forslbetriebe
erfaßt werdon.

Derzeit gibt es 113000 Forstbetriebe, die eine Waldfläche von insgesamt 5,4 l\4ill.

Hektar bewirtschatten. Hinzu kommen rund 224000 land,,^/irtschaltliche Betriebe,
die ebenlalls über - mindestens 1 Hektar - Waldfiäche verfügen. Diese landwirt-
schaftlichen Betriebe bewinschatten insgesamt '1,5 Mill, Hektar Waldfläche. Etwa
weitere 0,5 Mill, Hektar Wald - übeMiegend privater Waldbesitz unter ieweils 1

Hektar Größe - werden statistisch nicht einbezogen.

Von der gesamten deutschen Waldfläche (rund 7,4 Mill. Hekta4 entfallen 30 % aut
Staatswald, 24 o/o auf Körperschattswald (Gemeinden und sonstige Körperschaf-
ten ötlentlichen Rechts) und 46 % auf Privatwald.

Tab. 7: Betriebe mit Waldfläche 1990 im früheren Bundesgebiet

Betriebsarten Anzahlder
getriebe mit
mindestens

t ha Waldfläche

Waldfläche Waldfläche
je Bekieb

1 000 ha ha

Forstbelriebe
Staatsforsten
Körperschattsforsten
Privatforslen

Landwirtschaftliche
Betriebe mit Waldlläche

B€triebe mil
Waldfläche insgesamt

113 065
877

10 732
101 456

5 364,0
2 256,3
1755,8
1 351,9

47,4

163,6
13,3

1489,4 6,7

336 646 6 853,4 20.4

ln der Forstwirtschaft des früheren Bundesgebietes wurden im Wirtschattsjahr
1987/88 etwa 13500 Beamte und Angestellte (Betriebs- und Verwaltungsperso-
nal) sowie ehya 2'1 500 Arbeitskräfte ständig beschättigt. Weitere 35000 Personen
wurden nicht ständig oder nur vorübergehend in der Forstwirtschatt eingasetzt. Der
Holzeinschlag belief sich im Durchschnitt der Jahre 1984 bis 1989 auf 29,9 Mill.
Kubikmeter. Das entspricht einem Produktionswert von rund 3,6 Mrd.DM. Die
größten Sturmschäden seit Menschengedenken haben Anfang 1990 die doppelte
Holzmenge zu Boden geworfen,

Die wirlschattliche Bedeutung des Waldes ist mil der Darstellung der Forstwirt-
schatt aber noch nicht ausr€ichend beleuchtet. ln der Holzverarbeitenden lndustrie
(2.8. Papierh6rstellung, Möbelindustri€ usw.) und im Fremdenverkehr sind viele
Manschen vom Wald abhängig (nach Schätzungen der Bundesregaerung rund eine
Million). Die deullichen Waldschäden, dia sich 1989 nach Erhebungen d€s Bun-
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desministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten bei jedem sechsten
Waldbaum zeigen, haben nicht nur an ökologischer Hinsicht (vgl, 19.9), sondern
auch ökonomisch bedenkliche Auswirkungen.

13.9 Fischerei im früheren Bundesgebiet

Die weltweite Entwicklung der Meeresfischerei (Einführung nationaler Fischereizo-
nen, zunehmende Überfischung der Fanggebiete infolge zu hoh€r Flottenkapazitä-
ten mit modernster Fischereitechnik) betraf alle Fischereinationen. Die Bundesre-
publik Deutschland hatte im früheren Bundesgebiet den vor allem bei der Hochsee-
fischerei erforderlichen Flottenabbau (etwa eine Halbierung) bis 1985 weitgehend
abgeschlossen. Seither sind die Fangmengen wieder leicht ansteigend, neuer-
dings vor alem durch die Wiederaufnahme des Heringslangs durch die Hochseefi-
scherei. Die Ergebnisse der Binnenfischerei steigen ebenfalls seit Jahrsn durch
eine Ausweitung der Forellenerzeugung.

Tab.8: Fangergebnis der Hochsee-, Küsten- und Binnenfischerei
im früheren Bundesgebiet

I Fanggewichl 1984 1986 1988 1990

Meeresfischerei
Binnenlischerei
Fischerei insgesamt

303 356
23 800

327 156

178 166
24 200

202 366

184 358
25 100

209 458

219 082
31 000

250 082

1 3.1 0 Pflanzliche Produktion im Gebiet der ehem. DDR

Die Wiedervereinigung Deutschlands am 3. Oktober 1990 hat nicht nur in wirt-
schaftlichen, rechtlichen oder sozialen Bereichen umfassende Anpassungspro-
zesse im Beikittsgebiet ausgelöst, sie schlägt sich auch in bedeulendem Ausmaß
in der Landwirtschaft nieder. Mit den derzeit verfügbaren Statistiken aus den neuen
Bundesländern soll eine zwischenbilanz über die Entwicklungstendenzen des
ostdeutschen Agrarsektors gezogen werden. Dabei ist eine Darstellung landwirt-
schaftlicher Betriebsstrukturen erst nach Vorliegen der endgültigen Ergebnisse aus
der großen Landwirtschaftszählung '199'l möglich. Für den Bereich der Produk-
tionsstatistiken (pflanzliche und auch tierische Produktion) lassen sich hingegen
Aussagen über das vorhandene Erzeugungspotential und den Umfang der Produk-
tion bereats für das Jahr 1990 tretlen.
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13.10.1 Anbauflächen

Von den im Jahr 1990 ermittelten 6,17 Mill. Hektar landwirtschaftlicher Nutzfläche
wurden 4,68 Mill. Hektar (76 %) als Ackerland und 1,24 Mill. Hektar (20 %) als
Dauergrünland g6nutzt, der Flest entfällt aul Dauerkulturen. lnnerhalb der Feld-
früchte machten die Getreideflächen über die Hälfte (53 %) der bestellten Ernteflä-
che aus, gefolgt von Hackfrüchten, deren Anteil 1990 bei 13 % lag. lm Zeitablaul
hat sich, ähnlich wie im lrüheren Bundesgebiet, die Anbaustruktur der Kulturarten
stark veränderl. Der Umfang der Hackfruchtflächen ist gegenüber 1950 um 46 %
zurückgegangen, eine Entwicklung, die insbesondere auf die Einschränkung im
Kartottel- und Futterrübenanbau zurückzutühren isl. lnwieweit der Anpassungspro-
zeß seit der Wiedervereinigung das Spektrum der angebaulen Arten weiter ver-
schieben wird, bleibt abzuwarten.

Tab. 9: Anbau landwirtschattlicher Kullurarten
im Gebiet der ehem. DDR

Kultur-/Fruchtarl Jahr

1950 1S70 1989 1990

I 000 ha

Ackerland
dar.: Getreidel
dar.r HacKrüchtel

Kartotfelnl
zuckerrüben1
Futterrüben1

Dauergrünland

Landwirtschaft liche Nulzf leche

5 017,3
2711,3
1270,3

911,6
210,7

1 291.'l

6 526,6

4 618,1
2 286,5
1016,6

666,9
191,7
158,0

't 469,2

6 286,4

4 676,4
2 462,3

704,7
431,3
217,1

56,3

1.257,6

6171,3

4 643,2
2 477 ,6

585,1
337,1

45,8

1243,1

6165,2

13.10.2 Erntemengen

Bei der Bewertung der Erntemengen sind zum einen der Anbauumfang, zum
anderen der H€ktar€rtrag der betretf€nden Kulturart von entscheidender Bedeu-
lung. Die Entwicklung der Hektarerträge seit den 50er Jahren zeigt einen massiven
Ertragsanstieg bei allen Fruchtarten; beispielsweise bekug der durchschnittliche
Hektarertrag bei Winterweizen 1990 5,5 Tonnen/Hektar gegenüber 3,0 Tonnen/
Hektar im Vergleichsjahr 1953/58. Züchterischer Fortschritt, Pflanzenschutz, Dün-
gung und produktionstechnischer Fortschritt sind die Ursachen der Steigerung,
wenn das Niveau auch noch deutlich unter dem westdeutschen Standard liegt. Die
Anpassung wird sich in dieser Hinsicht jedoch im Beitrittsgebiet schnell vollziehen.
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Tab.'10: Durchschnittliche Hektarerträge und Gesamterntemengen
ausgewählter Fruchtarten im Gebiet der ehem. DDR

Hektarertrag Erntemengen

Kultur-/Fruchtad 1953/58 1989 19S0 1953/58 1989 1990

Vha 1 0001

Feldfrüchte1
Winterweizen
Boggen
Wintergerste
Hafer
Körnermais
Kartotleln (mittelf rühe,

§päte)
Zuckerrüben

Gemüse2
Weißkohl
Koplsalal

l\röhren, Karotten
Frischerbsen

3,0
2,0
3,0
2,4
2,2

42,8
9,9

27,4
2,9

3't,4
9,8

27,1

4,3
2,7

964,5
2 320,0

264,2
't 198,5

266,0
4,7

277,0
21,1

107,8
2,4

180,1
16,2

4 150,3
2 043.8
3 368,1

570,3
0,8

16,6
28,4

21.5
28,7

20,3
36,0

12 700,9
6 081,S

8 382,0
6 2'19,5

6 561,3
7 249,7

1 §chäl2ung€n lür all6 Belrieb6.
2 Schätzung€n lür vo ks€igsn€ und genossenschaftl ch€ Selrieb€ der Landw rlshat und ihre kooperal ven

E.richlun96n.

,5
,4
,0

,3
,6

3
6

6

3 437,8
2103,2
3 504,7

475,8

''l 3.1 1 Tierische Produktion im Gebiet der ehem. DDR

13.1 1.1 Viehbestände und Schlachtvieh

Die Erhebung der Viehbestände im Rahmen der Viehzählung 1990 ist nach der
Wiedervereinigung die ersle gemeinsame agrarstatistische Erhebung in Ge§amt-

Tab. 11 : Viehbestandl im Gebiet der ehem, DDR

Viehad 1960 1970 1980 198S 't 990

1 000

Rinder
dar.: N4ilchkühe

Schweine
Schafe

4 675
2175
I316
2 0r5

12471
2 038

4 947
1 584
I 783
1 456

5 190
2163
I 684
1 598

5 724
2 001

12 013
2 603
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deutschland und somit m€thodisch und inhalllich voll mit den westdeutschen Daten
vergleichbar.

1990 wurden in den neuen Bundesländern 5,0 Mill. Rinder, 8,8 Mill. Schweine und
1,5 Mill. Schafe gezählt. Gegenüber dem Vergleichsjah|1989 sind die Produk-
tionskapazitäten stark abgebaut worden. Nur noch 86 % des Rinder-, 73 % des
Schweine- und 56 % des vorjährigen Schafbestandes sind Ende des Jahres 1990
registriert worden. Dabei wird der mit der Einiührung der Wirtschafts-, Währungs-
und Sozialunion ausgelöste massive Preisverlall starken Einlluß aul die landwirl-
schaftlichen LJnternehmen genommen haben.

Tab. 12: Schlachtvieh im Gebiet der ehem. DDR

Viehart Gewichts-
kategorie

1960 1970 1980 1989

1000t

Rinderl

Schweine

Lebendgewicht
Schlachtgewich12

Lebendgewicht
Schlachtgewicht2

353,3

842.6

649,6
424,O

1558,3
1284,5,0687

582.1
373,2

1 040,4
8s0,9

727,1
476,1

1 76t,7
1 449,2

2 Schlachlg6w chl: FI6i$h. Inn€r6i6n. SchlachiElio.

Die Entwicklung der Schlachtmenge (Tab. '12) zeigl die Zunahme der Fleischerzeu-
gung in den letzlen 30 Jahr€n. 1989 war der Schlachtanfall bei Rindern und
Schweinen mehr als doppelt so hoch wie 1960.

13.'l 1 .2 Milcherzeugung und Milchleistung

Produktivitätslortschritte in der Landwinschaft lassen sich besonders deutlich an
der Entwicklung der Milcherzeugung erkennen (s. Abb.7). Trotz der relativ gerin-
gen Schwankungen bei der Zahl der Milchküh€ slieg di6 Produktion bis zum Jahr
1990 um mehr als das Dreifache gegenüber dem Vergleichsjahr 1950 an, Ahnlich
wie in der pflanzlichen Produktion wirken sich hier züchterisches und produktions-
technisches Know-how auf die durchschnittlich€ Jahrasmilchleistung aus, die 1989
bei 4180 Kilogramm/Kuh (1950: 1655 Kilogramm/Kuh) lag. Auch hier wird die
Anpassung an das höhere westdeutsche Niveau, verstärkt durch die sich ändern-
den Produktionsbedingungen! schnell erfolgen.
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Abb. 7: Entwicklung der lvlilcherzeugung und Milchleistung
im Gebiet der ehem. DDR

ou'crs.hn lui.hd Jahesl€ sroie f::l Mibhetr&q.ns (.{% F€ri)

I M,bhro,sru"e ß% F€1r)

'13.12 Fischerei im Gebiet der ehem. DDR

Trotz weltweiter Verschlechterung der Rahmenbedingungen bei der Meeresfische-

rei versuchte die ehemalige DDR in den zurückliegenden Jahren, eine überalterte

Fangflotte durch Abschluß bilateraler Verträge und eine Fodsetzung der Fangtätig-

keit auf der Südhalbkugel am Leben zu erhallen. Nach der währungsumstellung

Tab.'13: Fangergebnis der Hochsee-, Küsten- und Binnenlischerei
Iür das Gebiet der ehem. DDFI

t Fanggewicht 1984 1S86 1988 '1990

Meeresfischerei
ginnenfischerei

Fischerei insgesamt

116729
24 021

'140 750

205 165
20 860

226 025

189 270
22 668

211 938
20 797

179 234
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und dem Wegfall der staatlichen Fischereisubventionen kam es - wie in vielen
anderen Branchen - zu einem Zusammenbruch der Mecklenburg.Vorpommer
schen Meeresf ischereistrukturen.

lm Herbst 199'1 war die tlmwandlung der Fischereiproduktionsgenoss€nschaflen
entlang der Ostseeküste in 28 eingetragene Fischereigenossenschaften nahezu
abgeschlossen, lyobei der,Preisverfall" des Hauptfangobiektes Haring von ca.
1400 Mark/Tonne auf 400 bis 500 DM/Tonne nur wenige Fischar ermuligte, sich
selbständig zu machen. Vom ehemaligen Fischkombinat Bostock sind nur die
neuesten Hochseetra'/yler in Fahrt geblieben, die sukzessive mit modernen Fisch-
verarbeitungsanlagen an Bord umgerüstet werden.
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14 Produzierendes Gewerbe

14.1 Bedeutung des Produzierenden Gewerbes

Das Produzierende Gewerbe ist weiterhin ein Zentralbereich der Wirtschaft; aller-
dings hat sich seine Bedeutung in den vergangenen Jahren gegenÜber dem
Dienstleistungssektor verringert. Bis Anfang der 70er Jahre wurde im sogenannten

sekundären Sektor mehr als die Hälfte der gesamtwinschattlichen Leistung

erbracht, und knapp die Hälfte der Erwerbstätigen fand (nach Ergebnissen der
Volkswirtschattlichen Gesamtrechnung) in diesem Bereich einen Arbeitsplatz. lm

vergang€nen Jahrzehnt nahm der Anteil des Produzierenden Gewerbes an der

Bruttowertschöpfung ab und lag 1990 bei rund 41"/o. Det Anteil der in di€sem

Sektor Erwerbstätigen verminderte sich, und zwar auf rund 40 7..

Tab. 1 Anteil des Produzierenden Gewerbes an der Bruttowert-
schöpfung. den Erwerbstätigen und den Anlageinvestitionen
der gesamten Wrrtschaft im früheren Bundesgebiet (in Prozent)

Jahr Bruttowertschöptung Erwerbstätigei Anlageinvestitionen

1960
1965
1970
1975
1980
1985
t9902

48
49
49
45
43
41

40

30
31
27

26
263

52
45

41

1 EE6bnisse aus B€r6chnungen dor Volksw nschall lchen Gesamtrechnungen
2 vo.lAuto€s Erosbn s
31988.

Das Produzierende Gewerbe umfaßt in der Abgrenzung der amtlichen Statistik die
lndustrie und das Produzierende Handwerk. Dabei werden seit der Reform der
lnduskiestatistik in den Jahren 1975 bis 1977 im allgemeinen nur Unternehmen mit

20 Beschäftigten und mehr erfaßt. lm einzelnen setzt sich das Produzierende

Gewerbe aus den Teilbereichen Energie- und Wasserversorgung, Bergbau und

Verarbeilendes Gewerbe sowie Baugewerbe zusammen. Unter diesen spielt das

Verarbeilende Gewerbe die bedeulendste Rolle. ln den Unternehmen des Produ'
zierenden Gewerbes mit 20 Beschäftigten und mehr arbeiteten 1989 83,5 % aller

Beschäftigten im Verarbeitenden Gewerbe; '10,9 7. waren im Baugewerbe, 3,3 %

in der Energie- und Wasserversorgung und 2,2 % im Bergbau tätig.
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14.2 Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe

Nach der Ar1 der hergestellten Güter läßt sich das Verarbeitende Gewerbe in die
Bereiche Grundstoff- und Produktionsgütergewerbe (2.8. Chemische lndustrie),
lnveslitionsgüter produzierendes Gewerbe (2. B. Maschinenbau), Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe (2.8. Bekleidungsgewerbe) sowie Nahrungs- und
Genußmittelge,/verbe untergliedern. Von ihnen isl das lnvestitionsgüter produzie-
rende Gewerbe sowohl hinsichtlich der Zahl der lJnternehmen und der Beschättig.
len als auch in bezug auf den Gesamtumsatz der bedeutendste Bereich.

Tab. 2: Unternehmen mit 20 Beschättigten und mehr im Bergbau
und Verarbeitenden Gewerbe 1989 im früheren Bundesgebiet

Bereich Unlernehmen Beschäftigle Umsatz

Anzahl o/o 1 000 % Mill. DM o/o

Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe

Grundstotf- und
ProduKionsgütergewerbe
lnvestitionsgüter
produzierendes Gewerbe
Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

0,2
99,8

45,2

31,'l

10,5

100

187
7 133

1 375

3 961

1 310

487

7 320

30 295
1 684 131

473 278

796 540

D7 540

186774
1714 426

83
35 855

4 645

16249

11 190

3771

2,6

18,8

54,1

17,9

8,7

100

't,8

27,6

46,5

13,3

10,9

100

'14.2.1 Unternehmensgröße

Wie in vielen anderen Wirtschaftsbereichen (2.8. im Dienstleistungsbereich) ist
auch im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe eine Tendenz zur Konzentralion,
d.h. zur Bildung größerer Unternehmenseinheiten, zu beobacht€n. Sie läßt sich
sowohl aus der Beschäftigten- wie aus der Umsatzentwacklung abl€sen. Eine
Aussage über die Konzentrationsentwicklung für einen längeren Zeitraum kann nur
sehr allgemein gehalten sein, da vergleichbare Daten - insbesondere wegen
Berichtskreisänderungen - fehlen. Entsprechende Zahlen liegen erst für die Zeit
nach Abschluß der Reform der lndustriestalislik, also ab '1977 vor. Betrachtet man
dia Entwicklung von 1950 bis 1970, so zeigen die Ergebnisse der Arbeitsstätten-
zählungen, daß die Zahl der Unternehmen stark abgenommen hat (- 46 %), bai
gleichzeitig steigenden Beschäftigtenzahlen (+ 40 %). Verschiedene Anzeichen
deuten darauf hin, daß der Konzentralionsprozeß auch nach 1970 bis etr,/va 1980
andauerle. Danach ging die durchschnattliche Beschäftigtenzahl je Unternehmen
zunächst bis 1984 zurück, stieg jedoch dann wi€d€r auf das Niveau von 1980 an.



Tab. 3: Beschäftigte der größten Unternehmenl im früheren Bundesgebiet

Die jeweils
... größten Unlernehmen

beschäftigten

Personen
in 1000

Anieil air allen Beschaftigten des
Bergbaus u. Verarb. Gewerbesl

in o/.

1989 19791989

768
999

1 391
1711
2 085

10,5
13,7
19,0

28,5

s,3

18.8

29,4

1 Unr6m6hm6n nir 20 Beschäll gr6i und m€hr Unlehehmensgröße gemessen an den Beschält gr6n

Ordnet man die Unternehmen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes nach
der Beschäftigtenzahl, so waren '1989 in den zehn größten rund 999 000 Personen
tätig. 884 Unternehmen 12,5%) hatten 1988 1000 und mehr Beschäftigte. ln

diesen Unternehmen waren rund 3,6 Mill, Personen beschätligt. Dies entspricht
einem Anteil von 50 % - gemessen an den Unternehmen mit 20 Beschäftigten und
mehr.

'l 4.2.2 Beschäft igte, Arbeitsproduktivität1

Unter d€n 34 Wirtschaftsgruppen des Verarbeitenden Gewerbes sind - gemessen

an den Beschättigtenzahlen - der Maschinenbau, die Elekkolechnik, der Straßen-
lahrzeugbau, die Chemische lndustrie und das Ernährungsgewerbe am wichtig-

sten. ln diesen fünf Branchen waren 1990 rund 4,1 Mill. von insgesamt 7,2 lvlill.

Beschäftigten des Verarbeitenden Gewerbes tätig.

Von 1970 bis 1990 hat die Beschättigtenzahl im Verarbeilenden Gewerbe um rund
16% abgenommen. Oie zahl der geleisteten Arbeilsstunden verminderte sich
ebenfalls, und zwar um 35 "/.. Dennoch konnte die Produktion um 52 % gesteigert
wsrdsn. Die Arbeitsproduklivität - d. h. das Produktionsergebnis je Beschäfligten -
Iag damit 1990 um 777. höher als 1970. Hierin zeigen sich die Auswirkungen
umfangreicher Flationalisierungs- und Automatisierungsmaßnahmen, die vor allem
zum Ersatz menschlicher Arbeitskraft durch Maschinen führten.

14.2,3 Produktion

ln der Produktionstätigkeit des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes während
der letzten drei Jahrzehnte spiegeln sich die Entwicklungsphasen der deutschen

I Es ieg8n Ergebnrsse von Unlehehmen mil n allgemenen 20 Beschäfliglen und mohrzugrunde
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Wirtschaft deutlich wider. Zwisch€n 1950 und 1960 - dem Jahrzehnt, das durch
den Wiederaufbau geprägt war - stieg die Produktion im Bergbau und Verarbeiten-
den Gewerbe um 150 %. Von 1960 bis '1970 erhöhte sie sich nochmals um zwei
Drittel. Von 1970 bis 1980 nahm sie um rund ein Fünftel zu. Zu Beginn der 80er
Jahre war die Produktion rückläufig, ab 1983 hatte sie wiederum positive Verände-
rungsraten zu verzeichnen. Beim Bergbau zeigen sich jedoch seit Mitte der 60er
Jahre deutliche Rückgänge.

Tab.4: Entwicklung der Produktion im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe
im früheren Bu ndesgebiet 'l 950 bis 1989 (1970 = 100)

Bereich 1 950 1 960 't 970 't 980 't 990

Bergbau 80
Grundstotf-undProduktionsgütergewerbe 21

lnvestitionsgüterproduzierendesGewerbe 18
VerbrauchsgüterproduzierendesGewerbe 28
Nahrungs-undGenußmittelgewebe 29

lnsgesaml 25

106
54
58
65
M

't 00
't 00
100
100
100

117
122
114
121

63
128
168
127
149

61 100 ,|18 143

Tab. 5; Produktion ausgewählter Erzeugnisse im früheren Bundesgebiet

Erzeugnis Einheit Jahr

19601 1970 1980 1990

Fernsehemptangsgeräte
Personenkratt',vagen
Geräte und Einrichtungen

für die automatische
Datenverarbeitung

Schuhe
Herrenanzüge
Damenkleider
Wurst- und Fleischwaren
Brot
Bier

2 164
1674

2 927
3 132

4 425
3 250

3 595
4179

1 000 sr.
1 000 Paar
1 000 st.
I 000 st.
1000t
1000t
1 000 hl

151 S06
6 650

17 980
257
65S

158 336
I 537

39 318
405
827

81 609

45
103 765

5 381

36 313
862

1 272
89 569

444
61 877

3 552
15 584

1 200
1 545

'101 376

Eine Vorstellung über die Entwicklung der mengenmäßigen Produktion seit '1960

vermittelt Tab.5. Die einzeln€n Erz6ugnisse sind aus nahezu 6000 Positionen der
Produktionsstalistik herausgegritlen. Wie die Ergebnisse zeigen, hat sich in der

314

't 000 st.
1 000 sr.



Vergangenheit die Erzeugung von Gütern, für die ein hohes technisches Spezial-
wissen erforderlich ist, ständig erhöht, während die Produktion in anderen Bran-
chen, z.B. der Bekleidungsindustrie, rückläufig war. Als Folge der weltweiten
Arbeitsteilung tand hier offensichtlich eine Verlagerung von Produktionstätigkeiten
ins Ausland statt. Bei einigen Erzeugnissen (2.8. Fernsehempfangsgeräten) ist

eine gewisss Marktsättigung eingetreten.

Der Bruttoproduktionswert, d. h. der gesamle Wert aller im Bergbau und Verarbei-
tenden Gewerbe erzeuglen Waren und Dienstleistungen, erreichte 1989 mehr als
'1,7 Billionen DM. Hiervon waren ehva die Hältte Vorleistungen and€rer Unterneh-
men (2.8. Handelsware, Vorprodukte, Rohsiofle usw., v91.14.2.7).

14.2.4 Umsatz

Der Umsatz im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe hal sich weit stärker erhöht
als die Produktion. Dabei wirkt sich aus, daß in die Umsatzausweitung neben dem
gestiegenen Produktionsvolumen auch Erhöhungen des Preisniveaus eingehen.
Dies wird deutlich, wenn man die Entwicklung des Umsatzes mit der Entwicklung
von Produktion und Preisen vergleicht. Zwischen 1950 und 1990 ist der Umsatz aut
elwa das Dreiundzwanzigfache gestiegen, die Produktion aber nur auf knapp das
Sechsfache, und die Preise haben sich fast verdreifacht. (Auch hier sei darauf
hingewiesen, daß ein Zeiwergleich durch Anderungen im Berichtskreis beeinträch-
tigt ist.)

Tab.6: Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe im früheren Bundesgebiet
Entwicklung von lJmsatz, ProduKion und Preisen 1950 bis 1990 (1950 = 100)

Jahr lJmsatzl Produktionsindex Preisindex

19s0
1960
1970
1980
1983
1984
'1985

1986
1987
1988
198S
1990

1 1950,1960 lndu§riebetdobg mit rn allgBmonen I0 tuschanigtsn und mehriab 1970 s€I 6b6 von unlemehmen
mrt 20 B6schättiqlen und mehr

2 Bundesgebiel ohne Saar and und Bff in (WBst).

100'?
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1 488

1 739
1 859
1 826
1 837
1 942
2120
2 268

100
248
409
481
462

500
512
514
535
561

588

100
122
139
229
266
273
279
270
265
269
278
283
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Die umsatzstärksten Wirtschaftsgruppen innerhalb des Verarbeitenden Gewerbes
waren im Jahr '1990 der Straßenfahrzeugbau, die Chemische lnduslrie, di€ EleKro-
technik, der Maschinenbau und das Ernährungsgewerbe. Von jeder dieser fünf
Branchen wurden 1990 Erzeugnisse im Wert von über '182 Mrd. DM umgesetzt.
Auf sie entfielen damit allein 58 "/. des gesamten Umsatzes im Verarbeitenden
Gewerbe.

'14.2.5 Exportquotel

Ein großer Teil der im Verarbeitenden Gewerbe hergestellten Güter geht in den
Export. Aus der Exportquote - dem Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtum-
satz - läßt sich die Abhängigkeit bestimmter Bereiche vom Auslandsgeschäft
besonders deullich ablesen. Zwischen '1950 und '1990 ist sie im Verarbeitenden
Gewerbe von 7,3"h aü 29,5 "k gestiegen. Dabei lag die Exportquote im lnvesti
tionsgüter produzierenden Gewerbe immer über dem Durchschnitt des gesamlen
Wirtschaftsbereichs ('1990 beispielsweise bei 38 "/.).

Besonders hoch war sie in den Wirtschattsgruppen "Lutt- und Fiaumfahrzeugbau"
und,,Herstellung von Büromaschinen, Automatischen Datenverarbeitungs-Gerä-
ten und -Einrichtungen"; dort wurde '1990 mit 54,2 % baw.52,2"/o über die Hältte
des Gesamtumsalzes mit dem Ausland erzielt. Auch der Straßenfahzeugbau
(45,4 %), der Maschinenbau (44,2 %) und die Chemische lnduskie (41,9 %) sind
stark exportabhängig,

Tab.7: Verarbeitendes Gewerbe im früheren Bundesgebiet
Exportquote in Prozent (Anteil des Auslandsumsatzes am Gesamtumsatz)

Bereich 1950 1960 1970 1980 1990

Grundstotf- und
Produktionsgütergewerbe

lnvestitionsgüter
produzierendes Gewerbe

Verbrauchsgüter
produzierendes Gewerbe

Nahrungs- und
Genußmittelgewerbe

lnsgesamt

10,3

13,7

0,2
7,3

15,2

25,O

7,4

1.6

15,1

17,8

27,1

10,3

2,1

18,2

22,8

14,5

7,2

24,5

38,3

20,3

4,7

29,s

'14.2.6 Investitionen

Von den Unternehmen des Bergbaus und Verarbealenden Gewerbes mit 20 und
mehr Beschättigten wurden 1989 rund 88 Mrd. DM - und damit 7,8 Mrd. DM mehr

1 O€n Eorechlrung6n I 69en unteßchiedl che B€ichlskrcise zugrunde e daß 6in Z6ily6rgl.ich b*irnrächtigt isr.
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als 1988 - investien. Der größte Teil wurde in Maschin€n, maschinellen Anlagen

sowie Betriebs- und Geschäftsausstattung (82 %), der Flest in Grundstücken und

Bauten angelegt.

Betrachtet man die Winschaftsgruppen, dann tätiglen der Straßenfahrzeugbau, die

Chemische lndustrie, die Elektrotechnik, der Maschin€nbau und das Ernährungs-
gewerbe die höchsten lnvestitionen, Diese fünf Branchen hatten zusammen einen

Anteil von rund 58 % am gesamten lnveslitionsvolumen des Bergbaus und Verar-

b€ilenden Gewerbes.

Gemessen an den Umsätzen erwiesen sich die Winschaltsgruppen,Zellstoff-,
Holzschlitf-, Papier- und Pappeerzeugung" und ,,Bergbau" als die investitionsfreu-
digsten. Mit einem Anteil der lnveslitionen am Umsatz von 10,9% im Bereich

,,Zellstotl-, Holzschlitf-, Papier- und PappeerzeugunQ" und 9,3'lo im Bereich

,,Bergbau" lagen sie weit über dem vergleichbaren Wert, den die Unternehmen
des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes 1989 im Durchschnitt (5,1 %) er
zielten.

Tab. 8: lnvestitionen der Unternehmenl des Bergbaus und
Verarbeitenden Gewerbes im früheren Bundesgebiet 1989

Bereich t\4i . D[,4 Anteilder
lnvestitionen am

Umsatz in %

Bergbau und Verarbeitendes Gewerbe
Bergbau
Grundstoff - und Produktionsgütergewerbe

darunter:
Gewinnung und Verarbeitung

von Steinen und Erden
Chemische lnduslrie

lnveslitionsgüter produzierendes Gewerbe
darunterl
Maschinenbau
Straßenfahrzeugbau,

Beparaluren von Krattfahrzeugen usw
Elektrotechnik.

Reparaluren von Haushaltsgeräten
Herstellung von Büromaschinen,

ADV-Geräten und -Einrichtungen
Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

darunter:
Ernährungsgewerbe

87 596
2 821

23 814

5,1

9,3
5,0

2 807
11811
41 035

8,5
6,0
5,2

4.6

5,2

5,2

8,0
5,6
3,9

4,2

8 815

12 238

10 366

2171
12 695

7 231

1 Unlenehmen nil20 Lnd m6hr Beschätilien

6 S29
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14.2.7 KostenstruKur

Einblick in die Kostensituation der Unternehmen im Bergbau und Verarbeitenden
Gewerbe gewähren die Erhebungen zur Kostenstruktur. Den weitaus größten
Block in der Kostenrechnung dieses Bereiches bilden di6 Kosten rür Materialver-
brauch, Einsatz an Handelsware und Lohnarbeiten (Autträg€ an Subunternehmer.
Sie hatten '1989 einen Anteil von 52,1"/" am Bruttoproduktionswert, d.h. dem
gesamten Wert aller in diesem Wirtschaftsbereich erzeugten Produkte. Den zweit-
größten Kostenfaktor bildeten die Personalkosten mit 25,3 o/o. Die übrigen Kosten
(2.8. Mieten, Pachten, Kostensteuern, Abschreibung€n) betrugen insgesamt
20,0 %. Die Fieslgröße von 2,5 76 ist ein lndikator für d6n aus der Produktionstätig-
keit erzielten Überschuß.

Zwischen den einzelnen Bereichen des Bergbaus und Verarbeitenden Gewerbes
sind beträchtliche Unterschiede in der Kost€nstruktur feslstellbar. So haben bei-
spielsweise der Materialverbrauch und der Einsatz an Hand€lswar€ im Nahrungs-
und Genußmittelsektor einen Anteil von 59,4 % am BruttoproduKionsw€rt. D€r

Abb. I : Kostenstruktur der Unternehmen des Bergbaus und
Verarbeilenden Gewerbes mil 20 Beschättigten und mehr 1989
im früheren Bundesgebi€t
Bruttoproduklionswed

1 733
irrd,DM

Bestgröße
2,5%

Üb.ige Kosten
20,0o/"

Personalkosten
25,3%

Materialverbrauch,
Einsatz von Handelsware,
Kosten fi.ir Lohnarbeiten
52,1%

3'18



Personalkostenanteil liegt mit 12,7 % vergleichsweise niedrig. Dagegen wird die

Produktionsleistung im lnvestitionsgüter produzierenden Gewerbe mil einem rela-

tiv hohen Personaleinsatz erbracht, was zu einem Personalkostenanteil von durch-
schnittlich 30,3 % am Bruttoproduktionswen führt.

'14.2.8 Die neuen Bundesländer im Vergleich
zum lrüheren Bundesgebiet

Zwischen dem früheren Bundesgebiet und den neuen Bundesländern bestehen

deutliche Strukturunterschiede. So entfallen aui 20 "/" det Beschäftigten in den

neuen Bundesländern nur knapp 5% des Umsatzes. Einen hohen Anteil im

Abb. 2: Gesamtumsatz der Unternehmen,
Durchschnitt Januar bis August 1991

I aergoau

ffi Grundstofi- und Produktionsgütergewerbe

ffi lnvestitionsgLrter produzierendes Gewerbe

m Verbrauchsgüter produzierendes Gewerbe

ffi Nahrungs- und Genußmittelgewerbe

FRÜHERES BUNDESGEBIET NEUE AUNDESLANDEB

160,2
Mill. t i .
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Tab. 9: Struktur der Unternehmen im Vergleichl

Wirtschattsbereich

Hauptgruppe

Früheres
Bundes-
gebiet

Neue
Bundes-
ländef

gesamt3
lns- Anteil Anteil

Spane 1 Spalt€ 2
an an
lnsg. lnsg.

Eergbau u. Verarbeilendes
Gewerbe

8ercbau
Verarbeitendes Gewelbe

Grundstofl- und Produhions-
gütergewerbe

lnvestilionsgüter produzierendes

Gewerbe

Verbrauchsgüter produzierendes

Gewerbe

Nahrungs- und Genußmitlelgew.

Bergbau und Verarbeitendes

Gewerbe
Bergbau

Veraüeitendes Gewerbe
Grundslorr- und Produktions-
gütergewerbe

lnvestitionsgüler produzierendes

Geweöe
Velbrauchsgüter produzierendes

Gewelbe
Nahrungs- und Genußmittelgew.

Bergbau und Verarbeitendes

Gewerbe
Bergbau
V€rab€itendes Geweüe

Grundslolr- und Produktions-
gülergeweöe
lnvestilionsgüler produzierendes

Gewobo
Vedrauchsgüler produzierendes

Gewerbe
Nahrungs- und Genußmittelgew.

39 050

81

38 968

5 221

21

5 201

44 ?71

102
44 169

88,2

79,4

88,2

11,8

20,6
11,8

tlnlernehmen

6 572 784 7 356 89,3 10,7

16 960 2112 19 072 88,9 11.1

11 501

3 936

1 509

796

13 010
4 732

11,6

16,8

88,4

83,2

B€schättigl€

7 540 312 1 875754
163 141 135 168

7 377171 1 740 586

I 416 066

2S8 309

9117 758

80,1

54,7

80,9

1S,S

45,3

19,1

1 380 969 370 314 1 751 283 78,9 21,2

4 103 056 901 67S 5 004 735 82,0 18,0

1372253 332178
520 894 136 415

I 704 431

657 309

80.5 19,5

20,8

Gesamtumsalz

160 151

2 391

157 760

4,7

28,4

4,5

168 074

164 737

71,6

95,8

(MiL 0M)

79ß
946

69n

41 673 1943 43 616 95,5

75 301 2763 78 063 96,5

22 478

18 309
741

1531
23 218
19 839

96,8 3,2

7,7

1 Dur.hschnin aus den Monalgn Januar bis Augusr 1 991 .

2 Vodäuliges Ergobn s.
3 Angabeo 1Ül die Bundss.epubl k Deur§chland nach d6m Gabietsstand ab dsm 3. Oktobs. 1 

g9O.
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Vergleich zum früheren Bundesgebiet hat, gemessen am Umsatz, in den neuen
Bundesländern noch der Bergbau. Einen wesentlich niedrigeren Anteil hält das
lnvestitionsgüter produzrerende Gewerbe. Einen ÜberDlick uber ore Relatronen im
Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe nach der Wiedervereinigung liefern Tab.I
und Abb.2.

Seit der Grenzöffnung hat sich die wirtschaftliche Situation in den neuen Bundes-
ländern noch nicht stabilisiert. Von Januar bis September 1991 wurden ca.500000
Arbeitsplätze im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe abgebaut. lm September
1991 waren nur noch 1,55 Mill. Personen in den Betrieben des Bergbaus und
Verarbeitenden Gewerbes beschätligt und die Produktion lag im August'1991 ca.
40 7o unter dem Vorjahresniveau.

14.3 Baugewerbe

Das Baugewerbe setzt sich in der Abgrenzung der amtlichen Statistik aus dem
Bauhauptgewerbe und dem Ausbaugewerbe zusammen. Während das Bauhaupt-
gewerbe überwiegend Hoch- und Tiefbauten bis zum Rohbau errichtet, erstreckt
sich die Tätigkeit des Ausbaugewerbes auf die weitere Fertigstellung der Bauten
bis zur Gebrauchsfähigkeit. Es umfaßt Klempnerei, Gas- und Wasserinstallation,
lnstallation von Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen, Elektroinstallation, Maler-
und Lackiererarbeiten und ähnliche Tätigkeiten. Das Angebot des Baugewerbes ist
somit sehr vielseitig und spiegelt in seinen Veränderungen langfristige Umstruk-
turierungsprozesse wider.

Tab. 10: Entwicklung der lnsolvenzen im früheren Bundesgebiet

Jahr lnsolvenzen insgesamt
(Unlernehmen und übrige

Gemeinschuldner)

darunter
Baugewerbe

1960
1970
1980
1981
1982
1983
1984
1S85
1986
1987
1988
1989
1990

2 958
4 201
I 140

11653
15 876
'16 114
16 760
18 876
1A 442
17 589
15 936
14 643
13271

307
451

1 328
1 942
2 726
2 467
2 765

3 008
2 638
2 250
2 058
1 724
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Bis in die 70er Jahre war die Bauwirtschaft eine Wachslumsbranche, die ihre

lmpulse aus dem Wiederaufbau, dem Winschattsaufschwung und dem Woh-

nungsbedarl der wachsenden Bevölkerung bezog, Seither ist die Wohnungspolitik

durch eine stärkere Hinwendung zu qualitativen Zielsetzungen geprägt. Die Aut-

merksamkeit wandte sich mehr der Erhaltung und Erneuerung der Städle zui die
Modernisierung des Wohnungsbestandes ist ebenso bedeutsam geworden wie die
Neubautätigkeit. Ab 1989 ist wieder eine Belebung der Bautätigkeit zu ver-

2eichnen.

Zu Beginn der 80er Jahre erlebte die Baubranche einen ausgeprägt€n Abschwung.

Dies äußerl sich u.a. in der hohen Zahl von lnsolyenzen in diesem Bereich, die
1985 mit 3228 ihren Höhepunkt erreichte. '1990 meldeten noch 1 724 Bauunter-
nehmen Konkurs an. Damit entlielen aul diesen Sektor rund 20 o/o aller Unterneh-
mensinsolvenzen,

'| 4.3. 1 Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze

lm Jah|1989 zählten zum Baugewerbe 14967 Unternehmen mil 20 und mehr
Beschäftigten. Sie erziellen mit rund 920000 Arbeitskrätten einen Umsalz von

etwa 124 Mrd. DM, Flund 62 o/o der Bauunternehmen gehönen zum Bauhauptge-
werbe, äuf das auch der größte Teil des Umsatzes (77 %) entfiel, Das Baugewerb€
ist überwiegend mittelständisch strukluriert. Von allen Bauunternehmen mit 20

Beschättigten und mehr hatten 1989 über 70 "/. weniger als 50 tätige Personen.

Nur rund 3 % der Unternehmen zähllen mehr als 200 Beschättigte, die meist€n

davon',viederum im Bauhauptgewerbe.

Tab. 11: Unlernehmenl, Beschättigte und Umsatz im Baugewerbe 1989
im früheren Bundesgebiet

Unternehmsn
Anzahl

Beschättigte
1 000

Umsatz
t\ri[ oM

Bereich

Baugewerb€
Bauhauptgewerbe
Ausbaugewerbe

14 967
I314
5 653

123 635
95 768
27 867

920
676

1 Unlemehmen rnit 20 Boschätl glen und mehr

Von den Beschäftiglen des Baugewerbes waren 1989 etwa 676000 im Bauhaupt-
gewerbe und rund 244000 im Ausbaugewerbe tätig. Allerdings bleibl das Bild

unvollständig, wenn man nicht die kleineren Unternehmen mil w€niger als 20

Beschäftigten einbezieht, die insbesondere im Ausbaugewerb8 tälig sind. Hier

bot€n die Unternehmen in der Größenklasse von 10 bis 19 Beschätligten weiteren

1 13000 Personen einen Arbeitsplatz.



14.3.2 Kostenstruktur

lm Baugewerbe stellen die Personalkosten den größten Kostenlaktor dar. Gemes-
sen am Bruttoproduktionswert dieses Bereichs - dem Gesamtwert aller erzeugten
Produkte - ergab sich ein Anteil von 38%. Je nachdem, ob die jeweiligen

Tätigkeilen der einzelnen Branchen material oder personalintensiv sind, ditferie-
ren diese Anteile zum Teil erheblich. Den höchsten Personalkostenanteil wiesen
1989 mit rund 50 % die lJnternehmen des Maler und Lackierergewerbes und des

Abb. 3: Kostenstruktur der Unternehmen im Baugewerbe
mit 20 Beschäftigen und mehr 1989 im früheren Bundesgebiet
Brutloproduktionswert

Gerüstbaus auf. Wegen der weitgehend industriellen Fedigung waren die Perso-
nalkosten im Ferligteilbau mit29,4"k von geringerer Bedeutung. lm allgemeinen
steht einem niedrigen Personalkostenanteil ein hoher Materialkostenanteil gegen-

über. Von den übrigen Kostenlaktoren im Baugewerbe spielen die Kosten lÜr

Fremd- und Nachunternehmerleislungen eine wichtige Flolle. Sie erreichten '1989

einen Anteil von '16,39.. lnsbesondere die großen Unternehmen machen von
dieser Möglichkeit der Arbeitsteilung häufig G€brauch (vgl. Abb.3).

Festgröße
4,0%

Ubrige Kosten
13,Ao/"

Koslen tür Fremd-
und Nachunter-
nehmerlei-
stungen
16,3%

Personalkosten
38,0%

iraterialverbrauch
27.90/"

126,4
[rrd. D[.4

f-



14.4 Energie- und Wasseruersorgung

14-4.'l Unternehmen, Beschäftigte, Umsätze

lm Bereich der Energie- und Wasserversorgung waren 1989 in 3 367 Unternehmen
insgesamt etwa 299000 Personen beschättigt. Sie erzielten einen Umsatz von
'157,3 Mrd. DM. Die Energie- und Wasserversorgung ist durch eine Vielzahl von
kleinen und eine geringe Zahl von großen und umsatzstarken Unternehmen
geprägl. Etwa drei Vierlel d€r Unternehmen hatten 1989 weniger als 20 Beschät
tigte. Zum Gesamlumsatz dieses Bereichs lrugen sie nur 4,0 "/. bei. Umgekehn
gab es 56 Unternehmen mit 1 000 und mehr Beschättigten, auf die aber 60,4 o/o

des Umsalzes entfielen.

lnnerhalb der Energie- und Wasservarsorgung gehörte 1989 nur ein knappes
Drittel der Unternehmen zum Teilber€ich ,Elektrizitätsversorgung". lhr Anteil an
den Beschäftigten betrug aber 80,7 % und am Umsalz 80,8 o/o. Das b€d€uiet, daß
es in der Elektrizitätswirtschaft im Durchschnitt wesenllich größere Unternehmen
gibt als in den übrigen Bereichen, d. h. der Gas-, Fernwärme- und Wasserversor-

Abb.4: Kostenstru ktur der Unternehmen der Energie- und Wasserversorgung
mit 20 Beschättigten und mehr '1989 im früheren Bundesgebiet
Bruttoproduktionswert

Bestgröße
0,9%

Ubrige Kosten
16,8%

Fremd-
kapitalzinsen
1,8%

Abschrei-
bungen auf
Sachanlagen
'10,9%

Personalkosten
13,4%

Materialverbrauc+r
und WareneinsaE

56,2%

152,4
irrd. D[.4
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gung, Hier ist auch die öffentliche Hand als Unternehmer stark engagien. 34 %
aller Elektrizitätsunternehmen sind winschaftliche Unternehmen der Gebietskör-
perschaften ohne eigene Bechtspersönlichkeit, sogenannte Regie- und Eigenbe-
triebe. Hinzu kommt, daß der Staat Beteiligungen an fasl allen Kapitalgesellschaf-
ten der Elektrizitätsversorgung hält.

14.4.2 Kostenstruktur

Die Energie- und Wasserversorgung gehört zu den kapitalintensivsten Wirtschafts'
bereichen. Gemessen am Bruttoproduktionswert waren im Jahr 1989 die Abschrei-
bungen auf Sachanlagen mit 10,9 % und die Fremdkapitalzinsen mit '1,8 % deut-
lich höher als im Bergbau und Verarbeitenden Gewerbe oder im Baugewerbe. Der
Personalkostenanteil betrug rund 13%, während der entsprechende Wert im

Bergbau und im Verarbeitenden Gewerbe etwa 25 % und im Baugewerbe sogar
38 % ausmachte.

Den größten Kostenblock im Bereich der Energie- und Wasserversorgung bilden
mit rund 56 % der Materialverbrauch und Wareneinsatz. Das ist daraul zurückzu-
führen, daß in diesem Bereich außer produzierenden Unternehmen auch Einheilen
tätig sind, die lediglich fremdbezogene Energie und fremdbezogenes Wasser
veneilen (vgl. Abb.4).

14.5 Handwerk

Dem Handwerk - als besonders traditionsreichem Wirtschaftszweig - kommt auch
heute noch eine große volkswirtschaftliche Bedeutung zu. Es konnte sich vor allem
auf den Gebieten behaupten, lao Spezialleistungen und die Nähe zum Kunden
maßgebend sind. Seine Tätigkeiten reichen von der Warenproduklion und der
Fleparatur bis zum Handel und den Dienstleistungen, lm Jahr 1988 erwirlschafte-
ten d ie selbständigen Handwerksunternehmen im lrüheren Bundesgebiet 10 % der
Bruttowertschöpf ung aller Unternehmen.

lm Rahmen der Statistiken des Produzierenden Gewerbes,r'{ird das Handwerk nur
teilweise erfaßt, da lediglich produzierende Handwerksunternehmen mit 20 und
mehr Beschäftigten in den Berichtskreis einbezogen sind. Um einen Gesamtüber-
blick zu gewinnen, werden deshalb in mehrjährigen Abständen Handwerkszählun'
gen durchgelührt.

Die letzte Erhebung dieser Art land 1977 statt, Darüber hinaus gibt es vierteljährli-
che Stichprobenerhebungen zur Erlassung kurzfristiger Entwicklungen. Sie wer
den seil dem ersten Quadal 1991 auch in den neuen Bundesländ€rn durchgeführt.
Ferner wird durch eine Suchprobe in vaerjährlichem Abstand die Kostenstruktur
untersucht. Diese Statistiken geben u.a. Auskuntt über Umsätze, Höhe und

Zusammensetzung der Kosten sowie über tätige Personen.



'14.5.1 Unternehmen

Bei der Handwerkszählun9 1977 wurden etwa 472000 selbständige Handwerks-
unternehmen und rund 22500 handwerkliche Nebenbetriebe festgestellt. Der
überwiegende Teil - nämlich 81 % der selbständigen Unternehmen - v,iar im
Verarbeitenden Gewerbe und Baugewerbe tätig, 6 % entfielen auf den Handel und
13 % auf den Dienstleistungsbereich, ln den übrigen Winschaftsbereichen gibt es
nur wenige Handwerksunternehmen ('1977: 469 selbständige Unternehmen mit
zusammen etwa 2 300 Beschäftigten),

Tab. 12: Selbsländige Handwerksunternehmen
im trüheren Bundesgebiet

Wirtschaftsgliederung 1368 1977

lnsgesamt
darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstleislungen

341 306
159 121

25 044
70 386

225 912
156 979
29 224
59 128

596 757 471716

Betrachtet man die Ergebnisse der seit '1949 durchgefühnen Handwerkszäh-
lungen, so sind die rückläufigen Unternehmenszahlen besonders autfällig.
lm Vergleich zu 1949 hat sich die zahl der selbständigen Unternehmen fast hal-

biert, gegenüber der vorletzten Zählung 1968 ist sie um gut ein Fünltel zurück-
gegangen.

Nach wie vor sind im Handwerk die kleineren Betriebe vorh€rrschend. Die Unter-
nehmen mit 'l bis 19 Beschättigten machen über neun Z€hnteldes Handwerks aus

und beschäftigen mehr als die Hältte aller Arb€itskrätte. Nur 0,5 "/" der Handwerks-

unternehmen haben 100 Beschäftigte und mehr.

'14.5.2 Beschäftigte

Die Anzahl der Beschäftigten in Unternehmen selbständiger Handwerker lag Ende
September 1990 mit 3,8 l\4ill. um rund 5 o/o niediger als zum selben Zeitpunkt
1980. lm längerfristigen V€rgleich €rgibt sich allerdings eine Zunahme - etwa
gegenüber 1949 um mehr als 20 %. Berücksichtigt man den gleichzeitigen Rück-
gang der Unternehmenszahl, so bedeutet dies eine Tendenz zum größeren
Unternohmen im Handw€rk. Während 1949 im Durchschnitt noch nicht einmalvier
Beschäfligte je Unternehmen ermittelt wurden, waren es 1968 bereits sechs bis
sieben und bei der letzten Zählung 1977 acht.



Tab. 13: Beschäftigte in selbständigen Handwerksunternehmeni
im lrüheren Bundesgebiet

Wirtschaftsgliederung 19672 19762 1980 1990

1 000

lnsgesamt
darunter:
Verarbeatendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienslleistungen

3 898,7 3 691,2 3 992,S 3 804,9

1650,7
1 711,5

406,1

1 471 ,1

1663,5
230,0
625,8

1405,1
1564,0

210,8
508,9

1 407 ,6
1 451,3

213,4
730,2

1 Slchtag 30. September.
2 Ergebn sse der Handwerks2ähiung.

lm Konkurrenzkampf mit der lndustrie hat das Handwerk im Laufe der zeit
liefgreifende Wandlungs- und Anpassungsprozesse durchlaufen. ln manchen
Bereichen. z.B. bei den Fleischern und Bäckern. konnte das Handwerk seine
Position zwar bewahren; viele Handwerkszweige haben atler an Bedeutung verlo-
ren, da die Preisvorteile der maschinell erzeugten lVassenwaren die Verbraucher

Abb. 5: Beschättigte in ausgewählten Gewerbezweigen
im früheren Bundesgebiet (an Tausend)

E rgzo
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stärker anzogen. Anderen Handwerkszweigen hat der Marki die Produktionsaufga-

ben sogar ganz oder fast vollständig entzogeni sie beschränken ihre Tätigkeit

inzwischen allenfalls aul Fieparaturarbeiten, z. B. Schusler und Uhrmacher. Dane-

ben hat die industrielle Entwicklung aber auch neue handw€rklich€ Betätigungsbe-
reiche hervorgebracht, z. B. das Handwerk des Kratttahrzeugmechanikers, Gebäu-
dereinigers und Elektroinstallateurs (vgl. Abb. 5).

Eine Aufgliederung der Beschättigten im Handwerk nach ihrer Stellung im Unter-
nehmen zeigt einen vergleichsweise hohen Anteil an Selbständigen. Nach ddn
Ergebnissen der letzten Zählung waren 1976 'lasl 17 "/" der in selbständigen
Handwerksunternehmen Beschäftigten tälige lnhaber bzw. mithelfende Familien-

angehörige; 15 7. waren Angestellte und 68 o/o Arb€iler. Von den Arbeitern waren

über die Hälfte (55 %) Gesellen und sonstige Facharbeitar.

Besonders bedeutsam ist die Ausbildungstätigkeit des Handwerks, die über den
eigenen Bedarf an Nachwuchskräften wait hinausgeht. Ende 1990 gab es im

Handwefi ungefähr 487000 Auszubildende; das bedeutet, daß rund 33 % aller
Auszubildenden des Jahres '1990 eine handwerkliche Ausbildung absolvierten. Die
Zahl der Auszubildenden im gleichen zeitraum für den Bereich lndustrie und

Handel belrug 756000.

14.5.3 Umsätze

lm Jahr'1990 wurde von den selbständigen Handwerksunternehmen ein Umsatz
(ohne Mehrwertsteuer) von 441 Mrd.DM e irtschaftet. Den größlen Beitrag
erbrachten mit 44 o/. nach wia vor die Unternehmen des Verarbeitenden Gewer-
bes, wenngleich ihr Anteil gegenüber 1967 erheblich zurückgegangen ist. Aul die
Handwerksunternehm€n des Baugewerbes entfielen '1990 ebenso wie '1967 38 o/o

des Gesamtumsatzes. Die Handelsunternehmen des Handwerks konnlen ihren

Umsatzanteil auf 147o ausweiten; die Dienstleistungsunt€rnehmen und Freien

Berute erreichten einen Anteilvon 4 o-.

Tab,'14: Umsatz selbständiger Handwerksunternehmen
im früheren Bundesgebiet

Wirtschallsgliederung 1967' 19761
o/

1990
L4rd. DN,4

lnsgesamt
darunter:
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe
Handel
Dienstl€istungen

100

6
4

100 100 441

194

62
17

45
38
13
4

44
38
14
4

1 Ergsbniss€ de. Handwerkszählung
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15 Dienstleistungsbereich

1 5.1 Bedeutung des Dienstleistungsbereichs

Der Dienstleistungsbereich - oft auch als ,,tertiärer Sektol' bezeichnet - produziert

im Gegensatz zum primären und sekundären Bereich (Land- und Forstwirtschatt

bzw. Produzierendes Gewerbe) keine materiellen GÜter. Das Angebot dieses

Ber€iches ist überaus vielfältig und umfaßt Leistungsn de§ Handels, Gastgewer-

bes, Bank- und Versicherungsgewerbes, der Freien Berufe und des Verkehrsge-

werbes. Dienstleistungen erbringt auch der ötfentliche Dlenst (vgl. Kap.'11). Der

Verkehrssektor wird wegen seiner übergreilenden Bedeutung ebenfalls gesondert

behandelt (vgl. Kap. 17).

lnnerhalb einer hochentwickelten und deshalb in hohem Maße arbeitsteiligen

Wirtschafi wächst die Bedeutung des Dienstleistungsbereichs. Der französische

Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler Fourasti6 schätzt den tertiären Sektor

sogar als ,,die große Hotfnung des 20. Jahrhundens" ein und mißt ihm zentrale

Bedeutung für Wirtschafts-, Struktur- und Beschältigungsentwicklung bei. Tenden-

ziell lindet sich diese Auffassung u. a. in den wachsenden Beschäftigtenzahlen und

dem steigenden Anteil dieses Bereichs an der wirtschaftlichen Gesamtleistung

bestätigt.

Während um die Jahrhundert'/vende nur etwa jeder vierte Erwerbstätige (Ergeb-

nisse der Volkswirtschaftlichen Gesamkechnungen) im tertiären Sektor beschättigt
war, verdiente hier 1950 schon jeder drilte, 1 990 meh r als jeder zweite Erwerbstä-

tige sein Brot. Seinen Beitrag zur BruttowertschÖpfung konnte der Dienstleistungs-

bereich ebenlalls erhöhen (vgl. Kap.12). 1960 hatten Handel, Verkehr und son-

stige Dienstleistungsunternehmen (einschl. Staat) einen Anleil an der gesamtwirt-

schaftlichen Leistung von 41 %, 1990 dagegen von rund 58 %. Der Beikag von

Handel und Verkehr war rückläufig (von '18,5 % auf 14,4 %), während die übrigen

Dienstleistungsunternehmen ihren Anteil von '13,6 o/o auf 30,0 o/o mehr als verdop-
peln konnten. Der Anteil von Staat und privaten Haushalten an der Bruttowert-

schöpfung erhöhte sich im gleichen Zeitraum von 8,8 o/o auf 13,4 o/o. Diese Anga-

ben beziehen sich auf die Bundesrepublik Deutschland nach dem Gebietsstand

vor dem 3. Oktober 1990.

Wegen unterschiedlicher wirtschaftsf achlicher Zuordnung von Betrieben und

l]nternehmen in der ehemaligen DDF isl eine vergleichbare Abgrenzung des

Dienstleistungssektors für das Gebiet der neuen Bundesländer gegenwärtig noch

nicht möglich.
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15.2 Handel

ln der Abgrenzung der amtlichen Stalistik gehören zum Handel alle Unternehmen,
deren Hauptaufgabe im Venrieb von Waren, also in der Mittlertätigkeit zwischen
Produzenten und Verbrauchern, und damit in einer viellältigen Dienstleistungs-
funktion bestehl.

15.2.1 Unternehmen und Beschäftigte

Einen umfassenden Überblick üb€r die Entwicklung im Handel und seinen Teilbe-
reichen Großhandel, Einzelhandel und Handelsvermittlung liefern die in mehrjähri-
gen Abständen stattfindenden Handels- und Gaststänenzählungen sowie die
Arbeitsstättenzählungen. Nach den Ergebnissen der ArbBitsstättenzähtung 1987
gab es im Handelsbereich gut 500 000 Unternehmen, die zusammen etwa 3,9 Milt.
Personen beschättigten. Damit arbeitete im früheren Bundesgebiet etwa jeder
siebente Erwerbstätige in diesem Sektor.

Abb. 1: Unternehmen und Beschäftigte am 25. 5. 1987
im lrüheren Bundesgebiet

Unternehmen Beschäftigte

Großhandel 108 245 18,5% 30.s% 1 199 091

E nze handel 402 285 2 515 044

Handels-
vermiftlung

74 543 12,7rÄ 4.3o/o '164 7S3

68,8% 64.4o/o

Der bedeutendsle Bereich hinsichtlich der Zahl der Unternehmen und der Beschäf-
tigten ist der Einzelhandel und hier wiederum der Handel mit Nahrungsmittetn,
Getränken und Tabakwaren. Jedes vierte Einzelhandelsunternehmen führte 1987
dieses Sortim6nt, und jeder vierte Beschäftigte im Einzelhandel war dort tätig.

ln den letzten Jahzehnten vollzog sich im Handelsbereich ein tiefgreilender
Wandel. Zwischen 1950 und 1960 führte das allgemeine wirtschat iche Wachslum
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zur Gründung neuer Unternehmen und zur Beschäftigung zusätzlicher Arbeits-
krätte. ln der darauffolgenden zeit mußten jedoch bei tendenziell wieder zuneh-
mender Beschäftigtenzahl viele Handelsunternehmen schließen.

Tab. 1: Entwicklung von Unternehmen und Beschättigten im Handel
im früheren Bundesgebiet

Jahr Unternehmen des
Handels

Beschäftigte im
Handel

Beschäftigte
je Unternehmen

1985 = 100 Anzahl

1950
1S60
1S68
1S79
1985
1S87

63
91

100
105
100
106

4,5
5,9
7.4
7,3
6,6

136
147
123
103
100
116

Maßgeblich lür diese Entwicklung waren vor allem Flationalisierungsmaßnahmen,
die zu kostengünstigeren Angebotsformen lühnen (Verbrauchermärkte usw.). Sie

sprachen mit ihren typischen Vorteilen, wie breiteres Warensortiment, preisgÜn-

stige Sonderangebole usw., einen wachsenden Kundenkreis an. Dadurch ver-

schärfte sich die Konkurrenzsituation derart, daß zahlreiche Unternehmen aus dem
Markt verdrängt wurden. Von dem Auslese- und Konzentrationsprozeß war vor
allem der Einzelhandel beiroffen. ln diesem Bereich verminderte sich zwischen
'1960 und 1979 die Zahl der Unternehmen um mehr als 100000 auf etwa 346000.
Besonders stark reduzierte sich die Zahlder kleinen Lebensmittelgeschäfte, die als

,,Tante-Emma-Läden" längst sprichwönlich geworden sind. Von 1979 bis 1985

verringerte sich die Anzahl der Handelsunternehmen von rund 520000 auf

506000. ln diesem Zeitraum war auch ein Rückgang bei den Beschäftigten zu

verzeichnen.

Der Handel ist durch eine vorwiegend mittelständische Struktur gekennzeichnet.

Mehr als die Hälfte aller Handelsunternehmen beschäftigte 1987 nicht mehr als

zwei Personen; in neun von zehn Unternehmen waren weniger als zehn Beschäl-

tigte tätig. Dazu gehören meislens die lnhaber der Unternehmen selbst und oft

auch deren Angehöige.

Von erheblicher Bedeutung ist im Handelsbereich die Teilzeit. und Saisonbeschäl-
tigung. Dies gilt vor allem lür den Einzelhandel, wo fast jeder dritte (im Großhandel
jeder sieble) Beschäftigte nur zeitweise tätig ist, und zwar immer dann, wenn
besondere Belastungen vom Slammpersonal nicht bewältigt werden können. Eine
große Flolle spielen in diesem Zusammenhang nicht nur die slarken iahreszeitli-

331



chen Schwankungen (vgl. '15.2.3), sondern auch die unterschiedlichen B€lastun-
gen an den verschiedenen Wochentagen und Tagesstundan, z. B. infolge tradilio-
neller Einkaufsgewohnheiten der Konsumenten.

Der Handel in den neuen Bundesländern betindet sich derzeit in einer Phase der
Umstellung und Neuorientierung. lm Einzelhandel ist die Entflechtung und Privati-
sierung des ehemals staatlichen Handels (HO) bereits weitgehend vollzogen.
Dabei müssen zahlreiche kleinere Gaschätte geschlossen werden, weil sie auf
Dauer nicht rentabel betrieben werden können. Abb. 2 zeigt, daß '1988 beinahe
90 "/. der insgesamt rund 73000 Verkaufsslellen über weniger als 100 Ouadratme-
ter Verkaufs,läche verlügten. Demgegenüber lag der Anteil dieser Geschäfte im
früheren Bundesgebiet '1985 nur bei zwei Dritleln. Er dürtt€ seather weiter abge-
nommen haben.

Abb. 2: Ladengeschäfte nach Größenklassen der Verkaulsfläche
Stand 1988 bzw. '1985. Durchschnittliche Verkaufsfläche
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Gleichzeitig enlstehen in den neuen Bundesländern neue, insbesondere großflä-
chige Verkaufsstätten wie Verbrauchermärkte, Fachmärkte und Warenhäuser, die
es in der ehemaligen DDR kaum gab.

15.2.2 Umsälze

Auch aus der Gliederung des Umsatzes (Verkaufswen der Waren) nach Größen-
klassen werden die ausgeprägten Unterschiede zwischen der Vielzahl kleiner
Handelsunternehmen und den wenigen großen Unternehmen in diesem Bereich
deutlich. So konnten 1984 die Unternehmen mit 100 und mehr Beschältigten, die
nur einen Anteil von 0.6 % an der Gesamtzahl aller Handelsunternehmen hatten,
mehr als 40 % des Gesamlumsatzes auf sich vereinigen.

Abb. 3: Handelsunternehmen 1985 und ihre umsätze 1984
im früheren Bundesgebiet

o/o der Unternehmen machen ... u/o der Umsätze

Unternehmen mit

1-2 5.2

3S

10-99 10.0

100 und mehr Beschäftigten 0,6

51,1

18.0

41.3

Etwa 66 % der Umsätze entfallen aul den Großhandel. 33 % auf den Einzelhandel
und nur 1 % auf die Handelsvermittlung, deren Umsatz lediglich aus der Summe
der Provisionen und Kostenvergütungen besteht. Rund 47 % der Großhandelsun-
ternehmen und '18 % der Einzelhandelsunternehmen hatten 1984 einen Umsatz
von mehr als '1 l/ill. DM.

ln den sechziger Jahren konnten die Handelsunternehmen nahezu ununterbro-
chen hohe Umsatzsteigerungen verbuchen. Seit Anfang der 70er Jahre liegen die
Zuwachsraten deutlich niedriger. Zu Beginn der 80er Jahre spiegelt sich in der
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Umsatzentwicklung des Handels besonders deutlich die gesamtwirtschattliche
Situation wider. Diese war geprägt durch eine - bereits Mitte des Jahr€s 1980
beginnende - Schwächephase in den Jahren 1981 und 1982 sowie durch eine
konjunkturelle Erholung in den seit 1983 folgenden Jahren, in denen das Bruttoso-
zialprodukt realwieder anstieg (vgl. Kap. 12). Entsprechend waren die Handelsum-
sätze real - also nach Abzug der Preissteigerungen - in den Jahren 1981 und '1982

rückläufig und stiegen in den darauffolgenden Jahren wieder an (vgl. Abb.4 und 5).

Abb.4: Umsatzentwicklung im Großhandel im rrüheren Bundesgebiet
0986 = 100)

Die starken Umsatzsteigerungen seit Mitte 1990 sind vor allem auf die lebhafte
Nachirage der osldeutschen Verbraucher nach lvestdeutschen Produkten zurück-
zuführen.lm Gegansatz dazu mußte der Einzelhandel in den neuen Bundesländern
nach Einführung d€r Währungsunion im Juli 1990 drastische Umsatzeinbußen
hinnehmen. Ahnliches gilt für den Großhandel, der wie der Einzelhandel in der
ehemaligen DDB ganz überwieg€nd staatlich gelenkt wurde und jetzt vor einem
völligen Neuaufbau steht.

, 
--+--j'
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Abb. 5: Umsatzentwicklung im Einzelhandel und Entwicklung
des Pravaten Verbrauchs im früheren Bundesgebiet
(1e86 = 100)

,/

Prmrff verbEuch (r@D

Die durchschnittliche Umsatzentwicklung im Handelsbereich konnte von einzelnen
Handelssparten übertroffen werden; andere verzeichnelen dagegen erheblich
geringere Umsalzsleigerungen, vereinzelt sogar -rückgänge. So verbuchten bei-
spielsweise die Facheinzelhändler, die Do-it-yourseltwaren verkaulen, seit 1980
ein höheres Umsatzplus als die meisten ihrer Kollegen (vgl. Abtl.6).

15.2.3 Saisonverläufe im Handel

Die Umsätze des Handels unterliegen im Jahresverlauf starken Schwankungen.
Abgesehen von der konjunkturellen EntwicklunO beslimmen - vor allem im Einzel-
handel - Feiertage oder Urlaubszeiten die Betriebsergebnisse, So sind im allge-
meinen besonders hohe Umsätze im Weihnachtsgeschäft zu beobachten. Ein
weiteres - weniger ausgeprägtes - Umsatzhoch ist in der Osterzeit (MärzlApril) zu
verzeichnen. Ausgesprochen niedrige Umsätze werden dagegen in den Monaten
Januar/Februar sowie während der Sommerferien im August erzielt.
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Abb. 6: Einzelhandelsumsätze 1990 nach ausgewählten Branchen
im früheren Bundesgebiet
(1986 = 100)

lm Großhandel mit Fertigwaren ist der Saisonverlauf im wesentlichen durch die
gleichen Spitzen und Tiefen gekennzeichnet, die allerdings weniger stark ausge-
prägt sind und gegenüber der Umsatzentwicklung im Einzelhandel häufig noch
ein€n zeitlichen Vorlaul aufweisen. Dies ist darauf zurückzuführen, daß die Einzel-
händler ihren Warenbestand an der erwarteten Umsatzentwicklung ausrichten und
versuchen, ihre Lager rechtzeitig aufzufüllen bzw. abzubauen.

15.2.4 Kosten und Gewinne

lm Großhandel mußten 1988 durchschnittlich rund 83 % des Umsatzes lür die
86gleichung der Lieferantenrechnungen aulgewendet werden. Die Personalkosten
beliefen sich aul durchschnittlich rund 7 70, '/yeitere etwa 8 7o entfielen auf die
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übrigen Kosten (Mieten, Kosten lür Energie, lnstandhaltungskosten usw.). Die
resllichen knapp 27. verblieben dem Unternehmen als Betriebsergebnis vor
Abzug der ergebnisabhängigen Steuern (2. B. Einkommensteuer).

lm Einzelhandel, der im allgemeinen niedriqere Umsätze als der Großhandel tätigt,

mußten 1985 im Durchschnitt knapp 73 % des Umsatzes für die Bezahlung der
Lieferanten einkalkuliert werden. Die Personalkosten lagen bei rund 13 %. Sie sind
im allgemeinen höher als im Großhandel, weil u. a. die Beratung und Betreuung der
Kunden - insbesondere bei hochwertigen Gebrauchsgütern - einen entsprechen-
den Personaleinsatz verlangen. Auch die Mieten und Pachten, die speziell bei

Abb. 7: Aufteilung der Gesamtleistung im Handel
im früheren Bundesgebiet

Gesamtleist0ng
(entspricht dem
je Unternehmen

davon sind:

Großhandel
'1988

8,7 Mit. DM

Einzelhandel
1985

1,5 Mi . DM
Umsatz)

l,,4aterial- und
Warene nsatz

43.2 % 72,7 %

Personalkosten
übrige Kosten

Betriebsergebnis

7,3 %

7,6 %
1,9 %

12,5 %

12,2 0/o

2,6 %

guten Geschäftslagen an den Einkaufsstraßen der Großstädte hoch sind, fallen in

der Regel im Einzelhandel stärker ins Gewicht als im Großhandel (1985: 3 o/.). Die

sonstigen Kosten schlugen beim Einzelhandel mit rund 9% zu Buche. Als
Betriebsergebnis verblieben 2,6% des Umsatzes, d.h. um einen Gewinn (vor

Abzug der Steuern) von 26000 DM zu erzielen, mußte im Durchschnitt 6in Einzel'
händler im Jahr Waren im Wert von 1 Mill. DM verkaufen.
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15.3 Gastgewerbe

15.3,1 Betriebsarten des Gastgewerbes

Das Gastgewerbe zeichnet sich - ähnlich wie der Handet - durch eine große
Vielfalt an Erscheinungsformen aus. Es umlaßt als größla Gruppe das Gaslstätten-
gewerbe, das sich vorwiegend der Verpflegung und Bewirtung von Gästen widmet,

Tab.2; Unternehmen des Gastgewerbes im früheren Bundesgebiet
zum Zeilpunkt der Handels- und Gaststättenzählung 1979
und der Arbeitsstättenzählung 1987

Belriebsart Unternehmen

Anzahlr
1979 1987

Anteil in %
1979 1987

Speisewirtschaften
Schankwirlschaften
lmbißhallen
Trinkhallen,

sonst. Bewirlungsstätten
Bars. Tanzlokale
Caf6s
Eisdielen

51 462
64 238

8 S57

72 498
63 899
14 871

36,4
45,5

6,3

43,2
38,1

8,9

3 066
5 935
4 035
3 611

'I 043
5 042
5 788
4 575

4,2
2,8
2,6

0.6
3,0
3,5
2,7

Gaststätlengewerbe insgesamt 141 304 167 716 100 100

23 180

12 429
463

3 500

, 269

21,6
28,6
24,4

7,4
1,8
0,1

10,2
1,9

I225
't2 216
10 418
3 319

760

1 592
4 342

805

56,8

30,4
1,1

8,6

3,1

Beherbergungsgewerbe insgesamt 42 702 40 841 100 100

Kanlinen3 4 757 3 686

Gastgewerbe insgesaml 188 763 212 243

I Es werde nlchl de €inzelnen Notdls usw., sonde.n die Untemehmen gezähh, di6 mshrers 86ti6b€ untefia[en

2 Aö6i1sstätt6EÄhlun9 ohne Privaquan66.
3 Einsc.hließlich Schlat und Speisewagsnbelnebe.

Hotels
Hotels garnis
Gaslhöfe
Pensionen
Erholungs- und Ferienheime
Ferienzentren
Ferienhäuser, Ferienwohnungen
Hütten, Privatquartiere2
Campingplälze



und das Beherbergungsgewerbe, das zusätzlich oder ausschließlich Übernach-
tungsmöglichkeiten anbietet.

Unter den Gaststätten hatten 1987 die Speise- und Schankwirtschatten mit 81 %
den größten Anteil. Auf lmbiß- und Trinkhallen entfielen zusammen rund '10./o, auf
Bars und Tanzlokale 3 %, auf Caf6s gut 3 % und auf Eisdielen fast 3 7..

lm Bereich des Beherbergungsgewerbes sind durch die slarke Zunahme des
Reiseverkehrs (vgl.6.5) neben das lraditionelle Unterbringungsangebot neue
Betriebsformen gelreten. Wachsender Beliebtheit erfreuen sich vor allem Ferien-
häuser und Ferienwohnungen, deren Zahl - verglichen mit Hotels und Gasthöfen -
allerdings immer noch relativ gering ist.

15.3.2 Unternehmen und Beschäftigte

Bei der Arbeitsstättenzählung von '1987 wurden im gesamten Gastgewerbe rund
212200 Unternehmen ermittelt, die insgesamt rund 944700 Beschäftigten oder
etwa 3 % aller Erwerbslätigen in der Bundesrepublik Arbeit boten. 69 % der
Beschäftigten des Gaslgewerbes waren in Gaststätten, 27 % im Beherbergungs-
gewerbe und 4 % in Kantinen tätig.

Abb.8: Unternehmen und Beschäftigte des Gastgewerbes am 25, 5, 1987
im früheren Bundesgebiet

Unternehmen Beschäftigte

26,919.3

Beherbergungsgewerbe 40 841 254 254

79,0 6S,2

Gaststätten-
gewerbe 167 716 653 765

1.7 3,9

Kantinen 3 686 36 646
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lm Laufe der letzten Jahrzehnte hat sich sowohl die Zahl der Unternehmen als

auch die Zahl der Beschäftigten im Gastg€w€rbe stark erhÖht. Der Kapazitätsaus-

bau fand insbesondere während der 50€r und 70er Jahre statt. Die Verbesserung

der Einkommenssituation br€iter Schichlen der Bevölkerung luhrte zu einer Sleig€-

rung der Nachfrage nach Gaslg€werbeleistungen und zu einer Auffächerung des

Angebots.

Zwischen't968 und 1979 erhöhte das Gaststättengewerbe seinen Beschättigten-

b€stand um rund 20 "/., das weniger arbeitsintansive Beherbergungsgewerbe nur

um 2ol.. Von 1979 bis'1985 hat die Zahl der im Gastgewerbe Beschäftigten

waiterhin zugenommen (Gaststättengewerbe: + 6%, Beherbergungsgewerb€l

+ 7 o/.), die Zahl der Unternehmen im Gastgewerbe ist von 't979 bis 1985 dagegen

leicht zurückgegangen (Gastslättengawetbe. + 2 "/", Eeherbergungsgewerbel

- 1'1 %). Zwischen 1985 und 1987 ist im Gastgewerbe sowohl die Anzahl der
Unternehmen als auch die Zahl der Beschättigten gestiegen, die Beschättiglenzahl
je lJnternehmen ist so gut wie gleich geblieben.

Tab.3: Entwicklung von Unternehmen und Beschättigten im Gastgewerbe
im früheren Bundesgebiet

Jahr Beschäftigte
je Unternehmen

1950
1960
1968
'1979

1S85
1987

89
90

101
100
114

50
77
82
94

100
113

3,9
4,1

4,2
4,6
4,5

Das Gastgewerbe ist in noch stärkerem Maße als der Handel durch eine kleinbe-
triebliche Struktur gekennzeichnet. ln fast der Hältte der Uniernehmen sind nur ein
bis zwei Personen tätig, lediglich 7 "/. beschättigten zehn Personen oder mehr.
Dabei spielt die Mitarbeit der lnhaber und deren Angehörigen eine entscheidende
Rolle. Außerdem ist die Teilzeilbeschättigung von großer Bedeutung, mit der
versucht wird, die unterschiedliche B€lastung zu einz6lnen Tagaszeiten, Wochen-
tagen und im jahreszeitlichen Verlauf auszugl€ichen.

15.3,3 Umsätze

Die Unlernehmen des Gastgewerbes erzielten '1984 einen durchschnittlichen
Jahresumsatz von rund 265000DM. Umsätze unter 50000DM hatten 1984
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immerhin etwa 127. der Gastgewerbeunlernehmen, dagegen verzeichneten
3,2 7. einen Umsatz von 1 Mill. DIr,l und mehr. lnsgesamt wurden 1984 rund 50
Mrd. DM im Gastgewerbe umgesetzt, damit wurde je Beschättagten ein Umsatz von
60000 DM erzielt.

Abb.9: Umsatzentwicklung im Gastgewerbe im früheren Bundesgebiet
(1986 = 1 00)

124

Fleal

Nominal

110

100

1 1985 1990 1991

ln d6n 80ar Jahren erzielte das Gastgewerbe - vor allem im Beherbergungsbe-
reich - deutliche Umsalzzuwächse. Real, aber nach Abzug der Preissteigerungen,
sind dagegen die Umsätze seit 1980 zunächsl zurückgegangen und zeigen erst
seit 1987 wieder aufsteigende Tendenz.

Die jahreszeitliche Veneilung der Umsätze im Gastgewerbe wird kaditionell durch
die saisonalen Schwankungen des Fleiseverkehrs mit einem ausgeprägten ,,Hoch"
im Sommer und einem ,,Tief" im Winter beeinflußt, das von einem leichten
Aufschwung in der Weihnachtszeit unlerbrochen wird.
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15.3.4 Kostenstruktur

ln der Kostenstruktur im Gastgewerbe macht sich dsr Dienslleistungscharakter
dieser Branche besonders bemerkbar. Bei einer Gesamtleistung je Unternehmen
von rund 272000 DM entfielen '1985 allein 23 % auf Personalkosten. etwa 10 o/o

auf Mieten und Pachten und knapp 23 % auf übrige Kosten (Brennstoffe, lnstand-
haltungskosten u.ä.). Der Material- und Wareneinsatz betrug rund 34% des
Umsalzes (Gesamtleistung). Als Betriebsergebnis verblieben den lnhabern der
Gaslgewerbeunternehmen durchschnittlich 10 % des Umsatzes.

15.4 Kreditinstitutel

lm Rahmen einer hochentwickelten Volkswirtschaft spielt die Geld- und Kreditwirl-
schafl, und damit das Bankensystem, eine zentrale Rolle, Als Kapitalsammelstel-

Abb. 10: Kreditinstitute und ihr Geschäftsvolumen

Kreditinstitute insgesamt 4 589 Geschäftsvolumen 5 244 Mrd. DM

Kreditbanken 7,4%

Grrozentralen 0,2% Kreditbanken 26.9%

Sparkassen 1 6,8% ----------_]

Genossenschaft-
liche Zentral
banken 0,1% - Girozentralen 14,5%

Sparkassen 20,6%

19S0

Genossenschatt-
I lichE ZEntrel-

Kr€ditggnossen- /
schaften 73,9% J

L
Kredilgenossen-
schaften 11.3%

Hypothekenbanken 1 1,7%

Sonstige 0,8% Sonstige 10,9%

I Oie cldeutschen KrEdil nslitule sind ab Juli 1990 in d6n Angaben enlhä1i6. buw. Angabff lür das g6saml6
währungsg€bist d€r DM abdiesem z€irpunkt.

I

I Hypottretenbanken o, }o/d 
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len und Finanzierungsinstitute erfüllen die Banken wichtige gesamtwirtschaftliche

Aufgaben. Dies€ werden in der Bundesrepublik Deutschland unter der Autsicht der

Deutschen Bundesbank wahrgenommen, die als Notenbank Hüterin der Währung

isl. lrit verschiedenen Mitteln - wie Zinspolitik, Otfen-Markt-Politik usr,Y. - kann sie

innerhalb gewisser Grenzen die Geldversorgung der Volkswirtschaft steuern und

damit zugleich Einfluß aul Konjunktur und Wachstum nehmen. Die Deutsche

Bundesbank sorgt dabei auch Iür den nötigen Bargeldumlauf, der 1990 bei rund

180 Mrd. DM lag.

Aus der zusammenarbeit von Bundesbank und den sogenannten Geschäftsban-

ken fallen lnformationen an, di€ zu statistischen Ergebnissen zusammengestellt

werden und wertvolle AufschlÜsse über Skuktur und Entwicklung des Bankensy-

stems liefern.

1 5.4,1 Unternehmen

lm deutschen Bankwesen ist seit Jahren ein Fusionsprozeß im Gange. Er hat zu

einer abnehmenden Zahl von Kreditinstituten gelÜhrt, Während 1973 3784

berichtspflichtige Kreditinstitute (Kreditinstitute mit einer bestimmten Mindest-

bilanzsumme) gezählt wurden, gab es 1984 nur noch 3250. Ab 1985 wurden alle

Kredilg€nossenschaften in die statistische Berichtspflicht einbezogen, so daß

Ende 1985 4659 und Ende 1989 4217 Kreditinstitute im früheren Bundesgebiet

berichtspflichlig waren. Ende '1990 belief §ich die zahl der berichtspflichtigen

Kreditinstatute einschließlich der ostdeutschen lnslitute auf 4589, Unt€r ihnen

waren die Kreditgenossenschatten zahlenmäßig am stärksten verlreten. Gemes-

sen am Geschäftsvolumen sind jedoch andere lnstilutsgruppen, z.B. Kreditban-

ken, Sparkassen und Girozentralen, von weitaus grÖßerer Bedeutung.

1 5.4.2 Beschäftigte und Arbeitskosten

Nach den Ergebnissen des Nrikrozensus '1990 (nur früheres Bundesgebiet) waren

691 OOO Erllerbstälige (2,4% aller Erwerbstätigen) an Kredit- oder sonstigen

Finanzierungsinstituten tätig, gegenüber 455000 im Jahr 1971.

Oen im Flahmen der Arbeitskostenerhebung 1988 befragten Kreditinslituten waren

im Durchschnitt je Arbeitnehmer 72591 DM an Arbeitskosten entstanden. Fast die

Hältte (49,7 %) entfiel auf die sogenannten Personalnebenkosten, das sind im

wesentlichen Sonderzahlungen, Vergütung arbeitsfreier Tage (Urlaub, Krankheit'
gesetzliche Feiertage), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung und Aufwen-

dungen für die betriebliche Altersversorgung sowie für die berufliche Bildung.

1 5.4,3 Geschäftstätigkeit

Bei den Banken läßt die Bilanz - als Gegenüberstellung von Forderungen und

Verbindlichkeiten zu einem bestimmten Stichtag - besonders deutlich Umfang und
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Schwerpunkte der geschättlich€n Tätigkeit erkennen. Die Annahme von Einlag6n
einerseits, Kreditvergabe andererseits sind die wesentlichen Aulgaben des Ban-
kensystems, die entsprechend im Bild der zusammengefaßten Bilanz erscheinen
(Tab.4 und Tab.5).

Tab. 4: Aktiva der Kreditinstitute
in Mill. OM

Forderungen (Aktiva) 1970 1980 19S0

Barreserve
Schecks und lnkassopapiere
Kredite an Kreditinslitule
Kredite an Nichtbanken
Beteiligungen
Sonstige Aktiva
Geschättsvolumen insqesamt

3't 241
2 356

214 013
543 733

4 990
21 524

817 861

70 898
4 029

658 266
1 542 852

19 061
56 154

2 351 260

118 658
5 852

1 843 049
3 042 507

60 451
't59 425

5 243 U2

Tab. 5: Passiva der Kreditinstitute
in Mill. Dt,4

Verbindlichkeiten (Passiva) 1970 1980 1990

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Kreditinstituten

Einlagen und aufgenommene Kredite
von Nichtbanken

lnhaberschuldverschreibungen im Umlauf
Kapital (einschl. offener Rücklagen

gem. § 10 KWG)
Sonstige Passiva
Geschäft svolum€n insgesamt

195 618 601 521 1 495 620

447 054
118 748

1 185 331
413 594

2 417 668
900 311

29 473
26 964

817 861

76 923
73 891

2 351 260

198 718
173197

5 243 U2

Die Kredite an Nichtbank€n, der bedeutendste Aktivposten in der Gesamtbilanz
der Kredilinslitute, wurden 1990 zu rund 75o/o an inländische unternehmen und
Privatpersonen vergeben, 20 o/. gingen an ötfentliche Haushalte im lnland, 5 7" der
Kredite flossen an Kreditnehm€r im Ausland,

Auf der Passivseite der Bilanz waren die Einlaoen und aufgenommenen Kredit€
von inländischen Unternehmen und Privatpersonen mit etwa 85 % aller Einlagen
und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken b€sonders bedeutsam. Darunter
hatten die Spareinlagen und Sparbriefe mil rund 47./. d€n größten Anteil. Etwa
11 % der Einiagen und aufgenommenen Kredite von Nichtbanken stammten von
inländischen öffentlichen Haushalten, 4 % von ausländischan Gläubigern,
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Die Einlagen der Bausparkassen slellen wegen ihrer Zweckbindung (sie dürfen
innerhalb bestimmter Fristen ausschließlich für Wohnungsbauzwecke verwendet
werden) Spareinlagen besonderer Art dar. Ende 1989 beslanden rund 26 i/ill.
Bausparverträge mit den 30 Bausparkassen im früheren Bundesgebiet. Sie hielten
Einlagen in Höhe von 120 Mrd.DM und hatten Baudarlehen mit einer Gesamt-
summe von 129 Nrrd. DM vergeben. Gegenüber 1970, als 9,6 Mill. Vedrägen 40,6
l\,lrd. DM an Einlagen und 34,7 Mrd. DlVl an Baudarlehen gegenüberstanden, war
damit eine deutliche Ausweitung des Bauspargeschätts zu verzeichnen, Ende
'1990 bestanden im vereinten Deutschland rund 27 l\,4ill. Bausparverträge mit 32
Bausparkassen. Die Einlagen beliefen sich auf 124 Mrd. DM und die vergebenen
Baudarlehen auf 132 Mrd. DM.

Die Ausgabe von Kapitalmarklpapieren (Aktien und lestverzinsliche Wertpapiere)
ist ein wesentlicher Beslandteil der Geschäftstätigkeit der Banken. Die Emission
eigener lestverzinslicher Wertpapiere (2.8. Pfandbriefe, Bankobligationen) dient
der Beschaffung von Fremdkapital, die Ausgabe von Anleihen der ötlentlichen
Hand sowie von Anleihen und Aktien der Unternehmen übernehmen die Banken
als Dienstleistungen für diese Stellen.

1990 selzten die Kreditinstitute festverzinsliche Papiere inländischer Emittenten -
vorwiegend Bankschuldverschreibungen - im Wert von rund 429 Mrd.DM ab.
lnsgesamt waren Ende '1990 festverzinsliche Wertpapiere mit einem Nominalwert
(Nennwert) von 1458,9 Mrd. DM im Umlauf. Der Absatz von DL4-Anleihen auslän-
discher Emittenten betrug 1990 35,2 Mrd. DM. lm Umlauf befanden sich entspre-
chende Papiere mit einem Nominalwed von 223,2 Mrd. DM.

Tab. 6: Absatz und Umlauf von Aktien und festverzinslichen Wertpapieren
inländischer Emittenten

Jahr Festverzinsliche Wertpapiere Aktien

Absatz Umlaufl Absat22 Umlaufl

l\,4ill. DM Nominalwert

1970
1980
1988
1S89
19S0

20 816
137 453
208 952
253 262
428 6S8

158 005
548 645

1 '151 640
1 232 236
1 458 943

2374
3 702
2712
4 730
7 362

55 604
91 134

121 906
132 036
144 686

2 Dlrch Bare n2shung und urntausch von wande schuldverschr€ibungen

lm Vergleich zu festverzinslichen Wertpapieren ist der Erwerb von Aktien mit
größeren Risiken, aber auch mit höheren Gewannmöglichkeiten verbunden. Ent-
sprechend ist der Aktienmarkt in der Bundesrepublik von geringerer Bedeutung als
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der Renlenmarkt (Markt der festverzinslichen Wertpapiere). '1990 waren Aktien mit
einem Nominalwert von 144,7 Mrd. DM im Umlauf. Der Wert der in diesem Jahr
erstmals gegen Einzahlung von Finanzmitteln abgesetzten Aktien bekug 7,3
Mrd. DM (Nominalwert),

15.5 Versicherungen

Die Versicherungswirtschaft bielet mil einem breitgefächerten Dienslleistungsan-
gebot materielle Absicherung gegen die verschi€denartigsten Flisiken. Dadurch
macht sie Verluste und Schadensfälle kalkulierbar. Dies wird für Wirtschatt und
private Haushalte angesichts wachsender Gefahr6n und im Hinblick auf die Höhe
möglicher Schäden immer wichtiger.

Abb. 1 1 : Versicherungsunternehmen, Bruttobeiträge, Kapitalanlagen 1989

Ohne Hückversicherungsunternehmen im frÜheren Bundesgebiet

Untern€hmen insgesamt 2434

Schaden- und
lJnfallversicherungs-

Bruttobeiträge insgesaml 145 153 Mill. DM

Lebens-
veßicherungs'

41% 40a/a

Krankenversicherungs-
Steöekassen

so/a 4%

Sterbekassen
49% 

-

Kranken-
versicherungs-

1zvo

v€rsicheflrngs

Schaden- und
Unfall-

versicherungs-

43%
soÄ 

-
Schaden- und
lJnfallveßicherungs

't4%

Kranken-
versicherungs- Pensions- und

Sterbekassen
13%

Lebens-
versicherungs-

61%6a/a

Kapilalanlagen insgesamt 615 616 Mill. DM

Z
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1 5.5.1 Unternehmen und Beschäftigte

Diese Entwicklung stellt wachsende Ansprüche an die Leistungsfähigkeit der
Versicherungswirtschafl. Hierin dürfte ein Grund lür die Konzentration in diesem
Bereich liegen. Die Zahl der unter staatlicher Aulsicht stehenden Versicherungsun-
ternehmen ist allein zwischen 1975 und 1989 von ungetähr 5700 aul 2434
zurückgegangen.

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus '1990 (im früheren Bundesgebiet) waren
in Versicherungsunternehmen 368000 Personen tälig, 1971 waren im Versiche-
rungsgewerbe 233000 Erwerbstätige gezählt worden.

Die Arbeitskosten beliefen sich im Bereich der Versicherungsunternehmen auf
durchschnittlich 78421 DM je Arbeitnehmer (1988), von denen 48,9 7" aul Perso-
nalnebenkosten (vgl. 15.4.2) entfielen. Die durchschnittlichen Arbeitskosten je
Arbeilnehmer lagen damit um rund 5800 DM höher als bei Kreditinstituten.

1 5.5.2 Geschäftstätigkeit

Der Umfang der Geschättstäligkeit läßt sach vor allem aus den abgeschlossenen
Verträgen und den Versicherungssummen ablesen. Er findet seine Entsprechung
im Vermögen der Versicherungswirtschaft, die zu den größten Anlegern auf dem
Kapitalmarki gehört.

Das Lebensversicherungsgeschätt betrieben 1989 im früheren Bundesgebiet 1 11

Unternehmen. Gemessen an der Gesamtzahl aller Versicherungsunternehmen
waren dies nw 4,6 o/o. Die Versicherungssumme aller abgeschlossenen Lebens-
versicherungsverlräge erreichte Ende '1989 rund 1 565 Mrd. DM. Das Beitragsaut
kommen von 58 Mrd. Dlrl im Jahr'1989 entsprach einem Anteil von 40% am

Tab. 7: Beiträge und Zahlungen für Versicherungsfälle
im früheren Bundesgebiet

Jahr Krankenversicheru ngs-
untemehmen

Schaden- und Unfallver-
sicherungsuniernehmen

Brutto-
beiträge

Brutlozahlungen
für

Versicherungsfälle

Bruttoaufwendungen
für

Versicherungsfälle

Brutlo-
beikäge

Mi . Dt4

1970
1S80
't 985
1987
1989

4 098
I 825

14 859
17 578

12791
36 397
s0 6s3
56 240
63 113

I924
28 633

44 261
47 421

2 624
7 096
I 378

10 631
12 539
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gesamten Beitragsaufkommen aller Versicherungsunternehmenl. Die Kapitalanla-
gen dieser Sparte erreichten '1989 einen Anteil von 67 % am entspr€chend€n Wert
der gesamten Versicherungswirtschaft (ohne Rückversicherungsunternehmen).

lm Unterschied zu den L€bensversicherungen wird bei den Schaden- und tlnfall
versicherungen (2,8. Feuer, Hausrat-, Hattpflichtversicherungen) sowie bei den
Krankenversicherungen lediglich das aktuelle Risiko abgedeckt und daher nicht im
gleichen Maß Kapitalvermögen gebildet wie bei den Lebensversicherungsunter-
nehmen,

Für die Kranken- sowie die Schaden- und Unfallversicherungsuntemehmen gibt
Tab.7 €inen Übarblick über Beiträge einerseits und Zahlungen für Versicherungs-
fälle ande16rseits.

Bei den Zahlungen der privaten Krankenkassen für Versicherungsfälle ('1989: rund
12,5 Mrd. DM) hatten die Krankheitskosten einen Anteil von 69 o/ö. Bei den Scha-
den- und Unfallversicherungen waren die Aufwendungen der Krattfahrtvarsiche-
rung mit 48 76 von besonderem Gewicht.

15.6 Freie Berufe

Das Bild des Dienstleistungsbereichs wäre unvollständig, würde man die Freien
Berufe außer acht lassen. Allerdings ist das stalistische Material über diesen
Bereich wegen der Vielfalt der Freien BeruIe und der besonderen Probleme ihrer
Erfassung lückenhaft und ermöglicht nur Teilaussagen.

Zum Bereich der Freien Berufe werden alla Personen gerechnet, die selbständig in

einem wissenschaftlichen, künstlerischen, ärztlichen, beratenden und ähnlichen
Beruf tätig sind (nicht jedoch selbständige Gewerbetreibende). Während über die
freiberuflich im Gesundheitsw€sen Tätigen und über einige beratende Berufe, wie
Rechtsanwält€, Wirtschattsprüfer, Steuerberater, Architekten und lngenieure,
Materaal vorliagt, können über selbständige Dolmetscher, Künstler usw, kaum
Angaben gemacht werden.

15,6.1 Freiberurlich tätige Personen und ihre Einkünfle

Eine gewisse Vorstellung von der Anzahl der lreiberuflich tätigen Personen vermit-
teln die Angab€n üb€r die Einkommensteuerpflichtigen mit einem gesondenen

Nachw€is ausgewählter Freier Berufe. Da diese Statistik alle drei Jahre erhoben
wird und erst nach Abwicklung der Einkommensteuer-Veranlagung durchgeführt
vverden kann, liegen zur Zeit nur Ergebnisse für das Jahr '1986 vor; dab€i sind die

1 Ohne Fockv6ßich6rungsunlemohmen
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freiberuflich Tätigen erfaßt, deren Einkünfte aus freier Berufstätigkeit die übrigen
Einkünfte übertreflen. Zusammenveranlagte Ehegatten, die b€ide Einküntte aus
freier Berufstätigkeit erzielt haben, sind gesondert nachgewiesen,

'1986 belief sich die Anzahl der Frajberufler, die den in Tab.8 genannten Berufs-
gruppen angehörten, aul328917 Personen; ihre durchschnittlichen Einküntte aus
selbständ ig€r Arbeit betrugen 1 04 ',00 DM. Hinzu kamen noch 24 047 treiberuflich
tätige Ehepaare, deren Durchschnittseinkünfte zusammen '151 100DM aus-
machten.

Tab. 8: Steuerpflichtige freiberuflich tätige Personen
im früheren Bundesgebiet
mit Einkünften aus selbständiger Arbeit 1986

Berufsgruppen Anzahl d6r Durchschnitts-
Sleue. einkünrte aus

pllichliqenr selbsläfldig€r
Arbeil (D I)

unier 25 000 75 000
25 000 bis DM
Dlü 75 000 und

O[,4 mehr

Davon

Rechtsanwälte und Nolare

Wirtschaftsprüf er, Steuerberaler,
Steuerbevollmächtigte,
sonst. Wirtschaft sberater

Arzte

Zahnärzte, einschl. Dentisten.
aber ohne Zahntechniker

Tierärzte

Heilpraktiker und sonstige Heilberufe

Architekten. einschl.
lnnenarchitekten.
VermessLrngsingenieure,
Bauingenieure, sonstige lngenieure
und Techniker, Chemiker,
Chemotechniker und Physiker

Künstlerische Beruie

Sonstige Freie Berufe

lnsgesamt

Zusammen veranlagle Ehepaare,
die beide freiberuflich tätig sind

26 322 121 000 i4,9 34,5 50,6

't 19 600

r92 300

11,8

5,6

31,3

16,3

56,9

78,1

22 364

3 670

18 146

238 600

90 000

51 500

3,2

14,9

3'1,9

12,1

35,5

48,8

84,7

49,7
't 9,3

44 658

13 477

114 053

328 917

84 600

3s 000

49 000

't 04 100

64,8

54,'1

29,7

41,7

25,0

28,1

28,6

36,4

10,2

17,4

41,7

24047 151 100 27,9 20,4 51,7
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15.6,2 Beschäftigte

Nach der Statistik der sozialv€rsicherungspflichtig Beschäftigten waren im lreibe-
ruflichen Gesundheits- und Veterinärwesen (Arzte, Zahnärzle, Tierärzte usw.)
sowie in Fiechtsanwaltspraxen, Unternehmensberatungen, Architektur- und lnge-
nieurbüros 1990 rund 985000 Personen (sozialversicherungspflichlig) beschäftigl,
davon allein 37,8 % beim freiberuflichen Gesundheits- und Velerinärwesen.

Tab. 9: Sozialversicherungspflichtig Beschäftigte im früheren Bundesgebiet
am 30. Juni 1990

Wirtschatlsklasse Beschäftigte

Freiberulliches Gesundheitswesen
Freiberulliches Veterinärwesen sowie Anslalten und Einrichtungen
Rechtsanwaltspraxen, Notariale, sonstige Rechtsberatung
Unternehmensberatung, Wirtschattsprüf ung
Architekt6n-, Bauingenieur., Vermessungs- und sonstige Büros

366 472
6 173

86 040
245 351
280 781

Zu den sozialversicherungspflichtig Beschäftigten rechnen auch die Auszubilden-
den. 1990 wurden etwa 130300 Jugendliche im Ausbildungsberaich,,Freie
Berufe" im früheren Bundesgebiet ausgebildel. Nahezu 96 % waren Mädchen, die
vor allem eine Ausbildung als Arzt- oder Zahnarzthellerin, als Fachgehilfin in
steuer- und '/virtschattsberatenden Berufen sowie als Bechtsanwalts- und Notarge-
hilfin durchlielen. lnsgesamt enttielen auf die Freien Berufe 1990 Anteile von 8,8 %
aller Auszubildenden bzw, von 19,8 % der weiblichen Auszubildenden. Die Freien
Berule leisteten damit einen bedeulenden Beitrag zur beruflichen Ausbildung
junger Menschen.
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16 Preise und Löhne

16.1 Einlührung

Die Entwicklung der Preise berührt jeden einzelnen, sei es bei seinen täglichen
Einkäufen oder bei den Überlegungen, ob er sich eine Urlaubsreise, eine größere

Anschaffung oder gar ein Eigenheim leisten kann. Preissteigerungen - etwa bei
Grundstoffen, lnvestitionsgütern u.ä. - sind aber ebenso für die Unternehmen von
Bedeutung, da sie ganz wesentlich ihre Kostensituation beeinflussen. Nicht zuletzt
wirkt sich die allgemeine Preisentwicklung aus, wenn es gilt, zwischen den
Tarifpartnern Lohn- und Gehaltserhöhungen auszuhandeln.

Auch die Entwicklung von Löhnen und Gehältern ist für Arbeitnehmer wie lür
Unternehmen gleichermaßen bedeutsam: Für die einen sind Lohn- und Gehalts-
zahlungen Hauptbestandteil des Einkommens, für die anderen einer der wesentli-
chen Kostenfaktoren.

Die engen Wechselwirkungen zwischen Preisen und Löhnen werden häufig zu

dem Schlagwort Lohn-Preis-Spirale verkürzt. Es besagt in starker Vereinfachung,
daß Preissteigerungen in der Flegel zu höheren Lohnforderungen führen und daß

Steigerungen der Löhne und Gehälter über erhöhte Produktionskosten und erwei-
terte Nachfrage wiederum Preiserhöhungen verursachen. Unter welchen Voraus-
setzungen und Einschränkungen diese Annahmen zutreffen, kann hier nicht im

einzelnen diskutiert werden. Für das Verständnis der Ausführungen zu den Löhnen
und Preisen in den folgenden Abschnitten ist es aber wichtig, die engen Verknüp-
fungen dieser wirtschaftlichen Größen nicht aus dem Auge zu verlieren.

Dieses Kaptel enthält mit Ausnahme der Abschnitte '16.7 und 16,12, in denen
Daten für die neuen Bundesländer nachgewiesen werden, nur Angaben für das
frühere Bundesgebiet. Die entsprechenden Statistiken belanden sich bei Redak-
tionsschluß in den neuen Bundesländern noch im Aufbau.

16.2 Preisindizes

um die Preisentwicklungen auf den verschiedenen Märkten statistisch beobachten
und darstellen zu können, gibt es in der Bundesrepublik Deutschland ein nahezu
lückenloses System von Preisindizes, Für fast alle Stadien des Wirtschattsablauts,
vom Einkauf der lür die Produktion notwendigen Güter bis zum Absatz der Waren
an den Endverbraucher, werden zu diesem zweck von der amtlichen Statistik
laufend Preise erhoben und zu lndizes weiterverarbeitet.
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So gibt es Preisindizes für den Wareneingang des Produzierenden Gewerbes und
landwirtschaftliche Betriebsmittel, lndizes für Erzeugerpreise gewerblicher und
landwirtschaftlicher sowie lorstt/virtschaftlicher Produkle, für Großhandelsverkaufs-
preise und schließlich lür Verbraucherpreise. Darüber hinaus werden lndizes der
Baupreise, der Preise für Verkehrsleislungen sowie lndizes der Ein- und Ausfuhr-
preise berechnet.

Alle Preisindizes haben das Ziel, die Preisentwicklung in einem bestimmten
Bereich aul eine Kennzillet zu komprimieren und damit eine ,,Meßlatte" zu liafern,
an der durchschnittliche Veränderungen gegenüber €inem Vergleichszeitraum
quantifiziert werden können. Wie ein solcher Preisind€x zustande kommt, wird im
folgenden beispielhatl und stark vareinlacht am Preisindex für die Lebenshaltung -
dem wohl bekannt€st€n lndikator des Statistischen Bundesamtes - erläuten,

16.3 Preisindex für die Lebenshaltung

Die amtlichen Preisindizes für die Lebenshaltung werden in der Ötlentlichkeit
häufig falsch interpretiert. Weit verbreitet ist das Mißverständnis, ein lndex könne
unbesehen aul die Situation des eigenen Haushalts übertragen werden. Dabei wird
verkannt, daß tür die Slatistik die einzelne Person oder der einzelne Haushalt stets
nur als Teil des Ganzen interessant sind. Für die Stalistik tritt die Einzslbatrachtung
gegenüber einer Gesamtbetrachtung zurück, die mit Durchschnittswgrt€n arbeilet.
Zu diesem Zweck werden anhand von Aulzeichnungen in Haushallsbüchern
bestimmte Haushaltstypen abgegrenzt, die sich nach Größe, Zusammansetzung,
Einkommen und Verbrauchsstruktur unterscheiden. Es sind dies Vierpersonen-
haushalte von B€amten und Angestellten mit höherem Einkommen, Vierpersonen-
haushalte von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen und ZweipeF
sonenhaushalte von Flenten- und Sozialhilfeemptängern mit geringem Einkom-
men. Für diese Haushaltstypen werden spezielle Preisindizes berechnet. Daneben
gibt es den umlassenden Preisindex aller privaten Haushalte.

Die Berechnung der einzelnen Preisindizes basiert auf einer geziellen Auswahlvon
etwa 750 Waren und Dienstleistungen, die Fülle und Viellalt des Marktangebotes
möglichst gut repräsentieren sollen. Sie werden unler Auswertung der Anschrei-
bung€n in den Haushaltsbüchern in den ,,Warenkorb" der lndexberechnung aufge-
nommen. Entsprechend ihrer Verbrauchsbedeutung, die sich aus dem jeweiligen
Anteil am Haushaltsbudgel ableitet, wird ihnen im Warenkorb ein entsprechendes
,,Gewicht" zugeteill. Dadurch ist g€währleistet, daß z,B. eine Preiserhöhung bei
Brot in der lndexberechnung stärker durchschlägt als eine Verleuerung von Salz
oder einem anderen Gul mit geringer Verbrauchsbedeutung.

Für alle in den Preisindizes für die Lebenshaltung berücksichtigten Positionen
verfolgen Preisbeobachter in '118 über das ganze Land verteilten Gemeinden im



Auftrag der amtlichen Statistik laulend in den verschiedenartigsten Berichlsstellen
jede Preisveländerung. Die einzelnen Meldungen, die in die Gesamtberechnung
des lndex eingehen, summieren sich zu mehr als 300 000 Preisreihen. Schon aus
dieser imposanten Zahl wird die umfassende Dokumentation der Preisenhvicklung
deutlich. ln regelmäßigen Abständen werden die lndizes neu berechnet, um
Anderungen der Verbrauchsgewohnheiten berücksichtigen zu können.

Der Preisindex lür die Lebenshaltung von Vierpersonenhaushalten von Arbeitern
und Angestellten mit mittlerem Einkommen hat sich auf der Basis 1985 = '100

Abb. 1: Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
im früheren Bundesgebiet

Warenkorb '1985

Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren
23,0 yo

Bekleiduno, Schuhe 7,0 o/.

Wohnungsmieten, Enetgie 25,0 Yo

s
Möbel, Hausrat 7,2 %

1 VF
:=Gesundheits und

Verkehr und Nachrichlen 14,4 %

4,1 10

Bildung, Unterhaltung, Fteizeil 8,4 1oL-a

Persönliche Ausstattung, Sonstiges 10,9 yo

zwischen 1950 und 't 990 von 33,0 auf '106,7 Punkte erhöht, also mehr als
verdreafacht.

Welche Preisveränderungen sich von Jahr zu Jahr ergaben, zeigt Abb,2. lhr liegt
d€r Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte zugrunde, der erst
lür die Jahre ab 1962 ermittelt wird.

lnnerhalb dieses Zeitraums waren '1973 und 1974 mit 6,9% bzw.7,0olo die
höchsten durchschnittlichen Preissteigerungsraten zu verzeichnen. Hauptursache
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Abb. 2: Jährliche Preisveränderungsratenl 1963 bis 1990
im früheren Bundesgebiet
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Abb. 3: Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
1990 nach ausgewählten Gütergruppen im früheren Bundesgebiet
(198s = 100)
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hierfür waren die starken Ölpreiserhöhungen dieser Jahre. Umgekehrt wirkte sich
der Ölpreisrückgang des Jahres 1986 ganz wesentlich auf den Preisindex für die
Lebenshaltung aus, der sich erstmals im dargeslellten Beobachtungszeitraum
verringerte, und zwar um 0,1 % gegenüber dem Vorjahr.

Wie Abb.3 zeigt, verliel die Preisentwicklung bei den einzelnen Gütergruppen
unterschiedlich. Bei einer allgemeinen Steigerung der Verbraucherpreise von
7,0 "/" in Zeitaum von 1985 bis 1990 sind für Güler lür die persönliche Ausstat-
tung, Dienstleistungen des Beherbergungsgewerbes sowie Güter sonstiger Art
Preiserhöhung€n von gut 15 % lestgestellt worden: bei Energie (ohne Kraftstoffe)
war dagegen eine Prei§senkung von knapp 15 7ö zu verzeichnen.

Tab.'l: Preisindizes für die Lebenshallung im früheren Bundesgebiet
(198s = 100)

Jahr
haushalte

v, Beamten
u. Angeslelllen
ml höherem
E nkommen

haushalte

u. Anqeslellten
mit mifllerem
E nkommen

Zweipersonen-
haushalte

u. Sozialhilfe-
empfängern
mil gerlngem
Einkommer

Einrache

hallung

Alle
privaten
Haus-
hale

1962
1970
1980
1982
1984
1985
1986
1987
1988
1989
1990

41,2
50,1
82,4
92,5
97,9

100
't 00,1
100,6
102,1
104,9
107,6

41,8
51,1
82,8

98,0
100
99,8

101,0
103,9
106,7

40,2
50,7
82,6
92,s
98,1

100
100,3
100,0
101 ,0
104,0
107,0

41,1
50,4
82,8
92,6
98,0

100
99,9

100,1
101,4
104,2
107,0

39.8
49,5
84,4
93.7
98,7

100
100,2
100,8
101,8
104,6
107.7

Die häufig geäußerte Vermutung, der Preisindex weise zu geringe Preissteigerun-
gen nach, hängt vor allem damil zusammen, daß zum einen Preissteigerungen
stärker empfunden werden als gleichbleibende oder gar sinkende Prejse; zum
anderen ward häufig vergessen, daß in den Preisindiz6s durchschnittliche Preiser-
höhung6n für die Verbrauchsausgaben eines fiktiven Haushalts erlaßt werden.

Um dies an einem Beisplel zu verdeutlichen: Ein Haushalt heizt beispielsweise mit
Öl und profitiert von den Preissenkungen in diesem Bereich. Ein anderer Haushalt.
der Gas verwendet, das sich weniger (bzw. erst mit zeitlicher Verzögerung)
verbilligt hat, wird durch die Preisentwicklung in weit geringerem Umfang entlastet,



lm Budget des fiktiven lndexhaushalts sind - entsprech€nd der anteiligen Ver
brauchsbedeutung - alle Heizenergiearten (Gas, Kohle, Koks, Holz, El€ktrizität
und Öl) vertreten, so daß auch die unterschiedliche Preisentwicklung dieser
Energieträger entsprechend in die lndexberechnung eingeht. Aus diesem Grund
wirken sich extreme Preissteigerungen oder Preissenkungen in gemilderter Form
auf die Entwicklung des Gesamtindex aus.

Ein längerfristiger Vergleich der verschiedenen Preisindlzes zeigt, daß die einzel-
nen Haushaltstypen von Preissteigerungen nicht gleichmäßig betrotfen sind. So ist
beispielsweise der Preisindex tür die Lebenshaltung von Vi€rpersonenhaushalten
von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen von 1962 bis 1990 um
155 %, der von Zweipersonenhaushalten von Flenten- und Sozialhilte€mpfängern
mit geringem Einkommen um '166 % gestiegen. Der Preisindex für die einfache
Lebenshaltung eines Kindes hat sich sogar um 171 % erhöht,

16.4 Einzelhandels- und Großhandelsverkaufspreise

lm Unterschied zum Preisindex lür die Lebenshaltung, der sich auf die Ausgaben
privater Haushalle bezieht, mißt der lndex der Einzelhandelspreise die Entwicklung
der Verkaufspreise im Einzelhandel. Zwar sind die Einkaufspreise der privaten

Haushalte für Waren des Einzelhandels zugleich dessen Verkaufspreisei Unter-
schiede ergeben sich aber einerseits daraus, daß in den Einzelhandelspreisindex
auch die Preisentwicklung von Gütern einbezogen wird, die hauptsächlich von
Nichthaushalten (2, B. Handwerksbetriebe, Behörden, Angehörige Freier Berufe)

Tab. 2: lndizes der Einzelhandels- und der Großhandelsverkaufspreise
im früheren Bundesgebiet

Jahr lndex der
Einzelhandelspreise

1985 = 10O

lndex der
Großhandelsverkaufspr€is€

1985 = 100

19s0
1960
1970
1980
1985
1986
1987
1988
1989
1990

40,9
46,2
54,0
45.2

100
99,6
s9,7

100,3
102,3
104,4

47,2
51,0
85,4

't 00
92,6

89,9
94,5
95,2
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nachgelragt werden, und andererseits dadurch, daß in den Preisindex für die

Lebenshaltung auch die Preise von Waren und Dienstleistungen anderer Bereiche

eingehen.

Seit 1985 sind die Einz€lhandelspreise nicht ganz so stark gestiegen wie die

Lebenshaltungspreise, nämlich um 4,4 % (1990). Von 1950 bis 1990 haben sich
die Einzelhandelspreise um rund 155o/. erhöht, während sich die Preise für die

Abb, 4: Entwicklung des Preisindex für die Lebenshaltung von
Vierpersonenhaushalten von Arbeitern und Angestelllen mit
mittlerem Einkommen und des lndex der Einzelhandelspreise
im früheren Bundesgebiet (1985 = 100)

lndex der
Einzelhandelspreise

/ tsrelslnoex TUr Ole
Lebenshaltung

20

1980

Lebenshaltung (Vierpersonenhaushalte von Arbeilern und Angestellten mit mittle-

rem Einkommen) mehr als verdreilacht haben.

Abb.4 zeigt die deutliche Beschleunigung des Preisanstiegs in den Jahren von

1970 bis '1982 gegenüber dem Zeitraum 1950 bis 1970. Seit 1983 haben sich die

Preissteigerungen in allen Bereichen hingegen wieder deutlich verlangsamt.
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Die Großhandelsverkaufspreise, für die ein lndex erst ab 1960 zur Verlügung steht,
sind von 1960 bis 1990 weniger slark gestiegen als die Einzelhandelspreise
(+ 102 % bzw. + 126 o/o); auch in einzelnen Zeitabschnitten war der Verlau, der
beiden lndizes unt€rschiedllch, was zum Teil darauf zurückzuführen ist, daß der
lndex der Einzelhandelspreise die Umsatz- bzw. Mehrwertsteuer enthält, während
d€r lndex der Großhandelsverkaufspreise ab '1968 ohne diese Sleuer ber8chnel
wird,

16.5 PreisindexfürWohngebäude

Weitaus stärker als die Preise für die Lebenshaltung und die Einzelhandelspreise
haben sich seit 1950 die Baupreise erhöht. Für die Errichlung von Wohngebäuden
mußie man 1990last siebenmal soviel bezahlen wie 1950. Dabei sind die enormen
Steigerungen der Kautwerte für Bauland noch nicht berücksichtigl. Nach d6r
Statistik der Kaufwerte für Bauland, die sich auf die Auswertung der Untarlagen
über tatsächlich getätigte Käufe bzw. Verkäufe stützt, wurde allein während des
Beslehens dieser Statistik, d.h. in den Jahren 1962 bis 1990, nahezu eine
Verneunfachung der durchschnittlich gezahllen Ouadratmeterpreise für baureifes
Land festgestellt.

Tab, 3: Preisindex für Wohngebäude im früheren Bundesgebiet
(Neubau; Bauleistungen am Bauwerk; ,l985 = 100)

Jahr Preisindex
für Wohngebäudel

Jahr Preisindex für
wohngebäude1

1950
'1960

1970
1980
1985

16,7
26,2
45,4
87,4

r00

1986
1987
1988
1989
1990

101,4
103,3
't 05,5
109,4
r'r 6,4

1 Einschl UmerzlMehRenr§€uer

Die erfaßten Kaulwerte für Bauland varii€ren sehr stark nach Regionen, Gemein,
degrößen, örtlicher Lage, Art und Größe des Grundstücks usw. Dies zeigen
beispielsweise die Ergebnisse der Kautwerteslatistik für das Jahr 1990, als ein
Ouadratmeler Bauland (baureifes Land, Bohbauland und sonstiges Bauland) im
früheren Bundesgebiet im Durchschnitt für 89,24 DM verkauft wurde, wobei der
niedrigste tatsächlich bezahlte Quadratmeterpreis bei 0,20 DM und der höchste bei
20243,90 DM lag. lm ersten Vierteljahr 1991 betrug der entsprechende Durch-
schnittswerl 87,29 DM, der Höchstlvert 47872,34 DM und der niedrigsle 0,50 DM.
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16.6 Erzeugerpreise gewerblicher und
landwirtschaft licher Produkte

Erzeugerpreise sind die Preise, zu denen die von landwirtschattlichen Betrieben
und gewerblichen Unternehmen produzierten Güter (im lnland) abgesetzt werden.
Diese Produkte gelangen an der Regel nicht unmittelbar an die Verbraucher,
sondern'/verden bei anderen Unternehmen in der Produktion eingesetzt oder
gehen an den Handel, der sie - zum Teil über verschiedene Slufen - an Verbrau-
cher oder Unternehmen absetzt.

Die größten Preissteigerungen sind im Bereich der gewerblichen Produktion bei

den bergbaulichen Erzeugnissen (ohne Erdgas) festzustellen, deren Preise sich

Tab.4: lndex der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
im früheren Bundesgebiet
(1985 = 100)

Erzeugnisse 1950 1960 1970 1980 1985 1989 1990

Gewerbliche Erzeugnisse insg.
Bergbauliche Erzeugnissel
Elektrizität, Erdgas,

Fernwärme, Wasser
Erzeuqnisse des Grundstotf-

und Produktionsgütergewerbes
Erzeugnisse des lnvestitionsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Verbrauchsgüter

produzierenden Gewerbes
Erzeugnisse des Nahrungs-

und Genußmittelgewerbes

35,7 43,8 49,8
12,7 22,2 27,3

99,3
s8,6

45,S

43,1

45,1

54,1

81,9
7 4,5

68,5

42,4

84,5

85,2

87,8

100
100

't 00

100

100

100

100

45,0

48,0

53,6

53,1

60,6

44,4

93,4

107,8

106,5

100,4

101,0
100,3

a7,3

93,'1

1'10,7

109,1

100,7

seit 1950 nahezu verachtfacht haben und seit '1980 um 35 % gestiegen sand. Die
Preise für Erzeugnisse des Nahrungs- und Genußmittelgewerbes haben sich
dagegen seit 1950 nur um 93 7o und seit 1980 um 15 % erhöht. Der Gesamlindex
lag 1990 bei 101 gegenüber knapp 36 im Jahr 1950 (Basis '1985 = 100), hatte also
eine Steigerung um 183 % zu verzeichnen. ln den Jahren 1986 und 1987 aber

sank er um je 2,5 %, vor allem bedingt durch den Preisverfall bei Mineralölproduk-
ten um 33 ?o von 1985 auf 1986 und den Preisrückgang bei Erdgas um 41 7" von
'1 986 aui 1987.
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ln längerfristiger Betrachtung weisen die landwirtschaltlichen Erzeugarpr€ise otl
kräftige Preisausschläge nach beiden Seiten aul. Dies ist zum nicht g€ring€n T€il
auf die unterschiedlichen Ernteverhältnisse in den einzelnen Jahren zurückzufüh-
ren. 1982 hatle der lndex der Erzeugerpreise landwirtschaltlicher ProduKe seinen
bisherigen Höchststand €rreicht, seithar ist er mit Ausnahme der Jahre 1988 und
1989 rückläufig.

Tab. 5: lndex der Erzeugerpreise landwirtschaftlicher Produktel
im früheren Bundesgebiel
(1985 = 100)

Erz€ugnisse 1961 1970 1980 1985 1989 't 990

Landwinschattliche Produkte
insgesaml

Pflanzliche Produkte

Tierische Produkte

66,8

70,9

66,4

66,6

57,0

70,7

100

100

100

99,8

97,4

100,7

94,7

97,4

93,7

97,4
't 00,8

96,1

I Ohns UmssE-(Mehmertrsteler und Einkomm6nsau€l6ich.

'16.7 Preisentwicklung in den neuen Bundesländernl

16.7.1 Preisindex für die Lebenshaltung

Preisindizes lür die Lebenshaltung werden seit dem Berichtsmonat Mai 1990 für
das Gebiet der ehemaligen DOR auf breiter Grundlage, nämlich für 750 Waren und
Leistungen und derzeit in rund 70 Berichtsgemeinden, berechnet. Die Berechungs-
vefahren entsprechen grundsätzlich denen, die bei der B€rechnung der Lebens-
haltungsindizes für die Bundesrepublik nach dem Gebietsstand vor dem 3. Oktober
'1990 angewendel werden.

Die derzeitigen lndexgewichte stammen aus den Wirtschattsrechnungen von
Arbeitnehmerhaushalten für das Jahr 1989, das letzte abgeschlossene Kalsnder-
jahr. Dem Wägungsschema für die Ermittlung des Preisindex lür die Lebenshal.
tung aller Arbeitnehmerhaushalte liegt dqr Durchschnitt für Haushalte von Arbei-
tern und Angestellten zugrunde. Dieser Durchschnittshaushalt b€steht aus 2,9
Personen, darunter sind 1,9 Bezieher von Arbeitseinkommen. Das durchschnittli-
che monatliche Haushaltsbruttoeinkommen dieser Haushalte belief sich'1989 aul
2380 DM.

1 Angaban überdie Prss€nrwicklung schi6D.n B6di (Osr) 6rn.
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Warenkorb 19Bg

c' Nahrungsmittel, Getränke, Tabakwaren
38,6 %

I

Bekleidung, Schuhe 13,4 %

Wohnungsmieten, Energie 5,5 o/o

Möbel, Hausrat 1'1,9 %
=

Verkehr und Nachrichlen 12,4 oÄ

its- e

Bildung, Unterhaltung, Freizeit 9,0 "/o
Persönliche Ausstattung, Sonstiges 6,2 % I

7.

Abb. 5: Preisindex für die Lebenshallung in den neuen Bundesländern

Abb. 6: Preisindex für die Lebenshaltung aller Arbeitnehmerhaushalte
Juni '1991 nach ausgewählten Gütergruppen
in den neuen Bundesländern, (1989 = 100)

i,4öber, Haushaitsg€räte u.a.
Güler lür die Haoshaltslührunq

Güter Jür Ved<€hr und Nachhcht€n-

Nahrungsminel Geträ.k6, TabakwaEn

GüierlürBildunq Unlefiahunq, F€zeit
(ohne Oiensrle slugen da Gastgewerbes)

Ginor ,ilr d e peßönliche Ausstatlloq'

Güler,ilr dl€ Gosu.dh€ils- u. Koro€rpn€qs

Eneq e (ohne Katstoile)

71,0

83,7
1 l

142,7

106,4

125,0 |

125,1 |

133,0 |

143.5

255.3

1 (Jnd Oienstleistungen dß Beherberglngsgewebes sowe Güler sonsliger Ad.



Die Abb.6 zeigt sehr unterschiedliche Preisentwicklungen innerhalb dar einzelnen
Gütergruppen. Während sich der Gesamtindex vom Jahresdurchschnitt '1989 bis
Juni '1991 um '14,1 % erhöhte, war die Preissteigerungsrate für Energie mit rund

155 o/" (darunter: Elektrizität + 20'1 %, Gas + 225 %, St€inkohle 108'/.) mehr als

überdurchschnittlich. Auch die Steigerungsraten der Güter lür die Gesundheits-
und Körperpflege (+ 44 %), Güter für die persönliche Ausstattung (+ 33 o/o), für
Bildung, Unterhaltung, Freizeit (+ 25 o/o) sowie Nahrungsmittel, Getränke, Tabak-
waren (+ 25 %) lagen über der steigerungsrate für den Gesamtindex.

Andere Güt€rgruppen hatten im Beobachtungszeitraum deutlich€ Preisrückgänge
zu v€rz€ichnen. lm einzelnen sind dies: Bekleidung, Schuhe (- 29 "/.) bzw. Möbel,
Haushallsgeräte u.a. Güter für die Haushaltsführung (- 16o/o). Geringere Preis-

stsigerungsraten als der Gesamtindex zeigten einmal die Wohnungsmieten (+
2,7 o/o), wobei nur die Wohnungsnebenkosten innerhalb dieser Gülergruppe eine
Preissteigerung erkennen ließen, während die reinen Wohnungsmieten im Beob-
achtungszeitraum unverändert blieben. Danach sind die Mieten allerdings stärker
gestiegen. Eine etlvas geringere Preissteigerungsrate hatten zum anderen auch
die Güter für Verkehr u, Nachrichtenübermittlung (+ 6,4 %).

16.7.2 Preisindex für Wohngebäude

Seit August 1990, dem ersten Erhebungsmonat seit der Einführung der DM in der
ehemaligen DDR, ist das Bauen an den neu€n Ländern um rund 15"/" teurer
geworden: Um diesen Wert erhöhte sich der Preisindex für Wohngebäude vom
August '1990 bis Mai 1991. Die Quartalsveränderungsraten lagen zwischen
+5,3 % (November 1990/Februar 1991) u nd +3,7 o/o (Februar/Mai 1991).

Tab.6: Preisindex für Wohngebäude in den neuen Bundesländern
(NeubauiBauleistungen am Bauwerki 1989 = 100)

Jahr /i.4onat Preisindex f ür Wohngebäudei

1990 August
November

1991 Februar
Mai

143,1
150,3

154,2
'r 64,1

1 E nsch . Umsalz-(MehRerirsleuer

'I 6.7.3 Erzeugerpreise gewerblicher und landwirtschaftlicher Produkte

Seit Einführung der DM in den neuen Ländern sind die Erzeugerpreise gewerbli-

cher Produkte insgesamt nur leicht gefallen l-1,7 "/o). Größere Unterschiede aber
zeigt ein Blick auf die Preisentwicklung einzelner wirtschaftsbereiche: Kräftige
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Abb. 7: lndex der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
Preisveränderungen Juli 1990 gegenüber Juli 1991

in den neuen Bundesländern (in Prozent)
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Pr€iserhöhungen bei Elektrizität, Fernwärme und Wasser (fast 37 % innerhalb von
12 Monaten) stehen deutliche Preissenkungen in anderen Bereichen gegenüber.

Vor allem das lnveslitionsgüter produzierende Gelverbe hat noch große Schwierig-
keiten, sich zu behaupten; Preissenkungen um durchschnittliche 7,3 % waren hier
hinzunehmen.

Tab. 7: lndex der Erzeugerpreise landwartschaftlicher Produktel
in den neuen Bundesländern (1989 = 100)

Erzeugnisse Juli 1990 Juli 1991

Landwirtschaft liche Produkte
insgesamt

Pflanzliche Produkle
Tierische Produkte

35,4
50,6
29,8

35,

28,

3
0
I

1 Ohne UmerzlMehtuert-)steuer und E'nkommensaLrsgerch

I



Die Erzeugnisse landwirtschattlicher Produkte in den neuen Bundesländern bzw.
der trüheren DDR haben sich von Juli 1990, als die Preise in der ehemaligen DDFI

erstmals in DM erhoben werden konnten, bis Juli '199'1 insgesamt nur wenig
v€rändert (-0,3 %). Dabei stand eine durchschnittliche Verteuerung der pflanzli-

chen Produkte um 4,7 o/o ein9-I miüleren Verbilligung der tierischen Produkte um
3,4 7. gegenüber.

16.8 lnternationaler Vergleich der Preisentwicklung

Ein Blick über die Gr€nzen läßt erkennen, daß die Verbraucherpreise in den

meisten Ländern der Europäischen Gemeinschaften sowie einer Beihe anderer
großer lndustriestaaten 1990 gegenüber '1989 stärker gestiegen sind als in der

Bundesrepublik Deutschland. Der Preisauftrieb (gemessen am Preisindex für die

Abb. 8; Preisveränderungen 1990 gegenüber 1989
im internationalen Vergleich in Prozent

1 Nach dem Gebetsstand vor dem 3. 10 1990.

Preisindex für die Lebenshaltung
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Lebenshaltung) lag nur in den Niederlanden und in Dänemark mit jeweils 2,6 %

unter der Veränderung von 2,7 a/a in der Bundesrepublik. Die größte lndexst€ige-

rung wies Griechenland mit 20,4 "/" auf und beland sich damit weit über den

Erhöhungen in allen hier autgeführten Ländern (vgl. Abb.8).

Zieht man die Entwicklung der letzten fünf Jahre für den Vergleich heran, ergibt

sich ein ähnliches Bild. ln den Niederlanden, Japan, der Bund€srepublik Deutsch-

land und Luxemburg lagen die Preissteigerungen von 1985 bis 1990 unte|l0 %,

während sich die Lebenshaltung in ltalien, Großbritannien und Nordirland sowie in
Schweden um mehr als 30% verteuerle. Am oberen Ende der Skala stand
Griechenland mit einer Preissteigerung von Über 120 %.

16.9 Verdienste von Arbeitern und Angestellten

16.9.'l Jahresverdienste

Jeder Arbeitnehmer weiß sicherlich, was er am Monatsende - bildlich gespro-

chen - in der Lohntüte hat. Nicht jedem ist jedoch bekannt, was er brutto, also vor
Abzug von Steuern, Sozialabgaben u. ä., verdient. Erst recht galt dies, wenn man

auch einmalige Sonderzahlungen, Gratilikationen, Urlaubsgeld, 13. Monatagehalt

usw. berücksichtigt, wie es in Tab.8 geschieht.

Tab. 8: Bruttojahresverdienste im f rüheren Bundesgebiet
von (vollbeschäftiglen) Arbeitern in der lndustrie und Angestellten in lndu§trie,
Handel, Kredilinstituten und im Versicherungsgewerbe in DM

BeruflicheStellung Geschlecht 1S71 1981 1989 'lg90l

Arbeiter

Angestellte

insgesamt
I\4änner
Frauen

33 454
35 515
24 402

43 967
46 433
32 113

46 260
48 815
33 828

insgesamt
Männer
Frauen

18 529
22151
13 3S6

42 707
49 035
3t 392

57 029
65 702
41715

60 072
69 154
44 000

15 987
17 298
11 068

1 Vo äuiiga Egebnisse.

Vergleicht man die Verdienste von Arbeitern und Angestellten, so lassen sich eine

Reihe von interessanten Entwicklungen erkennen. Die Jahresverdienste der
Arb€iter haben sich von 1971 bis 1990 um 189 %, di€ der Angestellten sogar um

224 "h erhöhl. Dadurch hat sich auch der Abstand zwischen den Verdiensten von
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Arbeitarn und Ang€stellten vergrößert. 1971 verdient€ ein Arbeiter im Ourchschnitl
rund 86 % von dam, was ein Angest€llt6r bezog. 1990 lag dieser Anteil bei 6twa
77 o/o. Hinsichtlich des Verdienstabstandes ist die unterschiedlicho Bereichsab-
gr€nzung (Arbeiterverdienste werden nur für die lndustrie erraßt), Betriebsgrößs
sowie vor allem die höherwertige Tätigkeit der Angestellten zu berücksichtigen. Di6
Entwicklung ist auch davon beeinflußt, daß besonders qualifizierle Arb€iter in das
Angestelltenverhältnis übernommen werden.

Obwohl die Verdienste d€r Frauen in den letzt€n Jahren gesligg€n sind, v€rdienen
sie nach wie vor wesentlich waniger als Männer. Die Verdiensle der Arbeiterinnen
lagen 1990 im Durchschnitt um 31 % unter denen ihrer männlichen Kollegen. 1971
hatte der Abstand dageg€n noch rund 36 o/o betragen, Die entsprechende Spanne
reduzierte sich bei den Angestellten zwischen 1971 und 1990 von 40 % auf 36 %.

Die d€utlichen Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern haben
verschiedene Ursachen. Zum einen sind vor all€m älter6 Frauen im Durchschnitl
weniger gut ausgebildel (siehe dazu Kap.2) und damit häufig in weniger qualifizier
ten Berufen täiig. Zum zweiten bleiben ihnen Tätigk€it€n, die durch besondere
Erschwernisse (Lärm, Hitz€, Gefahr) gekennzeichnet sind, aber auch durch ent-
sprechende Zuschläge abgegolten 'ryerden, völlig verschlossan (2. B. Tätigk€iten
im Bergbau, am Hochofen o. ä.). Umgekehrt sind in Wirtschattsbereichen, in denen
die Verdienste niedrig liegen, besonders viele Frauen beschältigt, z.B. in d€r
Textil- und der Schuhindustrie (siehe 16.9.2).

Tab. 9: Durchschnittlich bezahlte Wochenstunden der (vollbeschättigten)
Arbeiter in der lndustrie im früh€ren Bundesgebiet

Jahr Frauen Männer Jahr Frauen Männ€r

1960
1965
1970
1975
1980
198s

43,2
41,4
40,7

40,0

46,3
45,1
44,8
41,2
42,1

40,9

1S86
1987
1988
1S89
1990

39,2
39,0
38,9
38,7
38,4

40,8
40,5
40,5

39,9

Außerdem wirkt sich aus, daß Männer mehr Überstunden leisten als Frauen (vgl.
Tab.9) und daß Frauen - auch wenn man die Ausbildungsunterschiede beruck-
sichtigt - sor,yohl in den mittleren als auch gehobenen Führungspositionen untene.
präsentien sind,

Bei d€n Angestellt€n muß noch berücksichtigi !,^/erden, daß die Verdienst€ der
technischen Angestellten erheblich über denen der kaufmännischen Angestellten
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Iiegen (vgl. Tab. 1 1), daß aber nur 8 % der weiblichen Angestellten in technischen
Berulen tätig sind gegenüber 46 % der männlichen Angestellten.

16.9.2 Stundenlöhne der lndustriearbeiter

Bei den Brutlostundenverdiensten der lndustriearbeiter bestehen nicht nur erheb-
liche Unlerschiede zwischen Männern und Frauen, sondern auch zwischen den
einzelnen Wrlschaftszweigen und den verschiedenen Leistungsgruppen.

Der Stundenlohn aller lndustriearbeiter hat sich von 1960 bis 1990 mehr als
versiebenfacht, wobei die Stundenlöhne der Arbeiterinnen etwas stärker anstiegen
als die ihrer männlichen Kollegen. Auch anhand der Stundenlöhne zeigt sich also,
daß der Abstand zwischen der Bezahlung von Männern und Frauen geringer
geworden ist.

Bei einem Durchschnittsstundenlohn von 21,'17 DI\, im Jah|l990 lür männliche
lndustriearbeiter wurden die höchsten Stundenlöhne mit durchschnittlich 27,3'1 DM

in der Mineralölverarbeitung gezahlt, die niedrigsten in der Lederverarbeitenden
lndustrie mit 16,23 DM. Unterscheidel man nach sogenannten Leistungsgruppen
zwisch€n Facharbeitern (Leistungsgruppe '1), angelernten Arbeitern (Leistungs-
gruppe 2) und Hilfsarbeitern (Leistungsgruppe 3), ergeben sich '1990 für die
gasamte lndustrie f olgende Durchschnitlswerte:

Leistungsgruppe 1: 22,29 DM
Leistungsgruppe 2: 20,10 DM
Leistungsgruppe 3: 18,12 DM.

Tab. 10: Bruttostundenverdienste der Arbeiter in der lndustrie
im lrüheren Bundesgebiet
in DN4

Jahr lnsgesamt lvlänner Frauen Jahr lnsgesamt Männer Frauen

2,69
4,26
6,09
9,85

13,41
16,39

't 7,85
18,55
19,32
20,09
21,17

2,89
4,54
6,49

10,40
14,16

1,89
3,09
4,49
7,52

10,25
12,54

1986
1987
1988
1989
1990

16,SS

17.68
18,43
19.16
20,21

13,04
13,61
14,21
14,76
15,49

ln der Leistungsgruppe '1 variierten die Stundenlöhne für männliche lndustriearbei-
ter zwischen 28,47 DM in der Mineralölverarbeitung und 17,32 DI\.4 in der Lederver-
arbeitenden lndustrie. ln der Leistungsgruppe 3lag die Bandbreite 1990 zwischen
21,42 DM (Herstellung von Chemiefasern) und 14,07 DM (Schuhinduskie).

1960
1965
1970
1975
1980
1985



1 6.9.3 Monatsverdienste der Angestellten

Auch bei den Angestellten ist eine breite Fächerung der Verdienste festzustellen.

Je nachdem, welche Anlorderungen und Fähigkeiten an aine Tätigkeil geknüptt

sind, erfolgt eine Einordnung in die Leislungsgruppen ll bis V.

Tab. 1 1 : Durchschnittliche Bruttomonatsverdienste der Angestellten
im rrüheren Bundesgebiet
in lnduskie, Handel. Kreditinstituten und im Versicherungsgewerbe 1990

Gegenstand der
Nachweisung

Kaufmännische
Angestellte

Technische
Angestellle

DM

Durchschnittswert

Höchster Wert in
Leistungsgruppe ll1

Niedrigster Wert in

Leistungsgruppe V2

i/länner
Frauen

L4änner
Frauen

[,]änner
Frauen

4 720
3 229

6 075
4 899

2 671

5 407
3 703

6 357
5 553

2 883
2 622

1 Angäsle ne mit b€sondsrsn Edahrungon utu sslbsländ8on L6istungen in v€ranlwodlicher Teligkeil.
2 Angesle lls rn e nfachor Tätqk8il, di6 k6ine B6rufsausb ldung srford€n.

Durchweg am wenigsten verdienen die Angestellten im Einzelhandel. Besonders
hoch lagen die Durchschnittsgehälter in der Mineralölverarbeitung, im Bereich der
Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen

und (für technische Angestellte) im Steinkohlenb€rgbau.

16.10 Nominal- und Reallöhne

Blsher beschränkten sich die Angaben auf die tatsächlichen (nominalen) Verdien-
st€. Preisänderungen, die die Kaufkraft der Einkommen beeinflussen, blieben
unberücksichtigi. Beziehl man nun den Preisverlauf in die Betrachtung ein, so
kommt man zu den Reallöhnen als einer Maßgröße tür die Entwicklung der
Kaufkratt (vgl. Tab.'12).

Ein Vergleich zeigt, daß die Reallöhne zwar deutlich hinler den Nominallöhnen
zurückgeblieben sind, gleichwohl aber bis 1980 zum Teil kräftige St6igerungsraten
zu verzeichnen waren. Während die Nominallöhna 1980 rund neunmal so hoch
lagen wie 1950, war der Fleallohn oder die Kaufkratt der durchschnittlichen
Bruttowochenverdi€nste von lndustriearbeitern 1980 etwa dreieinhalb mal so hoch.
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Tab. 12: Entwicklung der Nominal und Fleallöhne im früheren Bundesgebiet
lndex der durchschnittlichen Brultowochenverdienste der lndustriearbeiter
(1985 = 100)

Jahr Nominal Beal Jahr Nominal Real

1950
1960
1965
't 970
1975
1980
1981

1982

9,7
19,0

41.9
61,3
84,4
98,1

29,4

64,3
82.0
89,6

101,9
100,0
98,4

1983
't984

1985
1386
1987
1988
1989
1990

93,7
96,8

100
103,'r
106,4
110,7
114,8
119,6

97,8
98,8

100
103,3
106,5
109,6
110,5
112,1

ln den Jahren 1981 bis 1983 ist der Reallohn gegenüber den Vorjahren jeweils
gesunken, während der Nominallohn weiter anstieg. Die Preissteigerungen waren
also in diesen Jahren über die Lohnsteigerungen hinausgegangen, was zuvor nur
in den Jahren 1967 und 1975 der Fall gewesen war. Seit 1984 stieg auch der

Abb. 9: Reallohnindex im Irüheren Bundesgebiet

1985 = 100

369

I



Rsallohn wieder an, lag 1986 etwas über dem Niveau von 1980 und erhöhte sich
danach weit8r (vgl. Abb.9).

Einschränkend ist anzum€rken, daß hier von Bruttoverdiensten ausgegangen lvird.
Der für Verbrauchsausgaben maßgebliche Netloverdiensl ist von der ieweiligen
Steuer- und Abgabenbelaslung abhängig.

1 6.1 1 Abgabenbelastung

Von besonderem lnteresse ist neben der Entwicklung der Bruttolöhne und -gehäl-

ter auch die Entwicklung der Abgabenlast auf Löhne bzw. Gehällar. Erst wenn

Steuem und Sozialbeiträge gezahlt sind, ergibt sich das Nettoeinkommen.

Zur Ouanlifizierung der Abgabenlast können hilfsweise Ergebnisse der Volkswirt-

schaftlichen Gesamtrechnungen herangezogen werden. Aus diesen Ergebnissen
läßt sich eine Abgabenquote (das Verhältnis von Lohnsteuern und tatsächlich
gezahlt6n Sozialbeiträgen der Arbeitnehmer zur gesamtwirtschatllichen Brutto-
lohn- und -gehallsumme) von knapp 16 % im Jahr 1960 ermitteln, die auf rund

23 % im Jahr 1970 und auf etwas über 30 o/o im Jahr 1990 sti€g. Diese Flelation

v6rmittalt lediglich eine globale Größenordnung; ie nach Einkommenshöhe, Fami-

liengröße usw. ergeben sich im einzelnen slarke Abweichungen und Unterschiede.
Auch müßten - streng genommen - die Steuererstattungen im Flahmen der
Einkommensteuerveranlagungen von der Abgabenbelaslung abgezogen werden
(vgl. 12.6).

1 6.1 2 Bruttoverdienste der Arbeiter und Angestellten in den
neuen Bundesländern und im lrüheren Bundesgebiet

ln den neuen Bundesländern lag d€r durchschnittliche Bruttomonatsverdienst im
Juli 1991 bei '1 975 DM, Die Arbeitnehmer in den neuen Bundesländern erzielten

dafül 47,61o des Verdienstes ihrer Kollegen im früheren Bundesgebiet. lm Juli
1990 belrug diese Relation noch 34,5 o/o. Vom Juli 1990 bis Juli '1991 sind die
Verdienste in den neuen Bundesländern um 43,2 "/., im lrüheren Bundesgebiet um
5,9 % gesliegen.

Der höchst€ Verdienst mit 2541 DM wurde im Juli 1991 in den neuen Bundeslän-

dern im wirlschattszweig Hoch- und Tielbau (einschließlich Handwerk) erzi€lt, der
niedrigste mit 1 497 DM im Textilgewerbe.

Zum V€rgleich: lm früheren Bundesgebiet wurde am meisten in der Mineralölverar-

beitung verdient (5640 DM), am lvenigsten im Einzelhandel (3261 OM).
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Tab. 13: Bruttomonatsverdienste der vollbeschäftiglen
Arbeiter und Angestellten im Juli '1991

Arbeiler/Angesiellte
Winschaftsbereich

Früheres
Bundesgebiet

Neue
Bundesländer

Verhältnis
OstWest
Juli 1991

DM

Arbeiter
lndustrie {ohne Bau)
Hoch- und Tiefbau

Angestellte
lndustrie (ohne Bau)
Hoch- und Tlefbau

Dienstleistungsbereich, Handel,
Kreditinstitute,
Versicherungsgewerbe

Alleerfaßten Beschäftigten

3 689
3 906

1 725
2 442

46,8
62,5

5 336
5 342

2167
2 921

3912

4 152

1 807

1 975

46,2

47,6

40,
54,

6
7

1 6.1 3 Arbeitskosten

Wie bereits angedeutet, sind Löhne und Gehälter für die Wirtschaft ein entschei
dender Kostenfaktor. Nachdem in den vorhergehenden Abschnitten der Einkom-
mensaspekl bei den Arbeitnehmern im Vordergrund stand, soll im folgenden der
Kostengesichtspunkt bei den Arbeitgebern näher beleuchtet werden.

Die Arbeitskosten umfassen die Bruttolöhne und -gehälter sowie weitere Kosten,
die auf gesetzlichen Regeungen, tarifvertraglichen Vereinbarungen und freiwilli-
gen Leistungen beruhen und unmittelbar mit der Beschäftigung von Arbeitnehmern
zusammenhängen. Sie werden in der amtlichen Statistik durch die beiden Haupt-
bestandteile ,,Entgelt lür geleistete Arbeit" und ,,Personalnebenkosten" dargestellt.
Hiervon ist das Enlgell lür geleistete Arbeit als die ,,direkte" Vergrllung der
Arbeitszeit deliniert; alle anderen Kosten - wie die Vergütung arbeitslreier Tage
(Urlaubs-, Krankheits-, gesetzliche Feiertage), die Sonderzahlungen (vermögens-
wirksame Leistungen, zusätzliches Urlaubsgeld, Gratifikationen, 13.lvlonats-
gehalt), Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung sowie die Autwendungen lür
die betriebliche Altersversorgung und berulliche Bildung - zählen zu den Personal-
nebenkosten.

Von 1972 bis 1988 sind die Personalnebenkosten im Produzierenden Gewerbe
weil stärker gewachsen (+ 238 "/.) als die Entgelte für geleistete Arbeit (+ 133 o/o).

Entsprechend hat sich in d esem Zeikaum der Anteil der Personalnebenkosten von



35.7 % auf 44,6 o/" dq Arbeitskosten erhöht. Der Teil der Personalnebenkosten,
der auf geselzlichen Fleg€lungen beruht (2. B. Pflichtbeiträge der Arbeitgeber zur
Sozialversicherung, Lohnlortzahlung im Krankheitsfall), stieg von 17,4% auf

19,8 7. der gesamten Arbeitskoslen.

Tab. 14: Arbeitskosten je Arbeitnehmer im Produzierenden Gewerbe
im früheren Bundesgebiet

Kostenart 1972 1S88 1972 1988

Dt4

Arbeitskosten
Entgelt für geleistete Arbeit
Personalnebenkosten

22929
14737
8191

62 058
34 383
27 674

100
64,3

100
55.4
M,6

Die Personalnebenkosten sind prozentual um so hÖher, j€ mehr Beschäftigte das

Unternehm6n hat. Beispielsweise betrug 1988 das Verhältnis von Personalneben-

kosten zum Entg6lt für geleistete Arbeit bei Unternehmen mit 10 bis 49 Beschäftig-

ten 40 :60, b€i Unlernehmen mit 1 000 und mehr Be§chättigten dagegen 48 :52.

lnnerhalb des Produzierenden Gewerbes variierten die Arbeitskoslen 1988 zwr-

schen 1OG 395 DM je Arbeilnehmer in der Mineralölv€rarbailung und 39 024 DM ie
Arbeitnehmer im Bekleidungsgewerbe (ohne Pelzwaren). Den mit 53,6 % hoch-

sten Anleil an P€rsonalnebenkosten hatte der Wirtschattszweig ,,Erzeugung und

Veneilung von Elektrizität, Gas, Dampl und Warmwasser" zu verzeichnen (bei

Arbeitskosten von 84 474 DM je Arbeitnehmer); der mit 38,9 o/o niedrigsle Anleil an

Personalnebenkosten wurde im Bekleidungsgewerbe (ohne Pelzwaren) ermittelt.

Tab. 15: Arbeitskosten im Groß- und Einzelhandel, in Kreditinstiluten und im
Versicherungsgewerbe 1988 im früheren Bundesgebiet

Wirtschaftszweig Arbeitskosten je Arbeilnehmer

lnsgasamt Entgelt für
geleistete Arbeit

Personal
nebenkoslen

D [,4

Großhandel
Einzelhandel
Kreditinstitute
Versicherungsgewerbe

43 731
72 591
7A 421

60,5
59,6
50,3
51,1

40,4
49,7
48,9



Eine verhältnismäßig breite Streuung der Arbeitskosten ist auch im Bereich von
Handel, Banken und Versicherungen festzustellen. Während die Arbeitskosten je

Arbeitnehmer '1988 im Einzelhandel bei 43731 DM lagen, betrugen sie im Versi-

cherungsgewerbe 78421 DM. Der Anteil der Personalnebenkosten schwankle
zwischen 40,4 % und 48,9 %, also etwa in gleichem Maße wie im Produzierenden
Gewerbe.

Die Ursachen für die relaliv großen Unterschiede der Arbeitskosten zwischen den
Wirtschattszweigen sind in erster Linie in der unterschiedlichen Qualifikationsstruk-
tur der Arbeitnehmer zu vermuten. Bei den Personalnebenkosten wirken sich u.a.
die Größenunterschi€d€ zwischen den Unternehmen aus (große Unternehmen
leisten mehr Sonderzahlungen, mehr Aufwendungen für die belriebliche Altersver-

sorgung sowie für Wohnungsfürsorge, Belegschattseinrichtungen, Entlassungs-

entschädigungen u.ä.). Nicht zuletzt isl die unterschiedliche wirtschaftliche Lage

der Unternehmen von Bedeutung, die einerseits den Umfang der lreiwilligen
Leistungen beeinflußt und andererseits auch beiTarifverhandlungen Berücksichti-
gung findet.



17 Verkehr

17.1 Einführung

Das Verkehrswesen hat in einer modern€n lndustrieges€llschalt grundlegende
Bedeutung. lm Wirtschattsleben ermöglichl erst die Vermittlerrolle des Verkehrs
die Arbeitsleilung, aul der die induslri€lle Produktion sowie die Verteilung der
produzierlen Güler beruhen. Der Verkehr knüptt nicht nur di6 VerbindungBn
zwischen den Produzenlen und zu den Märkten, sondern auch zwisch€n den
Beschättigtan und ihren Arbeitsstellen. Weit über dan wirtschattlichan Bareich
hinaus hal er zu einem Gewinn an Mobilitäl geführt und neua Ziel€ err€ichbar
g6macht. lm Nachrichtenw8sen (Telefon, Postdienste, Flundlunk, Fernsahen usw.)
mit seinen vielfälligen technischen Möglichkeiten trägt der ungehinderte Austausch
von lnlormaiionen und Meinungen gleichfalls zu einer schnellen Überwindung
räumlicher Entfernungen und damit zu einer verbesserten Kommunikation bei.

Dieses Kapitel enthält - soweit möglich - auch verkehrsstatistische Angaben für
Gesamtdeutschland und die ehemalige DDR. Falls in den Texten nicht ausdrück-
lich auf das Erhebungsgebiet hingewiesen 'rvird, handelt es sich um Angaben für
das frühere Bundesgebiet.

17.2 Verkehrsinlrastruktur

Wirlschanswachstum, zunehmende Arbeitsteilung, intemationale Verflechtungen,
die wachsende Reiselust und eine Reihe weiterer Faktor€n hab€n in den letzten
Jahrzehnten zu einer erheblichen Steigerung des Verkehrsaufkommans gelührl.
Voraussetzung hierfür war der Ausbau der lnlrastruktur im Verkehrswesen. Beson-
dere Anstrengungen wurden im Skaßenbau unternommen. Sie zeigen sich u.a.
darin, daß das Straßennetz des überörtlichen Verkehrs (Bundes-, Landes- und
Kreisslraßen) im lrüheren Bundesgebiet seit 1950 um etwa 46000 Kilometer auf
174000 Kilometer erweitert 'ryurde. Dagegen wurde im Gebiet der ehemaligen
DDFt in den letzten 30 Jahren der Bestand an Staats- und Bezirksstraßen lediglich
um etwa 1700 Kilometer vergrößert. An Schienenwegen stehen im früheren
Bundesgebiet zwar wegen Streckenstillegungen nur noch 29700 Kilometer statt
38600 Kilometer zu Beginn der fünlziger Jahre zur Verlügung, dafür ist der
Verkehr aul wichlig€n Strecken elektrifizierl und damit erheblich beschleunigt
worden. Auch Häfen und Flugplätze wurden ausgebaut bzw. neu angelegt, Kanäle
gezogen, Flüsse schiflbar gemacht und Flohrlarnleitungen gebaul. Durch die
Eingliederung der lünf neuen Bundesländer wurde die Gesamtlänge der benutzten
Binnenwasserstraßen um über die Hällte verlängerl.
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Tab.'1 : Verkehrsinfrastruktur

Gegenstand der Nachweisung 1S60 1970 1980 1990

km

Straßennetz
(Bundes-, Landes-, KreisstraBen)
darunter Autobahnen

Gemeindestraßen
Streckenlänge des

Schienennetzes
Rohrlernleilungen
Benutzte Wasserstraßen

Straßennetz
(Staats- und Bezirksskaßen)
darunter Autobahnen

Gemeindeslraßen
Streckenlän9e des

Schienennetzes
Bohrfernleitungen
Benutzte Wasserstraßen

Ftuhercs Bundesgebiet

Gebiet der ehem. DDR

135 300 162 300
2 55'1 4110

233 000 270 000

171 521

308 000

173 861

I 822
325 000

36 019 33 010
455 1 579

4 441 4 383

31 497
1 579
4 395

29 7oO1

1715
4 350

45 479 45 729
1 413

74 202
1 647

73 053

47 2012
1 8502

77 4013

14 308
721

2 31g'?2 51S 2 302

I Voräulb6s E€ebiis.
2 1989.
3 1985.

Tab.2: lnfrastruktur im Nachrichtenwesen im früheren Bundesgebiet

Gegensland der Nachweisung 1960 1970 1S80 1S90

1 000

Telelonanschlüsse
Hauptanschlüsse
Nebenanschlüsse
Ötfenlliche Sprechslellen

Telexanschlüsse
Postbriefkästen
Benutzte Postfächer
Hörf unkgenehmigungen2
Fernsehgenehmigungen2

3 221
2716

57

100
272

15 8S2
4 637

8 800
5 040

94
80

109
393

19 622

20 850
7 703

156
139
110
513

21 190

2 A.g€meld€le Hörfunk' und Fehsehg€rä16 (ohi€ Zw€ilgedlB)
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30 348
13 690r

162
117
113
649

28 062
24 694



lm Bereich des Nachrichtenverkehrs im früheren Bundesgebiat hat sich die Zahl
der Telefonanschlüsse seit 1960 fast verzehnfacht. 1988 war in neun von zehn
Haushalten ein Telefon vorhanden. Die Bundespost betörderte'1990 14,2 Mrd.
Briefsendungen gegenüber 8,5 Mrd. im Jahr 1960, Telexanschlüsse waren 1990
knapp 117 000 installiert, das sind mehr als dreimal soviel wie 1960, jedoch fasl ein
Drittel weniger als '1987. Zusätzlich slellte die Post im letzten Jahrzehnt neue
Übermittlungsmedien zur Verfügung: so gab es'1990 682000 Telefax- und rund
'17000 Teletexanschlüsse. Die Zahl der Hörfunkgenehmigungen stieg in diesem
zeitraum von rund 16 Mill. auf über 28 Mill., die Zahl der Fernsehgenehmigungen
von knapp 5 Mill. auf rund 25 Mill.

17.3 Fahrzeugbestände

Der Bestand an Kraftfahrzeugen (Krafträder, Personen-, Kombinations-, Lastkran-
wagen und Zugmaschinen) im früheren Bundesgebiet stieg von 8 Mill. 1960 auf
36,5 Mill. im Jahr '1991. Dabei erhöht€ sich all€in die Zahl der Personenkraftwagen
von annähernd 4,5 Mill. auf 31,3 Mill. Das sind gut siebenmal soviel wie vor 31

Jahren.

Tab.3: Bestand an Straßen- und Schienenlahrzeugen

Jahr Straße Schiene

Kralfiahrzeuge

darunter
lnsgesamt Pkw

Trieb-
fahzeuge

Personen
wagen

Güter-
wagenr

1 000 Anzahl

1960
1970
1980
1985
1S90
1991

1960
1970
1980
1985
1SS0

I 004

27 116
30 618
35 748
36 529

315125
325 229
337 5tS
310 477
258 900

F hercs Bundesgebiet

4 489 681 10 083
13 941 1 028 l0 489
23192 1277 10 160
25 845 1 281 1575
30 685 1 389 1860
31322 1440

Gebiet dor ehen. DDR

21 951
18 218
14 471
13 296
11 490

1 426
2 979
4 612
5 282
6 903

313
1 166
2 678
3 306
4 817

119
186
234
221

264

1 E nschl eß ich Pnvaqületuagen
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ln der ehemaligen DDFI nahm die Anzahl der Kraltfahrzeuge ebenfalls deutlich zu
(1960: 1,4 Mill.; 1990:6,9 Mill.). Der Bestand an Personenkraftwagen wuchs von
0,3 Mill. Fahrzeugen im Jahr 1960 auf 4,8 Mill. FahEeuge im Jahr'1990. 1990
entfielen auf 1000 Einwohner etwa 300, im lrüheren Bundesgebiet dagegen 500
Personenkrattwagen.

Zwischen 1960 und '1990 wurden im früheren Bundesgebiel insgesamt 64,5 Mill,
Personenkraftwagen neu zugelassen, das sind rechnerisch 2 l,4ill. Fahrzeuge pro

Jahr. Dieser Durchschnittswert entspricht etwa dem Wert des Jahres '1973, der
seither lediglich 1974 unterschritlen wurde. 1990 lag die Zulassungszahl erstmals
üb€r 3 Mill. Personenkraftwagen. Dies verdeutlicht auch die große wirtschaftliche
Bedeutung der Aulomobilindustrie.

Der größte Teil der Personenkraftwagen wird privat genutzt. Daraus resultiert die
Zunahme des lndividualvarkehrs mit ihren vielfältigen Auswirkungen auf die Ver-
kehrssituation in den Städten und auf den ötfentlichen Nahverkehr.

Tab. 4: Zulassungen fabrikneuer Personenkrattwagen
im früheren Bundesgebiet
einschl. Kombinationskraftwagen

Größenklasse
Antriebsarl

L4aß-
einheit

1960 1970 1980 1S90

Zugelassene Personen-
kraftwaqen insgesamt

davon: (Hubraum)
bis '1 199 cm3
1 2OO bis I 499 cm3
1 5OO bis 1999 cm3
2OO0 und mehrcm3

darunter: (Anlriebsart)
Benzinmotor
Dieselmotor

1 000 969,7 2107,1 2 426,2 3040,8

42,7

17,3

97,1 97,2 92,0
8,0

88,9
11,1

28,8
24,9
37,S

8,5

18,9
27,5
38,1
15,5

10,0
18,5
56,6
14,9

Bei den Neuzulassungen geht die Tendenz eindeutig zum Kauf von Personenkraft-
wagen mit größerem Hubraum. Von den neu zugelassenen Personenkraftwagen
hatlen 1960 rund 17 o/o einen Hubraum mit 15OO und mehr cm3, 1990 mehr als
71 %. Auch werden heute mehr Personenkraftwagen mit Dieselmotor gefahren als
1960. Der Anteil der Dieselfahrzeuge an den neu zugelassenen Personenkrattwa-
gen betrug im Jahr 1990 rund 1 1 % gegenüber knapp 3 % im Jah||960. Allerdings
wurde damil nicht mehr der hohe Anteil der Jahre '1985 

122 7") und 1986 \27 "/4
erreicht.
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Die Ausstattung der Eisenbahnen hat sich seit 1960 qualilativ und quantilativ
verändert. B6i den Trieblahrzeugen vollzog sich in dieser Zeitspanne der Über-
gang von der Dampflokomotive aul die eleKrische Zugbeförderung. Die 7700
Dampf lokomotiven, die 1960 im früheren Bundesgebiet noch zum Einsatz kamen,
sind aus d6m normalen Zugbetrieb ganz verschwunden, während die Zahl der
elektrischen Lokomotiven sich von I020 auf 2554 erhöhte und die der Dieselloks
von 980 auf 3809 anstieg.

Der Bestand an Güteruvagen im früheren Bundesgebiet war '1990 mit rund 259000
um 18 o/. niedriger als zu Beginn der 60er Jahre, Bei den Personenrryagen ist sogar
ein Rückgang um 48 "/" aui 11 500 zu verzeichnen.

Tab.5: Bestand an Luft- und Wasserlahrzeugen

Jahr Luftfahrzeuge
(Flugzeuge und
Hubschrauber)

Binnenschiffe
(nur Güterschitfe)

Seeschitfe
(Handelsschiffe)

Anzahl Anzahl
1 000 1

Tragfähigkeit Anzahl '1 000 BHT

1960
1970
1980
't 985
1989
1990

1 '1 1'1

7 769
7 958
8 81'l
I't58

4 762
I441
7 6r9

4 014

Ftuheres Bundesgebiet
7 491 4 840
6 336 4 524
3412 3 672
3't43 3277
2 990 3 268
2723 3 056

Gebiet det ehem. DOR

2
2
,|

,|

,|

706
690
679
555
055

1960
1970
1S80
1S85
1989

1 133
1 226
1 219
1 160

570
625
629

47
175
192
171
163

197
s40
305
222
253

Die Anzahl der Binnen- und Seeschifle hat im lrüheren Bundesgebiet seit 1960
deutlich abgenommen, Während in der Binnenschiffahn damit - bei einer gleich-
zeitigen Tendenz zum Einsatz größerer Einheiten - ein FlückganO des zur Verlü-
gung stehenden Laderaums verbunden war, wurden in der Seeschiflahrt im
früheren Bundesgebiet di6 Kapazitätan bas 1970 und in der ehemaligen DDB sogar
bis 1979, sowie nochmals 1986, erheblich ausgeweitet, Hierfür war insbesondere
die Expansion d€r Tankschifiahrt maßgebend.

Seit 1970 macht sich in der nach kommerziell€n Gesichtspunklen geführten
Seeschiffahrt des früheren Bundesgebiets der Konkurrenzdruck der sog€nannten



,,Billigflaggen" bemerkbar. Dieser führte zu ein€m Kapazitätsrückgang bei diesem
Teil der deutschen Handelsflotte von 52 7o (von 8,4 Mill. BBT 1970 auf 4,0 Mill.

BRT 1989). Die Anzahl der unter der Flagge der Bundesrepublik Deutschland
fahrenden Handelsschitfe reduzierte sich von 2 690 aul 1 055 Einheiten (-61 %)
im Zeilraum von 1970 bis '1989.

Eine deutliche Zunahme war bei den Luttfahrzeugen im früheren Bundesgebiet zu
verzeichnen. deren Bestand sich von rund 1 100 im Jahre 1960 auf I200 im Jahre
1990 erhöhte. ln diesen Angaben sind neben den gewerblich eingesatzten Lutt-
fahrzeugen auch die motorisierten Privat- und Sportflugzeuge enthallen.

17.4 Verkehrsleistungen

17.4.1 Beförderungen im Personenverkehr
'1989 wurden im früheren Bundesgebiet 39,6 Mrd. Personen mit Eisenbahnen, im

ötfentlichen Straßenverkehr, im Luttverkehr, mit Taxis oder Mietwagen und im

lndividualverkehr beförden. 1960 lag die entsprechende Zahl bei 23,0 Mrd. Perso-
nen, Der Vergleich wird dadurch etwas beeinträchtigt, daß die Kleinunternehmen
(mit weniger als sechs Bussen) des ötfantlichen Slraßenpersonenverkehrs seit
Oktober 1984 nicht mehr in die Erhebung einbezogen sind. Die Verkehrsleistungen
belielen sich 1989 auf rund 687 Mrd. Personenkilometer gegenüber 250 Mrd.

Tab. 6: Personenverkehr im früheren Bundesgebiet

Verkehrszweig Belörderte Person€n- Beförderte Personen- Belördede Personen'
Personen k lomeler Personen kilometer Pelsonen kilometer

1960 1970 'ls8s

Mill. Mrd. km Mill. l\4rd. km l.,'lill. [rrd. km

Verkehr insgesamt
Öllentlicher Verkehr

Eisenbahnen
Ötfentl. Skaßen-

Personenverkehrl
Luftverkehf

Taxi- und
Mlelvvagenverkehr

lndividualverkeh/

22 943
7 560
1 399

252,2
89,7
39,6

30 655
7 245
1 054

455,4
't 03,1

38,1

39 603
6 898
1 145

687,1
121,4

42,3

6 156
5

48,5
1,6

6 170
21

58,4
6,6

s 6973
56

123
15 300

0,8
161,7

290
23120

1,7
350,6

365
32 340 563,4

62,53
16,6

I Stedlsch.ellbahn- U-Bahn-, StraBeibahn-. Obus- und KraJiomnrbusvorkehr.

2 Ve(ohßl6islungen (Psrsonenkrromstsr) iur üb€r dsm Bundessebisl.
3 Oh.e V€rkehr &r Kleinlnlern6hm€i.
4 V6rk6hr mir Personon- und Kombinalionskrattwagen, Kraftl:ideh und Mopods.
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Tab. 7: Ötfentlicher Personennahverkehr im früheren Bundesgebiet

Jahr Beförderte Personen
Mi[.

Personenkilometer
Mrd. km

1960
1970
1980
1985r
19871
19891

7 015
7 652
6 725
6 528
6 533

57,4
60,7
65,5
57,a
55,0
56,2

1 Ohne VBlkehr d€r KI€inunlemshmsn des dn.nl ichen Slraß6np6enenv6rk€hE,

Während sich die Personenbeförderung seit '1960 im lndividualverkehr mehr als
verdoppelte und im Luttverkehr sogar vereltlachte, stagnierte der Personenverkehr
auf Eisenbahnen. lm ötfentlichen Personennahverkehr zeigt sich zwischen 1980
und 1987 sogar ein deutlicher Flückgang (vgl. Tab.7), seit 1989 wieder ein leichter
Anslieg.

Die Ergebnisse von Tab.6 verdeutlichen auch die enorme Expansion des Luftver-
kehrs, der jedoch an den gesamten Verkehrsleistungen nur ain6n gering€n Anteil
hat (1989: 2,4 %). Sie bestätigen aber auch erneut die überrag€nde Bedeutung
des lndividualverkehrs mit Kraftfahrzeugen. Dies wird zusätzlich dadurch unterstri-
chen, daß zwischen 1960 und 1990 im Durchschnitt jährlich 1,2 Mill. Führersch€ine
der Klasse 3 (Pkw) erteill wurden und daß sich z.B. 1990 die Gesamtfahrleistung
aller zugelassenen Personenkraftwagen auf über 400 Mrd. Kilometer (8a % aller
mit Krattfahrzeugen gefahrenen Kilometer) beliet.

17.4.2 Transporte im Güterverkehr

Beim Güterverkehr im früheren Bundesgebiet erwies sich in den vergangenen
Jahren - ebenso wie im Personenverkehr - die Straße als der bevorzugte
Verkehrsweg. Der Slraßengüterverkehr konnt€ sein€n Anteil an d€r gesamten
binnenländischen Verkehrsleislung (gemessen in Tonnenkilomeiern = Gewicht
der beförde(en Güter in Tonnen mal Entfernung in Kilometern) auf Kosten der
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Personenkilometarn im Jahr '1960 (Personenkilomeler sind die von den beförder-
ten Personen insgesamt zurückgelegten Kilometer).

Von den Verkehrsleistungen (gemessen in Personenkilomelern) entfielen 1989
rund 82 % auf den lndividualverkehr (mit Personen- und Kombinationskraftwagen,
Krafträdern und Mopeds) und 18 % aut den öffentlichen Verkehr der Eisenbahnen,
Buss€ und Straßenbahnen sowie der Flugzeugei 1960 setzten sich die Verkehrs-
leistungen zu 64 % aus lndividualverkehr und zu knapp 36 % aus öttentlichem
Verkehr zusammen.



Eisenbahnen (1989: 22,0 %) und der Binnenschilfahrt (1989: 1s,0 %) auf über die
Hälfte ausdehnen ('1989: 55,7 %). 1960 waren im Straßengüterverkehr 31 ,2 % der
Verkehrsleistungen erbracht worden, gegenüber 39,0% auf Eisenbahnen und

27,7 % auf Binnenschiifen.

Mißt man statt der Verkehrsleistung das sogenannte Verkehrsaufkommen, d. h. die

Menge der beförderten Güter (in Tonnen), hat der Straßenverkehr mit einem Anteil

von 81,7 % (1989) am gesamten Güterverkehr eine noch grÖßere Bedeutung. Auf

die Eisenbahnen entfielen in dieser Abgrenzung 9,5 % und auf die Binnenschiffahrt

7.1 L.
Hier wirkt sich vor allem die große Bedeutung des Straßengülernahverkehrs au§,

bei dem ein vergleichsweise hohes Gesamtaufkommen (1S89: 2 300 Mill. Tonnen

und damit 66,4 % der insgesamt belördeden Güter) über relativ kurze Strecken

transportiert wurde. lm Güternahverkehr können Lastkraftwagen auf einem dichten

Straßennetz flexibler eingesetzt werden als andere Transportmittel aul den ihnen

zugehörigen Verkehrsnetzen. Die Lastwagen entsprechen damit in besonderem

l,4aß den Transporterlordernissen im Nahbereich.

Bei den bisherigen Betrachtungen wurde jeweils nur der sogenannte binnenländi-

sche Verkehr im früheren Bundesgebiet einbezogen, d. h. der See§chitfsverkehr
wurde nicht berücksichtagt. Die Besonderheit des Güterverkehrs über See liegt

darin, daß ein vergleichsweise geringes Gesamtautkommen von Gütern in der

Regel über große Enlfernungen transportiert wird, Dadurch ergibt §ich in diesem

Tab. 8: Güterverkehr des früheren Bundesgebiets

Verkehrszweig 1960 1S89

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Beförderte
Güter

Tonnen-
kilometer

t4i .1 Mrd. tkm Milt. 1 i.4rd. tkm

Binnenländischer Verkehr
Eisenbahnen
Binnenschilfahrl
Straßenverkehr

Straßengüter-
nahverkehr

StraBengüler'
fernverkehr

Bohrfernleitungen
Luftuerkehf

SeeschiffahrP

343,s
171.4

315.4
234.8

6356
40

,9
,4

,3

,0

1 O9O,O1 21 ,81 2 3OO.O1 47 31

13,3
0,08

78.1

1 't 3,4
9,8
0,4

767,9

23.7
3,0
0,03

413,6
58,8

1,1

141,0

2 verkehrsbßlung€n üb€r dem 8!ndesg6biol sowie von und nach Berin (W€st)

3 §€€velkehr der Häien dss BundBsgeb€ts
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Verkehrszweig ein geringeres Verkehrsaufkommen als bei Eisenbahnen, in der
Binnenschitfahrt und im Straßenverkehr, aber eine weitaus höhere Verkehrslsi-
stung als in jedem anderen Verkehrszweig (vgl. Tab.8).

Langfristig war die Ausweitung von Verkehrsaufkommen und Verkehrsleistung in
d€n Bereichen Straßenverkehr, Luttuerkehr und Flohrfernleitungstransporte, also
d€n ,modernen", in diesem Jahrhundert entwickellen Verkehrsbereichen, weit
ausgeprägter als in den tradilionellen Verkehrszweigen Bahn, Binnen- und See.
schifiahrt.

Tab. 9: Güterverkehr der Verkehrsbetriebe und -kombinate der ehem. DDHl

Verkehrszweig2 1960 1989

Betörderte
Güter

Tonnen-
kilometer

Be,örderte
Güter

Tonnen-
kilometer

t\ri . t Mrd. tkm Mi[. t [,4rd. tkm

Binnen- und grenzüber-
schreitender Verkehr

Eisenbahnen3
Binnenschiffahn
Straßenverkehr

Straßengüter-
nahverkehr

Straßengüter-
lernverkehr

Rohrfernleitungen
Luttverkehr

Seeschitfahrt

237,8
12.6

32,9 339,3
20,4

59,0

263,4

6,9

0,0
1,4

0,0
10,5

7,0
4,3
0,t

1 Dl6 Angaben sind 6!s morhodi§chsn Gdnd€n nicht mt dsn Angaben tür däs tlnhda Bundssgebiot v6rgteichba.;
nsbosond€ß können E nzelwens nicht add Bn wsrd€n

2 Nachweis unabhengg vom Odder L6istungorbringung,
3 DoulschB Reichsbahn.

2

3,8 513.0

27,6

0,0
't 4,0

Die Entwicklung des Güterv€rkehrs der Verkehrsbetriebe und -kombinale auf dem
Gebiet der ehemaligen DDFI läßt durchaus Parallelen zum Güterverkehr des
lrüheren Bundesgebietes erkennen.

Das Güterverkehrsaufkommen nahm zwischen 1960 und 1989 um immerhin
82,4 % au|952,5 NIill. Tonnen zu. Zwar hatten alle Verkehrszr,veige Anteil an dieser
Zunahme, dennoch sind im Vergleich der Verkehrszweige deutliche Unierschiede
festzustellen.

So lag der Ant€il der Eisenbahn der ehemaligen DDH 1989 bei 35,6% des
Gesamt-Güterv€rkehrs. 1960 betrug dieser Anteil noch 45,5 %. Akzentuiert wird
diese Anteilsminderung unter Berücksichtigung der durch die Deutsche Reichs-
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bahn erbrachten anteiligen Verkehrsleistung: Sie verminderte sich von 64,9 % im
Jahr 1960 auf 33,7 % im Jahr 1989.

Demgegenüber vermindede sich der Anteil der Binnenschiffahrt der ehemaligen
DDB am gesamten Güteraufkommen zwischen 1960 und 1989 nur geringfügig von
2,4 '/" aul 2,1 a/o .

Wie im früheren Bundesgebiet war im Vergleich der betrachleten Zeitpunkte 1960
und 1989 auch in der ehemaligen DDR die Straße derjenige Verkehrszweig, der

den Großteil (1989: 56,8 %) des gesamten Güteraufkommens beförderte aber -
und dies im Gegensatz zum lrüheren Bundesgebiet - nur für einen Bruchteil (1989:

9,7 ?.) der erbrachten Gesamt-Verkehrsleistung der Verkehrsbetriebe und -kombi-

nate d6r ehemaligen DDR verantworllich war.

Die nach 1960 in Betrieb genommenen Rohrleitungen zum Transport flüssiger
Massengüter (Rohes Erdöl bzw. Mineralölprodukte) hatten'1989 einen Anteil von

4 % am gesamten Güteraufkommen. Der Gütertransport im Luftlrachtverkehr ist

nach Maßgabe des Anteils am Gesamtaufkommen bzw. der Verkehrsleistungen
sehr gering.

Überproportionale Zugewinne sind für die Handelsflolte der ehemaligen DDB
nachgewiesen: 1,5% (1960: 0,3%) des gesamten Güteraulkommens entspre-
chen 52,8 % (1960: 20,7 %) der Gesamt-Verkehrsleistung im Jahr 1989.

17.5 Energieverbrauch

1989 floß über ein Viertel der im früheren Bundesgebiet verbrauchten Endenergie

in den Verkehrsbereich (ohne Seeschiffahrt, vgl. 18.7). Von dieser Energiemenge,

rund 1 986 Petajoule (= 67,8 Mill. Tonnen Steinkohleeinheilen), wurden 87,4 7. im

Straßenverkehr, 8,6 % im Luftverkehr, 2,8 % im Schienenverkehr und 1,3 % in der

Binnenschiffahn verbraucht (vgl. Abb. '1).

lm Vergleich zur Verteilung der Beförderungsleistungen auf die einzelnen Ver-

kehrszweige (vgl. 17.4) liegt damit der Energieverbrauch der Eisenbahnen und

Binnenschitfe sehr viel niedriger als der von Kraftfahrzeugen und Flugzeugen. Den

Bemühungen, u. a. aus diesem Grund vor allem den Güterverkehr von der Straße

auf die Schienen- und Wasserwege zu verlagern, sind aber Grenzen gesetzt.

Neben den bereits erwähnten Vorteilen der größeren Flexibilität und Unabhängig-

keit im Straßenverkehr erscheinen Laslkraftwagen auch besser für den zuneh-

mend anfallenden Transport hochwertiger Güter geeignet als die vorwiegend auf

Massenguttransporte ausgerichteten Verkehrsmittel Eisenbahn und Binnenschiff

lm Verlauf der vergangenen drei Jahrzehnte hat sich der Energieverbrauch im
Verkehrsbereich insgesamt verdreifacht (vgl. Abb. 1). Die nahezu kontinuierlichen

Steigerungen wurden nur durch leichte Rückgänge 1974 und 1981 (zwei Jahre mit

überdurchschnittlichen Benzinpreissteigerungen) unterbrochen.



Abb. 'l : Endenergieverbrauch des Verkehrs im früheren Bundesgebiet
nach Verkehrsbereichen
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17.6 Verkehrsunfälle

Ein negativer Aspekt der deutschen Vereinigung ist die Entwicklung der Verkehrs-
sicherheit in den neuen Bundesländern. Dies spiegelt sich auch in der erslen
gesamtdeutschen Unlallbilanz wider. Aufgrund des enorm gestiegenen Verkehrs-
aufkommens auf schlechten Straßen in Verbindung mit einer riskanten Llmstellung
aut leistungsstarke Westfahrzeuge sind dort die Unfallzahlen 1990 dramatisch
angestiegen, während sie in den alten Bundesländern relativ konstant blieben.

lm Vereinten Deutschland wurden 1990 bei rund 389000 Skaßenverkehrsunrällen
mit Personenschaden (+ 3,2 % geqenüber dem Vorjahr) 11 046 Menschen getötet
(+ 13o/.) und fast 51'1 000 verletzt (+ 4,2"Ä). Die Unf allentwicklung vertief in

beiden Gebieten ledoch gegenläufig.

ln den alten Bundesländern ist die Zahl der Personenschadensunfälle um 1,0 o/.

auf rund 340 000 gefallen. '1990 wurden hier 7 906 Verkehrstote gezählt (- 1 ,1 %),
dies ist die niedrigste Zahl, die seit Bestehen der Statistik seit 1953 gezähll lvurde;
die Verlelztenzahl ist geringfügig um 0,3 % auf 448 000 gesunken.

Tab. 10: Straßenverkehrsunfälle

Gegenstand der
Nachweisung

Deutsch and Fdheres
Bundesgebiet

Geb et der
ehem. DDR

1S89 1990 198S 1S90 1989 1990

Polizeilich

erlaßle Unfälle

darunterl
LJnlälle mit

Perconenschaden

Verungiückte
geiötete Personen
Schweruerlet2le

Leichtverlelzte

1 997 797 2010 575

377 366 389 350 343 604 340 043 33 762 4S 307

I779

490 434

11 046

510 931

7 995
107 848

341 549

7 906
103 403

344 755

3 140

62 773

1 784

41 037

Aul dem Gebiet der ehemaligen DDB sind im Vereinigungsjahr die Unlalldaten
erschreckend hochgeschnelll. So sind die Unlälle mit Personenschaden um 46 7o

auf 49 307 gestiegen; die Zahl der getöteten Verkehrsteilnehmer ist sogar um 76 7.
aul 3 140 und die der Verletzten auf 62 773 (+ 53 %) angewachsen. Zieht man als
Kennzitfer für die Unfallschwere die Zahl der Getöteten je 1000 Unfälle mit
Personenschaden heran, so war diese mit 64 Getöteten je 1000 Unfälle in der
ehemaligen DDB fast dreimal so hoch wie im früheren Bundesgebiet (23).
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Besonders unfallgefährdet sind die jungen Fahranfänger im Alter a,/vischen '18 und
24 ,Jatuen. Sie stellen sowohl in den alten als auch in den neuen Bundesländern

ein Viertel der Verkehrstoten und ca. 28 7ö der Verletzten.

Abb. 2: Bei Straßenverkehrsunfällen Verunglückte 1990

im Irüheren Bundesgebiet
nach Altersjahren
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Tab. '1'1: Bei Straßenverkehrsunfällen Getötete 1990

Ort des Unfalls Getö1ete

lnsgesamt darunter

Fahrer und Mitlahrer von

molorisierlen Personen"
Zweirädern krallwagen

FußgängerFahr-
rädern

Anzahl

lnnerhalb
von Ortschaflen

darunter:
Kinder unte|l5 Jahren

Außerhalb
von Ortschatt€n

darunter:
Kinder unter 15 Jahren

lnnerhalb
von Ortschaften

darunterl
Kinder unter 15 Jahren

Außerhalb
von Ort§chaften

darunterl
Kinder unter 15 Jahren

lnnerhalb
von Ortschaften

darunter:
Kinder unler 15 Jahren

Außerhalb
von Ortschaften

darunter:
Kinder unter 15 Jahren

Deutschland

3 361 15

224 26

7 685 5

330 15

Fühercs Bundesgebiet

2205 t8

139 29

5 70r 6

216 t6

Gebiet det ehem, DDR

1156 11

85 22

1984 4

114 11

14

3

12

2

11

1

12

71

62

24

7

71

60

26

11

70

43

61

8

19

25

18

45

62

8

21

6

't3

4'l

60

I
't6

Von der veränderten Verkehrssitualion sind auch die Kinder in den neuen Länd€rn
betroffen; die Zahl der getöteten Kinder stieg hier innerhalb eines Jahres von 1 '16

im Jahre 1989 um 72 % aul 199 im Jahr 1990 an.

lm früheren Bundesgebiet hat die Zahl der Getöteten mit 355 (- 8,5 %) dagegen
1990 einen neuen Tiefststand erreicht; das sind sechsmal weniger als beim
Höchststand 1970 (2 167).
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ln den allen und auch in den neuen Bundesländern ereignelen sich '1990 ca.65 %

der Un,älle mit Personenschaden innerhalb von Ortschatlen. Aufgrund der VeF

kehrsdichte und dem häuligen Auftreten der ungeschülzten Verkehrsteilnehmer isl

die Gefährdung auf innerörtlichen Straßen besonders hoch. '1990 waren über 70 %
der hier Getötelen als Fußgänger oder zweiradfahrer unterwegs, dagegen nur
etwa jeder vierte im Personenkraftwagen. Aul den Außerortsstraßen ist diese
Relation genau umgekehrt.

Gegenüber 1989 hat sich die Zahl der Personenschadensunlälle und der Gelöte-
ten aul den Autobahnen Osldeutschlands mehr als verdoppelt. Aber auch in den
alten Ländern setzte sich die Entwicklung der letzten Jahre fort: Hier wurden
überdurchschnittliche Steigerungsraten aul Autobahnen ermittelt ('15 o/o bzw.
20 o/o), während in den anderen Orlslagen Rückgänge zu verzeichnen waren, Dies
könnte für eine Begrenzung der Höchstgeschwindigkeit auf Autobahnen sprechen.

Auffällig ist, daß in den allen Bundesländern anteilsmäßig mehr Fladfahrer, in den
neuan Ländern dagegen mehr Benutzer von Motorzweirädern verunglücken.
Besonders betroffen vom Anstieg der Verunglücktenzahlen in der ehemaligen
DDFI waren - u. a. auch aufgrund gestiegener Fahrleistungen und Beslände - die
Pkw-Benulzer. Bei ihnen verdreilachle sich fast die Zahl der Getöleten von 601 auf
1698, aber auch in den alten Bundesländern war der Anstieg der getöteten Pkw-
Benulzet um 4,7 "/" auf 4 558 überproponional hoch,

Als Hauptunfallursachen werden seit Jahren in beiden Gebieten die ,,nicht ang€-
paßte Geschwindigkeit" und die lvlißachtung der,,Vorfahn" festgestellt. ln§beson.

dere bei schweren Unfällen spielt auch der,,Alkoholeinfluß" eine bed€utende
Rolle. Trotz absoluten Alkoholverbotes am Steuer sind in der ehemaligen DDFI

1990 starka Ansliege beiden Alkoholunfällen zu verzeichnen, während die Zahlen
in den allen Ländern seit Jahren konstant bleiben. Fast i€dar fÜnfte Verkehrstote
wurde Opler eines Alkoholunfalles. Allerdings ist die Unfallschwere in den östlichen

Ländern mit 96 Getöteten je 1 000 Alkoholunfällen mit Personenschaden mehr als

doppelt so hoch wie in den ',vestlichen Ländern mit 43 Getöteten.
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18 Energie und Rohstoffe

1 8.1 Energieverbrauch im Meinungsstreit

Vermehrter Energieeinsatz ist eine der wichtigsten Begleiterscheinungen des
technaschen Fortschritts und hal entscheidend zur Arbeitserleichterung, zur Sleige-
rung der Produktivität und zu erhöhtem materiellen Wohlstand beigekagen. Erkauft
werden diese Annehmlichkeiten u.a. durch raschen Abbau der Ressourcen und
erhebliche Umweltbelastungen. Zielkonflikte zwischen dem Ausbau der Energie-
versorgung und der Sicherung der zukünftigen Verfügba*eit von Energie sowie
den Bemühungen zum Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen sind unaus-
weichlich und bestimmen immer mehr die öftentliche Diskussion. Vor diesem
Hintergrund erscheint es angebracht, die Bedeutung der Energie- und Flohstoff-

',/virtschaft und des Umweltschutzes (vgl. Kap. 19) statistisch zu quantifizieren und
damit zu einer objektiveren Abwägung der Argumente beizutragen.

Da bisher nur wenige vergleichbare Energie- und Rohstotfdaten tür das Gebiet der
ehemaligen DDFI vorliegen, beziehen sich die Ausführungen dieses Kapitels fast
ausschließlich auf das frühere Bundesgebiet.

1 8.2 Entwicklung des Energieverbrauchs

Zur Messung des Energieverbrauchs lassen sich zwei verschiedene Größen
heranziehen: zum einen der Primärenergieverbrauch, der die aus der Natur
gewonnenen Energiemengen angibt; zum anderen der Endenergieverbrauch, der
den Verbrauch bei den Endabnehmern (im wesentlichen lndustrie, Verkehr, Haus-
halte) angibt. Eine Unterscheidung beider Größen ist vor allem deshalb notwendig,
weil die Primärenergieträger im Bohzustand meist nicht unmittelbar lür Ver-
brauchszwecke nutzbar sind (2. B. kann man ein Auto nicht mit Rohö|, sondern nur
mit Benzin oder Dieselkraftstoff betreiben) und daher eine Umwandlung durchge-
führt werden muß. bei der Energieverluste entstehen.

Das vereinfachte Schema der Energiebilanz verdeutlichl die Zusammenhänge:

Pimärenergieverbftuch

- Nichtenergetischer Verbrauch (2. B. Verwendung als Bohstofl für die Kunst-
stofferzeugung)

- Verbrauch im Energiesektor

- Umwandlungsverluste

= Endenergievebrcuch.
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Tab. 'l: Entwicklung des Energieverbrauchs im früheren Bundesgebiet
in Petajoulel

Jahr Primärenergie- Endenergie'
verbrauch verbrauch

Primärenergie- Endenergie.
veörauch verbrauch

Jahr

1950
1960
1970
1971
1972
1973
1974
1975
1976
1977
1978

3 971
6 199
I 870
I 948

10 383
11 092
10 723
10 191

10 853
10 912
11 40'l

2 541
4 270
6 751
6 761
7 034
7 442
7 139
6 859
7 293
7 305
7 605

1979
1980
1981

1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1989

t1964
11 436
10 964
10 596
10 689
11022
11244
rl338
lt 373
11 425
11219

7 892
7 529
7 221
6 888
6 916
7 194
7 389

7 438

1 I P.laloulo= 1O'5Joul6.

Ouelle: Aö6ilsg€meins.han Energi6bilanzen, Enorgi6bilanzen dsr Bundesrspublik Dsuischland.

Seit 1950 hat sich im früheren Bundesgebiet sowohl der Primär- als auch der
Endenergieverbrauch etwa verdreifacht. Die Oitferenz zwischen beiden Größen lag
1989 bei rund 36 %.

Zwischen 1950 und 1973, dem Jahr der ersten Ölpreiskrise, stieg der Energiever
brauch kontinuierlich an. Die jährlichen Zuwachsraten (bezogen aul den Primär-
energieverbrauch) lagen im Durchschnitt bei 4,5 o/o. Seilher ist die Autwädsent-
wicklung mehrmals unterbrochen worden. Nach einem Bückgang bis 1975 erhöhte
sich der Energieverbrauch wieder und erreichte 1979 seinen bisherigen Höchst-
stand. Die enormen Preisschübe beim Rohöl zu Beginn der 80er Jahre (vgl. 18.8)
gingen mil einem nachlassenden Energieverbrauch einher. Von 1983 bis 1988
stieg er wieder kontinuierlich an, 1989 war er jedoch leicht rückläulig.

1 8.3 Energieverbrauch und Wirtschaftsentwicklung

Beim Meinungsstreit um den Ausbau der Energieversorgung geht es u. a, um die
Frage, ob ein weiteres Anwachsen des Energieverbrauchs eine notwendige Bedin-
gung künftigen Winschaftswachstums ist. Belürworter dieser These verweisen auf

den Gleichschritt zwischen der Entwicklung des Primärenergieverbrauchs und des
realen Bruttosozialprodukts, d€r bis 1973 zu beobachten war.

Die Auswiftungen der ersten Ölpreiskrise haben dies€ Entwicklung abrupt unter-
brochen. Der Primärenergieverbrauch ging seinerzeit wesentlich stärker zurück als

390



Abb.'1: Wirtschaftswachstum und Steigerung des Primärenergieverbrauchs
im früheren Bundesgebiet (1970 = 100)

das Bruttosozialprodukt. ln diesem Zusammenhang wurde bereits von einer Lok-
kerung der Abhängigkeit (,,Entkoppelung") zwischen Wirlschaflswachstum und
Energieverbrauch gesprochen. ln den nachfolgenden Jahren kehrte die Entwick-
lung von Bruttosozialprodukt und Primärenergieverbrauch teilweise zum Gleich-
schritt zurück, lief aber in einigen Jahren auch wieder auseinander. Es bleibt
abzuwarlen, ob auf längere Sicht jene Stimmen recht behalten werden, die es
durchaus für möglich hallen, daß der Einsatz energiesparender Technologien dazu
Iührt, Wirtschaftswachstum bei stagnierendem oder gar rückläufigem Energiever-
brauch zu erreichen.

18.4 Primärenergieverbrauch im Ländervergleich

ln den lndustrieländern bestimmen die kommerziellen Energieträger (Kohle, Mine-
ralö1, Gas, Kernenergie und Wasserkraft) das Bild. Hauptenergiequelle der Dritten
Welt ist dagegen eine Kombination kommerzieller und nich!kommerzieller Brenn-
stofle: Brennholz und Holzkohle, tierische und pllanzliche Abfallprodukte. Rund 2,5
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Tab. 2: Primärenergieverbrauch im internationalen Vergleich 1990

Land ie Einwohner' 
in toel

Anteil€ der Energieträger

Kohle [rineraldl Gas Kern-
energie

Wasser-
kratt

Eurcpa

Deutschland2
Ehem, DDR

Belgien und
Luxemburg

Dän6mark
Finnland
Frankr€ich
Griechenland
Großbritannien und

Nordirland
lrland
llalien
Niederlande
Norw6gen
Östeneich
Portugal
Schweden
Schweiz
ehem. Sowjetunion
Spanien

Atrika

Ameika
Kanada
Vereinigte Staaten

Asien
China3
lndonesien
Japan
Korea, Flepublik
l,Ialaysia
Philippinen
Singapur
Taiwan

Au stralien u nd Oze an i en
Australien
Neuseeland

4,438
4,441

36,8
18,5

15,5
8,5

s,6
0,5

1,1

0,1
36,I

4

5,107
3,139
4,765
3,637
2,347

3,709
2,244
2,711
5,015
7,974
3,630
1,239
6,063
4.338
4,641
2.304

0,350

8,970
7,918

5,367
4,932

76,6
8,0

17,2
27,9

3,0

0,0
26,6

18,S
33,1
13,9

35.6

46,'l
55,0
46,0
43,3
6't,4

15,9
't 1,9
9,7

12,2
0,4

18,9
0.0

19,0
29,8

0,0

0,2
0,0

11,4
5,5

30,4

10,'t
12,0

1,8
12,8
6,3

1,4
20,5

23,1
17,3
25,4

0,0
18,3
0,0
1,2
4,6

42,2

14,6

16,8
70,4
56,2
52,8

84.6
100

54,4

43,3
10,2

34,3
28,3

18,1

24,7
0,0
0,0

4,4
36,7

39,1
54,3

46,0
27,4
39,2
87,3
29,6
45,4

41,8

6,7
0,0
0,0
't 

,'1

0,0
0,0
0,0

31,2

12,7

1,2

0,7

5,0
0,0

70,8

6,3
34,9
28,0

4,2
6,3

8,8

12,1
24,1

31,3
39,5

23,0
24,8

6,9 26,7

0,606
0,242
3,533
2,098
1 ,108
0,219
7,244
2,335

1,9
17,5
10,4

37,6
0,0
0,0
2,7

0,0
0,0

11,2
14,4
0,0
0,0
0.0

13,1

4,7
4,1
Äq
1,7
6,1

9,6
0,0

I 1 Tonn6 Öläquival€nüoe = 10e Kabnan b2w.7,33 Bdr6lFohö|.
2 Sundssrepublik OsLnschlsnd nach d€m G€bislssland abdem 9.10. 1990.



l\.4rd. Menschen - knapp die Hältte der Weltbevölkerung - sind aul diese Energie-
käger angewiesen. Weltweit betrachtet ist Holz die wichtigste Energiequelle, da die
m6isten Menschen damit ihren täglichen Energiebedarf decken.

1990 betrug der kommerzielle Weltprimärenergieverbrauch 8033,3 Mill.toe (die

äquivalente Tonne Öl ist eine theoretische Berechnungseinheit). Die beiden Haupt-
verbraucher waren die Vereinigten Staaten (24,6 %) und die ehem. Sowjetunion
(16,7%). Den höchsten Pro-Kopf-Verbrauch wies Kanada aul (8,97 toeiEinw.),
gelolgt von Norwegen (7,97 to€/Einw.) und den Vereinigten Staaten (7,92 toe/
Einw.). lm Gegensatz dazu lag der Pro-Kopf-Verbrauch in Atrika bei nur 0,35 toe/
Einw.

V€rfügbarkeit und Preisniveau der Energieträger prägen auch deren Bedeutung,
d.h. ahren Beitrag zum gesamten Energieverbrauch. Dies wird beispielsweise
deutlach an den hohen Anteilen der Energie aus Wasserkraft in NoMegen, Schwe-
den, Österreich, der Schweiz und Kanada oder der großen Bedeutung von Kohle in

China (ohne Taiwan), Australien, der Türkei und in Deutschland (darunter insbe-
sondere in den neuen Bundesländern).

18.5 Rohstoffgewinnung

Die Bundesrepublik Deutschland vedügt nur über sehr geringe Rohstoffuorkom-
men. Ausnahmen bilden lediglich die ergiebigen Lagerstätten von Salz, Steinkohle
und Braunkohle. Bei der Versorgung mit allen übrigen Fohstoflen und Energieträ-
gern ist die Bundesrepublik weitgehend auf Einfuhren angewiesen.

'1990 wurden im früheren Bundesgebiet 70,2 Mill. Tonnen Steinkohle und '107,6

Mill, Tonnen Braunkohle gelörderl. Steinkohle ist der einzige Energieträger, den
die Bundesrepublik Deutschland in erwähnenswertem Umfang exportiert. Die
Ausfuhr belief sich 1990 auf 5,1 Mill. Tonnen.

Tab.3: Gewinnung wichtiger Rohstotfe im früheren Bundesgebiet 1990

Rohstoff Förderung

Mi[.1 Petaloule

Braunkohle
Sleinkohle
Erdöl
Erdgas

'107,6

70,2
3,6

14,7'

883
2 085

154
517

l l Peratou e = lOisJoule
2 Mrd m3, Hoizwert = 35 169 kJh3



ln geringen l\rengen verfügen die alten Bundesländer auch über eigene Erdöl- und
Erdgasvorkommen. Sie belinden sich hauptsächlich im Norddeutschen Tiefland.
lnsgesamt belief sich die Erdölförderung im früher€n Bundesgebiet 1990 auf 3,6
Mill. Tonnen. Der Anteil an der gasamten verfügbaren Rohölmenge betrug rund
5 %. Einen größeren Beikag zur Energaeversorgung der Bundesrepublik als die
inländische Erdölförderung leistet die heimische Erdgasgewinnung. Sie erreichte
1990 ein Volumen von knapp '15 Mrd. Kubikmeter.

18.6 Energieträger

Der in den 50er und 60er Jahren stark gewachsene Energiebedarf wurde überwie-
gend durch den lmport von lirineralöl gedeckt, das sich seinerzeit gegenüber d€n
heimischen Energieträgern Braunkohle und Steinkohle als koslengünstiger erwies.
Bei mengenmäßig etwa gleichbleibendem Einsatz von Kohle stieg der Mineralöl'
verbrauch von 1950 bis 1980 fasl auf das Dreißigrache. Hierdurch hat sich die
Bedeutung der einzelnen Energieträger für die Energieversorgung der Bundesre-

Abb. 2: Primärenergieverbrauch nach lnlands- und Einluhrenergie
im früheren Bundesgebiet
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Abb. 3: Bedeutung der Energieträger beim Endenergieverbrauch
im früheren Bundesgebiet
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Quelle: Arbo tsgemeinschaft Enersieb lanzen, Energreb lanzen der Aundesreplb k Deuleh and

publik Deulschland erheblich verändert. 1950 hatte die Kohle noch einen Anleilvon
88 o/., 1980 nur noch von knapp 30% an der gesamten Energieerzeugung,
während auf Mineralölfast die Hälfe entfiel.

Tab. 4: Primärenergieverbrauch nach Energieträgern
im früheren Bundesgebiet

Jahr Steinkohle Braunkohle lvlineralöl Naturgase Kernenergie Sonstige

Peta-
jou e "/o

Peta-
joule '/.

Peta-
joule '/.

Peta-
joule %

Peta-
joule

Peta-
'/" joule '/.

1950
1S60
1970
1980
1985
'1s86

1S87
1S88
'l s89

2 893
3 760
2 839
2 259

2215
2 189
2 150

856
896

1 149
1 057

970
914

952

'10,

8,
8,
8,
8,

0,6
3,7

10,7
10,0
10,8
12,0
12,6

244
245
28S
274

309
313
288
271

7,2
4,0

2,8
2,5

60.7

19.8
20,6
20,1
'19,5

15,2 185
13,8 1 301

3
32

543
887

736
913
85s
94s

0,1
0,5
5,5

16,5
15,5
15,3
16,8
16,2
17,3

05
44
04
14
54

21,O
53,1
47,6
41,4
43,3
42.1
42.0
40.0

443
671
911
785
793
489

6;
420
206
134
233

412

Ouele Arbeirsgemeins.hail Energieblanzen Enerqiebrlanzen der Burdesrepubik OBUlschand
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Tab. 5: Endenergieverbrauch nach Energieträgern im früheren Bundesgebiet

Jahr Feste
Brennslotfe

Kraft-
stoffe

Fern-
wärmeHeizöl Gas Strom

Peta'
loule

Peta-
joule '/"

Pela-
joule %

Peta-
joule %

Peta-
joule %

Peta-
joule %

1950
1S60
1970
1S80
1985
1986
1987
1988
1989

2041
2 398
1 356

7S6
822
721
672
664
660

80,3
56,2
20,1
10.6
11,1
9,6
9,0
9,0

122
340
718

1 115
1 230
1 242
1 271
1 290
1 320

12
34

127
163
'191

188
201
184
142

1't2 4,4 16 0,6
475 11,1 547 12,8

1 197 17,8 2586 38,4

4,8
8,0

10,6
14,8
16,7
16,5
16,9
17,3
18.3

0.5
0,8
1,9

2,6

2.5
2,5

235 9,3
471 11,0
759 11,3

736 23,
806 24,
904 25,
966 26,
047 27,
094 29,

12
41
31
11
51
01

432 19,0
533 20,7
509 20,0
634 21 ,7
588 2'1,4
630 22.6

283 30,3
797 24,3
959 26,0
77't 23,5
658 22,3
329 18,4

Ou€lle: Aöeitsgemeinschafi Erergi6bilanzen. Energiebilaolen der Bundesr€pübk D6uts.händ.

Allerdings haben die slarken Ölpreiserhöhungen und die Furcht vor wachsend€r
Abhängigkeit von den Öllieferanten Ende der TOer und zu Beginn der 80er Jahre
eine Rückbesinnung auf die heimischen Energiequellen bewirkt. Der Anleil von
Mineralöl am gesamten Energieverbrauch belief sich '1989 aul rund 40 %.
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Nennenswerte Steigerungen verzeichnet die Kernenergie, die aus 26 in Betrieb
befindlichen Kernkraft',/verken mittlerweile rund 13 % des Energiebedarfs deckt. An

der Elektrizitätserzeugung im früheren Bundesgebiet hatle die Kernenergie im Jahr
'1989 einen Anteil von rund 34 %.

Bei den Endabnehmern wirkt sich die geänderte Bedeutung der Energieträger
insbesondere in nachlassend€m lleizölverbrauch, aber wachsender Nachfrage
nach Gas, Strom und Kraflslotf aus (vgl. Abb.3).

1 8.7 Energieverbraucher

Der Energiebedarf der drei Verbrauchergruppen lndustrie, Verkehr, Haushalte
(einschl. Kleinverbraucheo hat sich in der Vergangenheit unterschiedlich entwik-

Abb. 4: Verbraucher von Endenergie im lrüheren Bundesgebiet
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kelt. Während 1950 noch die lndustrie mit einem Anteil von rund 46 o/o Haupiab-
nehmer von Endenergie war und Haushalte und Kleinverbraucher nur mit 37 o/o am
Endverbrauch partizipierten, hat sich das Verhältnis mittlen,eila umgekehrt.

Bei ejner Zunahme des gesamten Endenergieverbrauchs zwischen 1950 und
1989 um 184 o/o betrug die entsprechende Wachstumsrate beider lndustrie 96 7",
bei Haushalten und Kleinverbrauchern 225'/o und beim Verkehr 355%. Die
Ursachen lür diese unterschiedliche Entwicklung liegen insbesond€re in der
zunehmenden Ausstattung der privaten Haushalte mil el€ktrischen Haushaltsge-
räten (vgl. 4.7), gewachsenen Verkehrsleistungen (vgl- Kap. 17) und relativ spar-
samerem Energieeinsatz im Flahmen der lndustrieproduktion.

18.8 Energiepreise

Kein anderer Teilbereich im Preisindex für die Lebenshaltung hatte in den 70er
Jahren bis Mitte der 80er Jahre ähnlich starke Preissteigerungen aufzu,ryeisen wie

Abb. 5: Energiepreisentwicklung (ohne Kraftstoffe) im früheren Bundesgebiet

0 98s = 100)

Lebenshaltung

/ Energie
(ohne Kraftstotfe)
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Tab. 6: Einfuhr von rohem Erdöl nach Preis und Menge
im früheren Bundesgebiet

Jahr L4ill. DM 1000 t DM je t Jahr lilill. DM 1000 t DM je t

1970
197'1

1972
1973
197 4
1975
1976
1977
1978
1979
1980

5 938
7 679
7 411
I 083

22 956
19 718

23 537
19 970
29 895
44 168

49107
44 712
37 771

41 663
39 918
16 951
16 017
14 830
11 046
20 195

79 247
72 542

66 934
64 '1 93
66 569
63 840
72 037

72 400

620

579

255

206

98
100
102
1'10

102
88

94
't 07
96

786
230
600
493

414
669
290

355
876

77
72
82

244
244
212
279
456

1981
1982
1983
1984
1985
1986
1987
1988
1989
1990

die Warengruppe,,Energie". ln dieser Entwicklung kommen die Preisschübe auf
den internationalen Flohölmärkten und ihre Folgewirkungen zum Ausdruck. Der
Preis je eingeführte Tonne Bohöl ist von 60 DM im Jahre 1970 auf 622 DM im

Jahre 1985 gestiegen, also auf mehr als das Zehnfache. 1990 lag der RohÖlpreis

bei 279 DlVl je Tonne und damit ebenso hoch wie zu Beginn der zweilen Ölkrise
Ende der 70er Jahre (v91. Tab,6).

Tab. 7: Einfuhr von rohem Erdöl aus den wichtigsten Förderländern
im früheren Bundesgebiet

Land 1976 19901

1000r 1000 t D[4 je t

Großbritannien u. Nordirland
Libyen
ehem. Sowjelunion
Norwegen
Algerien
Venezuela
Saudi-Arabien
Nigeria
lran
Angola

690
21 118

3 324
1 130

10 506
't 400

18 773
I 085

18 018
21

14 874
11 493
5 626
6 603
3 486
4 577
6 009
6127
2745
1 073

246
254
30s
311

242
258
307
229

1 Vonäuiig€ EEebnsse



Preisunterschiede bei den einzelnen Förderländern haben neben anderen Ursa-
chen (2, B. neue Funde) zu einer Anderung der Rangfolge der Lieleranten geführt
(vgl. Tab.7). 1976 stammten noch über 90 "/. der bundesdeutschen Ölimporte aus
OPEC-Staalen, 1990 nur noch 52 %. Demgegenüber erhöhle sich im gleichen
Zeitraum der entsprechende Anteil d6s Nordseeöls von rund 1 % aul 30 %. Die
wichtigsten Länder, aus denen das frühere Bundesgebiet Mineralöl bezog, waren
1990 Großbrilannien und Nordirland, Libyen und Norwegen.

Abb.6: Entwicklung der Leistungsbilanz im früheren Bundesgebiet

DM
Saldo der Handelsbilanz

, - / Saldo der Leistungsbilanz

Die Schwankungen des Ölpreises haben nicht nur gravierende Auswirkungen aul
die Kostenrechnung der Unternehmen und das Portemonnaie der privat€n Haus-
halte, sondern auch auf die Leistungsbilanz der Bundesrepublik Deutschland (vgl.
Abb. 6). Der drastische Preisanstaeg für eingeführte Energie war eine der wesentli-
chen Ursachen dafür, daß die deutsche Leistungsbilanz in den Jahren 1979 bis
1981 in ein zeitweilig hohes Defizit geraten war. Mit dem Ölpreisrückgang (vgl.
Abb. 7) in den letzten Jahren hat sie sich umgekehn erheblich aktiviert.
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Abb. 7: Entwicklung des Ölpreisdurchschnittswedes
im früheren Bundesgebiet
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19 Umweltbelastung und Umweltschutz

19.1 Umweltgefährdung als Herausforderung

Zunehmende Umweltbelastungen als Folge der industriellen und technischen

Entwicklung haben Natur- und Umweltschutz in den vergangenen Jahren mehr

öff€ntlicher Aufmerksamkeit verschattt als andere Politikbereiche. Persönlich

€rlahrene Umlyeltschädigungen, wie Lärmbelästigung, Luft- und Wasserver-

schmutzung, aber auch die Aufklärungsarbeit der Umweltschutzverbänd€ und der

M6dien, insbesondere über das Waldslerben, die Veränderung der Erdatmosphäre

und di6 Umwelt belastende Unfäll€, führten in weiten Bevölkerungskreis€n zu

einem geschärtten Bewußtsein für die Gefährdung der nalürlichen Lebensgrundlä-
gen. Zugleich ist das Engagament für die Ziele des Umweltschutzes gewachsen.

Die Bundesregierung trug dieser Ent'r/icklung bereits 1971 mit dem Umweltpro-
gramm Rechnung, in dem sie der Umr4eltpolitik den gleichen Rang einräumte wie

anderen großen ötfentlichen Aufgaben. Die Einrichtung des Umweltbundesamtes

und des Sachverständigenrats lür Umweltfragen haben in den 70er Jahren weitere

Voraussetzungen lür eine aktive Umweltpolilik ge§chatfen. Daneben wurde eine

Beihe wichtiger Rechlsvorschriften zum Schutz der Umwelt erlassen, wie z.B das

Bundes-lmmissionsschutzgeselz, das Abwasserabgabengesetz und das Abfallge-

setz- Das Bundesminislerium lür Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit

wurde '1987 eingerichtet. Neuerdings wird diskutiert, ob der Umweltschutz als

Staatsziel in das Grundgesetz aulgenommen werden soll.

Eine erfolgreiche Umweltpolitik benötigt als Basismalerial umlassende und gesi-

cherte Daten zur Beurteilung der Umweltverhältnisse. Die Ursachenforschung und

die Datensammlung nehmen bereits beträchtliche Ausmaße an, obgleich noch

immer Lücken vorhanden sind. Gerade auch im Hinblick auf die gravierenden

Umwellprobleme in den neuen Bundesländern sind verläßliche Dalen unabding-

bar. Das Statistische Bundesamt lührt seit 1975 in mehrjährigen Abständen

Statistiken über Wasserversorgung, Abwasser- und Ablallbeseitigung durch, Seit

1982 gab der Bundesminister für Ernährung, Landwirtschatt und Forsten jährlich

eine Waldschadenserhebung in Auttrag. Über andere umweltralevante Teilberei-

che, wie Lärmbelästigung und Luttverschmutzung, liegen im wesenllichen einige

Daten aus dem natuMissenschattlich-technischen Bereich vor, so etwa l\4eßergeb-

nisse, Beobachtungsreihen u.ä., sowie die Ergebnisse aus Meinungsumlragen,

di€ das subjektive Emplinden zur Umweltbelastung widerspiegeln, Darüb€r hinaus

sind seil kurzem Bestrebungen im Statistischen Bundesamt im Gange, im Rahmen

der Um,,yeltökonomischen Gesamtrechnungen 6in Gesamtbild des Zustandss der

Umwelt und seiner Veränderungen sowie der viellältigen Zusammenhänge zwr-
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schen Ökonomie und Umwelt zu erstellen. Nachfolgend können allerdings nur
ausgewählle umweltrelevante Themen behandelt werden.

19.2 Abfälle

Abfälle, die sichtbaren Zeichen der ,,Wegwerlgesellschaft", stellen lrotz aller
Bemühungen und Erfolge um Wiederverwendung ein beachtliches Umweltproblem
dar. Dabei ergibt sich die Gefährdung der Umwelt und der menschlichen Gesund-
heit weniger aus den gewaltigen Müllbergen als aus der Zusammensetzung der
Abfälle.

lm früheren Bundesgebiet sind 1987 insgesamt 243 Mill. Tonnen Abfälle angefal-
len. Etlva 90 o/o der Abfälle entstehen im Produzierenden Gewerbe. Läßt man
Bauschutt und Bodenaushub (108 lvlill. Tonnen), den im Bergbau entstehenden
Abraum (70 l.4ill. Tonnen), die Schlämme aus der Abwasserreinigung (1,6 Miil,
Tonnen Trockensubstanz) sowie die hausmüllähnlichen Abfälle der lndustriebe-
triebe, wie z. B. Kantinenabfälle (6 Mill. Tonnen), außer acht, kommt man auf eine
im Produktionsprozeß anfallende Abfallmenge von rund 34 Mill. Tonnen. Die mit
Abstand großten Ablallproduzenten im Verarbeilenden Gewerbe waren '1987 die
Chemische lndustrie mit 8,1 lvlill. Tonnen und die Eisenschaffende lndustrie mil 4,7
lvlill. Tonnen produktionsspezif ischen Abfällen.

Mit 20 l\,4ill. Tonnen oder 8.2 o/. der gesamten Abfallmenge von '1987 trugen die
privaten Haushalte, das Kleingewerbe und der Dienstleistungsbereich zur Abfall-
entstehung bei. Pro Kopf der Bevölkerung fiel eine Müllmenge von etwa 375
Kilogramm im Jahr an. Außerdem wurden 1987 zusammen 2,3 Mill. Tonnen
(38 Kilogramm pro Kopf) verwertbare Ablälle vom übrigen Hausmüll getrennt
gesammelt, darunter alleine 1,7 l\.4ill. Tonnen Altglas und Altpapier. 68000 Tonnen
schadstofihaltige Abfälle wurden bei Schadstotfmobilen und ähnlichen Einrichtun-
gen abgegeben.

Wegen ihres spezilischen Charakters werden die Abfälle der Krankenhäuser in der
Statistik gesondert ausgewiesen. 1987 kam aus diesem Bereich eine Abfallmenge
von 947000 Tonnen. Ein Fünftel (198000 Tonnen) entstand unmittelbar im
Zusammenhang mit der medizinischen Betreuung.

Die im Bereich der öflentlichen Hand anfallenden Abfallmengen (2.8. bei der
Straßenreinigung oder in Kläranlagen) summierten sich 1987 auf 3 Mill. Tonnen.

Einer besonderen Überwachung unterliegen die sogenannten Sonderablälle, die
nach Art, Beschalfenheit oder Menge in besonderem Maße gesundheits-, luft- oder
wassergefährdend, explosibel bzw. brennbar sind. lhre Gesamtmenge betrug 1987
nach den damals geltenden abfallrechtlichen Bestimmungen 2,2 Mill. Tonnen.
1990 wurde durch neue Verordnungen der Begritf dieser ,,besonders überwa-
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chungsbedürttigen Abfälle" neu definiert und dadurch auf zahlreiche weitere
Abfallarten ausgedehnt. Hätten die neuen Regelungen schon 1987 gegolten, so
wären ca. 10 Mill. Tonnen als Sonderabfälle eingestutt worden.

Hausmüll und ähnliche Gewerbeablälle sowie Bauschutt und Bodenaushub wer-
den größtenteils von den Abfallbeseitigungsanlagen der öffentlichen Hand aufge-
nommen, während die produktionsspezifischen Abfälle über'/yiegend von eigenen
Einrichlungen der lndustrie entsorgt werden. An die im Jahre 1987 von der
öffentlichen Hand betriebenen 3 082 Deponien, 47 Abfallverbrennungsanlagen, 60
Kompostierungsanlagen sowie 31 sonstigen Anlagen {2. B. chemische und physi-

kalische Behandlungsanlagen, Sortier und Recyclinganlagen) wurden insgesaml
95,6 Mill. Tonnen Abfälle geliefert.

Tab. '1: Abfallentsorgung durch die öffentliche Hand
im lrüheren Bundesgebiet

Abfallart 1980 1982 1984 1987

Mi . t

lnsgesamt

darunter:

Hausmüll, hausmüllähnliche Gewerbeabf älle,
einschließlich Sperrmüll, Straßenkehricht,
Marktabfälle

Bauschutt, Bodenaushub

Abtälle aus der Produktion
ohre Bauschutt und Bodenaushub

80,6 77,6 82,3 95,6

31,7

44,2

29,6

46,5

31,3

57,0

.82a

,8

4,0 5,3 5,3 6,4

Die lndustrie verfügte 1987 u.a. über rund 1100 bekiebseigene Deponien und
etwa 80 betriebseigene Abfallverbrennungsanlagen im engeren Sinne. Außerdem
,,/vurden Abfälle auch in fast 2000 weiteren Feuerungsanlagen der lndustrie ver-
brannt, die überwiegend der Energieerzeugung dient€n. lnsgesamt wurden 97 Mill.
Tonnen Abfälle in den betriebseigenen Anlagen entsorgt, darunter 68 Mill. Tonnen
Bergematerial aus dem Bergbau, '15,8 l\rill. Tonnen produktionsspezifische Abfälle
und 31 3 000 Tonnen industrielle Sonderabf älle.

Die 269 gewerblich betriebenen Anlagen der Entsorgungswirtschatt haben 1987
mit 5,7 Mill. Tonnen zur Entsorgung beigetragen, darunter auch 4'12000 Tonnen
Sonderablälle und 1.4 [,1ill. Tonnen weiterer industrieller Produktionsabfälle.
Außerdem wurden etwa 3.8 Mill. Tonnen Bauschutl und Bodenaushub in diesen
Anlagen deponiert.

404



19.3 Wassergewinnung und Abwasserbeseitigung

Häusliche und industrielle Abwässer belaslen in hohem Maße die Flüsse und Seen
des Bundesgebietes. Gefährdet wird hierdurch nicht nur das Oberflächenwasser,
sondern auch das Grundwasser, das insbesondere der Trinkwasserversorgung
dient.

1987 wurden im früheren Bundesgebiet der Natur rund 45 lvlrd. Kubikmeter
Wasser entnommen; entsprechend hoch war die Abwassermenge. Den größten
Teil des Wassers brauchen die Wärmekrattwerke für die öfientliche Versorgung,
die es überwiegend als Kühlwasser wieder ableiten. Am gesamten Abwasser
machte der Kühlwasseranteil 1987 77 a/" aus, produktionsspezifische Abwässer
trugen mit 4 % bei und '19 % bestanden aus sonstigem Abwasser, Fast ein Viertel
der Abwassermenge (mehr als '10 Mrd. Kubikmeter) wurde mechanisch, biolo-
gisch, chemisch oder chemisch-physikalisch behandelt. Von der unbehandelt
abgeleiteten Menge (36 Mrd, Kubikmeter) stammten 987. aus Kühlprozessen,
die - zwar nicht verschmulzl, aber eMärmt - direkt in ein Oberflächengewässer
oder in den Untergrund führen.

Das Abwasser der privaten Haushalte wurde 1987 zu 93% durch öftentliche
Anlagen gesammelt und abgeleitet, Das bedeutet, daß rund 93 % der Bevölkerung
an ein mittlerweile ca. 291 000km langes Kanalnetz angeschlossen sind. Das
Abwasser von rund 95 "/" der an öffentliche Kanalisationen angeschlossenen
Einwohner wird in Kläranlagen biologisch behandelt.

Etwa 60% des industriellen Schmulzwassers wurde 1987 in mehr als 6000
betriebseigene Behandlungsanlagen eingeleitet, rutnd 17 o/a gBlangten unbehan-
delt in die öffentliche Kanalisation und 23 7. unbehandelt in die Gewässer.

Tab.2: Wassergewinnung 1987 im früheren Bundesgebiet

Winschaftszweig
gewinnung

insge-
samt

Grund-
und

Ouell
wasser

Ober-
llächen-
wasSer

Ufer-
fillrat

Mill. m3

Ölf entliche Wasserversorgung
Wasserversorgung im Bergbau und

Verarbeitenden Gewerbe
Wasserversorqunq bei Wärmekrafl-

werken lür die ötfentliche Versorgung
Sonstige Wasserversorgungl

lnsgesamt

4 918 3 664 s66 287

30 028
416

44 583

29 977
112

37 424

8
't5

473

42
289

6 281

1 Z. 8. Landwinschafi (Bewäss6tung).
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Tab. 3: Abwasserbeseitigung 1987 im früheren Bundesgebiet

Wi(schattszweig Drrekt Behan- datuntel Unbshan- darunt€r
einge- deltes biologisch deltes Kühl-
leiteles Abwasser Abwasser wasser

Abwasser
insgesamll

Mill. m3

Ötfentliche Abwasserbeseiligung
Abwasserbeseitigung im Bergbau

und Verarbeitenden Gewerbe
Abwasserbeseitigung bei Wärme-

kraftwerken für die ötfentliche
Versorgung

Sonstige Abwasserbeseitigung

lnsgesamt

I 823

1451

I 602

673

118

6 134

B 9412

7 585 5 582

29 462
318

46 306

0
182

I457

29 447
74

29 423
54

35 059

'15

244

10 533

1 ln ein Gewäss€r bzw. rn d.n UnlBrsrund
2 Elnscnl. Ni6d6ßchl6gs- lnd Frsmdwass€r

19.4 Unfälle mit wassergefährdenden Stoffen

Die Lagerung und insbesondere der Transport \,Yassergefährdender Stotle stellen

eine akute Gefahrenquelle dar, wie z.B. die durch Tankerunfäll€ verursachten

Schäden besonders drastisch gezeigl haben. ln der Bundesrepublik Deutschland
(nach dem Gebietsstand vor dem 3. Oktober 1990) wurden 1989 insgesamt 1 638

Unfälle bei der Lagerung und beim Transport wassergefährdender Stoffe regi-

striert. Bei 1463 Unfällen lieten 2923 Kubikmeler wassergefährdende Stolfe aus,

davon konnten insgesamt 1 715 Kubikmeter aufgelangen werden. Bei 86 7" der

Unlälle wurden Unfallfolgen, wie z. B, Verunreinigung des Bodens, eines Gewäs-

sers oder einer Wasserversorgung, f€stg€stellt. zwei Dritlel aller Unfälle ereigne-

ten sich mit leichtem Heizöl und Dieselkrattstolf.

19.5 Luftbelastung

19.5.1 Datenerhebung

Die Überwachung der Luttbelastung in der Bundesrepublik Deutschland ist im

Füntten Teil des Bundesimmissionsschutzgas€tzes (BlmSchG) festgelegt. Die

Länder haben danach Belastungsgebiete, das sind Gebieta, in denen zu erwarten
ist, daß schädliche Um', elteinwirkungen durch Luttverunreinigungen (gastÖrmige
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oder feste Spurenstoffe, Lärm, Gerüche) hervorgerufen werden können, festzule-
gen und in diesen Gebieten die Luftbelastung zu überwachen.

Die Auswahl der Schadstotfkomponenten, die in Belastungsgebieten zu messen
sind, obliegl dan zuständigen Landesbehörden und wird in Abhängigkeit von der
Belastungsstruktur, durch Verkehr, lndustrie- und Gewerbeansiedlungen, lestge-
legt. Die Komponenten, die in den jeweiligen Belastungsgebieten in der Bundesre-
publik Deutschland gemessen werden. stimmen im wesentlichen überein. Dies ist
Resultat der ähnlichen Belastungsstruktur in allen Belastungsgebieten und dem
Bemühen, vergleichbare Ergebnisse zu erhalten.

Die von den Ländern geschaflenen Überwachungsbehörden berichten in unregel-
mäßiger Folge in einem vom BlmschG vorgeschriebenen ,,Luttreinhalteplan" über
die Emissionsstruktur, die lmmissionsbelaslung, über Wirkungen und über Maß-
nahmen, die zum Zwecke der Luftreinhaltung gekoffen wurden oder getrotfen
werd€n sollen.

Um einen Anhaltspunkt für die Bedeutung der gemessenen Schadstoilkonzentra-
tionen zu haben, werden sie mit Grenzwerten verglichen, deren Einhallung
gewährleislen soll, daß keine schädlichen Auswirkungen der Luttbelastung, auch
für Flisikogruppen, zu befürchten sind. Die Grenzwerte werden auch herangezo-
gen, um bei Neuansiedlung von Emittenten (genehmigungsbedürftige Anlagen)
über die Genehmigung zu entscheiden.

Neben der lmmissionsüberwachung in Belastungsgebieten wird punktuell in Wald-
gebieten die lmmission und die Deposition (Ablagerung von Schadstoffen auf dem
Boden und im Kronendach) erfaßt sowie in abgelegenen Regionen, meist auf
Bergkuppen, die sogenannte Hintergrundbelastung in einem Meßnetz des Umwelt-
bundesamtes gemessen.

1 9.5,2 Problembereiche

Ozon

Ozon (O3) ist heute die Schadstoffkomponente, der in Belastungsgebieten die
größte Aufmerksamkeit gewidmet wird. Anders als andere Komponenten, wie
Schwefeldioxid (SOr), Kohlenmonoxid (CO) und Schwebstaub, die durch wirk-
same Abgasreinigung und vollständige Verbrennung in ihrer Konzentration in

Belastungsg6bieten abgenommen haben, ist die Ozonkonzentration angestiegen,
noch verslärkt durch heiße, trockene Sommer. Ozon ist kein primär emittierter
Schadstotf, sondern bild€t sich in komplizierten Reaktionswegen vornehmlich aus
den Vorläufersubstanzen Kohlenwasserstoffe und Stickoxide unter Einwirkung von
Sonnenstrahlung.

Während d€r Anstieg des koposphärischen Ozons (bodennahes Ozon) we-
gen s€iner in hohen Konzentrationen (oberhalb 120 Mikrogramm pro Kubikme-
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terl) möglichenreise schädlichen Aus,,/virkungen für den Menschen und lür Pflan-

zen Besorgnis b€reitet, ist es in der Stratosphäre die Abnahme des Ozons
(,,Ozonloch").

Mit ,,Ozonloch" wird der drastische Rückgang des slratosphärischen Ozons
bezeichnet. Die Abnahme der Gesamlozonmenge (auladdierl über alle Höhenstu-
fen) beträgt z. B. im Frühjahr über der Antarktis bis zu 60 %. Das ,,Ozonloch' ist

aber bloß die drastische Formulierung des Symptoms der allgemeinen slratosphä-
rischen Ozonabnahme. Als Auslöser dafür werden vor allem Chlorverbindungen
(die bekanntesten davon sind die Fluorchlorkohlenwasserstolre, abgekürn FCKW)

ang€sehen, die wegen ihrer Fleaktionsträgheit in die Stratosphäre (Entfernung von

der Erdoberfläche: 15-50 km) aufsteigen können und dort in einem kompliziertsn
katalytischen Reaktionsvorgang große lvengen an Ozon abbau€n können. ln

Tabelle 4 sind ozonabbauende Stoffe in den Konzentrationsgrößenordnung€n, in

denen sie auttreten, aufgeführt.

Tab, 4: Ozonabbauende Stoffe

Hintergrund-
konzentrationl

Jährl. Zunahme Relaliv€s Ozon-
schädigungs-

potential

Trichlorfluormothan (F 1 1 )

Dichlordilluormethan (F 1 2)
Dichlorfluormethan (22)

Trif luortrichlorethan (F 1 1 3)
Tetrachlorkohlenstotf
1 ,1 ,1 -Trichlorethan
Halon 1211 (CFrBrCl)
Halon 1301 (CF3Br)

Distickstotfoxid

0,2 ppb
0,32 ppb
0,05 ppb
0,03 ppb
0,14 ppb
0,12 PPb
2,0 ppl
1,0 ppt

304 ppb

5,7
6,0

11,7
10,0

2,1

13,0
10-30

1,0
1,0

0,05{),'t 0
0,8
1,0
0,2
3,0

10,0
0,25

1 ppb = parl per bill on = 1 : I 000 000 000.
ppl = pan p€r tnllbn = I 1 0O0 000 000 000.

Ou6ll€: WMO-FIBpon No 1 6 "Atmospheric Ozon6', 1 985

Die gegenläufige Entwicklung des Ozons in der Stratosphäre und der Troposphäre
läßt nicht den Schluß zu, daß insgesamt eine Kompensation stattfindet. Das
skatosphärische Ozon ist mengenmäßig ungleich mehr als das troposphärische,
so daß ein troposphärascher Anstieg - in der Größenordnung, die zur Zeit 96-
schieht - die Auswirkungen slratosphärischer Ozonabnahme (verstärktes Eindrin-
gen von UltravioletterB-Strahlung) nicht einzudämmen vermag.

1 trg/m3 = M kogrämm p@ m3 = PinB Mi lionslel Gßmm pß me
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Trcibhauseflekt

Der Treibhausetfekt bewirkl die für Mensch, Tier und Pflanze notwendigen Klima-
verhältnisse auf der Erde. Ohne den Treibhauseffekt wäre auf der Erdoberfläche
eine Durchschnittstemperatur von -15'C zu erwarten, das wären 30"C weniger
als gegenwänig. Die Existenz des Treibhauseffekts ist Lebensbedingung alles
irdischen Lebens. Unter dem Treibhauseftekt isl die Absorption und teilweise
Bückstrahlung des von der Erde in die Atmosphäre abgestrahlten lnfrarotlichtes zu
verstehen. Der Treibhauseffekt ist ein sekundärer Elfekt auf die Sonneneinstrah-
lung. Primär ist die Abstrahlung der Erde. Der Treibhauseffekt, von dem in der
öffentlichen Diskussion gesprochen wird, ist nicht dieser quasi natürliche Efiekt,
sondern die Besorgnis, daß der ,,natürliche" Treibhauselfekt anthropogen, d.h.
durch menschliche Einwirkungen bedingt eine Veränderung dahingehend erfährt,
daß es zu einer,,Aufheizung" der Atmosphäre kommt. Es wird angenommen, daß

die vom Menschen emittierten klimarelevanten Spurengase eine solche Verände-
rung herbeiführen. Als sogenannte Treibhausgase sind mit ihrem prozentualen

Anteil am zusätzlichen Treibhausetfekt zu nennen:
Kohlendioxid (CO2) 50 %
Fluorchlorkohlenwasserstofie (FCKW) 20%
Methan (CH4) 15 a/"

Ozon (O3) 10 a/o

Distickstofidioxid (N20) 5 "/.

Emissionen

Emissionsdaten setzen sich in der Emissionsstatistik aus zwei Komponenlen
zusammen:

- aus emissionsrelevanten Aktivitäten und

- zugehörigen Emissionsfaktoren.

Emissionsrelevante Aktivitäten sind Energieverbrauch, Produktherstellung, Pro-
duktnutzung und Abfallbeseiligung.

Emissionsfaktoren sind Kennwerte lür das mittlere Emissionsverhaltsn von Anla-
gen, die vom Umwellbundesamt (UBA) aufgrund von Stichproben und theoreti-
schen Erwägungen festgelegt und ermittelt sowie beständig überprüft und erneuert
werden.

Es werden im wesentlichen zwei Darstellungsformen für die Emissionsdarstellung
benutzt:

- Für wirtschaltliche Sektoren und Subsektoren (Verkehr, Haushalte, Verarbei-
tendes Gewerbe, Bergbau usw,) werden die Emissionen an Massenschadstot
fenl in zeitlicher Entw cklung dargestellt.

Das Umwellbund€saml l€gt n se n€m B€ichlsband ,oalen zur Umwel" von 1984,/891ür Iogende sloffgruppen
Em ssionsdarsle iun96n n z6illicher Entwickung dar

ti, o€ aro,qa..sc-6r Gas€ SO, \O, CO JN CO.

- für dle orgafischan Gase als Summenwene lnd
für S1äubs eb€nso als Summ€nw€ne.
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Zur Darstellung der räumlichen Verteilung von Emissionen werden sowohl für
einzelne S€ktoren als auch in der Zusammenfassung aller Emittentengruppen
Emissionskataster erstellt. Darstellungseinheit ist dabei nichl eine emittierende
Anlage, z.B. ein Krattwerk, sondem ein Quadrat mit den Abmessungen
10 x '10 km.

Tab. 5: Jährliche Schadstoifemissionen

Jährliche Schadstoff emissionen Einheil 1970 19901

Staub

Kratt- und Fernheizwerke
lndustrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
Kleinverbraucher
Haushalle
Straßenverkehr
Übriger Verkehr

Schwefeldioxid (S02)

Krall- und F€rnh€izwerke
lndustrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
Kleinverbraucher
Haushalte
Straßenverkehr
Übriger Verkehr

Stickoxide (als NO2)

Kratt- und Fernheizwerke
lndustrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
Kleinverbraucher
Haushalle
Straßenverkehr
Übriger Verkehr

Kohlenmonoxid (CO)

Kraft- und Fernheizwerke
industrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
KleinvBrbraucher
Haushalte
Straßenverkehr
Übriger Verkehr

000

o/o

000

000

o/o

000

"/o

o/

1 '150

25,8
9.0

40,7
2.1

4,O

3 750

45,5
28,9

6,4
12,6

1,7

2 400

25,8

2,4
3,8

33,6
10,s

14 500

0,2
11,1
6,2
2,0

19,1
57,S

290

10,0
6,2

47,2
2,1
7,9

21,0
5,5

1 000

31,2
I,t
5,6
8,1

5,1

2.6

2 700

14,0
9,8
0,7
1,4
2,7

62,2
9,1

I400
0,5
8,6
7,7
1,4
6,5

1 Vo.lÄutgeE.qebnrsse.
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Jährliche Schadstotf emissionen Einheit 1970 1S901

Kohlendioxid (COr)

Kraft- und Fernheizwerke
lndustrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
Kleinverbraucher
Haushalte
Straßenverkehr
Übriger Verkehr

Flüchtige organische Verbindungen

Kraft- und Fernheizwerke
lndustrie-Feuerung
lndustrie-Prozesse
Kleinverbraucher
Haushalte
Straßenverkehr
Übriger Verkehr
Lösemittelverwendung

000

./.

./"

./.

000

./.

750

2A,4
28,6

9,1
r6,8
9,0
4,8

2 900

0,5
1,0

17,1
0,7
6,8

3,0
34,2

730

35,3
19,8

6,5
13,1

14,2
4,8

2 550

0,5
0,9
4,3
0,4
2,1

48,2
2,6

41,0

Wesentlich€s Ergebnis von Emissionskatastern und den Emissionsdarstellungen
in z€illicher Abfolge ist, daß die Emissionen für Staub, Kohlenmonoxid und

Schwefeldioxid erheblich gesenkt werden konnten, während bei Stickoxiden und

flüchligen organischen Verbindungen ein solcher Erfolg nicht zu verzeichnen ist
(vql, Tab.5).

19.6 Lärm

L.irm gilt in weiten Kreisen der Bevölkerung als große Belastung. Die letzte
amtliche Befragung zu diesem Thema fand im früheren Bundesgebiet im Rahmen
der Wohnungsstichprobe 1978 statt, in der auch Fragen zur Beudeilung der
Wohngegend im Hinblick auf Lärmbelästigungen gestellt wurden. Danach gilt als
häufigste Störquelle der Straßenverkehrslärm; an zweiter Stelle liegt der Fluglärm.
Eine Untersuchung des lnstituts lür praxisorientierte Soziallorschung bestätigt die
Aussagen. Danach fühlte sich 1984 mehr als die Hälfte der Bundesbürger durch
Straßenverkehrslärm belästigt. Als weitere Störquellen wurden neben Fluglärm
laute Nachbarn, die lndustrie, der Schienenverkehr und nah€gelegene Sportplätze
genannt.
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19.7 Dünger, Pflanzenschutzmittel und Streusalz

Zur Verbesserung der Erträge sind die Lislerungen von Düngemitteln an die
Landwirtschaft im früheren Bundesgebiet in den vergangenen Jahren kräftig
anger,vachsen. Bei Düngemitleln auf der Grundlage von Phosphat, Kali und Kalk
war zwischen 1950 und 1980 etwa eine Verdoppelung der Lieferungen zu ver-
zeichnen. Der Absatz von Stickstoffdünger an die Landwirlschaft erhöhte sich
sogar auf last das Füntfache.

Tab.6: Düngemittellief erungen an die Landwirlschaft
im früheren Bundesgeblet
je Hektar landwirtschattlich genutzter Fläche

Düngerart 1950/51 1960/61 197011 1980/81 1989r'90

kg Nährstotl

Stickstotf
Phosphat
Kali
Kalk

25,6
29,6
46,7
47,5

125,1
49,9
66,5

119,8

43,4
46,4
70,6
37,5

83,3
67.2
87,2
49,5

126,6
68,4
93,4

Oer Absatz von Pflanzenschutzmitteln blieb im Jahr 1989 mit rund 34625 Ton-
nen Wirkstoffmenge (vorläufige Zahlen) gegenüber den Vorjahren nahezu unver-
ändert.

Während der Absatz von lnsektizidon und Herbiziden witterungsbedingt und durch
den zunehmenden Absatz von Pflanzenschutzmitteln mit geringeren Aufwandmen-
gen zurückging, wurden infolge stärkeren Pilzbefalls bei Getreide und Sonderkultu-
ren mehr Fungizide ausgebrachtl.

Streusalz wird aul Straßen und Autobahnen im früheren Bundesgebiet seit ca.
drei Jahrzehnten gegen Schnee und Glatteis eingesetzt. Witterungsbedingt ist
der Verbrauch starkBn Schwankungen unterworfen. lnsgesamt hat sich aber
der Slreusalzabsatz der deutschan Salzindustrie yom Durchschnitt der Jahre
1978-198i bis '1983 etwa halbiert. lm Winter 1990/91 lag der Streusalzverbrauch
auf Bundesstraßen und Autobahnen bei 433000 Tonnan. Die Abkehr von Auftau-
mitteln, auch bei privaten Haushalten, ist auf die erheblichen Schäden 2urückzu-
führen, dae inlolge des Streusalzgebrauchs vor allem an den Straßenbäumen
sichtbar wurden.

1 Nach Angaben des lndustriev€rbandss Pttan2enschutz 6. V., Fra.Hun, ab Juti 1 988 tndustievsöand Agrar 6. V



19.8 Auswirkungen der Umweltverschmutzung

Die Erforschung der mög ichen, aber auch der bereils erkennbaren Auswirkungen

der Umweltverschmutzung steht noch in den Anfängen. Zwar sind die negativen

Folgen überdüngter Böden, verunreinigter Gewässer und luflverschmutzender

Faktoren - etwa an Gebäuden, an Pllanzen, Tieren oder auch an der menschli-

chen Gesundheil - prinzipiell bekannt, lassen sich jedoch bislang noch nichl

hinreichend quantifizieren. Deshalb wrrd gegenwärtig verstärkt versucht, die

Zusammenhänge zwischen Ursache und Wirkung zu analysieren und den Einfluß

6inzelner Faktoren zu bestimmen.

Über Waldschäden und gefährdete Tiere und Pflanzen liegt bereits eine Reihe

statistischer lnformationen vor. Oagegen sind beispielsweise zur Veränderung von

Klein- und Großklima oder zur Gefährdung der Böden und des Grundwassers aus

statistischer Sicht bislang noch kaum gesicherte Aussagen möglich. Dabei ist

insbesondere der Boden vielfältigen Umweltbelastungen ausgesetzt Zum einen

dient er als Standort für sämtliche menschliche Aktivitäten vom Wohnen, über

landwinschaftliche und industrielle Produktion bis zum Verkehr, Freizeitaktivitäten,

militärischen und anderen Nutzungen; zum anderen muß der Boden Abfälle,

Ablagerungen von Schadstoffen, Aus\.vaschungen von Luftschadstoffen (Stich-

wort: saurer Hegen) u.ä. aufnehmen.

19.9 Waldschäden

Seit Ende der 70er Jahre werden im lrüheren Bundesgebiet großflächige Wald-

schäden beobachtet, die sich nicht mehr ausschließlich auf natürliche Ursachen

wie Schädlingsbefall, Trockenheit, Windwurf, Schneebruch oder Wildschäden

zurücklühren lassen. ln einem zusammenfassenden Bericht des Bundesministers

für Forschung und Technologie wird es als wissenschaftlich erhärtet angesehen,

daß auch Luftschadstotfe und ihre Umwandlungsprodukte ausschlaggebend lür
das hohe Ausmaß der Walderkrankung sind. während die Einwirkungen durch

Schwefeldioxid und Bodenversauerung schon §eit geraumer Zeil für die Schäden

verantwortlich gemacht wurden, sind in der Studie auch die Wirkungen der

Stickoxide näher analysiert worden. Sie schädigen Blätter und Nadeln der Bäume

direkt durch verstärkte Bildung von Ozon und sogenannten Pholooxidantien.

Ferner lührt ein übermäßiger Stickstoff-Eintrag in den Waldboden zur Uberdün-
gung und damit zur Schädigung. Der quantitative Beikag der einzelnen Schad-

stoffe ist noch ungeklärt. Viren, Bakterien und Pilze können bei den bereits

erkrankten Bäumen eine verstärkende Wirkung haben.

Wie die Waldschadenserhebungen zeigen, ist der Wald ab Mitte der 80er Jahre -
vermutlich auch schon davor - chronisch krank. ln vielen Mittelgebirgen, beson-



ders im Harz und im Fichtelgebirge, sind einige 1000 Hektar von Entwaldung
bedroht.

'1990 wurden erstmals auch im Gebiel der ehemaligen DDR nach den Maßsläben
wesleuropäischer Länder und dort maßgeblichen Krilerien im 16 x 16 km-Baster
Waldschadenserhebungen durchgeführt, während letztere im früheren Bundesge-
biet 1990 wegen der hohen Sturmschäden eingeschränkl bzw. ausgesetzt werden

Tab,7: Waldschäden in Deutschland 1990 und 1991
in Prozent der Waldfläche

Bundesland Schadstufe 1

schwach geschädigt
Schadstufe 2-4

deulliche Schäden

1990 1991 1S90 1991

Hamburg
Niedersachs€n
Nordrhein-Westlalen
Schleswig-Holslein
Nodwestdt. Ländet

Brandenburg
Mecklenburg-Vorpommern
Sachsen
Sachsen-Anhalt
Thüringen
Ostdt. Ländet

Baden-Württemberg
Bayern
Hessen
Rheinland-Pfalz
Saarland
Süddt. Ländet

37
34

38

36
38
31

44

42
41

27

17
10
1t

11

33
49
27

50
38

17
30
29
12
't7

24

Qu€ller Bundosminist€r lür Ernahrung, Landwlrtschaft und Forsr€n,

mußten. Bei einem Vergleich der Ergebnisse der Waldschadenserhebung 1991

zeigt sich, daß das Schadensniveau in den neuen Ländern mit 38 % deutlichen
Schäden (Schadslufe 2 bis 4) weilaus höher liegt als im früheren Bundesgebiel
(11 % bei den norddeutschen ländetn, 247o bei den süddeutschen Ländern). Am
schlimmsten sind nach bisherigen Erkenntnissen die deutlichen Waldschäden in
Thüringen.

4't 4

t6
't7

13
15
,5

:

36

.

19
,?

3l

30

41

40



1 9.1 0 Gefährdete Tiere und Pflanzen

Arlengetährdung und -vernichtung resultieren m€ist aus der Veränderung oder

Zerstörung der natürlichen Lebensräume. Besonders bedroht sind Gebiete, die

aufgrund ihrer selten anzutrelfenden ökologischen Bedingungen ohnehin bereits

einen geringen Raum einnehmen (2.8. Feuchtgebiete). Während die Landwin-

schaft in früheren Jahrhunderten wesentlich zur Pflege der hohen Artenvielfalt
beigekagen hat, ist sie in den letzten 30 Jahren ein Hauplverursacher der Arten-
verarmung. Die Gründe liegen in der Nivellierung nährstoflarmer, trockener oder
nasser Standorte zugunslen landwirtschattlich besser geeigneter Produktionsbe-

dingungen, in Flurbereinigungen sowie in vermehrtem Einsatz von Pflanzenschutz-

mitteln und Düngern. zu den weiteren Verursachern der Artengefährdung zählen

u.a. Maßnahmen des Straßenbaus, der Siedlungs- und Bautätigkeit, des Touris-

mus und Landschaftseingriffe durch Bohstotfgewinnung.

Tab. 8: Fote Liste der gefährdeten Tiere und Pflanzen '19841

im früheren Bundesgebiet

Gegenstand
der Nachweisung

Artenzahlen
in der

Bundesrepublik
Deutschland

darunter
ausgestorben

oder
aktuell

gefährdet

Tiere

Säugetiere
Vögel
Kriechtiere
Lurche
FtSCne uno HLrnomauler'
Schnecken
Großschmetlerlinge
Libellen

Pflanzen

Farn- und Blütenpflanzen
I\roose
Flechlen
Böhren- und Blätterpilze,
Sprödbläller- und Bauchpilze

2 7283
ca. 1 000
ca. 1 850

94
305

12
19
70

1 300
80

44
98

't1

4S

58
494
43

7273

380

714

l Ausiug sus, Bote Lisle der g€fährdolon Tiere und Pfanzen in der Bundesreplblik oeutschrand",1984
(h6s v. !. Bab r. a.).

2 Die etwa 90 Brnhemischen mannen F&hanen sind hier nchl berückschligl.
3 Auszug aus,,Rote Lisle der in der BundesrepLrblik Deulschland ausgestorbenen, veß.hol€nen und gelährdelen

Farn- Lrnd Bütenpfranzen und h.e Auswenunq iür de. Arlen_ lnd Bolopschulz',1988 (Hrsg. Komeck, o und

Sukopp H.).

415



1 9.1 1 Gesundheitsbeeinträchtigung der Bevölkerung

Neben Lutt- und Wasserverschmutzung, Lärm und Radioaktivitäl sind Umweltche-
mikalien und Schadstolfrückstände in Nahrungsmitteln eine potentielle Gelahr für
die menschliche Gesundheit. Oies gilt vor allem für die Schwermetalle Blei,
Cadmium und Ouecksilber, die sich in Pilzen und Wassertieren und beim Men-
schen in Leber und Nieren anreichern können. Viellältige Schäden bei Menschen,
Tieren, Pflanzen und Mikroorganismen können ferner durch chlorierle Kohlen-
r,vasserstotfe - z. B. in Pestiziden, Lösemitleln oder Ausgangsprodukten lür Kunst-
stofle - heNorgerulen werden.

Die Forschungen über den Zusammenhang zwischen Schadstotfen in der Lull und
Atemwegserkrankungen sind noch nicht abgeschlossen. Kaum mehr bestreitbar ist
aber, daß die Luttverunreinigung solche Krankheiten begünstigt. Besonderer
Beachtung bedarf hier auch die Belastung von lnnenräumen mit Schadstoffen.

Zu den nachweisbaren umweltbedingten Erkrankungen gehön u,a, die Lärm-
sch'/verhörigkeit. Sie nimmt auch unler den Berufskrankheiten eine führende
Position ein (vgl. 8.1.2). Einzelne Berulsgrupp€n sind in ihr€r Arbeitsumgebung
häufig wesentlich höheren Schadstoftkonzentrationen ausges6Et als die übrige
Bevölkerung. Beispielsweise leiden viele Bergbauarbeiter unt6r Erkrankungen
durch Släube (Silikose), die in manchen Fällen sogar €inen tödlichen Ausgang
nehmen.

'I 9.1 2 lnternationales Umweltrecht

Die Bedrohung der natürlichen Lebensgrundlagen durch Umweltverschmutzung
macht vor Ländergrenzen nicht halt, sondern ist ein internationales Problem,
Deshalb bleibt auch der Erfolg räumlich begrenzter Umweltschutzmaßnahmen
beschränkt. Die Europäische Gemeinschatl trug dies€m Tatbestand Rechnung,
indem sie auf der Grundlage ihres Umweltaktionsprogramms von 1973 eine
Vielzahl bedeutsamer Umweltschutzrichtlinien erließen. Alle Mitgli€dstaalen sind
verpflichtet, diese Richtlinien, die Mindestantorderungen festlegen, in nationales
Recht umzusetzen. Die im Juni '1985 getrotfene Entscheidung über die sukzessiva
Einführung des schadstottarmen Autos (vgl. Abschnitt 19.15) zeigt allerdings die
Schwierigkeilen, zu einer für alle Länder belriedigenden Lösung zu kommen.
Neben die Regelungen auf EG-Ebene treten eine Beihe weiterer internalionaler
Abkommen, die sich vornehmlich aul Fragen des Gewässerschutzes, der Luftrein-
haltung und der Abfallwirtschatt beziehen,
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1 9.1 3 Umweltschutzeinrichtungen

Ein erster Ansatzpunkt für die statistische Erfassung von Umweltschutzmaßnah-
men ist der Nachweis monelärer Größen, wae z. B. der Ausgaben für Umweltschulz
und des Wedes von Umweltschutzeinrichtungen - gemessen am Bruttoanlagever
mögen für die Beseitigung, Verringerung oder Vermeidung von Umweltbelastun-
gen in den Bereichen Ablallbeseitigung, Gewässerschutz, Lärmbekämpfung und
Luftreinhaltung. lm lrüheren Bundesgebiet stieg das Bruttoanlagevermögen für
Umweltschutz, in Preisen von 1980 gerechnet, im Produzierenden Gewerbe von
29 Mrd.DM Anlang 1975 auf 61 Mrd.DM Anfang '1989, beim Staat im gleichen
Zeitraum von 101 Mrd.DMauf 18'l Mrd.DM.

Hinsichllich ihres Zwecks unterschieden sich die Umweltschutzeinrichtungen von
Staat und Produzierendem Gewerbe beträchtlich. Während Anfang 1989 das
Anlagevermögen für Umweltschutz im Produzierenden Gewerbe zu 57 o/o im
Bereich der Luftreinhaltung, zu 30 % für den Gewässerschutz, zu 7 o/o lür die
Abfallbeseitigung und zu 6 7. für die Lärmbekämpfung eingesetzt wurde, domi-
niene beim Staat deutlich der Gewässerschutz mil 94 % des Anlagenbestandes.
Dies ist auf die große Zahl an Kanalisations- und Kläranlagen zurückzuführen.
Knapp 5 % der Einrichtungen des Staates dienen der Abfallbeseitigung.

19.14 Ausgaben für Umweltschutz

Die lolgenden Daten über Ausgaben für Umwellschutz beschränken sich ebenso
wie die Angaben über Umweltschutzeinrichtungen auf die Bereiche Abfallbeseiti-
gung, Gewässerschutz, Lärmbekämpfung sowie Luftreinhaltung und umtassen
lediglich das Produzierende Gewerbe und den Staat, die aber nach Schätzungen
lür 1980 zusammen mehr als g0 % aller Umweltschutzausgaben tätigten.

Die Ausgaben für lJmweltschutz des Produzierenden Gewerbes und des Staates
betrugen im früheren Bundesgebiet im Jahr 1988 insgesamt 33,8 Mrd.DM. lm
Vergleich zu 1975 (13,4 Mrd. DM) sind sie um 152 % gestiegen. Dieser Anstieg ist
allerdings zu einem großen Teil aul Preissteigerungen zurückzuführen. Feal, d. h.
nach Ausschaltung von Preiseinflüssen, betrug die Zunahme der Ausgaben von
1975 bis 1988 insgesamt nur 61 7o.

Von den Ausgaben für Umweltschutz entfielen 1988 17,8 Mrd. DM (53 o/o) aul das
Produzierende Gewerbe sowie 16,0 Mrd. DM (47 oh) aul den Staatssektor. Wäh-
rend der Staat gut die Hälfte der Ausgaben für lnvestilionen verwendete, hatten rm
Produzierenden Gewerbe die laufenden Ausgaben zum Betrieb der Einrichtungen
lür Umweltschutzzwecke mit etwa 55% ein etwas stärkeres Gewicht als die
lnvestitionen (45 %).
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Gemessen am gesamt€n lnvestitionsvolumen des Produzierenden Gewerbes
beliefen sich die Umwellschulzinvestitionen 1989 mit 7,7 Mrd. DM auf 6,8 %. Der

Anteil der Unternehmen, die in Umweltschutzmaßnahmen investierten, vermin'
derte sich von 13,8 % (1975) auf 9,8 % (1989).

Abb. 1 : lnvestitionen für umweltschutz im Produzierenden Gewerbe 1989
im lrüheren Bundesgebiet

Abfallbeseitigung
9,3 %

Lärmbekämpfung
3,4yo

Luftreinhallung
61,4%

Gewässerschutz
25,90Ä

7,7
Mrd.

Von den Wirtschaflszweigen des Produzierenden Gewerbes gibt die Elekirizitäts-

v€rsorgung die höchsten Summen lür Umweltschulzinvestitionen aus. Der 1989

erreichte Betrag von 2,6 Mrd. DM entsprach rund 30 % aller lnYestitionen dieser
Art. Fasl zwei Drittel der Umweltschutzinvestitionen im Produzierenden Gewerbe
entfielen '1989 auf Maßnahmen zur Luftreinhaltung, rund 25 7o auf den Gewässer
schutz und der Fest auf Abfallbeseitigung und Lärmbekämpfung.

1 9.15 Schadstoff reduzierte Personenkrattwagen und
unverbleiter Vergaserkraft stotf

Der Straßenverkehr hat am Gesamtausstoß von Luftschadstofien (vgl- Tab.5)
einen nicht unerheblichen Anteil. So stammton 1990 beispielsweise 62% der
gesamten Stickoxidemissionen und knapp die Hälfte der Emissionen an llüchtigen
organischen Verbindungen im früheren Bundesgebiet aus dem Straßenverkehr.

418



Daher sind seit einigen Jahren Bemühungen im Gange, den Schadstotfaussloß
von Kraftlahrzeug€n zu vermindern. 1985 wurden aul EG-Ebene erste Vereinba-
rungen zur Einführung schadstotfreduzierter Personenkraftwagen getroffen -
unterstützt durch die Möglichkeit, zusätzliche linanzielle Anreize für den Erwerb
solcher Fahrzeuge (beispielsweise durch die Ermäßigung der Krattfahrzeugsteuer)
zu bieten.

Tab. 9: Neuzulassungen und Bestand schadstotfreduziener
Personenkrattwagen im f rüheren Bundesgebiet
in Tausend

Jahr

Darunler schadsloflreduzierl
gemäß § 47 Straßenverkehrs-
zulassungsordnung, Anlage

Antriebsart XXIII
US-Norm

XXV
Europa-

Norm

XXIV
Stufe A, B, C
zusammen

Neuzulassungen

1985
1986
1987
1988
198S
'1990

darunter:
mit Ottomotor
mit Dieselmotor

Bestand am Jahresanfang
't 989
1990
1991

darunter:
mit Ottomotor
mit Dieselmotor

131
503

't 025
1 363

19
414
705
724
744
'113

2 379
2 829
2 916
2 808
2 832
3 041

119
665
941
878
632
234

2 703 2 4AA
137

76
162

111
2

29 190
30 152
30 695

2 556
3 910

3041
3 642
4 176

3 886
4 580
4161

26 541
4 144

5 897
834

2 476
1701

2 907
1 250

Die Wirkungen dieser Maßnahmen zeigen sich in der Entwicklung der Nsuzulas-
sungen und des Bestandes von Personenkraftwagen mat vermindertem Schad-
stoflausstoß. So waren 1985 rund 11 % der neu zugelassenen Personenwagen
schadstoflreduzied, 1990 lag dieser Anteil bei 98 %. Die enlsprechenden Anteile
des Bestandes von umwelttreundlichen Personenkrattwagen, der außer von Neu-
zulassungen auch von Umrüstungen beeinflußt wird, haben sich von 2,5 70 Anfang
'1986 auf 49 % zu Beginn des Jahres '1991 erhöht. Dabei wurden 1991 6,7 Mill.
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Personenkrattwagen \22 "/" des Bestandes) als schadstoffarm entsprechend der
strengen US-Norm eingestuft, rund 4,2 Mill. Fahrzeuge (13,6%) genügten der
Europa-Norm. Weiter€ 4,2 lvlill. Fahrzeuge erlüllten die weniger skengen Anforde-
rungen der Anlage XXIV zu § 42 der Straßenverkehrszulassungsordnung (frÜhere

Bezeichnung:,,bedingt schadstotlarm").

Für die Einhaltung der US-Norm ist nach derzeiligem Stand der Technik bei
Personenkrattwagen mit Ottomolor €in geregelter Dreiwegekatalysator erforder-
lich. Die Entscheidung iür den Kauf eines solch€n Fahrzeugs ist inzwischen nicht
mehr vom Angebot an unverbleilem Benzin abhängig, da bereits seit Ende 1988

alle Tankstellen im lrüheren Bundesgebiet unverbleites Normalbenzin anbi€ten.
Auch in den neuen Bundesländern, in den Mitgliedstaaten der EG und in den
Alpenländern ist eine flächendeckende Versorgung mit bleilreiem Benzin sicherge-

Tab. 1O: lnlandsabsatz von Vergaserkrattstotfenl im früheren Bundesgebiet
in1000t

Benzinsone Jahr lnsgesamt Davon

unverbleit verbleit

Normalbenzin

Superbenzin

lnsgesamt

10 138
7 364
I475
I 458

4 220
7 350
I47s
I 458

2215
4 221
6 727
s 036

25 036
26 019
25 966
26 429

1987
1988
1989
1990

1987
1988
'1989

1990

1987
1988
1989
1990

14 898
't 8 656
17 491
17 371

5 198
13

't 2 683
14 435
10764
I 335

18 601
14 448
10764

8 335

6 435
11 571
15 202
18 494

I Abr€'6run9en der Mrnsralolndustri€ an Tanksrellen

stellt. Entsprechend wurden 1990 rund 18,5 Mill. Tonnen (69%) unverbleiten
Krattstoffs im früheren Bundesgebiet verkautt. Fünf Jahre zuvor lvaren es erst
0,9 %. Seit 1. Februar 1989 darf verbleites Normalbenzin nicht mehr vertrieben
werden.
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19.16 Natur- und Landschaftsschutz

Das Jahr 1990 hat aufgrund der Wiedervereinigung auch für den Naturschutz
große Veränderungen gebracht. Die kurzfrstig vorgelegte Übersicht kann nur
vorläufig und lückenhaft sein, da die Veränderungen und ihre Folgen noch nicht
übersehen werden können.

Die folgende Übersicht zeigt die Schutzgebietskategorien der ehemaligen DDR
und ihnen gegenübergestellt die der Bundesrepublik, wovon eine Auswahl
ansch|eßend im Texl beschrieben wird.

Schutzgebietskategorien

ln der Bundesrepublik regelt den Schutz und den Erhalt der natürlichen Ressour-
cen das Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG). U.a. hat auch das Baumord-
nungsgesetz in seinen Leitvorstellungen den Schutz, die Pflege und Entwicklung
der natürlichen Lebensgrundlagen verankert. ln der ehemaligen DDFI regelte das
Landeskulturgesetz die Maßnahmen zur Sicherung und Bealisierung der Flechte

der Bundesrepublik
(nach Bundesnaturschutzgesetz)

Naturschutzgebiete
Nationalparke

Landschaft sschutzgebiete

Naturdenkmale
geschützter Landschafts-
bestandteil

weitere Schutzgebietstypen
Biosphärenreservate
Vogelschutzgebiete d. EG-Vo.
Feuchtgebiete internatio-
naler Bedeutung

der ehemaligen DDR
(nach Landeskulturgesetz)

Naturschutzgebiete
Totalreservate
Biosphärenreservate
Feuchlgebiete internationaler Be-

deutung
Feuchtgebiete nalionaler Bedeu-
tung
Schongebiete

Landschaitsschutzgebiete
Naturparke
Flächennaturdenkmale

Kur- und Erholungsgebiete
geschützte Parke
Küstenschutz



der Bürger auf Freizeit und Erholung, zur Erhaltung von Lebensräumen für
wildlebende Pflanzen und Tierarten sowie den Schutz von Boden und Wasser als
Produktionsgrundlagen für die Land-, Forsl, Wasser- und Fischereiwinschaft.

Nach der Wiedervereinigung gelten für das gesamte Staatsgebiet die Schutzge-
bietskategori€n nach dem Bundesnaturschutzgesetz.

Durch das Umweltrahmengesetz, das von der ehemaligen DDR im Juli 1990
verabschiedel wurde, gelten für die geschützten Gebiete - die nicht unter eine
Kategorie tallen, welche im Bundesnaturschutzgesetz festgeschrieben ist - weiter
hin die Auflagen wie zuvor. Die Ausweisung neuer, zusätzlicher Gebiete in den
Kategorien der ehemaligen DDR wie Schongebiete, Feuchtgebiete nationaler
Bedeutung ist jedoch nicht vorgesehen.

Die strengste Schutzgebietskategorie nach dem Bundesnaturschutzgesetz slellen
Natußchuzgebiete dar. Sie sollen einen besonderen Schulz von Natur und
Landschaft für Lebensgemeinschaften oder Lebensstätten, aus wissenschaft-
lichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder wegen ihrer
Seltenheit, besonderer Eigenart oder Schönheit gewährleisten.

Nach dem Beitritt der neuen Bundesländer wurden für das Gebiet der Bundes-
republik für 199'1 insgesamt 5049 NaturschuEgebiete mit einer Fläche von
68'l 555 Hektar ausgewiesen (Tab. 11). Die Anzahl und Fläche der Naturschutzge-
biete ist unler Vorbehalt zu betrachten, da in den neuen Bundesländern zahlreiche
Gebiete nur einstweilig sichergeslelll und in den Gr6nz€n noch unbestimmt sind.

Anfang 1990 hat es in den fünf neuen Bundesländern 825 Naturschutzgebiele mit

einer Gesamtfläche von 1'1 1 796 Hektar gegeben. Das enlsprach einem Anteil von

0,98 % (ohne den Naturschutzgebiets-Anleil von 5689 HeKar an inneren Seege-
wässern) der ehemaligen DDR-Gesamtfläche. Die Zahlenangaben enthalten noch
nicht die erheblichen Erweiterungen der Naturschutzgebiets-Flächen in den neuen
Bundesländern durch die,Grüne Grenze' und das Nationalparkprogramm. Teile
der Naturschutzgebiete waren nach dem ehemals geltenden Landeskulturgesetz
der ehemaligen DDR als lotalreservate ausgewiesen. Dabei handelt es sich um
der natürlichen Entwicklung überlassene Flächen, in denen jede direkte menschli-
che Einwirkung auszuschließen ist. Oiese strenge Schutzkategorie ist im Bundes-
naturschutzgesetz nicht verankert, aber in etwa mit d€n in dan alten Bundeslän-
dern als Naturwaldzellen ausgewies€nen Gebiet€n vergleichbar. Anfang 1990
umfaßten 188 Totalreservate eina Gesamtfläche von 8183 Hektar, das entspricht
7,33 % der Nalurschutzgebiets-Fläche. Durch das vor der Wiedervereinigung in

der ehemaligen DDR umgesetzte und in d€n Einigungsvertrag aulgenommene
Nationalparkprogramm hal di€ G€samtlläche der Totalreservate noch erheblich
zugenommen.

Die geschützten Feuchtgebiete von internationalq und nationalq Bedeutung
umfassen Gewässer und andere wasserbeeinflußte Landschaltsteile, die wichtig-
sten Lebensstätten charakterislischer Tier- und Pflanzengemeinschaften, land-
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schaftliche Besonderheiten oder für die Landschaft charakteristische Ausschnitte.
ln den neuen Bundesländern umfaßlen Anfang 1990 die acht Feuchtgebiete
internationaler Bedeutung eine Fläche von 46180 Hektar. Die 37 Feuchtgebiete
nationaler Bedeutung bedeckten eine Fläche von 160227 Hektar. Allerdings über
schneiden die nationalen Feuchtgebiete sich häulig mit anderen Schulzgebietska-
tegorien oder sind mit ihnen identisch.

Tab. 11: Schutzgebietsllächen für den Natur- und Landschaftsschutz
in Deutschlandr (BFANL 1991 )

Ad des Gebetes Anzahl Anieilander Bemerkungen
Staarstläche

Fläche
ha

Natursch!lz-
gebiele

5 04S 681 555 1,91

Landschalts- ca. 6 200 g 044 000 22,5

schutzgebiete

Naturparks 67 5 563 800 15,6

Naliona parks 10 700 200 2,0

Eiosphären-

reservale
I 727 268

ohne Wasserilächen der Nord-

und Oslsee: Jurislischer Status

neuer NSG in den Beiirtlsgebie-
ten v elfach unsicher.

n einigen Ländem keine aktuel-

en Dalen vorhanden.

zehn weilere Nalurparks sind in

den neuen Bundesländem einst-

weilig sichergesle 11.

davor ca. 80% Wan' und Was'
serllächen an der Nord- und

Oslsee.

davon ca. 40 9/" Watt- und Was-

serflächen an der Nord- und

Ostsee.

0,167% an der Waldtläche der

Bufldesrepublik.

incl. Schleswig-Holsleinischem

Wattenmeer.

Nalurwald'
resetuale

Feuchtgebiete
internationaler

Bedeulung

564 16 443 0,05

674 422 1,88

1 Bundesrepubrk Deuts.hland nach dem Gebielsstand ab dem 3. 10. 1990.

Schongebiete sind Bodenflächen, Gewässer oder Teile von Gewässern und
unterirdischen Hohlräumen, bei deren Bewirtschaftung die Lebensraumansprüche
von ausgewählten geschützten, gefährdeten und seltenen Pllanzenarten und
Tierarten besonders berücksichtigt werden müssen. lm Gebiet der ehemaligen



DDR gibt es 114 Schongebiete mil einer Gesamtfläche yon 839,10 Hektar für
spezielle Arten, wie Fischotter, Biber, Großtrappen und Watvögel.

Flächendenkmale sind Bodenflächen und Gewäss6r, die zur Sicherung der
Lebensbedingungen für g€lährdet€ od6r g€schützt€ Pflanzen' und Ti€rart€n die-
nen, lm Gebiet der ehemaligen DDR gibt es ca.3500 Flächennalurdenkmäler mit
einer Gesamtfläche von 7 500 Hektar.

Landschaftsschutzgebiere sind nach dem Bundesnaturschutzgesetz in ihrer
Schutzintensitä unterhalb der Naturschutzgebiete einzuordnen, lhr Ziel ist der
Schutz und Erhalt von Natur und Landschaft zur Erhaltung und Wiederherctellung
der Leistungsfähigkeit des Nalurhaushaltes od€r der Nutsungsfähigkeit der Natur-
güter, wegen der Vieltalt, Eigenart od6r Schönheit des Landschattsbildes oder
wegen der Erholungsbedeulung,

Für das Gebiet der Bundesrepublik wurden nach dem Beitritt der neuen Bundes-
länder für '1991 insgesamt 6200 Landschaftsschutzgebiete mit einer Fläche von
I 044 000 Hektar ausg€wies€n.

Davon entfielen aul das Gebiet der fünf n6u€n Bundesländer 396 Landschafts-
schutzgebiete mit einer Fläch6 von 2009'165 Hektar, das entspricht einem Anteil
von 18,55 70 dar Gebietslläch€ der neuen Bundesländer.

Naturparke sind großräumig6 Landschattsausschnitte, di€ übe riegend die Vor
ausselzungen von Natur- oder Landschattsschutzgebielen erfüllen und nach den
Grundsätzen und Zielen der Flaumordnung und Landesplanung für die Erholung
oder den Fremdenverkehr vorgesehen sind. Naturparka sind wenig€r als Schutz-
kalegorie, sondern eher als Planungskategorie im raumordnerischen Sinne zur
Sicherung und Entwicklung einer landschattsbezogenen Erholung anzusehen. Der
übeMiegende Flächenanteil der Naturparke wird als Landschattsschutzgebiet
geschützt, der Rest ist als Naturschutzgebiet registriert. Für das Gebiet der
Bundesrepublik nach dem Beitritt der neuen Bundesländer wurden für 1991
insgesamt 67 Naturpark€ mit einer Fläche von 5563800 Hektar ausgewies6n.

Die Schutzkategorie det Nationalpake umfaßt großräumige Ausschnitte charakte-
ristischer natürlicher Großlandschaften, die überwiegend die Voraussetzung von
Naturschutzgsbiet€n erfüllen. Sie sollen sich in einem vom Mensch€n nicht oder
wenig be€inllußten Zustand befinden und insbesonder€ der Erhaltung ein€s mög-
lichst artenreichen heimischen Pflanzen- und Tierbsstand€s dien€n. ln der Bun-
desrepublik exisiieren gegenwärtig zehn Nationalparke mit einer Fläche von insg€.
samt 700 200 Hektar.

Biosphärcnrcsevate sind Gebiete, die im Fahmen des UNESCO-Umweltpro.
gramms ,Der Mensch und die Biosphäre" geschatlen wurden. Das welt'rveite
Netzwerk soll alle wichtigen Hauptökosystemtypen der Erde erfassen. ln Biosphä-
renreservaten sollen die Natur geschützt sowie natur,erno in naturnahe und
natürliche Lebensgemeinschatten und Lebensräume überrührt werden. Die tradi-
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tionelle und langfristig tragfähige Winschaftsweise der einheimischen Bevölkerung
wird ausdrücklich in das Konzept einbezogen. Biosphärenres€rvate sind in Schutz-
zonen untergliederl, Sie sind durch die im Bundesnaturschutzgesetz festgelegten
Schutzgebietskategorien für den Naturschutz unlerschiedlich stark geschützt.

lm gesamten Bundesgebiet lühren die Mehrfachzuordnungen von nationalen und
internationalen Schutzgebietskalegorien mit und ohne Rechtsverbindlichkeit zu
Schutzgebietsüberlagerungen. Daher ist eine Aufsummierung der Schutzgebiets-
flächen in Tab. 11 nicht zulässig.

425



20 lnternationaleUbersichten

Ausgehend von dem in der Präambel des Grundgesetzes ausgesprochenen

Autlrag, ,,als gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der

Welt zu dienen", ist die Bundesrepublik Deutschland in einer Vielzahl internationa-

ler Organisationen vertreten.

Von besondarer Bedeutung lür ihre Außenpolilik ist die Einordnung in das Lager

der westlichen Demokratien, vor allem aber ihre Mitgliedschaft in den Europäi-

sch€n Gemeinschaften und im Allantisch€n Bündnis (NATO). Seit 1973 ist sie

ofiiziell Mitglied der Vereinten Nationen, in deren zahlreichen Unterorganisationen

sie bereits vor ihrem Beitritt mitgearbeitet hat.

Die Bundesrepublik Deutschland unterhält zu fast allen Slaaten der Welt diplomati-

sche Beziehungen. Zum '1. Dezember 1991 war sie in 165 Ländern vertreten.

Vor diesem Hintergrund wurden zu einigen wichtigen Themenbereichen (BevÖlke'

rung, Bildung, Erwerbstätigkeit, Gesundheit, Wirtschaft) internationale Vergleichs'
zahlen zusammengestellt. Sie stammen aus einer Vielzahl internationaler Ouellen,

die vom Statistischen Bundesamt ausgewertel werden.

Diese Zahlen können nur Größenordnungen vermitteln, da Unterschiede der

statistischen Begritfe, der Erhebungsverfahren und der Bearbeitungsmethoden die

Vargleichbarkeit der Angaben von Land zu Land erheblich beeinträchtigen. Auch

hinsichtlich der Aktualitäl der Ergebnisse müssen Einschränkungen in Kauf
g€nommen werden.
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20.1 Bevölkerung 19901

Land

Fäche

Überschuß
der Ge-

borenen (+J

Geslor.
benen (-)

EevdlkerLrng

gesaml
Einwohner

je km'z
Lebend-

geborene
Geslor-

'1 000 km'? '1 ooo Anzaht je 1 000 Einwohner

Früh€res Bundesgebiet
Gebiet der ehem. DDR

Belgien
Bulgaden
Dänema.ka

Griechenland
Großbritannien u. Nodidand
kland
lsland
llalien

ösrerärch

Ponugal

Ehsm. Sowj€lunion
Spanien

Türkei
Ungam

egypten

Brasilien

Australien und Ozeanien

10 528
357
249
108

31
1]l
43

334
544

244
69

103
301
256

3
42

324
84

313
92

238
45ü

22 4rcs
505
128

93

30 305
1 001

42 060
I 512
I976
I 958
I373

44 385
9 561

378

I 509
7§7

135 818

710 000
79 480
63 232
16 247
I931
I003
5 140
4 902

56 556
10 031
57 236

3 515
251

57 637
23 690

14 943
4 242
7 712

37 854
i0 530

I566
6 674

286 717
38 9s9
15 639

10 917

648 00D
53 150
24 597

724 000
150 370
26 248
84 490

249 92a

3 r84 000
1 134 000

123 505

26 000
16 807

5 292 000

67

254
150

81
l lg

15
104
76

234
50

2
191

93
142
366

13
92

121
114
97
tg

162
13

122

117

21

53
10

17
18
3

,13

?7

72
119
327

3
2

39

113
110
12n
12,2
12,5
12.0
12,4
13.6
10.1
13.6
14 6
l8 7
9.7

14.2
12,4

14,0
I1,5
14,9
11,5
16,0
13,6

17,6
10,4
13,3
26,1
11,8

t1,5
11,2
12,4
10,8
11,9
11,6
9,9
9,4
9,3

|,5
8,8
6,7
9,1
9T

10.6

10,7
10,9
10,1

10,7
10,8
9,1

10,0
83

1l6
7,5

13,7

0,2
o,2
0,4
1,4
0,6
0,4
2,9
4,2
0,8
2,1
5,8

12.0
06
5,1
1.8
4.0
3,3
0,6
4,8

2,8
3.4
76
2.1
'1.7

18,6
1,9

+ 7,6

+

-
;
+

+
+
+
+
+

+
+
+
+
+
+

+

+

+

I
38,8 +29,3

+27,A
9,5
8,0

14,9

167

+ii,8
+ 7,6
+26,2
+ 8,1

208
10,1

+'14,2
+ 3,7

14,9

1 Wen. Dalen lür 1990 no.h nichl vodaqen, Erqebnisse lür den zuleh verlügbaren Zerpunkl bztr Zetaun. Au8erdem bel
Europa, Aäika.Anerika. Asien, Auslralie. und ozeanien 3owie welr 1989.

2 Einschl. des eulDpäis,rh€n Teirs der sh€m. Sowj€lui o. und d€rTilrke, ohnB Grönlard.
3 Bundeeeplblik Deul$hland nach der Gebiel$tand äb dem 3 10 1990
4 Ohne Färöerlnd G(jnland.

6 oarunlorii Euo;a:23 623 km?.

7 Einschl I an.laya (We§nian) und Gaza-Slreden sow,e des as alishen Teirs der ehem. S@jeluF on und der Türker.
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5,7
7,3
5,3
8,6

6.6
6,4

7.3



20.2 Bildungl

Land Schüler und Sludenlen
nach Bildungsbereichen

Jahr
Sekundar.

bereich
Terliär-

1 000

Bundesr€publik D€uEchland'z
Eh6m. DDB und Benin (Osl)
Dän6mark

Großbdlanni€n u. Nordirland
llalien

ösroräcn

Porlugal
Rumänien

Schweiz
Ehem. Sowjelunion
Spanien

Türkei
Ungarn

&ypten

Brasilien

vereinigre Sraaren

China6
lndi€n

Austalien und Ozeanien

1988
lgaa
1988
1988
1988
i 986
1987
I9a8
r 988
I988
1988
1988
1987
1988
1987
1988
1988
1988
1SA7
1988
19AA
1988

1988
1988
r988
rs88

1S88
1988
1S88
1984
1987

1988

2 388
956
363
349

4176
466

4 370

1 422
14?9

31?
361

5 087
1234'
3 027

580
343

24 711
3 247
2 014
6 88{F
1243

6 ?19
1 418

ila63
442

5 390
&36

4 504
5 285
2§?
1U»

366
606
751
5805

1 529
609
377

21 243
4 798

812
3 2e83

446

52 461
49 441
11 693
11 310
3 191

't ü7
4i)9
12f
'147

14n
t89p

r 086
1 296

341

115
193
494
210

187
125

5 097
10ro

185
595

99

1987
1988
1988

7 035
3 911
5124

4131
1 999'

563

875
181

26 A21

2 319
14 656
27 1174

3 340
2 249
6 856

13 9134

1 504
1 309
1 310

13 323

95 740
30 131

9 873
7 609

2 066

9 807
2 588

316

1 530 1 297 421

1 O6m Pr marbsreich sind d e Schulen zugeordn€t. die - nomales€i§e b€ginnond mil d6m $chsl6n L€b€nsiahr -
im Rahmen d€r allg€meinen Schulpllictn eh€ Grundausbildunq vo mind€stons vigr, im ourchschnin abd En
€twa s€chs JahrBn Oau6r vermiteln. - Oer SekundaÖaßich umlaßl in d6r B€961 zwei Bildungsabs{hnitlg
(Sekundaö€€ich I und ll). Do. Iängore Abschnit (Sekundaöeßich D sndel in dsn meislen Ländsm hil d€r
Erlüllung dor ellggmeinen Schulp,lrcht. Der sich anEchli€ßsnds küuer€ Abschnln (S.kundaö6Gich ll) vBmitsh
ein€n weilsnührend€n Abschuß - DsrT6rtäö6€iDh ur aol die Ausbitdungsgänge.ach EnüIung d6r allgomoi-
n6n Schurpllichrzs , di6 an deniEweils ls12t6n Ab$hluß einerAusbildung im S€krndsöer6ich llans.hlie0€n,

2 Nach dem G6biersstand vor dem 3. 1 0. 1 990
3 1987.
4 1986
5 1985.
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20.3 Emerbstätigkeit 19901

Land
der E.

der Be-
völkerung

Land- und

Gewerbe

sonsligen

schalls-
bereichen

EMeöslälige in (im)

% der Erwerbsläligen

Europa
Bundesrepublik Deulschland2
Ehem. DDH ufld Berlin (Osl)
Belgien
Bulgarien
Oänemark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großb lannien und Nordirland
lrland
lsland
llalisn
Juooslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Öslerreich

Portu0al
Rumänien
Sch\üeden
Schweiz
Eh€m. Sowjelunion
Spanien

Türkei
Ungarn

Kanada
Vereiniqre Sraalen

Chinas
lndien
lsrael
Japan
Korea, Bepublik
Pakslan
Singapur

Austelien und Ozeanien

Neuseeland

4.4
4.0
2,7

16,5
5,5
8,3
6,0

26.5
2,1

15,0
14.2
8,8

28,7
3.3
4.5
6,4
7,9

25,8
t7.s
27.9
3,3
5.5

18,2
11.8
11,3
50,1
18.8

401

24.2
46,6
27.2
30,6
295
27,3
28,7
24.1

31,9
309
30,4
26.0
24.6
37,0

345
45,1

35,0
38,4
33,4
45,1
2D,2
35,4

55,5
44.e
69,1
36,9

61,1
64,5
46,2
69,2
56,9
s9,6
59,3
40,4
66,3
69,5
69,4
55,1
36,9
47,6
27,O
67,6
59,5
43,4
54,8
43,6
29,7
45,0

48
54
42
52
57
52
44
39
50
31
43
42
43
42
46
50
45
49
48
59

53
50
39
50
3S

51

50
4.2
2.8 26

1t,2
10,7

,6
,5

24

51
37
36
52
43
29
49

68.4
62,6
4.2
7.2

r9,5
51,1

0,3

17.2
12,6
27,4
34.1
33,1
19,8

24,8
66,0
58,7
46,6
29,1
64,0

48
5,5

10,5
25.6
24,6

68,S
64,9

1 Wenn Oalen für 1 990 noch nichl vonagen Ergebn sse lür den zulelzl verlügbaren Ze tpunkl bzw. Zefiaum.
2 Nach dem Geb els§and vor dem 3 10 1990
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20.4 Gesundheitswesen

Land

Einwohner
je ArII

Einwohner
ie

Kränken-
hausbett

im 1. Lsbens.
jahr Gestor-
bene (ohne

Totgeborene)
jB 1 000
Lebend-

geborene

r989i r985, 1989j

Europa
Bunde6republik D€ulschland3
Ehem. ODR und Eedin (Ost)
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich
Gri6chenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
llalien
Jugoslawien
Luremburg
Niederlande

Östereich
Polen
Porlugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Ehem. Sowjelunion
Spanien
Türkei
Tschechoslovvakei
Ungarn

Agypten
Algerien

Chile
Kanada
Kuba
Vereinigte Staalen

lndien
JapEn

Aust/alien uncl Ozednien
Australien

409

443
399
310
665
769

549
555
3e6
451
388
487
383
567
387
696
270
280
365
271
307

761
330

436

s1
97

107
130
65

170
162
122
103
103
166
84
a2
67
90

134
196
114
69
96
80

198
4€0
80

109

440
380

157

7,6
8,6
4,4
5,8
7,5
9,8
0,5
7,5
8,8

6,8
7,4
8,3

16,0

26,9
6,0
6,8

23,0
7,4

63,2
11,3
15,7

2
49,4
70,1

1 231
514
530
473

292
129
246
171

17,1
7,1

11,1
10,0

1 004 502
300
86 4,4

95.0

8,0

1 W€nn Daten lür 1 989 n@h nichl vodag6n, E€6bnissa Iür d6n u ul6t2l vBdngbaron Z€iirsum.
2 Wenn Oaten tür 1 905 noch nichl vonag€n, Ergebniss. tür den zubtn verlügbaren Z€ilraum.
3 Nach dem Gsbieissland vor den 3.10. 1990.
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20.5 Bruttoinlandsprodukt 1 989

Land Wäh,
rungs-
einhe 1

Brulloinlandsprodukl zu l\rlarklpreisen

tn
jewer
ligen

Preisen

Privaler

brauch

Slaats' lnvesti.
ver tionen

brauch

Anteile

Außen.
beilrag

n % des Bruttoinlandsprod!kls

Ewopa
Bundesrep!blik Deulschlandl
Belgien
Dänemark
Finnland
Frankreich

Griechenland

Großbritannien und Nordir and

l and
lsland

llalien

Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Nomegen
Oster€ich
Polen
Porlugal

Schweden
Schweiz
Spanien
Tschechosowakei
Türkei

Ungarn

Aneika
Brasilien

Kanada
lVexiko

Vereinigte Staaten

Asien
China, Volksrepublik
lndien2

Japan

Austrclien und Ozeanien
Australien3

Neusesland2

6 028
765

495
6 113

8 798
512

23 918

293 918
1187988
2 2A2 700

277
474

628
1 673

118 319
7 140
1 221

290
44 985

609
167 817

1 717

54,5
62,5

51,7
60,0
6S,3

63,8

56,5

60,0
61.7
40,3

55,5

59.3
50.4

63.7

51,9
57,5
62,7
56.3

59.3

18,9

14,4

r9,8
18,3

21,6
19,4
15,4

18,8

16,8
6,3

16,0

20,9

18,1

6,0
16,1

26,2
12,9

14,8

11,6
10,9

19,8

18,6
28,7

21,5

18,4

18,3

21,6
47,9
26,5

21,4
24,6
26,0

38,5

2S,8

16,0

26,4

+ 5,4
+ 3,3
+ 3,3

- 1,7

+ 0,3

- 8,8

+ 9.6

- 0,1

+ 5,5
+ 2,0
+ 4,0
+ 4,1

+ 0,5
+ 4.2

+ 0,6

- 0,2

- 3,0

+ 3,4

f,lrd. DLl
IVrd. bfrs
[/lrd. dkr
[/rd. Fmk
[.ird. FF

Mrd. Dr.

f,lrd. t
tulill. lr€

lVil. ikr
[,ird. Lit
llrd. Din

[.lrd lfrs
lvrd hfl

[.lrd nkr
lvrd. S

Mtd. Z
[,ird. Esc
lVrd. skr
I\,1rd. slr
[.lrd. Ptas
tlrd. Kös

lVrd. TL.
N.lrd. Fl

f,,lrd. Cr$
N.{rd. kans
I\,1rd. mex$
[,lrd. US-$

1 266

646

57.7

58,1

65,5
667

14,3
18,7
10,6
17,9

22,8
23,0
17,1

+ 3,2
+ 0,1

+ 0,9

- 1,8

[,1rd. FIVB.+
[4rd. F

[4rd. Yen

1 573
4 428

388 889
672
56.7

64,3
12,0

9,3

36,4
23,6

- 0,7

+ 1,5

[.fl . $A
tult.NZs

368 627
69 590

58,6
61,3

164
16.4

25,3
24,7

- 2,0

- 2,4

1 Nach dem Gebielssland vor dem 3.10. 1990.
2 Anqab€i Iür Fechiungsjahr. das am 1. apnl 1§89 b€srnnl.
3 Aigaben lür Fechiungsjahr. dasam 1. Juli1989 beg nn].
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Land Einluhr Ausluhr Ein-(-) bzr{.
Ausluhr- {+)
übercchuß

gesaml
je

Ein- 9esaml

je

En- gesamt
rns-

I\4iII, OI\4 DM I\4iII, DM DM M|II, DM DM

ns-ins-

wohner!!ohner

je
Ein-

Eurcpa
Deutschlandl
Belgien und Luxemburg
Dänemark
Finnland
Frankreich
Gnechenland
Großbritannien und Nordirland
lrland
llalien
Jugoslawien
Niederlande
Nolr4egen
Östsr€ich
Polen
Porlugal
Bumäni€n
Schweden
Schweiz
Ehem. Sowjelunion
Spanien
Tschechoslowakei
Türkei
Ungarn

Afika
Nigeia
Südaf ka

Anetika
Brasilien
Kanada
Vereinigte Staalen

Asien
unrna'
Hongkong
Japan
Korea, Republik

Austrclien und Ozeanien
Australien

573 479
192 981

51 020
43 570

374 721

31 787
361 538

33 296
289 479
30 361

202 830
43 244
80 391

13115
40 298
14716
87 706

112 299
1 267
140 949
21 065

14 086

7 179
18 901

I 731

3 141

6 297
I513
5 020
1 275

13 576
10 199

10 427
344

3 827

10 246
16 736

673
3 618
1 345

625
1 335

680 857
190 835

56 603
43142

338 707
12 336

300 019
38 375

272117
23 088

212 685
54 965
67 563
21 983

I618
92 655

103 059
168 807

89 759
19 168
20 846
15 659

22 019
30 601

I523
18 691

11 012
8 646
6 00r
1278
5 226

10 964
4719

970
14n6
12 963
8 763

2 505
415

10 824
15 359

585
2304
1224

1 444

+ 107 378

- 2 146
+ 5 583

- 428

- 36 014
- 18 851

- 61 519
+ 5 079

- 17 362
- 7 273
+ I855
+ 11721

+ I868
- 13 925

- 5 098
+ 4 949

- 1240
- 25 460

- 51 190

- 1 897
- 14 209
+ 1573

+1 344

- 210
+r 086

-85
- 638

-l 863

-l 071
+,451
- 301

- 305
+ 660
+2764
-1 664

-1322
- 219
+ 578

-1377_88
-l 314

- 121

+ 149

27 444 n8
203
867 + 3 157 + 89

187 185
830 280

219
7 058

50 668
204 870
635 434

!37 + 17717 + 118
7725 + 17685 + 667
2 542 -194 846 - 780

85 779
132 594
377 398
110 534

100 163
132 542
462 909
104751

88
22852

2 449

+ 14 384

-52
+ 85 51r
- 5 783

+ '13

-9
+ 692

- 135

22 861
3 055
2 583

62 431 3 653 63 7S5 3 732 + 1 354 + 79

1 Aundesr€publik Deolschland nach dem G6bialsstand ab dsm 3.10. 1990.
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20,7 Wirtschaftsdaten 19891

Land Produktion Ferlig-
gestellte

nungen
je

100 000
Einw.

Stein-
kohle

Boh-
stahl

Elekkizität Pkw
[,lli . kwh

,e
100 000
Einw. 'l 000 St.1 000 t

Europa
Eundesrepublik Deuischland2
Ehem. DDR und Berlin (Osl)
Belgien
Eulga en
Dän€mark
Finnland
Frankreich
Griechenland
Großbritannien !nd Nordi/and
lrland
Italien
Jugoslawien
Luxemburg
Niederlande
Norwegen
Östereich

Porlugal
Rumänien
Schweden
Schweiz
Ehem. Sowjetunion
Spanien

Türkei
Ungarn

Südafrika

Brasilien
Kanada
Vereinigle Slaaten

lndien
Japan

Austalien und Ozeanian
Auslralien

11 471 3 409

98 286
48
74

2AA

o

1 893
193

710
716
660
492
554
023
725
309
545
3S0
366
350

493
834
658
384
249
324
639
177

550
92

279

71 428 41 073
1 829

10 s66
2 899

2 921
19 335

957
18 740

324
25184
4 444
3 721
5 681

678
4714

15 0S4

14 415
4 693

sr6
160 096

-12 765
15 465

7 799
3 315

4 536
211
326

384
556
447
450
507

1 149

742
1 169

613
379
487

859

170 424
258

B 292
30

1 970

137

7
293

85
348

1174
1 639

183

2

512
362
506
453
7Al
662
497

588
677

576 797
19 294
25 068

3 204
2124

173124 I 567 474

6 540
38 796

810 036

25 055
15 458
89 884

156
1 903
1112

731
984

6 823

1 020 552
198 828

10 188

61 430
14 429

r07 909

134 636

3 598 000

6 732

785 094

53
30

650

880

209

357

35 930

I 052

1 Wenn Dal6n Iür 1989 n@h n chl wrlagen, Erg€bniss für d6n zuleEr verlügbaron zoirplnkt bzw z6il.aum
2 Nach dem G6bielsstand vo. dBm 3 1 0. 1 990.
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1

A. Einleitung

Lebenslagen und subjektives
Wohlbefinden:
Konzepte und Daten
der Sozialberichterstattu n g

Aufgabe der Sozialberichterstattung ist die kontinuierliche Wohlfahrtsmessung und
Dauerbeobachtung des sozialen Wandels. Der Prozeß der deutschen Vereinigung
stellt dabei eine besondere Herausforderung dar. Es gill nicht nur die bisherige
Berichlerstattung über die Entwicklung der Lebensbedingungen und den Wandel
sozialer Strukturen, Verhallensweisen und Wertorientierungen lortzusetzen, son-
dern auch die Prozesse der Transformation der früheren DDFI-Gesellschaft und
ihrer lntegration in die institutionellen Strukturen der Bundesrepublik hinsichtlich
ihrer Konsequenzen Iür die Bürger systematisch zu beschreiben und zu analy-
sieren.

Die Angleichung der Lebensverhältnisse und der schrittweise Abbau des l\y'oderni-
täts- und Wohlfahrtsgefälles zwischen den alten und den neuen Bundesländern
sind gesellschaftspolitische Ziele, die nach der Wiederherstellung der staatlichen
Einheit mit Priorität verfolgt werden. Eine detaillierte Beobachtung der Entwicklung
der faktischen sozialen Strukturen und der objektiven Lebensbedingungen sowie
der sich ergebenden Probleme, Defizite und Friktionen, ist eine wesentliche
Voraussetzung, um diese Zielsetzung realisieren zu können. Zu den Aulgaben der
Sozialberichterstattung gehört es unter diesen tJmständen auch, zu registrieren
und zu beschreiben, wie die Bürger im Osten und Westen Deutschlands ihre
jeweilige Situation delinieren, wie sie die sich verändernden Lebensumstände

',flahrnehmen und bewerten und wie sich daraus resultierend das subjektive
Wohlbefinden, das soziale Klima und die Stimmungslage der Bevölkerung ver
ändern. Für die Herstellung der ,,inneren Einheit" sind nicht zuletzt auch lnformatio-
nen über die wechselseitigen Wahrnehmungen und Zuschreibungen der Bürger in

Ost und West von Bedeutung.

Bei einem ,,social monitoring" dieser gesellschaftlichen Entwicklungsprozesse
geht es darum, den Entscheidungsträgern in Politik und Wirtschaft steuerungsrele-



vante Probl€minlormationen zur Verfügung zu stellen und dem lnformationsbedürf-

nis der Ötlenllichkeit gerecht zu werden, Der Teil ll des Datenreports erweiten das

lnformationsangebot der amtlichen Statistik um die Perspektive der nichtamtlichen,

sozialwissenschaltlichen Sozialberichterstattung. ln den Beiträgen dieses Teils

kommt nicht nur eine teilweise andere, in stärkerem Maße durch sozialwissen-

schaftliche Theorieansätze strukturierte Sichtweise zur Geltung, sie slützen sich

auch auf ein€ nichtamlliche, spezifisch sozialwissenschattliche Datenbasis. Die

Zusammenarbeit von amtlicher Statislik und wissenschaftlicher Sozialbericht-

erstattung hat sich erstmals in dem Datenreport von 1985 niedergeschlagen, Die

spezifische Arbeitsteilung, die dabei gefunden wurde, hat sich - das zeigen auch

die Ausgaben des Datenreports von 1987 und 1989 - bewährt. lm Mittelpunkt des

sozialwissenschaftlichen Teils stand jeweils der Zusammenhang von objektiven

Lebensbedingungen und deren subjekliver Wahrnehmung und Elewertung. lnlor-
malionen über subjektive Sachverhalte und Befindlichkeiten, wie Einstellungen,

Erwadungen, Präferenzen und Beurteilungen, st€llen auch eine wichlige Basis für

die B€richlerstattung in diesem Teil des Datenreports 1992 dar.

Die einzelnen Beiträge sind darauf ausgerichtet, einerseits die verschiedenen

Lebenslagen und andererseits Einstellungen, EMartungen und das subj€ktive

Wohlbetinden der Bundesbürger zu beschreiben und zu analysieren. Dabei finden

obiektive Aspekte der Lebensbedingungen und subjektive Situationseinschätzun-
gen durchgängig, wenngleich mit unterschiedlichen SchwerpunHsetzungen, Be-

achtung,

Der vorliegende Datenreporl 1992 informiert auch über gesellschaftlichen wandel,
stellt aber im tjnterschied zu früher€n Ausgaben den Ost-West-Vergleich in den

l\rittelpunkt seiner Berichterstattung. ln der gegenwärtigen Situation des Zusam-
menwachsens der beiden Teilgesellschatten richtet sich die Aufmerksamkeit in

besonderem Maße auf die in vielerlei Hinsicht noch bestehenden und sich nur

langsam verringernden Unterschiede und Diskrepanzan zwischen den alten und

den neuen Bundesländern, z.B. in den mat€riellen Lebensbedingungen und im

subjektiv€n Wohlbefinden, aber auch in vielen Verhaltensstrukturen, Einstellungen

und wertorientierungen der jeweiligen Bevölk€rung.

Obwohl die amtliche Statislik zweifellos die Hauptlast der Bereitstellung von

lnformationen über di€ Gesellschaft zu tragen hat, ist gerad€ unter den außerge-

wöhnlichen Umständen der deuischen Wiedervereinigung deutlich geworden, wie

wichtig und unverzichtbar eine leistungsfähige sozialwissenschaftliche Umfrage-

lorschung für eine aktuelle und differenzierte Sozialbericht€rslattung ist. Die soziäl
,,/vissenschanliche Umfrageforschung stellt nicht nur lnformalionen zu Themen und

Fragestellungen bereit, die außerhalb des Erh€bungsprogramms der amtlichen

Statislik liegen, sondern sie ergänzt das Syslem der lnformationsgewinnung auch

in mathodischer Hinsicht, Die sozialwissenschaftliche Umfrageforschung verfügt

nicht über die umfangreichen Stichproben der amtlichen Statistik, aber sie kann mit

ihrem lnstrumentarium häufig schneller und flexibler auf veränderte B€dingungen
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und lnformationsanforderungen reagieren und ihr Erhebungsprogramm den spezi-
lischen Umständen anpassen.

Die Beiträge im Teil ll des vorliegenden Datenreports stützen sich überwiegend auf
drei Erhebungsprogramme der empirischen Sozialforschung, die speziell für die
gesellschaftliche Dauerbeobachtung konzipiert worden sind: die Allgemeine Bevöl
kerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS). das Sozio-ökonomische
Panel (SOEP) und den Wohlfahrlssurvey. Jedes dieser zunächst für die frühere
Bundesrepublik entwickelten Dalenerhebungsprogramme bietet inzwlschen - mit
spezifischen Akzenlsetzungen - lnformationen für den Bereich der neuen Bundes-
länder und damit auch Möglichkeiten des Ost-West-Vergleichs.

Die Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften isl eine Hepra-
sentativbefragung, die in der Bundesrepublik seit 1980 in zweijährigem Turnus
durchgeführt wird. Verantwortlich lür die Konzeption und Durchlührung der
ALLBUS-Erhebung ist das Zentrum für Umfragen, Methoden und Analysen
(ZUMA) in Mannheim. Die Datenaulbereitung, Archivierung und Weitergabe der
Daten erfolgt über das Zentralarchiv ,ür empirische Sozialforschung in Köln. Mit
wechselnden inhaltlichen Themenschwerpunkten und der teilweisen Replikation
von Fragen stellt der ALLBUS eine der meistgenutzten Datenquellen für die
sozialwissenschaftliche Forschung und Lehre in Deutschland dar. Orientiert an den
Zielsetzungen der deskriptiven Sozialberichterstattung, der Untersuchung des
sozialen Wandels und der international vergleichenden Analyse, werden regel-
mäßig lnformationen zu den Bereichen Sozialstruktur und Sozialbeziehungen,
allgemeine Werte und Grundeinstellungen sowie der Legitimität der politischen und
sozialen Ordnung erhoben. Kernstück des ALLBUS-Erhebungsprogramms ist erne
auslührliche Slandarddemographie.

Die Grundgesamtheit der ALLBUS-Umfragen bestand bis einschließlich 1990 aus
allen wahlberechtigten Personen in der damaligen Bundesrepublik und Wesl-
Berlin. Die Stichprobengröße bekug jeweils rund 3000 Personen. lm Frühjahr
'1991 wurde im Bahmen des ALLBUS-Programms eine Baseline-Studie im gesam-
ten, nun auch die neuen Bundesländer und den Oslteil Berlins umlassenden
Bundesgebiet durchgeführt. Die Stichprobe war disproportional angelegt und
umfaßt 1514 Befragte in den alten und 1544 Befragte in den neuen Bundes-
ländern.

ln einem engen organisatorischen und inhaltlichen Zusammenhang mit dem
ALLBUS stehen die jährlichen Erhebungen des lnternational Social Survey Pro-
grams (ISSP). Das lür den vorliegenden Dalenreport ebenfalls als Datenquelle
verwendete ISSP-Plus ist eine Befragung von 1028 Personen in den neuen
Bundesländern, die im Dezember 1990 durchgeführt wurde und in ihrem Fragepro-
gramm weitgehend der im Sommer 1990 in den alten Bundesländern durchgelühr-
ten ISSP-Erhebung entspricht.

Daten der ALLBUS-Erhebungen und des ISSP-Plus werden im vorliegenden
Datenreport in den Kapileln 1 1 , 16, 17, '18, 19, 20 und 21 des Teils ll verwendet.
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Das Sozio-ökonomische Panel (SOEP) ist eine empirische Langzeitstudie zur
repräsentativen Erlassung des gesellschaftlichen Wandels, Es handelt sich um

eine Längsschnitterhebung, in der seit 1984 eine Ausgangsstichprob€ von rund

6000 deutschen und ausländischen Privathaushalten bzw. rund 12000 Personen
in der früheren Bundesrepublik und West-Berlin jährlich befragt wird. lnnerhalb der
repräsentativ ausgewählten Haushalle werden alle Personen im Alter von 16 Jah-
ren und darüber in die Befragung einbezogen. Das Sozio-ökonomische Panel
wurde ursprünglich im Flahmen des Sonderforschungsbereichs 3,Mikroanaly-
tische Grundlagen der Gesellschattspolilik' der Universitäten Frankfurt und Mann-
heim konzipiert und lvird vom Deulschen lnstitut für Wirtschattsforschung (OlW) in

Berlin durchgeführt. Als eine Längsschnitterhebung zielt das SOEP plimär daraut
ab, lntormationen über Veränderungen im Zeitablaut auf der Mikroebene von

lndividuen und Haushalten bereitzustellen. Die thematischen SchwerpunKe d€s

SOEP liegen in den Bereichen des Einkommens und der Er,JYerbstätigkeit, aber es
werden - im Rahmen variierend€r thematischer Vertiefungen - auch zu and€ren
Aspekten der sozioökonomischen Lebensbedingungen, wie z.B. Bildung und

Weiterbildung, regionale und berufliche Mobilität, Gesundheit und zeitverwen-
dung - in begrenztem Umfang auch zu subjektiven Bewertungen in Form von

Zuf riedenheit - Längsschnittintormationen erhoben.

Noch vor lnkratttreten der Währungs-, Wirtschatts- und Sozialunion wurde auf
dem Gebiet d8r ehemaligen DDR im Juni 1990 eine Basisbefragung des Sozio-

ökonomischen Panels mit der Zielsetzung durchgelührt, eine Grundlage lür die

Beobachtung der Systemtransformation und der damit verbundenen sozialen und

ökonomischen Anpassungsprozesse auf der l\,Iikroebene zu schaffen. Di€ Stich'
probe der Basisbefragung des SOEP-OSI umfaßte 2'179 Haushalte bzw 4453
Person6n. Die 199'1 durchgelührle zweite Welle des SOEP-OSi wurde bereits
parallel und weitgehend synchron mit der achten Welle des SOEP-WBSI durch-
geführl.

Die Kapitel 3, 4, 5, 6, 7, 8, 10, 12, 13, 14 und 15 des vorliegenden Datenreport6

Teil ll beruhen hauptsächlich oder teih,yeise aul Analysen von Daten der ersten

beiden Wellen des SOEP-OSI sowie der ersten siebsn Wellen des SOEP-West.

Wegen der höh€ren Priorität, mit der die Dalen des SOEP-OSI aulbereitet wurden,

stand die achte Welle des SOEP-West von 1991 fÜr die den Beiträgen dieses

Oatenreports zugrundeliegenden Analy§en noch nicht zur Verfügung.

Der Wohllahrtssurvey ist eine Repräsentativbefragung, die orientiert an VoÖildern

in anderen Ländern speziell für die Messung der individuellen wohlfahrt und

Leb€nsqualität konzipiert wurde. Dieses Befragungsinstrument ist vor all6m darauf
ausgelegt, für verschiedene Lebensbereiche Dimensionen der objGktiv€n L€bens-

bedingungen und des subjektiven Wohlbefindens mit geeign€ten lndikatoren im

Trendverlauf zu beobachten und in ihrem Zusammenhang zu analysieren.

Der Wohlfahrtssurvey wurde im Rahmen des Sonderforschungsbereichs 3 ,Mikro-
analytische Grundlagen der Gesellschaftspolitik" der Universitäten Frank urt und
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Mannheim entwickelt und bisher viermal - 1978, 1980, 1984 und '1988 - im Bereich
der früheren Bundesrepublik und West-Berlin durchgetührt. Die Grundgesamtheit
bildeten jeweils alle Personen, die in Privathaushallen lebten und das 18. Lebens-
jah r vollendel hatten, Der Stichprobenu mfang lag jeweils zwischen 2 000 und 2 500
Befragten. Die vier Wohlfahrlssurveys enthalten gemäß dem Replikationsprinzip
zum großen Teil gleichlautende Fragen, darüber hinaus aber auch jeweils wech-
selnde thematische Schwerpunkte mit neuen Fragestellungen,

tJnmittelbar nach der Wiederherslellung der staatlichen Einheit Deutschlands hat
die Arbeitsgruppe Sozialberichterstattung des Wissenschattszentrums Berlin für
Sozialforschung (WZB) in Kooperation mit dem Zentralinstitut für Jugendforschung
in Leipzig im Oktober/November '1990 aul dem Gebiet der ehemaligen DDB den
Wohlf ahrtssurvey-Ost durchgeführt. Die Zielsetzung bestand dabei darin, dem
Erhebungsprogramm des Wohlfahrtssurveys entsprechende und für die alten
Bundesländer vergleichbare Baseline-lnformationen für die neuen Bundesländer
unmittelbar nach der Wiedervereinigung zu erheben. Die Stichprobe des Wohl-
fahrtssurvey-Ost umfaßt 735 Befragte.

Daten der Wohllahrtssurveys werden im vorliegenden Datenreport in den Kapileln
2, 9, '13, 14, 15 und 18 des Teils ll verwendet.

ln einzelnen Beiträgen (Kapitel20,21) werden neben den Daten des ALLBUS, des
Sozio-ökonomischen Panels und der Wohllahrtssurveys lür spezielle Fragestellun-
gen noch zusätzliche Datenquellen herangezogen:

- die ,Berlin-Umlrage 1990", eine Repräsentalivbelragung für Berlin mit'1 378
Bafragten in West-Berlin und 868 Befragten in Ost-Berlin, die im Frühiahr 1990
durchgeführt wurdei

- die ,,'l. Welle der vergleichenden Wahlstudie Bundestagswahl 1990", eine
Bepräsentativbefragung für West- und Ostdeutschland mit 1340 Befragten in
Westdeutschland und 692 Befragten in Ostdeutschland. Die Erhebung fand im
Oktober/November 1 990 statt;

- die ,,2. W€lle der Wahlstudie 1990", eine repräsentative Wiederholungsbefra-
gung für Westdeutschland mit 1 476 Befraglen, die im Mai/Juni 1990 durchge-
führt wurdei

- die 'Vorwahlstudie zur Bundestagswahl 1990", eine Flepräsentativbefragung
für Ostdeutschland mit einem Stichprobenumtang von 959 Befragten im
November 1990:

- die Studie ,,Bundestagswahl 1990", eine Bepräsentativbefragung lürWest- und
Ostdeutschland. Befragt wurden im November 1990 1085 Personen in West-
deutschland und 1265 Personen in Ostdeutschland.

Die in den lolgenden Beiträgen von Wissenschattlern des Deutschen lnstituts für
Wirtschaftsforschung (Berlin), des Wissenschaftszentrums Berlin für Soziallor-
schung und des Zentrums 1ür Umfragen, Methoden und Analysen (l\4annheim)
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präsentienen lntormationen vermitteln 6in Bild der sozialen Lage und der aktuellen
Tendenzen des gesellschattlichen Wandels in West- und Ostdeutschland, wie es
sich auf der Basis von Analysen dieser repräsentativen Bevölkerungsumfragen der
Sozialwissenschaften darslellt. zusammen mit den Daten der amtlichen Statistik in

Teil I dieses Datenreports wird damit zugleich ein wesenllicher Ausschnitt der
derzeit verfügbaren quantitativen lnformationen über den geg8nwärtigen Stand
und den bisherigen Verlauf, schon zu v€rzeichnende Erfolge ebenso wie die noch
bestehenden Probleme der deutschen Vereinigung dokumentiert und der Öttent-
lichkeit zugänglach gemacht.

(Heinz-Herbeft Noll I Roland Habich)
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B. Lebenslagen

2 Haushalt und Familie

Die Familie ist in West- und Ostdeutschland gleichermaßen ein zentraler Lebens-
beroich: in der Lebensplanung des einzelnen, für das individuelle Wohlbelinden,
für die Lebenschancen der Familienmitgli€der und - wenn auch mit unlerschiedli
chen Akzentuierungen in der früheren DDB und in der ,,alten" Bundesrepublik - als
Agenda staatlicher Politik. Um so erstaunlicher ist die Tatsache, daß gerade in der
ehemaligen DDFt, deren familienzentrierte Sozialpolitik unübersehbar war, zentrale
Basisdaten zur Lage von Familien nur sehr rudrmentär zur Verfügung standen.
Bislang lehlten vor allem repräsentative Daten, um die oft benannten ,,anderen"
Familienverhällnisse - etwa im Hinblick auf Familientypen, das Heiratsalter, die
Kjnderzahl, die Frauenerwerbstätigkeit - quantitativ darstellen und Zusammen-
hänge im D€tail belegen zu können. Auch die zur Beschreibung der sozialen Lage
von Familien notwendigs Zusammenführung objektiver Lebensbedingungen
bestimmter Familientypen und subjektiver Bewertung scheiterte an einer unzurei-
chenden Datenbasis.

ln diesem Kapitel werden dazu für das Jahr 1990 - das für die Beschreibung von
Transformationsprozessen relevanle Basisjahr - zenkale Verteilungen dokumen-
tiert: Zunächst wardan einzelne Haushalts- und Familienformen in Ost- und West-
deutschland vergleichend dargestellt. Anschließend werden mit ausgewählten
lndikaloren die objektiven Leb€nsverhältnisse in diesen Familienformen beschrie-
ben; danach werdan dae darauf bezogenen subjektiven Bewertungen aufgelührt,
um auch im Bereich des individuellen Wohlbefindens Unterschiede und Ahnlichkei-
ten aufzeigen zu können.

2.1 Haushalts- und Familientormen

Für die Familie läßt sich eine Abfolge typischer Entwicklungsphasen bestimmen:
junge Erwachsene in der vorehelichen Phase, die noch bei ihren Eltern oder
bereits (alleine) in einem eigenen Haushalt leben; junge Verheiratete, die noch
keine Kinder haben; Verheiratete mit Kleinkindern, mit Schulkindern, mit erwachse-
nen Kindern; die sogenannte ,,nachelterliche Gefährtenschaft" der Ehepaare,
deren Kinder den elte ichen Haushalt bereits \.rieder verlassen habeni schließlich
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die Phase, die mit der Verwitwung beginnt. Neben diesen Lebenszyklusphasen
treten - vor allem in der Diskussion um die Erosion der klassischen Familienver-
hältnisse - 2unehmend andere Lebens' und Familienformen in den Vordergrund:
unverheiratet zusammenlebende Partner; die unter sozialpolitischer Perspektive
besonders wichtige Gruppe der Alleinerziehenden; schließlich noch die Geschie-
denen und diejenigen, die ihr Leben lang unverheiratet bleiben. Diese lür die

',vestliche Gesellschaft entwickelte Klassifikation wird auf die ,andere" ostdeutsche
Gesellschaft übertragen, um einen ersten Überblick über die Lebensformen in

West- und Ostdeutschland zu geben. Die Annahme lautet, daß Besonderheiten der
Fämiliensituation in der früheren DDR-Gesellschatt auch in dieser Typologie ihren
Niederschlag f inden müßten,

Abb. '1: Haushalts- und Familienformen in Ost- und Westdeutschland
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Der Vergleich der Lebens- und Familienformen zeigt auf den ersten Blick eine
erstaunliche Ahnlichkeit, daneben aber auch nennens\,vene Unterschiede. ln Ost-
und Westdeutschland stellen Ehe und Familie nach wie vor die vorherrschenden
Formen des Zusammenlebens dar. Unterschiede zwischen West- und Osldeutsch-
land ergeben sich in der Verteilung der Familienformen nicht zuletzt durch das
damals erstaunlich niedrige Heiratsalter an der ehemaligen DDR. Dies ist an dem
geringeren Anteil an ,jungen Ledigen ohne Partner und ohna Kinder, die noch bei
ihren Eltern wohnen' (4 % im Osten gegenüber 8 7. im Westen), ablesbar sowie
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an dem höheren Anteil an ,,älteren Ehepaaren ohne Kinder im Haushalt" (25 o/o

gegenüber 20 %). ln der höheren Ouote Geschiedener (7 % im Osten gegenüber

5% im Westen) kommt eine größere lnstablität der Ehe zum Ausdruck, wobei
zugleich der Anteil an sogenannten Zweit und Drittehen in der früheren DDR sehr
hoch war. Der Anteil an Alleinerziehenden im Ostteil Deutschlands scheint bezo-
gen auf die Gesamtbevölkerung mit knapp 5 o/o relativ gering und widerspricht
scheinbar dem Umstand, daß Ende der 80er Jahre nahezu jedes dritte Kind von
einer unverheirateten Mutler geboren wurde. Werden Familien mit Kindern als
Bezugsgröße betrachtet, zeigl sich ein anderes Bild: Jede achte Familie im Osten
gegenüber jeder dreizehnten im Weslen Deutschlands ist eine sogenannte ,,unvoll-
ständige Familie". Darüber hinaus relativiert eine Heirat der Eltern nach der Geburt
des Kindes die zunächst hohe Zahl der unverheiraleten Mütter. Die auf Ehe und

stabile Familie ausgerichtete Sozial- und Familienpolitik der ehemaligen DDB kann
damit als nicht sehr erfolgreich bezeichnet werden. Für beide Teile Deutschlands
greitt aber auch die Einschätzung einer Erosion der klassischen Familie nicht: Ehe
und Familien scheinen nach diesen Daten weniger in Auflösung begritfen, als viele
vermutet oder befürchtel hatten (vgl. dazu Teil ll, Kap. 16).

2.2 Lebenslagen in unterschiedlichen Familienformen

Gerade angesichts der teilweise recht ähnlichen verteilungen in West- und Ost-
deutschland muß ein besonderes Augenmerk darauf gerichtet werden, daß sich
hinter den einzelnen Lebens- und Familientormen jeweils ,,andere" objektive
Lebensbedingungen und auch verschiedene subjektive Befindlichkeiten verbergen
können. ln fab. 7 werden einige lndikatoren aus Bereichen präsentiert, die für die
Flealisierung von Lebenschancen zentral sind: Erwerbstätigkeit, Einkommen und
Wohnverhältnisse.

Das Wohlfahrtsgefälle zwischen Ost- und Westdeutschland - in den Bereichen
Einkommen, Wohnbedingungen, Erwerbstäligkeit - ist in praktisch allen ausgewie-
senen Lebens- und Familienlormen otfenkundig: Sowohl im Einkommen als auch
im verfügbaren Wohnraum liegt der Osten wie erwartet auf niedrigerem Niveau.
Wird der durchweg höhere Anteil erwerbstätiger Frauen in praktisch allen Familien-
formen der ehemaligen DDR belrachtel (vgl. auch Teil ll, Kap. 4), wird der Eindruck
vermittelt, daß die sozialpolitischen Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und
Multerschaft durchaus erfolgreich waren. Selbst verheiratete Frauen mit Kleinkin-
dern gingen mehrheitlich (62%) einer hauptberuflichen Erwerbstätigkeit nach.
lnsgesamt höher als in Westdeutschland war die durchschnittliche Zahl der
erwerbstätigen Personen in den einzelnen Lebens- und Familienformen (1,5'1 im

Westen im Vergleich zu 1,72 im Osten). Allerdings ermöglicht selbst dieser hohe
Anleil an mehreren Einkommensquellen pro Haushalt in der Ex-DDR keine Anglei
chung an die entsprechenden westlichen Einkommensverhältnisse. Vielmehr war
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Tab. 'l: Ausgewählte objektive Lebenslagen in unterschiedlichen
Lebens- und Familienlormen

lnsgesami Nicht€Meöstätige Elweös- Wohn-
ldl'qe'prc räume

Männer Frauen Halshall pro Person
Wesl Osl West Ost Wesl Osl West Ost Wesl Osl

Haushalts-
einkom-

men/Kopl
Wesl Ost

in% o

lnsgesaml

Ledige. 18-30 Jahre,

ohne Patusr, ohne

Kinder in MehFersonen-
haushalt

Ledige, 18-30 Jahrc,
ohne Parlner, ohne

Kinder, in Einperconen-

haushalt

Ledige, 18-40 Jahrc,
mil Parlner, ohne

Kinder
Alleinerziehende

Verheiratele 18+0 Jahre,
ohne Kinder

verhetratete 18-45Jahre,
mil Kleinkindern

bis 6 Jahre

Verheiratete, 2H5 Jahre,
mil Schulkindern
bis 18 Jahre

Verherratete,4l Jahre

und äller, mit

erwachsenen Kindern
V€rherat€te.41 Jahre

und äller, ohne Kinder

VeMitwete, 61 Jahre
und älter

Altere Ledige,31 Jahre
und älter, ohne Pa(ner,
ohne Kinder

Gsschisdene, 18 Jahre

und älter, ohne Kinder

74 22 2,00 2,71 1,46 1,06 1115 733

80 1,15 1,39 1,84 1,45 1355 772

99 100 (-) (-) 2,68 2,39 15m 656

100 100 32 23 70 46 1,51 1,72 1,66 1,35 1217 733

8 4 3e (-) 4s (-) 222 (-) 1,48 (-) 1120 (-)

6 5 47 6 27 0 0,62 0,90 1,89 1,37 13821064

35
(-) 26 (-) 1,44 l-) 1,42 (-) 1415 (-)
0 55 11 0,94 1,24 1,59 1,25 r143 541

41

4 3 I l-J 22 (-) 1,74 (-) 1,73 (-) rs86 (-)

12 12 10 1 72 38 1,22 1,71 1,12 0,85 834 552

15 16 3 1 68 12 1,61 2,11 1,25 0,98 957 641

I723
20 25 53

10 8100

13

49

89

s 4 20 (-) 75 F) 0,93 (-) 2,53 (-) 1675 (-)

4 7 23 23 72 55 0,97 0,95 2,13 1,99 1512 904

' Nur P€rsonon m €Meöslähigen Ahe.
(-) wegsn zu genng€r Fal zahl ncht ausgswiss€n.

Oaianbasi§: Wohlfahdssurv€y 1988, r 990 (Osr).
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und isl, insbesondere für Familien mit Kleinkindern, ein ,,Zweit-Verdiener" im
Haushalt geradezu ökonomisch notwendig (vgl. dazu auch Teil ll, Kap.3 und 4).
Als finanziell sehr problematisch muß die Lage der Alleinerziehenden im Ostteil
Deutschlands gelten. Das durchschnittliche Haushaltseinkommen pro Kopf die-
ser - über',/viegend weiblichen - Personen liegt in der Hierarchie aller Familien-
und Lebenslormen trotz öffentlicher Zuwendungen an letzter Stelle.

1988 standen in Westdeutschland jeder Person durchschnittlich fast 1,7 Wohn-
räume zur Verfügung: in keiner der ausgewiesenen Familien- oder Lebensformen
wird der Standard von einem Flaum pro Person unterschritlen. Obwohl auch in der
ehemaligen DDFI bestimmte Familien- und Lebensformen eine durchaus ange-
messene Wohnungsgröße haben (Altere, Alleinstehende), zeichnel sich hier für
viele ostdeutsche Familien ein eher negatives Bild ab. So entspricht der Durch-
schnitt von 'l,35 Räumen pro Person insgesamt dem Stand der ,,alten" Bundesre-
publik vor über 20 Jahren; in vielen ostdeutschen Familien mit Kindern wkd der
Weststandard (ein Flaum pro Person) nicht erreicht.

2.3 Familienformen und subjektives Wohlbefinden

Die spezifischen Lebensbedingungen der einzelnen Familien- und Haushaltstypen
und die in Ostdeutschland erkennbaren Besonderheiten und Belastungen der
Umbruchsituation wirken sich aul das subjektive Wohlbefinden der Menschen aus
(vgl. auch Teil ll, Kap. 13). ln Ost und West fühlen sich Alleinerziehende, Geschie-
dene, ältere Ledige sowie insbesondere äliere Verwitwete ,,oft unglücklich' oder
,,einsam". Erwartungsgemäß sind Verheiratete in der Regel nur unterdurchschnitt-
lich von diesen Beeinträchtigungen bekoflen. lm östlichen Teil Deutschlands sand

Beeinträchligungen des Wohlbefindens in fast allen Lebens- und Familienformen
vergleichsweise häufiger erkennbar. Vor allem in den hohen Anteilen der Einsa-
men und lJnglücklichen bei alleinerziehenden, geschiedenen und verwitweten
Ostdeutschen dokumentieren sich die fehlenden Unterslützungsleistungen familia-
ler Netzwerke.

Die Zufriedenheit mit der Arbeitsteilung im Haushalt erhält nicht zuletzt durch die
unterschiedlichen Erwerbsquoten verheirateter Frauen besondere Bedeutung. ln
beiden Teilen Deutschlands ist die Zufriedenheit mit der haushaltsinternen Arbeits-
teilung insgesaml recht hoch, mit einem doch geringeren Niveau in Ostdeutschland
(vgl. Tab.3). Gleichzeitig zeichnet sich auch ein deutliches geschlechtsspezifi-
sches Zukiedenheitsgefälle in West und Ost ab. Frauen bewerten die Arbeitstei-
lung im Haushalt durchweg schlechter als Männer. Bezüglich der Belastung durch
Haushalt und Kinderbetreuung finden Frauen otfensichtlich nur bedingt Unterstüt-
zung seitens der Männer: nur eine Minderheil der Männer fühlt sich für die
Hausarbeit (mit)verantwortlich. Der konsequente Ausbau von Kinderbetreuungs-
möglichkeiten in der ehemalagen DDR war eine notwendige l\4aßnahme zur Ermog-
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Tab, 2: Lebens- und Familienformen und negatives subjektives Wohlbefinden

Oft einsam
West- Ost-

deutsch- deulsch-
land land

Unqlücklich
West- Ost.

deulsch- deutsch-
land land

lnsgesaml

Ledige, l8-30 Jahre, ohne Partner,
ohne Kinder, in Mehrpersonen-
haushalt

Ledige, 18-30 Jahre, ohne Partner,
ohne Kinder, in Einpersonen'
haushalt

Ledige, 18-40 Jahre, mit Partner,
ohne Kinder

Alleinerziehende
v€rheiratet€, l8-40 Jahre,

ohne Kinder
V€rheiratete, 18-45 Jahre,

mit Kleinkindern bis 6 Jahre
VErheiralete, 2H5 Jahre,

mit Schulkindern bis 18 Jahre
Verh€iralet€, 41 Jahre und älter,

miterwachsenen Kindern
Verh€iratete, 41 Jahre und älter,

ohne Kinder
Verwitwete, 61 Jahre und äller
Altere Ledige, 31 Jahre und älter,

ohne Partner, ohne Kander
Geschiedene, 18 Jahre und älter,

ohne Kinder

14

10

9

't5

12

6

7

'10

44

30

21

20

0

'tl

't5

8

't4

71

27

4

4

14

I

1

2

2

3
11

I
22

15

'1'1

0

3
34

20

4

11

12

12
33

I
40

4

8

20
42

Datenbasis: Wohl,ahnssuryoy 198€ 1990 (Osl)

lichung der EMerbsarbeit von Frauen und darüber hinaus zur Begrenzung der
Mehrlachbelastungen durch Beruf und Kinder. Für einen wesentlichen Wandel der
Vorstellungen über die geschlechlsspezilische Arbeilsteilung waren diese Maß-
nahmen augenscheinlich nicht ausreich6nd.

Ehe und Partnerschaft ward€n in Ost- und Westdeutschland insgesamt sehr positiv

bewertet. Dennoch varii6rt das Zulriedenheitsniveau sowohl in einzelnen Lebens-
und Familienlormen als auch zwischen Männern und Frauen zum Teil erheblich.
Personen in nichtehelichen Lebensgemeinschaften ,,/veisen in Ost und West ein
vergleichsweise geringeres Zufriedenheitsniveau aul; die Ursache dieser schl€ch-
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Tab. 3; Zufriedenheit mit Arbeitsteilung im Haushalt
und mit Ehe/Partnerschaft in unterschiedlichen Familientypen

Z!lriedenhe t' mit
Arbe tsteilung im Haushal Ehe bzw. Parlnerschaft
Mnner Frauen l\ränner Frauen

West Ost West Osi Wesl Ost Wesl Ost

C

lnsgesamt

Ledige, 1 8-40 Jahre,
mit Panner. ohne Kinder

Verheiratete, 1H0 Jahre,
ohne Kinder

Verheiratele, 18-45 Jahre,
mit Kleinkindern bis 6 Jahre

Verheiralete, 25-65 Jahre,
mit Schulkindern bis 18 Jahre

Verheiratele. 41 Jahre L]nd

älter, mit eMachsenen
Kindern

Verheiratete, 41 Jahre und
älter, ohne Kinder

8,5

8,1

8,6

8,5

8,1

8,4

s,1

8,'l

8,3

9,0

8,2

7,9

s,'l

7,9

7,2

7,7

7,0

8,1

4.7

7,7

8,6

7,0

6,6

8,8

9.0

9,0

9,2

8,8

9,0

9,'1

9,0

8,2

8,6

9,0

8,7

s,2

9,5

8,9

q4

A7

8,9

8,6

8,8

9,0

8,8

8,2

9,4

8,5

8,6

I,l

9,5

'Zufn6denh6lsskalävon0(ganiundgarunzulrieden)bisr0(Oanzundgarzuineden)

DatenMsis woh rahnssudey 1 98€, 1 990 (Osr).

teren Beuneilung liegt, zumindest lür die ,alte" Bundesrepublik, vor allem in den
relativ schlechlen Bewertunqen von Männern.

Verheiratete Frauen in Westdeutschland sind mit ihrer Ehe in allen Familienphasen
durchschnittlich etwas zulriedener als ihre Ehemänner, das jeweilige Zuhieden-
heitsgefälle ist aber nicht sehr stark ausgeprägt. Die Zufriedenheilsdifferenzen
zwischen ostdeutschen Ehepartnern erreichen hingegen teilweise ein bemerkens-
wertes Ausmaß. So bewerten beispielsweise in jungen Ehen ohne Kinder Ehemän-
ner ihre Beziehung deutlich schlechter (Mittelwerte von 8,6 im Vergleich zu 9,4 auf
der 10-Punkte-Skala), und umgekehrt sind in Ehen mit erwachsenen Kindern
Ehelrauen mit ihrer Beziehung im Durchschnitt erheblich unzukiedener als Männer
(9,2 zu 8,'1). Das absolute Bewertungsniveau und bestehende Zuiriedenheitsge-
fälle zwischen Ehepartnern bieten einzeln sicher nur unzureichende Erklärungen
für die größere lnstabilität ostdeutscher Ehen; sie sind aber als Hintergrundinlor-
mation bei der Erklärung relativ hoher Scheidungsraten in der damaligen DDB mit
zu berücksichtigen.

(Roland Habich/Detlel Landua/Annette Spellerberg)
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3 Stabilität und Mobilität auf dem
Arbeitsmarkt

Die Vorgänge aul dem Arbeitsmarkl sind von herausragender Bedeutung für die
Winschalts- und Gesellschatlspolitik. Die Vereinigung beider Teile Deutschlands
hat insbesondere in Ostdeutschland gravierende Veränderungen zur Konsequenz.

So geht der mit dem Übergang zur Sozialen Marktwirtschatl verbundene tiefgrei-
tende Strukturwandel mit massiven Arbeitsplatzverluslen einher. lm lolgenden
sollen die in West und Ostdeutschland unterschi8dlichen Belroltenheiten von
ökonomischen WandlunOsprozessen dargestelll und dabei typische Sirukturmu-
ster charakterisiert werden.

3.1 Erwerbsbeteiligung und Arbeitsmarktmobilität

Äbb. , gibt einen allgemeinen Überblick über die Bewegungen bzw, die Konslanz
am west- und osldeulschen Arbeitsmarkt. Betrachtet werden jeweils dieselben
Personen im erwerbsfähigen Alter (16 bis 65 Jahre) im Verlauf des Beobachlungs-
zeitraumes von einem Jahr.

Abb. 1: Stabilität am Arbeitsmarkt in West- und Ostdeutschland

Datenbasrs: SOEP (Ost) 1 990. 1 991 ; SOEP (\,l,Iest) 1 989, 1 9SO.

1989 - 1 990
Osldeutschland

r 990 - 1991

Im.l"
tr i*,ä# E

E^P,ftr"E
16-€5 jährlg€ Pel§onei
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ln beiden Teilen Deutschlands waren gut die Hälfte aller erw€rbsfähigen Personen
stabil erwerbstätig und von keiner beruflichen Veränderung betroffen, ln Wesl-
deutschland hi6lten sich die Zu- und Abgänge am Arbeitsmarkt im wesentlichen
auf der Höhe demographischer Veränderungen und Zugängen aus der Stillen
Fleserve (6 bzw. 5 %). Dagegen lag die Quote der Abgänge aus der Erwerbstätig-
keit in Ostdeutschland dreimal so hoch wie in Westdeutschland und überwog bei
weilem die Zugänge. Auch inner- bzw. zwischenbekiebliche berulliche Verände-
rungen fanden in Ostdeutschland mit 19% doppelt so häufig statt wie in West-
deutschland.

ln Westdeulsrhland zeigte sich eine höhere Konstanz bei der Nichterwerbstätig-
keit. Ein Viertel der westdeutschen und lediglich etwa ein Zehntel d6r ostdeutschen
erwerbslähigen Personen waren im Beobachtungszeitraum konstant nicht er-
werbstätig. Der Unterschied in der Höhe der Anteile ist vor allem auf die in Wesl
und Ostdeutschland unterschiedlich hohe Erwerbsbeteiligung von Frauen zurück-
zuführen-

Tab. 1: Arbeitsmarktmobilität in Ost- und Westdeutschland
- Erwerbslätige Personen zwischen 16 und 65 Jahren -

Westdeulschland
Männer Frauen

198$1990

Ostdeutschland'
I\,4änner Frauen

1990-1991

Hochrechnung in 1000 17 327 12 517 4 936 4 561

in'h

Erwerbsstatus der Erweöstätigen
1989 (West) bzw. lS90 (Ost)
jeweils ein Jahr später:

Erwerbstätig

- ohne berufliche Veränderung

- mil beruflicher Veränderung

- Zugang in Beschäftigung

Abgang aus Erwerbstätigkeil

lnstabil erwerbstätig

Konstant nicht erwerbstätig

93

77
11

5

5

2

14

90

67
12
11

I
1

86

59
24

3

13

1

5

76

18
6

20

4

13

' Ohns Personer, die im Beobachtungs2eilralm nach We§tdeotschand umgezogen sind.

oalenbasis:soEP (wes0 1989. 1990:soEP (ost) 1990, 1S91.

Diese sehr grobe Charaktersierung der Mobilitätsprozesse am Arbeitsmarkt wird
nun für Frauen und Männer im erwerbsfähigen Alter näher beschrieben. fab.7
spiegelt die höhere lnslabililät am ostdeutschen Arbeitsmarkt gegenüber dem
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Arbeitsmarkt in Westdeutschland wider. Sie zeigt zudem, daß Frauen hiervon weit

stärker betrolfen sind als Männer. Gleichzeitig werden die unterschiedlichen
Trends der Enlwicklung der Frauenerw6rbstätigkeit in Ost- und Westdeutschland
deutlich: ln Westdeutschland bestätigt auch der kurzlristige Beobachtungszeitraum

den Trend zur verstärkten Erwerbstätigkeit von Frauen. ln den neuen Bundeslän-

dern nimmt die Erwerbstätigkeit von Frauen - ausgehend von einer auch im

internationalen Vergleich hohen Erwerbsbeteiligung von Frauen in der ehemaligen
DDF - dagegen ehet ab. Tab,1 zeigt im einzelnen folgende Veränderungen aul:

'1. Während in den alten Bundesländern im Durchschnitt elwa neun von zehn
Personen im erwerbsfähigen Alter durchgängig erwerbstätig ,,^/aren, lag dieser
Anteil in Ostdeulschland deutlich niedriger. Hier waren nur etlya drei Viertel der
Frauen 1990 u nd 1991 durchgBhend erwerbstätig (Männer 86 %).

2. Von den durchgehend erwerbstätigen Frauen in Ostdeutschland hatte nur gut

die Hälfle (Männer 59%) keine berulliche Veränderung zu bewällig€n. ln

Westdeutschland waren es demgegenüber mehr als zwei Dritlel der Frauen

und gut drei Viertel der Männer.

3. lnner- oder zwischenbetriebliche berufliche Veränderungen sind erlorderlich,
um sich z.B. finanziell zu verbessern oder nach einer Kündigung oder der
Stillegung/dem Konkurs €ines Belriebes eine Anschlußbeschäftigung zu finden
und damit der Arbeitslosigkeit zu entgehen. ln Ostdeutschland l aren zahlrei-
che Veränderungen zu b€wälligen, die infolge der Privalisierung ehemaliger
Kombinale auf die Beschättigten zukamen. Während in Westdeutschland gut
jeder zehnte Erwerbstälige innerhalb eines Jahres die Stelle wechselte, lag der
Anteil der Stellenwechsl€r in Osldeutschland deutlich darüber. Ehva ein Viertel
der erwerbslätigen lvlänner und knapp jede fünfte eMerbstätige Frau war
hiervon betroffGn.

4. lnsgesamt haben in beiden Teilen Deutschlands mehr Frauen als [,4änner aus
der Nichterwerbstätiokeit heraus eine Beschäftigung aufg€nommen. Der
Zugang der Frauen in ein€ Beschättigung lag aber in Westdeutschland fast
doppelt so hoch wie in Ostdeutschland. während sich in Westdeutschland
diese Gruppe einerseits aus Berulsanfängerinnen, aber auch zu einem groß€n

Teil aus Berufsrückkehrerinnen nach einer familienbedingtan Erwerbsunlerbre-
chung zusammensetzt (Stille Res6rve), konzentrierten sich die Zugänge in

Ostdeutschland von Juni 1990 bis MärzlApril 1991 auf die Gruppe der Beruls-
anfängerinnan.

5. Dem Zugang an Beschäftigung aus der Nichlerwerbstätigkeit steht der Abgang
aus der Erwerbstätigkeit gegenüber. Sowohl in Ost- wie in Westdeutschland lag
der Anteil der Männer, die aus dem Erwerbsleben schieden, deutlich unler dem
Anteil der Frauen. 9 o/o der Frauen in Westdeutschland waren 1990 nicht mehr

erwerbstätig. Demgegenüber gaben 20"/" det Frauen im erwerbsfähig€n Alter
von Juli 1990 bis i/ärz 1991 ihre Beschäftigung auf. Dabei wird deutlich, daß
lediglich ältere Frauen dauerhaft nichterwerbstälig wurden. Die Frauen der



jüngeren und mittleren Generation meldeten sich arbeitslos, wenn sie keine
Erwerbstätigkeil mehr ausübten. Ein freiwalliger Flückzug dieser Frauen an die
Nichterwerbstätigkeil hat (noch) nicht staltgefunden,

lnsgesamt bestätigen die Befunde in lab., die lür Frauen höhere lnstabilität am
Arbeitsmarkt und die damit verbundenen größeren Arbeitsmarktrisiken. Diese
Situation zeigt sich besonders deutlich für die Frauen in Ostdeutschland, die zu fast
einem Fünftel innerhalb eines Jahres aus der EMerbstätigkeit schieden. Während
in Westdeutschland mehr Frauen erwerbstätig wurden, nahm in Ostdeutschland
der Anteil erwerbstätiger Frauen überdurchschnittlich ab. Männer konnten rm
Beobachtungszeitraum offensichtlich etwas erfolgreichere Strategien zur Bewäl-
tigung der schwierigen Arbeitsmarktsituation in Ostdeutschland entwickeln als
Frauen.

3.2 Beruflicher Wechsel und Verlust der Erurerbstätigkeit

Um die Arbeitsmarktrisiken in Ostdeutschland näher zu analysieren, werden in

einem nächsten Schritt die wichtigsten Gründe verdeutlicht, die zu einem Aus-
scheiden aus der letzten Stelle fühnen. Dabei wird unterschieden z\ryischen Perso-
nen, deren Ausscheiden mit einem beruflichen Wechsel verbunden war - die also
erwerbstätig geblieben sind - und jenen, die keine Anschlußbeschäftigung gelun-

den haben bzw. eingingen (vgl.Tab.2).

Tab. 2: Berullicher Wechsel und Abgang aus Erwerbstätigkeit in Ostdeutsch-
landr Gründe für das Ausscheiden aus der letzten Stelle

lnsge-
sami

Beruflicher Wechsel Abgang aus
Erwerbstäligkeit

lnsqe- l\,4änner Frauen lnsqe- Männer Frauen
samt samt

in%

Betriebsstillegung 23
Kündigung durch Arbeitgebet 22
Eigene Kündigung 22
Versetzung in Unternehmefl 1

ln Renle gegangen 6
Vorruhestandsregeluns 15
BelristetesArbeitsverhältnis 3
Lediglich beurlaubt 6
Sonstige 3

29
18
46

2
0
0
2
0
2

23
18
53

0
0
1

0
3

40
't8

1

0
1

4
1

2

18
26

3
0

10
27

4
10
3

16

2
0
8

34
4
2
I

27
3
0

12
22

3
15
0

OalBnbass: SOEP (Osl) 1990 1991
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Beim berullichen Wechsel ragt bei den Männern die eigene Kündigung - also das

,,fraiwillige" Ausscheiden - als Ursache für die Aufgabe der letzten Stelle heraus.
Gut die Hältte der Männer -jedoch nur ein Drittelder Frauen -gaben an, ihre lelzte
Anstellung selbst gekündigt zu haben. Frauen fanden demgegenüber nach
Betriebsstillegung, also dem unfreiwilligen Verlusl der Arbeitsstelle, eher €ine neue
Täti9keit.

Beijenen Personen, die nach der Aufgabe der letzten Stelle aus der Erwerbstätig-
keit ausschieden, ist kaum eine eigene Kündigung vorangegangen. Hier liegen
neben dem Übergang in den Ruhestand überwiegend unlreiwillige Gründe
zugrunde (Kündigung durch Arbeitgeber und Betriebsstillegung; bei den Frauen
kommt noch hinzur Mutterschafts-/Erziehungsurlaub und Rente).

(Globale) Betriebsstillegungen scheinen wiederum eine etwas bessere Vorausset-
zung für eine Anschlußbeschäftigung zu sein als die (seleklive) Kündigung des
Arbeitgebers. Bei den Erwerbstätigen mit einem beruflichen Wechsel wurde die
Betriebsstillegung als zweithäufigste Ursache (29 o/o geganübar 18o/o bei den
Abgängen) für die Aufgabe der lelzten Stelle angegeb€n. Dagegen lührlen die aus
der Erlyerbstäligkeit geschiedenen Personen am zweithäuligsten (neben Vorruh6-
stand) an, sie hätten ihre Stelle autgrund von Einzelkündigung€n durch den
Arbeitgeber verloren (18% bei den Stellenwechslern). Bei Weit€rführung d€s
Betriebs wurden offensichtlich die weniger qualifizierlen Arbeilnehmer zunächst
entlassen, während sich die qualifizierteren entweder selbst 6ine neue Anst€llung
suchen bzw, im Betrieb weiterarbeiten.

Deutlich mehr Männer als Frauen ergreifen selbst die lnitiative, einen neuen
Arbeitsplalz zu finden. Dies drückt sich in dem hohen Anteil der Männer aus, die
durch eigene Kündigung aus der letzten Stelle ausgeschieden sind, um eine neue
Beschättigung anzulreten. Wer frühzeitig selbst eine Stelle sucht und nicht bis zur
Kündigung wartet, kann der Arbeitslosigkeit ottensichtlich besser entgehen. Beur-
laubungen bergen die Gelahr in sich, keine Anschlußtätigkeil zu linden, insbeson-

dere wenn der alte Betrieb verkauft oder aufgelöst wurde. Vorruhestandsregelun-
gen spielen im Umbruchprozeß eine wichtige Rolle zur Entlastung des Arbeits-
marktes. lnsgesaml haben mehr Männer als Frauen bisher offensichtlich eine
erfolgreichere Strategie bei der Bewältigung der Arb€itsmarKprobleme in Ost-
deutschland entwickeln können.

3.3. Lohnt sich Mobilität am Arbeitsmarkt?

lm folg€nden wird für die Slellenwechsler versucht, eine Bewertung der stattgefun-
danen berullichen Veränderungen vorzunehmen. Welchen Vorteil hat der neue
Arbeilsplatz gegenüber der alten Stelle? lnr,/vieweit lohnte sich ein Stellenwechsel
in den neuen Bundesländern gegenüber der vorherigen Situation? Zur Beantwor-
tung der Fragen wurden unterschiedliche, mit der Erwerbstätigkeit zusammenhän-
gende Lebensbereiche erfragt.
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3.3.1 Arbeitsplatzwechsel undArbeitseinkommen

Eine Verbesserung des Verdienstes gegenüber der früheren Tätigkeit ist bei über
70'/. (Tab.5) der Erwerbstätigen mit Stellenwechsel festzustelen. fab. g belegt
den erheblichen Anstieg des durchschnittlichen Nettoeinkommens dieser perso-
nengruppe. In beiden Teilen Deutschlands stieg das (nominale) Nettoeinkommen
Erwerbstätiger bei einem beruflichen Wechset mehr als doppelt so stark wie bei
Erwerbstätigen ohne beruflichen Wechsel. Bei den ostdeutschen Erwerbstätigen
ohne beruflichen Wechsel sliegen die Nettoeinkommen prozentual etwa in Höhe
der westdeutschen Erwerbstätigen mit beruflichem Wechsel. lnsgesamt lag das

Tab. 3: Arbeitsmarktmobilität und Erwerbseinkommen

Nettoverdienst in l\,4ark und Steigerungsraten
West Ost

i989 1990 Verände- 1990 '1991

rung
Verände'

rung
in o/"

a a

Erwerbstätige mit
beruflichem Wechsel

lnsgesamt

Geschlechl
Männer
Frauen

Erwerbstätige ohne
berullichen Wechsel

lnsgesamt

Geschlecht
iränner
Frauen

2 624
1 430

2 801
1 568

15
18

2101
1 304

2 421
1 547

15
19

1 't 31
425

1 625
1 056

1760 2 042 16 1 007 1391

2161 2 325 8 951 1 104 16

44
28

7
10

067
807

Oatenbasis: SOEP {w6s0 1s89 1s90iSOEP (Osl) 1990, 1991

Durchschnittseinkommen der Erwerbstätigen ohne beruflichen Wechsel in Ost-
deutschland aber um mehr als 1 200 D[/] niedriger als in Westdeutschland. Dieser
Unterschied reduzierte sich beiden Stellenw€chslern auf 650 DM. Aufgrund der in

Ostdeutschland noch verhältnismäßig niedrigen Durchschnittseinkommen, insbe-
sondere bei den Erwerbstätigen ohne Stellenwechsel, ist der (zu)Verdiensl der
Frauen in den meisten Haushalten aus wirtschattlichen Gründen weiterhin unver
zichtbar (vgl. auch Teil ll. Kap.4).

ln den neuen Bundesländern konnten männliche Stellenwechsler einen Eankom-

mensanstieg von 44 o/o auf durchschnittlich 1 625 DM und Frauen nur einen Anstieg
von 28'16 auf 1056 DM verzeichnen. Hierdurch verorößerten sich die Einkommens-
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unterschiede bei den männlichen und w€iblichen Stellenwechslarn von 37 % auf
54%, ln westdeutschland fielen die zuwächse der Einkommen aulgrund inner-
bzw. zwischenbetrieblicher Wechsel für die Frauen mit 19o/o höher aus als für
Männer (15'/"). So verringerten sich hier im Beobachtungszeitraum die Einkom-
mensunterschiede zwischen den Geschlechtern von 61 "Ä aul 571".

lnsgesamt hat sich also, was das nominelle Arbeitseinkomman betrittt, ein Stellen-
wechsel gelohnl. Es konnten erheblicha Einkommenszuwächse eziell werden. ln
Osldeutschland lagen sie bei den Männorn höher als bei den Frauen. Hierdurch
vergrößerten sich die Einkommensunterschiede zwischen den Geschlechtern. ln

Westdeutschland isl diese Ditlerenz zwar noch größer. Sie hat aber - im Gegen-
satz zu Ostdeutschland - von 1989 auf 1990 leicht abgenommen, da hier die
Einkommenszuwächse bei den Frauen etwas höher auslielen als bei den Män-
nern.

3.3.2 ArbeitsplatzwechselundberuflicheKenntnisse

Ein weiterer wichiiger AspeK für die Qualitäl der neuen Tätigkeit ist die Verwertbar-
keit vorhandener beruflicher Kennlnisse. Iab.4 verdeutlicht die für ostdeutsche
Frauen und Männer auch in dieser Hinsicht besonders schwierige Situation am
Arbeitsmarkt, Oie Einführung der Sozialen Marktwirtschaft macht zahlreiche alte
Oualifikationen unbrauchbar und erfordert neue Oualifikationen. Nur ein Viertel der
Erwerbstätigen mit beruflichem Wechsel gaben an, mehr tvlöglichkeiten der Ver-
wendung beruflicher Kenntnisse im neuen Job zu haben (Westdeutschland 41 %).
Die meislen Stellenwechsler in den neuen Bundesländern - nämlich knapp die
Hältte - gaben an, etwa gleich viel ihrer Kenntnisse in die neue Beschäftigung
einbringen zu können. Mehr als ein Viertel der ostdeutschen Beschäftigten gaben
sogar an, weniger berufliche Kenntnisse verwenden zu können (Westdeutschland
lediglich 16 %). Sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland gelang es Frauen in
geringerem Maße als Männern, ihre berullichen Kenntnisse nach einem Stellen-
wechsel einzubringen. Jedoch zeigt sich ,ür die Frauen in Osldeutschland eine
etwas bessere Situation, was als Ausdruck der Iormal höh€ren Qualilikalion von
Frauen in Ostdeulschland gewertet werden kann. Formal höhere Qualifikationen
sind in der Marktwirtschaft jedoch keine Garantie für die Aufnahme einer adäqua-
ten neuen Beschäftigung. Viele Oualilikationen der ehemaligen DDR haben unter
den neuen Marktbedingungen eine Enlwertung erfahren.

Differenzien man diese Ergebnisse nach dem berullichen Bildungsabschluß
(IaD.4), so zeigt sich, daß zwar in Westdeutschland die Verwendungsmfulichkei-
t€n nach ein€m Stell€nwechsel mit höheren berullichen Bildungsabschlüssen
deutlich ansteigen, in Ostdeutschland aber diesbezüglich k€in€rlGi Differenzen zu
verzeichnen sind. Die Hältte aller wesldeutschen Stellenwechsler mit einem Uni-
versitäts- bzw. Hochschulabschluß können ihre beruflichen Kenntnisse besser als
zuvor veMenden. ln Ostdeutschland zeigt sich für dieselbe Bildungsgruppe nach
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Tab, 4: Arbeitsplatzwechsel und Verwertbarkeit beruflicher Kenntnisse

Es können nach Stellen-
wechsel ... berufliche
Kennlnisse verwenden

Westdeutschland
lllehr Gleich- Weniger

viel

Ostdeulschland
l\4ehr Gleich- Weniger

viel

lnsgesaml

Geschlechl
Männer
Frauen

Beruflicher
Bildungsabschluß

Lehre
Meister/Fachschule
UniversiläuHochschule
Sonstige

41 43 16 26 47 27

41

44
12 29

21

25
26
26
21

26
29

29
30

21

45
49

46
45

46
36
49
3S

45

44

18
'18

0
17

Oal6nbas s SOEP (W6sl) l98S 1990 SOEP (Ost)1990,1991

einem Stellenwechsel ein ambivalentes Bild: 26 % können mehr und 23 % r,leniger
ihrer Kennlnisse in ihrer neuen Stelle verwenden. lhre Situation ist diesbezüglich
nicht viel besser als die der anderen Bildungsgruppen. Allerdings bietet eine
bessere Ausbildung insbesondere lür ostdeutsche Frauen eine günstigere Mög-
lichkeit, überhaupt eine neue Tätigkeit zu linden und damit der Arbeitslosigkeit zu
entgehen. Während Frauen im Westen auf allen Oualifikalionsebenen relatav

§tärker von Arbeitslosigkeit betroffen sind als L4änner, trilft dies im Osten nur für
Ungelernte und Facharbeiterqualifikationen zu; Fach- und Hochschulabsolventin-
nen weisen dagegen niedrigere Arbeilslosenquoten aul als Männer.

3.3.3 Bewertung unterschiedlicher Bereiche

lnsgesamt bilanzieden Erwerbstätige durch den Stellenwechsel in folgenden
Bereichen eine Verbesserung (vgl. fab- 5): in der Art der Tätigkeit, beim Verdienst,
bei den Aufstiegsmöglichkeiten und in der Arbeitszeitregelung. Dem standen
Verschlechtarungen insbesondere bei der Arbeitsbelastung, der Sicherheit des
Arbeitsplatzes, bei den betrieblichen Sozialleistungen sowie bei der Länge des
Arbeitsweges gegenüber. Von wenigen Ausnahmen abgesehen, sind die Verbes-
serungen bei den Männern und die Verschlechterungen bei den Frauen überpro-
portional vertreten. Besonders deutlich wird dies bei der Art der Tätigkeit. Hier
gaben 50% der Männer (Frauen 37%) eine Verbesserung und nur 18% (aber

26 7o der Frauen) eine Verschlechterung im Vergleich zur letzten Stelle an. ln der
Tatsache, daß sich der Arbeitsweg für erheblich mehr Männer als Frauen verlän-
gert hat, spiegelt sich wiederum die größere räumliche Mobilität der Männer wider.
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Tab. 5: Arbeitsplatzwechsel und Bewertung der neuen Stelle
im Vergleich zum früheren Arbeitsplatz'

Stelle hat sich im Vergleich
zur letzten verbessert bzw.
verschlechterl
in bezug aul'

Verbesserung
lnsge- Männer Frauen
saml

Verschlechterung
lnsge- Männer Frauen
saml

in 9;

Art der Tätigkeit
Verdiensl
Auf stiegsmöglichkeiten
Arbeitsbelastung
Länge des Arbeitsweges
Aüeitszeitregelung
Betriebliche Sozialleislungen
Sicherheit des Arbeitsplatzes

45
71

30
19
17
38
18
30

63
24
15
19

17
26

20
30

27
30
39
47

18
'14

40
34

40

21

17
27
54

35
43

57

' Mehrlachnonnungen md§lich.

Oalenbasis: SOEP (Osl) 1990, 1991

3.3.4 Mobilität und subjektives Wohlbefinden

zur Beantwortung der Frage, ob i/obilität am Arbeilsmarkt auch subjeHiv als
Verbess€rung 6mpfunden wird, kann der lndikator 

"allgemeine 
Lebenszulrieden-

heit" herangezogen wetdan (vgl. Tab. 6,). Hier zeigen sich zum Teil überraschende
Ergebnisse: ln Westd€utschland war ein allgemeiner Anstieg der Lebensqualität
bei den Erwerbstätigen zu verzeichnen. Slellenwechsler waren vor allem Perso-
nen, deren Lebenszufriedenheit deutlich unter der von Erwerbstätigen ohne berutli
chen Wechsel lag. Hier hatten Frauen und Männer eine etwa gleich hohe bz'/v.

niedrige Lebenszulriedenheit. Nach der beruflichen Veränderung wiesen diese
Erwerbstätigen allerdings eine überpropörtionale Steigerung ihrer Lebenszufrie-
denheit auf. Frauen erreichten dabei ein etwas höheres Niveau als Männer und im
Durchschnitt die gleiche Lebenszufriedenheit wie erwerbstätige Frauen ohne
beruflichen Wechsel.

ln Ostdeutschland spiagalt sich in den zahlen dagegen die allgemein unsichere
Lage am Umbruch (vgl. auch Tejl ll, Kap. 13). Die Lebanszufriedenh€it der Erwerbs-
tätigen lag deutlich unter der in Westdeulschland und sank vom Juni '1990 bis
März/April 1991 sogar noch ab. Hier führte ein Stellenwechsel nur zu einer
Abfedarung des Verlustes von Lebenszufriedenheit. lm Transformationsprozeß
überlagert offensichtlich die allgemeine Einschätzung der Lebenssiluation die
Verbesserungen, die aus dem beruflichen Wechsel resultieren. Dabei erreichen
die Männer eine höhere Lebenszufriedenheit als Frauen.

Dennoch spielt Mobilität für Frauen in beiden Teilen Deutschlands eine besonders
große Flolle:
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- Für Frauen mit beruflichem Wechsel sank in Ostdeutschland die durchschnittli-
che Lebenszufriedenheil ,,nuf' von 6,4 auf 6,0 (Männer von 6,7 auf 6,2). Damit
lag die Lebenszufriedenheit auch leicht über der von erwerbstätiOen Frauen
ohne beruflichen Wechsel. ln Westdeutschland verbesserten Stellenwechsle-
rinnen ihre Lebenszufriedenheit von durchschnittlich 6,8 auf 7,4 (Männer von
6,8 auf 7,2).

- Bei Frauen ohne beruflichen Wechsel sank in Ostdeutschland die Lebenszu-
friedenheit sogarvon 6,6 auf 5,9 (Männer von 6,7 aut 6,1). ln westdeutschland
stieg dagegen die Lebenszutriedenheit dieser Frauen von 7,2 aul7,4 \Männet
von 7,3 aut 7,4),

Obwohl lür die Gruppe der mobilen Frauen in Ostdeutschland durch den berufli-
chen Wechsel - wie zuvor qezeigt - im Durchschnitt nicht so häufig Verbesserun'
gen wie bei den lvlännern eingetreten sind, sank ihre Lebenszufriedenheit dennoch
etwas weniger als die der Männer. Allerdings war auch ihre Ausgangssituation
ungünstiger, so daß die Lebenszukiedenheit nach dem Stellenwechsel noch
immer unter der der Männer lag.

Durch Arbeitsmarktmobililät wird - zusammenlassend - eine überdurchschnittliche
Verbesserung bzw. geringere Verschlechterung der Lebenszufriedenheit gegen-

über ienen erreicht, die sich nicht verändern und durchgehend beschäftigt bleiben.
Während sich unter stabilen Verhältnissen in Westdeutschland vorwiegend dieieni-
gen beruflich verändern, die eine geringere durchschnittliche Lebenszufriedenheit

Tab. 6: Arbeitsmarktmobilität und Lebenszufriedenheit

Allgemeine Lebenszuf riedenheit'
West Ost

1989 1990 1990 1991

ö a a a

Erwerbstälige mit beruflichem Wechsel
lnsgesamt

Geschlecht
L4änner
Frauen

Erwerbslälige ohne berufliche Wechsel
lnsgesaml

Geschlecht
I\ränner
Frauen

7,2 6,6 6,16,7

6,8
6,8

7,2
7,4

6,7
6.4

6.2
6.0

7,3 7,4 6.7 6.0

7,3
7,2

7,4
7,4

6.7
6,6

6.1

5,9

' Durchschnn aul dd Skala von 0-10: 0 = 96nz und ga.unzufrieden 10 = ganz und gfi zulri€den.

Dal6nbas sr §OEP (Wosl) 1S89 19S0 SOEP (Os01990 1991
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autweisen, ist di6s unter den weniger stabilen Verhältnissen in Ostdeutschland
nicht unbedingt der Fall. So waren es zum Beispiel di€ etwas zulried€neren
Männer, die sich in den neuen Bundesländern berullich veränderten.

3.4 Nichterwerbstätige: Pläne und Chancen einer
beruf lichen (Wieder-)Eingliederung

Von allen nichterwerbstätigen Männern im erwerbslähigen Alter wollten 1989 in
Westdeutschland 31 7. sotort oder innerhalb eines Jahres eine Erweöstätigkeit
erstmals oder nach einer Unterbrechung aufnehmen (vgl. Tab.7). Bei den Frauen
in Westdeutschland lag die entsprechende Ouote nur halb so hoch (15 %). ln der
ehemaligen DDR waren die EMerbswünsche Nichierweöstätiger im Juni '1990

deutlich ausgeprägter. Bei den Frauen waren sie mit 34 % sogar mehr als doppelt
so hoch wie in Westdeutschland.

Tab. 7: Die Bealisierungschancen von Erwerbsabsichten der NichteMerbs-
tätigen in Westdeutschland (1S89) und Ostdeutschland (1990)

Wesldeutschland
1989

I\ränner Frauen

Ostdeutschland
1990

lvlänner Frauen

in o/.

Von allen Nichterwerbstätigen. im
Jahre 1989 (Wesl) bzw. 1990 (Ost)
wollen sofort oder innerhalb der
nächsten 12 Monate eine
Erwerbstätigkeit auf nehm€n

davon sind ein Jahr später
erwerbstälig
darunter

nicht im erlernten Berul tälig

nicht erweüslätig
darunter

mil kurzlristiger Beschättigung

31

13

45

12

15

49

15

51

4

41

15

59

t9

34

4a

17

52

' Nichlerw€rbslange im Alt€r von 1 6-{5 Jah.e..

Oatsnbasis: SOEP (weso 1989 1990iSOEP (Os1) 1990. 1s91

Bei Personen, die'1989 (West) bzw. '1990 (Ost) aus einer Stelle ausschieden und
ein Jahr später keine Anschlußbeschättigung ausübten, lag der Anteil iener, die
möglichst schnell wieder eine Erwerbslätigkeil aufnehmen möchlen, noch wesent-
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lich höher als bei dem Durchschnitt der NichteMerbslätigen (rab.8). Auch die
Ditferenzen zwischen Ost- und Westdeutschland sind hier deutlicher ausgeprägt.

Besonders ausgeprägt ist der Unterschied bei den Frauen. Knapp die Hältte der
Frauen in den alten Bundesländern, aber mehr als 80 % in den neuen Bundeslän-

dern geben an, wieder erwerbstätig werden zu wollen. Während davon nur ein

knappes Fünftel im Westen solort die Erwerbstätigkeit aufnehmen wollte, war es
fast die Hälfte der Frauen in Ostdeutschland. Nur '17 % (West 26 9.) gaben an, erst

später wieder in das Berufsleben zurückkehren zu wollen. Diese Zahlen be§tätigen

die in früheren Untersuchungen geäußerte Vermulunq einer nach wie vor sehr
hohen Erwerbsneigung ostdeutscher Frauen.

Tab. 8: Zukunftspläne von aus dem Erwerbsleben ausgeschiedenen
Personen

Von den Personen', die
,l989 (West) bzw. 1990 (Ost)

aus dem Erwerbsleben
ausgeschieden §ind,
wollen eine Erwerbs-
tätigkeitaufnehmen...

Westdeutschland Ostdeutschland

lnsqe- l\,4änner Frauen
samt

lnsge- l\4änner Frauen
samt

Nein

Vielleichl

Ja
davon Wiederaufnahme einer
Erwerbstätigkeit
möglichst sofort

innerhalb von 12 l\ronaten

später

15

61

35

19

46

10

I
81

5

s

,|

5

94

7

87

3122

28

27

B5

18

22

26

58

14

76

17

7

48

25

17

' Au§schleßch Person€n b's 57 JahrB

Dalenbas s SOEP (W€st) 1989, 1990iSOEP (Os0 1990. 1991

Ooch wie realisieren sich solche Erwartungen einer Aulnahme der Erwerbstätigkeit

im Zeitverlauf? Hierzu gibt Iab.8 Auskunft. Jeder zweite Nichterwerbstätige, der

solort oder innerhalb der nächsten 12 Monate wieder erwerbstätig werden wollte,

schatft€ es in Westdeutschland, auch innerhalb des Beobachtungszeitraum§ von

1989 bis 1990 eine neue Beschäftigung zu finden. ln Ostdeutschland waren sogar
mehr Frauen (48%) als Männer (41 %) zum Zeitpunkt der Zweitbefragung im

März/April'1991 wieder erwerbslätig.

ln der Gruppe der im MärzlApril '1991 Nichterwerbstätigen in den neuen Bundes-

ländern fällt auf, daß sich darunter insbesondere bei Frauen ein hoher Anteil

verbirgt (23 %), der nur einer kurzfristigen Erwerbstätigkeit im Beobachtungszeit-
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raum nachgehen konnte und kein stabiles Beschäfligungsverhältnis land. Auch bei
den Männern liegt dieser Anteil in Ostdeutschland mil 19o/o deutlich höher als in
Westdeulschland.

Von den NichteMerbstätigen, die ihre Erwartung realisierten und erwerbstätig
wurden, konnten freilich nicht alle eine ihrer Ausbildung adäquale Stelle find€n,
dies trittt in etwas höherem Maße für Ostdeutsche als für Westdeulsche zu.
lnteressant ist, daß die Entwertung von früheren Bildungsabschlüssen bei den
Nicht€rwerbslätigen nicht zu noch höheren Anleilen von Beschäftigten gelührt hat,
die nicht im erlernlen Beruf tätig sind. Dies kann zum Teil sicherlich auch auf den
hohen Anteil Arbeilsloser ohne Ausbildung/Teilfacharbeiter zurückgeführt werden
(1991 bereils 28,6 o/o),

3.5 Fazit

Die Ergebnisse zeigen, daß ein Stellenwechsel zu einer Verbesserung der Lebens-
zufri€denheit in Westdeutschland bzw. zu deren geringerem Absinken in Ost-
dautschland führt. Jedoch bringt er nicht nur Voneile mit sich und wird von Frauen
und Männern unterschiedlich eingeschätzt. So ist er zum Beispiel für Frauen in
Ostdeutschland in ausgewählt€n B€reichen mit geringeren Verbesserungen und
größeren Verschlechterungen verbund6n. Dennoch spielt ein beruflicher Wechsel
für Frauen in beiden Teilen Deutschlands 6ine noch wichtigere Rolle lür die
Lebenszufriedenheit als für Männer. ln Ostdeutschland haben jedoch 

'ryesentlich
weniger Frauen als Männer ein6n Stellenwechselvorgenommen. Die Aufgaben lür
Haus und Familie sind zud6m ein lrobilitälshemmnis für Frauen z. B. beim Pen-
deln. Die insgesamt geringe Lebenszufriedenheit der hier untersuchten erweösiä-
tigen Frauen in Ostdeutschland macht ihre besonders schwierige Situation auch
nach der Vereinigung beider deutscher Staaten deutlich.

(Elke HolstUütgen Schupp)
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4 Frauenenrverbstätigkeit

Kurz vor der Währungs-, Winschatts- und Sozialunion nahmen die Frauen in der
ehemaligen DDB mit einer Erwerbsquote von 90 o/. auch im internationalen Ver-
gleich eine Spitzenposition ein, während sich die Frauen in Westdeutschland mit
einer Quote von 63 yo beim Vergleich westlicher lndustrienatjonen eher im unleren
Bereich belanden (Frauen im Alier zwischen '16 und 60 Jahren).

Schon sechs Monate nach der Vereinigung Deutschlands zeigte sich: Die ostdeul
schen Frauen gehören eindeutig zu den Verlierern auf dem Arbeitsmarkt in den
neuen Bundesländern. Seit Beginn der Währungsunion sind sie von Arbeitslosig-
keit überproportional betrotfen. Jedoch sank die Frauenerwerbsquote bis Märzl
April 199'1 ,,nua'um 5%. Vorwiegend ältere Frauen hatten sich in die Nichter-
werbstätigkeit zurückgezogen - von den bis MärzlApril '1991 aus dem Erwerbsle-

ben ausgeschiedenen Frauen waren über 80% zwischen 55 und 60 Jahre alt.

Frauen der jüngeren und mittleren Generation ließen sich bei einem Arbeitsplatz-

verlust hingegen als arbeitssuchend bzw. arbeitslos registrieren. Für die Zukunit ist

eine weiterhin hohe Erwerbsneigung der Frauen in Ostdeutschland zu erwarten.

Neben der hohen Arbeitslosigkeit gingen mit dem Systemwandel weitere Struktur-
veränderungen aut dem ostdeutschen Arbeitsmarkt einher, die ebenfalls tÜr

Frauen mil größeren Nachteilen verbunden waren als lür Männer. Einige dieser
Veränderungen sollen im folgenden - tealweise auch im vergleich zur Situation in

Westdeutschland - beschrieben werden.

4.1 Erwerbsbeteiligung abhängig Beschäft igter
in West- und Ostdeutschland

ln Ostdeutschland nahm die Zahl abhängig beschäftigter Frauen im ersten Jahr
nach der Währungs-, Widschafts- und Sozialunion sta* ab fvgl fab. 7). Dies ging

mit einem erheblichen Rückgang der Teilzeitkräfte einher. Nicht einmal mehr zwei
von zehn Frauen waren im März/April 1991 noch teilzeitbeschäftigt. Vollzeitbe-
schäftigte Frauen konnten ihre berutliche Position besser behaupten. lhr Anteil
stieg auf 82 o/o und lag damit um 20 Prozentpunkte hÖher als im Westen.

ln Ostdeutschland hat sich also zunächst eine Strukturverschiebung hin zu mehr
Vollzeitarbeitsplätzen für Frauen ergeben, im Westen gewann dagegen die Teil-
zeitarbeit noch an Bedeutung. Die zunahme der Zahl abhängig beschäftigter
Frauen im Beobachtungszeitraum war vor allem auf den Anstieg teilzeitbeschäftig-
ter Frauen - meisl jüngere Mütter - zurückzuführen. '1990 arbeiteten knapp vier

von zehn abhängig beschäftigten Frauen in dieser Beschäftigungsform.
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Tab. 1: Abhängig Beschäftigte nach Erwerbsumfang

Frauen
Osl

1990 1990 1991

in 1 000

Abhängig Beschäftigte
lnsgesaml

darunter:
Vollzeitbeschäftigle
Teilzeitbeschäftigte

9 114 I 466 3 92s 3211

in '/"
63 74

26 18

oarenba§§:soEP(wes1) 1989. 1990:SOEP(Osr) 1S90, 199r

4.2 Berufliche Stellung und Teilzeitarbeit

Aufschlüsse über die veränderte Struktur der berufilchen Stellung am ostdeul-
schen Arbeitsmarkt gibl Tab.2. Sie verdeutlicht die überproportionale Abnahme
erwerbstätiger ostdeutscher Frauen im Transformationsprozeß. lhre Zahlsank um
gul ein Fünftel (Männer ,,nur" ein Zehntel). Am geringsten nahm die Zahl der
Arbeiterinnen und Angestellten mit Tätigkeiten, die lediglich relativ einfache Oualifi-
kationen eriordeden, ab. Selbständige waren die ,,Gewinner" am Arbeitsmarkt. lhr
Anteil nahm allerdings bei den Frauen in geringerem Umfang (plus 19%) als bei
den Männern (plus 46 7.) zu.

Tab.2 zeigl auch die in der allen DDFI fast doppelt so hohe Zahl von angestellten
Frauen gegenüber Arbeiterinnen. Es waren immerhin mehr als '100 000 Frauen in
Leitungsfunktionen, allerdings vor'/viegend auf der mittleren Führungsebene (Män-
ner: rund 200000) und weit über 600 000 Frauen in hochqualifizierten Angestell-
ten-Tätigkeiten beschäftigt (Männer: 847000). Nach der Vereinigung beider deu!
scher Slaaten reduzierte sich der Anteil der Frauen in dieser Gruppe jedoch am
stärksten. Ber€its nach nur €inem knappen Jahr reduzierte sich die Zahl der
Frauen in Leitungslunktionen und in hochqualifizierten Täligkeit€n drastisch. Bei
den Männern nahm die Zahl der Beschäftigten in diesen Bereichen abenlalls ab,
jedoch in deutlich geringerem Maße. lm [rärzlApril 1991 waren in Osldeutschland
weniger als 20000 Frauen in Leitungsfunktionen (Männer: 79 000) und nur noch
421 000 Frauen in hochqualifizierten Tätigkeiten beschättigt (Männer: 660000).
Den drittstärksten Rückgang verzeichnelen die Facharbeiterinnen. Hier zeigt sich
ein im Vergleich zu den Männern ähnliches Bild wie zuvor: Die Zahl der Facharbei-
terinnen sank um mehr als ein Vienel, Männer konnten ihre Position mil einem
Flückgang von gut einem Zehntel deutlich besser halten.
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Tab. 2: Beschäftigungsentwicklung für l\,,länner und Frauen in Ostdeutschland

Frauen
1990 1991

Männer
1390 1991

lndex

100

lndex
1990 =

100
in 1000 in 1 000

lnsgesamt

Stellung im Beruf
Arbeiter, insgesamt

ungelernl und
angelernte
Facharbeiter
Brigadier/l\4eister

Angestellte, insgesamt
einfache und mittlere
Oualifikalion
hochqualiliziert
Leitungsaulgaben

Selbständige
Mithelfende
Familienangehörige

4047 3324 82 4605 4 058 88

'f 300 1 031 79 2875 2496 87

435
814

51

a2

87
74

79

404
590

1 725
421

{17)

89

444
2 100

331

1 530

478
847
205

193

433
'1 8'1 I

245

1 208

469
660

79

281

't 898
627
10'l

91

67
(17)

119

98
78
39

146

46 4't 89 17) (4) (s7)

Darenbasis: SOEP (Ost) 19S0, 1991

Neben der Verdrängung vom Arbeitsmarkt, einer überdurchschnittlichen Arbeitslo-
sigkeit, haben ostdeutsche Frauen also auch eine Abdrängung aus den qualifizier-
ten Tätigkeiten und damit eine stärkere Entwertung ihrer bisherigen Oualifikation
als Männer erlahren. Die Strukturen der beruflichen Stellung wurden im Transfor-
mationsprozeß offensichtlich zuungunsten der Frauen polarisiert. ln Leitungsfunk-
tionen sind sie nur noch vereinzelt vertreten.

Teilzeitarbeit wurde auch in der alten DDR vorwiegend von Frauen ausgeübt (vgl.
Iab.3), Allerdings wurde hierdurch weniger die Entlaslung von jüngeren Müttern
bei der Vereinbarung von Familie und Beruf angestrebt als vielmehr der Übergang
älterer Frauen aul den Ruhestand vorbereilet, Auch laq der durchschnittliche
zeitliche Umfang der Teilzeatarbeit deutlich höher als im Westen. Während im Juni
1990 über eine Million Frauen in Ostdeutschland eine Teilzeitbeschätligung ausüb-
ten, waren es ein knappes Jahr später nur noch gut 600000 Frauen. Bei den
Männern stieg dagegen die Zahl der Teilzeitbeschäfligten, wenn auch auf sehr
niedrigem Niveau. Am häutigsten war die Teilzeit in den einfachen und mittleren
Oualifikationen bei den Angestellten und bei un-/angelernten Arbeiterinnen bzw.
Facharbeiterinnen verlreten. lm Durchschnitt arbeiteten hier etwa drei von zehn
Frauen als Teilzeitbeschäfligte. lnsgesamt waren Arbeiterinnen et'/vas häufiger in
Teilzeit tätig als Angestellte. Angest€llte mit Leitungsautgaben übten '1990 noch zu
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13 o/o Teilzeitarbeit aus. Die Ausübung einer Teilzeittätigkeit und das Verfolgen

einer Karriere waren jedoch auch in der ehemaligen DDFI kaum miteinander

vereinbar und blieb nach der Einheit Deutschlands last völlig ausgeschlossen.

Frauen in höher qualifizierten Tätigkeiten hatten es im Frühjahr '1991 deutlich

schwerer, eine Arbeitsstelle mit Teilzeitarbeit zu finden bzw. eine Teilzeitstelle zu

behalten, als noch ein knappes JahI zuvor. Je höher qualifiziert die Arbeit war,

desto stärker sank im Translormationsprozeß der Anleil der Frauen, die eine

Teilzeittätigkeit ausübten. ln Leitungsfunktionen (bz!v, bei den Mei§lerinnen) waren

so gut wie keine Teilzeit arbeitenden osldeutschen Frauen nach ainem knappen

Jahr des Zusammenwachsens zu finden. Bei den hochqualifizierten Angestelllen
und Facharbeiterinn6n reduzierte sich die Zahl der noch Teilzeitbeschättigten im
MärzlApr I 1991 gegenüber Juni 1990 auf weniger als die Hältt€. Die hÖchste

absolule Abnahme von Teilzeitkräften (-235 000) verzeichnet€n jedoch Angestellte

mit einlachen und mitlleren Oualifikationen. lnsgesamt nahm die Teilzeitaöeit von

weiblichen Angestellten ett/vas stärker ab als die dor Arbeiterinnen.

Iab.4 verdeutlicht, daß selbst der Anteil von T€ilzeit aöeitenden (verheirateten)

lrüttern mit Kleinkindern bis zu sechs Jahr6n in Ostdeutschland zurückgegangen

Tab. 3: Entwicklung der Teilzeilbeschäftigung von Frauen in Ostdeutschland

1990 i990 i991 1991
lndex

1990 =
100

in 1 000 o/o in 1000 o/o

Stellung im Beruf

Arbeiler, insgesamt
ungelernte und
angelernte
Facharbeiter
Brigadier/Meister

Angestellte, insge§amt
eintache und mittlere
Qualifikation
hochqualifiziert
Leitungsaufgaben

Selbständig
i,4ithelfende
Familienangehörige

lnsgesamt

Nachrichllich
lvlänner insgesamt

108
r05

0

366

0

14

29

8

57

72
48

0

56

56

58

(3s)

26

(1)

213 16

150

(4)

651

566
72

(13)

6

(18)

1 048

30
12

(13)

8

59
49

0

(367)
0

(10)

613

7
6
0

2S

22

l8
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ist. Der gesunkene Anteil dieser Frauen in Vollzeitbeschäftigungen ist auch vor
dem Hint€rgrund der schlechteren Beschättigungsmöglichkeiten der mit Haus- und

Familienarbeit mehdach belasteten FrauBn zu sehen. Mütter mit älteren Kindern
(ab 7 Jahren) arbeileten dagegen verstärkt in Vollzeittätigkeiten.

lm erslen Jahr des Transformationsprozesses stand also dem Abbau der Teilzeil-
stellen für ältere Frauen kein entsprechender hoher Autbau von Teilzeitangeboten
für jüngere Müttsr gegenüber. Die Teilzeitquote zwischen West- und Ostdeutsch-
land vergrößerte sich entsprechend. Frauen in Ostdeutschland haben zu einem
wesentlich geringeren Anteil als westdeutsche Frauen die Möglichkeit, Familie und
Berul durch die Ausübung von Teilzeitarbeit besser zu vereinbaren.

Tab.4: Umfang der Erwerbsbeteiligung von Ehelrauen in Ostdeutschland

lnsge-
saml

Anteii
Toilzeil

bs-
schäf-
ti916

Juni 1990
Er- Anteil Anteil

werbs- Voll Teilzeit-
läligen- zeilbe- be-
quote schät schäl-

ligle tigte

LlädApil1991
lnsge- Er Anteil
samt werbs. Voll-

läligsn- zeitbe-
quote schäi.

tigte

in 1 000 in% in 1 000

lnsgesamt

Familientyp
ohne Kind unter
16 Jahre
mit Kind unter
16 Jahre

im Haushalt insg.

davon:

3 396 83 59 24 3 380 69 55 14

1670 A2 54 27 1 632 62 48 14

1723 83 63 21 1748 78 62 ',14

60
95
96
s4

Knd
Knd
Knd
Knd

unter 3 Jahre
4 bis 6 Jahre
7 bis 12 Jahre

13 bi§ 16 Jahre

563
338
541
281

63

74

43
76
72
70

17
20
24
24

518
380
560
290

50

90

11

18
15
14

Datenba§is soEP lost) 1990, 1991

4.3 Bedeutung des Arbeitseinkommens von Frauen
für das Haushaltseinkommen

Ein weitgehender dauerhafter Rückzug der ostdeutschen Mütter in die Nichter
werbstätiqkeit - etwa auf das Niveau Westdeutschlands - ist trotzdem kaum zu

erwarten. Während in Westdeutschland das Alleinverdienerprinzip vorherrscht und

auch steuerlich gelörden wird, ist die ausschließliche Erwerbsbeleiligung eines

467



(EherParlners schon aus wirtschattlichen Gründen in Ostdeutschland kaum denk-
bat. Abb- 1 verdeutlicht die nach wie vor bestehende finanzielle Notwendigkeit der
Erwerbsbeteiligung von (verheirateten) Frauen in Ostdeutschland. Sie erwirtschaf-
tet€n 1991 mit ihrem Arbeitsverdienst einen Anteil von 427o des Haushaltsnetto-
einkommensi Vollzeiterwerbstätige (Ehe-)Frauen sleuerten sogar 45% bei. Bei

Teilzeit arbeitenden (Ehe-)Frauen beliel sich der Arbeitsverdienst immerhin noch
auf ein knappes Drittel des Haushaltsnettoeinkommens.

Abb. 1: Arbeitseinkommen verheirateter Frauen in Ostdeutschland

Ant€il d€s Arb€its€inkommens arn
Haushaltsnettoeinkommen {in %)

1990 1991

lnsgesamt

beschäfugte

Tsllz€it'
beschäftigte

Datenbas§:SOEP (Osl) 1990, 1991

An der Notwendigkeit des (Zu-)Verdienstes von Frauen hat sich also im ersten Jahr
nach Einführung der Währungsunion nichl viel verändert. ln Westdeutschland isl
dagegen der durchschittliche Anteil des Arb€ilseinkommens von Frauen am Haus-
haltsnettoeinkommen deutlich geringer.

4.4 Steigende Bedeutung des Tertiären Sektors

Nach dem Umbruch hat sich in Ostdeulschland auch die Struktur der Beschäftigten
in den einzelnen Sekloren geändert. So ist eine Terliarisierung der Gesellschaft zu

erkennen (vgl. Abb.2). Gewöhnlich kommt diese Entwicklung den Frauen durch
einen Beschäftigungszuwachs zugute. lm Beobachtungszeitraum zeigte sich eine
gegenläufige Tendenz in Ostdeutschland: Dem relativen Bedeutungszuwachs des
Tertiären Sektors lür die Beschättigung stand ein absoluter Flückgang d€r dort
Beschäftigten gegenüber, der ausschließlich von den Frauen getragen wurde. lm
Frühjahr 1 991 waren zwar mehr als sechs von zehn Frauen hier beschäftigt (1990:

54 %; der Anteil der Männer stieg von 30 auf 36 %), dennoch reduzierte sich die
Zahl der beschättigten Frauen um über 130000. Die Männer konnten hingegen
einen Zuwachs um gut 75000 Beschättigte im Tertiären Sektor verzeichnen.
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Der überproportionale Rückgang der Beschättigung beiden Frauen ist dabei auch
vor dem Hintergrund des enormen Anstiegs der Wesl-Pendler zu sehen, die
überwiegend Männer waren. Werden die West-Pendler aus der Analyse herausge-

nommen, zeigl sich, daß der Beschäftigungsabbau fulr Frauen und l\ränner anteilig

etwa gleich hoch war. Wenn man sich die zum Tertiären Sektor gehörigen

Wirtschaftsabteilungen genauer betrachtet (vgl. Tab.5), wnd deutlich, daß die
Beschäftigungszuwächse aus Handel, Kreditinstituten und Versicherungsgewerbe
sowie aus den Gebietskörperschaften und Sozialversicherungen kommen. Männer
profitierten vom Beschältigungszuwachs in der,,Privatwirtschatt" deutlich stärker
als Frauen. Sie mußten hier teilweise - wie beim Handel - sogar einen Beschäfti-
gungsrückgang verkraflen. Dagegen konnten die Frauen stärker als Männer ejnen

Beschäftigungszuwachs im öffentlichen Dienst (Gebietskörperschaften usw.) erzie'
len. ln jenen Wirtschaftsabteilungen des Tertiären Sektors, in denen die Beschäfti-
gung abnahm, hatten Frauen überproportionale Bückgänge zu verzeichnen.

Abb. 2: Ostdeutsche Beschäftigte im Tediären Sektor (lnländerkonzept)

Anteil an allen
Beschäftigten

r9s0 1991

lnsgesamt

N4änner

Datenbass: SOEP (ost) 1990, 1991

ln den nicht zum Tertiären Sektor gehörenden Wirtschaftsabteilungen verzeich-

nete lediglich das Baugewerbe einen Beschäftigungszuwachs. Dieser kam aller-

dings allein den Männern zugute. Die Zahlder hier beschäftigten Frauen sank auf

96% ihres Ausgangsbestandes von '1990. Außer bei der Land- und Forstwirt-

schaft, in der Männer und Frauen gleichermaßen vom BeschäftigungsrÜckgang
betroffen ,,varen, verzeichneten Frauen auch außerhalb des Tertiären Sektors

überproportionale Einbußen. Der Rückgang im Verarbeitenden Gewerbe (um

360OOO beschäftigte Frauen) auf 71 % des Ausgangsbestandes (Männer 84%)
stellt den absolut höchsten Verlust an Arbeitsplätzen dar.

Die steigende Bedeutung des Tertiären Sektors hat im er§ten Jahr des Umbruchs

am Arbeitsmarkt (noch) nicht zu einem Beschäftigungsvorteil für Frauen geführt.
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Tab. 5: Ostdeutsche Beschäftigte nach Wirtschattszweigen (lnländerkonzept)

lnsgesamt
1990 lndex

1991
1990 =

100

Männer
1990 lndex

1991
1990 =

100

Frauen
1990 lndex

1991
't 990 =

100

in 1000 % in 1000 % in 1000 o/"

Wirtschattszweige
Land- und ForsMinschaft,
Fischerei
Energie, Wasserv€rsor-
gung. Bergbau
Verarbeitendes Gewerbe
Baugewerbe

Tertiärgr S€ktor

davon:
Handel
Verkehr und Nach-
richtenübermittlung
Kreditinslitute und Ver
sicherungsgewerbe
Dienstleistungen
Organisationen ohne
Erwerbszweck
Gebietskörperschaften
und Sozialversicherung

Keine Angabe

lnsgesamt

I 095 56 741 56 354 56

342
2 896

607

3 719

74
78

106

99

274
1 673

502
1 445

205

471

4
487

36

242

195

4 831

80
84

109

106

108
1 223

104

60
71

96

95

94

69

746 107

?33 85

141 541

93 262

53
1 607

(82s)
102

48
1 120

181

88

85 48

122

74

86

495

344

I 035

2s3
149

4 210

141

79

225
92

77 71

't02

70

88

Oar6nbass: SOEP (Osl) 1990 1991

Ganz im Gegenteil: Während die Männer einen Beschättigungszuwachs im Tertiä-
ren Sektor verzeichneten, reduzierte sich die Zahl der hier beschättigten Frauen.
Diese Entwicklung schwächt sich etwas ab, läßt man die (vorwiegend männlichen)
West-Pendler aus der Berechnung heraus. lm Wettslreil um die verbliebenen bzw.
neu geschatfenen Arbeitsplätze liegen di€ Männ€r aber (noch) weit vorn. Lediglich
im ötfentlichen Dienst (Gebietskörperschatlen usw.) scheint sich bisher für di€
Frauen ein etwas günstigeres Bild zu zeigen. Damit wird die besondere Verantwor-
tung und Pilotfunktion der öffenllichen Arbeitg€ber lür die Beschättigung von
Frauen in Ostdeutschland deutlich.

(Elke Holst üryen Schupp)
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5 Einkommen

Der Einkommonspolitik in den neuen Bundesländern wird in den nächsten Jahren
eine wichtige Flolle zukommen. Von ihrer Gestaltung wird die erfolgreiche wirt"
schattliche und soziale Umsetzung des Einigungsprozesses im wesentlichen mit-

bestimmt. lnsbesondere gilt dies für die Lohn- und Tarifpolitik, die immer wieder
Anlaß zu heftigen Kontroversen gibt.

Erfolg und lIißerfolg der Vereinigungspolitik wird von den Arbeitnehmern in den
neuen Bundesländern vor allem an einer raschen Angleichung ihrer verfügbaren
Einkommen an das westdeutsche Niveau gemessen. Mittellrislig ist dies wohl auch
eine wichtige Voraussetzung zum Erhalt des ,,sozialen Friedens" in den neuen
Bundesländern. Ein längere Zeit bestehendes Lohngefälle zwischen Ost und Wesl
birgl zudem die Gefahr, daß insbesondere qualifizierte und leistungslähige Arbeit-
nehmer in den Westen abwandern. Eine rasche Angleichung von Löhnen und
Gehältern würde auch die Nachfrage nach Gütern und Dienstleistungen erhöhen
und so den wirtschaftlichen Aulholprozeß in den neuen Bundesländern wirksam
unterstützen. Diese Argumentation ist aber einseitig, da auf der anderen Seite die
Leistungsfähigkeit der lJnternehmen in den neuen Bundesländern berücksichtigt
werden muß, die nur dann national und internalional wettbewerbsfähig bleiben
bzw. erst werden, wenn sie ihrer Leistungsfähigkeit entsprechende Löhne be-
zahlen.

ln diesam Beitrag wird ein Überblick über die Entwicklung der Arbeitseinkommen in

den neuen Bundesländern gegeben. Ausgangspunkt sind dabei die Arbeitsein-
kommen vom Mai 1989. Ausgehend von diesem Zeilpunkt, der die Verhältnisse in

der DDR widerspiegelt, wird aufgezeigt, wie die Einkommensentwicklung bis zum
Frühjahr 199'l in den neuen Bundesländern verlaufen isl. Zum Vergleich wird die
Einkommenssituation von 1990 in den alten Bundesländern betrachtet.

5.1 . Entwicklung der monatlichen Bruttoeinkommen
von 19Bg bis 1 991

Einen Überblick über die Einkommensentwicklung in den neuen Bundesländern
gibl Tab.1, in der die monatlichen Bruttoarbeitseinkommen für den N,4ai 1989 und

das Frühjahr 199'l aulgeführt sind. Das durchschnittliche Brultoerwerbseinkom-
men ist im betrachteten Zeitraum nominell von 1031 Mark auf 1618 DlVl gestiegen.

Das entspricht der beachtlichen Zuwachsrate von iasl 57 %, wenn man Mark der
DDR und DM im Verhältnis 1:1 wertet, wie es bei der Währungsunion weitgehend
der Fallwar. Allerdings nahmen längst nicht alle Erwerbstätigen an dieser Entwick-
lung teil. Die Arbeitsmarktentwicklung in den neuen Bundesländern war in den
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vergangenen zwei Jahren vor allem durch zwei Erscheinungen geprägt: lm Zuge
der Umstrukturierung der ehemals volkseigenen Wirtschaft in ein marktwirtschaftli-
ches System wurde der Beschäftigungsumfang in den neuen Bundesländern
drastisch reduziert. Von den im Mai 1989 Erwerbstätigen waren im Frühjahr 1991
last 23% arbeitslos oder hatten ihre EMerbstätigkeit aus anderen Gründen
aufgegeben, Dieser Personenkreis sollle bei den Ergebnissen der tolgenden
Analysen, die nur die Bezieher von Erwerbseinkommen zu den jeweiligen Zeit-
punkten berücksichtigt, nicht vergessen werden; zumindesl unter Einkommensge-
sichtspunKen zählen die Arbeilslosen zu den Verlierern der Vereinigungspolitik.

Tab. 1: Monatliches Bruttoeinkommen aus abhängiger Beschäftigung
in der DDR und in Ostdeutschland 1989 bis 1991

l\,lonatsbruttoeinkommen
't 989 1991 1989 1991

Verän-
derung

in "/"in a/" Mark DM

lnsgesamt

Vollzeitbeschältigte

darunter
nicht in Kurzarbeit
davon

lvlänner
Frauen

in Kurzarbeit
Ost'West.Pendler (Männer)

Teilzeitbeschäftigte (Frauen)
nichl in Kurzarbeit
in Kurzarbeit

Nicht €rwerbstälige Arbeitslose

1 031

1 088

1618

1 684

100

88

100

61

3S

100

81

57

55

I 088 1772 63

1179
946

1 963
1 506

0
0

.t2

100
0

't 291
3 258

870
906
775

60
40

19
6

6
70
30

088)
17S)

605
605

(605)

Datenbgsis soEP 1o§l) 1990, 1991

Eine zweite Besonderheit des Arbeitsmarktes in den neuen Bundesländern ist die
drastische Zunahm€ von Beschättigten in Kurzarbeil. Von den 1989 Vollzeiter-
werbstätigen waren das im Frühjahr 1991 immerhin fasi 20 %. Auch sie müssen zu
den ,Einkommansv€rlier€rn" 96rechn€l werden. Während ein durchgehend Voll-
zeiterwerbstätiger einen Einkommenszuwachs von knapp 55 o/o verbuchen konnte,
lag der durchschnittliche Lohnzuwachs der kurzarbeitenden Beschäftigten bai nur
'18,6 %. Das kaufkraftwirksame Einkommen dieser Gruppe - die gesliegenen
Lebenshaltungskosten werden in dieser Untersuchung nicht berücksichiigt - dürfte
damit gemessen an allen Beschäftigten nur geringfügig zugenommen haben, da
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das Statistische Bundesamt von einer durchschniltlichen lnflationsrate von rund
'12 o/o für diesen Zeitraum ausgeht.

Am autfälligsten ist die Einkommensentwicklung bei den Beschäftigten, die zwar rn

den neuen Bundesländern wohnen. deren Arbeitsstelle sich aber in den alten
Bundesländern belindet: den Ost-West-Pendlern. Legt man lür diesen Personen-
kreis - immerhin 6% der '1989 Vollzeitbeschäftigten - das durchschnittliche
Arbeitseinkommen von 1989 zugrunde, dann erzielten sie Einkommenssteigerun-
gen von tasl '180%. Dieser Zuwachs ist auch unler Berücksichtigung der Mobili-
tätskoslen - z. B. Fahrtkosten - enorm.

5.2 Einkommen Ost - Einkommen West

Die Arbeitnehmer in den neuen Bundesländern werden ihre Einkommenssituation
insbesondere an den Einkommen in den alten Bundesländern messen. Wie stellt
sich die Einkommenssituation der Beschäftigten in den neuen Bundesländern
gemessen an den vergleichbaren Einkommen in den allen Bundesländern dar?
Nach Angaben der amtlichen Statistik betragen die tariflichen Löhne und Gehälter
in den neuen Bundesländern etwa 60 % des westdeutschen Niveaus. Ein anderes
Bild ergibt sich, wenn man die eflektiven Monatsverdienste vergleicht. Danach
bekägt das durchschnitlliche Bruttomonatseinkommen in den neuen Bundeslän-
dern nur gut die Hälfte des westdeutschen Vergleichswertes (vgl. Tab.2).Oet
Vergleich von Tarileinkommen ist also insofern unvoljständig, da insbesondere in

den alten Bundesländern viele Beschältigte übertariflich bezahlt werden. Die
effektiven Monatseinkommen enthalten darüber hinaus noch verschiedene Zula-
gen, die in den neuen Bundesländern gar nicht bzw. nur zu einem geringen Teil
gezahlt werden.

Etwas günstiger stellt sich die Situation für die Bürger in den neuen Bundesländern
dar, wenn die monatlichen Nettoeinkommen, also das Bruttoeinkommen abzüglich
Steuern und Beiträgen zur Sozialversicherung, miteinander verglichen werden.
Das progressiv ausgelegte Einkommensteuersystem in der Bundesrepublik führl
dazu, daß das durchschnittliche Nettoeinkommen in den neuen Bundesländern gut
55 % des vergleichbaren Westeinkommens bekägt.

Die Einkommensrelationen sind jedoch nicht in allen Beschäftigtengruppen gleich.
Beispielsweise verdient ein Arbeiter in den neuen Bundesländern 52,4 % dessen,
was sein Kollege im Weslen erhält, ein Angestellter dagegen nur knapp 45 %. Die
Einkommensunterschiede zwischen Ost und West werden auch davon bestimmt.
welche berulliche Qualifikation ein Beschäftigter erworben hat. So bezieht ein
Beschäftiger ohne eine abgeschlossene berutliche Ausbildung in den neuen
Bundesländern immerhin knapp 55% des vergleichbaren Westlohnes, Beschäf-
tigte mit Hochschulabschluß aber nur 38yo. Dieser Eefund ist Ausdruck der
geringeren Lohndifferenzierung in der ehemaligen DDFi und in den neuen Bundes-
ländern.
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Tab,2: Brutto- und Nettoeinkommen in Osldeutschland
und in Westdeutschland

Ostdeutschland Westdeutschland Einkommenin
1991 1990 Ostdeutschland in

% des jeweiligen
Einkommens in

Wesldeutschland

in Dl,4

lnsgesamt
Bruno
Netto

Vollzeitbeschäftigte
Brutto
Netto

Geschlecht
Männer

Brutlo
Netto

Frauen
Brutto
Netto

Stellung im Beruf
Arbeiter

Brutto
Nstto

Angestellte
Brutto
Netto

Berufliche Ausbildung
Ohne Berufsausbildung

Brutto
Netto

Facharbeiter
Brutto
Netto

Hochschulabschluß
Bruüo
Netto

Teilzeitbeschäft igte Frauen
Brutto
Netto

50

55

4a
52

708
288

50

47
52

3 413
2 330

1 772
1 336

3 751

2 547
47

52

1 963
1 478

4 095
2 853

1 506
1 136

2 978
1 966

51

58

1 705
1 294

3 250
,101l

4 043
2 698

1 494
1137

2735
1 859 61

'1 634
1 235

3 492
2 347

1 654
5 707
4 040

38
41

806
360

474

906
684

1 505
1 004

Datenbasis: SOEP (Osl) 1990 l99l



5.3 AspektederEinkommensverteilung

Bisher ist gezeigt worden, wie sich die Höhe und die Struklur der Erw€rbseinkom-
men in den ersten zweiJahren der ,,Marktwirtschalt" in den neuen Bundesländern
entwickelt haben. Jetzt soll die Verteilung der Erwerbseinkommen in der ehemali-
gen DDR analysiert werden, von der ja gemeinhin angenommen wird, sie sei

,,gleicher" gewesen als in marktwirtschaftlichen Systemen. Diese Verteilung dient
dann als Ausgangspunkt, um die Auswirkungen der marktwirtschaftlichen
Umstrukturierung auf die Verteilung der Einkommen in den neuen Bundesländern
zu untersuchen. Als Meßgröße wird die Verteilung der Quintile herangezogen: Die
Beschäftigten werden nach der Höhe ihrer Einkommen geordnet und dann in

Gruppen zu ieweils 20 7o zusammengefaßt (Quintile). l\,4it diesem Konzept läßt sich
zeigen, wieviel Prozent des gesamten Erwerbseinkommens auf die 20 % ,,Gering-
verdiener" bis hin zu den oberen 20% ,,Besserverdienender" entfallen. ln Äbb. ,
ist die Verteilung des gesamten Erwerbseinkommens über die Quintile der Arbeit-
nehmer dargestellt, Ein Vergleich der DDR mit den alten Bundesländern zeigl, daß
beide Gesellschaften bezüglich der Einkommensverteilung gar nicht so weit aus-
einander lagen. ln den alten Bundesländern bezog das untersle Fünftel der
Beschäftigten 7,4 o/o des gesamten Erwerbseinkommens, in der ehemaligen DDR
knapp 9,7%. Etwas ausgeprägter waren die Unterschiede im obersten Fünftel.
Hier betrug der Anteil am Gesamteinkommen 35,7 % in den alten Bundesländern
und 3'1 "/. in der ehemaligen DDFi.

Abb. 1: Vefieilung der Bruttoeinkommen in West- und Ostdeulschland

Westdeutschland

,tro ! Unterstes Quintrr

I zweites euintit

OstdeLrtschland

198S

1990

Drittes Quintil

Vierles Ouintil

Ob€rstes Ouintil

3Or/o 104/a 10% 30%

Oalenbas s:SOEP (West) 1990. SOEP(Ost)1990.
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Der Vergleich der Einkommensverteilung in der DDFI mit der in den neuen
Bundesländern von 1991 suggeriert aul den ersten Blick eine hohe Stabilität der
Einkommenssituation. Gemessen am unlersten Fünttel d6r Beschäftiglen hat die
Ungleichheit der Einkommen etwas abg€nomm€n. Dies ist wohldas Ergebnis der
vorwiegend pauschalen Lohnerhöhungen, die untere Einkommen prozentual stär-
ker begünstigten als höhere Einkommen. Trotzdem hat auch der Einkommensan-
teil des obersten Fünftels etwas zugenommen. Angesichts gänzlich veränderter
Beschäftigungs- und Tarilslrukturen sind diese Befunde, die auf nur wenig Mobilität
hindeuten, sicherlich überraschend. Ein ganz anderes Bild vermittell jedoch lab,3,
in der die Häufigkeiten des individuellen Wechsels der Einkommenspositionen zu
sehen sind. Für jeden Beschättigten wird festgestellt, in welchem Fünftel der

Tab. 3: lndividuelle relative Einkommenspositionen in Ostdeutschland
1989 und 199'l - monatliche Bruttoarbeitseinkommen

Von den Personen im jeweilig6n Einkommensquintil 1989
belindensich... % im Einkommensquinlil

199'l
Unterstes Zweites Drittes Viertes Oberstes
Ouintil Ouintil Quintil Ouintil Quintil

't s89
Unlerstes Quintil
Zweites Ouinlil
Drittes Ouintil
Viertes Ouinlil
Oberstes Quintil

30
29
19

3

7
21

29

'13

3
'15

16
34

58
28
2
4
3

7
6

'14

19
52

Datenbasis:SOEP (Osl) 1990, 1991

Einkommensverteilung er sich 1989 befand und wie seine Position zwei Jahre
später aussah. Die Diagonale der Tabelle deutet auf ein hohes Maß von ,Einkom-
mensmobilitäf' hin. Hätten alle Beschäftigten ihre Einkommensposition gehalten,
wären alle Prozentlyerte in den Diagonalfeldern gleich '100. Besonders gering
war die Einkommensstabilität in den mittleren Quintil€n, wo der Anteil der Be-
schäftigten, die ihre Einkommensposition ,,gehalten" hab€n, nur bel etwa einem
Drittel liegt, Um dieses Maß an Einkommensmobilität richtig bewerten zu können,
ist die lnformation nützlich, daß die Diagonalwerte in einem ,,stabilen" marktwirt-
schaftlichen System wie beispielsweise der alten Bundesrepublik bei über 70 o/o

liegen.
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5.4 Entlohnungsunterschiede nach dem Geschlecht
und der Qualifikation

Nach dieser allgemeinen Beschreibung der Einkommensstruktur und der -vertei-
lung, sollen nun noch zwei Aspekte aufgegriifen werden, die immer wieder kontro-
vers diskutied werden: die Einkommensunterschiede zwischen Männern und
Frauen und die Bedeutung der Berufsausbildung für die Höhe des Einkommens. ln

allen lolgenden Analysen sind Kurzarbeiter und Ost-West'Pendler nicht mehr
enthalten.

5.4.1 Einkommensunterschiede zwischen lVlännern und Frauen

Aus lab,7 und Tab.2 wurde deutlich, daß auch in der DDH Frauen weniger
verdient haben als Männer. Das durchschnittliche Erwerbseinkommen vollzeitbe-
schättigter Frauen betrug 1989 nur etwa vier Fünftel des Durchschnittseinkom-
mens der Männer. Da Frauen auch im Vereinigungsprozeß der beiden deutschen
Staaten geringere Lohnzuwächse als Männer erzielten, hat sich dieser Abstand
1991 noch vergrößert. Nun kann dies - wie in der alten Bundesrepublik auch -

Abb.2: Die Einkommensverteilung in Ost- und Westdeutschland

Wesldeulschland 1 990
2A '%

Ostdeutschland 1989
oÄ 2a

Männer

vo rzeirbes.häitigte Münner
und Fraugr mit Facharbe lerabschluß bzw Lelrre

Datenbasis, SOEP (west) 1990, SOEP (Osl) 1990.



verschiedene Gründe haben, die nicht unbedingt auf eine dirskt€ Diskriminierung
von Frauen zurückgelührt werden müssen. Unterschiede in den Einkommen von
l\rännern und Frauen können auch auf ökonomisch r€l€vanten Qualifikationsunter-
schieden beruhen oder branchenbedingt entstehen. Die geschlechtsspezifische
Entlohnungsdifferenz bleibt aber auch dann bestehen, wenn ökonomisch homo-
gene Populalionen mileinander verglichen werden. Deutlich ',vird dies bei einem
Blick aul die Einkommensverteilung vollzeitbeschäftigler Männer und Frauen mit
Facharbeiterabschluß bzw. Lehre. Abb.2 zeigl di€ unterschiedlichen Anteile von
Männern und Frauen an den Einkomm€nsquintilen für die DDR und die alten
Bundesländer.

Die Abbildung zeigt zweierlei. Selbsl innerhalb dieser homogenen Beschättigten-
gruppen waren Frauen in beiden ehemaligen deutschen Staaten wesentlich
schlechter gestellt als Männer. Überraschend ist daniber hinaus, daß für die
frühere Bundesrepublik und di€ DDR ähnliche Einkommensverteilungen tür Män-
ner und Frauen zu beobachten sind. [,lit jeweils etwa 40% sind Frauen im
untersten Einkommensquintil vertreten, bei den Männern liegt dieser Anteil in
beiden ehemaligen deutschen Staaten bei nur etwa 1070. lnsgesamt war die
relalive Einkommensposition der Frauen in der DDH jedoch atwas besser als die
der Frauen in der früheren Bundesrepublik.

5.4.2 Arbeitseinkommen undAusbildung
Wichtig für die Entwicklung der Wettbewerbsrähigkeit der Wirtschaft in den neuen
Bundesländern ist nicht nur die Höhe des absoluten Lohnniveaus, sondern auch
eine Entlohnung, die sich mehr als bisher an der beruflichen Qualifikation und der
ausgeübten Tätigkeit orientiert. Dies würde dazu beitragen, über Leistungs- und

Abb.3: Belative Lohnposition Vollzeitbeschäitigter, in % des Durchschnitts

Wesldeutschland 1 990 Ostdeutschland 1989 und 1990

-
'111

-

Datenbass:soEP (w6t) 1990, soEP (Ost) 1990,1991
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Umstruklurierungsanreize zusätzliche lmpulse zur Steigerung der Produktivität zu
geben. ,Abb.3 vermittelt einen Eindruck über die Entlohnung nach der berullichen
Qualifikation in der DDR und in der früheren Bundesrepublik. Angegeben ist ein
Lohnindex, dessen Basis der durchschnittliche Brullolohn aller vollzeitbeschäftig-
ten Arbeiter und Angestellten ist. Die Lohnspanne reichte in der DDR von 69 % für
Beschäftigte ohne Berufsausbildung bis zu 141 % für Hochschulabsolventen und

war damit nur unwesentlich flacher als in der Bundesrepublik (73 % bis 152 %).
Ansonsten verlief das Lohnprofil in beiden deutschen Staaten etwa gleich. Deutlich
fällt aber auch hier der Unterschied zwischen Männern und Frauen ins Auge: Oie
lndexwede der Frauen liegen bei jedem Berulsbildungsabschluß deullich unter
denen der Männer.

Abb. 4: Fe ative Lohnposition Vollzeitbeschäftigter, in % des Durchschnitts

Westdeutschland 1990 Ostdeutschland I989 und 1990

N4änner

,24

t62 t34

110

Oatenbasis: SOEP (West) 1990, SOEP (Ost) 1990, 1991

Die Entwicklung in den neuen Bundesländern hat dazu geführt, daß sich die
Unterschiede in der Entlohnung zwischen 1989 und 1991 deutlich verringert
haben. Abb.3 und Abb.4 zeigen, daß Beschäfllgte ohne Berufsausbildung 1991

81 %, Hochschulabsolventen dagegen nur noch 125% des Durchschnittslohns
verdienten. Diese Entlvicklung dürtte hauptsächlich aul die überwiegend pauscha-
len Lohnanhebungen zurückzuführen sein, die zwar aus sozialen Gründen zu
rechtferljgen sind, jedoch dem Ziel zuwiderlaufen, die Entlohnungsstrukturen
marktwirtschattlichen Erfordernissen anzupassen.
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5.4.3 Etfekte der Überqualifikation

Ein anderer Zusammenhang von Ausbildung und Entlohnung zeigt sich, wenn eine
Besonderheit d€r Ausbildungssituation in der DDR berücksichtigl wird. lm Ver-
gl€ich mit den alten Bundesländern verfüglen die Beschäftiglen in der DDR über
ein lormal sehr hohes Ausbildungsniveau. Folge dieses hohen Ausbildungsstan-
des war allerdings, daß viele Beschättigte an ihrem Arbeitsplatz nicht ihrer berufli-
chen Ausbildung entsprechend eingesetzt werden konnten. So waren beispiels-
weise 16% aller männlich€n Hochschulabsolventen auf Arbeitsplätzen beschät
tigl, die auch ein gelernler lngenieur oder Facharbeiter hätte ausfüllen können,

Abb. 5: Überqualifizierung und Aöeitseinkommen in Ostdeutschland

Prozentuale Abweichungen vom Durchschnitlslohn eines seiner
Ausbildung entspre€hend enllohnten Facharbeilers

198S

Fächrbeitsausbild!ng E
E ""r"""n'qu.g ".rspacnr 

oe, rmnrclea üLär\anon
l3l Bkhäfiiqulq errsp, chl n,ch, dd böruficher Ouar,nkaron

1SS1

Facharb€ileEusbildu.g l-5-r l

=rE
Dätenbasis:SoEP (ost) 1990, 1991

während 27 7" aller männlichen Facharbeiter Tätigkeiten ausübten, lür die un- oder
angelernte Krätte hätten eingestellt werden können. lm folgenden soll geklärt
werden, inwieweil diese,,Überqualifikation" von Arbeitskrätten Auswirkungen auf
die Struktur der Arbeitseinkommen hatte und welche Konsequenzen sich daraus
für die Beschäftigten unter marktwirlschaltlichen Bedingungen ergeben. Richtets
sich die Entlohnung m€hr nach den Anfordernissen der Arbeitsplätze und weniger
nach der formalen Oualitikation, dann dürtte die bislang bekannte Lohndifferenzie-
rung in der DDB unterschälzl sein.
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ln Abb.5 ist dieser Zusammenhang für alle männlichen Beschäftigten ersichtlich.
Gezeigt werden die prozentualen Abweichungen vom Durchschnittslohn eines
seiner Ausbildung entsprechend eingesetzten Facharbeiters. Unter Berücksichti-
gung des Phänomens der Überqualifikation ergibt sich eine stärker differenzierte
Lohnstruktur als bislang angenommen. So verdiente ein nicht seiner Oualifikation
entsprechend eingesetzter Facharbeiter im Durchschnitt 4'l" weniger als sein

,,richlig" eingesetzter Kollege. Ganz allgemein gilt: Höhere berufliche Oualitikatio-
nen zahllen sich erst dann richtig aus, wenn sie am Arbeitsplatz auch entspre-
chend angewendet werden konnlen. Diese Differenzierung tritt 199'1 in den neuen
Bundesländern noch deutlicher zutage. Am autfälligsten ist dieser Etfekt bei
Beschäftigten mit einer abgeschlossenen Meisterausbildung: Qualifikationsgerecht
eingesetzte lvleisler erzielen tast 18 % mehr Arbeitseinkommen als Facharbeiter;
'1989 betrug dieser Prozenlsatz nur 8,2. Dagegen hat ein nicht seiner Ausbildung
entsprechend eingesetzter Meister, verglichen mit einem Facharbeiler, so gut wie
gar keinen Einkommensvorteil mehr. Deutlicher geworden sind auch die Enlloh-
nungsunterschiede zwischen qualifikationsadäquat beschäftigten lngenieuren und
Hochschulabsolventen aul der einen und Facharbeitern auf der anderen Seite. Bei
den jeweils überqualifiziert Beschäftigten sind die Entlohnungsunterschiede hinge-
gen deutlich zurückgegangen.

(Johannes Schwatze)
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6 Niedrigeinkommen und Armut

ln der ,,alten" Bundesrepublik Deutschland war zu Beginn der 80er Jahre neben
den steioenden Arbeitslosenzahl€n auch ein deutlicher Anstieg der Sozialhille-
empfänger zu beobachten, Die Zahl der Arbeitslos€n blieb im weiteren Verlauf trotz
zunehmender Zahlvon Beschäftigten auf hohem Niveau konstanti allerdings nahm
der Anteil der dauerhatt Arbeitslosen slark zu. lm s€lben Zeitraum ist die Zahl der
Sozialhilfeemptänger konlinuierlich gestiegen, Die Sozialhilleausgaben hab€n sich
seit 1970 fast verzehnfacht und haben im Jahre 1990 mil fast 32 N,lilliarden DM

einen vorläuligen Höchststand erreicht. Unter dem Stichwort ,,Neue Armut" wird
diese Entwicklung zusammengelaßt - die These ein6r ,,Zwei-Drittel-G€sellschatt",
nach der eine wachsende, stabile Minderh€it d€r G€sallschatt nicht an den
Wachstums- und Wohlfahrtsgewinnen partizipiere, sondern auf Dauer ausgegrenzt
werde, bringt die gesellschaltliche Ausainandersetzung zum Ausdruck.

lm deullichen Gegensatz zur Vehemenz dieser Diskussion sind die Daten und
Fakten über Armut und Niedrigeinkommen eher spärlich. Statistische Angaben aus
der Sozialhilfe bilden lediglich einen Teil der Wirklichkeit ab - sie informieren über
die sogenannte ,b€kämptte" Armut. Die Zahl der Personen und Haushalte, die
kurz- oder längerfristig unter einem gesellschaftlich ane*annt notwendigen Ein-
kommensniv€au liagan, ist aus diesen Daten nicht ableitbar. Daneben ist immer
noch wenig bekannt, welche Bevölkerungsgruppen wie lange von Niedrigeinkom-
men und Armut betroffen sind. Erst die Verlügbarkeit von echten Längsschnittda-
ten macht es möglich, sichere Aussagen über diese Gruppen am unleren Ende der
Einkommenshi€rarchie zu machen. lm folgenden sollen dazu wichtige Basisinfor-
mationen zur Betrotfenheit und Dauer von Armut in der ,,alten" Bundesrepublik
zusammengefaßt werden. Die Einführung von Marktwirtschaft und Wohlrahrtsstaat
in den neuen Bundesländern hat auch zu erheblichen Unsicherheiten über die
Entwicklung der Einkommen geführt; lnformationen über dia Einkommenssituation
ein Jahr nach der Währungs-, Wirtschatls- und Sozialunion werden zeigen, daß
dramatische negative Auswirkungen in bezug auf die finanzielle Lage der Bürger
weitgehend ausgeblieben sind.

6.1 Die Messung von Niedrigeinkommen
und Armutsgrenzen

Wenn man zur Erfassung von Armut aul die Begelungen in der Sozialhilfestatistik
zurückgreift, operiert man mit einem absoluten Armutsbegritf, nach dem der
Eckregelsatz der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt das gesellschaftlich defi-
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nierte Existenzminimum darstellt. Der Eckregelsatz wird auf der Basis des ,,Waren-
korbes" berechnet. Diese politisch sanktionierte Armutsgrenze ist jedoch weder
mit ander€n Ländern vergleichbar noch über die Zeit hinweg notwendigerweise
stabil. Die Vorstellung eines absoluten Minimums ist deshalb einem sogenannten
relativen und über die Zeit veränderlichen Konzept gewichen. Der hier verwen-
dete Armutsbegriff beruhl aul einem solchen relativen Armulskonzept: Eine Person
wird dann als arm angesehen, solern ihr - im Vergleich zum Bevölkerungsdurch-
schnitt - der Zugrilf auf materielle Fessourcen (Einkommen) an erheblichsr Weise
verschlossen bleibt. lm allgemeinen wird dabei mit drei Schwellenwerten operienl
einer Armutsgrenze von 40 o/o des Durchschnittseinkommens zur Abgrenzung
einer strengen Einkommensarmut; 50 7o des Durchschnitlseinkommens geben ein

Tab. 1: Armutsgrenzen 1984 bis '1989

l\4ittelwert

Aquivalenzeinkommen
in OM pro Monal

Armutsgrenzen

,,Strenge
Armut"
40 "/ 50%

,,Belative
Armut"
60%

1984
't s85
't 986
1S87
1988
't989

500,8
512,4
530,0
566,4
585,4
614,0

1 251,9
1 281 ,1

1324,8
1 416,1
1463,4
1 535,1

626,0
640.6
662,4
708.1
731,7
767,6

751,1
768,7
794,9
849,7
878,0
921,1

Darenba§is soEP (we§l), 1984-1989.

mittleres Armutspotential an; 60 % des Durchschnittseinkommens kennzeichnen
eine armutsnahe Einkommenssituation. Basis einer derartigen Armuts- bzw. Nied-
rigeinkommensberechnung ist dabei das verfügbare monatliche Haushaltseinkom-
men, das mittels einer dem Bundessozialhiltegesetz (BSHG) entlehnten Gewich-
tung, in die Zahl und Alter der Haushaltsmitglieder eingehen, an den Bedarf
unterschiedlicher Haushaltsgrößen angepaßt wird. Die Begriffe Aquivalenzgewich-
tung und Aquivalenzeinkommen nehmen auf diesen Bedarl Bezug. ln fab.,
werden die jeweiligen Mittelwerte der berechneten Armutsgrenzen für den Zeit-
raum von 1984 bis'1989 dargestellt. Die dort ausgewiesenen DM-Bekäge stellen
errechnete Größen dar und dürfen nicht als das tatsächlich verfügbare Einkommen
verstanden werden.
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6.2 Niedrigeinkommen und Armut - Ausmaß und Dauer

Die Armutsraten in der ,,allen" Bundesrepublik (vgl. Tab.2) sind - bezogen auf die
jeweiligen Bevölkerungsquerschnitle - für die Zeit zlyischen '1984 und '1989

nahezu konstant, Oie durchschnittliche Armutsrate - gemessen an der 50 %-
Armutsschwelle - beträgt 1'1 o/o. Die Armutsquote von Ausländern ist mehr als
doppelt so hoch wie die der Deutschen. Knapp 5 7o der Gesamtbevölkerung leben
in relativ slrenger Einkommensarmut. Jeder lünfte Bundesbürger r.vohnt in einem
Haushalt mit einem Einkommen im ,,armutsnahen" Bereich.

Tab.2: Betrotfenheit von Armut 1984 bis 1989

,,Strenge
Armut"
40 "h

Armutsgrenzen

,Armut"

50 "/"

,Relatave
Armut"
60%

lnsgesamt lnsgesamt Deutsche Ausländer lnsgesamt

in%

1984
1985
1986
1987
1988
1989

5,1

4,4
5,3
4,9

4,4

11,0
1't,0
12,4
10,6
10,7
10,7

10,3
10,2
't ,1,5

10,1

8,8

24,1
24,8

24,4

24,3

20,8
20,0
22,0
20,3
20,2
19,3

Oalenbass: SOEP (Wes1), 19a4-r 989

Dae Dauer der Armut wird aus lab. 3 ersichtlich, Bezogen auf das 50 o/o-Armuts-

niveau waren demnach 80 % der Gesamtbevölkerung im angegebenen Zeitraum
von sechs Jahren niemals atm, 12o/" waren kurzfristig arm, d.h. das jeweilige
Einkommen lag höchstens zweimal unler der Armutsgrenze, und 8 % '/varen
längerfrislig bzw. häufiger als zweimal arm. lnn€rhalb der Armutspopulation über-
wiegen kurztristige Armutskarrieren, mit einem allerdings harten Kern von dauer-
haft Armen: Während das Einkommen bei 6 von'10 Personen der Armutsgruppe
höchstens zu zwei Zeitpunkten unter dem Schwellenwert lag, war etwa jeder ellte
Arme über den gesamten Uniersuchungszeitraum von sechs Jahren hinweg
dauerhaft arm. Dieses Bild verdeutlicht sich etwas, wenn man nur solche Person€n
betrachtet, die im Jahre 1984 nicht zur Armutsgruppe zählen - durch diesen
Perspektivwechsel sind genauere Aussagen über das Risiko, unter die Armuts-
schwelle zu fallen, und über die Chance, aus Armut wieder herauszukommen,
möglich. Die Daten machen deutlich, daß danach Armut in weitaus stärkerem
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Tab. 3: Betrotfenheit und Dauer von Armut '1984 bis 1989

Alle Personen'1984-1 989

Betroflenheit Dauer

Von Personen, die 1984 nicht arm
waren

Betroflenheil Dauer

in % der
Gesamt-
bevölke-

rung

ln
Tausend

in % der
Armuts-

population

ln
Tausend

in "/o det
Gesamt-
bevölke-

rung

in % der
Armuts-

population

Nie unler
der 50 o/.-

Armuts-
grenze

Unter der
50 '/" -Ar
mutsgrenze

1 Jahr
2 Jahre
3 Jahre
4 Jahre
5 Jahre
6 Jahre

45 108 79,1 0 50 258 88,1 0

100100

4 984
2 024
1 724
1 075

862
1274

4,7
3,s
3,0
1,9
1,5

42
17
14
I
7

11

6,-7

1,7
0,8
0,4

56
19
15
7
4

3 806
1 270

476
245

Dalenbasis soEP rwest) 1984-1989.

Ausmaß als eher kurzfristiger Einkommensverlust zu verstehen wäre. Die Daten

zeigen aber auch, daß ein nsgesamt doch beträchtliches Risiko besleht, unter die
Armutsgrenze zu fallen. D6r Schluß liegt nahe, daß die Armutspopulation aus
mindestens zwei unterscheidbaren Gruppen besteht: Während die große Mehrheit
der Armutspopulation auf der einen Seite ein hohes Risiko hat, unter die Armuts-
grenze zu fallen, hat sie auf der anderen Seite jedoch auch eine entsprechend
hohe Chance, in einem der darauffolgenden Jahre wieder aus der Einkommensar-
mut herauszukommen; dieser Gruppe stehl die zwar quantitativ kleine Gruppe der
dauerhatt Armen gegenüber, deren Chancen, die Armut zu verlassen, jedoch sehr
gering zu sein scheinen. Aul beide Gruppen müssen sozialpolitische Maßnahmen
in jeweils spezilischer Weise abzielen.

ln lab. 4 werden lür jedes Jahr zwischen 1984 und 1989 die iährlichen Armutsquo-

ten für den Bereich der 50 %-Armulsschwelle für v€rschiedene Bevölkerungsgrup-
pen ausgewiesen; Äbb.7 informien darüber hinaus über die durchschnittliche

Dauer der Armul in diesen beobachteten sechs Jahren. ln beiden Darstellungen

wird das bereits beschriebene Muster nochmals deutlich. zum einen sind verschie-

dene Bevölkerungsgruppen in unterschiedlicher Weise durch Armut betroffen,

wobei diese Flisiken im Zeitverlauf von sechs Jahren praktisch nichl variieren.
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Gemessen an der hier definierlen Einkommensschwelle tragen ausländische
Bürger, Personen, die durch Arbeitslosigkeit b€trotfen sind, Personen, die eher
über niedrige Bildungsabschlüsse verfügen, sowie Bewohner von kleineren Städ-
ten und Gemeinden das höchste Armutsrisiko, während beispielsweise Erwerbs-
tätige und Personen mit höheren Bildungsabschlüssen erwartungsgemäß unter-
durchschnittlich von Armut betroflen sind. Dies spricht zunächst klar für die

Tab.4: Betrofienheit und Dauer von Armut 1984 bis 1989
nach Bevölkerungsgruppen

Armut
1984 1S84 1985 r 986 1987 1988 r 989

in
1 000 d€r i€weilig6n Population

lnsgesaml
Geschlecht

lvlänner
Frauen

Nalionalitait des Haus-
haltsvorstandes (HHV)

Deutscher HHV
Ausländischer HHV

Nationalität der Person
D€utsch
Ausländ6r

Einkommensquintil
Untorstes Quintil

Erweösslatus (1984)
Erwerbslätig
Aöeilslos
Nicht erwerbslätig

Eildung
niedrig
2.
3.
4.
hoch

Regionale Verteilung
tjber 500 000
Einwohner
dto. Randzone
100 000-500 000
dto. Bandzone
20 000-50 000
5 000-20 000
unl€r 5 000

19 t7

6 402 56 56

9887
20 17 17 16

60 54 54 51

6

11

6402 11 11 12 11 11 10

113 428
11

12
11

11

12
12

11

11

11

11

5 612
790

10
24

'10

25
11

29
10
25

10
24

I
25

3 909
576

1 556
484

2 488

1 S30
1 406

4'0
240

50

742
596

575
1 203

842

I B

6
31
12

6
29
11

6
38
11

6
30

6
29
12

12
8
6
8

12

5
I
2

13
10

9
1

l3
I
6

10
1

8
I

11

14
13
14
1g

7
11

12
13
14
16

I
l0
10
9

14
12
20

8
10
8

12
15

I
6
I
I

13

18

11

9
6
7
1

13
I
7
5
2

10
7
7
I

'13

11

23

oalenbasis: SoEP (Vv6s0, i984-19e9
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Bedeutung der individuellen Arbeitseinkommen zur Vermeidung von Einkommens-
armul im Haushalt.

Zum anderen zeigen die Angaben über die jeweils durchschnittliche Dauer von
Armut in den verschiedenen Bevölkerungsgruppen, daß Armut bei den hier unter-
suchten Merkmalen in weiten Teilen insgesamt ein vorübergehender Zustand, mit
allerdings durchaus unterschiedlicher Länge, sein dürfte. ln diesen Zahlen kommt
klar zum Ausdruck, daß Armut mit einer durchschnittlichen Dauer von zweieinhalb
Jahren mehr ist als nur eine kurzfristige Periode. Allerdings kann keine Bevölke-
rungsgruppe identifiziert werden, die als Gruppe dauerhaft unter der Armutsgrenze
liegt. Dies spricht dafür, daß die das Niedrigeinkommensniveau verursachenden
Ereignisse \rvie beispielsweise der Verlust einer Erwerbstätigkeit nach einer

Abb- 1: Dauer von Armut zwischen 1984 und 1989 nach
sozio-demographischen Merkmalen

Armut 1984-1989
Dauer in Jahren

2,6

2,6

2,6

lnsgesamt

Geschlecht
I\ränner

Nationalität

Deutsch

Einkommensquintil
Unterstes Quintil

Zweites Quintil

Drittes Qu nt I

Viertes Quintil

Oberstes Quintil

Erwerbsstatus
Erwerbstät g

Arbeilslos

Nicht e erbstätig

Region
Über 500.000

20.000 bs 50.000

5.000 bis 20.000

unter 5.000

2,3

2.7 2,1

3,1

1,8
1,8

1,8
1,8

1,4

1,2

2,1

2,9 1,8

1,8

2,7 2,4

1.7

8

3,0

Oalenbd s:SOEP (West), 1984 1989.
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bestimmten Zeit wieder überwunden werden könneni zugleich dürlten sozialpoliti-
sche Maßnahmen zur Verbesserung der Einkommenssituation wirksam geworden
sein. Armut als Problem in einem reichen Wohllahrlsstaat darf nicht unterschätzt
werden - das entsprechende Risiko ist breiter gestreut als man nach bisherigen
Angaben wußte. Selbst Personen in Haushalten mit höheren Einkommen können
durch bestimmte Ereignisse in darauffolgenden Jahren unter die Armutsgrenze
gedrückt werden (vgl. Abb.1). Die These der Zwei-Drittelcesellschaft mit einer
dauerhatten Armutspopulation erscheint in Anbetracht dieser Ergebnisse jedoch
als unzutreflend. Zum einen ist über einen mittleren Zeitraum von sechs Jahren ein
Großteil der Gesamtbevölkerung nicht von Armut betroffen, ,,^/obei allerdings ein
Risiko, unter die Armutsgrenze zu fallen, auch für Bevölkerungsgruppen vorhan-
den ist, die nichl im Blickpunkt der Sozialpolitik stehen. Zum zweiten isi der
übeMiegende Anteil der auftretenden Armut nicht von Dauer; eine gruppenspezifi-
sche dauerhatte Ausgrenzung ist in keinem Fall erkennbar. Die klassische Zielpo-
pulation der Armutspolitik mit dauerhatt Armen umfaßt bis zu 10 7" der Bevölke-
rung.

6.3 Armut im Haushaltskontext

Statistische Angaben über die individuelle Betrotlenheit und über die Dauer von
Niedrigeinkommen und Armut ergeben lediglich ein halbes Bild der Wirklichkeil, da
Armut nach der hier verwendeten Definition in ,,Haushalten mit unzureichendem
Haushaltseinkommen" gemessen wird. Der Verlust einer Erwerbstätigkeit und die
daraus lolgende ,,Verarmung" führt nicht zuletzt zu Be€inträchtigungen aller Haus-
haltsmitglieder und muß von diesen verarb€itet werden. lm folg€nden wird deshalb
die Untersuchungsebene hin zu Familien und Haushalten €ryeitert. Nur so ist auch
die Frage zu beantworlen, ob Armut bestimmle Familien- und Haushaltsformen
über- od€r unterdurchschnittlich trittt.

ln fab.5 werden dazu \,iichtige Merkmale von Familien- und Haushaltsformen
aufgeführt. Wir unterscheiden Haushalte nach ihrer Größe, nach dem Alter des
Haushallsvorstandes, nach Haushaltstypen und nach der Haushaltszusammen-
setzung. Die ausgewi€senen Armutsquolen (vgl. Tab.5) und die jeweilige Oauer
der Armut (vgl. fab. 6) machen deutlich, daß Niedrigeinkommensphasan in b€zug
auf Haushaltslormen sehr ungleich verteilt sind. Armul, so kann man nach di€sen
Befunden zusammenfassen, ist vor allem ein schwerwiegendes Problem lür Allein-
erziehande mit einer Armutsquote von bis zu 44 o/.; für bestimmte Familienhaus-
halte, von denen je nach Alter der Kinder bis zu 28 7o von Armut betrorlen sind; für
Haushalte mit mehr als fünf Personen, von denen jeder vierte zur Armutspopula-
tion zu zählen isti und auch lür Dreicenerationen-Haushalle, in denen ein über
durchschnittlicher Anteil an Niedrigeinkommen zu linden ist.

Diese Daten widerlegen somit weit verbreitete Meinungen über typische Armutspo-
pulationen, wie sie zum Beispiel in den Begritfen der ,,Altersarmut" oder in dem
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Tab. 5: Betrotfenheit von Armut 1984 bis 1989 im Haushaltskontext

Armut
1984

Armul
1S84 1985

Armut
1986

Armul
1987 1988 1989

in
000

in%
der jeweiligen Population

Aller des Haushalls-
vorstandes (HHV)

bis 45 Jahre
46-65 Jahr€
66 Jahre und älter

Haushalts-
zUSammenselzung:
Personen im Haushall
HHV + Partner
männlicher HHV
weiblicher HHV

Kinder irn Haushalt
O-6 Jehro
7 11 Jahre
12- 15 Jahre
16-18 Jahre
19 Jahre u.ä.

Weitere Haush.mitglieder
unter 65 Jahre
65 Jahre und älter

Haushaltstypen
Einpersonenhaushall
PartnerHaushalt
Famrli€n'Haushalt
Alleinerziehende

Haushaltstypen
nach Alter des HHV

unter 45 Jahre
Einpersonenhaushalt
PartnerHa!shalt
Familien-Haushalt

46-65 Jahre
Familien-Haushall
Partner-Haushall
Einpersonenhaushalt

Alloinerziehende
über 66 Jahre
Parlner-Haushalt
Einpersonenhaushalt

HaushaltsgröBe

3 289
2 341

13
10
8

12
1'1

8
10

16
I
6

13
I
6

t4
s
7

15
I
7

446
060

I
2 I

I
I

I
I

I
I

I
10

5
6

11
14
20

16
18
26
21
I

456
542
641
460
483

1 014
s74

3 862
552

335

685
990
821

1 530
1 244

14
21
21
18
10

15
21
24
19
I

22
21
28
t9
10

17
17

I

15
19
24
21
I

120
194

14
30

24
11

17
19

17
18

19
27

20
13

10
5

l5
31

s
5

15
38

6

18
42

I
4

16

7
5

31

I
4

14
44

447
122

2 237

13
3

13

10
3

15

9
3

19

11

2
16

s
4

16

1 626
456
204

17
3
s

37

17

8
31

20
5
7

31

8
3
3

17

7

17

5

42

I
4338

16
5
7

38

7
8

7
7
7

12
24

I
s

I
7
6

12
20

6
8

I
6

7
6

1

3

5u mehrnd

7
5

11

12
24

6
6
8

10
16

6
6

13
22

Daronbas s:SOEP (Wesl). l98a-1989
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Tab, 6: Dauer von Armut 1984 bis 1989 im Haushaltskontext

Armut
1984-1989

Dauer in Jahren
a

Armut
1985-1989

1984: nicht arm
Dauer in Jahren

a

Alter des Haushaltsvorslandes (HHV)
bis 45 Jahre
46-65 Jahre
66 Jahre und älter

Haushaltszusammensetzung :

Personen im Haushalt
Haushaltsvorstand + Partner
männlicher HHV
weiblicher HHV

Kinder im Haushalt
0-6 Jahre
7-11 Jahre
'12-15 Jahre
'16-'18 Jahre
'19 Jahre u.ä.

Weitere Haushaltsmitgli€der
unter 65 Jahr€
65 Jahre und ält€r

Haushaltstypen
Einpersonenhaushalt
Partner-Haushalt
Familien'Haushalt
Alleinerziehende

Haushaltslyp€n nach Alter des HHV
unter 45 Jahre
Einpersonenhaushalt
Panner-Haushalt
Famili€n-Haushalt

46-65 Jahre
Familien-Haushalt
Partner-Haushalt
Einpersonenhaushall

Alleinerziehende
über 66 Jahre
Partner-Haushalt
Einpersonenhaushalt

Haushaltsgröße
1

2
3
4
5 und mehr

79
20
30

2,40

2,
2,
2,

2,O5
1,49
'I,75

3,01
3,15
2,42
2,09
1,78

3,79

2,03
2,42
,1Ä
1,30
1,4'1

.78
,42

1,54

1,63

1,88

1,75
1,42
2,01

1,54
1,38
1,52
2,37

,49
.64

,81

2,48
1,91
2,64
3,37

2,30
2,40
2,45

2,56
1,99
2,74

2,40
1,74
2,24
3,37

2,10
2,64

1,81
1,63

Oärenbasis: SOEP (W€st),19e4 19Eg
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Schlagwort,,Die Armut ist weiblich" zum Ausdruck kommen. Bezieht man alle
Personen in Haushalten in die Betrachtung mil ein, so wird vielmehr deutlich, daß
vorwiegend bei Kandern und/oder weiteren, älteren Haushaltsmitglied€rn das
Haushaltseinkommen nicht mehr ausreichend ist, um den Bedarf für alle Haus-
haltsmitglieder zu decken.

Obwohl das Bisiko, unter die Armutsschwelle zu lallen, für diese Gruppen ver-
gleichsweise hoch ist, zeigen die Daten zur Dauer der Armut fvgi. Tab.6), daß
auch für diese Problemgruppen die Chancen, die finanziell unzureichende Lag€ zu
überwinden, nicht wesentlich schlechter sind als für andere Armutsgruppen. Auch
hier muß zwischen Betrofienheit und Dauer deutlich unterschieden werden - ain
hohes Armutsrisiko ist nicht gleichzuselzen mit dauerhatter Armul, auch ein
niedriges Armutsrisiko kann zu mehriähriger Armut führen. Dieser Unterschied wird
in Abb.z lüt einige Haushaltstypen veranschaulicht. Als besondere Problem-
gruppe können dabei die Alleinerziehenden identifiziert werden; diese tragen mit

Abb.2: Betroffenheit und Dauer von Armut im Haushaltskontext

Armutsquote 1984 Dauer 1984-1989

rn u/. der rewertroen poDutatron Dauer in Jahren
Haushallstypen

Haushaltsvorstand unter 45 Jahre

Einpersonen-Haushalt

Padner-Haushalt

Familien-Haushalt

Haushaltsvorstand 45-65 Jahre

Familien-Haushalt

Partner-Haushalt

Einpersonen-Haushalt

1,7

Alleinerziehende

Haushaltsvorstand über 65 Jahre

Partner-Haushat

Einpersonen Haushalt

Dalen&sis: SOEP (West), 1984 - i989
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31 7. im Jahre 1984 nicht nur das höchste Armutsrisiko, das im Jahr'1989 sogar
auf 44 % steigt, sondern sie verbleiben mit drei bis vier Jahren bei der Bekachtung
des Zeitraumes von sechs Jahren am längslen unter der Armutsschvvelle. Am
wenigsten von Armul betrotfen sind nach dieser Typologie mit Quolen zwischen
2"/" und g"/" Partner-Haushalle, d.h. Haushalte ohne Kinder und Einpersonen-
haushalte. Aber auch diese Gruppen verbleiben, sofern sie unter die Armutsgrenze
fallen, nur unwesentlich kürzer in Armut im Vergleich zu Gruppen mit einem
höheren Armutsrisiko.

6.4 Niedrigeinkommen und Armut in Ostdeutschland

Die emotionale Euphorie nach der deutschen Wiedervereinigung ist zumindest im

Osten Deutschlands relativ schnell durch Arbeitsmarktunsicherheiten, durch Sor-
gen und Angste um die weitere vvinschaftliche Zukuntl in den Hintergrund gedrängt
worden (vgl. Teil ll, Kap.12 und '13), Dabei sind die im Zusammenhang mit den
strukturellen umbrüchen im EMerbssyslem einhergehenden Befürchtungen um
die eigene wirtschaftliche Situation unübersehbar, Kurzarbeit und Arbeitslosigkeit
repräsentieren auf der objektiven Seite diese Entwicklung, denen aut der subjekti
ven Seite (vgl. Teil ll, Kap.14) eine erhebliche Unzukiedenheit mit dem Einkom-
men und dem Lebensstandard entspricht. Das Durchschnittseinkommen lag in der
ehemaligen DDR bei etwa 60 % des Einkommens westdeutscher Haushalte (vgl.

auch Teil ll, Kap. 5 und '11).

Ob allerdings ein Jahr nach der Schaffung von Währungs-, Wirtschafts- und
Sozialunion den in breiten Teilen der ostdeutschen Bevölkerung vorhandenen
Angsten und Sorgen eine Einkommensentwicklung g€g€nübersteht, die für grö-
ßere Teile der Bevölkerung zu einer relativen oder gar absoluten Verschlechterung
getührt hat, läßt sich ausschließlich auf der Grundlage von Längsschnittdaten
beurteilen- Angesichts des Befundes einer im Vergleich zum Wesien Deutschlands
homogeneren und weniger ungleichen Einkommensverteilung in der ehemaligen
DDFI, die ein Jahr später (noch) nicht zu einer größeren Ungleichheit gerührt hat
(vgl. dazu Teil ll, Kap.5), macht es wenig Sinn, Armulsquoten für das Jah|Igg0
detailliert zu beschreiben. Verwendet man die rür die westdeutsche Situation
relevanten Kriterien der Aquivalenzgewichtung und der 50 7.-Armutsschwelle,
zeigt sich, daß innerhalb der damaligen DDR Einkommensarmut - gemessen am
Durchschnitt aller DDB-Haushalte - mit Quoten von knapp über 3 % im Jahre 1990
und von 5 o/. ein Jahr später (vgl. Tab.7) praktisch nicht vorhanden war - die
wesentlichen Ausnahmen betreifen wie in Westdeutschland die Gruppe der Allein-
erziehenden, von denen 1990 16 "/" und im Jahr€ 1991 19 o/o mit €inem unzurei'
chenden Einkommen auskommen mußten, sowie Haushalte mit mehr als fünf
Personen, von denen bereits zu DDR-Zeiten jeder achte unter der Armutsgrenze
lag
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Tab. 7: Betroffenheit von Armut (50 o/.-Grenze) in Ostdeutschland
1990 und 1991

1990 19S1
Verbleib, Abgänge aus und

Zugänge in Armut I990-1991
1 990 und

19S1
r99r 1991

Abgang aus Zugang in
,Armut" ,Armut"

in % der jeweiligen Gruppe

Aller des Haushalls-
vorständss (HHV)

bis 45 Jahre
46-65 Jahre
66 Jahre und äller

Haushellszusammsns€l:ung:
Personen im Haushalt

HHV + Partner
männlicher HHV
weiblichsr HHV

Kinder im Haushall
0-6 Jahre
7-11 Jahre
12-15 Jahre
16-18 Jahre
19 Jahre u.ä.

Weiier€ Haushhaltsmitglieder
unter 65 Jahre
65 Jahre und älter

Haushaltslypen
Einpersonenhaushali
PartneFHaushalt
Familien-Haushall
Alleinerziehende

Haushaltslyp6n nach Alier
des Haushaltsvorslandes

unler 45 Jahre
Einpersorenhaushalt
Panner-Haushalt
Familien-Haushalt

46-65 Jahre
Famrlien-Haushalt
Partner-Haushalt
Einpersonenhaushalt

Alleinerziehende
über 66 Jahre
PadneFHaushalt
Einpersonenhaushall

Haushaltsgröße
1

2
3

5 und mehr

4
4
2

3
1

2

6
5
2

4
1

4

3
3

6
6
5
5

I
1

3

8

1

2

5
4
4
2
1

0
2

2
1

3
I

1

2
1

5
2

0
I

l
1

1

10

4

3

7
11

7

I
I

3

5
19

2

3

5
5

6
3

2
7

2
3

16

6
3

6
3
3

8

0
3

2
3
5
I

3
0
3

l
1

0

0
4

2
l
2
3
7

1

2
1

0
1

0

0

0
1

1

2
l
0
5

6
6
5

1

3

2
4

5
2

5
3
3

l

:
16

1

6

3
2
3

12

7
5
1

19

Dalenbäsis. SDEP (Ost) 1990-1991
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Oarüber hinaus erscheint es zumindest lür die beiden zurückliegenden Jahre noch

'/venig sinnvoll, die Einkommenssituation der ostdeutschen Haushalte in bezug auf
das westdeutsche Niveau zu beurteilen -der über die Arbeitseinkommen bestimm-
bare Lebensstandard war aufgrund von staatlichen Subventionen beispielsweise
im Wohnungsbereich, aber auch im Hinblick aul steuerliche Abgaben kaum
vergleichbar. Für die Fragestellung, ob im Verlauf des deutschen Vereinigungspro-
zesses die finanzielle Situation der ostdeutschen Haushalte eher unter dem Aspekt
der Verlierer als unter dem von Gewinnern zu betrachten sei, stellen wir deshalb
die Betrotfenheit von Armut in den beiden Jahren 1990 und 1991 gegenüber (vgt
Tab.7). Diese Daten widerlegen alles in allem Thesen, die einer relativen Verar-
mung innerhalb der ostdeutschen Haushalte das Wort reden: Zum Teil weit über
90 7" der ostdeutschen Bevölkerung war in keinem der beiden Jahre von einer
relativen Einkommensarmut bedroht. Selbst bei der Problemgruppe der Alleiner-
ziehenden zeigt sich, daß lediglich 10 % aller Alleinerziehenden in beiden Jahren
unter der Armutsgrenze liegen, die Zu- und Abgänge halten sich in etwa die
Waage. Die lnterpretalion liegl nahe, daß das westdeutsche System des Wohl
lahrtsstaates zumindest im ersten Jahr nach der Währungs-, Wirlschatts- und
Sozialunion dramatische Auswirkungen der marklwirtschattlichen Umgestaltung
gemildert oder gar vermieden hat. Daß dies in der subjektiven Bewertung nicht
unmittelbar ,,honoriert" wird, läßt sich daraut zurückführen (vgl. dazu Teil ll,
Kap.14), daß sicherlich nichl alle in die deulsche Vereinigung gesetzten Erwartun-
gen und Ansprüche erfüllt worden sind.

6.5 Armut und subjektives Wohlbefinden

Wie sich derartige subjektive Ansprüche auswirken, soll abschließend anhand
zweier lndikatoren der Zufriedenheitsbewertung für Ost- und Westdeutschland
dokumentiert ',/verden. ln Abb.3 werden dazu für beide Teile Deutschlands die
Mittelwerte auf der zehnstufigen Skala der allgemeinen Lebenszufriedenheit und
der Einkommenszufriedenheit für die von Armut betrolfenen bzw. nicht betrotfenen
Gruppen ausgewiesen.

Dabei z€igt sich, daß Niedrigeinkommen nicht nur die Zufriedenheit mit dem
Haushaltseinkommen erwartungsgemäß deutlich vermindert, sondern darüber hin-
aus auch das allgemeine Wohlbelinden empfindlich beeinträchtigt. Während
jedoch in Westdeutschland die Zufriedenheitsniveaus lür beide Einkommensgrup-
pen zwischen 1988 und 1989 in der Bewertung des Einkommens nicht und im
allgemeinen Wohlbelinden kaum variieren, sinkt das im Vergleich dazu in Ost-
deutschland bereits 1990 Oeringe Niveau im Jahre 1991 für beide Gruppen noch
weiler ab, Dies heißt konkret, daß auch für Personen, deren Einkommenssituation
sich ein Jahr nach Schaffung der Währungs-, Wirtschatts- und Sozialunion absolut
und/oder relativ verbessert hat (vgl. Teil ll, Kap.5), die Einkomm€nszutriedenhelt
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Westdeutschland Ostdeutschland

N4ittelwerte l,4itte]werte

Allgemeine Lebenszuf riedenheit

1988

1989

Unter der
Armutsgrenze

1990

1991

Nicht unter
der

Armutsgrenze

E nkommenszufredenheit

1988

1989

Unter der
Arrn utsg renze

1990

199l

Nicht unter
der

Armutsgrenze

6,3

7,1

6,8

Abb.3: Armut und subjektives Wohlbefinden

Oalenbas s:SOEP {wesl), 1988 - 1989, SOEP (ost), 1990 - 1991

sinkt und somit eine deutliche Diskrepanz zwischen Enryartung und realer Entwick-
lung dokumentien. Die durchschnittliche Bewertung der finanziellen Lage in Ost-
deutschland liegt 1991 mit einem mittleren Wert von 4,8 aul der verwendeten Skala
auf dem Niveau der Armutspopulation in Westdeutschland (4,8), Selbst die zahlen-
mäßig kleine Gruppe der ostdeutschen Bürger, deren Einkommenslage 1990 unter
der Armutsgrenze, 1991 jedoch wieder darüber lag, beurteilt ihr Haushaltseinkom-
men 1991 mit einem Mittelwert von 5,0 nur unwesentlich günstiger als 1990 (4,5).
ln diesen niedrigen Zufriedenheitsangaben kommen individuell wahrgenommene
Beeinträchtigungen zum Ausdruck, deren Flelevanz für das Stimmungsklima in

Deutschland nicht unterschätzt werden darf. lnnerhalb der ostdeutschen Bevölke-
rung ist Armut, gemessen am Durchschnittseinkommen aller ostdeutschen Haus-
halte, objektiv kaum vorhanden. Das Ergebnis, daß nahezu jeder zweite Bürger mil
seinem Einkommen jedoch eher unzufrieden ist, machl deutlich, daß die Ostdeut-
schen als Vergleichsmaßstab ihrer Einkommenslage die westdeutschen Bürger
heranzaehen.

(Rol and H abich I Petet kau se )
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Fl€ichlich ein Viertel aller privaten Haushalte in der Bundesrepublik Deutschland
hat nach vorliegenden Ergebnissen im Zeitraum von 1984 bis 1990 mindeslens
einmal die Wohnung gewechselt. Hochgerechnet auf die Bevölkerung West-
deulschlands b€deutet dies, daß im Durchschnitt der Jahre 't984 bis 1990 pro Jahr
über €ine Million Haushalte umgezogen sind. Die Umzugshäufigkeit von Eigentü-
mern und Mietern war erwartungsgemäß sehr unterschiedlich: So sind bis 1990
40 o/" der Haushalte umgezogen, die 1984 Hauptmieter lyaren, jedoch nur I 70 der
damaligen Eigentümer. Durch den Umzug haben die Haushalte ihre wohnsiluation
überwi€gend verbesserl, ihre Wohnzuhiedenheit war in der neuen Wohnung
deutlich höheri dazu hat hauptsächlich die größere Wohnfläche beigeiragen. lm
folgenden werden zunächst die Umzugsgründe analysiert und danach getrennt für
mobile und immobile Haushalte die Wohnkosten und wichtige Beslimmung€ründe
der wohnzufriedenheit untersucht.

Nur durch die Erhebung von Daten bei denselben Haushalten über einen längeren
Zeitraum (Panelbefragung) ist eine getrennte Untersuchung von mobilen und
immobilen Haushalten möglich, außerdem können nur aul diese Weise die indivi-
duellen Veränderungen der Wohnsiluation für ausgewählte Haushaltstypen ver-
deullicht werden. Als mobile Haushalte wurden alle diejenigen definiert, die im
Untersuchungszeitraum mindestens einmal umgezogen sindi alle übrigen Haus-
halte sind immobil.

7.1 Gründe für den Wohnungswechsel

Angesichts der eher geringen Mobilität deutscher Haushalte bedarf es offenbar
einschneidender Veränderungen, um einen lmpuls zum Umzug auszulÖsen. lm

allgemeinen wird ein mit der wohnsituation unzufriedener Haushalt, insbesondere
bei dem knappen Angebot an preiswerten Wohnungen, nur bei gravierenden

Umständen geneigt sein, umzuziehen. Daher ist es nicht überraschend, daß die
mobil€n Haushalte vor dem Umzug mit ihrer Wohnung deutlich unzufriedener
wa.en als die immobilen.

Die Analyse d€r Bestimmungsfaktoren des Wohnungswechsels orientiert sich
zunächst an Angaben des Haushaltsvorstandes (vgl. fab.1)- Ein wichtiger
Umzugsgrund ist die (in der Flegel zu geringe) Wohnungsgröße, welche bei den
mobilen Haushalten im Vargleich mil den immobilen im Durchschnitt im Jahr 1984
um 4 Quadralmeter pro Person kleiner war. Bereits 1988 wurde ermittell, daß sich
die Wohnungsgröße der mobilen Haushalte kaum noch von der der immobilen
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Tab. 1: Gründe für einen Wohnungswechsel von Eigentümern und Mietern

Gründe für
Wohnungswechsel

Wohnungswechsel in den Jahren
1984/85 1985/86 1986/87 1987/88 1988/89 1989/90

in "/"

Wohnungsgröße
Familiärer An
Eigentumserwerb
Andere Gründe

wohnungsbezogener Art
Beruflicher Art
Kündigung durch den

Vermieter
Umwandlung in Eigenlum
Sonstiges

14
21

12

18
16

20
13
15

19
25
18

13
24
1'l

25
14

11

14

17
15

14
13

10
29
24

5
2
7

I
1

6

5
0
I

1

8

4
1

10

11

10

3
3
tl

Dälenbass'SOEP (West) 1984 bs 1990

unterschied. Andere Gründe, wle solche familiärer Art (typisch dafür dürfte die
Veränderung der Haushaltsgröße durch Geburt bzw. Tod sein) und der Eigentums-
erwerb sowie die Umwandlung der Wohnung in Eigentum, werden nun häufiger
genannt. Dabei spielt auch eine Rolle, daß sich das Einkommen der mobilen
Haushalte im Vergleich mit anderen Haushalten im Zeilablauf überdurchschnittlich
verbesserte, diese Haushalte können sich den Eigentumserwerb offenbar leisten.
Die neuen Eigentümer beklagen zwar die derzeit hohe finanzielle Belastung;
jedoch wird diese wohl deshalb in Kauf genommen, weil längerfristig mit einer
deutlichen Entlastung gerechnet werden kann, so daß die Wohnkoslen sogar unter
denen von vergleichbaren Mietwohnungen liegen können. Eine Untersuchung der
Einkommensveränderungen bei mobilen und immobilen Haushalten von Mietern
im Zeikaum 1984 bis 1990 ergab, daß die Mobilität von Haushalten eng mit
Einkommensverbesserungen - gemessen als Wechsel in ein höheres Einkom-
mensquinlil - einhergeht (vgl. Abb.1). Jedes Quinlil umfaßl 20 % der nach der
Höhe ihres Einkommens sortierten Haushalte. Zwar besteht bei einer Verbesse-
rung der Einkommenssituation um ein Ouintil noch kein nennenswener Unter-
schied zw schen mobilen und immobilen Haushallen, doch ist bei einem Einkom-
menssprung um zwei oder mehr Quintile eine deutlich höhere Neigung zum
Wohnungswechsel erkennbar.

Aus beruflichen Gründen haben im Durchschnitl der Jahre 1984 bis 1990 reichlich
'12 % der Haushalt€ ihre Wohnung gewechsell (vgl. Tab. 7). Damit zeigt sich, daß
berufliche Gründe im Vergleich mit Gründen, die als Mangel der Wohnung selbst
interpretiert werden können, weniger wichtig sind. Die zwangsweise Bäumung der
Wohnung durch Kündigung des Vermielers bzw. eine Umwandlung der Wohnung
in Eigentum kam im Durchschnitt bei knapp 7% der Haushalte vor. lnsgesamt
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Abb. 1: Mobilität von Hauptmietern - Anderung von Einkommensposition
und Haushaltsgröße

oalenbasis:SOEP (Wesl) 1984 1990.

betrachtet, und einmal abgesehen davon, daß die Gründe olt nicht trennscharf
sind, zeigte sich, daß Mängel der bisherigen Wohnung ein sehr lvichtiger Grund für
die Wohnmobilität sind; im Schnitt hat mehr als jeder dritte Haushalt die Wohnung
aus diesem Grund gewechsell. Der Eigentumserwerb war im Untersuchungszeil-
raum mit durchschnittlich 17 o/. ebenlalls ein wichtiger Umzugsgrund. Seil 1988 hat
die Bedeutung dieses Umzugsgrundes all€rdings zuganommen; dies könnte als
Reaktion auf die Verknappung des Angebots an Mietwohnungen bei gleichzeitig
verbess€rlen Fiahmenbedingungen für den Eigenlumserwerb gewertet werden.
Die Eigentümerquote, also der Ant€il der Eigentümerhaushalte an allen Haushal-
ten (hier einschli€ßlich Untermiete0, hat sich von rund 39 7" ( 19841 aut knapp 421"
('1990) erhöht.

Weiterhin wurde unlersucht, inwieweit demographische Veränderungen im Haus-
halt zur Erklärung von räumlicher Mobilität der Hauptmieterhaushalte beitragen
können. Dabei hat sich die Veränderung der Haushaltszusammensetzung als
wichiiger Umzugsgrund erwiesen; in knapp zwei Drittel aller Mieterhaushalte
ereignete sich vor dem Umzug eine solche Veränderung (Wl. Abb.2). Eine
maßgebliche Bolle spielte der Zuzug einer oder mehrerer Personen, mil dem

1 984-1 990 Ohns Wohnungs\,Yechsel
lmmobile Haushalte

in,k

Mit wbhnungswechs€i
Mobie Haushalte

1984-1990

Einkommensposition J 5

21 t3

42

18.t 20

21

Haushahsgröße
3 6

16 1l

50

6I 22

11
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zwangsläufig eine Einschränkung des persönlich verfügbaren Wohnraums für die
bisherigen Haushaltsmitglieder einherging. Bei knapp einem Viertel der Mieter-
haushalte hat die Geburt eines Kindes die Entscheidung zum Wohnungswechsel
mitbestimmt. Eine Verkleinerung des Haushalts durch Auszug oder Tod hat
dagegen in deutlich weniger Fällen zum Umzug des gesamten Haushalts geführ1,

ln diesem Fall ist der Zwang zum Umzug deutlich geringer, negativ wirken dabei
wohl auch die hohen Transaktionskosten sowie die erwartete höhere Mi6te. Mit
dem unterschiedlichen Umzugsverhallen bei Gebunen in eher jungen Haushalten
und Todeslällen in überwiegend alten Haushalten wird gleichzeitig auch die mit
dem Alter der Haushaltsmitglieder einhergehende Neigung zum Wohnungswech-
sel verdeullicht, d. h. mit zunehmendem Alter nimmt die Neigung zur Mobilitäl und
den damit verbundenen Umstellungen stark ab.

Abb. 2: Mobilatät von Hauptmietern 1984 bis 1990 -

Demographische Ereignisse

OhneWohnungswechsel
lmmobileHaushalte

in Va

Gebud

Tod

Zozug

ALtszug

l\-4 it Wohnu ngswechsel
Mobile Haushalte

23

36

\bränderung
der Haushalts-

zusammen-
setzung

Dalenbas s:SOEP (WFt) 1984 -r990

7.2 Moderate Erhöhung der Mieten

Die Kaltmieten, gemessen als Miete pro Quadratmeler, sind für alle Mieterhaus-
halte im Zeitraum von 1984 bis 1990 mit einer durchschnittlichen jährlichen

Steagerungsrate von 2,7 a/ö aul übet DIV 7,30 gestiegen. Dabei haben die Miet€n
der immobilen Haushalte, wie zu erwarten war, erheblich langsamer zugenommen
als die der mobilen. Für die beiden n Tab.2 beispielhatt autgetührten Übergänge

499

I

7

I

t6

30 62

E

r



von 1984 nach 1985 und von 1989 nach '1990 ergab sich leweils nur eine moderate
Erhöhung der Mieten pro Ouadratmeter (2,2 bzw. 2,7 "Ä) bei den immobilen
gegenüber den mobilen Hauptmielerhaushalten (7,5 bzw. 12,9%). Noch stärker
hat sich die Mietbelastungsquote verändert; diese war für immobile Haushalt sogar
rückläufig (-0,9 bzw. -6,5 %). Demgegenüber hatten die mobilen Haushalte - trolz
teilweise größerer Einkommensverbesserungen als bei den immobilen - einen
höheren Anteil ihres Nettoeinkommens für die Miete aufzuwenden als vor dem
Umzug (2,7 bzw.3,8%). Die Mieten der mobilen Haushalte waren schon 1984 um
reichlich 0,70 DM pro Ouadratmeter höher als die d€r ammobilen; dieser Abstand
hal sich weiter vergrößert und betrug 1990 rund '1,25 DM pro Ouadratmeter. Das

Mietenniveau war damil um rund 19% höher.

Tab.2: Wohnkosten und Wohnfläche bei ,,mobilen" und,,immobilen"
Haushalten

Hauptmieler
1984 '1985 Verände- 1989

Hauptmieter
'1990 Verände-

(1 rung in % o tunginl|

Alle Haushalte
l\,liete pro qm in DM
l\4iete in % des Haushalls-

einkommens
Wohnfläche in qm pro Kopl

lmmobile Haushalte
Iriete pro qm in DM
lvliete in o/o des Haushalts-

einkommens
Wohnfläche in qm pro Kop,

Mobile Haushalte
l\,liete pro qm in DM
iriete in % des Haushalts-

einkommens
Wohntläche in qm pro Kopt

6,31 6,48 3 7,08 7,31

-1

-l
0

10

3

3

-7
-1

20,
43,0

21 ,A
41 ,1

22,3
40,5 40,8

21,
43,

5 20,3
2 42,9

-6
-1

6,25 6,39 2 7.O5 7,24

22
40,8 40,8

22.
43,2

6,97 7,49 I 7,54 8,51 13

326,1 26,8
40,2

21 ,O

44,3
4

-7
Oätenbasisr SOEP (Wes0 1984 b s 1990.

Die Mieten der mobilen Haushalte sind im Durchschnitt zwar gestiegen, allerding§
zahlen einige Haushalte aber auch nur unwesentlich veränderte oder gar niedri-
gere Mieten als vor dem lJmzug. lm folgenden wird daher untersucht, inwieweit die
mobilen Haushalte tatsächliche Veränderungen - beim Vergleich der neuen und

der zuvor bewohnten Wohnung - auch subjektiv wahrnehmen. So wurden diese

Haushalte nach der Einschätzung ihrer Wohnsituation vor und nach dem Umzug
befragt. Für die Kriterien ,,finanzielle Belastung" und ,,Wohnungsgröße" wurden die
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Tab.3: Veränderung von finanzleller Belastung und Wohnungsgröße
durch Umzug - Beurteilung und tatsächliche Veränderung

Bei den Personen, die angeben, daß sie sich durch einen Wohnungswechsel im Hinblick
auf Miete, auf die linanzielle Belastung und auf die Wohnungsgröße ,,verbessert., ,,nicht
verändert" oder ,,verschlechted" haben, beträgt nach dem Wohnunqswechsel jn den
angegebenen Jahren die Miete pro Ouadratmeter, die finanzielle Belastung und die
Wohnungsgröße im Vergleich zum Vorjahr (='100) . . . %

1984/85 1985/86 1986/87 1987/88 1988/89 1989/90 1984/9ol

in o/o des jeweiligen Vorjahres

l\4iete pro qm
verbe§sen
nicht veränderl
verschlechtert

Finanzielle Belastung
Miete in o/. vom
Einkommen

verbessert
nicht veränderl
verschlechtert

Wohnungsgröße
qm pro Person

verbessert
nicht verändert
verschlechlert

81

121
92
92

113
9l

126

94
103
135

90
99

120

84
95

72
97

115

86
107

80
74

90
101

1'19

80
91

139

94
109
128

68
95

154

73
107
126

108
87
74

7S

132

25
93
77

1'18

119
84

115
94 85

77

42

71

1 Ourchschnxlche jährlch€ Veränderung in 91,

Dalenbas s SOEP (W€sr) 1 984 bis I 9S0.

objektiv nachvollziehbaren Veränderungen der lndikatoren ,,Miete pro Ouadratme-
tef',,,Mietbelastungsquote" (N,liete in % vom Haushaltsnettoeinkommen) und

,,Wohnfläche" (Quadratmeter pro Person) der subjektiven Einschätzung des Haus-
haltsvorstandes in den Kalegorien,,verbessert",,,unverändert" und,,verschlech-
lert" für de jährlichen Übergänge 1984/85 bis 1989/90 gegenübergestellt (ygi.
Tab.3).

Diejenigen Haushalte, die sich nach eigener Einschätzung durch einen Wohnungs-
wechsel in der Iinanziellen Belastung teilweise erheblich verschlechtert hatten,
zahlten Mieten pro Ouadratmeter, die im Jahre 1990 bei knapp 10 DM lagen; dabei
hatten diese Haushalte im Durchschnitt der Jahre '1984 bis 1990 mit rund 20 o/.

jährlich beträchtliche l\4ietsprünge. Die Miete der Haushalte, die nach dem Umzug
eine Verringerung der Wohnkosten erreichten, lag pro Ouadratmeter in den Jahren
1986 bis 1990 im Durchschnitt sogar unter dem Mielenniveau der immobilen
Haushalte. Für die Beurteilung der finanziellen Belastung ist der lndikator ,,Mietbe-
lastungsquote" jedoch aussagekrättiger, da nicht nur die Veränderung der Miete,
sondern auch eine mögliche Einkommensveränderung implizit mit erfaßt wird.
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D€mentsprechend zeigen sich beim lndikator ,,Mielbelastungsquote" für Haus-
halle, deren linanzielle B€lastung sich nach eigener Einschähung verbesserl
(verschlechterl) hat, mit 21 % (32"/.) auch größere relative Veränderuflgen als
beim lndikator ,,Miete pro Quadratmeler" l1O bzw.20"Ä).

lnsgesamt erzielten die mobilen Haushalte durch den Wohnungswechsel in der
Regel eine Verbesserung ihrer Wohnungsgröße (gemessen an der Quadratmeter
zahl pro Person). Bezüglich des Vergleichs der Wohnungsgröße vor und nach dem
Umzug ist ebenfalls ein hohes Maß an Übereinslimmung zwischen subjekliver
Einschätzung und tatsächlicher Veränderung der Wohnlläche festzustellen: Haus-
halte, die sich als ,verschlechten'(,,verbessert') einstulten, hatten im Durchschnitt
der Jahre 1984 bis '1990 auch 23 % weniger (25'l. meh0 Ouadratmeter Wohnflä-
che pro Person zur Verfügung.

Es gibt Anhaltspunkte für die Vermutung, daß Haushalle bei stärkeren Veränderun-
gen ihrer Einkommenssituation umziehen; sie suchen sich bei deutlicher und

anhaltender Verschlechterung ihres Einkommens eine preiswertere Wohnung und

bei einer nachhaltigen Verbesserung des Haushaltseinkommens eine kömfortab-
lere, meist größere Wohnung bzw. erwerben Wohneigentum. Bei dem geringen
Angebot an preiswerten Wohnungen konnten sich auch die Haushalte, die auf-
grund einer Einkommensverschlechterung einen Wohnungswechsel vollzogen,
dem kräftig gestiegenen Preisniveau auf dem Wohnungsmarkt nicht entziehen, Die
Mieten pro Quadratmeter waren auch für die von einer Einkommensverschlechte-
rung betrotfenen mobilen Haushalte im Jahr 1990 höher als die im Durchschnitt
von allen immobilen Haushalten gezahlten Mieten (vgl. Abb.3). Die Mietbela-
stungsquote hat sich dagegen sowohl bei den mobilen wie auch den immobilen
Haushalten, deren Einkommen sich um zwei und mehr Quintile verschlechten
hatte, etlva im gleichen Ausmaß erhöht (vgl. Abb.4). Dabei lag die Quote für die
immobilen Haushahe mit reichlich 28 % sogar um drei Prozentpunkle höher als di€
der mobilen Haushalte. Eine Verbesserung der Einkommenssituation führl für
immobile und mobile Haushalie zu einer deutlich sinkenden Mietbelastungsquote.
Dieser Etfekt wird jedoch bei den mobilen - im Vergleich zu den immobilen -
Haushalten durch stärker steigende Mieten etwas abgeschwächt.

Eine Auswertung der Mieten von Haushalten mit ausländischem Haushaltsvor-
stand, das sind überwiegend Gastarbeiter, zeigt, daß deren Miete im Jah||984 mit
DM 5,85 pro Quadratmeter zwar noch um rund 0,50 DM unter der d€utscher
Mieterhaushalte lagi im Jahr 1990 hatte sich der Abstand jedoch deutlich auf rund
DM 0,15 v8rring€rt (vgl. fab.4). Die stärkere Mieterhöhung bei den Ausländer-
haushalten erklärt sich u.a. mit der höheren Mobilität dieser gegenüber den
Deutschen im Durchschnitt um rund zehn Jahra iüngeren Haushalte (gemessen

am Alt€r aller Personen über 15 Jahre im Haushalt); mobile Haushalie leiden
besonders unter der Verknappung preiswerter Altbauwohnungen, dem bisher
bevorzugten Siedlungsraum ausländischer Gastarbeiter. Die Mietbelastung der
Ausländerhaushalte hat sich im Gegensatz zur rückläuligen Entwicklung bei den
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Abb. 3: Veränderung der qm-Miete von Hauptmieterhaushalten
nach Einkommensänderungen

1984 - 1990 Ohne Wohnungswechsel
lmmobile Haushalte

[4it Wohnungswechsel 1984 - 1990
N,4obile Haushalte

o".oJ-"üi:ffli:; L
Einkommens-

änderung:
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Abb. 4: Veränderung der Mietbelastung von Hauptmieterhaushalten
nach Einkommensänderungen
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deutschen Haushalten im Zeitraum von '1984 bis 1990 erhöht, obwohl sich im
gleichen Zeitraum die Haushaltseinkommen der Ausländer deutlicher verbessert
haben als die der Deutschen. Die beengte Wohnsituation der Ausländer mit rund
27 Quadralmeter pro Person (1990), das sind rund 40 7' weniger Wohnraum als in
deutschen Haushalten, hat sich im Zeitraum von sechs Jahren etwas langsamer
verbessert als bei den Deutschen; dies ist u.a. die Folge der tendenziellen
Vergrößerung der Ausländerhaushalte durch Geburten und Zuzug aus dem Aus-
land.

Tab. 4: Wohnkosten und Wohnlläche deulscher und ausländischer
Hauptmieter-Haushalte"

1984 1985 1986 1S87 1988 1989 1990

in%

Miete pro qm
Deutscher Haushall
Ausländischer Haushalt

Mietbelaslung in ./"

Deutscher Haushall
Ausländischer Haushalt

Wohnfläche in qm pro Person
Deutscher Haushall
Ausländischer Haushalt

6,52
6.01

6,68
6,05

6,73 6,86 7,18
6,16 6,25 6.45

7,46
7,295,85

17 't7 17 17 't7 17 18

41,4 42,2
25,0

42,5
24,1

42,8
26,1

43,8
26,1

44,7
26,0

44,3

' Nallonaliläl dss Haushahsvorslands.

Datonbäsis SOEP (WesD 1944 bis 1990.

7 .3 Hohe Wohnzufriedenheit

Die Wohnzufriedenheit ist generell im Vergleich mit anderen Lebensberelchen, wie
dem Berul oder dem Gesundheitszustand, sehr hoch; Eigentümer sind erwar-
tungsgemäß etwas zufriedener als Mieter (vgl. Iab.5). Ein wichtig€r Grund dafür
ist, daß die Wohnungen der Eigentümer im Durchschnitt 6rh6blich größer sind als
di6 der Mieter. Bei den Mielern war insgesamt in der Unlersuchungsperiode 1984
bis 1990 durchweg eine hohe Wohnungszutriedenheit festzustellen. Bamerkens-
wert ist, daß sich bei den immobilen im Gegensalz zu den mobilen Haushalten die
Zulriedenheit tendenziell etwas verschlechtert hat. Dabei könnte die Vergrößerung
der Personenzahl, die hier beijungen Haushalten und Haushalten von Ausländern
zu beobachten war, eine Rolle gespiell haben; schließlich ist der pro Person
verfügbare Wohnraum ein wichtiges Krilerium für ihre Wohnzufriedenheit. Der
Zufriedenheitsindex fiel für die immobilen jungen Haushalte im Zeitraum '1984/85

(1989/90) von 7,3 aul 6,7 (7,1 auf 6,8) lndex-Punkte. Dagegen war die Verände-
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Tab. 5: Wohnzufriedenheit. vor und nach einem Umzug

Umzug zwischen 1984
und 1985

Wohnzutriedenheit
1984 1985

Umzug zdischen 1989
und 1990

Wohnzufriedenheil't989 1S90

a

Hauptmieter, insgesaml
davon:

Junge Haushalte"
Alte Haushalle
Deutsche'*'
Ausländer

lmmobile Hauptmieter
davon:

Junge Haushalle
Alte Haushalte
Deutsche
Ausländer

Mobile Hauptmieter
davon:

Junge Haushalte
Alie Haushalte
Deutsche
Ausländer

Eigentümer

7,4 7,3 7,2 7,3

6,9
7,4
7,4
6,4

7,6

6,8
7,7
7.4
6,4

7,2

7,5
7,3
6,4

7.4

6,9

6.4

7.2

7,3
7,8
7.6
6,5

5,6

6,7
7,7
7,3
6,3

7,4

7,1

7,6
7,4
6,5

5,7

6,8

6,3

7,7

5,4
6,5
5,6
5,0

8,6

7,9
7,4
7,8

8,5

5,6
6,0
5,7
5,1

8,4

7,6
7,9
7,7
7,1

8,4

'Miltelw.rtaulderZufriedenheitsskalavon0=ganzundgarunzutredenbs10=ganzundgar:utri6d6n.
'" HäushatsvorsEnd sl45Jahr6 und tüngerbzw. älteräls 45Jahre.

"' Hausha tsvorsländ srDDutkherb Ausländur

Oat€nbasisr SOEP (west) 1984 bß 1990.

rung bei den älteren Haushalten deutlich schwächer. Für die mobilen Mieter-
Haushalte war die größere Wohnung nach dem Umzug offenbar das wichtigste
Kriterium dafür. daß die Wohnzukiedenheit merklich zunahm. Auch hier nannten
die jungen Haushalle, bei denen die Haushaltszusammensetzung starken Verän-
derungen unterwoden war, die größlen Verbesserungen: der Zufriedenheatsindex
stieg 1984/85 (1989/90) von 5,4 auf 7,9 Punkte (5,6 auf 7,6). Dies ging einher mit
einer Erhöhung der Wohnfläche von 1984 bis 1990 um 3 Ouadratmeter pro
Person. Ausländerhaushalte sind generallunzufriedener mit ihren WohnvBrhältnis-
sen als deutsche Haushalte; bemerkenswert ist, daß sich deren Zufriedenheit nach
Umzügen im gleichen Ausmaß wie bei den Deutschen (um rund 2lndex-Punkte)
verbessert hat.

(Joachim F ck/Herbeft Lahmann)
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8 Gesundheit

ln Bevölkerungsumfragen zur Bedeutung einzelner Lebensbereiche für das indivi-

duelle subjektive Wohlbefinden gilt die Gesundheit regelmäßig als der wichtigste

Bereich. Etwa 1,5 Mill. Beschäftigte im Gesundheilswesen (2 Millionen in der

Gesundheitswirtschatt ingesamt) sowie ein Anteil der G€sundheilsausgaben am

Bruttosozialprodukt von rund 10 70 Üeweils bezogen auf die alten Bundesländer)

veranschaulichen die gesellschattliche und wirtschattliche Bedeutung des Systems

der Gesundheitssicherung und Krankheitsbewältigung.

Trotz diaser Bedeutung ist der lnhalt dessen, was als Gesundheit bezeichnet wird,

oftmals unscharf. Die bekannte Definition der Weltgesundheitsorganisalion
(WHO), nach der Gesundheit den Zustand vollständigen physischen, psychischen

und sozialen Wohlbelindens und nichl nur die Abwesenheit von Krankheit und

Gebrechen bedeutet, erlyeist sich dabei zur Anleilung empirischer Analysen als

eher problematisch. Gleichwohl hat diese oelinition das Verdienst, daraul aulmerk-
sam gemacht zu haben, daß Gesundheit nur im komplexen Zusammenhang

körperlicher, seelischer und sozialer Aspekte konzeptualisiert und nur unter

Berücksichtigung objektiver wie subjektiver Faktoren erlaßt'JYerden kann,

8.1 Zufriedenheit mit der Gesundheit

Die Antworten der Bundesbürger auf die Frage nach ihrer Zufriedenheit mil der
G€sundheit ergeben im Zeitraum von 1984 bis 1989 relativ stabile Muster. Kon-

stant gaben je'/yeils etwa zwei Drittel an, mit ihrer Gesundheit eher zufrieden zu

sein üab.1). Zu den stabilen Mustern gehört auch, daß Frauen jeweils weniger
zutrieden sind als Männer und daß mit zunehmendem Alt€r die Zufriedenheit mit
der Gesundheit sinkt.

Tab. 'l: Zufriedenheit mit der Gesundheit'

'1984 1985 1986 1987 1988 1989

in%

Eher unzufrieden
Teils/teils
Eher zufrieden
Hochzufrieden

17

67
18

16
17
67
14

17
16
67
12

17
18
66
10

20
17
64
I

21
17
62
I

' G-4,6ner unzulriedsn',5 "reile-t€ils', 6-10 ,€hsr zllrioden ", 10 "hoch2ulnsd6n'
Där6nb6sis soEP {l/v6s0 1964 bis 1989
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Abb. 1 : Zufriedenheit mit der Gesundheit
nach Alter und Geschlecht 1984-1989

L4ittelwerte auf der Zufriedenheitsskala von 0 bis 10

56756 7 8

Gesamt 1984
1985

1986

1987

1988

1989

bis 39
Jahre

Männer 1S84
1985

1986
1987

1988

1989

40 59 Jahre

Frauen 1984
1S85

1986
1987

rs88
1989

Oaienbasis: SOEP 0!est) 1984 1989

Dabei sank allerdings der Miltelwert der Gesundheitszulriedenheit kontinuierlich
um insgesamt 0,5 Punkte (Abb.1). Dieset Trend kann als relevant angesehen
werden. Er betrat Männer und Frauen gleichermaßen sowie alle Altersgruppen. Am
stärksten sank die durchschnittliche Gesundheitszulriedenheit der unter 40jäh-
rigen.

Der Trend bei den Mittelwerten spiegelt sich wider, wenn die prozentuale zusam-
mensetzung nach Zufriedenheitsgruppen im Zeitverlauf bekachtet wnd qab.1).
Hier nehmen die Anteile der eher Unzufriedenen zu und die der eher Zufriedenen

ab, insbesondere die Anteile der Hochzutriedenen. Diese Entwicklung bestätigt

sich bei der Differenzierung nach Alter und Geschlecht. Der Anteil eher zutriedener
sank so\,vohl bei Männern wie bei Frauen. Die ohnehin bei den zufriedenen
gerinoer vertrelenen beiden höheren Allersgruppen haben diesen Trend weniger
beeinllußt als die unter 40jährigen. Der Rückgang bei den Hochzufriedenen war mil

10 % sehr deutlich, wobei unter 40jährige sowie L4änner dazu überdurchschnittlich

beitrugen. lmmerhin 7 o/o der über 60jährigen bezeichneten sich 1989 als ,,ganz
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und gar zufrieden" mit ihrer Gesundheit. Das waren mehr als in der Gruppe der 40-
bis 59jährigen. Möglicherweise wird in der höchsten Aliersgruppe eine allersbe.
dingte Verschlechterung des Gesundheitsstatus mittels Veränderungen dar
Gesundheitserwartungen akzeptiert, so daß auch im Alter relativ hohe Werte dar
Zuf riedenheit angegeben,,/verden.

Daß die Dynamik der Zufriedenheitsverläufe größer ist, als es b€i B€trachtung von
Gesamt- und Gruppenwerten erscheint, wkd anhand der Veränderungen zwischen
den einzelnen Jahren deutlich ffab.2).

Tab. 2: Veränderungen bei der Gesundheitszufriedenheit'

'1984/85 't 985/86 1986/87 19A7/AA 1988ß9

Zulriedener
Etwa gleich
Unzufriedener

19
60
21

19
60
21

20
58

21

56
17
60

' zdi€d€nd > 2 Punhe. slwagleich:0. +/- 1 PunK, urzulri€dener:> -2 Punkle.

Oatonb6is: SOEP (Wesl) 1984 bis 1989.

Um keinen bzw, einen Skalenwert veränderten (mit leicht zunehmender Tendenz)
60 % der Befragten je Jahresübergang ihre Gesundheitszufriedenheit. 40 % verän-
derten sie jeweils um mindestens zwei Skalenwerte, wobei die Veränderungen
nach unten diejenigen nach oben in allen Jahren überwogen. Auch das lraf auf
Männer und Frauen wie für alle Altersgruppen in gleicher Weise zu, etwas
schwächer ausgeprägl bei den über 60jährigen.

lnwieweit kam es bei diesen Veränderungen zu einem Wechsel in andere Zufrie-
denheitsgruppen? Wer in einem Jahr mit seiner Gesundhait zurri€den war, war
dies in knapp 80 "/. der Fälle auch im darauffolgenden Jahr, jeweils I bis 9%
wechselten zu den eher Unzulriedenen. Unter diesen gingen Wechsel zu d€n eher
Zufriedenen deutlich zurück- Es nahmen kontinuierlich und deutlich (+13%)
diejenigen zu, die im darauffolgenden Jahr unzufrieden blieben.

8.2 Einschränkungen im Gesundheitsstatus

Neben Alter und Geschlecht ist die Gesundheitszulriedenheit in starkem Maße
davon abhängig, ob manifeste Einschränkungen im Gesundheitsstatus vorliegen.

Zwischen 1984 und 1989 gab es eine Zunahme amllicherseits festgestellter
Erwerbsminderungen oder Schwerbehinderungen fab. 3). Sie war überwiegend
aul Zunahman bei den über 60jährigen zurückzuführen, Der Prozentsatz liegt bei
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Männern jeweils um 5-7% höher als bei Frauen. Hier spielt vermutlich die
geringere Erwerbsquote der Frauen eine Roller einerseits dadurch, daß Frauen
nicht in dem Ausmaße gesundheitlich verschleißenden Berufsbelastungen ausge-
setzt sind, wie sie für männliche, zur Erwerbsminderung führende Berufsbiogra-
phien typisch sind, und andererseits dadurch, daß Frauen mit gesundheitlichen
Einschränkungen wahrscheinlich weniger als Männer ins Erwerbsleben eantreten,
was Voraussetzung einer Zuweisung des Erwerbsminderungs-Status ist.

Tab. 3: Anteile chronisch Kranker sowie Erwerbsgeminderter/
Schwerbehinderter

1984 1985 '1986 19A7 1988 '1989

in o/o

Chronisch krank,
insgesaml

Geschlecht
Männer
Frauen

Allersgruppen
bis 39 Jahre
40-59 Jahre
60Jahre und älter

Minderung der Erwerbs-
lähigkeiVSchwer
behinderung,

insgesamt

Geschlecht
l\,4änner
Frauen

Altersgruppen
bis 39 Jahre
40-59 Jahre
60Jahre und älter

39

36
41

22
39
57

14 14

38 40

41

37
43

38

34
40

21

37
54

38

40

40

37
42

16
35
58

21

54

20
39
57

,8

14 16 18

17
12

17
12

18
11

20
13

21

15

3
15

3
13
24

4
13
28

4
14
24

4
12
31

Mind6run9 der ENeöslähigk6i1,§chwerb6hinder!ng 1 986 ke ne Angabe.

Oal6.b6is: SOEP (Wesi) lSS4 bis 1989

Auf die Frage ,Leiden Sie seit mindestens einem Jahr oder chronisch an bestimm-
ten Beschwerden oder Krankheiten?" antworteten ieweils knapp 40 7. der Bundes-
bürger mit ,,ja" (Tab.3). Dieses Ergebnis mag überraschend hoch erscheinen,
wenngleich es durch andere Erhebungen bestätigt bzw. sogar noch übertroffen
wird. Ein solches stabiles Muster entspricht der Bedeutung, die chronische Krank-
heiten in modernen lndustriegesellschaften haben. Das kaditionell auf die
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Ei€kämplung von Akulkrankheiten ausgerichtete medizinische Versorgungssystem
ist bisher nicht hinreichend wirksam gewesen, die Anteile chronisch Kranker zu
senken. Dieser Etfektivitätsmangel kann Forderungen nach einer Umorientierung
bei den Versorgungsstrategien begründen. Davon könnten allerdings eher quali-

tative Verbesserung€n bei der individuellen Bewältigung, kaum jedoch eine quanti-

tative Senkung des hohen Anteils chronischer Krankheiten überhaupt erwartet
werden. Hohe Anteile chronisch Kranker sind ein Ergebnis gesellschaftlicher

Entwicklung, baider die tradilionellen, umwelibedingten akuten lnfektionskrankhei-
ten an Bed€utung varlieren, die Lebenserwartung steigt und das medizinische
Versorgungssystem ein hohes Produktivitälsniveau erreicht.

Der geringeren Gesundhaitszufriedenheit der Frauen entspricht deren höhere
Angabe, chronisch krank zu sein. Die Abnahmen des Anteils chronisch Kranker bei
den unter 4ojährigen und den 40- bis sgjährigen bei gleichbleibendem Anteil in der
Gesamtpopulation deuten aut einen Altersstrukturerfekt (Altern der Panelpopula-
tion).

Personen, die sich als krank bezeichnen, weisen im Mittel deutlich geringere

Gesundheitszufriedenheit aul als solche. die sich nicht als krank b€zeichnen
(Abb.2). Noch deutlicher ist der Unterschied für die Teilgruppen, die in allen
Jahren angaben, krank bzr,v. nicht krank zu sein. Allerdings b€zeichnen sich, mit
leicht abnehmender Tendenz, auch jeweils etwa 40 o/. der ,,Kranken" als zufrieden
mit der Gesundheit. l-lnzufriedenheit bei ,,Kranken" nahm um 5 "/. zu (1989: 39 o/o).

Unter Bundesbürgern, die angaben, nichl krank zu sein, sank der Anteil der eher
Zutriedenen um 5% (1989: 78%), ,,Gesund", aber mit der G€sundh€it eher

Abb. 2: Zulriedenheit mit der Gesundheit nach Gesundheitsstatus

Mittelwerte aul der Zufriedenheitsskala von 0 bis 10

lm j€weiligen Jahr kr k lm jryeiligen Jahr nicht krank
1984

1945

1gaa
1939

4.8 7,2

ln jed6m Jahr eaischen 1 944- 1 989 k6ok 6 jedern Jahr zwis.hen J 9{141 989 .ichl krank

4,3

1985

r9a6

r9€8
1949

8.2

8,0

7.4

7?4.2

Dalenbasis SOEP(West) 1934 19ag
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unzufrieden, waren, mit leicht steigender Tendenz, zwischen 6% und 8% der
Bundesbürger.

Daran wird deutlich, daß Kranke und nichl Kranke unterschiedliche Konzepte von
Gesundheit haben können und Zufriedenheit mit der Gesundheit für sie jeweils
etwas anderes bedeuten kann. Für Kranke bedeutet Gesundheit eher etwas, was
den Krankheitszusland bzw. die jewaalig€ Edahrung von Einschränkungen und
Belastung durch das Kranksein beschreibt. Wechsel von ,,gesund" zu ,,krank"
riefen deullichere Skalenwert-Veränderung6n hervor als Wechsel von ,,krank" zu

,,gesund". Personen, die in zwei Folgejahren angegeben hatten, krank zu sein,
waren in ihrer Gesundheitszufriedenheit stabiler als Personen, die von ,,gesund"
zu ,,krank" wechselten. Dälür könnten Gewöhnungseffekte maßgeblich sein.
Gesundheitszufriedenheit kann bei chronisch Kranken eine relalive Zufriedenheit
darüber ausdrücken, daß durch das Kranksein bedingte Einschränkungen nicht
weiter zugenommen haben. Für Gesunde bedeutet Gesundheit weniger die Abwe-
senheit negaliver Erfahrungen mit dem Kranksein und eher eine positive Erwar-
tungshaltung. Bemerkenswert war, daß die deutlichslen Abnahmen der Gesund-
heitszufriedenheit bei den ,,Gesunden" zu verzeichnen waren. Der Anteil derjeni-
gen, die beim Wechselvon ,,krank" zu ,,gesund" einen um zwei oder mehr Punkte
höheren Skalenwert angaben, nahm im Zeitverlaul von 1984 bis 1989 deutlich ab.
Und der Rückgang der Mittelwerte der Gesundheitszufriedenheit insgesamt ist im
wesentlichen (/bb. 2) auf den Ftückgang der Werte derjenigen zurückzutühren, die
sich jeweils als nicht krank (-0,6) oder nie als krank bezeichneten F0.6).

8.3 lnanspruchnahmevonGesundheitsleistungen

Es ist unstrittig, daß die Inanspruchnahme von Gesundheitsleistungen Höhe und
Verteilung der Gesundheitsausgaben beeinflußt. Dagegen ist umstritlen, ob und
inwieweit mit enlsprechenden lndikaloren auch Aussagen über die Entwicklung
von Lebensqualität und Wohlfahrtsniveau gemacht werden können.

Eine Steigerung der Lebensqualität wäre beispielsweise dann anzunehmen, wenn
eine wachsende lnanspruchnahme aul ein quantilativ und qualitativ verbesserles
Versorgungsangebot zurückzuführen ist. Geht man andererseits davon aus, daß

die lnanspruchnahme von Gesundheitsleistungen entscheidend von der Morbidi-
tätsentwicklung und der Gesundheitszufriedenheit beeinflußt wird, dann wäre eine
Steigerung eher als ein Verlust an Lebensqualität zu inlerpretieren.

Es besteht Konsens darüber, daß in Deutschland seit einigen Jahren keine
Unlerversorgung mehr herrscht; gesundheitspolitisch problematisch sind eher
Überkapazitäten (,,Arzteschwemme", ,,Bettenberg"). Eine steigende lnanspruch-
nahme aulgrund einer Anpassung des Versorgungsangebots an einen bestehen-
den Bedarfsüberhang kann deshalb nicht angenommen werden. Die folgenden
Daten zur lnanspruchnahme ambulanter und stationärer Gesundheitsleistungen
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sind deshalb eher aus der Perspektive eines zur Überversorgung tendierenden
Angebots zu interpretieren.

ln lab.4 sind die Antelle derjenigen aufgelührt, die im letzten Quartal mindestens
einmal einen Arzt aufgesucht haben, ditlerenzierl nach Geschlecht und Alter (ohne
diejenigen, die ausschließlich einen Zahnarzt aufgesucht haben). lm Gesamtüber-
blick zeigt sich das erwartete relativ stabile Muster. ln jedem Jahr haben mehr als
zwei Drittel der Befragten im letzten Quarlal einen Arzt konsultiert, wobei die
Anteile bei den Frauen stets deutlich über denen bei den Männern liegen. Bei der
Altersditferenzierung wird erkennbar, daß insbesondere ab dem 60. Lebensjahr ein
deutliches Anstaigen der Arztbesuche zu verzeichnen ist. Der - mit gelegentlichen
Schwankungen - für alle Teilgruppen geltende Trend leichl steigender Prozentan-
ieile deutet auf eine insgesamt wachsende ambulante ärztliche lnanspruchnahme.

Tab.4: Anteil derjenigen, die im let2ten Quartal einen Arzt aufgesucht haben,
nach Geschlecht und Alter

1984 1985 1986 1987 1S88 1989

in%

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
bis 39 Jahre
4G-59 Jahre
60 Jahre und älter

68 69 70 71

7B
62

58
68
84

79
66

60
68
85

71

76
64

65
83

76
58

58
65
83

76
61

58
65
85

77
61

60
66
84

oatenbaes:SoEP (west) tga4 bis 1989.

lnt€rpretiart man diesen Trend im Konlext der Iaö.5, die den zusammenhang von
ambulanter lnanspruchnahme mit den Angaben zu Krankheilen und zur Gesund-
heitszutriedenheit verdeutlicht, dann isi die Annahme begründet, daß zunehmend
auch jene mindestens einmal im Ouanal einen Arzt aufsuchen, die nicht an
chronischen Krankheiten leiden und die mit ihrer Gesundheil eher zufrieden sind.

Ansonsten zeigen diese Daien über die Jahre eine relaliv gleichbleibend€ Struktur.
Jeweils rund 90% derjenigen, die angaben, chronisch krank oder mit ihr€r
Gesundheit eher unzufrieden zu sein, hatten im letzten Ouartal einen Arzt aufg€-
sucht, im deutlichen Unterschied zu je',/veils nur etwa 60 o/o derjenigen, die nicht an
chronischen Krankheiten litten und mit ihrer Gesundheit eher zufrieden waren. Der
Einfluß subjeKiver Faktoren wird dann deutlich, wenn diejenigen, die die Frage
nach den chronischen Krankheilen verneinen, danach unterschieden werden, ob
sie mit ihrer Gesundheit eher zufrieden oder eher unzufrieden sind. Bei den eher
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Tab. 5: Anteil derjenigen, die im letzten Quartal einen Arzt aufgesucht haben,
nach Krankheit und Gesundheitszuf riedenheit

1384 1985 1986 1987 1988 1989

in%

Krank
Nicht krank
Eher zufrieden
Eher unzufrieden
Krank, aber eher zufrieden
Gesund, aber eher unzufrieden
Gesund und eher zulrieden

88
58
61

89
84
76
54

56
59

84
76
52

90
62
64
90
83

57

88
60
62
91

84
85
55

59
63
90
82
80
56

88
59
62
90
84
80
55

oare.basis: SOEP (Wes1) 1984 bis 19e9.

Unzufriedenen liegt der Anteil derjenigen, die im lelzten Quartal einen Arzt aulg6-
sucht haben, immer mindestens 20 %. über dem Anteil derer, die mit ihrer Gesund-
heit eher zulrieden sind.

Während die Angaben darüber, ob im letzten Ouartal überhaupt ein Arzt aufge-
sucht wurde, eher Aufschluß über den regelmäßigen Arztbesuch geben, zeigen
Tab.6 und Iab. 7 die lntensilät der Arztkontakte.

Tab. 6: Durchschnittliche Anzahl der Arztbesuche pro Patient im tetzten
Quartal nach Geschlecht und Alter

1984 1985 1986 .l 987 't988 1989

a

lnsgesaml

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
bis 39 Jahre
4G-59 Jahre
60 Jahre und älter

5,0 4,8 5,2 5,2 5,1 5.0

5,4
4,4

5,0
4,6

5,4 5,4
4,8

5,2
5,'1

5,3
4,5

3,5
5,1

6,0

3,8

6,0

3,6
5,2
6,0

4,0
4,9
5,8

3,4
4,6
6,0

3,6

5,4

Dalenbasisr §OEP (Wesl) 1984 b s 1909.

lm Verlauf der lnanspruchnahmeintensität zeigt sich in beiden Tabellen für keine
der Teilgruppen ein eindeutiger Trend. lJnd auch die geschlechts- bzw. alterspezifi-
schen Varianzen sind stabil: für alle Jahre gilt, daß Frauen - mit allerdings
wochselnden Unterschieden - eine höhere Konsultationslrequenz aufweisen und
daß die lnanspruchnahmeintensität mit dem Alter signifikant steigt.
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Tab, 7: Durchschnittliche Anzahl der Arztbesuche pro Patient im letzten
Quartal nach Krankheit und Gesundheitszufriedenheit

1984 1985 '1986 1987 1988 1989

.)

Krank
Nicht krank
Eher zufrieden
Eher unzufrieden
Krank, aber eher zulrieden
Gesund, aber eher unzutrieden
Gesund und eher zutrieden

6,7
3,4

8,3
5,1

6,2
3,1

6,5

3,6
8,0
5,4
5,8
2,4

6,6
3,7
3,7
8,8
5,0

3,1

6,8
3,6
3,7
8,9
5,1
7,8
3,1

7,0
3,5

7,7
5,0
5,4
3,0

6.8

3,4
8,3
4,6
4,6

Dalsnbasis:SOEP (West) 1984 bs 1989

Noch stärker als fab.5 v€rdeutlichen die Daten in Tab.7 den Einfluß subiektiver

Faktoren auf die Höh€ der ambulanten lnanspruchnahme. Denn diejenigen, die mit

ihrer Gesundheit eher unzulrieden sind, obwohl sie nicht an chronischen Krankhei-

ten leiden, gehen häutiger zum Arzt als dieienigen, die zwar die Frage nach den

chronischen Krankheiten bejahten, mit ihrer Gesundheit aber dennoch eher zufrie-

den waren. Diese Ergebnisse legen den Schluß nahe, daß insbesondere die

Häufigkeit der Arzlkontakte stärker vom Zufriedenheitsniveau als von dem Vorlie-

gen chronischer Krankheiten beeinllußt wird.

Will man angesichts d€s erreichten Versorgungsniveaus die Zusammenhänge von

Krankheit, Gesundheilszufriedenheit und ambulanter lnanspruchnahme im Kon-

text von Lebensqualität interpretieren, dann deut€n die beschriebenen Gesamt-

trends eh€r auf eine Beeinträchligung. Und wenn die Annahme zutrittt, daß di€

Zufried€nheit mit der Gesundheit einen erheblichen Einlluß insbesondere auf die

Häufigkeit der Arztkontakte hat, dann könnten Tendenzen zunehmendsr Unzufrie-

denheit mit der Gesundheit zu wachsender lnanspruchnahme das Gesundheits-

versorgungssystems führen. Dies würde auch bestätigen, daß die Zulriedenheit mit

der Gesundheit nicht nur aine Spiegelung der physischen Befindlichkeii ist, son-

dern zunehmend im Kontext auch psychischer und sozialer Determinanlen wahr-

genommen und bewerlel wird.

Entscheiden über die ambulanie lnanspruchnahme vor allem - wenn auch nicht

ausschließlich - die Patienien selbst, bedarf die Aufnahme in ein Krankenhaus last

immer der Entscheidung eines einweisend€n Araes. Während neben der objektiv

vorhandenen Erkrankung die subjektiven Fakloren wie Gesundheitszufriodenheit,

Symptom- und Schmerztoleranz, Flisikoneigung oder Präferenzen hinsichllich des
professionellen Versorgungssystems di€ ambulante lnanspruchnahme beeinflus-

sen, hab€n diese Faktoren kaum einen Einfluß aul die stationäre lnanspruch'
nahm€.
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Tab. 8: Krankenhausaufenthalte

l\4indestens eine
Nacht im Kranken-
haus waren

1983 't984 '1985 'i986 1987 1988

in o/"

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Allersgruppen
bis 39 Jahre
4G-59 Jahre
60 Jahre und älter

11,4 9,9 10,9 11,2 11,3 12,5

12,4
10,1

10,9
8,6

11,0
10,8

11,2
11,5

13.2
11,6

'11,9

't3,2

7,0

13,4

7,0
10,2
15,0

7,3
10,3
15,2

6,3
10,2

8,4
9,0

't 8,'1

Datenbasis SOEP (West) 1984 hs J989.

Iab.8 gibt Auskunft darüber, ob die Befragten im jeweitigen Jahr für mindestens
eine Nacht in ein Krankenhaus aufgenommen wurden, Besondere Aufmerksamkeil
verdi€nt die Gruppe der 60jährigen und älteren, Dieser Trend veMeist aul eine
entscheidende Herausforderung insbesondere an die Finanzierung des Gesund-
heitsversorgungssystems: die Veränderung der Altersstruktur durch den wachsen-
den Anteil der Alteren, insbesondere d€r Hochbetagten an der Gesamtbevölke-
rung.

8.4 Gesundheitszufriedenheit
in den alten und den neuen Bundesländern

Vorherrschender Eindruck eines Vergleichs zwischen den alten und den neuen
Bundesländern ist die große Übereinstimmung in der Einschätzung der G€sund-
heitszufriedenheit (Tab.9). Die bestehenden Unterschiede zwischen den einzel-
nen Zufriedenheitskategorien sollten auch deswegen nicht überinterpr€tiert wer-
den, weil nicht auszuschließen ist, daß die mehrmalige Belragung in den alten
Bundesländern das Antwortverhallen beeinf lußt hat.

Tab. 9: Gesundheitszuf riedenheit

eher un-
zulrieden

reils^eils eher
zuhieden

hochzu-
lrieden

in%

BRD
DDR

21

18
17
18

62 8

oatenbasis soEP (w6sr) 1984 bs 1989 SOEP (Ost) 1990.

17
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Ahnlichkeiten, aber auch Oitferenzen ergeben sich dann, wenn die Gruppen der

eher Zufri6denen und der eher Unzufriedenen ie,,/veils nach Geschlacht und Alter

differenziert ,Jverden Üab.1O), Oq nahezu identische [.]nterschied zwischen Män-

nern und Frauen in beiden Ländergruppen verweist darauf, daß diese Unter-

schiede geschlechtsspezifisch sind, daß also in der Tat Frauen mit ihrer Gesund-

heit weniger zulrieden sind als l\,1änner.

Tab. 1O: Gesundheitszufriedenheit nach Alter und Geschlecht

6h€r zulrieden
Männ6r Frauen bis 39 «F59

eher unulri€d€n
60rJ.ä. Männer Frao€n bis 39 40-5S 60u.ä

2850
43

64
58

7A
80

58
60

66
69

11 20
1916 19

BRD
DDB

Oaisnbasis: SOEP (w6sD ls€4 b§ 198s;SOEP (ost) 1990.

Daß allerdings auch unlerschiedliche Autfas§ungen darüber, wie Gesundheit wahr
genommen wird, und daß auch Einllüsse der Versorgungsbedingung€n die Beur-

teilung beein lussen dürften, zeigt die alt€rsspezifische Auswertung. Denn wäh-

rend in der Altersgruppe bis 39 Jahre die G€sundheitszufriedenheit in der ehemali-

gen DDR tendenziell positiver eingeschätzt wird, sinkt die Gesundh€itszufrieden-

heit in den beid€n höheren Altersgruppen in den neuen Bundesländern deutlich

stärker als in der allen Bundesrepublik.

Diese Differenzen könnlen damit erklärt werden, daß in den neusn Bundesländern

stärker noch als in der alten Bundesrepublik die Zufriedenheit mil der Gesundheit

von dem Vorliegen von Krankh€ilen bestimmt wird und deshalb auch die Altersun-

terschiede stärker hervortreten. Hinzu kommt, daß auch die Oualitätsunterschied8

in der stationären Versorgung die Urteile über die Gesundheitszurriedenheit vor

allem der Alteren in der ehemaligen DDR beeinllußi haben könnten.

(Hanftied H. Andeßen lThomas Elkeles)
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9 Umwelt

lm Laufe der 70er und 80er Jahre sind die Umweltprobleme der westlichen
lndustriegesellschatt in das Blickfeld der öflentlichen politischen Auseinanderset-
zungen gerückt. Umweltschutz wurde zu einem politischen und gesellschaftlichen
Dauerthema. Die Aufklärungsarbeil von Medien oder Umweltschutzverbänden,
aber auch die Zunahme persönlich erlahrener Umweltschäden haben in der
Bundesrepublik ein geschärftes Bewußtsein lür die Gefährdung der natürlichen
Lebensgrundlagen heTvorgerufen. Die hohe Unzufriedenheit mit wachsenden
Umweltproblemen hat dazu beigekagen, daß sich bundesweit eine ,,ökologische"
Partei durchsetzen konnte. Diese Verschärfung der Parteienkonkurrenz sowie die
zunehmende Einsicht auch der ,etablierten" Parteien in den Problemgehalt de§
Umweltbereichs haben in den 80er Jahren zu einem verstärkten ölfentlichen
Engagement lür die Ziele des Umweltschutzes in der Bundesrepublik 9eführt.

ln der früheren DDR verkehrte sich die in der Öffentlichkeit oft zitierte Übereinstim-
mung von ökonomischen, ökologischen und sozialen Zielen in der Praxis in ihr
Gegenteil. Die permanente Beschönigung des Umweltzustandes führte zu einer
gefährlichen Sorglosigkeit im Umgang mit den natürlichen Flessourcen und zu
einer ökologischen Krise, deren volles Ausmaß (einschl. der Kosten zu ihrer
Beseiligung) bis heute noch nicht abzusehen ist. Betrachtet man den Stellenwert,
den die ehemaligen DDB-Bürger dem Bereich ,,Umwelt" im Vergleich zu anderen
Lebensbereichen zu,/veisen (vgl. Teil ll, Kap. 13), dann wird seine besondere
soziale Brisanz deutlich.

Di€ subjektive Wahrnehmung und Bewertung der Maßnahmen zum Umweltschut2
sowie Angaben zu lokalen und landesweiten Umweltproblemen seitens der ,,alten"
und ,,neuen" Bundesbürger werden im folgenden dargestellt.

9.1 Zulriedenheit mit dem Umweltschutz
in Ost- und Westdeutschland

Die hohe Unzufriedenheit der Westdeutschen mit dem Umweltschuiz war im Zu-
sammanhang mit den anhaltenden und zunehmenden Umweltproblemen und dem
gestiegenen Problembewußtsein der Bürger zu sehen, ln keinem anderen Bereich
waren (und sind) die Bundesbürger so unzufrieden wie hier (vgl, Teil ll, Kap. '14).

Konzentrierte sich 1978 die Gruppe der Unzufriedenen noch aul eine relativ kleine
Bevölkerungspopulation der jüngeren, besser gebildet€n Personen, so verallge-
meinerte sie sich bis 1984 aut fast alle Personengruppen in der Bundesrepublik
(Tab.1)- Oes änderte sich tendenziell positiv bis'1988. Zwar ist auch zu diesem
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Tab. 1: Zufriedenheit mit dem Umweltschutz in Ost- und Wesldeutschland

1978

Zulriedenheit' mit dem Umweltschutz
Westdeutschland Ostdeutschland

1984 1S88 1990

a
lnsgesamt

Alter
18- bis 3ojährige
31- bis 44jährige
45- bis 64jäh g€
über 64,ährige

Ortstyp
Dorf
Kleinstadl"
Mittlere Stadt""
Großstadl
Vorort einer Großstadl

5,0 3,8 4,5

' Mitelwsrle aul dsr Zufriedenhensskala lon 0 = ganz und gar umuh6den bis 1 0 = ganz und gar zuLiedon.

4,4
5,1

3,'1

3,8
4,1

4,5

3,7

4,7

1,9
2,0

2,6

5,1

5,2
4.5
4,6

4,1

3,8
3,7

3,6

4,6
4,3
4,4
4,2
4,8

2,6
2.O

1,9
2,4

2,2

" Bis 30000 Einqohnar.
"' Bis 100 0o0 Einwohnsr.

oäl66bssis: Woil,ahrissudey 1978, 1984, 1988 und 1990 (Ost).

Tab. 2: zufriedenheit und Unzufriedenheit mit dem Umweltschutz
in Ost- und Westdeulschland

Eher zulrieden'
West

1978 1984 1988

Eher unzufrieden
Ost west Ost
1990 1978 1984 1988 1990

in "/"

lnsgesamt

Aller
18- bis 30jährige
31- bis 44iährige
45- bis 6,riährige
über 64jährige

Ortstyp
Dorf
Kleinstadt-'
trittlere Stadt"'
Großstadl
Vorort einer

Großstadt

,10 22 30

19
26

31
27

26

37

739584683

10
7
6
5

3
5

7

12

15

25
27

27
21

20

18

43
44
42

45
42
45
34

31

60
50
40

42
46

40

72
60

52
61

49
37
34
36

37
35
48

44

86
90
80
76

86
77
89

85

' Zulri€denh€ilsskala vo. 0-1 0: "Phar 
zllrieden" = 6-10: "6hsr unzufrisd.n" = 0-4.

" Bis 30000 Ei.wohnor.
"' Bis 100 000 Einwohner.

Oardbaes: Woh ahrlsuNey 1978. 1984, 19€A und 1 990 (Osl).
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Abb, 1: Zuiriedenheit mit dem Umweltschutz in West- und Ostdeutschland

Dalenbas s:Woh lahrtss!ruey 1988, 199! (Ost).

Zeitpunkt der Umweltschutz der Lebensbereich mit dem niedrigsten Zufrieden-
heitsniveau, doch ist in allen Bevölkerungsgruppen, verglichen mil 1984, ein
deutlicher Anstieg daes€s Niveaus erkennbar.

Eine plausible Erklärung für diesen Anstieg dürfle sein, daß Teile der Bevölkerung
der Bundesrepublik die mittlerweile eingeleiteten Umweltschutzmaßnahmen wahr-
nehmen und - alles in allem - positiver bewerten al§ 1984. Dennoch: Nur 30 o/o der
westdeutschen Bevölkerung sind mil den Umweltschutzmaßnahmen ,,eher zufrie-
den", das Gros der Bevölkerung ist auch'1988 ,,eher unzulrieden ' (46 %). Selbst
wenn die eingeleiteten l\,,|aßnahmen anerkannt werden, steht ein entscheidender
,Durchbruch" im Hinblick auf einen umfassenden Umweltschutz nach wie vor aus.

Die Betonung dieses Sachverhalts erscheint insofern angebracht, als der Vergleich
der Zufraedenheiten zwischen Ost- und Westdeutschen das Ausmaß der Unzufrie-
denheit der ,,alten" Bundesbürger fast zu relativieren scheint: So äußern nicht
wenig€r als 83 % aller ehemaligen DDFI-Bürger, mit den lvlaßnahmen zum Umwelt-
schutz ,,eher unzufrieden" zu sein (Iab, 2). Selbst drei Viertel der älteren Befragten
über 64 Jahre geben an, unzufrieden zu sein; in Westdeutschland war dies 1988

10

Westdeutschland Ostdeutschland

Zufriedenheitsskala
00 10

il,
h"r*lE
s.3oJah,eE

31 41J"hß!E
45-64J"h,.I8

H:IäE
o-E

ilKem'a,jiE
Ir.,i'""t""E
Io'0"'"4@

ilr$.?*TE
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lediglich €in Drittel. Die durchschnittlichen Zufriedenheitswerte in Ostdeutschland

variieren auf d€r von 0-'10 reichenden Skala je nach Altersgruppen (vgl. Abb.l)
oder Ortstypen zwischen 1,9 und 2,6. Dieses Ausmaß an Unzufriedenheit mil dem

Zustand in einem zentralen Lebensbereich wurda während der zurÜckliegenden

Dekade in Westdeutschland nie beobachtet.

9.2 Die Wahrnehmung lokaler und landesweiter
Umweltprobleme

Die Wahrnehmung von Umweltproblemen kann sich sowohlaul den unmitlelbaren,

eigenen Erfahrungsbereich konzentrieren oder sich auf größere geographische

Einheiten beziehen. ln Abb.2 werden die Beeinträchtigungen, die die Belraglen in

Abb. 2: Klagen und Sorgen der Bevölkerung über örtliche und
landesweite Umweltprobleme

Datenbdis: Wohlrahrtssu^€y 1 98€, 1 99O (Os0.

Westdeutschland Ostdeutschland
in%

Örtlich€lJmwellprobleme 
f

trrIil
Ländssweite UmwellProbleme

E
",t1ä1,"§.E

56

3:

s3a3

84 62

90 86



ihrer unmittelbaren Wohnumwelt beklagen, den Besorgnissen, die sie in bezug aul
die Umweltsitualion in der Bundesrepublik (1988) bzw. in der ehemaligen DDFI
(1 990) empf inden, gegenübergestellt.

Tab. 3: Klagen und Sorgen der Bevölkerung über örtliche und landesweite
Umweltprobleme in Ost- und Westdeutschland

Dorf

,Sehr", ,ziemlich'slarke Klagen und Sorgen

Kleinsladl lvittlereStadl Großstadt

West Ost West Osl West Osl Wesl Osl

Vorort einer
Großstadl

West Ost

in%

0fliche
Umweltptobleme:

Lärm
Luftverschmutzung
[,4angel an Zugang zu

Grünllächen
Landschaftszerstörung
Reinheit des Leitungs-

wassers

Landesweite
Umweltptobleme:

Verschmulzung des
Wassers von Flüssen
und Seen

Schäden von Meeres-
leben und Slränden

Luftverschmutzung
Beseitigung von

chemischen
lndustraeabfällen

Art der Beseitigung
von radioaktivem i,4üll

2 't5 17
43

13
19

15 15
25

13
29 29 30 35 36 33 35
44 21 59 29 63 45 63

8 24

39

17

10

22

17

8e
B1

29

5
36

14

12

11 32 13 30 '11 34 18

90 92 90 97 90 96 91 92

91 82 90 90 90 86 S0 80
83 89 A4 92 82 93 86 95

86

8s

88 98

96
91

81

55

75 91 80 8'l 85 80 86 88

45 90 68 a2 60 7A 69 82

Datenb€sis wohlahnssurvoy 198€ uid 1990 (Ost)

Für die frühere Bundesrepublik zeigt sich dabei die bekannte Diskrepanz zwischen
persönlicher Betrotfenheit im lokalen Bereich und der Wahrnehmung von Umwell
problemen aut nationaler Ebene: Betrachtet man die Aussagen zum näheren
Lebensraum eines jedan der angeführten Umweltthemen, so ist deutlich zu erken-
nen, daß eine große Mehrheit der Personen dort, wo sie wohnen, wenig oder gar
keinen Anlaß zur Klage siehl. ,,Lärm" ist das Problem, das lür die Befragten am



häufigsten Grund zur Klage ist. Auch örtliche Beeinträchtigungen durch Luftver-
schmutzung werden relativ ott genannt. Dageg€n ist der mangelnde Zugang zu
Grünflächen und freier Natur 1988 ein Problem, über das sich die wenigsten
Personen beklagen. Ein deutlicher Zusammenhang besteht zwischen dem Ortstyp
der wohngemeinde und der Wahrnehmung lokaler Umweltprobleme: Bei allen der
angeführten Einzelihemen nimmt die Häufigkeit von Klagen mit dem Urbanisie-
rungsgrad des Wohnumfeldes zu (vgl. Iab.3).

ln der früheren Bundesrepublik besteht '1988 ein deutlicher Unterschied zwischen
der Wahrnehmung lokaler gegenüber landesweiten tlmweltproblemen. Bei allen
erfraglen,,nationalen" Umweltproblemen erklärt die überwiegende Mehrheit der
Befragten (zwischen 83 % und 90 o/o), ,,ziemlich" oder ,,sehr stark" besorgt zu sein.
Auffällig ist, daß gerade die vieldiskutierte Luttverschmutzung in der Bundesrepu-
blik derjenige Problembereich ist, bei dem vergleichsweise wenig Sorgen geäußert
werden. Der enge Zusammenhang zwischen dem Ondyp der Wohngemeinde und
dem umfang geäußerter Klagen über lokäle Umweltbeeinträchtigungen ist beiden
Sorgen über landesweite Umweltprobleme in der Bundesrepublik schwächer aus-
geprägt.

ln Ostdeutschland ist vor allem das erheblich größere Ausmaß an Klagen über
Umweltbeeinträchtigungen am Wohnort augenfällig. Mehr als die Hältte aller
Ostdeutschen (56 %) klagen über Luttverschmutzung; in Slädten mittlerer Größe
und Großstädten nahezu zwei Drittel (63 "/"). Landschaftszerslörung und Wasser-
qualität bemängeln insgesamt 38 bzw.32"/o der Befragten. Mehr als der Ortstyp
sind gerade bei diesen Problemen regionale Unlerschiede ausschlaggebend.
lnsbesondere in den (ehemaligen) Bezirken Halle, Leipzig und Dresden werden
Klagen über eine zerstörte Landschaft und unreines Leilungswasser häufig 96-
äußert. Ein Mangel an Zugang zu Grünflächen wird von den Ostdeutschen 1990
vergleichsweise wenig bemängelt, allerdings liegt auch in diesem Bereich der
ostdeutsche Anteil weit über dem wesldeutschen (17 bzw. I %). Etwa jeder dritte
Ostdeutscha klagt über Lärmbelästigungen an seinem Wohnort. Dies unlerschei-
det sich nur unerheblich von dem wesldeutschen Vergleichswert. Es ist jedoch

davon auszugehen, daß insbesondere die Lärmbelastung durch den zunehmen-
den Krattfahrzeugverkehr in den neuen Bundesländern in den tolgenden Jahren
noch steigen wird.

Wie in den ,,alten" Bundesländern sind auch in Ostdeutschland Sorgen über
landesweite Umweltprobleme im Bewußtsein fast all€r Bürger gegenwärtig. Ost'
und Westdeutsche unterscheid€n sich hi€r l€diglich hinsichllich des lnformations'
standes zu bestimmten Einzelthemen. Bei der Frage nach ihren Sorgen über die
Bes€iligung von radioaktivem l\,Iüll antworteien 1990 mehr als ein Viertel aller
Ostdeutschen, keine Kenntnis über diesen Sachverhalt zu haben; in Westdeutsch-
land hingegen lag dieser Anteil nur bei 4 %.
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9.3 Kumulationen von Sorgen und Klagen

Einen zusammenfassenden Eindruck der Wahrnehmung von Umweltproblemen
efiäll man durch die Aufsummierung der geäußerten Sorgen und Klagen. Addiert
man bei allen Belragten die Angaben ,,ziemlich" und ,,sehr stark" bei den Fragen
nach lokalen Klagen und landesweiten Sorgen, so ergibt sich lolgendes Bild
(Tab.4).

Tab.4: Kumulierte Nennungen von Klagen und Sorgen über Umweltprobleme

Anzahl der Nennungen' von:
Klagen Sorgen

überödlicheProbleme überlandesweiteProbleme
0 1 2 3 4+5 0+1 2 3 4 5

in%

Westdeutschland

lnsgesaml

Ortslyp
Dorf
Kleinstadt
Mittlere Stadt
Großstadt
Vorort einer

Großstadt

Osldeutschland

lnsgesaml

Onstyp
Doti
Kleinstadt
l\,littlere Stadt
Großsladt
Vororl einer

Großstadt

49 26

59 26
53 25
43 25
30 29

57 2',1

15 7 3 5 410 14 67

21 25

11

12
19

8
I

11

16

15

13

12

12

68
70
65

66

52

38
58
50

54

10

23

26
20
27

4
5
4
5

3

5
3
I
4

8

1

4
4
6

6

3
6
I

11

6

19 6

7
6
4
I

I

6
12
12
15

4

6
2
2
3

1

10 13

14 25

10 27

26
21

18
13

19
25
15
17

20
t3
l5
10

21

30
21

29
3'1

39 21 13 3

' Summe d€r A.twonkal€qor en ,sehr slark' und ,ziemlich slark'

Dabnbasis: wohtlahrtssurvBy l98E und 1s90 (osr).

Fast die Hälfte der westdeutschen Befragten (49%) gibt an, keinen Grund zur
Klage zu haben, was örtliche Umweltbelastungen betritft. Umgekehrt machen sich

aber 67 % zu allen fünl angeführten landesweiten Problemen Sorgen. Auch hier ist

ein nennenswerler Einfluß des Ortstyps erkennbar. So geben lediglich 30% der

,,Großstädter" in Westdeulschland an, in keinem der lokalen Umweltbereiche



Anlaß lür Klagen zu haben, in dörflichen Flegionen isl dieser Anteil nahezu doppelt
so groß (59 o/o).

ln der Kumulalion von Klagen über lokale Umweltbeeinträchtigungen kommt das
Ausmaß der Umweltproblemalik in d€n neuen Bundesländern besonders konkret
zum Ausdruck: Nahezu 80 % aller Osldeutschen sind von Belasiungen in ihrem
unmittelbaren Wohnumfeld betroffen, lediglich jeder füntte Befragte siehl keinen
nennenswerten Grund zur Klage. Auch in Osldeutschland schwankt der Anteil der

Tab.5: Klagen und Sorgen über Umweltprobleme und Zufriedenheit
mit dem Umweltschutz

Zufriedenheit mit dem Umweltschutz
Westdeutschland Ostdeutschland

a

Klagen über örtliche Probleme
keine
1

2
3
4und5

Sorgen über landesweite Probleme
keine und 1

2
3
4

4,9
4,5
3,6
3,7
3,6

J,.'
2,6
2,0
1,5
't 

,1

6,4
5,7
5,,l
5,0
4,0

3,3
3,4
2,8

,.8

Oal6nbasis: WohllahrlsuNey 1988 und 1990 (Os1).

Betroftenen je nach dem Ortstyp der Wohngemeinde. Während fasl 40% der
Bewohner von Vororten keinen größeren Grund zur Klage sehen, äußern nahezu
90 % der Bewohner von Großstädten, in wenigstens einem Aspekt ihres Wohnum-
feldes Beeinträchtigungen wahrzunehmen.

Erwartungsgemäß wirkt sich die Kumulation von Problemlagen unmitttelbar aul
die Zufriedenheit mit dem Umweltschutz aus (vgl. fab.5). Das Niveau der Zu-
friedenheit sinkl, je mehr Klagen über lokale Beeinträchtigungen bzw. je häuliger
Sorgen üb€r landesweite Umweltprobleme geäußen werden. Darüber hinaus läßt
sich feststellen, daß das Niveau der Zufriedenheil mit dem Umweltschutz in

Ostdeutschland stärker durch lokale Betroff€nheiten am Wohnort, in Westdeutsch-
land hingegen stärker durch landesweite Sorgen üb€r Umweltprobleme beeinflußt
wird



9.4 Zusammenfassung

Die natürliche Umwelt nimmt als Lebensbereich im Bewußtsein der alten und

neuen Bundesbürger einen hohen Stellenwert ein. Die zufriedenheit mit dem

Umweltschutz liegt auch in Westdeutschland deutlich unterhalb der Zufriedenheits-

niveaus in weiteren Lebensbereichen (vgl. Teil ll, Kap. '14). Die persönliche

Betroffenheit von Umweltproblemen am Wohnort gibt in den ,,alten" Bundeslän-

dern eher selten Anlaß zur Klage, aber Sorgen über allgemeine Umweltlhemen

sind weit verbreitet. ln Ostdeutschland existiert hingegen ein hohes Ausmaß

sowohl an persönlicher Betroffenheit als auch an allgemeinen Sorgen über den

Zustand der Umwelt aul dem Gebiet der ehemaligen DDH.

Kennzeichnend für die Situalion ist, daß sich die Mehrzahl der Befraglen in Ost-

und Westdeutschland stets zu mehreren Umweltproblemen gleichzeitig Sorgen

macht. Die durch die derzeitigen Probleme mil der landesweiten Umwelt hervorge-

rufene Bosorgnis in Deutschland liegt insgesamt aul einem hohen Niveau. Dieses

Ergebnis ist als Flesultat eines in den letzten beiden Jahrzehnten gestiegenen

Problembewußtseins in Westdeutschland sowie eines nach 1989 tast schockartig

einsetzenden lnformationsschubes über das tatsächliche Ausmaß an Umweltschä-

den in der ehemaligen DDR zu sehen. Die EMartungen und Ansprüche an eine

wirksame und verantwortungsvolle Umweltpolitik in Deutschland sind damit ge-

stiegen.

(Detlef Landua)



10 Soziale Lage von Ausländern

Das Wissen um die konkreten Lebensverhältnisse der ausländischen Mitbürger in

Deutschland sch€inl nach wie vor gering. lm lolgenden wird deshalb am Beispiel
drei€r zentraler Lebensbereiche (Einkommen, Erwerbstätigkeit und Wohnen) dar-
gestellt, welcha sozialen und ökonomischen Posilionen Ausländer in der deut-
schen Gesellschatl innehaben. Die gesellschaftliche und ökonomische Mobilitäl
der Ausländer zwischen 1984 und 1989 wird im Vergleich zur deutschen Bevölke-
rung dokumentiert, um aufzeigen zu können, ob die ausländischen Mitbürger im
Laufe der Jahre ihre sozialan Positionen verbessern konnlen.

Die Daten beziehen sich auf Ausländer aus den fünt zahlenmäßig bedeutsamsten
Herkunftsnationen Türkei, Jugoslawien (einschl. Sloweni€n und Kroatien), ltalien,
Griechenland und Spanien. Dabei ist neben der ethnischen Zugehörigk€it minde-
stens eine weitere Unterscheidung von besonderer Bedeutung: dia zwischen der
ersten und der zweit€n Ausländergeneration. Ausländar \,verden hi€r zur zweit€n
Gen€ration g€zählt, wenn si€ eine deuische Schule besucht hab€n. Um ein€n
dir€kten Vergleich zu €iner entsprechenden d€utschen Altersgruppe zu ermfuli-
chen, wird ain€ Allersgrenza von 30 Jahren geselzt; um Diskriminierung aufgrund
mangelnder Sprachkompetenz auszuschließen, werden als weiteres Kriterium
gute deutsche Sprachkenntnisse vorausgesetzi. Dadurch sind direkte Vergleiche
mit der entsprechenden deutschen Altersgruppe möglich.

10.1 Einkommensverteilung und Einkommensentwicklung

Das Einkommen und di€ Einkommensentwicklung werden auf zwei unterschiedli-
che Arlen baleuchtet. zunächst \,vird die Entwicklung des individuellen Bruttoein-
komm€ns abhängig Beschättigter untersucht. Da im Bruttolohn keine Familien-
stands- oder kinderzahlabhängigen Transfezahlungen enihallen sind, stellt es
auch ein geeignetes Maß zum Vergleich individueller Einkommen dar. Für die
Wohlfahrtsentwicklung relevanter ist jedoch das Haushaltseinkommen pro Kopf,
also das nach Abzug von Steuern und eventuellem Erhalt von Transferzählung6n
einer Person zur individuellen Verwendung zur Verfügung stehende Einkommen.

lnsgesamt gesehen isl d6r prozontuale Zuwachs des Bruttoeinkommens von
ausländischen Arbeitnehm€rn etwas höher als der von deutschen, dennoch verdi€-
nen Ausländerdeutlich weniger als Deutsche (vgl. Abb.1)- Ve'dienten ausländische
Arbeitnehmer 1984 im Durchschnitt 2406 Dlvl, erzielten sie 1989 ein Durchschnitts-
einkommen von 2879 Dlr. Deutsche Arbeitnehmer steigerten ihr Bruttoeinkommen
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1984 1989

lnsgesaml

Türken

Gnschen

Spanier

3 000 DM 1 000 DM 1.000 Dt"l 3.000 0[4

Abb. 1:Ausländer und Deutsche - Bruttoverdienst abhängig Beschäfiigter

Dai€nbasisr SOEP (W€st) l9S4 l9A9

im selben Zeitraum von 2887 DN,4 aul3369 DM. Das heißl die Einkommensdifleren-
zen zwischen Ausländern und Deulschen verringerlen sich nur geringlügig.

Unabhängig von der Nationalitäl verdienen Frauen weniger al§ Männer. Während
jedoch der Einkommenszuwachs deutscher Frauen nur geringfügig unter dem der

Männer liegt, ist die Spanne bei Ausländern deutlich größer.

Auch dilferenziert nach dem Herkunttsland zeichnet sich eine unterschiedliche
Einkommensentwicklung ab. Die höchste prozentuale Steigerung erziellen Türken
(22"/"), dercn Einkommen aus unselbständiger Arbeit zwischen 1984 und 1989

von 2037 DM auf 2813 DM anstieg. Unterdurchschnittlich war der Einkommenszu-

wachs hingegen bei ltalienern, wenngleich diese bereits 1984 relativ hohe Ein-

künfte realisieren konnten.

Zwischen der zweaten Ausländergeneration und der entsprechenden deutschen

Vergleichsgruppe sind die Einkommensunterschiede deutlich geringer als zwi-

schen Ausländern und Deutschen insgesamt. lm Zeitverlaul konnte die zweite

Ausländergeneration mit einer Steigerungsrate von 30oÄ überdurchschnittliche
Lohnsteigerungen r€alisieren. Dies gilt aber auch lür die entsprechende deutsche
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Vergleichsgruppe, die einen Zuwachs von 27 o/o erzielte, Hier zeigl sich ein
gewisser ökonomischer Erlolg der zweiten Ausländergeneration.

Un- und angelernte ausländische Arbeiter verdienen mehr als entsprechende
deutsche Arbeiter (vgl. fab.l). Der Hauptgrund dafür liegt in der geringeren
wöchentlichen Arbeitszeil deulscher Arbeiter. Das geringe Bruttoeinkommen deut-
scher ungelernter Arbeiter von nur 167'1 DM im Jahre '1989 und der geringe Anteil
Vollzeiterwerbstätiger legt die Vermutung nahe, daß diese Beschäftigungspositio-
nen für deutsche Arbeitnehmor insgesamt nur von geringer Bedeutung sind.
Ungelernte und leilweise auch angelernte Tätigkeiten sind zur Domäne ausländi-
scher Beschäft iger geworden.

Tab. 1: Bruttoverdienst in DM nach Stellung im Beruf und Sektor

Ausländer
1984 1989

Deutsche
1984 1989

a
Anstieg

in% o
Anslieg

in "/"

Stellung im Beruf
Ungelernte Arbeiter
Angelernte Arbeiter
Facharbeiler
Angestellte
Selbständige

Sektor.
lndustrie
Baugewerbe
Distributiver Sektor
Sonstiger tertiärer
Sektor

1 699
2 261
2 872
3 028
2 849

1 671
2 530
3 277
3 567
4 067

2 106
2 360
2 848
2 549
3 427

2 361
2 864
3 239
3 '1 85
4 163

12

14
25

12
't4
18
43

2 446

2 370

2928
3 178
2 754

3 097
2 928
2292

3 662
3 399
2743

16
20

20
17
13

2 098 2 462 17 2957 3 378 l4

' NurabhängigAeschäft19t€.

Dalsnb6is: SOEP (W6sl) 19A4bis 1989

lnteressante Entwicklungen zeigen sich auch bei der zahlenmäßig kleinen Gruppe
der ausländischen Selbständigen. Selbständige wurden zwar, wegen der großen
Einkommensschwankungen dieser Gruppe, nicht in die Analyse des Bruttoeinkom-
mens einbezogen, bei der Stellung im Berul aber gesondert ausgewiesen. Dem-
nach erzielten ausländische Selbständige 1984 ein deutlich höheres Einkommen
als deutsche. Während letztere ihr Einkommen um 43% steigerten, erzielten
ausländische Selbständig€ nur 6ine Sleig6rung von 22 o/o.

lm Baugewerbe ist das Einkomm€n ausländisch€r Beschäftigt€r am höchsten,
gefolgl von den Arbeitsplätzen in d8r lndustrie, wo der größte Einkommenszu-
wachs erfolgt isl. Die niedrigslen Einkommen haben Ausländer im t€rtiären S€k-
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lor - ein weiteres lndiz dafür, daß sie keine lukrativen Tätigkeiten im Dienst-
leistungsbereich ausüben.

Da der Bruttoverdienst keine direkten Rückschlüsse auf das tatsächlich verfügbare
Einkommen zuläßt, wird im lolgenden das Haushaltseinkommen pro Kopt, also das
Einkommen, das jedes Haushaltsmitglied (fiKiv) zur freien Konsumtion zur Verfü-
gung hat, untersucht. Die Erwartung eines niedrigeren Haushaltseinkommens pro
Kopf aufgrund der niedrigeren Bruttolöhne kann bestätigt werden, auch der pro-
zentuale Zuwachs ausländischer Haushalte ist geringet (vgt. Tab.2) ats bei deut-
schen Haushalten.

Tab. 2: Haushaltseinkommen in DM

Ausländer
1984 1989

Deutsche
't 984 '1989

07

Anstieg

in%
Anstieg

a
Haushallsgröße
Haushaltseinkommen

pro Kopf
Gewichletes Haushalts-

einkommen pro
Kopf'

Zweile Generataon

996

3,3

't 't 08

2,8

1 199

2,5

1 489

1213
1 227

1371
1 331

1 418
1 295 1 658

11

13
I

24

28

' Gewcht€t nach Hau§haltsgröß6: 1=1i2=1,7i3=?,3 4=2,8 5=3 3 usw

Datsnbasis: SOEP (Wes0 1984 b s 1989.

Aufgrund der unterschiedlichen Haushaltsgröße von deutschen und ausländischen
Haushalten ist dies jedoch wenig aussagekräftig, da der Fixkostenanteil pro
Person sinkt, je größer ein Haushalt ist. Außerdem muß davon ausgegangen
werdan, daß für Kinder ein geringerer Verbrauch veranschlagt werden kann.
Folglich muß eine Gewichtung des Haushaltseinkommens pro Kopl nach der
Haushaltsgröße vorgenommen werden. ln einem einlachen Modell wird davon
ausgegangen, daß ein Zweipersonenhaushalt das 1,7lache Einkommen benötigt,
um einen vergleichbaren Lebensslandard eines Einpersonenhaushalts zu errei-
chen, ein Dreipersonenhaushalt das 2,3fache. Für jedes weitere Haushaltsmitglied
erhöht sach das Personengewicht um 0,5. Ein Fünfpersonenhaushalt hätte dann
beispielsweise das Personengewicht 3,3. Das Haushaltseinkommen dividiert
durch das Personengewicht ergibl dann das gewichtete Haushaltseinkommen pro
Kopf.

Durch diese Korrektur steigl das ausländische Pro-KoptEinkommen zwar deutlich,
da ausländische Haushalte im Durchschnitt größer sind als deutsche, aber der
Anstieg beträgt während sechs Jahren nur 13 % und bleibt damit deutlich unter
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dem deutscher Haushalte. Dieses Ergebnis überrascht insofern, ais eine gewisse

Kompensation der gegenüber deutschen Haushalten ungünstigeren Haushalts-

größe durch die größere Anzahl von Verdien€rn pro Haushalt erwartet wurde, denn

ausländische Haushalte haben im Schnitt 1 ,4 Verdiener, deutsche nur 1 ,1. Beim

Bezug von staatlichen Transferzahlungen bestehen keine bedeutenden Unter-

schiede zwischen deutschen und ausländischen Haushalten, der Anteil der Sozial-

hilfebezieher ist gleich.

Die zweite Ausländergeneration hat 1984 in etwa das gleiche gewichtete Haus'
haltseinkomm€n pro Kopf wie die enlsprech€nde deutsche Altersgruppe, aber

während letztere im Zeitverlauf rapide zulegl, verzeichnen die Ausländer der
zweiten Generation nur geringe Zuwachsraten, lrotz durchschnittlich '1'4 V€rdie-

nern pro Haushalt gegenüber '1,0 Verdienern in den entsprechenden deutsch€n

Haushalten. Der Unterschied liegl zum Teil in der unterschiedlichen Haushaltszu'
sammensetzung begründet. Ausländer h€iralen lrüher und haben frÜher Kinder.

10.2 BeruflicheMobilität

ln den 6oer und Anfang der TOer Jahre warb die lndustrie zur ÜberbrÜckung des

ArbeitskräIt€mangels in großer Zahl Arbeiter aus ländlichen Ftegionen des nördli-

chen Mittelmeerraumes an. Sie wurden überwiegend für Täligkeiten eingesetzt, die

ein geringes Qualitikationsniveau erforderten. Auch heule noch sind un- und

angelernte Tätigkeiten in der lnduslrie die Domäne der Ausländerbeschäftigung

(vgl. Tab.3). Fast jeder zweite Deutsche ist im Angestelltenber€ich tätig, dagegen

nur knapp jeder zehnte Ausländer. Der Beamtenslatus bleibt Ausländern per

Gesetz ganz verschlossen. Der unverändert niedrige Anteil von nur 4 % Selbstän-

digen belrägt bei den Deutschen das Dreifache.

Ein Blick aul die erwerbstätigen Ausländer nach Sektoren ottenbart, daß die

Ausländerbeschättigung nach wie vor von der lndustriearbeit dominiert wird: 64 %

der Ausländer arbeiten in der lndustrie und weitere 14 o/o sind im Baugewerbe tätig.

Weniger als ein Viertel arbeitet im Dienstleistungsbereich. Dieienigen, die im

terliären Sektor arbeiten, sind in dem eher unattrakliven distributiven SeKor
(Handel und Verkeh0 tätig oder Üben Tätigkeiten mil niedrigem Status in anderen

Branchen des Dienstleistungssektors aus, Das Kr€dit'und Bankgewerbe, Versi-

cherungen oder andere höhere Positionen im tertiären Sektor bleiben Ausländern

weitgehend verschloss€n. lm Vergleich der Jahre 1984 bis 1989 sind kaum

Veränderungen f estzustellen.

ln der zweiten Ausländergeneration ist der Anteil un- und angelernter Arbeiter zwar

deutlich naedriger als im Durchschnitt, aber verglichen mit der entsprechenden

deutschen Ailersgruppe ist er nah€zu dreimal so hoch Der Facharbeiteranteil der

z',/veiten Generation ist ebenfalls höh€r als bei den gleichaltrigen Oeutschen' sinkt

aber im Verlauf der sechs Jahre deutlich und liegt'1989 annähernd aul dem Niveau
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Tab.3: Deutsche und ausländische Erwerbstätige nach Stellung im Beruf

Ausländer Deutsche Ausländer
Zweite

Generation
1984 1989 1984 1989 1984 1989

Deulsche
Vergleichs-

gruppe
1984 1989

in%

Stellung im Berul
Ungelernte Arbeiter
Angelernte Arbeiter
Facharbeil€r
Angestellte
S€lbständi9e
Beamte

Sektor
lndustrie
Baugewerbe
Distributiver Sektor
Sonsliger tertiärer
Sektor

11

34
23
28

3

43
23
I
4

25
45
20

7

:

5
12
17

12
'11

4
12
16
46
12
10

19
26
29

1

48
I

25

16

6
t1
20

10

8

5
12
21

49
7
7

39
8

15

35

14
I

64
13

6

343534 57
6

17 1716 16

14 17 40 39 20 39

Datenbasis soEP lwesl) 1984 bs 1969.

der Vergleichsgruppe. lm selben Zeitraum wächst der Anteil der Angestellten,
bleibt jedoch noch unter dem Niveau der entsprechenden deutschen Altersgruppe.

Die lndustrie ist auch für die zweite Ausländergeneration der wichligste Arbeitge-
ber, ihre Bedeutung nimmt im Zeitverlauf noch zu. lm tertiären Sektor findet eine
Gewichtsverlagerung vom distributiven Sektor zu anderen Branchen des Dienstlei-
stungsbereiches statl, ohne daß die Ausländer der zweiten Generation nennens-
werten Zugang zu den attraktaven Täligkeiten des Dienstle stungssektors linden.

10.3 Arbeitslosigkeit und Wiederbeschäftigungschancen

Die geringen Chancen von Ausländern in qualitizierten Bereichen dokumentieren
sich auch in dem damil verbundenen Arbeitslosigkeitsrisiko. Dieses variiert für
Ausländer nur gering nach der beruflichen Stellung, während für Deutsche mit
höherer Qualifikation das Bisiko abnimmt fygl. Abb.2). Unle.I Fiisiko wird hier der
Anteil derjenigen verstanden, die in den letzten sechs Jahren mindestens einmal
arbeitslos waren. ln den Domänen der Ausländerbeschäftigung, den un- und
angelernten Tätigkeiten, ist das Arbeilslosigkeitsrisiko ,ür Ausländer in etwa gleich
wie für deutsch€ Arbeiter mit entspechender Oualifikation. Ausländische Ange-
stellte sind häufiger von Arbeitslosigkeit betroffen als deutsche. Daneben scheint
die Selbständigkeit sehr slabil zu sein - 27 % der Selbständigen von 1984 werden
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in den lünl Folgejahren arbeitslos. Auch die zweite Ausländergeneration hat
erhebliche Probleme mit der berutlichen Eingliederung; knapp die Hältle machl die
Erfahrung von Arbeitslosigkeit.

Das Arbeitslosigkeitsrisiko verteilt sich allerdings nicht gleich über die verschiede-
nen ausländischen Gruppen. Zum einen sind Türken deutlich mehr als andere
Gruppen von Arbeitslosigkeit betrolfen; zum anderen tragen ausländische Frauen,
und hier wiederum türkische Frauen, ein deutlich höheres Arbeitslosigkeitsrisiko
als ausländische Männer,

Abb. 2: Ausländer und Deutsche - Arbeitslosigkeit zwischen 1983 und '1988

Ausländer Deutsche

Eine oder mehrere
Arbeitslosigkeitsperioden

Ungelemte

Arbeit€r

Facharbeiter

y'\ngestelfte

Selbständige

,Zweite

40 20 aÄ 2D 40

Psrson€n. die zwisch€n '1S84 und
1989 €rw€ösätig waren

Datenbas s:SOEP (Wesl)1984 -198S.

Die Benachleiligung ausländischer Frauen auf dem Arbeitsmarkt zeigt sich beson-
ders deutlich in den Wiederbeschäftigungschancen nach Arbeitslosigkeit. Ausge-
h€nd von der letzten abgeschlossenen Arbeitslosigkeitsperiode zwischen den
Jahren 1983 und 1988 wird überpdft, ob im jeweils darautfolgenden Monat eine
Erwerbstäligkeit aulgenommen wird. Es zeigl sich, daß die Wiederbeschättigungs-
rate deutscher Frauen mit 60 % um I % niedriger liegt als bei Männern, ausländi-
sche Frauen haben jedoch deutlich schlechtere Wiederbeschältigungschancen
(vgl. Tab.4). Nur 3'1 o/o der ausländischen Frauen finden unmitlelbar nach der
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Tab. 4: Dauer von Arbeitslosigkeit. und Wiederbeschäftigungschancen

Wiederbe-
schäfti-
gungs-
quole

Dauer der Arbeilslosigkeil
1-6 7-12 länger als

Monate Monate l Jahr

in 'k

Ausländer, insgesamt

Geschlechl
l\4änner
Frauen

Alter
16-39 Jahre
4H4 Jahre

Deutsche, insgesamt

Geschlecht
l\4änner
Frauen

Alter
16-39 Jahre
40-64 Jahre

58
51

60

11

21

18 26

21

15
15
40

57 55

65
44

80

59
54

69
60

68
53

21

64
47

69
49

14
28

17
23

16
29

20

' B€zog€n auf dle letzle abgescrrloss6nB Aöortslosigke tspei ode i$hen 1 943 und 1 988.

Oalo.basis:SOEP (W€si) 1984 bis 1989.

Arbeitslosigkeit wieder eine Stelle. Dies überrascht um so mehr, als 80% der
ausländischen Männer wieder direkt in Erwerbstätigkeit übergehen. Ausländische
Männer sind nur zu 1570 länger als ein Jahr arbeitslos gewesen, bei ausländi-
schen Frauen liegt der entsprechende Anteil bei 40 %.

Bei jüngeren Deutschen liegt die Wiederbeschättigungsrate mit 68% deutlich
höher als bei älteren Deutschen (53 %), aber auch gegenüber den Ausländern der
gleichen Altersgruppe (59%). Lediglich bei den 40- bis 64jährigen schneiden
Ausländer gerlngfügig besser ab, dies dürfte aber überwiegend auf die günstigere

demographische Verteilung bei den Ausländern zurückzulühren sein.

10.4 Wohnbedingungen

Gute Wohnbedingungen sind ein wichtiger lndikalor für den erreichten Lebens-

standard von Haushalten. Oie Wohnqualität ist weitgehend durch die Wohnaus-

stattung bestimmt. Für einen Vergleich zwischen Ausländern und Deutschen
werden drei Ausstattungsmerkmale ausgewählt, die inzwischen dem allgemeinen



deutschen Wohnstandard entsprechen: Toilette innerhalb der Wohnung, Badezim-
mer und Zentralhei2ung (vgl, Tab,5), Für alle genannten Ausstattungsmerkmale ist
eine deutliche Zunahme bei ausländischen Haushalten im Zeitverlauf zu verzeich-
nen. Besonders jene nationalen Gruppen (2,8. Türken und Griechen), die 1984
niedrige Ausstattungsstandards hatten, konnten ihre Wohnbedingungen deutlich
verbassern, allen voran Türken. Die größten Differenzen in der Wohnqualitäi
zwischen Deutschen und Ausländern bestehen nach wie vor beim Ausstattungs-
merkmal Zentralheizung. Hier konnten sich türkische und italienische Haushalte
nur wenig verbessern, während spanische Haushalte bereits das deutsche Niveau
erreicht haben. Die zweite Ausländergeneration war 1984 im Durchschnitt wesenl-
lich schlechter ausgestattet als die entsprechende deutsche Vergleichsgruppe; sie
konnte jedoch bis 1989 die Differenzen nahezu ausgleichen.

Tab. 5: Wohnungsausstatlungsmerkmale in deutschen und ausländischen
Haushalten

Bad

1984 1989

Toilene in der
Wohnung

1984 1989

Zantralh€izung

1984 1989

in ok

Deutsche

Ausländer, insg6samt

darunter:
Türken
Jugoslawen
Griechen
Italien€r
Spanier

97

76

72
77
74
83
79

98

85

86
a2
84
86
88

84

58

51

62
65

86

97

89

a7
88
90
94
85

97

84

79
84
a7
90
86

8l

48
60
5'l
5'l

Dal8nbass:SOEP (Wesl) 1984 bis 1989.

Die otlenkundigsten Defizile von ausländischen Haushalten besteh€n nach wie vor
in der vergleichsweise geringen Wohnungsgröße (vgl- Tab.6). D€utsche haben
1989, verglichen mit den Ausländern, im Schnitt mehr als doppelt soviel Wohnflä-
ch€ pro Kopf zur Verfügung, Besonders Türken leben in räumlich sehr beengten
Verhältnissen. Die W€rte lür die zweile Generation sind nahezu identisch mit den
Durchschnittsw€rten aller Ausländer. Die räumliche Enge, in der Ausländer leben,
wird auch bei der Betrachlung der Wohnräume pro Person (ohne Küche, Bad und
Flur) deutlich. Während sich Deutsche allmählich einem Standard von zwei Räu-
men pro Person annähern, müssen sich Ausländer mit einem Wohnraum pro Kopf
begnügen.
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Tab.6: Wohnfläche und Zahl der Räume pro Kopf in deutschen und

ausländischen Haushalten

Wohnfläche (qm) pro Kopf
1984 1S89

Räume pro Kopl
1984 1989

o

Deutsche

Ausländer, insgesamt

darunter:
Türken
Jugoslawen
Griechen
Italiener
Spanier

41 ,4

24,2

43.5

21.7

1,7

1,1

't,9

1,1

1,0
'1 

,1

1,2
1,2
1,3

21 ,5

26,5
26,5
25,4

17.9
26,8
21,4
22,8
24,1

0
2
2
3
1

Oalenb6is:SOEP (Wesl) 1984 bis 1S89.

10.5 Fazit

Die Lebensbedingungen von Ausländern der ersten Generation haben sich seit

ihrer Einwanderung nur wenig veränded. Nach wie vor üben sie berufliche Tätig-

keiten mit geringen Oualifikationsanlorderungen aus und beziehen entsprechend

ni€drjge Einkommen. Allerdings liegen die Einkommenssteigerungen während

sechs Jahren geringfügig über dem Anteil, den deutsche Beschättigte realisieren

konnlen. Steigerungen in der Wohnqualität stehen nach wie vor räumlich beengte

Wohnverhältnisse gegenüber.

Trotz ottensichllich erheblicher Probleme der zweiten Ausländergeneration beim

Berufseinstieg ist der Anteil der Arbeiter mit geringen Qualifikationen zurückgegan-
gen. Attraktive Tätigkeiten im Dienstleistungssektor können zwar noch nicht

erreicht welden, dennoch beziehen Ausländer der zweiten Generation Arbeitsein'
kommen, dre nur geringfügig unler dem Niveau vergleichbarer deulscher Alters-

gruppen liegen. Bei entsprechend günstigen wirtschaftlichen, politischen und

sozialen Rahmenbedingungen wäre - vor allem für die dritte Generalion - ein

weiterer Abbau von Benachteiligungen zu erwarten.

(Wolfang Seileft)



11 SozialeUngleichheit:
Strukturen und subjektive Bewertung

lm Zusammenhang mit der deutschen Wiedervereinigung finden Problsme dar
sozialen Ungleichheit und Veneilung wieder verstärkte Aufmerksamkeil. lm Vor.
dergrund sieht dabei das Wohlstandsgef älle zwischen Osl und w€sl. Kaum minder
bedeutsam sind aber auch die Konsequenzen für die Binnenstruklur sozialer
Ungleichheit, die mit der Transformation d€r DDH und ihrer lntegration in die
Bundesrepublik verbunden sind. Für den Bereich der neuen Bundesländer ist zu

erwarten, daß mit der Einführung der Marktwirtschaft nicht nur das Wohlslandsni-
veau steigen, sondern auch die Ungleichheit der bisher noch vergleichsweise
homogenen Lebensbedingungen zunehmen und sich eine differenziertere Struktur
der sozialen Schichtung etablier€n wird.

Im folgenden wird dargestellt, welche Strukturen der sozialen Schichtung sich in

Ost- und Westdeutschland aul der Basis der Verteilung der Bevölkerung auf
soziale Lagen und der subjektiven Schichtidentifikalion ergeben; ob und inwieweit
die gegenwänige Verteilung der Fl€ssourcen und Lebenschancen von der Bevöl-
kerung als gerecht beurleilt wird; und wie sich die Einstellungen gegenüber der
sozialen Ungleichheit und der€n Legitimation im Westen und Osten Deutschlands
unterscheiden.

1 1 .1 Soziale Lagen und soziale Schichtung

Sozialstrukturunterschiede zwischen West- und Osldeutschland manifestieren sich
auch in der Veneilung der Bevölkerung auf verschiedene soziale Lagen, wie sie
sich aus der Stellung im Beruf und dem außerberuflichen Status der Nichterwerbs-
tätigen erg€ben (Iab.7). Derartige soziale Lagen sind als Handlungskontexte von
Bedeutung, die unterschiedliche Chancen der Lebensgestaltung bieten. Neben

d€m geringeren Anteil nichtenyerbstätiger Hausfrauen und der gegenwärlig außer-
ordentlich hohen Anzahl von Arbeitslosen und Kurzarbeitern unterscheidet sich die
Verteilung im Osten von der im Westen vor allem durch einen noch höher€n Ant€il
von Arbeitern und einem geringeren Anteil von Ang€stellten und Beamten unter
den EnYerbstätigen.

Die Ungleichheit der Lebensbedingungen, die mit der Zugehörigkeit zu den hier
unterschiedenen sozialen Lagen verbunden ist, äußert sich nicht nur in Bildungs-
und Einkommensunterschi€den, aber Bildung und Einkommen sind insofern von
besonderem lnteresse, als sie Flessourcen darsiellen, die bei der individuellen
Gestaltung d€r Lebensverhällnisse universell eingesetzt werden können. Die in
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Tab. 1: Verteilung und Merkmale sozialer Lagen
in West- und Ostdeutschland '1991

Anteilder Anteil Einkom-
Beiraglsn Belragt€ mit mensviel-

höherer fache des
Schul- bedarfs-
bildung gewich'

teten
Haushalts-
netloein-
kommens

ost Wesl Ost West ost West

Subiektive Schichleinstuf ung
UnteF un.l Mitlel. obere
Arbeiter- schichl Mittel und
schichl Ober-

schicht

Ost West Osl Wesl Osl Wesl

lnsgesamt

Un- und angelernte

Oualilizierte Arbeiter
Untere u, mitllere

Angestellle/Beamte
Gehobene und höhere

Angestellte/Beamte
Selbständige'

Arbeilslose und
Kurzarbetef'

R€nlnsr-Sonstige

Hauslrauen

Schüler, Studenlen,
Azubis, Wehr- und
Zivildienslleislende

Sonstige Nicht-
erwerbslälige

100 100 16 24 1.00 1,00 61 25 37 62 2 13

8

17 I 2 4

16 17 r8 13 1,10 1,08 50 14

t1 13

o,ss 0,81
1,05 0,91

9l
86

62

51

48
3T

54 1,17 1,39 28
39 1,07 1,41 35

934
13 45 1

49 74 1

65727
62703

()
38
66

56

20

I
14

1

2

I
16

14

12

't4

(-)

(-)

1

2A

17

(-)

62
17

27

31

T8
50

(-)

1

1

5

(-)

26
21

()
1

17

12

3
I

0,89 (-)

0,8s 0,80
0,95 1,09

(-) 0,75

68

81

45

(-)

3 8 53 73 0,83 0,69 ( ) r2 {-) 74 (-) 14

22

(-) Zu seinqo Farzahren
' Der Selbsländ genanteilbeinhaner in den neuen Bundgsländern auch Genossenschattsbau€m
" D6r KuEä6eiteranle Iwude nurin den neuen Eundesländ6m e ob€n.

Dat€nbasis' ALLBUS 1991

Iab., ausgewiesenen Anteile an höherer Schulbildung umfassen in den alten
Bundesländern Personen, die über die Fachhochschul- oder Hochschukeife verfü-
gen, in den neuen Bundesländern Personen mit Fachabitur oder Hochschulreile.
Die Verteilung der höheren Bildungsabschlüsse auf die verschiedenen sozialen
Lagen unterscheidet sich der Skuktur nach in West- und Ostdeutschland nur
wenig. Arbeiter verfügen jeweils erheblich seltener über höhere Bildungsab-

schlüsse als die übrigen Erwerbstäligengruppen und Angehörige der älteren
Generationen seltener als die der jüngeren, Die höchsten Anteile mit höherer

Schulbildung finden sich in Osl und West erwartungsoemäß unter den höheren
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Angeslellten und Beamten, den Selbständigen sowie den iüngeren Personen, die

sich noch in einer Ausbildung befinden oder den Wehr bz'/Y. Zivildienst absol-

vier€n.

Die Ost-West-Unterschiede in der Höhe des bedarfsgewichteten Pro-KoplEin-
kommens sind beträchtlich: lm Sommer 1991 stand den Personen in den ostdeut-

schen Haushalten nach ihren eigenen Angaben mit 871 DM im Durchschnitt nur

knapp die Hälfte des Einkommens der westdeutschen in Höhe von '1759 DL zur
Verfügung. Die Gewichtung berücksichtigt die unterschiedliche Größe und Alters-

slruktur der Haushalte und die sich daraus ergebenden Bedarfsunterschiede.

Neben dem sozioökonomischen Slatus wi*en sich daher auch die St€llung im

Lebenszyklus und die lamiliäre Situation aut die so definierte Einkommensgröße

aus. Wegen der besonderen Probleme, die der direkte Vergleich der absoluten

Einkommenshöhe und der damit verbundenen Lebensniveauunterschiede aufwirtt,

beschränkt sich die Betrachtung hier auf di€ relalive Einkommensposition der

einzelnen sozialen Lagen, die als Vielfaches des Mittelwertes für Ost und West
getrennt berechnet wird.

Vergleichbare Positionen in der Einkommensverteilung in Ost und West nehmen

die Gruppen der Hausfrauen sowie der Arbeitslosen und Kuzarbeit€r ain, die
jeweils das niedrigste Pro-Kopl-Einkommen auf\,reisen. Dagegen sind es im
Westen die Selbständig€nhaushalte, die über die höchslen Einkommen verlügen.

gelolgt von den Haushalten der hÖheren Angestellten und Beamten, während in

Ostdeutschland die obere Angestelltenkategorie die höchsten Einkommen aut
weist. Betrachtet man die Einkommensunterschiede zwischen den einzelnen

soziaien Lagen, wird deutlich, daß die Einkommensungl€ichh€it in den neuen

Bundesländern bisher g€ringer ist als in den alten.

Berullicher und außerberuflicher Status, Bildung und Einkommen stellen wesentli-

che Bestimmungsfaktoren der objektiven Po§ition von lndividuen und Gruppen in
der StruHur der sozialen Ungleichheit dar. Angaben darÜber, wie sich Personen in

eine vorgegebene Rangordnung sozialer Schichten oder auf einer vertikalen

Statusskala einstulen, machen demgegenüber deutlich, wo sie sich innerhalb der
hierarchischen Struktur einer Ges€llschatt ihrem Bewußtsein nach einordnen. Si€
geben auch Aufschluß darüber, welchem sozialen Milieu sie sich als zugehörig

betrachten und aus welcher Perspektive - als Personen, die ob€n oder unten

stehen - sie in der Gesellschaft agieren und am sozialen, wirtschaftlichen und

politischen Leben partizipieren.

Die Unterschi€de in der Struktur der sozialen Schichtung, die sich auf der Basis der

subjekliven Einslufung der Befragten im Ost-West-Vergleich ergeben, sind ekla-

tant. lnnerhalb der alten Bundesländer ergibt sich bei einer Untergliederung der
subjektiven Schichteinstufung - Unter und Arbeiterschicht, Mittelschicht und

obere Mittel- und Oberschicht - eine Vert€ilung, die die typische Zwiebelform einer
N,litlelschichtgesellschaft aufweist, während sich in den neuen Bundesländern die
pyramidenlörmige Schichtstruktur einer Arbeiiergesellschart abzeichnet. Nahezu
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Abb. 1: Subjektive Schichteinstufung in Ost- und Westdeutschland

Ostdeutschland in Y"

Obere [.4ittel
und Oberschicht

N,4ittelschicht

Unter- und

Arbeiterschicht 61

Westdeutschland

Obere M ttel-
und Oberschicht

Mittelschicht

Unter und
Arbeiterschlcht

oatenbasis: ALLBUS 1991

zwei Drittel aller westdeutschen Befragten rechnen sich der Mittelschicht, aber
lediglich ein Viertel der Arbeiterschicht zu. Dagegen stufen sich 61 % der Ostdeut-
schen in die Arbeiterschicht und nur wenig mehr als ein Driüel in die N4ittelschicht
ein. Auch der Anteil derjenigen, die sich mit der oberen Mittel- und Oberschicht
identifizieren, ist im Westen mit 13 % erheblich größer als lm Osten, wo sich
lediglich 2 % der gesellschaftlichen Elite zurechnen.

Diese drastischen Ost-West-Unterschiede lassen sich durch die unterschiedliche
sozioökonomische Struktur der Bevölkerung nicht erklären. Aufgrund der vorlie-
gend€n Befunde erscheint auch eher unwahrscheinlich, daß der Begriff der Arbei-
terschicht im Bereich der neuen Bundesländer andere Assoziätionen weckt als im
Westen. Verschiedene lndizien sprechen vielmehr dafrlr, daß die ostdeutsche
Bevölkerung sich innerhalb des Schichtungsgefüges eines vereinigten Deutsch-
lands subjektiv auf den unleren Rängen plaziert, weil sie sich primär mit der
westdeutschen Bevölkerung vergleicht und sich ihr aus einer Gelühlslage der
Unterprivilegierung und relativen Deprivation kollektiv unterordnet.

Für die Hypothese einer subjektiven Unterschichtung spricht auch die Einstufung
auf der ,,Oben-Unten-Skala". Anders als die subjektive Schichtidentifikation mißt
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diese Skala eindimensional die Position auf einer venikalen Statusachse. Aut der
von 1 bis 10 reichenden Skala stulen sich die Westdeutschen im Durchschnitt mit
einem Wert von 5,9 um einen gesamten Skalenpunkt höher ein als die Ostdeut-
schen. ln fab.2 kommt zum Ausdruck, wie die Veneilung der Skalenwerte im
Osten gegenüber der im Westen nach ,,unten" verschoben ist, Ob sich jemand in

der gesellschaftlichen Hierarchie eher oben oder unten lokalisiert, hängt unter
anderem auch von der berufllchen Oualitikation. dem Schulabschluß und der
sozialen Lage ab. lm Ost-West-Vergleich zeigl sich für Ostdeutschland jedoch, daß
es hier weniger Merkmale des individuellen sozioökonomischen Status sind, die
die Einstufung besiimmen, als vielmehr der kollektive Status, ein Ostdeutscher zu
sein. Dies kommt auch darin zum Ausdruck, daß die oberen Positionen einer

"gesamtdeulschen. Statushierarchie ausschließlich von westdeutschen, die unte-
ren dagegen nur von ostdeutschen Statusgruppen eingenommen werden und es
lediglich im mittleren Bereich der Bangordnung Überschneidungen gibt.

Tab. 2: Selbsteinstufung auf der Oben-Unlen-Skala nach sozialer Lage und
Schichteinsturung

Oben-Unlen-Skala'
Ostdeutschland Westdeutschland

@

lnsgesaml

Soziale Lage
un- und angelernte Arbeiter
qualif izierte Arbeiter
untere u. mittlere Anqestellte/Beamte
gehobene u. höhere Angestellte/Beamte
Selbständige

Arb€itslos€ u. Kurzarbeiter

Renlner-Arbeiter
Renler-Sonstige

Hausfrauen

Schüler, Studenten, Azubis,
Wehr- und Zivildienstleistende

Subjektive Schicht
Unter und Arbeiterschicht
iriüelschicht
ob€re lrittel' !nd Oberschicht

4,4
5,4
6,6

4,8
6,0
7,2

4,8

4,4
4,9
5,'l
5,4
5,6

4,5

4,1

4,8

(-)

4,6

5,3
5,5
6,1

6,5
6,3
(-)
5,'1

5,8

5,9

5,8

(-) Zu g€flngs Fallzahlsn.
' Min6lw6ne ad d6r "Ob€.-Unl6naskala von 1 = unten §is 10 = ob€n,

ostenba§is: ALLBUS 1sol.
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1 1.2 Wahrnehmung der Verteilungsgerechtigkeit

Die Gerechtigkeit der Verteilung knapper und begehrter Güter stellt eine Dimen-
sion der Wahrnehmung und Bewertung der sozialen Ungleichheil dar, die auch
politisch von Bedeutung ist. Soziale Gerechtigkeit gehört zu den zentralen Werten
wohlfahrtsstaatlich orgaoisierter Gesellschatten. Als eine Dimension, die sich auf
die Akzeptanz und Legitimation von Vertealungen bezieht, dient sie auch als
Maßstab, an dem die Ungleichheit der Lebensverhältnisse in Deutschland gegen-
wärtig gemessen wird.

Bei der Verteilungsgerechtigkeit geht es vor allem um die Frage, ob die Mitglieder
der Gesellschaft jeweils den Anteil am Gesamtprodukt erhalten. der ihnen auf-
grund allgemein akzeptierter Wertvorstellungen zusteht. Iab.3 dokumentien die
Anteile der Befragten, die angeben, daß sie im Vergleich damil, \,vie ,andere hier rn

Deutschland leben", ihren ,,gerechten Anteil", ,,etwas weniger" oder ,,sehr viel
weniger" erhalten. Die Unlerschiede zwischen Ost und West in der Beurteilung
einer so verstandenen Verteilungsgerechtigkeil sind gravierend: Während mehr als
zwei Drittel aller Westdeutschen erklären, ihren gerechten Anteil oder sogar mehr
zu erhalten, sind mehr als drei Vierlel aller Ostdeutschen davon überzeugt, nicht
den Anteil zu bekommen, der ihnen gerechterweise zustünde. Jeder dritte Ostdeut-
sche gibt sogar an, sehr viel weniger als seinen gerechten Anteil an dem zu
erhalten, was die Gesellschaft an Bessourcen und Belohnungen, d.h. Lebens-
chancen zu verteilen hat.

Die subjektive Überzeugung, ungerechtfertigterweise schlechler gestellt zu sern
als andere, nimml mit der Höhe des sozialen Status ab, ist aber über sämtliche
Bevölkerungsgruppen hinweg im Osten Deutschlands stärker ausgeprägt als im
Weslen. ln allen westdeutschen Statuskategorien ist der Prozentsatz derjenigen,
die glauben, weniger als ihren gerechten Anteil zu erhalten, sehr viel kleiner als in
den entsprechenden Kategorien der ostdeutschen Bevölkerung. ln einzelnen
Stalusgruppen - z. B. bei den un- und angelernten Arbeitern - erreicht der Anteil
derjenigen, die das Verteilungsergebnis als ungerecht betrachten, in den neuen
Bundesländern über 90% und unterschreitet in keiner der Kategorien 607.. ln
Westdeutschland dagegen variiert der entsprechende Anteil lediglich zwischen 18
und 46 o/.. Zudem nimmt der Anteil derjenigen, die glauben, weniger als ihren
gerechlen Anteilzu erhalten, in Ostdeutschland anders als in Westdeutschland mit
zunehmender Einkommenshöhe nur geringlügig ab.

Diese und andere Befunde deuten daraul hin, daß die Befragten in den neuen
Bundesländern auch bei der Beurteilung der Verteilungsgerechtigkeit weniger die
eigene Bevölkerung als Bezugsgruppe heranziehen, sondern sich primär am
westdeutschen Lebensstandard orientieren. ,,lm Vergleich dazu, wie andere in

Deutschland leben" bedeutel ganz offensichtlich für die lvlehrzahl der Ostdeut-
schen, ,,wie die Westdeutschen zu leben", und daran gemessen erscheint ihnen ihr
Anleilweit davon entfernt. gerecht zu sein.
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Tab. 3: Wahrgenommene Verteilungsgerechtigkeit 1991 nach sozialer Lage,

Schichteinstulung und Einkommen

Persönliche Teilhabe am Verteilungsergebnis: B€hagte erhallen . . .

visl weniger gerechlen viel weniger gerechlen
weniger Anleiloder weniger Anteil oder

mehr mehr

Ostdeulschland Wesldeulschland

lnsgesaml

Soziale Lage
un- und angelernte

Arbeiter
qualifizi€(e Albeiter
untere, mittlere

Angest6llte, Beamte
gehobene, höhere

Angestellte, Beamte
Selbständige

Arbeitslose und
Kurzarbeiler

Rentner-Arbeiter
Rentner-.sonslige

Hausfrauen

Schüler, Auszubildende,
Wehr- und
Zivildiensl

Subjektive Schicht
Unter- und

Arbeiterschicht
Mittelschicht
obere Mitlel und

Oberschicht

Haushaltseinkommen'
unteres Ouintil
2. Quintil
3, Ouintil
4. Quintil
oberes Quintil

58

24

40
38

25

6
4

3

1

4

46

56
49

47

42

36

3S

7a

56
77

60
67

73
83

18 3

45

(-)

45

48
46
(-)

I

31

19

17

19
34

17
18

40 37 4

10

15

(-)

(-)
31

17

(-)
6
4

4

18

36

10

I
2

8

2
'1

(-)
64
79

74

24

40
28

31

38
44
40

29

47
47

38

43
43
46

46

13
25

19

13
16
25

30
2l

'15

H Zu gering€ Fallzahlgn.
' Bgdarlsg€widndss Haushalts.ettoonkonm€n.

Frag€: ,lm vsql€ich däzu, ni€ andere hi€r in Oeuls.hland leben: Glaub€n Si€, daß Si6 ihron qsßchl6n anl6ir

6rhall€n, mshr als ih.en gor€chl€n Anl6il, 6l*as wsnigsr ode. sehr viei w€nig€r?"

Oalsnbasis: ALL8US 1991.
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Die innere Spaltung, die in der Empfindung des ,,Zu-kurz-kommens" und der
Wahrnehmung einer - gemessen am eigenen Abschneiden - ungerechten Venei-
lung der Lebenschancen bei der ostdeutschen Bevölkerung zum Ausdruck kommt.
bkgt ein beachtliches Konlliktpotential lür zukünftige Verleitungsauseinanderset-
zungen und könnte auf längere Sicht auch eine Bedrohung für die Legitimation und
Stabilität der politischen Ordnung darstellen. Ob es dazu kommt, wird nicht zuletzt
auch davon abhängen, in welchem Umfang und auf welcher Basis soziale
Ungleichheiten generell - d. h. über die Beurteilung der eigenen Position hinaus -
als gerechtfertigt und akzeptabel angesehen werden und inwieweit sich die Osl
deutschen darin von den Westdeutschen unterscheiden.

11.3 Einstellungen gegenübersozialerUngleichheit

Ob soziale Ungleichheit als gerechtfertigt angesehen und akzeptien wird, hängt
sowohl davon ab, worauf bestehende Unterschiede der materiellen Lebensbedin-
gungen und des sozialen Banges zurückgetührt, als auch in welchem Umfang die
normativen Prinzipien, die der Verteilung zugrunde laegen, allgemein geteill wer-
den. Einige der verschiedenen Dimensionen der Ftechtfertigung und Akzeptanz
sozialer Ungleichheit werden durch die Frage erfaßt, ,,wie es in Deutschland mit
den sozialen Unterschieden tatsächlich aussieht und wie es sein sollte" (Abb.2).

Die Ansicht, daß soziale Ungleichheit erforderlich ist, um eine ausreichende
Leistungsmotivation zu gewährleisten, wird in den alten, aber auch in den neuen
Bundesländern ieweils von einer Mehrheit der Bevölkerung - 64 % der Westdeut
schen und 58 7. der Ostdeutschen - geteilt. Daß die Ditferenz zwischen Ost und
West so gering ausfällt, mag zunächst überraschen, ist aber weniger erstaunlich,
wenn man bedenkt, daß die geringe Differenzierung der Einkommen und das
weitgehende Fehlen von Leistungsanreizen in der DDR zuletzt ein zentraler
Gegenstand der Kritik war und darin auch eine wesentliche Ursache für die
unzureichende Eftektivilät der Wirtschaft gesehen wurde.

Auch die Vermutung, die Ostdeutschen könnten im Vergleich mit den Westdeut-
schen dem Leistungsprinzip für die Verteilung des Einkommens einen geringeren
und B8darfskriterien eanen höheren Stellenwen beimessen, bestätigt sich nichl. Mit
47 7o im Westen und 49 % im Osten stimmten jeweils weniger als die Hälfle der
Befragten der Aussage zu, daß das Einkommen sich nicht allein nach der Leistung
des einzelnen richten, sondern vielmehr jeder das haben solle, was er mit seiner
Familie für ein anständiges Leben braucht. ln Ost und Wesl gleichermaßen
unumstritten ist dabei jedoch, daß der Staat dafür zu sorgen hat, daß ein Bürger
auch bei Krankheit, Not, Arbeilslosigkeit und im Alter ein gutes Auskommen hat.
Lediglich I % der Ostdeutschen und 10 o/o der Westdeutschen betrachten es nicht
als Aufgabe des Staates, die Bürger gegen die grundlegenden sozialen Risiken
abzusichern und damit negative Auswirkungen des Leistungsprinzips zu begren-
zen (vgl. auch Teil ll. Kap. 21).



Westdeutschland Ostdeutschland

Zustimmung in %
Norwenn die Unlecchede im Enkomhen
und im sozlaenAnsehen qroß qenlg sind,
gibt €s auch ein€nAnreEl0r peßönliche

Oas Einkmmon solli€ sich nichlalLern nach de.
Lesluno des €inzohen richten. Melmehr ellte jedd
das habff, was er mii s€lner Familieiürein anstän-

Der Staal m!ß daiürsoBen, daß
man aEh bR Kankheit, Nol,
Aö€ilslosigk€d Lrnd im Aher ein

Oie FangunteMhede zwischen den Menehen
sind akzeplabel. wei sie im @s$rlichen aus
drück€n, was ma. aus d€n Chancen, die mafl E
Ubs l@ rm Leben b6iormt. hängtgarnchr go

lil",ffi tri3?.,%;Si,#fi'^:"dT-"il

lch tindedie sollalen Unteßchiede in unseem
Lrnd im großF und qanzen geEcht

Abb, 2: Einstellungen gegenüber sozialer Ungleichheit

Datenbas s: ALLBUS 1991

Während die Prinzipien, die der Veneilung zugrunde liegen sollen, ähnlich beurteilt
werden, unterscheiden sich die Aut assungen, ob und wodurch soziale Ungleich-
heit gerechtfertigt erscheint, in Ost und W€st zum T€il beträchtlich, Am geringsten
sind sie noch im Hinblick darauf, ob soziale Unterschisde als Resultat einer der
eigenen Verantwortung unterliegenden unterschiedlichen Nutzung von Chancen
betrachtet werden können.

Gleichwohl ist die Zustimmung zu der Aussage ,die Flangunterschi€d€ zwischen
den Menschen sind akzeptabel, weil sie im wesentlichen ausdrücken, was man
aus den Chancen, die man hatte, gemacht hat" in der westdeutschen Bevölkerung
mit einem Anteil von 53 o/o höher als in der ostdeutschen Bevölkerung mii 45 %.
Wie Bs sch€int, wird soziale Ungleichheit von den Ostdeutschen nicht in gleichem
Maße wi6 im Westen als Ergebnis des eigenen Handelns angesehen.

Auch die Bedeutung individueller Anstrengungen wird im Vergleich zu äußeren
Umständ€n lür das Gigene Wohlergehen im Westen und Oslen Deutschlands sehr
unlerschiedlich beurteilt. Mit 56 % stimmt zwar auch eine Mehrheit der Westdeut-
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schen der Aussage zu, daß der persönliche Erfolg in stärkerem Maße von äußeren
Faktoren als von individueller Anskengung abhängt, aber der Anteil ist doch sehr
viel geringer als in den neuen Bundesländern, wo diese Auflassung drei Viertel
aller Bürger teilen. Hier läßt sich eine gewisse Bestäligung für die Ansicht finden,
daß die Bevölkerung der ehemaligen DDR ihre Erwartungen stärker an staatlicher
Daseinsvorsorge orientiert als an der lnitiative des einzelnen. Der Befund kann
aber auch als durchaus realistische Definition einer Situation interpreliert werden,
in der die persönlichen Lebensumstände in ganz besonderem Maße durch den
Zusammenbruch der alten und den Aulbau neuer Strukturen und lnstitutionen
geprägt werden und dem einzelnen Bürger nur ein begrenzter Handlungsspielraum
zur VerfÜgung steht.

Mit der Aussage ,,ich finde die sozialen Unterschiede in unserem Land im großen
und ganzen gerecht" wird die Legitimation der gesamlen Ungleichheitsstruktur
thematisiert. Auch aus dieser Perspeklive bestätigt sich tür die neuen Bundeslän-
der das bereits identifizierte Legitimationsdefizit: Nur eine Minderheit von 15%
sieht die wahrgenommenen sozialen Unterschiede als gerecht an, gegenüber
einem Anteil von 48 % in der westdeutschen Bevölkerung.

So unterschiedlich wie die objeldiven Lebensbedingungen in Ost- und West-
deutschland gegenwänig noch sind, so sehr unlerscheiden sich - das dokumentie-
ren die dargeslellten Ergebnisse - West- und Osldeutsche auch in ihrer Wahrneh-
mung, Legiiimation und Akzeptanz der sozialen Ungleichheit. Das Bewußtsein der
neuen Bundesbürger, in der gesellschaftlichen Hierarchie in ihrer Gesamtheit weit
unten, d.h. vor allem unterhalb der westdeutschen Bevölkerung zu stehen, die
kollektive Überzeugung der Unterprivilegierung sowie die generelle Wahrnehmung
einer ungerechten Verteilung des Fleichtums deuten ein Konfliktpotential an, das
den Prozeß der Integration und Verwirklichung der,,inneren Einheit" nachhaltig
belasten kann.

(Heinz-Hehen Noll / F eüich Schßter)
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12 Arbeitsmarktentwicklung
und individuelle Erwartungen

lm tolgenden werden lür Ost- und Westdeutschland ausgewählten beruflichen

Veränderungen die subjektiven Erwartungen gegenübergestellt, Einbezogen wird

auch die wirtschafts- und ges€llschattspolitisch wichtige Frage nach der räum'

lich6n Mobilität. Für die neuen Bund€sländer ergibt sich nicht nur ein Bild d€r in den

erst€n acht Monaten nach der Währungs-, Wirtschatts- und Sozialunion b€reits

eingelretenen Veränderungen am Arbeitsmarkt, sondern es wird auch deutlich,

welche Angste und Hoffnungen mit der weiteren Ent',vicklung verbunden werden.

Für die gesellschattliche Bew€rtung der objekiiven Entwicklung d€§ Abbaus von

Arbeitsplätzen sowie von beruflichen Veränderungen ist es von Bedeutung, ob

diese bereits vorher von den betroffenen Erwerbstätigen antizipiert werden. Wer-

den Veränderungen - wie beispielsweise der Verlust des Arbeitsplalzes - vorher
nicht erwartet, so besteht die Gefahr der Deprivation, wenn kurrristig die Erwar-

tungen an die geändenen Talbestände korrigiert ,,/verden müssen. Solche Anpas-

sungen sind in der Regel verbunden mit Enttäuschung und sublektivem Wohl-

fahrtsverlust.

12. 1 Berufliche Erwartungen in Ost- und Westdeutschland

fab., zeigt die Erwartung ausgewähller beruflicher Ereignisse und die Einschät-

zung der Erwerbstätigen, ob sie davon in den nächsten zwei Jahren betroffen sein

w6rden.

Während in Westdeutschland im Jah|1989 eher ahive Mobilitätsmomente erwar-
tet wurden (neue Stelle suchen, beruflicher Autstieg), dominierte in Ostdeutschland
im Juni '1990 die eher passive Erwartung des Arbeitsplatzverlusles. 8,5% der
Erwerbstäligen gingen sicher davon aus, und 38 7o hielten es Iür wahrscheinlich,

daß sie in den nächsten zwei Jahren ihren Arbeitsplatz verli€ren.

ln Abb., wird gezeigt, daß die Erlvartungen bezüglich ein€s ,,sicheren Aöeils-
platzverlustes" in Ostdeutschland innerhalb eines Zeilraumes von nur acht Mona-

ten in weit höherem Ausmaße auch tatsächlich eingelrotfen sind, als dies in
Westdeulschland nach einem Jahr der Fall isl. 50 % derjenigen, die glaubten, daß

sie ihren Arbeitsplatz sicher verlieren werden, haben dies erlebt, wobei die meisten
(50 %) nicht-erwerbstätig wurden. Umgekehrt verhält es sich bei der Gruppe, die

erwartete, ,ganz sicher nicht" den Arbeitsplatz zu verlieren. ln 80 o/. aller Fäll€

erlolgte in Westdeutschland tatsächlich keine Veränderung (nur etwas über 5 %
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Tab. 1: Berufliche EMartungen der Enverbstätigen
in OsL und Westdeutschland

Westdeutschland
sicher wahr-

schein-
lich

1988

Ostdeutschland
sicher wahr- sicher wahr-

schein- schein-
lich lich

1990 1991

in "k

Aufgabe der Erwerbstätigkeit 2
Arbeitsplatzverlust 1

Neue Stelle suchen 5
Beruflicher Aufstieg 3
Anfanq in anderem Berul 2
Selbständig machen
Beruf liche Verschlechterung

5
3

10
't6

5

6

20
14
't9

14

3
I

17
3
5
2
4

I

17
13
17

7
11

2
13

13

2

2
B

Oatenbasis:SOEP (Wesl) 1986rSOEP (Osr) 1990, 1991

Abb. 1: Erwartung des Arbeitsplatzverlustes und Status ein Jahr später

Westdeutschland
1989 vs 1990

Ostdeutschland
1990 vs 1991

Ein Jahr
späler:

Nicht
erwerbstätig

Arbeitsplatz-

Arbeit6platzverlust ist
'ganz sicher'

Gleiche Gleiche Arbeitsplatz-
Slelle Stelle wechsel

Nicht-
erwerbstälig

Wahrscheinlich'

'Unwahrscheinlich"

60 20% To 20 60

Oatenb€sis: SOEP (Osl) 1990.1991:SOEP fr'vest) 1989,r990
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wurden nicht-erwerbstätig), während in Ostdeutschland weniger als 70% keine
Veränderung erfahren und etwas über 10o/o sosar arbeitslos wurden. lnsgesamt

sind die EMartungen bezüglich des Arbeitsplätzverlustes in den neuen Bundeslän-

dern äußerst realistisch gewesen, obwohl in der DDR naturgemäß keine persön-

lichen Erfahrungen mit einem Arbeitsmarkt gemacht werden konnten, aul dem
zudem schwersle Strukturprobleme herrschen.

Die Absicht, sich selbständig zu machen, erfüllte sich in den neuen Bundesländern

in der Hälfte der Fälle. Zwar äußerten 1990 nur rund 27o aller Erwerbstätigen

diesen Wunsch; aber lediglich 46 % blieben bis lvlärz/April abhängig erwerbslätig,

Für 1991 liegen bislang nur Ergebnisse tür Ostdeutschland vor. Dabei zeigt sich,

daß nach wie vor knapp die Hältte der - noch - Erwerbstätigen Befürchtungen um

den Arbeitsplatz hat, obwohldie Zahlder Erwerbstätigen im LIärz 199'! bereits um

etwa 1,5 i/illionen niedriger lag als im Jahr zuvor.

Abb. 2: Anteil Arbeitsloser und Erwarlung eines Arbeitsplatzverlustes

Westdeutschland Ostdeutschland

1989 antEilan ds
ER€rb§bevÖlkerung

Vgrlust Arb€is Arberts-
loi g+ los 9+

wahßrh si.rßr merdet rurder sEhfr

1990

1991

L 45,9

10 %

20 40

Oatenbasis: SOEP (Ost) 1990,1991i SOEP (Wesi) 1989,i990.

Für die lolgenden Darst€llung€n werden die Erwerbspersonen anhand der bereils
eingelretenen Mobilität gruppiert. Neben den Zwei-Jahres-Erwartungen werden
außerdem noch Angaben über Sorgen und Zukunflserwartungen, die MÖglichkei-

ten der Arbeitsplatzfindung sowie eine persönliche Einschätzung der Entwicklung
der Beschäftiglenzahl d€s Eetriebes, in dem man tätig ist, einbezogen.

Die EMartungen werden für elf Gruppen der er',^,/erbslähigen Bevölkerung darge-
stellt, deren quantitative Bedeutung mit Abb,3 gezeigt wird. Für die Hälfte der
Erwerbsfähigen hal sich in den ersten neun Monalen der Währungs- und Wirl-
schaftsunion noch nichts geänderti sie sind konslant nichlenverbstätig ('10%)
oder erwerbstätig, ohne daß eine größere Veränderung am Arbeitsplatz stattgelun-
den hat (35%). Von besonderer Bedeutung sind diejenigen Erwerbstätigen, die
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t!1% ln 1.000

1.023
Nicht-Erwerbstätige

9,7

Erwerbstätige
Ohne "-'

Arbeilsplatzwechsel

Mir

3 73s

Zugang in Beschäftrgung

Betriebliche Ausbildung

Abgang aus Beschäftigung

,\rbeitslos gemeldet

ln Fortbildung, L,mschulung

Umzug nach Westdeutschland

13,7

13,8

1.440

1.452

2,O

2.2

2A9

888

779

325

123

3.2

1,2 l6-6Stehrige Personen

einen Arbeitsplatz in den alten Bundesländern gelunden haben. Neben den ,,Wes!
Pendlern" (3,2 %) sind es etwas über 1 % der Erwerbsfähigen, die auch in den
Westen umgezogen sind. Obwohl diese Gruppe der West-Pendler relativ klein ist
(in der Stichprobe sind es nur 22 Fälle), kann man statistisch gesicherte Aussagen
über sae machen. lhre reale Lebenssituation (vgl. auch Teil ll, Kap. 5) sowie die von
ihr geäußenen Erwartungen sind in sich homogen und unterscheiden sich entspre-
chend stark vom Hesl der Bevölkerung.

Abb.3: Erwerbsfähige Bevölkerung in Ostdeutschland -
Mobilitätstypologie 1 990-1 991

Datenbasis: SOEP (Ost) r990,1991

Tab.2 zeigl, daß sich mit 477. noch mehr Menschen in Ostdeutschland große
Sorgen um die Arbeitsplatzsicherheit machen als um die eigene wirtschaltliche
Situalion (40%). Besonders besorgt sind die Kurzarbeiter, die zu Becht davon
ausgehen, daß lür die meisten die Kurzarbeit nur die Vorstufe zum Verlust des
Arbeitsplatzes darstellt und nicht zu einer Erhaltung des Arbeitsplatzes hinführen
wird. Am wenigsten Sorgen machen sich die Westpendler. Auch Erwerbstätige, die
einen neuen Arbeitsplatz gefunden haben, sind vergleichsweise optimistisch. Die
gleichwohl von etwa einem Drittel dieser Gruppe geäußerle große Sorge um den
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Arbeitsplatz zeigt allerdings, daß keineswegs alle neuen Arbeitsplätze von Dauer

sein werden. lnsgesamt eMarten 58 % aller Beschäftigen Ostdeut§chlands, daß

die Zahl der Beschättigten des Betriebes, in dem sie arb€iten, sinken wird.

Gleichzeitig ist die Gruppe der Beschäftigten, die einen neuen Arbeitsplatz gefun-

den haben, mit 23 o/o aber auch am optimistischsten bezüglich eines Beschättigten-

Tab. 2: Erwartungen in Ostdeutschland

Mobililälslypdogie 1 990 nach 1 991

lns- Nlcht-

9e- er-
Erwebstätige

g6ng b€ils.
Fod- We3I- Umzug
bil. PeM- nach

dung ler Wes1.sanl wsrbs. ohne mil Kuz. Zu-
lälige Abehs- aöeil gang

platz.
wedlsel

Aus- aus los
bil- B€-

dung sahäl-
ligung

Große Sorgon machen
sich um eigene win-
schatlliche Situalion
Arbeilsplatzsicherheh

Chancen Slelle zu
,indenwäre...leichl

Ganzsicherwerden,,,
neue Stolle suchen
Arbeißplalz verlieren
Aulgabe der
Erwoösläligkeit
berulliche Ver-
schl€chtsrung
b€rullichsr furlstieg
sich selbständig
machen
in neuem Berul
antangen

Belriebliche Enl'
wicklung
Eeschäftiglen-

Beschäftiqlenabbau

Zukunftserwartung 1 991

zuversichllich
pessimistisch

1991 p€ssimistischer
als 1 990
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13

2
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9125523
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0
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3

0

l0
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6
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zuwachses in ihrem Betrieb. lngesamt erwarten nur '10 % aller Erwerbstätigen, daß
die Zahl der Beschäftigten ihres Belriebs wachsen wird.

Von den Er',/Yerbstätigen in den neuen Bundesländern sind die Auszubildenden am
optimistischsten. Sie gehen aber keineswegs alle davon aus, daß sie von ihrem
Belrieb auch übernommen werden. Ein Drittel erwartet, in den nächsten zwei
Jahren eine neue Stelle zu sucheo, wobei 16 7" glauben, daß sie ihren Arbeitsplatz
ganz sicher verlieren werden.

Über ein Drittel der Kurzarbeiter erwartel mit hoher Sicherheit einen Arbeitsplatz-
verlust, während es im Durchschnitl '13% sind. Nur 2 9/. aller Erwerbstätigen
wollen hingegen von sich aus die Erwerbstätigkeit aufgeben. Dies zeigt, daß eine
Hoffnung auf ,,Entlastung" des Arbeitsmarktes durch einen ,,Rückzug" der Frauen
in die Privathaushalte wenig realistisch isl.

Einen beruflichen Aufstieg erwarten nur ganz wenige Bürger der neuen Bundeslän-
der. Hier unterscheiden sich die West-Pendler auch nicht von den in Ostdeutsch-
land arbeilenden Erwerbstätigen. Nur noch 2 % der Erwerbstätigen wollen sich im
Frühjahr '1992 selbsländig machen. Die "Gründungswelle" hat sich damil bereits
abgeschwächt.

Skeptische Einschätzungen überwiegen nicht nur in bezug auf die berulliche
Zukunft. Die diesbezüglichen gruppenspezifischen Muster finden sich auch hin-
sichtlich der allgemeinen Zukunftserwartungen. Fast die Hälfte der erwerbsfähigen
Bevölkerung der neuen Bundesländer ist pessimistisch: knapp ein Drittel ist sogar
pessimistischer als im Vorjahr. Besonders ausgeprägt ist der Pessimismus bei den
Kurzarbeitern und den neu in Beschäftigung getretenen Personen. Am zuversicht-
lichsten sind die in den Westen umgezogenen Menschen. Ahnlich sind die Erwar-
tungen auch bei den West-Pendlern. lnsgesamt blicken lediglich 15% aller
Erwerbsfähigen optimistisch in die Zukunft.

Was geschieht nun, wenn sich die Zukunftserwartungen als unzutreltend heraus-
stellen und die tatsächliche Entwicklung anders verläutt als von den Befragten
vorhergesagt?

ln Äbb.4 werden ie zwei Gruppen dargestellt: Einmal Erwerbstätige des Jahres
'1991, die entweder im Jahr zuvor erwartet haben, ihren Arbeitsplatz zu behalten
(posilive Prognose), oder erwartet haben, ihn zu verlieren (negative Prognose).
zum anderen Arbeitslose des Jahres 1991, die entweder bereits im Jahr zuvor
erwartet haben, ihren Arbeitsplatz zu verlieren (positive Prognose), oder im Jahr
zuvor noch von einem sicheren Arbeitsplatz ausgingen (negalive Prognose). Die
pessimistische Gruppe war '199'1 in ihrer globalen ZukunltseMartung noch pessi-

mistischer als im Jahr zuvor, während Arbeitslose, die bereits im Jahr zuvor den
Verlust ihres Arbeitsplatzes erwarteten, nicht noch skeptischer wurden. Umgekehrt
gilt, daß Personen, die 1990 glaubten, ihre Stelle zu verlieren, im nächsten Jahr
aber immer noch erwerbstätig waren, nun wesentlich optimistischer in die Zukuntt
blickten.
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Abb.4: optimismus und Pessimismus 1990-1991
Erwerbstätige nach,,erwartetem" Arbeitsplatzverlust

Pessimismus Optimismus

199'1 vs 1990: 1991 vs 1990: 1991 vs 1990: 1991 vs 1990:
pessimistischer gleich gleioh optimistischer

Erwerbstätig -
wie ein Jahr zuvor

erwartet

Arbeitslose -
wie 6in Jahr zuvor

erwartet

Arbeitslos -
ein Jahr zuvor
nicht erwartet

Erwerbstäig -
ein Jahr zuvor
nicht erwartet

Anteile in %

0 100

Datent'asis: SOEP (Ost) 1990,19s1

Angesichts der schwierigen wirtschaftlich€n Lage in den neuen Bundesländern
sollte es eine [,ichtige Aulgabe der Politik sein, keine trügerischen Hotfnungen zu

wecken. Nichts führt zu stärkerer Unzufriedenheit als enttäuschte Erwartungen.

12.2 RäumlicheMobilität

Für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung der gesamlen Bundesre-
publik Deutschland ist die Mobilität zwischen Ost- und w€stdeulschland besonders
wichtig, ln der wirtschaftspolitischen Diskussion spielt dabei die Sorge eine große

Rolle, daß bei geringen Lohnsteigerungen in den neuen Bundesländern eine
neuerliche ,,Massenflucht" gen westen stattfinden würde. Die West-Pendler wer-
den ebenfalls mit Sorge betrachtet, da viele fürchten, daß diese besonders
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ln Forlbi dung, UmschUung

62

motivierte Gruppe von Erwerbstätigen durch das Pendeln ihren Umzug in den
Westen vorbereitet, Abb.s zeigt, daß diese Befürchtungen gegenwärtig nicht
begründet sind.

Fast die Hälfte der erwerbslähigen Bevölkerung in den neuen Bundesländern
schließt einen Umzug in den Westen aus. Auf der anderen Seite geben nur 4 7o an,
daß sie gerne in den Westen ziehen würden. Selbst bei den West-Pendlern sind
dies nur etwa 10"/.. Pendler bereiten ganz überwiegend nicht ihren Wes!Umzug

Abb.5: Umzugsabsichten aus den neuen Bundesländern nach
Westdeutschland - nach N4obilitätstypologie 1990- 1991

Darenb6s: SOEP (Ost) 1990, 1991

vor, sondern sie umgehen die lokalen Arbeitsmarktprobleme und wollen in ihrer
Heimat bl€iben. Besonders zurückhaltend im Hinblick auf Umzugsabsichten
äußern sich Kurzarbeiter. Arbeitslose gaben hingegen eine besonders hohe
Umzugsbereitschatt an. Sie sehen an räumlicher Mobilität naturgemäß eine
Chance, einen neuen Arbeitsplatz zu finden.

Es ist bekannt, daß die,,Treffergenauigkeit" von erfragter l'..,lobilitätsabsichl im
Einzellall nicht sehr hoch ist. ln den alten Bundesländern realisaeren etwa die Hältte
der Haushalte, deren Haushaltsvorstand angibt, daß im nächsten Jahr ein Umzug
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geplant ist, diesen Umzug. Die andere Hältte der Haushalte gibt entweder an, daß
sie den Umzug weiter planen, oder daß sie ihn aufgeben. Gleichwohl war die
aggregierte ,,Prognose", die mit Hilfe der im Juni 1990 in der DDB gegebanan

Antworten aul die Frage nach einem geplanten Umzug nach Wesldeutschland
möglich war, insgesamt sehr gut. Auf der Einzelfallebene zeigte sich, daR zwar nur
297. der Haushalte, die im Jahr zuvor angaben, umziehen zu wollen, auch
latsächlich in den Westen gegangen sind. lnsgesamt aber gab ein Prozenl aller
Haushalte an, daß sie als Haushalt bzw. als Einzelperson im nächsten Jahr
umziehen wolllen. Dies entsprach im Durchschnitt der tatsächlichen Entwicklung.

12.3 Fazil

lnsgesamt zeigt das Bild der EMarlungen im Hinblick auf Arbeitsmarkt und

räumliche Mobilität, daß die erwerbsfähig6 Bevölkerung in den neuen Bundeslän-
dern ausgesprochen realistische Einschätzungen hat. Oie iiehrheit der Bevölke-
rung ging mit der zutreftenden Vorstellung in d€n Vereinigungsprozeß, daß dieser
mit ökonomischen Problemen verbunden sein würd€.

Die Gruppe der West-Pendler hat di6 Anpassung an dan westlichan Arbeitsmarkl
besonders rasch geschafft. Die Pendl€r sind zu Recht besonders zuvarsichllich.
Gleichzeitig r/vollen diese besonders aktiven Mensch€n aber auch üb€Miagend in

den neuen Bundesländern weiter wohnen bleiben. Sie stellen damit ein wichtiges

"Scharnief im vereinigten Deutschland dar.

(Jürcen SchupplGeft Wagnet)

554



C. Einstellungen, Ennrartungen und
subjektives Wohlbefinden

13 Wertorientierungen und Enruartungen

Anhand von Wertorientierungen und EManungen ist es möglich, die Flelevanz
einzelner Lebensbereiche in der Gesamtbevölkerung und für einzelne Bevölk€-
rungsgruppen zu ermitteln. Diese Einschätzungen geben Auskuntt über die kon-
krete Lebenslage und Defizile in einzelnen Lebensbereichen. ln diesem Kapitel
werden lnformationen zu Einstellungen und Zukunttserwartungen in West- und

Ostdeutschland präsentiert, Es handelt sich um Angaben über die Wichtlgkeit von
einzelnen Lebensbereichen für das Wohlbefinden, über grundlegende Einstellun-
gen im Hinblick aul Schwangerschaftsabbruch und Sterbehilfe so,,/vie über Erwar-
tungen und Sorgen. Es wird sich zeigen, daß bei den politisch relevanten Einzel-
themen und bei den Sorgen große Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutsch-
land bestehen, in den grundlegenden Orienlierungen jedoch große Übereinslim-
mung herrscht.

13.1 Wichtigkeitvon Lebensbereichen

Die ftlenschen bewegen sich in unterschiedlichen Lebensbereichen und bewerten
diese in unterschiedlichem Ausmaß für ihr Wohlbefinden als wichtig. lnsgesamt
besteht in Deutschland jedoch ein breiler Konsens, welche Lebensbereiche für das
eigene Wohlbefinden relevant sind. ln West- wie in Ostdeutschland stehl das
Privatleben im Vordergrund: Familie, Gesundheit sowie Liebe und Zuneigung (vgl.
Tab.1). Hinlü diesen privaten Bereichen und auch hinter dem Bedürlnis nach
einer intakten Umwelt liegen in der Flanglolge die auf die Existenzsicherung
ausgerichteten Bereiche Arbeit und Einkommen. Einkommen liegt damit aul einem
mittleren Rangplatz, wobei niemand Einkommen als völlig unwichtig einstuft. Der
Bereich Freizeit hat einen vergleichbar hohen Stellenwert. Materielle und individu-
elle Orientierungen sind damil weniger vorherrschend, als das Bild der arbeit-
samen und vereinzelten Deutschen nahelegt.

Es gibt auch Lebensbereiche, die von einem großen Teil der Befragten als relativ
unwichtig für das eigene Wohlbefinden angesehen werden. So läßt sich kaum



Tab. '1 : Die Wichtiqkeit von Lebensbereichen in OsF und Westdeutschland

S€hr
wichlig

Wlchtig
wichlig

Un.
wichtig

Gesundheit Ostdeutschland
Wesldeutschland

1990
1988
1984

Familie Ostdeutschland
Wesldeutschland

1990
1988
1984
1980

1990
1988
1984
1980

Arbeil

Liebe und
Zuneigung

Ostdeutschland
Westdeutschland

28
30
2S

82
80
87

78
73
73
68

69
68
69

57

31

56
34
34
34

31

27
30

18
19
17

0
1

1

2

2

2
2
2

0
0
0

3
1

1

1

1

0
0
1

4
5
4

0
0
1

1

1

1

2
4

12

5

3

I
't2

6
't0

16

24
28

Ostdeutschland
Westdeutschland

Einkommen Ostdeutschland
Westdeutschland

1S90
1988
ts84
r980

r 990
1988
1984
t 980

10
I

11

13

1990
1988
1984
't 980

18
't8

15

41

37
37

1990
'| 988
1S84
r 980

41

46
47

11

12
18

Freizeil

Erfolg

Glaube

1990
1988
1984
1980

1990
1988
'r 984
1980

Ostdeutschland
Westdeutschland

Ostdellschland
Westdeutschland

50

41

60
55

54
60

53

54

Ostdeutschland
Westdeotschland

Politischer
Eintluß

Ostdeutschland
Westdeutschland

16
't5

13

I
't8

26
31

34

44
12
14
17

12
s
7
5

37
29
22

Daleobasis: Wohllah.tssuruey 1980 1984, 198S, 1990 (O§).
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behaupten, daß die Westdeutschen besonders ,,erfolgsorientied" sind, dies sind
sie jedoch noch eher als ,,politisch engagiert" oder,,gläubig". Bemerkenswert ist
für eine säkularisiene Gesellschatt wie die frühere Bundesrepublik immerhin, daß
Glaube bedeulsamer eingestuft ,,/vird als politischer Einlluß. Aber von 1980 bis '1988

hat kein Bereich stärker an Bedeutung zugenommen als der politische Bereich
(sehr wrchlrg/wrchtig. von 27 auf 46 9o ).

Trotz der gleichen Flangfolge in den Wichtigkeitseinschätzungen von West- und
Ostdeutschen zeigen sich auch gravierende Unterschiede. Zum einen werden von
der ostdeutschen Bevölkerung in fast allen Bereichen höhere Erwartungen doku-
mentiert, zum anderen zeigen sich Unterschiede in den Bedeutungszumessungen
von Arbeit, Einkommen und berullichem Erfolg. Die ostdeutschen Wichligkeitsein-
schätzungen traoen deutlichere Züge einer ,,Arbeitsgesellschaft", die zum einen
mit einer problemalischen Arbeitsmarktlage und dem niedrigeren Lebensstandard
in Ostdeutschland und zum anderen mit dem hohen kulturellen Stellenwert der
Arbeit in der früheren DDR (vgl. auch Teil ll, Kap. 15) erklärt werden kann. Trotz
des lriedlichen Umbruchs und des veränderten politischen Rahmens spielt der
politische Einfluß tür die Befragten in Ostdeutschland eine ähnlich geringe Bolle
wie in Westdeutschland. ln der sehr geringen Bedeutung des Glaubens im Osten
kommt auch die staatliche Politik zum Ausdruck, die eher auf Verhinderung als auf
Förderung religiöser Betäligung gerichtet war (vgl. dazu auch Teil ll, Kap. 17).

Zusammenfassend legt die Bevölkerung Gesamtdeutschlands die Priorität auf die
Befriedigung immaterieller Bedürfnisse in privaten Lebensbereichen. Ditf€renzen
zwischen West- und Ostdeutschen betreffen vor allem die generell höheren Erwar-
tungen sowie die größere Flelevanz der materiellen Lebensbedangungen im Osten.

13.2 Einstellungen zum Schwangerschaftsabbruch und
zur Sterbehilfe

lvlit der Dauerbeobachtung zweier politikrelevanter Einzelthemen (§ 218 und
Sterbehille) können die Bedeutungszumessungen um konkrete gesellschattspolili-
sche Einstellungen ergänzt werden. Während dabei die regelmäßige Erfassung
der Einstellungen zum § 218 einen langjährigen und bekannten Skeitgegenstand
in Westdeutschland betrifft, handelt es sich bei der Sterbehilfe in beiden Landestei-
len um ein Beispiel für einen sogenannten Frühindikator, d. h. um ein Problem, das
sich in Zukunft in seiner politischen Flelevanz noch weiter entr,/vickeln wird.

ln Westdeutschland stimmt knapp die Hältte der Befragten für die geltende
Begelung der sozialen lndikation; ein Viertel der Westdeutschen ist für eine
Freigabe des Abbruchs und jeweils jeder siebte für eine zeitliche lndikation bzw.
ein generelles Verbot des Schwangerschattsabbruchs. ln der Zeit von 1978 bis
1988 ist sowohl der Anleil der Befürworter der geltenden Regelung wie auch der
Anteil der Gegner von Schwangerschaftsabbrüchen gestiegen.

557



Zusammengefaßt könnte man sagen, daß sich das Meinungsspektrum zum Kon-
servativan hin verstärkt hat, es bleibt aber ein größerer Anteil derjenigen, die eine
Freigabe wünschen. Die deutlichste Verschiebung hat zwischen zeitlicher und
sozialer lndikation zugunsten der letzteren stattgefunden fvgt Abb. 7).

Beim § 218 sind im Westen Frauen häufiger als Männer für verschärtte Begelun-
gen. Dae Abnahme liberaler Autfassungen ist hier bei den Mitlelschichten slärker
als bei der Arbeiterschicht, obwohl sie noch einen kleinen Vorsprung an Anhängern
liberaler Lösungen vor den Arbeitern haben. Es gibt nach wie vor einen positiven

Abb. 1: Einstellungen zum Schwangerschattsabbruch in

Ost- und Westdeutschland

Westdeutschland

Verbot Sozialelndikalion Zeitlichelndikaton

1978

1984

1988

Ostdeutschland

1990

in%

0 50 100

Datenbasis: Wohllahrlssurvey 1979, 1S84, 1988, 1990 (Ost).

Zusammenhang von politischem lnteresse und liberaler Lösung, Der stärksle
Flückgang der Befürworter einer liberaleren Flegelung als der gegenwärtigen isl mit
durchschniflich 15 Prozentpunkten bei den politisch weniger interessierten Grup-
pen zu verzeichnen. Konfession und Kirchenbindung behalten dabei ihre Erklä-
rungskratt für die Einstellung zum § 218.

Die Ostdeutschen zeigen eine wesentlich liberalere Haltung zum Schwanger-
schaftsabbruch: Nur ein verschwindend gering€r Anteil belürwortet ein Verbot;
jeweils ein Viertel tritt lür eine soziale od€r zeitliche lndikation ein; und die Hälfte
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Tab. 2: Einstellungen zum Schwangerschattsabbruch
in Ost- und Westdeutschland

Westdeutschland
1978 1984

Osldeutschland
1988 1990

in Y"

l\ränner
Verbol
soziale lndikation
zeitliche lndikation
Freigabe

Frauen
Verbol
soziale lndikation
zeitliche lndikation
Freigab€

Politisches lnleresse
sehr slark

Verbot
soziale lndikation
zeitliche lndikation
Freigabe

Subjektive Schicht
Arbeilerschicht

Verbot
soziale lndikation
zeitliche lndikation
Freigabe

Mittel-, Oberschichten'
Verbot
soziale lndikation
zeitliche lndikalion
Freigabe

10
34

16
45
11

24

5
26

51

7
38
24
27

4
32

11

37
20
28

'13

41

16

3
21

26
48

2
24

40

2
23
28

14
39
24

14
42
12

11

22

38
17
29

16

13
29

16
42
11

4
25
't6

52

6
51

17

14
46
17
21

' W€sren: Ober€ Mitslschicht. WegE. dor zu goingen Fallzahl in Osldeulschland wurden l4tlelschichl, obere
Mitlolschichl und Ober8chicht zu!€mmeng€fsR1.

Darenbasis: wohllährlssuryey 197a 1984, 1988, 1990 (Os$.

7

3'l

stimmt für eine Freigabe. Die unterschiedlichen Einstellungen im Osten und

Westen Deutschlands könnten dazu führen, daß dem Thema Schwangerschafts-
abbruch noch stärkere Aufmerksamkeit gewidmet wird.

lm Vergleich zum Westen sind die Frauen im Osten etwas häufiger für die
Moglichkeit, den Schwangerschattsabbruch überhaupt nicht gesetzlich zu regeln.
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Männer belürworten häufiger als Frauen die zeitliche lndikation, strengere Rege-
lungen lehnen sie jedoch insgesaml eher als Frauen ab. Der Vergleich zwischen
Arbeiter und Mattelschichten zeigt die gleiche Tendenz. Mittelschichten stimmen
überdurchschnittlich häulig tür eine zeitliche Regelung, während die Arbeiter
schicht sowohl häufiger für die Freigabe slimmt, als auch eher konservative
Lösungen bevorzugl, Besonders deutlich wird dieses I\ruster, wenn Befragte mit
starkem politischem lnteresse betrachtet werden. Diese Gruppe befÜrwortet zu

einem Drittel die zeilliche lndikation.

Bei der Frage nach der St€rb€hilfe haben sich im Westen die Anteile der beiden
extremen Alternativen ,,Verlängerung des Lebens mit allen Mitteln" und 

"aktive

Abb. 2: Einstellungen zur Sterbehilfe in Ost und Westdeutschland

Westdeutschland
Verlänge-

rung Ohne Schmerz sterben Hilfe Hilfe

1978

1980

1S84

1988

Ostdeutschland

19S0

in%

0 50 100

Dalhb66: Woh iahrtssurey 1978, 1980, 198a, 1988, 1990 (Osi).

Sterbehilfe" seil'1978 halbiart; die gellende Bechts- und i,Ioralautfassung hat sich
auf hohem Niveau bei fast zwei Drittel der westlichen Bevölkerung konsolidiert;
verdoppelt hat sich der Anteil derjenigen, die eine passive Hille betürworten (vgl.
Abb.2).

Die Unlerslützung für die ,passive Hilfe" steigt im Westen insbesondere bei den
Altersgruppen bis 50 Jahre und bei den Männern stärker als bei den Frauen. Die
Frage nach der Sterbehille zeigt hier eine geringe Korrelation mit Schicht und
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politischem lnteresse. Arbeiter und politisch weniger lnteressierte vertreten am
häufigsten die beiden Exkempositionen, die breite Mitte ist für gemäßigtere Lö-
sungen.

lm Vergleich dazu findet im Osten Deutschlands die Variante einer ,,Verlängerung
des Lebens mit allen Mitteln" deutlich slärkere Zustimmung. Die N.4öglichkeit, aktiv

Tab. 3: Einstellungen zur Sterbehille

Wesldeutschland
1978 1980 1984

Ostdeutschland
1S88 1S90

in o/"

[Iänner
Verlängerung
ohne Schmerz sterben
passive Hille
aktive Hilfe

Frauen
Verlängenrng
ohne Schmerz sterben
passive Hilfe
aktive Hilfe

Politisches lnleresse
§ehr slark

Verlängerung
ohne Schmerz sterben
passave Hilfe
aktive Hilfe

Subjektive Schicht
Arbeiterschicht

Verlängerung
ohne Schmelz slerben
äktive Hilfe
passive

l,rittsl-. Oberschichten'
Verlängerunq
ohne Schmerz sterben
aktive Hilfe
passive Hilfe

14

I
13

15
62
10

7
56
22
11

26
42
21

7

10
57
10
16

14
62

8
'11

6
56
18
'13

6
62
17
10

48
16
10

'16

s6
14
12

6
60
19
10

25
49
18
7

13
51

1'1

17

8
55
18
14

8
53
22
10

I
62

13

6

19
7

50
13
12

' Wesl6nr Ober6 Mitlols.hichl W69on dor zu gerngen Falzah in Ostdelt$hland wu.den Mfieschichl, obsre
Mitelschichl und ObBrschlcht zusammeng€faß1.

" lm bolr€ftonden Jahr nichterhoben.

Datonbasis Wohlfahnss!tu€y 1978, 1980, 1984 1988, 1990 (Ost).

7
60
23

7

5
68

4

18
57
I

12

11

71

I
7

25
43

7

3
60
24
I
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das Leben eines Schwerkranken zu beenden, kommt hingegen seltener in

Betracht. Mit einer passiven Hille erklärt sich ein größerer Anleil einverstanden. Die

verschiedenen medizinischen Versorgungsstrukturen und -möglichkeiten in der

€hemaligen DDR und der früheren Bundesrepublik dürlten ein6n Erklärungsgrund

f ür die unterschiedlichen Einstellungen bilden.

Bei einer differenzienen Betrachtung fällt aul, daß in Ostdeutschland Frauen eher

als Männer und Mittelschicht€n eher als Arbeiter der gemäßigt€n Varianle (Ster-

benlassen ohne einzugreif€n) den Vorzug geben. Gleichzeilig linden sich in diesen

Gruppen aber auch vergleichsweise viele Befragte, die eine aktive Lebensverkür-

zung unterstÜtzen. Klare Tendenzen für Aktivitäten in die eine oder die andere

Richtung - Leben verlängern oder Leben verkürzen - lassen sich somit nicht

erkennen. lnsgesamt unterscheiden sich die Gruppen nicht klar voneinander;

darüber hinaus sind die Haltungen von West- und Ostdeutschen in dieser Frage

ähnlicher als beim Schwangerschattsabbruch.

13.3 Erwartungen und Sorgen

Auch in unterschi€dlichen zukunftswahrnehmungen kommen Einstellungen, Pro-

bleme und Bewußtseinslagen zum Ausdruck. Einschälzungen für die Zukunlt
sollen anhand dreier Dimensionen dokumentiert werden: die erwartete Lebenszu-

friedenheit in fünf Jahren, Hotfnungen und Sorgen. Es handelt sich einerseits um
generelle Zukunftserwartungen und andererseits um Einschätzungen, die auf
konkr6te Lebensbereiche bezogen sind.

Einschätzungen zur Lebenszufriedenheit in fünf Jahren deuten wir als lndikator der
Erwartungen für die persönliche zukuntt. Die Ditlerenzen zwischen Wesl- und

Osldeutschen bei diesen Fragen sind bemerkenswert (vgl, Abb,3). Die Angaben

auf die im Herbst 1990 in den östlichen Ländern gestellte Frage nach der

erwarteten Lebenszufriedenheit weisen, verglichen mit der aktuellen Lebenszufrie-

denheit, auf einen ausgepräglen Optimismus und große Hotfnungen hin 6l o/o

glauben, zukünttig zufriedener als zum Befragungsz€itpunkt zu sein. ln West-

deutschland lag der Wert 1988 bei 22 %, der hÖchste Werl wurde 1978 - in einer

vergleichsweise günstigen ökonomischen Situation - mil 24 % erreicht. Im Westen

dominiert der Anteil derjenigen, die ein gleichbl€ibendes Wohlbefinden erwanen

Beim Übergang in das vergleichsweise problematische Klima der 80er Jahre hat

sich im Westen eine pessimistischere Erwartungshaltung verstärK. Dies hat §ich

1980 bereits abgezeichnet, hi€lt 1984 weiter an und hat sich 1988 abg€schwächl,

ohne den Optimismus von 1978 wieder zu erreichen.

Die hoffnungsvolle Einschätzung der persönlichen Zukunft in Ostdeutschland wird

nichl relativiert, wenn Erwartungen an €inzalne Lebensbereiche thematisiert wer-

den. Bemerkenswert ist, daß fast alle meinen, den gesellschattlichen Umbruch

bewältigen zu können. Eine Verbesserung der materiellen Lebensverhältnisse wird

562



Abb. 3: Gegenwärtige Lebenszufriedenheit im Vergleich zur erwarleten
Lebenszufriedenheit in f ünf Jahren

Westdeutschland

Rückqang erwartet
tn oÄ

Konstanz erwanet Anstieg erwartel

1978

r980

1984

1988

Ostdeutschland

T 990 61

Date.bas s: wohtlahrtss!tuey 1978, 1980, 1984, r986.1990 (Ost).

ebenso erwartet. Dies gilt lür das Einkommen, die soziale Sicherheit, berufliche
Perspektiven und die Umweltsituation. lmmerhin die Hälfte der Erwerbstätigen
fürchtet allerdings um ihren Arbeitsplalz (vgl. auch Teil ll, Kap. 72), was ein
beträchtlicher Anleil ist, der angesichts der ökonomischen Schwierigkeiten aber
sehr plausibel erscheinl. Etwas mehr als die Hälfte der Befragten meint, daß auf

Tab. 4: ,,Große Sorgen" über weitere Entwicklung in zentralen
Lebensbereichen

Große Sorgen über Westdeutschland
1984 1S89

Ostdeutschland
1990 1991

in o/"

Umweltschutz
Frieden
Wirtschaltliche Entwicklung
Eigene wirtschattliche Situation
Sicherheit des Arbeitsplalzes'

54

18
17

63

17
12

46

47

28

59
40

2A

Dalenbasis SOEP {Wesl) 1984, 1988iSOEP (Os1) 1990 1991
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21

19

24-12

25 54

25 56
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politische Entscheidungen kaum Einlluß genommen werden kann. Auch die wesl-
deutsche Bevölkerung nimmt (1988) den politischen Bereich als von persönlichen
Handlungsmöglichkeiten abgekoppelt wahr. Auf die Frage nach den Möglichkeiten,

"auf 
politische Entscheidungen mehr Einlluß zu nehmen', gaben 40"/" an, hietzu

keine Möglichkeiten zu sehen.

Für die Einschätzungen der näheren Zukuntt im Osten betrachten wir drei Bevölke'
rungsgruppen, die vom Translormationsprozeß in jer,veils besonderer Weise betrof-
fen sind (vgl. Iab.5). Unerwartet optimistisch sind die Arbeitslosen, die die

Tab. 5:,,Große Sorgen" bei verschiedenen Bevölkerungsgruppen

Westdeutschland't984 1989
Ostdeulschland
1990 1991

in o/o

Umweltschutz

Geschlecht
Männer
Frauen

Alter
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
über 60 Jahre

Erwerbsstalus
Erwerbstätige
Arbeilslose
Rentner

Frieden
Geschlecht

Männer
Frauen

Alter
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
über 60 Jahre

Erwerbsstalus
Erwerbstätige
Arbeitslose
Rentner

54

56
54

61

41

45

46
45
41

64

71

54

65
65

27
39

31

39

60
5ü

62
54

60

47
47
43

Wirtschaftliche Entwicklung

Geschlecht
[ränner
Frauen

50
57

34

42

40
49
55

44
48
56

59
54

37
43

36
40
48

38

4A
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16
18

Datenbasis: soEP (vvesl) 1984 1980: SOEP (Osr) 1990, 1991



Erwartungen der Erwerbstätigen vor allem in den materiellen Bereichen übertret
len. Es isl möglich, dieses Phänomen mit einem Talsohleneffekt zu erklären: Es

kann in Anbetracht der derzeitigen schlechten Lage nur bergauf gehen. lm Ver-
gleich zu den Arbeitslosen äußern sich Rentner weniger zuversichtlich, dies vor
allem bea der Entwicklung des Lebensunlerhalts, aber auch bei der Entwicklung

des Einkommens und der sozialen Sicherung. Ein großer Teil der Ftentner scheint
im Herbst 1990 eine Erhöhung der Lebenshaltungskosten ohne eine entspre-
chende Anpassung der Renten befürchtet zu haben.

Westdeutschland
1384 1S89

Ostdeutschland
't 990 1991

in%

Alter
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
über 60 Jahre

Erwerbsstatus
Erwerbstätige
Arbeitslose
Renlner

Eigene wirtschaft liche Situation

Geschlecht
lllänner
Frauen

Alter
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
über 60 Jahre

Erwerbsstalus
Erwerbstätige
Arbeitslose
Rentner

Sicherheit des Arbeitsplatzes'

Geschlecht
[,,]änner
Frauen

Alter
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
über 60 Jahre

36
27

35
48
27

14
20
17

17
3l
27

18
17

'13

12
27
29

21

19
'1'1

13
14
8

32
30
18

17

12

26

43

39

40
22

43
52
42

47

42

37
37

38
44
24

39
54

30
26

11

40
19 18

18
14

't7

16
6

35
41

7

7
8
3

30
41
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Sorgen sind eher pessimistische Zukunftserwarlungen, die mit Beeinträchtigungen
des Wohlbefindens einhergehen. An der Spitze der Sorgen in den alten Bundes-
ländern liegen die ötf€ntlichen Ber€iche Umwellschulz, Friedenssicherung und die
allgemeine wirtschaftliche Entwicklung. Die private Siluation beunruhigt die Men-
schen im Westen deutlich weniger. ln den unterschiedlichen Angaben von 1984
und 1989 spiegeln sich gesellschattlich rel€vante Probl€mfelder zu den jeweiligen

B€fragungszeitpunkten. Mitte der 80er Jahre war der Friedenserhalt ein entschei-
dendes Thema in der ötfentlichen Diskussion im Westen, das am Ende d6s
Jahzehnts deutlich an Schärfe verloren hat. Dia Sorgen um den Erhalt d€r
natürlichen Umwell nahmen hingegen noch zu. Enlsprechend d€r günstigen
wirtschatllichen Konjunktur in den alten Ländern Ende der 80er Jahre befürchtet
nur noch ein geringerTeilder Belragten im Jahre |989 negative Entwicklungen für
die persönliche oder allgemeine ökonomische Situalion.

ln Anbelracht des Umbruchs verwunderl es nicht. daß sich die ostdeutsche
Bevölkerung deutlich häufiger Sorgen um den Arbeitsplatz sowie die allgemeine
und persönliche wirtschattliche Situation macht. Der Umweltbereich und der Frie-
denserhalt rangierten 1990 allerdings noch vor den wirtschattlichen Sorgen. lnner-
halb des Jahres 1990 bis '1991 sind signifikante Verschi€bungen eingetreten:
Sorgen um die allgemeine wirtschaflliche Entwicklung nahm€n im Sommer 1991

den ersten Platz ein, etwa die Hälfte der Befragten äußert sich sehr besorgt. Der
Anteil liegt im Vergleich zu Westdeutschland dreimalso hoch. Beim Umw€llschutz
scheinen in Ostdeutschland bereils Verbesserungen wahrganommen worden zu
sein oder zumindeslens zukünftig erwartet zu werden. Stärkere Zweifel sind jedoch
in bezug auf die Friedenssicherung aufgekommen. Auch wenn im Osten noch
erheblich häufiger Sorgen um den Arbeitsplatz geäußert werden als im Westen, ist
der Anteil eher pessimistischer Befragter insgesamt doch gesunken. Für die 1991
noch Enverbstätigen scheint die Situation nicht mehr ganz so ungewiß zu sein wie
für die Erwerbslätigen von 1990.

Die Sensibilität für einzelne Bereiche ist für verschiedene soziodemographische
Gruppen durchaus unlerschiedlich. Frauen aus Ost- und Westdeutschland
machen sich größere Sorgen um die Erhaltung des Friedens. Oie Frauen aus den
neuen Ländern hatten 1990 noch größere Sorgen um ihren Arbeitsplatz als
Männer. während sich dies 1991 umkehrt. Die im Erwerbsleben verbliebenen
Frauen scheinen sich weniger von Arbeilslosigkeit bgdroht zu lühl€n als Männer.
Die Unterleilung nach Arbeilsgruppen zeigt, daß im West€n Jüng6re sich häuliger
Gedanken um die Umwelt machen, mittlere Altersgruppen Sorgen um die wirt-
schattliche Entwicklung äußern und Altere im Hinblick auf diese Bereiche relativ
selten beunruhigt sind. lm Osten sind ältere Belragte hingegen überdurchschnitt-
lich häufig um die Friedenssicherung besorgt. Der Zeitvergleich zwischen '1984

und 1989 zeigl, daß bei den Bentnern im Westen die Sorgen um die eigene
wirtschaftliche Situation gesliegen sind. Dies tritft auch für die Flentner aus dem
Osten des Landes zu. Arbeitslose äußern vergleichsweise häufig Sorgen, begreif-
licherweise vor allem in den materiellen Bereichen.
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Trotz der unterschiedlichen Befragungszeitpunkte in West- und Ostdeutschland
kann vermutet werden, daß die jeweilige Bevölkerung Beeinträchtigungen durch
ganz unterschiedliche Lebensbereiche erfahren hat. Während im Weslen in dem
angegebenen Zeitraum die Sorgen in wirtschaftlicher Hinsicht gesunken sind, sind
sie im Osten gestiegen. Beim Umweltschutz verhält es sich umgekehrt. Die

unterschiedlichen Probleme, die die Menschen beschäftigen, sind sicherlich auch
ein Grund für die zögerliche ,,innere" Vereinigung Deutschlands. Es bleibt zu
hoffen, daß die steigenden Sorgen im Osten die gleichzeitig herrschende optimisti-
sche Grundstimmung nicht in Resignation umschlagen lassen.

(Roland HabichIAnnette Spe eherg)
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14 Komponenten des Wohlbefindens
und Zufriedenheit nach Lebensbereichen

14.1 Positive Komponenten subjektiven Wohlbefindens

Von den vielen Möglichkeiten, subiektives Wohlbefinden zu beschreiben, werden
die Begritfe ,,Zufriedenheit" und ,,Glück" sowohl umgangssprachlich als auch in

sozialwissenschattlichen Sludien vorrangig verwendet. zufriedenheitsangaben
können sich auf zahkeiche Sachverhalte beziehen: auf spezifisch€ Merkmale
individueller Lebensbedingungen, wie die Zulriedenheit mit der Wohnungsgröße,
auf ganze Lebensbereiche, wie die Zufriedenheil mit der Wohnung, und auf das
subjektive Wohlbefinden insgesamt, wie die Zulriedenheit mit dem Leben. ln der
Zufriedenheit kommt eine individuelle Bewertung zum Ausdruck; sie hängt insbe-
sondere von sozialen Vergleichen mit wichtigen Bezugsgruppen ab und davon,
was jemand wünscht, erwartet, erhoftt und anstrebt. Glück ist dagegen ein eher
alfektiver Zustand und ergibt sach aus dem Verhältnis positiver und negativer
Erlahrungen und Erlebnisse eines lndividuums.

i.4an kann davon ausgehen, daß die meisten Menschen nach Zufriedenheit und
Glück streben und daß dauerhatte Unzufriedenheit und Unglücklichsein eine
extreme psychische Belastung darstellen. lndividuen haben, um ihre Unzufrieden-
heil zu verringern, entweder die Möglichkeit, ihre Lebensumsiände zu verändern,
oder die Möglichkeit, ihre Ansprüche den objektiven Bedingungen anzupassen.
lnsolern sind die Ergebnisse der empirischen Sozialberichterstatlung vieler Länder
nicht überraschend, nach denen eine Mehrheit der befragten Menschen mit ihrem
Leben - alles in allem - eher zufried6n ist. Ebenso verhält es sich in der früheren
Bundesrepublik bis 1 990.

Die wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten führte jedoch zwei Ges€ll-
schaftssysteme zusammen, die sich unter wohlfahrtsr€levanten Gesichtspunhen
erheblich voneinander unlerscheiden. Dies betritft nicht nur objektive Lebensbedin-
gungen -wie die Einkommensverhältnisse oder die Wohnungssituation -, sondern
auch die subjektiven Bewertungen, die B€dürlnisse, Orientierungen, Sorgen und
Angste der Menschen. lm Hinblick auf die politische Zielsetzung, die ostdeutschen
Lebensverhältnisse den w€stdeulschen anzugleichen, kommen insofern auch
lnformationen übar die Ansprüche der ehemaligen DDR-Bürger und die Bewertung
ihr€r Lebensverhältnisse große Bedeutung zu.

Die Einschätzung der eigenen Lebenszufriedenheit nehmen die Befragten in

unseren Umfragen auf einer zehnstufigen Skala vor; sie reichl von ,,0" (ganz und
gar unzufrieden) bis "10" (ganz und gar zufrieden). Die große Mehrheit der
westdeutschen Bundesbürger ordnet sich dabei im oberen Skalenbereich ein. ln
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Westdeutschland Ostdeutsch and

Ganz und gar
unzufrieden

Zufriedenheits-
skala

(Anteile in %)

o-4 11

14

24

8

6

7

8

I
Ganz und gar
zufrieden

'10

Unzu-
frieden

Abb. 1: Allgemeine Lebenszufriedenheit in Ost- und Westdeutschland

0-4 5

Date.basis Woh iahrissurvey 1988, 1990 (Ost)

den Jahren 1978, 1980, 1984 und 1988 stufen bis zu 6% der Belragten ihre
Lebenszufriedenheil unterhalb der Skalenmitte ein, aber 17 o/o bis 18 % sind ganz

und gar zulrieden (vgl. Abb.1). lm Durchschnitt liegt die Lebenszufriedenheit
zwischen 7,7 und 7,9 auf dieser Skala (vgl. Tab.7). Damit ist das gesellschaftliche

Tab. 1: Die Zufriedenheit. mit dem Leben in Ost- und WestdeutschLand

Alloemeine Lebenszuf riedenheit
Ganz und l,4ittel-
gatzt!- wert
frieden

106 7 I
in 06 e

1978
1980
1984
1988

Ost
1990

7
8
6
7

4
4
6
3

1'1 17

6
I

5

14 21

15
18
14
15

32
30
32

18

13

17
19

18
18
17
17

6 6,6

7,8
7,7
7,7
7,9

' ZuLisde.heirsskala von 0 bis 10.

Dar€nbasis woh lahßsuoey 1978, 1980, 1984, 1908, 1990-Osr

8

56S

l5
I

It
17

J
211

I
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Niveau d€r Lebenszulri€d€nheit in Westdeutschland hoch und über di6 zurücklie-
gende Dekade erstaunlich stabil,

ln Ostdeutschland liegt dieses Niveau mit einem Gesamtdurchschnitt von 6,6
deullich niedriger; der Anteil an hochgradig Zulriedenen einerseits (6 %) und
Unzufriedenen ('11 %) andererseits kehrt sich im Vergleich zu den westdeulschen
Wertan von 1988 b€inahe um. Die Gesamtbevölkerung im Osten Deutschlands
weist damit Ende 1990 in dsr Gesamtbilanzierung ihrer Lebensumstände ein
Zulriedenhaitsniveau aul, wie es im Westen lediglich bei bestimmten Problemgrup-
pen (Arb€itslosei alleinlebend6, einsame Allere: dauerhaft gesundheitlich Beein-
trächtigt€) anzutretf en ist.

Tab. 2: Emotionales Wohlbefinden - Glück

sehr ziemlich
unglücklich

ziemlich sehr
glücklich

in'/o

1978
1980
1984
1988

Ost
1990

4

8
4

14

74
69
72
72

74

26
20

10

Oalenbasis: Wohfahrtsuruey 1978 1980, 1984, 1988, 1990-Osr.

Für die Angaben der Bürger zum Glück gilt die gleiche Tendenz: Ein Fünttel bis ein
Viertelder Westdeutschen bezeichnet sich als ,,sehr glücklich"; die große Mehrheit
der Berragten fühlt sich ,,ziemlich glücklich'. ln die Kategorie "sehr unglücklich"
stuft sich nur ein kleiner Anteilvon meisl weniger als 1 o/. der befragten Personen
ein (vgl. Tab.2). ln den neuen Bundesländern geben 1990 hingegen rund dreimal
so viel€ P€rsonen an, ,,unglücklich" zu sein, etwa ebenso viele äußern, ,,ziemlich
glücklich" zu sein und nur etwa halb so viele Befragte wie im Weslen fühlen sich

,,s€hr glücklich". Obwohl sich der weitaus größte Teil der neuen Bundesbürger
alles in allem aher "glücklich" 

fühlt, deutet die ungünstigere Verteilung durchaus
eine andere Grundstimmung in der ehemaligen DDR an.

14.2 Negative Komponenten subjektiven Wohlbefindens

Unter den Gesichtspunkten von ,,Lebenszulriedenheit" und ,,Glück" vermittelt die
westdeutsche Bevölkerung den Eindruck eines eher hohen und positiven Wohlbe-
findens. Dieses Bild änden sich, wenn die Frageslellung aul negative Aspekte des
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subjektiven Belindens, wie z.B. ,,Besorgnisse", gerichtet wird. Unter ,,Besorgnis"
verstehen wir negative mentale Erfahrungen der lndividuen (vgl. Iab. 3), z. B. ,.sich
ötter erschöptt oder zerschlagen" bis zu ,,sich gewöhnlich unglücklich und nieder-
geschlagen" zu fühlen.

Es zeigt sich, daß ein großer Teil der Befragten von solchen Beeinträchtigungen
des Wohlbefindens berichtet; von hoher Beanspruchung: 44 % geben an, sich
öfter erschöpft oder zerschlagen zu fühlen; von Angst: 19 7o werden immer wieder
von Angsten und Sorgen geplagt; von Nervosität: 12 % sind ständig aufgeregt und
nervösi von depressiver Verstimmung: 10 "/. fühlen sich gewöhnlich unglücklich
oder niedergeschlagen. Bereits 1978 waren die Größenordnungen ähnlich. Dies
scheint schwer damit vereinbar, daß sich 90 % der Befragten als mit dem Leben
weitestgehend zufrieden bezeichnen. Die Schlußfolgerung ist, daB zufriedenheit
nicht mit der Abwesenheit negaliver individueller Erfahrungen und Empfindungen
gleichgesetzt werden darf. Zufriedenheit mat dem Leben tritt also auch au,, wenn
ein im Einzeltall unterschiedliches Maß an subiektiven Belastungen wahrgenom-
men wird. Auch bei den Hochzufriedenen nennt ein nicht unerheblacher Anteil der
Belragten Besorgnissymptome. Zwischen den einzelnen Besorgnissymplomen
und der Lebenszufriedenheit besteht insgesamt jedoch eine klare negative Bezie-
hung.

Tab. 3: Besorgnissymptome nach Lebenszufriedenheit

Besorgnis-
symplome

Anteil unter allen
Bekagten

Wesl Ost
1978 1988 1990

Anteil unter den
Unzufriedenen'
West Ost

1978 1988 1990

Anleil unter Hoch-
zufriedenen"
West Ost

1978 1988 1990

Öfter erschöptt oder
zerschlagen

lmmer wieder Angsle
oder Sorgen

Ständig autgeregl
oder nervös

Gewöhnlich
unglücklich oder
niedergeschlagen

Öfter Zittern oder
Schütteln

Keines der angege-
benen Symptome

54

19

16

'14

41

44

19

12

10

6

47

50

27

18

17

7

37

51

31

I

48

31

46

11

I

37

14

I
20

13

4275

56

22

55

15

82

40

10

20

75
74

51 56

14

I

47

' Einsluiung 0 bis 4 all de. Zulrienenheitsskala von 0 bis 10.

" Einslulung l0 aul d€r ZulrEdsnh€ilsskala von 0 bis 10

Dalenbasis: Wohlfahrlssud€y 1978, 1980, 1984, 1988, lSgo-Osl
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Ein anderes Maß für Defizite im Wohlbefinden sind Anomiesymptome wie Einsam-
keit, Orientierungslosigkeit und Entfremdung von der Arbeit. Sie kennzeichnen
eine mangelnde sozial€ lntegralion. Zwischen 3 7" und 8 % der ,,alten" Bundes-
bürger stimmen ,,ganz und gar" (bzw. ,,eher" zwischen I % und '11 %) den
Aussagen zu: ,,lch lühle mich einsam", ,,Das Leben ist heute so kompliziert
geworden, daß ich mich fast nicht mehr zurechtlinde" und ,,Meine Arbeit macht mir
eigentlich keine Freude". Die Antworlen der Befragten weisen - wie bei den
Besorgnissymptomen - eine erstaunliche Stabilität im Zeitvergleich (vgl. fab.4)
auf. Obgleich sehr viele individuelle Veränderungen stattfinden, bleiben die Rand-
verteilungen über Jahre hinweg weitgehend ähnlich.

Tab. 4: Anomiesymptome

ganz
und gar

Stimml
eher eher
nicht

ganz und
gar nichl

in'/"

lch lühle mich oft einsam
West

't 978
1980
'r 984
1988

Ost
1S90

Meine Arbeit macht mir eigentlich
keine Freude
West

1980
,984
1988

Ost
1990

Das Leben ist heute so kompliziert
geworden, daß ich mich fast nicht
mehr zurecht finde

1980
1984
1988

Ost
1990

4
4
3

56
56

8
7
7

1210

56
59
60

56
56
56

10
ll
10

11

10
I

24

30

25

29
2a
29

29

30

26

12 2A

't0

I
't3

5
6
4

Dalenbasis: Wohlahrlssu ey 1978. 1980, 1984, 1988, 1990-Ost,



Die vergleichsweise stärkere Beeinträchtigung der Lebensqualität in den neuen
Bundesländern zeigt sich ebenfalls in der Ausprägung von Besorgnis- und Anomie-
symptomen (vgl. Tab. 3 und 4.). ln der ehemaligen DDR sind die Gefühle von
Niedergeschlagenheit, Orientierungslosigkeit, Sinnlosigkeit und Einsamkeit sowie
Sorgen und Angste verbreiteter als im Westen. Erwähnl werden sollte jedoch auch,
daß sich mehr als ein Drittel der Ostdeutschen durch keines der Besorgnissym-
plome beeinträchtigt fühlt - obgleich dies im Vergleich zum Westen ein relaliv
geringer Bevölkerungsanteil ist (37 % im Oslen,47 % im Westen).

1 4.3 Sublektives Wohlbef inden bei verschiedenen
Bevölkerungsgruppen

Man könnle annehmen, daß das globale subjektive Wohlbefinden in Westdeulsch-
land bei allen großen Bevölkerungsgruppen ähnlich isl, Dies gilt jedoch nur mit
Einschränkungen (vgl. Tab.5). Frauen unterscheiden sich beispielsweise dadurch
von Männern, daß sie sach viel häufiger einsam lühlen. Dasselbe gilt, wenn man die
alten Menschen mit jungen Erwachsenen vergleicht. Allerdings beslehen bei der
globalen Lebenszufriedenheit keine Diskrepanzen zwischen diesen Bevölkerungs-
gruppen.

Geringer Wohlstand, gemessen am Haushaltseinkommen je Haushaltsmitglied, ist
mit einem geringeren positiven Wohlbefinden verbunden; dies kommt sowohl bei
der Lebenszufriedenheii als auch beim Glück zum Ausdruck. Analoges gill für den
Vergleich der Arbeiterschicht mit der Mittelschichl, der oberen Mittelschicht und der
Oberschicht: Angehörige der Arbeiterschicht haben das geringste subjektive Wohl-
befinden.

Große Datierenzen bestehen auch zwischen einzelnen Haushaltsformen. Einsam-
keit ist erwartungsgemäß vor allem ein Problem der Alleinstehenden, und auch
eine ausgeprägt hohe Lebenszufriedenheit und Glück linden sich in dieser Haus-
haltslorm seltener. Dabei muß man berücksichtigen, daß es sich beiden Alleinste-
henden zum großen Teil um ältere Frauen handelt, die ihren Ehepartner verloren
haben und oft mit einer geringen Rente auskommen müssen.

Gruppenspezilische Unterschiede im globalen subjektiven Wohlbefinden bestehen
auch in Ostdeutschland und weisen hier teilweise erhebliche Diskrepanzen auf. So
fühlen sich auch ostdeutsche Frauen häuliger einsam als Männer, und das
Ausmaß gefühlsmäßiger Beeinträchtigungen älterer Menschen in den neuen Bun-
desländern ist besonders augenfällig. Umgekehrt zählen die Ostdeutschen mit
relativ hohem Einkommen zu denjenigen Bevölkerungsgruppen in der ehemaligen
DDFI, die vergleichsweise geringe Defizite bezüglich ihres Wohlbefindens äußern.
Generell erreicht jedoch keine der hier untersuchten Gruppen das subjektive
Wohlfahrtsniveau der Westdeutschen.



Tab. 5: Subjektives Wohlbefinden nach sozial relevanten Merkmalen
in Ost- und Westdeutschland

Lebenszulrie-
denheit'

West Ost

Einsamkeit

West Ost

Unglücklich

Wesl Ost

a in%

lnsgesamt

Geschlecht
iränner
Frauen

Alter
'18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und äller

Einkommen
unterstes Ouintil
oberstes Ouinlil

Subjektive Schichteinstuf ung
Arbeiterschicht
Miüelschicht
Oberschicht"

Haushaltsgröße
Einpersonen-
haushalte
Mehrpersonen-
haushalte

7,9 6,6 5 15 14 2.

8,0
6,7
6,5

12
18

7,9

7,9

6,8
6,4
6,7

8
18
21

4
5

4
4
7

8
5

7
4
3

't3

I
19

16

10
I

24 36 44

312 10 15

26

14
20
38

7,5
8,3

6,2
6,8

36
11

14
14

50
15

7.6
7,9
8,1

6,5
6,8
6,8

15
15

't8

13
l0

t8
27
t1

7,4

8,0

6,5

" Ou.chschntswe.t€ aul der ZulnBd€nhelsskala von 0 bis 10.

" Einschl. obero Minsbchichl (in Osld€ulschLand eine marginale Bandgruma)

OalenbaEis: Wohl,ahrtgsurvey 1984, 19s0-O§t.

14.4 Zulriedenh e it nach Lebensbereichen

Die Lebensverhältnisse von lndividuen und Haushalten sind durch vertikale und
horizontale l-lngleichheit gekennzeichnet. Vertikale Ungleichheit bezeichnet sozio-
ökonomische Unterschiede zwischen lndividuen, von denen ein Teil ,,oben", ein
anderer Teil ,,unten" steht (vgl. auch Teil ll, Kap.11). Horizontale Ungleichheit
existiert bei ein und demselben lndividuum. wenn in einem Lebensbereich eine
hohe Wohlfahrt, im anderen eine niedrige Wohlfahrl vorhanden ist. lm Vergleich
zur Messung vertikaler Ungleichheit, etwa der Unterschiadlichk€it d€r Haushalls-
eankommen, ist es viel schwieriger, die horizontale Ungleichheit von Lebensberei-
chen zu messen. Wie etwa sollen das Einkommen mit der Gesundheit oder die
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Wohnverhältnisse mit der öffentlichen Sicherheit verglichen werden? Eine Lösung
für dieses Problem besteht in der Verwendung von Zufriedenheilsskalen, mit
denen zumindest die subjektiven Bewertungen der Lebensbereiche verglichen
werden können.

ln Umfragen der Sozialberichterstattung werden zahlreiche Zufriedenheitsfragen
gestellt, die zum größten Teil alle Belragten betreffen, wie et\rva die Frage nach der
Zulriedenheit mit der Gasundheit; zum kleineren Teil sind die Fragen nur lür
Teilgruppen der Bevölkerung sinnvoll zu st€llen, wiB di6 Frage nach der Arbeitszu-
friedenheit. Für eine vereinfachende Darstellung wird das zufriedenheitsniveau in

einem Lebensbereich gekennzeichnet durch den Anteal der,,eher zufriedenen"
(Skalenwerte von 6 bis 10 auf der verwendeten Skala von 0 bis 10), den Anteil der
,,Hochzufriedenen" (Skalenwert 10), den Anleil der ,,eher Unzufriedenen" (Skalen-
werte von 0 bis 4) und durch den Durchschnittswert der Zufriedenheitsskala (vgl
Tab.6a und 6b).

Zwar ist die allgemeine Lebenszulriedenheit in der früheren Bundesrepublik im

Laul der Jahre im Durchschnitt stabil geblieben, aber die Zufriedenheit in einzelnen
Lebensbereichen ist teilweise erheblichen Sch,?vankunqen unterworfen.

Die größten Verschiebungen r,yeist die Zufriedenheil mil dem Umweltschutz auf; sie

war bereits 1978 am niedrigsten von allen Lebensbereichen, sank 1984 noch

weiter ab und stieg bis 1988 wieder etwas an, ohne den Wert von 1978 zu
erreichen. Die zun€hmenden Umweltprobleme und ihre Thematisierung in den
Massenmedien sind der Hintergrund, vor dem sich diese Unzufriedenheit entwik-
kelt hat (vgl. dazu auch Teil ll, Kap.9).

Über das ganze Jahrzehnt gesehen gibt es auch Bereiche mit einer kontinuierlich
wachsenden Zufriedenheit. Dazu gehören die Ausbildung, die öflentliche Sicher
heit und die Bekämpfung der Kriminalität sowie die Wohnung. Bei der Ausbildung

schlägt sich die stetige Anhebung des Bildungs- und Ausbildungsniveaus in

höherer Zufriedenheit nieder, auch wenn es inzwischen schwieriger geworden ist,

die Ausbildungsqualifikationen in gute Berufspositionen umzusetzen. Bei der

öffentlich€n Sicherheit und der Bekämpfung der Kriminalität handelt es sich um

ein6n Bereich, in dem die ötfentliche Thematisierung von Gewaltkriminalität bei der
Auslösung von Unzufriedenheit eine große Bolle spielt. Hier können am schnelF
sten Umschwünge auftreten. Die steigende Zulriedenheit, die die Bundesbürger

bezüglich ihrer wohnung äußern, erscheint vor dem Hintergrund einer öffentlichen
Diskussion um eine ,,neue Wohnungsnot" last paradox. Aber die große lrehrheit
der Haushalte in Westdeutschland ist hinsichtlich der Wohnung gut versorgt, und

sie dominiert das statistische Bild. Es sind aber immerhin 5 9. der Bundesbürger,

die 1988 mit ihrer Wohnung subjektiv unzufrieden sind.

Die Zufriedenheitsenhvicklung in der früheren Bundesrepublik läßt sich insgesamt

so zusammenfassen, daß Anfang und Ende der zurückliegenden Dekade ein
höheres Zufriedenheitsniveau hab€n als das Zwischenjahr '1984. 1984 war ein
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Tab. 6a: Zufriedenheitl mit Lebensbereichen

Eher un- Eher darunter: Mittelwert
zufriedenzulrieden Hoch-

zulrieden

in'/a o

Ehe/Partnerschatr

Familienleben3

Wohngegend

Haustrauendaseina

Arbeitsteilung2

Arbeitsplatzs

Lebensstandard

Wohnung

Freizeit

Wesl

Ost

Ost

Wesl

Osl

West

Osl

West
Osl

Ost

West
Ost

Ost

1978
'1988

1990

1978
't 988
1990
't 978
't s88
't 990

1S78
't 988
't s80
't 988
1990
't 980
1988
1990

1978
1988
1990

1978
1988
19S0

1978
1988
19S0

9,0
8,9
8,8

4,7
8,7
8,3

I,l
6,8

8,2
7,9

7,6
7,4
6,7

7,4

6,0

7,4
8,2
6,5

7,6
7,4
6,6

1

2
1

2
2
4

8
11

5
6
7
7
I
5
4

't3

7
?

21

7

17

10
8

17

48
47
44

39
38
34

39
24

2A
41

35

12
15

8

15
16

14

17

97
96
96

96
97
89

83
86
66

a7
87

86
88
83

89
92

85
83
57

89

85
67

1 Zuf.i€denheilsskala von0bLs 10i.eh6rzu1 oden" = 6-10
2 Nur B€fiaglo mt (Eh6rPänn€r.
3 Nur g€fraglo mt Eh€parh6r.
4 Nur nicht6Neib€tä1i96 HäusJrauen.
5 Nur abhengig 86*hätigl6 (gänz- und halbtags),

Dalänba§is: wohllshrßsorvoy 1978, 1940. 1984. 1gg(}osl.

,hochruLieden" = 10; "eher unzLrlisd€n' = 0-4,

Jahr mit relativ hoher Unzutriedenheit der Bundesbürger, Danach erhöhl sich die
Zufriedenheit in einzelnen Lebensbereichen wieder und erreicht 1988 Wene, die
denen von 1978 r,/veitgehend entsprechen. Dieses Bild wird durch die Wiederver-
einigung der beiden deutschen Staaten erheblich verändert.
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Tab. 6b: Zufriedenheitl mit Lebensbereichen

Eher un- Eher darunten l\,,littelwert
zufriedenzufrieden Hoch-

zulrieden

in% a

Haushaltseinkommen

Gesundheit

Soziale Sicherung

Ausbildung6

Demokratie

KircheT

Politische Beleiligung

Öfientliche Sicherheil

Umwellschutz

Ost
Wgst

Ost

Ost

Ost
West

West
Ost

Ost

Ost

1978
1988
1990
1978
1988
1990
1978
1988
't 990
1S78
1988
1990
1978
1988
1978
1988
1578
1988
1990
1978
1988
1990
1978
1988
1990

1,2
7,1

4,7
7,3

6,9
6,9
7,O
4,9
6,7

6,9
6,0
6,5
5,S

5,6
6,0

5,0
5,8
3,4
5,0

10
11

12
13
16

14
10
34
17
13
12

10
13

25
30

22

40

65
39
46
84

13
14
3

16
20

10
11

3
'15

23
'l.7

7
7
I
7

I
I
8

2
4
2

2
2
1

6 Nur B€lragte. di6g€genwartiq schül€r/sludernon sind
7 Nur Protosiaiten und Katholken.

Dalsnbass: WohllahrtssuNey 1978 1980, 1990.Os1.

14.5 Zufriedenheitsunterschiede
in Ost- und Westdeutschland

Die Unterschiedlichkeil der Zufriedenheitsniveaus in den vielfältigen Lebensberei-
chen rückt die Behauptung zurechl, daß Zulriedenheitsmessungen stets ein hohes
Zufriedensheitsniveau ergeben. Es stellt sich zwar heraus, daß es in Westdeutsch-
land kaum Bereiche gibt, in denen der Anteil ,,eher Unzufriedenef' erhebllch größer
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82
78

79
78

77
77
3S

71

77
72

74
69
57
50
50
57
51

44
58
16

40
30

6



8 6

Westdeutschland

42 Zu,friedenheits-

Ostdeutschland
24 68

Bet6iligung
Öteniliche

8,8

8,3

7,9

81 6,8

7.8 6.7

7,8 6.6

75

6,S

6,9

7.1 4,7

7,O 4,9

6.0 5,7

5A 3,4

4.5

2

6

6

Abb.2: Zufriedenheit in Lebensbereichen in Ost- und Westdeutschland

Datsnbasis: Wbhllahn$urvey 1 988, 1 990 (Ost).

ist als der Anteil ,,eher Zufriedener". Aber letzlerer variiert, wie der Vergleich d€r
Lebensbereiche 1988 zeigt, beträchllich:von 30 "/" bis 96'/.. Die Spannweite der
westdeutschen Durchschnittswerte reicht 1978 von 5,0 bis 9,0; '1988 von 4,5 bis
8,9; in Ostdeutschland 1990 sogar von 2,2 bis 8,8.

Hinsichtlich der Zufriedenheiten in einzelnen Lebensbereichen ergibt sich im

Ostteil Deutschlands eine Bewertungshierarchie (vgi. Abb.2), die der Rangfolge
im Westen durchaus ähnlich isl, die zufriedenheitswerte liegen jedoch fast durch-
weg aul einem deutlich niedrigeren Niveau. ln Ost- und Westdeutschland stehen
die privaten Lebensbereiche Familie und Ehe/Partnerschaft an der Spitze einer
Flangfolge der Zufriedenheiten, während die ötfentlichen Bereiche Umweltschutz
und öflentliche Sicherheil mit hoher Unzufriedenheit bewertet werd€n. Dies€
Problemfelder }verden in Osldeutschland 6rst sail der Wiedervereinigung deutlich
wahrgenommen: Probleme das Umwellschutzes wurden vorher eher verharmlost;
eine unklare Bechtslage, mangelnde Autoritäten ebenso wie Meldungen über
steigende Gewalttätigk€iten führten zum Vertrauensschwund in die öffentliche
Sicherheit. Eine überwiegende Mehrheit der osldeutschen Befragten ist mit dem
Zustand in diesen Bereichen unzufrieden (65 % bzw. 84 %).

Große Differenzen zeigen sich nicht zuletzt auch bei der Bewertung privater
mäterieller Lebensbedingungen: Mit dem Haushaltseinkommen sind viermal so
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viele Ostdeutsche unzufrieden wie Westdeutsche (43 % bzw. 11 %) und mit ihrem
Lebensstandard dreimal so viele \21 % bzw. 7 "kJ. Aber auch bei der Bewertung
der eigenen Wohnung, der sozialen Sicherheit und dem Arbeitsplatz zeigen sich
nennenswerle Diskrepanzen. Da noch nicht abzusehen ist, wann die Talsohle im
Osten Deutschlands durchschritten sein wird, dürtte diese massive Unzufrieden-
heit weiter fortbestehen oder wird sich sooar noch verstärken.

'14.6 Veränderungen der Lebenslage und Zufriedenheit
in Ost- und Westdeutschland

[ril d6m Übergang zur Markt',/virtschaft in Ostdeutschland und den damit vsrbunde-
nen strukturellen Umbrüchen im Erwerbssystem (vgl. Teil ll, Kap.3 und 4) war
auch abzusehen, daß weite Teile der erwerbstäligen Bevölkerung zeitweise oder
gar auf Dauer von Erwerbslosigkeit betroffen sein würden. Für diese sind solche

Abb.3: Veränderungen im EMerbsstatus und Zufriedenheit in
Lebensbereichen

Westdeutschland Ostdeutschland
248 64 2 68

Konslant TgBB
erwerbs' 1989

Einkomm6n

Einkommen

1990
t99l

rätig

in Kurzarbeä

Erwsrbstätgkeit:
in Aöeilslosigkeit

Datenb66: SOEP (W6sl) 1 988. 1 989: SOEP {Ost) I 990, 1 991

579



Arbeitsmarktunsicherheiten eine neue und einschneidende Erfahrung, die auch
einen deutlichen Ni€derschlag im subjektiven Wohlbefinden haben dÜrtte. Betrach-

tet man dazu jene Personen, die entweder durch Kurzarbeit oder Arbeitslosigk6it
von den Umbrüchen besonders belroflen waren, und stellt diesen die Gruppe der
konstant Erw€rbstätigen sowie als vermutete Problemgruppe die Rentner gegen-

über, so ist bei den zentralen lndikatoren des Wohlbefindens die subjektive
Beaktion auf die objekliv€n Veränderungen deutlich erkennbar (vgl. Abb.3).

Selbst das subjektive Wohlbefinden kontinuierlich erwerbstätiger Personen in den
neuen Bundesländern bleibt von den allgemeinen Veränderungen nicht unberührt.
Während im Westen eine konslanle Erwerbsbeteiligung in einem ebenso konstant

hohen Niveau der Zufried€nheit mit der Arbeit, dem Haushaltseinkommen und d€m
Leben insgesamt ihre Entsprechung findet, zeigen die ostdeutschen Wert€ €ine
leicht abnehmende Tendenz. Dabei ist zu berücksichtigen, daß insbesondere die
Zufriedenheit der Erwerbstätigen im Osten mit ihrer Einkömmenssituation bereits
1990 deutlich unler dem westdeutschen Niveau lag. Das auch bei konstantem

Erwerbsslatus rückläufige Niveau der aligemeinen Lebenszufri€dsnheit kann als

zusätzlicher Hinweis dafür gelten, daß in der Wahrnehmung dieser Personen der

tatsächliche Verlaul des Einigungsprozesses hinter den in ihn geselzten Erwartun-
gen zurückbl€ibt. Dennoch bleibt alles in allem die Entwicklung d€r Zufriedenheiten

von Erwerbstätagen im Ostteil Deutschlands, wenn auch aul nach wie vor niedri-
gem Niveau, vergleichsweise siabil.

Unter wohlfahrtsrelevanten Gesichtspunkten besorgniserregend sind demgegen-
über die Zufriedenheitsveränderungen der Personen, die von Kurzarbeit oder
Arbeilslosigkeit betrotfen sind. Die eigene Berufstätigkeit war und ist für die
meisten Ostdeutschen (vgl. auch Teil II, Kap.15 und '16) von zentraler Bedeutung
lür das persönlicha Wohlergehen. Die mit dem Verlust der Erwerbstäligkeit einher-
gehenden Unsicherheiten, Frustrationen und auch Existenzängste führen zu

einem Ausmaß an Unzufriedenheil, das noch weit größer ist als das von erwerbslo-
sen Personen in Westdeutschland. lnwieweit di6 autfällig niedrige Gesamtbewer-
lung aller persönlichen Lebensumslände bereits die Gefahr sozialer Ausgren-
zungsprozesse größerer Bevölkerungsteile in Ostdeutschland nach sich zieht,

dürfte vor allem davon abhängen, wie schnell ein auch auf Dauer siabiler Wieder
eintritt in den Arbeitsmarkt dieser Personen möglich ist.

Die Gruppe der ostdeutschen Rentner erweist sich nach den vorliegenden Daten

zum subjektiv€n Wohlbefinden r.Yeniger deutlich als besondere Probiemgruppe.

Die Leistungen des bundesdeutschen Sozialversicherungssystems werden von

den ostdeutschen Flentnern offenbar nicht schlecht bewertet. Das Niveau der

Zufriedenheit mit dem (Renten-)Einkommen und mil allen Lebensbedingungen

liegl zwar noch deutlich unter dem Niveau westdeutscher Rentner, aber das

subjektive Wohlbefinden dieser G(uppe in Osldeutschland bleibt von 1990 bis

1991 trotz den in Teilen sicher nicht unerheblichen Belastungen recht stabil.

(Detlef Landua)

580



15 Einstellungen zur Arbeit und
Arbeitszuf riedenheit

Dem Arbe tsmarkt kommt auch und gerade im vereinten Deutschland eine heraus-

ragende Rolle tür die Ausgestaltung individueller und familialer Lebenschancen zu.

Die erheblichen strukturellen umbrüche des ostdeutschen Beschättigungssystems

tretfen eine Gesellschaft, die verallgemeinernd als,,Arbeits- und Arbeitergesell-

schaft' charakterisiert werden konnte. Die insgesamt hohe Erwerbsbeteiligung in

Ostdeutschland (vgl. auch Teil ll, Kap.3 und Kap. 4) sowie die weitgehend selbst'
yerständliche Erwerbstätigkeit von Frauen (vgl. Teilll, Kap.16) hatte nicht nur

ökonomische Gründe. Arbeit als zentrales Lebensinteresse war nicht allein pro-
pagandistische Formel, sondern entsprach durchaus auch individuellen Orientie-

rungen. Ob sich darin allerdings grundlegende Einstellungsunterschiede gegen-

über den Orientierungen westdeutscher Bürger dokumentieren, ist eine noch

otfene Frage. lm folgenden wird das Verhältnis der west- und ostdeutschen
Erwerbstätigen zu ihrer Arbeit vergleichend dargestellt. Für die lvlehrheit der
westdeutschen Erwerbstätigen 2ählt zweifellos ein hoher materieller Lebensstan-

dard zu den Rahmenbed ngungen, die dieses Verhältnis maßgeblich prägen - die

noch vorhandenen Defizite in Ostdeutschland sind kaum weniger einflußreich. Es

stellen sich daher die Fragen, welchen Stellenwert die Erwerbsarbeit im Verhältnis

zu anderen Lebensbereichen einnimml, welche Ansprüche die Erwerbslätigen an

Arbeitplätze und Tätigkeitsinhalte stellen und wie sie ihre Berulstätigkeit subiektiv
wahrnehmen und bewerten.

15.1. Bedeutung der Arbeit und Arbeitsorientierungen

Welchen Stellenwert Arbeit und Beruf im Leben der [,4enschen einnehmen, mes-

sen wir an zwei lndikatoren: der subjektiven Einschätzung, wie wichtig die Arbeit
für das individuelle Wohlbefinden ist, und der vergleichenden Beurteilung der
Wichtigkeit von Beruf und Freizeil. Dje lndikatoren weisen darauf hin, daß die
Arbeit einerseits für das Wohlbefinden in Ost- und Westdeutschland nach wie vor
von erheblicher Bedeutung ist; in Ostdeutschland allerdings auf einem wesentlich
höheren Niveau. Andererseils haben Berut und Arbeit fÜr einen großen Teil der
westdeutschen Erwerbstätigen ihre l6bensbeherrschende Stellung verloren - in

Ostdeulschland dominiert dagegen (noch) eine Erwerbszentrierung.

lm Ourchschnitt aller Erwerbstätigen stutt nahezu jeder zweile Westdeulsche und

fast zwei Drittel der Ostdeutschen die Arbeit als sehr wichtig lür sein Wohlbefinden
ein. Dieser Anleil ist in Westdeutschland seit 1980 nahezu unverändert geblieben.
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Für die Richtigkeit der in den vergangenen Jahren häufig vertretenen These eines
drastischen Bedeutungsverlustes der Erwerbsarbeit bielet die Entwicklung dieses
lndikators keine Anhaltspunkte.

Der Vergleich der Wichtigkeit, die der Arbeit und der Freizeit zugeschrieben
werden, ergibt tür die frühere Bundesrepublik, daß gegenüber 1984 im Durch-
schnitt eine leichte Verringerung der Arbeitsorientierung zu verzeichn6n ist, d€r
jedoch keine entsprechende Zunahme einer Freizeitorientierung unter den Er.
werbstätigen gegenübersteht, die als Abwendung von der Erwerbstätigkeit inter-
pretiert werden könnle. Vielmehr nimmt der Anteil derienigen zu, die Arbeit und
Beruf als gleichermaßen wichtig ansehen. Die Gegenüberstellung der individuellen
Prioritäten ergibt, daß 1988füt 27 "/" allet Erwerbslätigen der Beruf wichtiger isl als

Tab. 1: Wchtigkeit der Arbeit lür das Wohlbefinden

Arbeit ist für
das Wohlbefinden
sehr wichtig

Bevöl- Erwerbs- Erwerbstätig€ nach Stellung im Beruf
kerung tätige Beamte Angestellte Arbeiter
ins- ins- mittlere höhere ange- quali-

gesamt gesamt- lemte fizierte

in '/"

Westdeutschland
1980
1984
1988

Ostdeutschland
19S0

31

36
36

57

43
43

86

44
37
39

41

60

48
50
49

68

34
47

46
51

53

78 61

Datenbasis Woh,ahnssuNey 19e{ 1984. 1988, 1990-Osl

die Freizeit und lür 29 % die Freizeit wichtiger als der Beruf. Fast die Hälfte aller
Erwerbstätigen (44 %) stufen beide Bereiche als gleich wichtig ein (vgl, Abb.1).

ln Ostdeutschland ergibt sich dagegen ein anderes Bild: 39 % der Erwerbstätigen
stufen Beruf und Arbeit höher als die Freizeit ein, ebenlalls 39 7. halten beide
Bereiche für gleich wichtig, und lediglich 22 % stellen die Freizeit in den Vorder-
grund. Auflällig ist dabei, daß der Anteil derjenigen, die Beruf und Freizeit als gleich
wichtig erachten, nur in wenigen Bevölkerungsgruppen den Anteil der Arbeitsorien-
tierten übersteigt. Dies stülzt solche lnterpretationen, die den Bürgern in den neuen
Bundesländern eine im Vergleich zu Westdeutschland ausgeprägtere Arbeitsorien-
tierung zuweisen. Beachtenswert ist jedoch auch, daß bei den jüngeren Altersgrup-
pen in Ostdeutschland eine ebenso starke Freizeitorientierung zu finden ist wie in
der entsprechenden Gruppe in Westdeutschland, allerdings nicht auf Koslen einer
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Westdeutschland Ostdeutschland
Beruf ist wichtiger als
Freizeit (in %) ü lnsgesamt

Männer

Frauen

18-24 Jahre

25-34 Jahre

35-49 Jahre

50-65 Jahre

Freizeit ist wichtiger als
Beruf (in 7o)

29 lnsgesarnt

Männer

Frauen

18-24 Jahre

25-34 Jahre

35-49 Jahre

50-65 Jahre

41 41

22

17

15

36

Abb. '1: Arbeits- und Freizeitorientierung in Ost- und Westdeutschland

Oalenbasisi WohlfahnssuNey 1988, 1990 (Osl).

schwächeran Arbeitsorientisrung. Der Ant€il derjenigen, die den Beruf für wichtiger
halten als die Freizeit, ist auch in dieser Altersgruppe im Osten wesentlich größer
als im Westen.

Bezogen auf einzelne Beschäftigtengruppen ist in beiden Teilen Deulschlands die
Arbeitsorientierung bei männlichen, die Freizeitorientierung bei weiblichen Er-
werbstätigen stärker ausgeprägt. Für dae westdeutschen Erwerbstätigen ist zudem
ein deutlicher Zusammenhang zwischen der Höhe des Arbeitseinkommens und

dem Stellenwert von Beruf und Freizeit festzustellen: je niedriger das durchschnitt-
liche Einkommen, desto größer ist der Anteil der Freizeitorientieden. Ein solcher
Zusammenhang isl bei den ostdeutschen Erwerbslätigen nicht vorhanden; hier
unterscheidet sich allenfalls die höchste Einkommensgruppe durch eine noch
dominierende Arbeitsorientierung.
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Tab. 2: Stellenwert von Beruf und Freizeit

Beruf wichtiger als
Freizeit

West Osl
1984 1988 1990

Beide gleich wichtig Freizeit wichtiger als
Beruf

West Osl
1984 1988 1990

West Ost
1984 1988 't990

in'/.

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahr6
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
50 bis 65 Jahre

Bruttoeinkommen'
unterstesQuintil
2. Quintil
3. Ouintil
4. Quintil
obe6tes Ouintil

30

42
36

42

34

36
59

26

40

42
36

39

46
50
38

44 39 30 29 22

47
38

39
39

39
48

39
29

45
45
43

38
41

50
38

26
36

41

24

40

43
36

19

41

't7
15

19

35
37

17
20
3'r

38
41

39
41

41

46

18
't8

27
22
41

41
40
30
26
19

45
41

31

28
21

18
2A
24
12

' Brunoarb€il€€inkommsn i. Ouinlil€n. Jed€s Ouintil umlaßl 20% d6r n.ch ihrer Einkomm€nshÖhs E€ordnelsn

Ostgnbash: WohllahrtssuNsy 1 984, 1 988, 1 990€st.

20
25
24
25

Alles in allem scheint die westdeutsche Entwicklung, wie sie sich in den verwende-
ten lndikatoren widerspiegelt, lenen Unrecht zu geben, die einen Bedeutungsver-
lust der Erwerbsarbeit zugunslen der Freizeit vorhergesagt hatten. Es zeichnet
sich vielmehr ab, daß die EMerbsarbeit für die überwiegende Mehrheit innerhalb
der akliven Bevölkerung ihren hohen Stellenwert behält, währ€nd gleichzEilig die
Fr€izeil immer häufiger als ein gleichrangiger Lebensbereich angesehen wird.
Bezogen auf die Situation in Ostdeutschland kann darüber hinaus testgehalten
werden, daß die Umbrüche im Beschäftigungssystem die vorherrschenden
Arbeitsorientierungen eher verstärkl als abgeschwächt haben (vgl. Teil ll, Kap.3
und 12). Dem Arbeitsmarkt wird im Osten Deutschlands in den nächsten Jahren
nicht nur unter ökonomischen Gesichtspunkten eine tragende Flolle zukommen;
der Lebensbereich Arbeit wird vermullich auch im subjektiven Bewußtsein der
Bevölkerung von größerer Bedeutung sein als im Westen.

Daneben finden sich bei einzelnen Beschäftigtengruppen spezifische Unter
schiede in den allgemeinen Weneinstellungen. Bei der diesbezüglichen Frage,
inwieweit es wünschenslven sei, daß ,,sich die Menschen in unserer Gesellschaft
im allgemeinen (nach bestimmten Verhaltensweisen) richten", ergeben sich
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beachlliche Unterschiede zwischen Verhaltensweisen. die man eher als kaditio-
nella Arbeitsmoral (2, B, pflichtbewußt sein, etwas leisten, aut Sicherheit bedacht
sean) bezeichnen kann, und sogenannten hedonistischen Verhaltensweisen (wie
z. B. Selbstverwirklichung).

lnsgesamt beurteilen nahezu alle Erwerbstätigen in Ost- und Westdeutschland
(vgl. Abb.2) nach wi€ vor Aspekle der traditionellen Arbeitsmoral als sehr wün-
schenswert, wobei diese im Osten generell, im Westen vor allem von Arbeitern
besonders betont werden. Auch dies ist wiederum ein deutliches lndiz 1ür die mit

Abb. 2: Allgemeine Werteinstellungen bei verschiedenen
Beschäftigtengruppen

Wesldeutschland Ostdeutschland
1086MineM€de68r0

auiskaavon+l...... .....-l............l
0 bis 10

Datsn basls: lYoh lahrts3urvey 198e, SOEP los1)1990

eaner allgemeinen Arbeitsorientierung einhergehende lraditionelle Arbeits- und
Arbeitermoral in der früheren DDR. Aufschlußreich ist allerdings, daß solche
Werteinstellungen keineswegs durchgängig mit ablehnenden Bewertungen hedo-
nislischer Verhaltensweisen einhergehen - Unabhängigkeit und Selbstverwirk-
lichung sind auch für diese Gruppen durchaus wünschenswerte Verhaltensweisen,
die im Osten jedoch im Vergleich zu den anderen Aspekten niedriger rangieren, Es
handelt sich dabei also nichl unbedingt um miteinander konkurrierende Werle,
sondern um sich zum Teil ergänzende Einstellungen. lm Vergleich zu den west-
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deutschen Erwerbstätigen werden in Ostdeutschland nicht nur nahezu alle Verhal-

lensweisen höher eingestuft - alle Beschäftigtengruppen schätz€n darüber hinaus

die Leistungsbereitschaft und das Pflichtbewußtsein als besonders wünschens-

wert.

Die Ansprüche und Erwartungen, die Erwerbstätige an ihre Arbeit richten, sind

daran abzul€sen, wie wichtig ihnen bestimmte Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerk-

male sind. Unter den berücksichtigten Aspekten ist den Erwerbstätigen in West-

deutschland neben den allgemeinen Arbeitsbedingung€n die Sicherheit des

Arbeitsplatzes nach wie vor am wichtigsten, danach folgen das Verhältnis zu den

Kollegen, Selbständigkeit, eine ab',vechslungsreiche Tätigkeit und die Verdienst-

möglichkeiten. Bei den Erwerbstätigen in Ostdeutschland beobachten wir eine

dur;hgängig höhere Wichtigkeitsbewerlung nahezu aller Arbeitsplalzmerkmale mit

einer besonderen Hervorhebung traditioneller Kriterien der Arbeitsplatzbeurteilung'

Sie ist zum Teil der Arbeitsplatzbeurteilung westdeutscher Arbeiter ähnlich, tür dia

die Sicherheil des Arbeitsplatzes und die Verdienstmöglichkeiten weiterhin im

Vordergrund stehen. Westdeutsche Erwerbstätige mit Beamten- und Angestellten-

tätigkeiten, zumal die in hÖheren Positionen, legen im V€rgleich dazu grÖßeren

Wert auf arbeitsinhaltliche Aspekte (vgl Tab.3 und Abb.3)

Tab. 3: Wichtigkeit* von Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmalen '1988

Ver Sicher- Arbeils_ Aui' Koll€_ Pre§tige Ab_ Selb'

dienst- heit d. zeil_ stiegs' gen wechs_ §tindiO'

moglich- tub€its' regelung cha.rren lung k€it

keilen pletses

West Ost W€st Osl West Ost Wesl Ost West Osl We§t Ost Wesl Ost We§t Osl

2A43§4242

23 43 38 45 40
3445373744

30 37 «)
30 50 30
225322

54 61

53 59
57 65

41 -

58 56
54 66
4a 53

27 27
40 22

56 78

57 78

-61
68 67 80
58 49 82
37 40 72

11

13

13
15

18

15

18 3230

24
32
17

27 13

22
37

14
12

56lnsgesaml 36

Geschlecht
lränner 38
Frauen 31

Ail€rcgruppen
18 bis 24 Jahre 3:l
25 bis 34 Jahre 34
35 bis 49 Jahre 37
50 bis 65 Jährc 38

schulabschluß
ohne
Hauptschule 46
Hauptschul-
abschluB 43
Miltle@ Refe 31

Abitur 24

59
51

28 48 41 33 37
36 45 43 50 41

ß52334747
27 39 36 34 39

6a 55 74 33 37
66 46 80 26 40
46 59 77 26 25
4a 62 81 23 35

m78
51 69
56 52
47 56

42

26
21

17

18
6

11

4a
33
12

14
16
5

15
15
I

38 45
44 41

51 43

30
27
21

' A.r6il€ "s€hr 
wichtig"

Dat€nbasisr wohlfahnssuru€y 1988, 1990ost
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Abb. 3: Die Wichtigkeit von Arbeitsplatzmerkmalen

Westdeutschland

40

Ostdeutschland

60 ,,sehrwichlig" 40 60

1980
1984
r988

1990

nt.*r,"rrnOf

regeiung

Oale.basisr Wohlfahrlssufrey 1980 1984, 1988, 1990 (Ost).

Die UnterschiBde in der Beurleilung zvvischen verschiedenen Gruppen von

Erwerbslätigen sind beachtlich. Betrachtet man die Mittelwerle, so legen Frauen in

beiden Teilen Deutschlands wesentlich mehr Wert auf die Arbeit§zeitregelung als

l\ränner: bei den ostdeutschen Frauen dokumentieren sich darin sicheriich auch
Delizite in bezug auf bislang kaum vorhandene Möglichkeiten einer variableren

Teilz€itbeschättigung (vgl. dazu Teil ll, Kap,4). Während in der alten Bundesrepu-

blik den Frauen im Vergleich zu den l\,'lännern außer der Arbeitszeitregelung alle

anderen Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmale weniger wichtig sind, lassen sich

derartige Unterschiede in den neuen Bundesländern nicht in gleicher Weise erken-

nen. Weibliche Erwerbstätige in Ostdeutschland legen im Vergleich zu ihren

männlichen Kollegen ein stärkeres Gewichl auf arbeitsinhaltliche Aspekte wie z. B.

Selbständigkeit und auch das Ansehen der Tätigkeit.

lm Westen Deutschlands variieren die Arbeitswerte mit dem Alter und dem

Bildungsabschluß deutlicher als zwischen den Statusgruppen. Besonderen Wert

auf Abwechslung und Selbständigkeit im Beruf legen die jüngeren und gebildete-

ren Beschättigten sowie Befragte mit einer,,postmaterialistischen" Grundeinstel-
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lung. Dagegen werden die traditionellen Wene mehr von älteren, weniger gebilde-

ten und,,materialistisch" eingestellten Personen vertreten. lm Osten Deutschlands
sind entsprechende Zusammenhänge entweder nicht vorhanden oder weniger
deutlich ausgeprägt. Es hat den Anschein, daß sich die beruflichen Ansprüche der
osldeutschen Erwerbstätigen nacht so sehr auf die konkrele berufliche Tätigkeit
zurückführen lassen, sondern vielmehr Ausdruck eines insgesamt höheren Stel-
lenwertes der Arbeit sind.

15.2 Arbeitszufriedenheit

Die Arbeitszufriedenheit isl ein lndikator für die subjaktive Qualität des Arbeitsle-
bens und das Verhältnis der Erw€rbstätigen zu ihrer Arbeit. Die Arbeilszufrieden-
heit dokumentiert, wie der Arb€itsplatz in seiner Gesamlheil oder wie einzelne
Arbeitsplatz- oder Tätigkeitsmerkmale vor dem Hintergrund unterschiedlicher
Ansprüche und Erwartungen subjektiv wahrgenommen und bewertet werden. ln

den zurücklieganden Jahren haben Thesen, wonach die Arbeitszurriedenheit in der
früheren Bundesr€publik einen rückläutigen Trend zeigt, breite Aufmerksamkeit
gefunden und lebhatte Kontroversen über mögliche Verursachungsfaktören aus-
gelöstr Veränderte Arbeitsbedingungen durch technischen und strukturellen Wan-
del, die Arbeitsmarktlage, g€stiegene oder qualitaliv neue Ansprüche an die Arbeil
und eine sinkende Arbeitsmoral wurden als mögliche Ursachen lür die vermutete
Tendenz vermehrter Unzulried€nheit mit der Arbeit diskutiert.

Oiese Vermulungen scheinen, soweit sie die allgemeine Aöeitszufriedenheit
betretfen, voreilig gewes€n zu sein. Ein eindeutiger Trend einer abnehmenden
Arbeitszufried€nheit ist in der früheren Bundesrepublik jedenfalls nicht zu erken-
nen. Das Niveau der allgemeinen Arbeitszufriedenheit ist über die zurückliegende
Dekade im Durchschnitt, aber auch für die über,,/viegende Zahl einzelner Arbeitneh-
mergruppen konstant geblieben oder hat sich allenfalls geringfügig verändert, Der
bei einzelnen Gruppen, wie z. B. halbtagsbeschättigten Frauen, älteren Arbeitneh-
mern, gehobenen und höheren Angestellten und Beamten - gemessen an den
Mittelwerten - zu beobachtende Rückgang d€r Arbeilszufriedenheil ist weniger auf
eine Zunahme der Unzutriedenen als aul eine Abnahme d€r Hochzufriedenen
zurückzulühren.

lm Vergleich dazu dokumenliert sich in den Werten für Ostdeutschland zunächst
ein erhebliches Unzufriedenheilspotential. lm Durchschnitt erreichen die Erwerbs-
tätigen mit einem Wert von 6,7 auf der Skala von 0 bis '10 ein sehr niedriges
Niveau, das weit unler allen vergleichbaren Werten der letzten 10 Jahre in
Westdeutschland liegt. Dieser Befund reiht sich allerdings bruchlos in ähnliche
Ergebnisse zu anderen Lebensbereichen ein (vgl. Teil ll, Kap. '14) - insgesamt und
in einzelnen Lebensbereichen liegt das Nivau des subjektiven Wohlbelindens in
Ostdeutschland nicht nur immer unter dem westdeutschen Niveau, sondern selbst
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unter dem von Problemgruppen. lm Vergleich zu den anderen Lebensbereichen
relativiert sich jedoch der Befund einer niedrigen Arbeitszufriedenheit. Die Arbeils-
zufriedenheit nimmt im Vergleich etwa zur Bewertung des Lebensstandards oder
zum Haushaltseinkommen einen mittleren Flangplatz ein. lm direkten Vergleich
zum Niveau in Westdeutschland dürtten deshalb vor allem die Extrempositionen
von Unzufriedenheit und hoher Zulriedenheit von besonderer Bedeutunq sein, Hier

Tab, 4: Die Zulriedenheit mit der Arbeit

Durchschniilliche
Zulriedenheit'
West Ost

1S80 1984 1S88 19S0

Eher unzulr eden Hochzulr eden

Wesl Ost
1980 1984 1988 1 S90

Wesl Ost
1980 1984 1988 1990

O

Abhäng g
Beschätlig,te

Männer

ganzlags
halbiags

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 JahrB
35 bis 49 Jahr€
50 bis 65 Jahr€

Sl€llung im Berul
Arbeiter
un-, angelernte
qualifiziene

Angeslellte
einfache, mittlere
gehobene, höhere

Beamle

qehobene. höhere

7,6

7,7
7,6
7,5

7,8

81
8,0
a,2

7,8

7,8
7,7
7,7
7,7

12

10
16
11

16

15
'17

16
18

6,7

6,6
6,8

564
564
654
665
644

797
594
453
614

13

12
14

21

10

13
11

'14

14

12
12

21

18

27
25
31

13
15
21

33

2A

I
8

:

4
6

20

19
5

5
12

7,4
7,6
7,6
8,0

7.6
7_4

8.0
8.4

7,7
7,5
7,4
8,1

5,7
6,6
6,8
7,2

25
7

15

8

I
t1
21

18
I

26
167.7

7,1 7,6 6.7
7,8 7,8 6,3

7,7
8,1

7,8
8,2 7,9

6,8
7,2

7,7
1.3

7,7
8,0

7,6
7,7

14
14 T3

10 s s
362

24
26

564
332

-563-796
- I 4 5 - 4 23 11

' Zulriedenhe lsska a von 0 bis 10: 
"eher 

!n:!ireden" = G-4i ,hochzun eden' = 10

Oatenbasß: Wohltahrtssurv€y 1960, 1984, 1988, 1990-Osl

fällt aul, daß der Anteil der Hochzutriedenen in Ostdeutschland mit I % gerade die
Hälfte des Anteils in Westdeutschland (16 %) ausmacht, während der Anteil der
Unzulriedenen mit 13 % mehr als dreimal so groß ist. Dieses Verhältnis ist bis auf
wenige Ausnahmen in praktisch allen Beschäftigtengruppen zu finden und macht

somit deutlich, daß die ostdeulschen Elwerbstätigen vor dem Hintergrund ihrer

spezifischen Ansprüche ihre berufliche Tätigkeit sehr kritisch bewerten.
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Während in der früheren Bundesrepublik Frauen mit ihrer Arbeit insgesamt nicht
weniger zufrieden sind als Männer und un- und angelernte Arbeiter kaum weniger
zufrieden sind als Facharb€iler odar Ang€stellte und B€amt€, lass€n sich in den
n€u6n Bundesländern vergleichsweise deutliche Unterschiede z. B. zwisch6n Män-
nern und Frauen oder zwischen den beruflichen Statusgruppen erkennen. Von den
berücksichtigten soziodemographischen Merkmalen steht lediglich das Lebens-
alter sowohl in Ost- als auch in Westdeutschland mil der allgemeinen Arbeitszufrie-
denheit in einem direkten Zusammenhang: Je älter die Arbeitnehmer sind, desto
höher ist ihre Arbeitszufriedenheit,

Andere Merkmale, die mil der allgemeinen Arbeitszufriedenheit zusammenhän-
gen, sind die Höhe der Arbeitsanforderungen, aber auch die Wichtigkeit von Arbeit

Tab. 5: Allgemeine Arbeitszulriedenheit nach Slellenwert von Berul und
Freizeit, nach Arbeitsanlorderung und Wertorientierung

Mittel,,ved'

'| 988
Osl

19901984

a

lnsgesamt

Arbeitsanfordgrungen
Überforderung
Unterforderung
beides ist nicht der Fall

Arbeits-/Freizeitorientierung
Beruf ist wichtiger als Freizeil
beides ist qleich wichtig
Freizeit ist wichtiger als Berut

7,6
6,5
8,2

7,8
6,8
7,9

5,6
5,8
7,1

8,2
8,1

8,1
8,1
7,1

7,1

6,6
6,0

7,9 7,8 6,7

' Zulri6d€nh6ilskäla von 0 bis 10.

oalsnbasis: wohllahrtssuNey r984 1988, 1990.Osr.

und Freizeit. Eine negative Abweichung vom durchschnittlichen Niveau der
Arbeitszufriedenheit ist in Westdeutschland insb6sondere bei Befragten festzustel-
len, die sich während ihrer Arbeit unterfordert fühlen. Dab€i zeigt sich, daß eine
Unterforderung die Arbeitszulriedenheit otfenbar stärker baeinträchtigt als 6ins
Überforderung. ln Ostdeutschland lühren beid€ Faktoren überraschenderweise zu
einem noch geringeren Niveau an Arbeitszulriedenheit, während bei Befragten, die
nach ihrer eigen€n Einschätzung weder übeF noch unterfordert sind, eine ver-
gleichsweise hoh€ Arbeitszufriedenheit lestzuslellen ist. Die lnterpretation liegt
nahe, daß die besondere Situation der Einführung marktwirtschaftlicher Prinzipien

590



in den einzelnen Betrieben bei manchen Beschättigten zu einer Überforderung
geführt hal, die mit ,normaler" Überforderung nicht vergleichbar ist und die
Unzufriedenheit erklärt.

Oemgegenüber gehen die Zusammenhänge zwischen Arbeils- bzw, Freizeitorien-
tierung und Zulriedenheit in Ost- und Westdeutschland in die gleiche Richtung.
Arbeitnehmer, denen die Freizeit wichtiger ist als der Berul, sind mit ihrer Arbeit im

Durchschnitt w€nig€r zufrieden als Belragle mit €iner ausgeprägten Arbeitsorien-
tierung. Dabei bleibt zumindest für die westdeutschen Arbeitnehmer otfen, ob die
niadrigare Arbeitszutri€d€nheit hier aus einer größeren Diskrepanz zwischen den
Arbeitsansprüchen und der Arbeitsplatzrealität oder aus einer insgesamt geringe-

ren ldentifizierung mit der Erwerbsarbeit resultiert,

lvlindestens ebenso aufschlußreich wie die allgemeine Arbeitszufriedenheit sind
die unabhängig davon erhobenen Zufriedenheiten mit einzelnen Aspeklen der
Arbeitssituation und der ausgeübten Tätigkeit. ln der früheren Bundesrepublik ist

fast jeder zweite Arbeitnehmer mit sein6n Aufstiegschancen unzufrieden und jeder

fünlte mit seinen Verdienstmöglichkeiten. Danach folgen nach der Höhe des
Unzufriedenenanteils die Arbeitszeitregelung, die Sicherheit des Arbeitsplatz8s
und die Möglichkeiten selbständiger Gestaltung. Am wenigsten unzufrieden sind
die Arbeitnehmer mit der Abwechslung, die ihnen ihre Tätigkeit bielet. ln Os!
deutschland ergibt sich ein davon abweichendes Bild: Nicht unerwartet sind zwei
von drei Enverbstätigen mit der Sicherheit des Arbeitsplatzes unzufrieden, jeder
zweite Arbeitnehmer mit den Verdienstmöglicheiten und mit den vorhandenen
Aufstiegschancen. Bei den anderen Aspekten liegen die Unzufriedenheitsanteile
auf einem ähnlichen Niveau wie in Westdeutschland.

Bei der auf konkrete Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmale gerichteten Betrachtung
kommt nicht nur generell mehr Unzufriedenheit zum Ausdruck als bei der Frage
nach der allgemeinen Arbeitszufriedenheit, auch die gruppenspezifischen Differen-
zen treten stärker hervor. Betrachtet man zunächst die Zusammenhänge mit
soziodemographischen lverkmalen, so sind generell jüngere Arbeitnehmer in

bezug auf sämtliche hier berücksichtigten Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerkmale
weniger zufrieden als ältere; die ostdeutschen Erwerbstätigen weichen von diesem
Muster lediglich in dem Aspekt der Verdienstmöglichkeiten ab. Auch die im

Durchschnitt nach objektiven Kriterien schlechteren Arbeitsbedingungen un- und
angelernter Arbeiter manifestieren sich in der früheren Bundesrepublik zumeist in

einer überdurchschnittlichen Unzulriedenheit insbesondere im Hinblick auf die
\Äufstiegschancen, die Möglichkeilen der selbständigen Gestaltung und die
Abwechslung, die di€ Tätigkeit bietet. ln den neuen Bundesländern dagegen
äußern qualifizierte Arbeiter eher eine höhere Unzulriedenheit. ln bezug auf die
Verdienstmöglichkeiten finden sich in Westdeutschland die größten Anteile der
Unzufriedenen in der Gruppe der einfachen und mittleren Beamten. lm Osten
Deulschlands isl die Unzulriedenheit mit der finanziellen Entlohnung in allen
Gruppen stark ausgeprägl, ein vergleichsweise niedrigeres Unzulriedenheits-
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niveau ist allenlalls bei den einfachen Angestellten erkennbar. Frauen sind im
Osten lediglich mit der Arbeitszeitregelung unzulriedener als Männer,,,^/as den
beobachteten besonderen Ansprüchen im Hinblick auf dieses Merkmal entspricht.
l\.4it diesem Aspekt sind auch die westdeutschen Frauen - neben den Autstiegs-
chancen und den Möglichkeiten der selbständigen Gestaltung der Arbeit - weniger
zufrieden als Männer.

Tab. 6: Unzufriedenheiten. mit einzelnen Arbeitsplalzmerkmalen

Verdienst- Sicherheit Arbeitszeit- Aufstiegs- Selbstge- Abwechs-
möglich- des Arbeits- regelung chancen staltungs- lung
keiten platzes möglich-

keiten
West Ost West Ost West Osl West Ost West Ost West Ost

in%

Abhängig
Beschäftigle

Geschlecht
Männer
Frauen
ganäags
halbtags

Altersgruppen
'18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
50 bis 65 Jahre

Stellung im Beru,
Arbeiter
un-, angelernle
qualifrzierle

Angestellte
einfache, miltlere
gehobene, höhere
Beamle
einlache, miltlere
gehob6ne, höhere

12 50 1? 65 i8 22 44 46 17

19 42 52 15
25 4A 37 21

-48-20
-48-21

54
45
40

40 44

43

11
7

6
I

0
4

2t 12 17

20

27
15

16
18
16
20

16
21
26
11

16

13
11

11

11

56

:

41

48

57

43

70
,j 24

11
20
14

35

17
14

56
44
47
38

25
19
15
15

34

16
17

18
14
10
11

21

10

17
17
25

30
14

18 16 15
13

54
73

65

58
69

30
26
17
l8

24
21
16
1'l

18
14

16
19

27
21

20
31 15

18
22

64 59
46 53

34
17

22
10

23
19

16
17

67
61

27
13

35
18

' Anreilder Bsllagisn, di6 angeb€n ,6h6r'oder "s6hr" unzulri.den zus€in.

Dat6nbasis: Wohllhnssudoy 1980, 1988, 1ggo.Osl

Veränderungen der Zulriedenheit mit einzelnen Arbeitsplatz- und Tätigkeitsmerk.
malen sind in der lrüheren Bundesrepublik im Vergleich zu früheren Dalen insbe-
sondere auch z'lyischen den Altersgruppen zu beobachten. Tendenziell nimmt die
Unzufriedenheit bei den jüngeren Altersgruppen zu, während sie bei den älteren
abnimmt. Denkbar ist, daß die größere Unzufriedenheit der jüngeren Arbeitnehmer
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die für die geburtenstarken Jahrgänge insgesamt vergleichsweise ungrinstigen
Arbeitsmarktverhältnisse und die im Vergleich zu älteren Kohorten weniger aus-
sichtsreichen Karrierechancen widerspiegelt. Daß auch in Ostdeutsch and die
Unzufriedenheil durch die realen Arbeitsmarktverhältnisse und -unsicherheiten
erheblich delerminiert wird, ist oflenkundig. Positive Veränderungen im Beschäfti-
gungssystem, die in einer zumindest miltelfristigen Perspektive eine stabile
Arbeitsmarktlage zur Folge haben werden, dürlten dann auch in der subjektiven
Einschätzung der Erwerbstätigen zum Ausdruck kommen. Ob sich allerdings die
beruflichen Orientierungen der ostdeutschen Beschättigten unmittelbar an die der
westdeutschen angleichen werden, bleibt für eine längere Zeit fraglich.

(Roland Habich / Heinz-Hebert Noll)
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16 Familie und Rolle der Frau

Eine Besonderheit der ehemaligen DDR bestand in der über neunzigprozentigen
Erwerbsbeteiligung der Frauen. Hierbei handelt es sich um einen nicht nur im
Vergleich zur früheren Bundesrepublik außerordentlich hohen Werl, er isl vielmehr
auch höher als in anderen lndusviegesellschaften, ,Jyie etwa den Vereinigten
Staaten. Ermöglicht wurde diese hohe Erwerbsquote durch weitreichende sozial-
politische Maßnahmen, die das Spannungsfeld zwischen beruflichen und familia-
len Anforderungen mindern sollten, um auch jungen Müttern eine hauptberufliche
Tätigk€it zu ermöglichen. Es wurde von den erwerbsfähigen Frauen erwartet, daß
sie einer Arbeit nachgehen. wegen der geringen individuellen Arbeilseinkommen
bestand auch kaum die Chance, die eigenen Konsumbedürfnisse aus den Arbeits-
einkünften des Eheparlners zu decken, so daß die Mitarbeil der Frau zur Sicherung
eines angemessenen Lebensstandards erlorderlich war, Weiterhin war es ein
erklärtes ziel des Staales, die Zahl der Geburten durch verschiedene iraßnahmGn
zu erhöhen. Dies führte unter anderem dazu, daß der Anteil der Frauen mit Kind€rn
mit etwa 90 % sehr hoch war, lnsgesaml zeigen die Werte, daß für die osld6ut-
schen Frauen die Doppelrolle als Mutter und Berufstätige die Norm darstellte -
ganz im Gegensatz zur Mehrzahl der Frauen in Westdeutschland,

Vor diesem Hiniergrund dürlten in beiden Teilen Deutschlands auch letzl noch
deutliche Unterschiede im Hinblick auf die Bedeutung der Familie sowie in der
Einschätzung der Folle der Frau zu erwarten sein. lm Rahmen des sich gegenwär-

tig vollziehenden Wandlungsprozesses stellt sich in diesem Zusammenhang die
Frage, welche Vorstellungen und Ansprüche auf seit€n der ostdeutschen Frauen
bestehen. Sollten hier Erwartungen vorherrschen, die als Folge der zukünftig
verringenen Arbeitsmarktchancen gerad€ für die Mehrzahl dieser Frauen nicht
einlösbar sind, so können aufgrund des dann notwendigerweise neu zu definieren-
den Flollenverständnisses dar Frauen gravierende Probleme in den Bereichen Ehe
und Famili€ prognosliziert werden.

16.1 Die Bedeutung und Wichtigkeit der Familie

Die vorherrsch€nde Lebensform ist in beidan Teilen Deutschlands di€ Eh€. Die
hi€r zugrunde gelegten Daten weisen aus, daß in den östlichen Bundesländem der
Anteil verheirateter Personen mit 70 % deutlich über dem entsprechenden Ver-
gleichswert für die wesllichen Bundesländer liegt (61 %). Ebenso bestehen deut-
liche Unterschiede hinsichtlich der Erwerbsquoten verheirateter Frauen: Während
im Westen lediglich 36% aller verheirateten Frauen eine berufliche Tätigkeit
ausüben, sind es im Osten 64 "/., also ein fast doppelt so hoher Anteil.
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Tab. 1 : Notwendigkeit von Familie

,,Man braucht die Familie zum Glücklichsein"
Ostdeutschland Wesideutschland

in%

lnsgesaml

Geschlecht
Männer
Frauen
darunter:

berufstälige Frauen

Familiensland
ledig
verheiratel

geschieden

Alter
1 8-30 Jahre
31-45 Jahre
46-65 Jahre
über 65 Jahre

Bildung
Hauptschulabschluß
mittlere Reile/polytechnische

Oberschule
Abitur/Fachabitur

84

85
83

83

69

69
69

62

46
7A

7A
58

58
67

80

75

70

91

85
72

71

86
90
84

a7

82

Dalenbasis: ALLB US 1091

Entsprechend dieser unterschiedlichen objektiven Lebenssituation zeigen sich bei
der Einschätzung der Bedeutung von Familie durchgängig charakteristische Ost-
West-Unterschiede.

ln den neuen Bundesländern wird deutlach eher als in den alten davon ausgegan-
gen, daß ,,man eine Familie braucht, um wirklich glücklich zu sein" (vgl. Tab.l),
Dies gilt in gleicher Weise für Männer wie für Frauen. Die berufstätigen Frauen in
Ostdeutschland verlreten sogar zu 83 % diese Ansicht (Westdeutschland: 62 o/o).

lm Osten ist diese Meinung in der Altersgruppe der 46- bis 65jährigen besonders
stark verbreitet. lm Westen dagegen nimml die Überzeugung von der Notwendig-
keit der Famalie ziemlich gleichmäßig mit dem Alter zu und erreicht erst in der
Gruppe der Alteren das ostdeutsche Niveau. Gerade die Altersgruppe der 46- bis
65jährigen dürtte im Oslen von der Gefahr eines Arbeitsplatzverlustes und der
damit verbundenen Perspektivlosigkeit besonders betroffen sein. Damit ist ihr
Bestreben, Sicherheit und Hall in der Familie zu suchen, verständlich.
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Vor dem Hintergrund der im Osten bestehenden Unsicherheit hat die Familie dort
eine andere Bedeutung als im Westen. Dies war aber auch schon zu zeiten der
alten DDR der Fall, als die Familie eines der wenigen verbliebenen Flückzugsfelder
war, um sich dem Zugrifl des Staates zu entziehen. Das Bedürfnis zur Flucht in die
Privatsphäre war anscheinend in allen gesellschattlichen Gruppen weit verbreitet.
Dies erklärt auch, daß es hinsichllich der Bedeutung der Familie nur geringe

Unlerschiede zwischen den einzelnen Bildungsgruppen gibt, r/vährend im Westen
die höher Gebildeten in geringerem Maße davon ausgehen, daß man eine Familie
zum Glücklichsein braucht.

Daß die starke Betonung der Familie im Osten Deutschlands nicht als Anzeichen
lraditioneller Familienvorstellungen zu verstehen ist, wird auch in den Ansichten
darüber erkennbar, in welchen Situationen eine Heirat notwendig ist (vgl, Tab.2).

Tab. 2: Einstellungen zur Eheschließung

,,Wenn man aul Dauer zusammenlebl,
sollte man heiraten'

Ostdeutschland Westdeutschland

in "/"

Ja, insgesamt

Ja, Geschl€cht
Männer
Frauen

59 58

54
60
57

Ablehnung. bzw. unenlschieden 41 42

Davon I

,,Man sollte heiraten, wenn ein Kind da ist"

Ja, insgesamt

Ja. Geschlecht
Männer
Frauen

53

48
58

34

Oal6nbasls: ALLBUS 1991

Von gleich starken Bevölkerungstellen im Osten wie im Westen wird die Meinung
vertreten, 

"man solle heiraten, wenn man mit einem Partner auf Dauer zusammen-
lebl". Ost-West-Unterschiede werden erst bei denjenigen wieder sichtbar, für die
das Zusammenleben mat einem Partn€r noch kein ausreichender Heiralsgrund ist.
Von diesen ist aber im Osten ein deutlich kleinerer Teil als im W€sten der Meinung,
daß man heiraten sollte, wenn ein Kind da ist (34 bzw. 53 7.), wobei insbesond€re
die Frauen in Ostdeutschland gegenüber der Notwendigkeit von Heirat sehr
skeptisch eingestellt sind.
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lnsgesamt ist also im Osten eine höhere Bewertung der Familie festzustellen,
dagegen isl die Zustimmung zur lnstitution der Ehe eher geringer als im Westen.
Dies zeigt sich auch bei der Einschätzung der Wichtiokeit einer eigenen Familie
und von Kindern sowie der Wichtigkeit von Berul und Arbeit. Dabei halten Männer
den Beruf in beiden Teilen Deutschlands tür wichtiger als die Frauen; daese
wiederum übertretfen die Männer bei der Einschätzung von Familie und Kindern.
Weiterhin messen im Westen die berufstätigen Frauen der Familie und Kindern
eine geringere Bedeutung zu als die nichtberufstätigen; im Osten besteht ein
solcher Unterschied aber nicht (ygl. Tab.3 und 4).

Tab. 3: Wichtigkeit der Familie

,,Eine eigene Familie und Kinder"
sind ,,sehr wichtig"'

Ostdeutschland Westdeutschland

in '/"

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen
darunter:

berufstätige Frauen

83

81

86

87

68

61

74

66

' Wen 7 ei.er Skalä der Wchtiqkeil von 1 bis 7

Dalenbasis' ALLBUS 1991.

Hinsichtlich der Einschätzung des Berufes verhält es sich genau umgekehrt: Nur
im Osten betrachten die berufstätigen Frauen den Berul für wichtiger als die
nichtberuf slätigen Frauen,

Tab. 4: Wichtigkeit von Beruf und Arbeit

,,Berul und Arbeit" sind ,,sehr wichtig"'
Ostdeutschland Westdeuischland

in%

lnsgesamt

Geschlecht
l\,4änner

Frauen
darunter:

berufstälige Frauen

42
35

37

64

70
60

68

' W6rl7 ein6r Skala der Wchligkeil von 1 bis 7

Dalenbass: ALLBUS 1991.
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16.2 Die Rolle der Frau

Die hohe Frauenerwerbsquote in der ehemaligen DDR spiegelt sich auch generell
in den Einslellungen zur Flolle der Frau wider. Die Oeutschen im Osten sehen sehr
viel weniger als die Deutschen im Weslen mögliche negative Auswirkungen der
Berufstätigkeit der Frau auf die Familie und insbesondere auf die Kinder. So stimmt
zwar die Mehrheit im Osten wie im Westen der Aussage zu, ,,ein Kleinkind leide
unter der Berufslätigkeit der lvluttef . Bedingl durch den hohen Anteil an berufstäti-
gen Müttern im Osten und dem dadurch völlig anderen Errahrungshintergrund, ist
die Zuslimmung allerdings im Osten weitaus geringer als im Westen.

Tab.5: Vereinbarkeit von Erwerbstätigkeit und Kindern

,,Ein Kl€inkind wird sich€rlich darunler leid€n,
wenn seina Mutter berufstätig ist'

,stimme voll und ganz'bzw. ,,slimme eher zu"
Ostdeutschland Westdeutschland

in'/.

lnsgesamt

Geschlecht
l\ilänner
Frauen

darunter verheiratete Frauen:
berufstätig
nicht berulstätig

Altersgruppen
18-30 Jahre
31-45 Jahre
4ffi5 Jahre
65 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauplschulabschluß
minbre Reif e/polytechnische

Oberschule
Abitur/Fachabitur

58

59

76

79

71

68
70
84
84

81

75
66

46

64
63

63

53
56

55
6r

Oatenbasis: ALLBUS 1991

lnsbesondere die verheirateten berufstätigen Frauen sowie die Allersgrupp€ der
18- bis 3ojährigen, also die Bevölkerungsgruppen, für die das Wohlergehen von
Kindern von hoher persönlicher Bedeutung sein dürfte, gehen in Ostdeulschland
am ehesten davon aus, daß die Berulstätigkeit einer Mutter einem Kleinkind nicht
schadel, Dabei wird die Einstellung zur Berufstätigkeit junger Mütter im Osten nicht
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vom Bildungsgrad beeinflußt, während bei der westdeutschen Bevölkerung das
Ausmaß an Zustimmung mit zunehmendem Bildungsgrad sinkt; d.h. im Westen
gehen die höher Gebildelen eher von der Unschädlichkeit der Erwerbstätigkeit der
lvlutter für das Kind aus. Olfensichtlich sind die Unterschiede hinsichllich der
Beurteilung der Berufstätigkeit junger Mütter zwischen Ost und West recht tiel
verwurzelt. Dies gilt gerade, wenn man berücksichtigt, daß zum Befragungszeil-
punkt im Frühsommer '199'1 ein Großteil der ehemals im Osten vorhandenen
staatlichen und betrieblichen Kindereinrichtungen nicht mehr existiede bzw. kurz
vor der Auflösung stand. Damit waren aber auch die Probleme, mit denen die
jungen Mütt€r nach der Wiedervereinigung der beiden deutschen Staaten zuneh-
mend konfrontiert werden, bereits abzusehen.

Die im Osten vorherrschende Meinung einer relativ problemlosen Vereinbarkeit
von Berufslätigkeit und Familie kommt auch darin zum Ausdruck, daß im Vergleich
zum Westen die Bereitschaft, auf eine berufliche Tätigkeit zu verzichten, niedriger
ist (vgl. Tab.6). lnsgesamt sind 52 % der Bevölkerung Westdeutschlands und nur
44"/" det Betaglen in den neuen Bundesländern der Ansicht, daß ,,eine verheira'
tete Frau auf eine Berufstätigkeit verzichten sollte, wenn es nur eine begrenzte
Anzahl von Arbeitsplätzen gibt und wenn ihr Mann in der Lage ist, für den Unterhalt
der Familie zu sorgen".

Obwohl die Bafragtan im Osten stärker als im Westen eine eigenständige Beruts-
karriere der Frauen bejahen, erscheinen die Unterschiede aber dennoch - insbe-
sondere vor dem Hintergrund der hohen Frauenerwerbstätigkeit in der DDR - als
eher gering. Wegen der bereits erwähnten moralischen und ökonomischen Ver-
pflichlung zur Arbeit und der staatlichen Unterstützung bei der Kinderbetreuung
brauchten die Frauen im Osten ihre Berulstätigkeit nicht mehr in den Familien und
in der Gasellschatt durchzusetz€n. Ein freiwilliger Verzicht auf eine berufliche
Tätigkeit steht aber gerade bei den ostdeutschen Frauen nicht zur Debatte.

Vor allem bei den berulstätigen verheirateten Frauen Ostdeutschlands trilft ein
Verzicht auf eine Berufstätigkeit mil 31 % aul nur wenig Zustimmung. Der Ver
gleichswert für den Westen liegt mit 40 o/o zwar aul ebenfalls niedrigem Niveau,
jedoch sind bei einem solchen Vergleich die unterschiedlichen Frauenerwerbsquo-
ten zu beachten. Wenn, wie die Stalistik ausweist, 907. der Frauen in der
ehemaligen DDR einen Beruf ausübten und von diesen - wie unsere Daten zeigen

- nur ein gutes Drittel einen Verzicht aui eine Erwerbslätigkeit betüMortet, dann
stelll sich die Frage, wie die verbleibende Mehrheit angesichts eines drohenden
Arbeitsplatzverlustes diese für sie unbekannte Situation bewältigt. Davon dürtten in

erster Linie die jüngeren und mittleren Jahrgänge zwischen 18 und 45 Jahren
sowie diejenigen mit einem höheren Bildungsabschluß betrotfen sein. Gerade bei
diesen Gruppen finden sich die niedrigsten Zustimmungsquoten zu einem Berufs-
verzicht der Frauen.

Die Alternative einer Lebenssituation, die sich am eher kaditionellen Hollenbild der
Frau orientiert, wird gerade im Osten nicht ernsthatt in Erwägung gezogen. So



Tab. 6: Einstellungen zur FraueneMerbstätigkeit

,,Eine verheiralele Frau
sollle auf €ine Berulstä-
tigkeit ve12ichlen,'renn
es nur eine begrenzte
Anzahl von Arbeitsplät-
zen gibt, und wenn ihr
Mann in der Lage isl,lür
d€n lJnlsrhall der Fami.

lie zu sorgen'

.,Es,sl für alle Belerlig. -Ehemann und Ehe-
ten viel besser, wenn lrau solllen beide zum
der Mann voll im Be- Hausheltsginkomman
rulsleben stehl und die beitragen"
Frau zu Hause bleibt
und sich um den Haus-
hah und die Kinder

kümmen'

.siimme voll und ganz' bzw ,,stimme eher zu"

Ost-
dsulsch-

land
d6utsch

land

Ost
deutsch-

land
deulsch.

land

Ost.
deulsch-

land
doulsch-

land

lnsgesamt

G€schl6chl

Verheiralele Frauen
berulslälig
nichl berutstälig

18-30 Jahre
31-45 Jahre
46-65 Jahre
65 Jahre und äller

4l

31

51

27
34
51

72

52 59

6:]

70
50

61

55
62
58

84
89
92
90

91

88
88

33

35
30

40

22

36
53

44

40
58

38
43
60
77

6761

35
26

53
51

50 89

87
gl

51
4g

31
58

3S
60
16

64

43
2A

91

87

Bildung
Hauptschulabschl!ß
mittlere Feire/Polytech-

nische Oberschule
Abitur/Fachabitur

27
19

61

57

Dalenbas§: aLLBU S 1991

stimmen in Ostdeutschland nur 33 % (Westdeutschland: 50 o/o) der Meinung zu,
die Frau solle sich, sofern der Mann im Berufsl6ben steht, um den Haushalt und di€
Kinder kümmern (vgl. Tab.6). Auch hier zeiqen sich die gleichen Antwortdifferen-
zen wie bei der Frage eines hypothetischen Berufsverzichts: Vor all€m auf s€iten
der verheirateten berufstätigen Frau€n in den östlichen Ländern stößt das Bild

einer all€an tür Haushall und Kinder zuständigen Frau mit nur 237. au, wenig
Zustimmung, was ebenso lür alle jüngeren Altersgruppen sowie diejenigen mit
einem höheren Bildungsabschluß zukitft.

Hier bahnt sich möglicherweise ein nicht zu unterschätzendes inner{amiliales
Konfliktfeld an, wenn von der bisher zahlenmäßig slark besetzten Gruppe berufs-
tätiger Frauen aufgrund der sich abzeichnenden ökonomischen Veränderungen
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ein Flollenverhalten verlangt wird. das sie größtenteils nicht erlernt haben und dem
sie auch ihre Zustimmung verweigern.

Ein solches Konfliktfeld vvird sich eventuell noch dadurch verstärken, daß die
berufliche Tätigkeit von Frauen in Ostdeutschland nicht nur einen höheren gesell
schattlichen Stellenwert hat als im Westen, sondern daß hier zusätzlich überwie-
gend materielle Aspekle dominieren. So vertreten im Oslen - nahezu konstant
über alle Bevölkerungsgruppen - 90 % die Meinung, Ehemann und Ehelrau sollten
beide zum Haushaltseinkommen beitragen (vgl. Tab.6).

Bei einem Vergleich mit den lür Westdeutschland geltenden Werten ist sicherlich
zu berücksichtigen, daß im Osten infolge der geringen Löhne und der gestiegenen
Lebenshaltungskosten der Wegfall des Verdiensles eines Ehepartners gleichbe-
deutend mit einem deutlich verminderten Lebensstandard ist. Gleichzeitig be-
stehen im Osten jedoch lange Zeit unterdrückte Konsumbedürtnisse, die gerade in

der derzeitigen Situation die Mitarbeit der Frauen notwendig erscheinen lassen.

(Michael Braun/Woffgang Bandi a)

60'!



17 Kirche und Religion

Die Vereinigung beider deutscher Staaten hat zwei Ges€llschattssysteme zusam-
mengeführt, die sich in bezug auf die Bedeutung von Fleligion und Kirch€ grund-
legend unlerscheiden. Während in der allen Bundesrepublik christliche Wertvor-
slellungen als Bestandteil des Gemeinwesens akzeptiert sind, stellte nach der
marxistisch-leninistischen Staatsdoktrin der ehemaligen DDFI Beligion das FleliK
einer vergangenen Epoche dar, welches zum Absteöen verurteilt isl. Zwar war
verfassungsrechllich auch in der ehemaligen DDR Religionsf reiheit garantiert,
jedoch wurden den Kirchen bestimmie in der Bundesrepublik gewährle Fiechte
verwehrt, und Kirchenmitglieder wurden im sozialen Leben häufig benachteiligt. So
gab es keine staatliche Hilfe beim Einzug der Kirchensleuer, Religion als Schulfach
existiene nicht. Als Konkurrenz zu kirchlichen Amtshandlungen wurden staatliche
Rituale wie beispielsweise eine sozialistische Namensgebungsfeier oder die
Jugendweihe angeboten. Bestimmte Berufe und insbesondere Führungspositio-
nen waren - mit'/yenigen Ausnahmen - nur Personen zugänglich, die sich nicht
offen zur Kirche bekannten.

lm folgenden wird über Daten zur kirchengebundenen und individuellen Religiosilät
in Ost- und Westdeutschland berichtet. Zur Beschreibung der organisierten religiö-
sen Praxis werden die Konfessionszugehörigkeit, die Taufe der Kinder und die
Kirchgangshäufigkeit herangezogen. Die selbsteingestufte Religiosität, die Häufig-
keit des Betens sowie die Akzeptanz verschiedener Glaubensinhalte dienen der
Erfassung individueller, nicht notwendigerweise kirchlich gebundener Religiosität.

'17.1 Die kirchengebundene Religiosität

ln Westdeutschland gibt es zwei etwa gleich große Volkskirch€n, denen die
über,aiegende Mehrheit der Bevölkerung angehörl. Jeweils etwas mehr als ,lO ö/o

der erwachsenen Bevölkerung sind katholisch bzw. protestantisch (vgl. Abb.l).

Trotz der Austrittswelle Ende der 60erAnfang der 70er Jahre gehören nur 11 "/.
keiner Religionsgemeinschatt an. Anders die Situation in Ostdeutschland: Die
Mitgliedschaft in einer Kirche stellt hier die Ausnahme dar, die i,Iehrheit der
Bevölkerung (64%) ist konfessionslos, Auch hinsichtlich der Stärke der beiden
Großkirchen besteht ein deutlicher Unterschied zum Westen. 27 7. der erwachse-
n6n B€völk€rung gehören der evangelischen Kirche an, 67o bekennen sich zur
katholischen Konfession. Während des 4ojährigen Bestehens der DDR hat vor
allem die evangelische Kirche einen dramatischen Mitgli6d6rschwund erlitten,
gehörten doch 1950 ungefähr 80 % der Bevölkerung der evangelischen und 10 %
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der katholischen Kirche an. Di€ser gravierende Wandellührle nicht nur dazu, daß
die Zahl der Personen ohne Religionszugehörigkeit im Osten weit größer ist als im
Westen. Auch qualilativ ist die Konfessionslosigkeit die Folge unterschiedlicher
Prozesse. lm Westen stellt die Konfessionslosigkeit in der Regel das Produkt einer
bewußten Entscheidung zur Abkehr von der Kirche dar. lm Osten dagegen hat ein
großer Teil der Konfessionslosen - nämlich 40 o/. aller Erwachsenen - überhaupt
keine Erziehung im Sinne einer bestimmten Glaubensrichtung erhalten.

Abb. 1: Konfessionszugehörigkeit in Ost- und Westdeutschland

WestdeLrtschland Ostdeutschland

Katholisch

Evangelisch

I Sonstige

Konlessionslos

30 1O a/o %10 30 50

nicht religiös
erzogen

Oalenbasis: ALLBUS 1991

lm Osten wie im Westen sind Frauen häufiger als Männer Mitglied einer Kirche
(vgl. Tab.l ). Zwischen den verschiedenen Altersgruppen bestehen im Westen nur
geringe Unterschiede. lm Oslen dagegen spielt das Alter eine entscheidende Rolle
für die Konfessionszugehörigkeil. Während von den über 54jährigen jeder zweite
einer christlichen Kirche angehön, isl dies bei den 18- bis 34jährigen nur beijedem
lünften der Fall. Die staatliche Verdrängung der Religion aus dem gesellschatt-

lichen Leben während des Bestehens der DDR hat überdies dazu geführt, daß in

der jüngsten Generation nur noch eine Minderheit überhaupt religiös erzogen
wurde; 68 o/. aller 18- bis 34jährigen haben keine Erziehung im Sinna einer
bestimmten Konfession erhalten. Geht man davon aus, daß auch für die Formung
der religiösen Einstellungen die Edahrungen der Kinder und Jugendjahre eine
entscheidende Rolle spielen, dann erscheint €s unwahrscheinlich, daß in den
nächsten Jahren und Jahrzehnten - trotz aller ltrissionsbemühungen der Kirchen -
die Kirchenmitgliedschaft in Ostdeutschland €in ähnlich hohes Niveau wie in

Westdeutschland erreichen wird,
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Tab. 1: Konfessionszugehörigkeit- nach Geschlecht und Alter

Westdeutschland
katho- evange- kon-
lisch lisch lessions-

los'*

Osldeutschland
katho-
lisch

evange-
lisch

kon-
fessions-

los"
in o/.

Geschlecht
Männer
Frauen

Alter in Jahren
18 bis 34 Jahr6
35 bis 54 Jahre
55 Jahre und älter

41

43
44

40
47

15(4)
7(2)

4
7

5

7

20
34

17

74\441
s6(36)

76(68)
69(37)
47(1s)

10(4)
14(3)
8(1)

'lnd6rTaboll€nichtaulgetühnistd6rAnlsilderPer6on€n,diesinerevangelE4henFreikircisodefeinerardorsn
chrisrlichen be. nichlchrisilich6n Roligionsg€msins.han angBhöron.

- Die Zahlsn in Klammsrn gBb€n dsn Anl€il der konlessiomlos€n Personsn an dgl Gssamltt€völksrur'g an. dis nicr't
16ligiÜs €zoqsn erd6n.

Ddof,basisr ALLBUS 1991.

45
41
45

ln di€se Flichtung d€ulen auch dia Einstellungen zur Taule. Di€ Kindstauf€ stelll bei
den beiden christlichen Konfessionen die quantitativ bedeutendste Form dsr
Mitgliederrekrutierung dar. lm Westen ist die Bereitschatt zur Taufe ung€brochen
hoch. 92 % aller Eltern haben ihr Kind taufen lassen (vgl. Tab.z). lm Osten liegt
dies€r Ant€il nur bei 36 70.

Tab.2: Taufe der Kinder nach Konfession und Alter

Von den Personen mit Kindern haben . . . alle ihr6
Kinder taufen lassen

Westdeulschland Ostdeutschland

in Y"

lnsgesamt

Konfession
katholisch
evangelisch
keine

Alter in Jahren
18 bis 34 Jahre
35 bis 54 Jahre
55 Jahre und älter

98
95
58

85
90
97

85
75
14

21

Dälanbäs s ALLBI]S 1s91
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Wie zu erwanen, steht die Taufbereitschatt in engem Zusammenhang mit der
Kirchenmilgliedschalt. Während im Westen 98 % aller katholischen und 95 o/o aller
evangelischen Eltern ihre Kinder haben taufen lassen, liegen die entsprechenden
Anteile im Osten mit 85 % und 75 o/o etwas niedriger. Ein weit größerer Unterschied
besteht ledoch im Verhalten der Konfessionslosen. lm Westen hat mit 58 % auch
eine l\y'ehrheit der Nicht-Kirchenmitglieder ihre Kinder taufen lassen, im Osten
dagegen nur eine Minderheit von 14 %. Durch ihr Handeln erreichen die konfes-

sionslosen Personen damit jeweils, daß ihr Kind zur l\,4ehrheil der Bevölkerung -
d. h. im Westen zu den kontessionell Gebundenen, im Osten zu den Konlessions-
losen - gehört.

Sowohl in den neuen wie in den allen Bundesländern ist die Einstellung zur Taufe
zwischen den Generationen unterschiedlich. Je iünqer die Befragten, um so
seltener haben sie ihre Kinder taulen lassen, wobei jedoch die Unterschiede im
Osten sehr viel ausgeprägter sind als im Westen. So haben im Osten 63 % der
über s4jährigen ihre Kinder taufen lassen, für die 18- bis 34jährigen liegt der
entsprechende Anteil nur bei 21 %.

Abb.2: Kirchgangshäufigkeit in Ost- und Westdeutschland

Westdeutschland Ostdeutschland

I Mindestens
einmal im N4onat I

Se tener

Nie

50 10 % t% 10 60

oatenbas sr ALLsus r 991

Die formale Mitgliedschalt in einer Heligionsgemeinschaft sagt wenig aus über die
persönliche Bindung an die Kirche. Aussagekräftiger in dieser Hinsicht ist die
Häufigkeit des Gottesdienstbesuches. wie Abb.2 zeigl, befinden sich im Westen
sowohl die regelmäßigen Kirchgänger (24 %) als auch die Personen, die nie eine
Kirche besuchen (21 %), in der Minderheit. Die Mehrzahl der Eruachsenen (54 %)

besucht ein oder mehrmals im Jahr einen Gottesdienst. lm Oslen dagegen stellen
die Personen, die nie zur Kirche gehen, die Mehrheit (60%), nur 7 o/i, gehen

mindestens einmal im Monat zur Kirche. Die Aufgliederung nach Katholiken,
Protestanten und Konfessionslosen ergibt, daß auf der Ebene dieser Gruppen
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kaum Unlerschiede zwischen Ost und West bestehen (vgl, Tab.s). Bei den
Angehörigen der katholischen Kirche, in der der Gottesdienstbesuch als religiöse
Pflicht der Gläubigen belrachtet wird, liegt der Prozentsatz der regelmäßigen
Kirchgänger mit 40 bzw,48% deutlich über dem der Protestanten mit 13 bzw.
11 o/o. Der Ost-Wes!Unterschied in der Kirchgangshäufigkeit ist damit im wesent-
lichen die Folge des unlerschiedlichen zahlenmäßigen Anteils von Katholikan,
Prot€stant€n und Konlessionslosen,

Tab,3: Kirchgangshäufigkeit nach Konfession, Geschlecht und Atter

Es gehen mindestens einmal im Monat
in die Kirche . . .

Westdeutschland Ostdeutschland

in "/.

Konlession
katholisch
evangelisch
keine

Geschlecht
Männ6r
Frauen

Alter in Jahren
l8 bis 34 Jahre
35 bis 54 Jahre
55 Jahre und älter

40
,3
,

48
11

0

6
4

't'l

22
27

18
20
36

4

Dal.nbas s ALLBUS r991

lm Osten wie im Westen zählen Frauen elwas häufiger als Männer zu den
regelmäßigen Gottesdienstbesuch€rn. Besonders ofl gehen auch ältere Personen
in die Kirche. Mil 36 bzw. 11% liegt der Anteil d€r P€rsonen, die mindestens
einmal im Monat einen Gottesdiensi besuchen, bei den über 54jährigen in Ost und
West jeweils etlva doppelt so hoch wie bei den iüngeren Altersgruppen.

17 .2 Die individuelle Religiosität

ln unserer Gesellschafl ist Fleligiosität eng mit dem christlichen Glauben und den
beiden großen Volkskirchan verknüptt. Gleichwohl können ,,Religiosität", ,,Christ-
lichkeit" und ,,Kirchlichkeit" nichl gleichgesetA werden. So ist zum einen Religiosi-
täl auch außerhalb der Kirche und in nichtchristlicher Ausprägung möglich, zum
anderen muß die tormale Mitgliedschatt in €iner der beiden christlichen Großkir-
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chen nicht zwangsläufig mit tief emplundener Frömmigkeit und der Bejahung
christlicher Glaubensinhalle einhergehen.

Obwohl in Westdeutschland die große Bevölkerungsmehrheit der katholischen
oder evangelischen Kirche angehört, slult sich nur eine Minderheit von 11 7o als
sehr bzw. tief religiös ein (v91. Tab.4). Als dezidiert nicht bzw. überhaupt nicht
r€ligiös klassifizieren sich 20"/.. Die überwiegende Mehrzahl gehört zur Gruppe
der religiös eher lndiiferenten. Anders liegen die Verhältnisse in Ostdeutschland.
Nur 5% stufen sich hier als sehr bzw. tief religaös ein, eine Mehrheit von 59%
dagegen als nicht bzw. überhaupt nicht religiös.

Tab. 4: Religiosität nach Konfession, Kirchgangshäufigkeit,
Geschlecht und Alter

Westdeutschland Osldeutschland
Es beschreiben sich selbst als . . .

tiel bzw. sehr nicht bzw. tief bzw. sehr nicht bzw.
religiös überhaupt religiös überhaupt

nicht religiös nicht religiös

in "/"

lnsgesamt

Konlession
katholisch
evangelisch
keine

Kirchgangshäufigkeit
mindestens einmal
im Monat
seltener
nie

Geschlecht
l\ränner
Frauen

Alter in Jahren
'18 bis 34 Jahre
35 bis 54 Jahre
55 Jahre und älter

12
18
64

25
10
0

1

15
56

26
'15

11 20 5 59

4
8
3

14
17
83

46
5
1

3
7

3
4
I

5
2

12

1

29
82

60
44

52

I
16

2A

14

Datenbas s ALLEUS 1991

Betrachtet man die Beligiosilät in Abhängigkeit von der Konfessionszugehörigkeit,
dann zeigt sich in Ost und West eine ähnliche Grundslruktur. Katholiken bezeich-
nen sich im Vergleich zu Prolestanlen etwas häufiger als religiös, weitaus größer

ist jedoch der Unterschied zwischen beiden Gruppen auf der einen und den
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konfessionslosen Personen aul der anderen Seite. Während konf€ssionslose
Personen sich überwiegend als nicht religiös klassitizieren (West 64 %, Ost 83 o/o),

geht umgekehrt mit der Kirchenmitgliedschatt nichl zwing€nd eine hohe Religiosi-
tät einher. Bei den Angehörigen der beiden Volkskirchen ist vielmehr ein breites
Spektrum von sehr tief empfund6n€r bis überhaupt nicht vorhandener Frömmigkeit
anzutreffen.

Enger ist der Zusammenhang zwischen Gottesdienslbesuch und Fleligiosität.
Regelmäßige Kirchgänger bezeichnen sich zu 327. (West) bzw.46% (Ost) als
religiös. Bei den Personen, die nie zur Kirche gehen, sind es nur 2 bzw. 1o/o.
Kirchenferne Religiosität stellt damit nur eine Flanderscheinung dar,

Genau wie die Bindung an die Kirche ist auch die allgemeine R€ligiosität
geschlechts- und altersabhängig. Tiefe Frömmigkeit ist eher ein Phänom€n der
Frauen und insbesondere der älteren Generation. Die Generationsunterschiede
sind dabei im Osten '/veit 

größer als im Westen. Von den '18- bis 34jährigen in d6n
neuen Bundesländern bezeichnen sich drei von vier als nicht religiös, in den alten
Bundesländern lediglich einer von vier,

Abb.3: Häufigkeit des Betens in Ost- und Westdeutschland

Westdeutschland Ostdeutschland

l\4indestens
einmal am lag

Mind6stens €in-

aber nichtleden Tag

Seltener

Nie

50 10 yo o/a 10 60

Datenbasis: ALLBUS 1991

Mit der Häufigkeit des Betens slehl ein lndikator für die im Alltag gelebte Frömmi9-
keit zur Verfügung. lm Westen ist das Gebet bei 2'1 % aller Erwachsenen tägliche
religiöse Praxis, 287. beten nie (vgl. Abb.3). ln Osldeutschland ist die Alltagsbe-
deutung von Religion weit geringer: 7 % aller Erwachsenen beten täglich, zehnmal
so viele - nämlich 70 9. - dagegen nie.

Auch tür die Häufigkeit des Betens spielt dia Kirchlichkeit eine große Rolle (vgl.
Tab.s). Am häufigsten ist das Gebet bei Angehörigen der katholischen Kirche.
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Jeder vierte Katholik in den alten und den neuen Bundesländern betet täglich; bei
den Personen, die mindestens einmal im Monat einen Gottesdienst besuchen,
gehön das Gebet in Ost und West tür jeden zweiten zur täglichen Praxis. Darüber
hinaus läß1 sich auch hier die schon erwähnte überpropoftionale Beteiligung von
Frauen und älteren Personen beobachten.

Der Glaube an Gott ist eine fundamentale religiöse Orienlierung im Traditionszu-
sammenhang des Christentums. ln den alten Bundesländern sagen zwei von drei

Tab. 5r Häuligkeit des Betens nach Konfession, Kirchgangshäufigkeit,
Geschlecht und Alter

in%

Konlession
katholisch
evangelisch
keine

Kirchgangshäufigkeit
mindestens einmal im lvlonat
§eltener
nie

Geschlecht
Ivlänner
Frauen

Aller in Jahren
18 bis 34 Jahre
35 bis 54 Jahre
55 Jahre und älter

28
'16

1

54
13

3

15
0

16
25

I
1

4
I

14
16
34

5
12

Oalenbas s ALLBUS 1991

Belragten, daß sie an Gott glauben (vgl Abb.4). Dies ist ein hoher Prozentsatz,
wenn man die tatsächliche Beteiligung am kirchlichen Leben bedenkt. Allerdings
wird dieser Glaube häufig nur vage formuliert und entspricht keineslalls immer der
christlichen Gottesvorstellung. ln den neuen Bundesländern bekennen sich nur
25 7. der Bevölkerung zum Glauben an Gott. Jeder zweite Erwachsene vertritt eine
betont atheistische Position. lm Westen isl dies nur bei einer Minderheit von '10 %
der Bevölkerung der Fall. Der Bedeutungsverlust von Religion in den neuen
Bundesländern betriftl damit nicht nur die Kirchlichkeit, sondern auch die persÖn-

liche Religiosität. Dies zeigt sich auch in der Akzeptanz anderer religiöser Vorstel
lungen. Zwar glaubt auch im Westen nur weniger als die Hälfte der Bevölkerung
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(nämlich zwischen 20 % und 45 %) an ein Leben nach dem Tod, den Himmel, die
liölle und den Teufel, aber im Osten liegen die entsprechenden Anteile mit 6 % bis
'177. noch weit darunter. Ollensichtlich betrachtet eine Mehrheit der Bevölkerung
diase orthodoxen Glaubensinhalte nicht mehr als zeilgemäß. Selbst von den
Angehörigen der katholischen Konfession, in deren Glaubenswelt solche bildhat
len Anschauungen traditionell eine größere Bedeuiung haben, werden diese
Vorstellungen nicht alle mehrheitlich geteilt. An den Teulel beispielsweise glaubt in

Ost und west nur jeder vierte Katholik. Allerdings spielt auch hier die Kirchenbin-

Abb.4: Verbreitung religiöser Glaubensinhalte in Ost- und Westdeutschland

Datenbasis. ALLBUS 1991

dung eine wichtige Flolle: Von den Angehörigen der katholischen Konfession, die
regelmäßig zur Kirche gehen, bejahen 42 % die Existenz des Teutels,

Für das religiöse und kirchliche Leben im vereinten Deutschland ergibt sich daraus
das tolgende Bild: lm Westen gehört die überwiegende Mehrheit einer der beiden
christlichen Konlessionen an. Eine enge Bindung an die Kirche und eine tiefe
Frömmigkeit ist jedoch nur für eine Minderheit charakteristisch, wobei Frauen und
insbesondere Allere unter den religiös Aktiven überproportional häulig vertreten
sind. Die irehrheii der Bevölkerung zählt zu den religiös eher lndifferenten, die ab
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und zu in die Kirche gehen, gelegenllich beten und in 6iner vagen Form an Gott
glaub6n - ohne daß dies jedoch existentielle Bedeulung für sie hätte. lm Osten ist
nur jeder dritte Erwachsene Mitglied einer Religionsgemeinschaft. Entsprechend
isl auch der Anteil der kirchlich und religiös Aktiven niedriger als im Westen. Die
Mehrzahl der Ostdeutschen besucht nie einen Gottesdienst, betet nie und glaubt
nicht an Gott. Besonders ausgeprägt ist diese Distanz zu Religion und Kirche bei
der jüngeren Generation, die in der DDR geboren und aufgewachsen lst, so daß
hier durchaus von einem Bruch in der Tradierung des Glaubens gesprochen
werden kann.

(Achim Koch)
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1B Einstellungen zu Ausländern

ln der zweiten Hälfte des Jahres 199'1 ist es im wiedervereinigten Deutschland
durch rechtsradikale Gruppen zu zahlreichen gewalttätigen Angriffen gegenüber
Asylsuchenden und anderen in Deutschland lebenden Ausländern gekommen,

Diese Welle der Gewalt wurde von der deutschen Bevölkerung mil entschiedener
Ablehnung, zum Teil aber auch mit unverhohlener Sympathie aufgenommen,
Dadurch wird die Frage aufgeworfen, ob der sich darin manifestierende Ausländer-
haß einer rechtsradikalen Minderheit mit einer generellen Zunahme der Ausländer-
feindlichkeit in der Bevölkerung korrespondiert oder ob die Einstellungen zu
Ausländern in den letzlen Jahren im wesentlichen unveränden geblieben sind,
Dieser Fragestellung wird im tolgenden nachg€gangen.

1 8.1 Wahrnehmung der Konflikte zwischen
Ausländern und Deutschen

Aus der Einschätzung der Konflikte zwischen Gastarbeitern und Oeutschen kann

nicht unmittelbar auf die persönliche Einstellung zu Ausländern geschlossen

werden. Die wahrgenommene Stärke der Konllikte ist in erster Linie ein subjektiver
lndikator für die gesellschattspolitische Dimension der sozialen und kulturellen

Probleme des Zusammenlebens verschiedener Nationaliläten. lm Jahr 1978 nah-
men insgesamt 15 % der Belragten sehr stark€ Konflikte zwischen Gastarbeitern
und Deutschen wahr. Dieser Anteil ist dann im Zeituerlauf auf 18 % im Jahr '1984

und 19 % im Jahr 1988 gestiegen. Ziemlich starke Konflikte zwischen Gastarb€i-
tern und Deutschen sahen 40% im Jahr 1978 und jeweils 45olo der Betragt€n in
den Jahren 1984 und 1988. Zurückgegangen ist dagegen im Zeitraum zwischen
'1978 und 1988 die Wahrnehmung eher schwacher oder keiner Konflikte zwischen

Gastarbeitern und Deutschen.

Die Wahrnehmung der KonfliKe zwischen Gaslarbeitern und Deutschen ist nicht
unabhängig vom Geschlecht, dem Alter und der Schulbildung der Befragten: Zu
allen dr€i Befragungszeitpunkten vermuten Frauen eine höhere lntensität ethnisch
bedingter Konflikte als Männer. Oie jüngeren Befragten zwischen '18 und 34 Jahren
nehmen wesenllich stärkere Konllikte zwischen Gastarbeitern und Deulschen
wahr als die beiden Allersgruppen von 35 bis 59 sowie ab 60 Jahren. Nicht ganz so
d€ullich tritt der Zusammenhang zwischen dem schulischen Bildungsniveau der
Befraglen und der wahrgenommenen KonfliKintensität zutage. lnsb€sonder€ die
unterschiedlich hohen Anteile der Befragten, di6 eher schwache oder keine Kon-

flikte zwischen Gastärbeitern und Deutschen konstatieren, zeigen aber, daß die
Konflikte mit steigender Schulbildung tendenziell stärker wahrgenommen w€rden.
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Tab. 1: wahrnehmung von Konflikten zwischen Gastarbeitern und Deutschen
1978 bis 1988

Zwischen Gastarbeitern und Deulschen gibt es
sehr starke Konflikle eher schwache/keine Konflikte

1978 1984 1988 1978 1984 1988

in "/"

lnsgesamt

Geschlecht
Ivlänner
Frauen

Altersgruppen
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauptschule
Mittlere Reife
Fachhochschul-/

Hochschulreife

13
17 15

18
21

18 19

16
21

18
20

11

22

15 45

49

50
43

30

39

39
43

40

30

42

42

37

31

't4

16

21

14
12

26
15
14

31

51

24
41

47

15

Daienbasis: Wohllahnssuryey 1978, 1980, 1984, 1988.

Betrachtet man die Wahrnehmung der Konflikte zwischen Ausländern und Deut-
schen im Ost-Wesl-Vergleich, dann wird deutlich, daß im Osten Deutschlands die
lntensität ethnisch bedingter Konflikte polarisierter wahrgenommen wird. lm Jahr

Abb. 'l: Wahrnehmung von Konflikten zwischen Ausländern und Deutschen

Westdeutschland Ostdeutschland

sehr starke
Konflikte

ziemlich starke
Konflikte

eher schwache,
keine Konflikte

Vo40 2A 20 40

Date.basis: ALLBUS 1990, Woh hhnssuNey 1990 (Osl)
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1990 gaben in der ehemaligen DDB 29 % der Befragten sehr stark€, 37 % ziemlich
starke und 34 o/o eher schwache oder keine Konflikte zwischen Ausländern und
Deutsch€n an. ln der Bundesrepublik wurde dagegen sowohl die Kat€gorie,sehr
starke Konflikte" als auch die Kategorie,,eher schwache oder keine Konflikte"
weniger häufig genannt.

18.2 Ablehnung und Zustimmung
bei diskriminierenden Aussagen

Adäquater als durch die Wahrnehmung der Konflihe zwischen Ausländern und
Deutschen kann die persönliche Einstellung zu Ausländern in Bevölkerungsumfra-
gen durch die Ablehnung bzw. Zustimmung der Belragten bei verschiedenen, Aus-
länder diskriminierenden Aussagen gemessen werden. ln den Jahren 1980, 1984,
1988 und 1990 wurde die deutsche Bevölkerung gefragt, ob Gaslarbeiter ihren
Lebensslil ein bißchen besser an den der Deutschen anpassen sollten, ob sie in
ihre Heimat zurückgeschickt werden sollten, wenn Arbeitsplätze knapp werden, ob
ihnen jede politische Betätigung in Deulschland untersagt sein sollte und ob sie
sich ihre Ehepartner unter ihren eigenen Landsleuten ausr,yählen sollten.

Generell ist festzustellen, daß bei allen vier Aussagen im Zeitverlauf die Zustim-
mung zurückgeht und die Ablehnung zunimmt. Am entschiedensten abgelehnt wird
die Aussage, daß Gastarbeiter sich ihre Ehepartner unter den eigenen Landsleuten
auswählen sollten. Die größte Zustimmung findet dagegen die am wenigsten
diskriminierende Aussage, Gastarbeiter sollten ihren Lebensstil ein bißchen besser
an den der Deutschen anpassen. Das ist auch die einzige Aussage, bei der selbst
noch im Jahr '1990 die Zustimmung übenri€gt. Bei dan dr€i anderen Aussagen hat
sich im Zeitraum von 1980 bis 1988 das Verhältnis zwischen Zuslimmung und
Ablehnung jeweils zugunslen dar Abl€hnung verändert. Betrachtet man die Ableh-
nung bzw. Zustimmung bei den verschiedenen Aussagen ditf€renziert nach Ge-
schlecht, Alter und Schulbildung der Befragten, dann zeigen sich zwischen Män-
nern und Frauen nur relativ geringe Unterschiede. Alle vier Ausländer diskriminia-
renden Aussagen werden von Männern in größerem Umlang abgelehnt als von
Frauen, l\,1it zunehmendem Alter der Befragten werden die verschiedenen Aus-
sagen in immer geringerem Umfang abgelehnt und der Grad der Zustimmung
steigt. Dagegen nimmt mit steigendem schulischen Bildungsniveau die Ablehnung
ganz erheblich zu und die Zustimmung in ähnlichem Umlang ab.

lm Zeitraum zwischen '1980 und 1990 hat di€ Häufigkeit persönlicher Kontakte
zwischen Deutschen und Gastarbeitern oder deren Familien deutlich zugenom-
men. Gleichwohl war es auch im Jahr 1990 immer noch eine lrinderheit, die
persönliche Kontakte zu Ausländern in der eigenen Familie oder naheren Ver-
lvandtschatl, am Arbeitsplatz, in der Nachbarschaft sowie im sonstigen Freundes-
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Tab. 2: ,,Gastarbeiter sollten ihren Lebensstil ein bißchen besser
an den der Deutschen anpassen."
Ablehnung und Zustimmung 1980 bis 1990

Ablehnung
1980 't984 't988 1990

Zustimmung
1980 1984 1988 1990

in "h

lnsgesamt

Geschlechl
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauptschule
[.4ittlere Reife
Fachhochschul-/

Hochschuheife

24
10

6

't6

I
35
20
1'l

12

1S

13
22

'13 '15 18 23 45 42 42 34

13
13

8

14
9

44
45

33
46
56

52

27
42
61

14
16

20
17 41

42
41

24
22 35

22

49

45

17

10
17

31

43
54

49
38

26

34

22

14

33 30 34 41

DatenMsis ALLBUS 1980, 1984, 1988, 1990.

Tab.3: ,,Wenn Arbeitsplätze knapper werden, sollte man
die Gastarbeiter wieder in ihre Heimat zurückschicken. "

Ablehnung und Zustimmung 1980 bis 1990

Ablehnung
1980 1984 1988 1990 1980

Zustimmung
1984 1988 1990

in%

lnsgesaml

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und äller

Bildungsabschluß
Hauptschule
Mittlere Beife
Fachhochschul-/

Hochschulreife

30 36 41 38 29 25 20

31

28
37
38

19
21

24
25

17
24
38

32
20

14

45
29

39
38

48
33

25
43

58

41

24

30

47

29

21

30

36

13

12
21

31

2A
19

34 40
29
20

52

17
30

46

29
41

Oal6nb6is: ALLSLJS 1980, 1984, 1988 1990
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Tab. 4: ,,Man sollte Gastarbeitern jede politische Betätigung untersagen."
Ablehnung und Zustimmung 1980 bis 1990

Ablehnung't980 't984 1988 1990
Zustimmung

1980 1984 1988 1990

in "/.

lnsgesamt

Geschlecht
l\.4änner
Frauen

Allersgruppen
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauptschule
t\4ittlere Beife
Fachhochschul-/

Hochschulreile

26 30 35 39 39

40

15

44
29
18

38

38

51

19
28
41

14
29
41

I 29
26

37
24

35
24

39

38
54

45
35

18

3a

5a

36

47

21

38

56

32

45
3434

21

28

50 21 17 't3

Oalenbasis: ALLSUS 1980. 1984. 1986 1990

Tab. 5: ,,Gastarbeiter sollten ihren Ehepartner unter ihren eigenen
Landsleuten auswählen."
Ablehnung und Zustimmung '1980 bis 1990

Ablehnung
1980 1984 1988 1990

Zustimmung
1980 1984 1988 1990

in%

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 34 Jahr6
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauptschule
Mittlere Reife
Fachhochschul-/

Hochschulreif€

35
3'1 41

52
30
18

16
20

10
16

31
17 '13

33 44 44 57 33 26 23 18

42

43
24

69

24

1412

43

20

58
39
30

35
47

63

6'l

76
55
35

41

62

29
36

18

49

39
26

17 I
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und Bekanntenkreis hatten. lvlit 34 o/. werden Kontakte bei der Arbeit am häufig-
sten berichtet, gefolgt von Kontakten im Freundeskreis und in der Nachbarschaft.
Dagegen kommen Kontakte zu Ausländern in der eigenen Famille lediglich bei
11 % der Befragten vor. Persönliche Kontakte zu Gastarbeitern oder deren Famr-
lien reduzieren den Grad der Zustimmung zu allen vier diskriminierenden Aus-
sagen und steigern deren Ablehnung ganz b€trächtlich, Das gilt unabhängig
davon, in welchen Lebensbereichen die KontaKe beslehen. Die stärkslen Effekte
ergeben sich aus persönlichen Kontakten zu Ausländern im Freundes- und Be-
kannlenkreis.

Zuslimmung und Ablehnung der einzelnen, Ausländer diskriminierenden Aus-
sagen sind nacht unabhängig voneinander, sondern hoch miteinander korreliert.
Oeshalb können auf der Grundlage geeigneter statistischer Verfahren verschie-
dene Einstellungstypen identifiziert werden, deren Antwortmuster sich jeweils
deutlich voneinander unterscheiden. lm Jahr 1990 waren 40% der Befraglen
einem Typ mit durchgängiger Ablehnung aller vier Aussagen zuzuordnen, Da-
gegen gehörten 17 y" a) eine-rl Einstellungstyp mit durchgängig zustimmendem
Antwortmuster. Daneben konnten noch zweiweilere Einstellungstypen identifiziert
werden: 31 % der Betragten zählten zu einem Typ, der durch Zuslimmung zur Aus-
sage, Gastarbeiter sollten ihren Lebensstil ein bißchen besser an den der Deut-
schen anpassen, sowie durch Ablehnung der Aussage, sie sollten sich ihre
Ehepartner unter den eigenen Landsleuten auswählen, gekennzeichnet ist. Einem
vierten Einstellungstyp schließlich gehörten 1'1 7o der Befragten an. Typisch ist
dafür die Zustimmung zu der letztgenannten Aussage sowie die Ablehnung der
Aussage, daß Ausländer in ihre Heimat zurückgeschickt werden sollten, wenn In

Deulschland die Arbeitsplätze knapp werden.

1 8.3 Beurteilung ausländerfeindlichen Verhaltens

lm Jahr 1990 wurde auch die Beurteilung eines konkreten ausländedeindlichen
Verhaltens erhoben. Die Befragten sollten angeben, ob sie es als sehr schlimm,
ziemlich schlimm, w€niger schlimm oder überhaupt nichl schlimm empfinden,
wenn ein Gastwirl sich weigert, in seinem Lokal Ausländer zu bedienen. lnsge-
samt beurteilt jeder zweite dieses V€rhalton als sehr schlimm, 35 7o bezeichnen
es als ziemlich schlimm und 15o/o als weniger oder überhaupt nicht schlimm.
Bei der Beurteilung dieses diskrimini€renden Verhaltens gibt es keine nennens-
wert€n geschlechtssp€zilischen Unterschiede, wohl aber starke Zusammenhänge
mit dem Alter und der Schulbildung der Befragten. Je jünger dae Befragten sind
und je höher ihr schulisches Bildungsniveau ist, desto eher wird die Weigerung
eines Gastwirtes, in seinem Lokal Ausländer zu bedienen. als sehr schlimm ein-
gestuft.
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Abb. 2: Beudeilung diskriminierenden Verhaltens

Datenbasis: ALLaUS I 990.

Westdeutschland
,,Ein Gastwirt weiqert sich, in seinem Lokal
Ausländer zu bedienen' - Anteile von ,,sehr schlimm"

lnsgesamt

Männer

Frauen

18-34 Jahre

35-59 Jahre

60 Jahre und
äher

llauptschule

l\4ittlerc Reife

Abitur

18.4 Bewertung des gesellschaftlichen,,Nutzens"
von Gastarbeitern

ln den sechziger Jahren hat die Bundesrepublik ausländische Arb€iln€hmer
zunächst gezielt angeworben, um den hohen Arbeitskrättebedarl der stark wach-
senden westdeutschen Wirtschaft decken zu können. lm Jahr 1973 wurde dann
durch einen allgemeinen Anwerbestopp der veränderten Wirtschaftslage Rech-
nung getragen und die zuwandarung ausländischer Arbeitskräfte in die Bundes-
republik weitgehend unterbunden. Gleichwohl sind auch heute noch die hier
lebenden und arbeitenden Ausländer für ein koniinuierliches Wirtschaftswachstum
unverzichtbar. Daß die Anwesenheit der Gastarbeiter für die Bundesrepublik
Deutschland eindeutig oder zumindest eher von Vorteil ist, das meinte im Jahr
1990 fast die Hälfte der erwachsenen westdeutschen Bevölkerung, Dagegen
sagten '19 %, ihre An,rvesenheit sei eher oder eindeutig von Nachteil. Ein Drittal der
Befragten sah darin weder Vorteile noch Nachteile Iür die Bundssropublik. Die

Anwesenheit der Gastarbeiter wurde damit als wesentlich nützlicher eingeschätn
als der Zuzug von Übersiediern aus der DDR und deutschstämmigen Aussiedlern
aus Osleuropa. lm Hinblick auf den zuzug dieser beiden Personengruppen über-
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wog zum Zeitpunkt der Belragung die Meinung, er sei eindeutig oder eher von
Nachteil für die Bundesrepublik Deutschland.

Bei der Bewertung des gesellschaftlichen ,,Nutzens" von Gastarbeitern zeigen sich
sowohl geschlechts- als auch alters- und bildungsspezilische Unterschiede. Von
den männlichen Befragten geben 53 % an, die Anwesenheit der Gastarbeiler sei
von Vorteil für die Bundesrepublik. Dagegen sind nur 42 o/o der befragten Frauen
dieser Ansicht. Die Altersgruppe ab 60 Jahren unterscheidet sich in dieser Hinsicht
deullich von den beiden anderen Altersgruppen. Während in den Altersgruppen
von '18 bis 34 Jahren und von 35 bis 59 Jahren jeweils etwas mehr als die Hälfle
der Befragten Vorteile in der Anwesenheit der Gastarbeiter sehen, macht der
entsprechende Anteil bei den Alleren nur 377. aus. Noch stärker wirkt sich das
schulische Bildungsniveau auf die Bewertung des gesellschaftlichen ,,Nulzens"
von Gaslarbeitern aus. Von den Befragten mit Hauptschulabschluß meinen nur
35 %, die Anwesenheil der Gaslarbeiter sei von Vorteil lür die Bundesrepublik.

Abb. 3: Bewertung des gesellschaftlichen 'Nutzens" von Gastarbeitern

Anwesenheit von Gastarbeiter ist ...

von Vorteil von Nachteil
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Dagegen vermuten 26 % dieser Gruppe darin einen Nachteil. Die Befragten mit
Mittlerer Reife sehen bereits zu 507o einen Vorleil und nur zu 177. einen Nachteil
in der Anwesenheit der Gastarbeiter. Und bei den Belragten mit Fachhochschul-
oder Hochschulreife sind zwei Drittel der Ansicht, die Anwesenheit der Gastarbei-
ter sei von Vorteil; aber nur noch I o/o glauben, sie sei von Nachteil für die
Bundesrepublik.

18.5 Meinungen zur politischen Regelung
der Zuzugsmöglichkeiten

lm Jahr 1990 sollten die Befragten darüber hinaus angeben, ob der Zuzug
verschiedener Gruppen in die Bundesrepublik Deulschland ihrer Meinung nach
jeweils uneingeschränkt möglich sein, begrenzt werden oder völlig unterbunden
werden sollt€. lm einzelnen wurde nach den individuell präferierten Zuzugsmög-
lichkeit€n von Arbeitnehmern aus Ec-Staaten. Arbeitnehmern aus Nicht-EG-
Staaten (2. B. Türkan, Jugoslawen), Asylsuchenden und darüber hinaus auch nach
den zuzugsmöglichkeiten von Übersiedlern aus der ODF und deutschstämmigen
Aussi€dlern aus Osteuropa gefragt. lm Hinblick auf die grundlegende persönliche

Einslellung zu Ausländern sind die beiden extremen Meinungen, daß der Zuzug
uneingeschränkt möglich sein bzw. völlig unterbunden werden sollte, von größe-

rem lnteressä als die mittlere Antwortvorgabe, daß der Zuzug begrenzt werden

sollte. Hierbei handelt es sich um eine ausgesprochen realislische politische

Aussage, denn auch die Aulnahmekapazitäten eines Staates mit vergleichsweise
liberaler Ausländergesetzgebung, wie die Bundesrepublik Deutschland, müssen
zwangsläufig an gesellschaftspolitische Grenzen stoßen,

Beiden Zuzugsmöglichkeiten von Arbeitnehmern aus Ec-Staalen sind die Befrag-
ten insgesamt wesentlich freizügiger eangestellt als im Hinblick auf Arbeitnehmer
aus Nicht-EG-Staaten und Asylsuchende. Das zeigt sich sowohl in einem wesent-
lich höheren Anteil der Befragten, der sich uneingeschränkte Zuzugsmöglichkeiten
wünscht, als auch in einem deutlich niedrigeran Befragtenanteil, der eine völlige
Unterbindung des Zuzugs präferiert. lnsolern kann dieses Ergebnis nur zum Teil
auf die Kenntnis der Befragten über die unterschiedliche Rechtsposition der
verschiedenen Ausländergruppen zurückgeführt werden. Bei den Zuzugsmöglich-
keiten von Asylsuchenden sind die Befragten freizügiger eingestellt als im Hinblick

auf die entsprechenden iröglichkeiten von Arbeitnehmern aus NichlEG-Staaten,
Es mag aul den ersten Blick überaschen, daß die Befragten hinsichtlich der
Zuzugsmöglichkeiten von Übersiedlern und Aussiedlern weniger lreizügig einge-
stellt sind als bei den Zuzugsmöglichkeiten von Arbeitnehmern aus Ec-Staaten,
denn die beiden erstgenannten Gruppen sind rechtlich gesehen keane Ausländer,
sondern Deutsche im Sinne des Grundgesetzes. B€i diasem Ergebnis mag die
instrumentelle Einschälzung der Gastarbeiter ein€ wesentliche Flolle spielen.
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Tab. 6: Meinungen zur politischen Flegelung der Zuzugsmöglichkeiten

Zuzug soll uneingeschränkt
möglich sein

EG' Nicht- Asyl-
Arbeit- EG- suchende
nehmer Arbeil

nehmer

Zuzug soll vollständig
unterbunden werden

EG- Nicht- Asyl-
Arbeil EG- suchende
nehmer Arbeit-

nehmer

in o/o

Insgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 34 Jahre
35 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

Bildungsabschluß
Hauptschule
Mittlere Reife
Fachhochschul-/

Hochschulreife

34 1'1

11

7
10

20

19 13 34

34
34

30

41 19
20

12

39
35
26

23

18

6

33
16
7

I
12
21

21

35
51

't8

3'l
47

't9

10
41
30

I
20

38 5 14 10

Datenbasis ALLBUS 1990

Mit 41 % befürworten Männer uneingeschränkte Zuzugsmöglichkeiten von Arbeit-
nehmern aus Ec-Staaten wesentlich häufiger als Frauen mit 27 %. Ahnlich ist es
im Hinblick auf die Übersiedler aus der DDR sowie die deutschstämmigen Aussied-
ler aus Osteuropa. Dagegen unterscheiden sich bei den individuellen Präferenzen
für uneingeschränkte Zuzugsmöglichkeiten von Arbeitnehmern aus NichlEG-
Staaten sowie Asylsuchenden die Geschlechter kaum voneinander. Die Einflüsse
von Alter und Schulbildung der Belragten auf ihre individuellen Präferenzen
hinsichtlich der Zuzugsmöglichkeiten der verschiedenen Gruppen sind wesentlich
deutlicher ausgeprägt als der Einfluß des Geschlechts. Je jünger die Befragten
sind und je höher ihr schulisches Bildungsniveau ist, desto treizügiger sind sie
gegenüber d€n Zuzugsmöglichkeiten der verschiedenen Gruppen eingestellt.
Lediglich eine Abweichung davon ist zu beobachten: Der Zusammenhang zwi-
schen dem Alter und dem Anteil der Belragten, der uneingeschränkte Zuzugsmög-
lichkeilen lür deulschstämmige Aussiedler aus Osteuropa präferiert, ist nicht linear.
N4an kann vermuten, daß der vergleichsweise hohe Anteil in der Altersgruppe ab
60 Jahren zumindesl zum Teil noch aus persönlichen Erfahrungen von Flucht und
Vertreibung im Gelolge des Zweiten Weltkriegs resultiert.

Durch eine erneule Erhebung der Meinungen zur politischen Regelung des Zuzugs
der verschiedenen Gruppen in die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1991
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wurde sowohl ein aktueller zeitlicher Vergleich mil dem Vorjahr als auch ein
direkter Ost-Wesf Vergleich möglich. Konzantriert man sich zunächst auf den
zeitlichen Vergleich, so linden sich zwischen 1990 und 1991 keine Unterschiede,
die eindeutig als Zunahme der Auslend€rleindlichkeil in der deutschen BevÖlke-

rung interpretiert lverden könnten. Zwar ist dar Anteil der Befragten, der uneinge-
schränkte Zuzugsmöglichkeiten von Asylsuchenden wünscht, von 19% au, 13%
zurückgegangen, aber auch d6r Anleil derjenigen, die eine völlige Unterbindung
der Zuzugsmöglichkeiten präterieren, ist um acht Prozentpunkte von 30% auf
22 % gesunken.

Abb- 4: Meinungen zur politischen Hegelung der
Zuzugsmöglichkeiten von Ausländern

Westdeutschland Ostdeutschland

vÖllige
Unterbindung Einschränkung Einschränkung

völlige
Unlerbindunq

EG-
Arbeitnehmer

Nicht-EG-

30 10 th % 10 30

Datenbas s: ALLBUS 1991

Beim Ost-West-Vergleich der Meinungen zur politischen Regelung der Zuzugs-
möglichkeiten zeigen sich deutliche Unlerschiede zwischen den Befragten in den

alten und neuen Bundesländern. ln den fünf neuen Bundesländern steht man den

Zuzugsmöglichkeilen von Arbeitnehmern aus EG-Staaten sowie aus Nicht-Ec-
Staaten wesentlich ablehnender gegenüber als auf dem frÜheren Gebiet der
Bundesrepublik. Das wird sowohl durch niedrigere Anteile bei der Befürwodung
uneingeschränkter Zuzugsmöglichkeiten als auch durch hÖhere Anteile bei der
völligen Unterbindung des Zuzugs deutlich. Bemerkenswert isl auch die ver-
gleichsweise posilive Meinung im Osten Deutschlands zu den Zuzugsmöglichk€i-
ten von Asylsuch€nden. Mit 15 % gegenÜber 13 o/o befürworlet ein größer€r Antsil
der Befragten als in Westdeutschland uneingeschränkte Zuzugsmöglichkeiten,
und mit 15% gegenüber 22% mochte ein geringerer Anteil d€n Zuzug völlig
unterbunden sehen. Man muß beidiesem Ergebnis allerdings berücksichtigen, daß



die Befragung im Frühsommer 1991 durchgetührt wurde, zu einem Zeilpunkl also,
zu dem die Problematik des Zustroms von Asylsuchenden nach Deutschland der
Bevölkerung in den fünf neuen Bundesländern noch gar nicht in vollem Umfang
deutlich geworden sein konnte.

1 8.6 Generelle Zunahme der Ausländerfeindlichkeit?

Wenn man die verschiedenen Befunde zusammenfaßt, so wird man schwerlich
von einer generellen Zunahme der Ausländerfeindlichkeit in der deutschen Bevöl-
kerung sprechen können. Zwar ist die Wahrnehmung starker Konflikte zwischen
Ausländern und Deutschen im Verlauf der 80e. Jahre gestiegen, aber dies kann
nicht als Zunahme der Ausländerleindlichkeit interpretierl werden. lm gleichen
Zeitraum ist die Zustimmung der Befragten bei verschiedenen, Ausländer diskrimi-
naerenden Aussagen deutlich zurückgegangen, und die Ablehnung dieser Aus-
sag6n hat entsprechend zugenommen. Konkretes ausländerfeindliches Verhalten
wurde im Jahr 1990 von einer großen Mehrheit als sehr schlimm beurteilt. lm
gleichen Jahr gab rund die Hälfte der Befragten an, die Anwesenheil der Gasl
arbeiter s€i von Vorteil für die Bundesrepublik. Man kann daes als vorwiegend
instrumenlelle Einstellung der deutschen Bevölkerung gegenüber Ausländern
interpretieren, die sich auch in unterschiedlichen Meinungen zu den Zuzugsmög-
lichkeiten der verschiedenen Gruppen widerspiegelt. Aber auch im Hinblick auf die
Zuzugsmöglichkeiten der von den gewalttätigen Aktionen am stärksten betroffenen
Gruppe der Asylsuchenden befürwortet die Mehrheit der Belragten in Ost und
West die realislische politische Position, daß der Zuzug nicht uneingeschränkt
möglich sein oder völlig unterbunden, sondern begrenzt werden sollte.

(Erich Wiegand)



19 Bereitschaft zu regionaler Mobilität

Während im Jahre 1988 nur etwa 40000 Bürgerinnen und Bürger der DDFI in die
ehemalige Bundesrepublik übersiedelten, fanden im Jahre 1989 insgesamt knapp
344000 Übersiedler Aufnahme im Bundesgebiet. lm September des Jahres 1989
erreichte deren Zahl, nachdem Ungarn am 1 1. September seine Grenze zu Öster-
reich geötfnet hatte, mit über 33000 einen ersten Höchslstand. Zu einem zweiten
sprunghaften Anstieg der Übersiedlerzahl auf über'133000 im November kam es
durch die Öflnung der innerdeutschen Grenze am 9. dieses Monats. Dieser Zu-
strom ebbte auch in den ersten Monaten des Jahres 1990 nicht ab. Erst nach der
Volkskammerwahl vom 18. März war ein deutlicher Rückgang zu verzeichnen. lns-
gesamt fanden im ersten Halbjahr 1990 über 238 000 Oeutsche aus der DDFI im
bisherigen Bundesgebiet Aufnahme, Seit dem l.Juli 1990, mit dem lnkralttreten
des Gesetzes zur Aulhebung des Aufnahmegesetzes und der Einstellung der
Aufnahmeverlahren für Übersiedler, wurde keine spezrelle Übersiedlerstatistik
mehr erstellt. Nach Schätzungen dürlte im Jahre 1990 die Zahl der Zuzüge aus
dem Gebiet der ehemaligen DDR in die bisherige Bundesrepublik etwa 300 000
betragen haben. Damit sind in den Jahren 1989 und 1990 insgesamt über 640 000
Zuzüge zu vez eichnen.

Auch wenn heute im Unterschied zu früher, als im Osten Deutschlands noch das
SED-Regime herrschte, wesentliche Ausreisegründe, wie politische Flepression,
lehlende Meinungsfreiheit, Mangel an demokratischen Mitbestimmungsmöglich-
keiten und eingeschränkte Fteisemöglichkeiten entlallen sind, kann dennoch, aut-
grund der sehr unterschiedlichen wirtschaftlichen Lagen in den neuen und den
allen Bundesländern, auch künftig mil Ost-West-Wanderungen gerechnet werden:
Sowohl die sehr unterschiedlichen Lebensbedingungen, als auch die äußerst
ungleichen Arbeitsmarktchancen in beiden Teil€n Deutschlands geben Anlaß zur
Vermutung, daß sich viele lvlenschen in den neuen Bundesländern mit dem
Gedanken tragen, in den westlichen Teilder Bundesrepublik überzusiedeln. lnwre-
weit diese Bereilschaft in den östlichen Ländern tatsächlich vorhanden und in
welchen Bevölkerungsgruppen sie besonders ausgeprägt isl, soll untersucht wer-
den. Gleichzeitig wird betrachtet, inwieweit umgekehn die Bürger im westlichen
Teil Deutschlands sich vorstellen können. in den östlichen Teil umzuziehen.

ln den neuen Bundesländern ist die Bereitschaft, in den anderen Teil Deutschlands
überzusiedeln, deutlich größer als in den alten Bundesländerni Während im öst-
lichen Teil der Bundesrepublik mehr als jader dritte (36 %) Befragte angibt, sich
vorslellen zu können, in eines der alten Bundesländar überzusiedeln, ist das
Umgekehrle in den alten Ländern nur bei knapp jedem vierten (24 %) der Fall. Oer
Westen slrahlt also aulgrund der sehr unsicheren ökonomischen Verhältnisse im
Ostteil der Bundesrepublik weiterhin eine große Anziehungskratt aus.
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Tab. 1: N4obilitätsbereitschaft nach Geschlecht und Altersgruppen

Bereilschafl zum Umzug von
Ostdeutschland Westdeutschland

in die alten in die neuen
Bundesländer

in aÄ

lnsgesamt

Geschlechl
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 44 Jahre
45 bis 59 Jahre
60 Jahre und älter

36

40

24

17

64
51

46
29
12

32
25
25
12

Oat€nbasis' ALLBUS 1991

Betrachtet man die Mobilitätsbereitschaft getrennt für l\,1änner un d Fftuen (Tab. 1),

zeigt sich generell, daß sich Männer eher als Frauen vorstellen können, in den
anderen Teil Deutschlands überzusiedeln. Während im östlichen Teil Deutsch-
lands 40 % der Männer und 33 9o der Frauen einen Umzug nach Westdeutschland
nicht ausschließen, betragen in den alten Ländern die entsprechenden Anteile
32"/" und 17 %. Dies mag darauf zurückzuführen sein, daß Männer stärker als
Frauen berufliche lnteressen verfolgen und von daher eher bereit sind, den
Wohnorl zu wechseln, wenn sie sich davon entsprechende Vorteile versprechen.
Allerdings sind di€se geschlechtsspezilischen Unterschiede im Westen deutlich
größer als im Osten. Das dürtle damit zusammenhängen, daß in der ehemaligen
DDR Frauen weitaus stärker als in der alten Bundesrepublik in den Arbeitsprozeß
einbezogen waren und von daher Fragen der Erwerbstätigkeil in größerem Umfang
eine Flolle bei ihrer künftigen Leb€nsgestaltung spielen.

Aus lab.7 ist auch ersichtlich, daß die Mobilitätsbereitschaft stark mit dem
Lebensaller variiert. Die generelle Tendenz ist in beiden Teilen Deutschlands die
gleiche: Je jünger die Belragten sind, desto eher sand sie bereit, ihren Wohnort zu
wechseln. Dies dürfte ganz allgemein auch damil zusammenhängen, daß jüngere
Menschen in Fragen ihrer Lebensplanung noch otfener sind und dabei auch
weniger Bücksichten auf eventuelle familiäre und sonstige Bindungen nehmen
müssen. ln den neuen Bundesländern sind fasl zwei Drittel (64%) der 18- bis
24jährigen bereit, in die westlichen Länder überzusiedeln, die westdeutschen
Belragten dieser Altersgruppe sind zu einem Drittel bereit, in den Osten überzusre-
deln. Auch in der Altersgruppe der 25- bis 34jährigen und der 35- bis 44jährigen
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sind die Anteile der umzugsbereiten Ostdeutschen mit 51 % und 46 o/o noch

überdurchschnittlich hoch. Merklich nimmt dieser Anteil erst bei den 45- bis
sgjährigen ab, beträgt jedoch immerhin noch 29 %. Bei den Westdeutschen, die
sich vorslellen können, nach Ostdeutschland umzusiedeln, ist der Anteil bis zum
Alter von 60 Jahren relativ hoch. Sehr gering ist in beiden Teilen Deutschlands der
Anteil der Umzugswilligen b€i d€n 60jährigen und älteren mit je',/veils 12 "/..

D€r überaus hohe Anteil der Ostdeutschen in der jüngsten Altersgruppe, die sich
vorstellen können, in den Westen überzusiedeln, ist zum einen sicherlich darauf
zurückzuführen, daß, wie in den anderen Altersgruppen auch, die Beschäftigungs-
perspektiven generell eher schlecht beurteilt werden. Hinzu kommen dürfte, daß

viele in ihrer Heimatregion nicht die Möglichkeit sehen, zukunttsträchtige Ausbil-
dungsberute im Dienstleistungsbereich oder in der lndustrie erlernen zu können -
sieht man einmal vom Großraum Berlin ab, in dem im Westteil der Stadt attraktive
Ausbildungsplälza angeboten werden. Weiterhin wird gegenwärtig eine große Zahl
jung€r Menschen in Betrieben und Branchen ausgebildet, deren Zukunfl im Osten
unsicher ist. ln den anderen Altersgruppen, in denen die Suche nach einem
geeigneten Ausbildungsplatz nicht mehr relevant ist, dürfte die Aussichl au, einen
besseren oder überhaupt einen Arbeitsplatz die Ursache für einen möglichen
Wohnortwechsel sein. Dafür spricht, daß bei den Arbeitslosen in den n€uen
Bundesländern mit 41"/" (nicht in Tab. 1 ausgewiesen) der Anteil der Umzugsbe-
reiten überdurchschnittlich hoch ist. Auch die Bereitschaft von Bürgern in den
wastlichen Bundesländern, in den Osten zu ziehen, dürfte verknüpft sein mit
besseren beruflichen Möglichkeiten. Bedenkt man, daß die Migrationsbereitschaft
im Osten Deutschlands zum einen deutlich höher ist als im Westen, und zum
anderen insbesondere die jungen Menschen bereit sind, in den westlich€n Teil der
Bundesrepublik überzusiedeln, besteht für die neuen Länder die Gefahr, daß sich
die ohnehin vorhandenen widschaftiichen Slrukturprobleme durch die drohende
Überalterung der Bevölkerung w€iterverschärfen könnten.

Gliedert man die Belragten nach ihrer Schulbildung, zeigt sich in d€n neu€n
Bundesländern, daß bei allen Befragten mit einem mindastens minleren allg€mein-
bildenden Schulabschluß eine überdurchschnittlich€ Bereitschatt zum Wohnort-
wechsel vorhanden ist. Dies€ ist bei den Befraglen mit Abitur oder Fachabitur mit
52 % am höchsten, aber auch bei den Besuchern der Polylechnischen Oberschule
mit Abschluß 10. Klasse (45 %) noch deutlich ausgeprägt. Von diesen Befragten
mit mitllerem oder höherem schulischem Abschluß unierscheiden sich ganz deut-
lich diejenigen ohn6 €in6n Abschluß und jene, die lediglich über den Abschluß der
8. Klasse verfügen, von denen lediglich 21 % sich vorstellen können, in den
Westen überzusiedeln.

ln den alten Bundesländern zelgt sich ein ähnliches l\rusler. Hier sind die Befragten
mit steigender schulischer Bildung €h€r bereil, in den Osten überzusiedeln. wäh-
rend lediglich 14 % der Belragten ohn€ ein€n Abschluß bzw. mit dem Abschluß der
Volks- oder Hauptschule sich vorstellen können, den wohnort zu wechseln, steigt
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Tab. 2: lvlobilitätsbereitschaft nach Bildunosabschlüssen

Bereitschatt zum Umzug von
Ostdeutschland Westdeutschland

in die alten in die neuen
Bundesländer

in%

Allgemeiner Bildungsabschluß
Ohre Abschluß, Volks', Haupt-
schulabschluß. Abschluß 8. Klasse
Mittlere Reite, Abschluß 10. Klasse
Fachhochschulreife, Fachabilur. Abitur

Beruf licher BildungsabschluB
Beruf lich-bekiebliche Anlernzeit
Teilf f charbeiterabschluß
Gewerbliche/landwirtschaft liche Lehre
Kaufmännische Lehre
Berutslachschulabschluß
Meister/Techniker
Fachhochschulabschluß
HochschulabschluB
Kein beruf licher Ausbildunqsabschluß

21

45
52

19

36
35

33

5;
27

't4
27
40

14

20

2A
30

25

Oatenbasis: ALLBUS 1991

die Bereitschatt über die Befraglen mil l,4ittlerer Heife (27 %) bis zu denen mit
Abitur oder Fachhochschulreife auf den überdurchschnittlichen Wert von 40 7..

Hinter diesen unlerschiedlichen Vorstellungen zwischen den lnhabern der ver-
schiedenen Bildungszertilikate, in den jeweils anderen Teil der Bundesrepublik
überzusiedeln, verbergen sich auch unterschiedliche Einschätzungen der Chan-
cen, auf dem Arbeitsmarkt gewünschte Positionen zu erlangen. lm Osten Deutsch-
lands sind es vor allem dejenigen ohne oder mit einem niedrigen Bildungsab-
schluß, die sich auch im Westen nur geringe Arbeitsmarktchancen ausrechnen,
und daher findet sich nur bei einer relativ kleinen Minderheit von ihnen die
Bereitschatt zu eanem Wohnodwechsel. Bei den Bürgern der westlichen Länder ist
vor allem auffällig, daß die lnhaber der Fachhochschul- und der Hochschulreife
sich in besonderem Maße einen Umzug vorstellen können. Die Gründe dürften
darin liegen, daß insbesondere diese Hochqualifizierlen, angesichts des in den
neuen Bundesländern vorherrschenden Mangels an Führungskräften in Wirtschaft,
lndustrie und Verwaltung, zusätzliche Karrieremöglichkeiten sehen. die sie zu
einem Wohnortwechsel motivieren könnten.

Sieht man die individuellen Arbeitsmarktchancen als wesentliche Determinante lür
einen möglichen wohnortwechsel, spielt neben dem allgemeinbildenden Schulab-
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schluß auch die erworbene berufliche Ausbildung eine große Bolle. Ein Blick auf
die Mobilitätsbereitschatl bei den verschiedenen beruflichen Ausbildungsabschlüs-
sen zeigt in den neuen Ländern eine unterdurchschnittliche Bereilschaft bei
Personen ohne beruflichen Ausbildungsabschluß (27 "/.) und solchen, die lediglich
eine beruflich-betrieblich€ Anlernzeit, jedoch keine Lehre absolviert haben (19%).
Etwa durchschnittlich isl die Bereitschatt bei denjenigen mit Teilfacharbeiterab-
schluß (33 o/o), mit dem Abschluß einer gewerblichen bzw. landwirtschattlichen
(36 %) oder einer kaufmännischen Lehre (35 %) und bei den Meistern und Tech-
nikern (33%). Stärker als im Bevölkerungsdurchschnitt ist die Bereitschalt zu
einem Wohnortwechsel in d€n Westen bei Personen vorhanden. die über einen
Hochschulabschluß (50 %) verfügen.

ln den alten Bundesländern sind die Verteilungen ähnlich. Unterdurchschnittlich ist
die l\4igralionsber€ilschatt bei denjenigen, die lediglich über eine beruflich-betrieb-
liche Anlernzeit verfügen (14 %). Die Gruppe ohne einen beruflichen Ausbildungs-
abschluß liegt mit 25 o/o €twa im Bevölkerungsdurchschnitt. Überdurchschnittlich ist
auch im Westen die l\,lobilitätsbereitschaft bei den Hochschulabsolventen (42 %).

Zusammenfass€nd läß1 sich festhalten, daß sich insbesondere JÜngere und besser
Ausgebildete vorstellen können, den Wohnort in westlicher oder östlicher Richtung
zu veränd€rn. Bei diesen Vorstellungen handelt es sich jedoch nicht um konkrete
Absichten, sondern vialmehr um eine lalente Bereitschaft. Daß diese Bereitschaft
sich bei den Westbürgern in größerem Umlang in konkrete Absichten verwandeln
wird, ist aufgrund der g€g6b€nen Arbeitsmöglichkeiten im Osten kaum zu erwar-
ten. Es kann jedoch davon ausgegangen werden, daß bei länger anhaltender
wirtschafllicher Misere in den n€uen Bundesländern zumindest ein Teil derjenigen,
die schon heute ein Verlassen ihrer heimatlichen Begion nicht ausschließen,
versuchen wird, in Westdeutschland Arbeit und Wohnung zu finden. Eine solche
Entwicklung hätte ernsthafte Konsequenzen für die ostdeutsche Winschaft. Da in
ersler Linie die jungen, besser ausgebildeten Bevölkerungsteile Mobililätsbereit-
schatt zeigen, wäre die ökonomische Folge ein Verlust gerade der Arbeitskräne,
die dringend zum wirtschaftlichen Aufbau gebrauchl werden. Die vorhandenen
strukturellen Probleme der ostdeutschen Wirtschaft würdan sich durch Überalte-
rung und Mangel an qualifizieden Arb€itskräft€n verschärfen.

(Reinet Trcnete0



20 Bürger und Politik I

Grundlegende politische Orientierungen

l\4it dem Beitritt der fünf neuen Bundesländer zur Bundesrepublik Deutschland sind
auch auf dem Gebiet der ehemaligen DDB demokralische lnstitutionen errichtet
worden. Da die Stabilität einer Demokratie nicht nur von der Funktionsfähigkeit
ihrer lnstitutionen, sondern auch von den Einstellungen und Verhaltensweisen
ihrer Bürger abhängt, ist eine zentrale Frage, in welchem Ausmaß bei den
ostdeutschen Bürgern politische Einstellungen und Verhaltensweisen vorliegen,
die diesen demokratischen lnslilutionen entsprechen. Diese grundlegenden poli-
tischen Einstellungen und Verhaltensweisen werden auch als politische Kultur
bezeichnel. Die politische Kultur wird wesentlich von dem politischen System
geprägt, in dem man aufwächst, und verändert sich nur langfristig, ln Westdeutsch-
land hat es nach der Einlührung demokratischer lnstitutionen im Jahre 1949 bis in
die 70er Jahre gedauert, bis sich eine demokratische politische Kultur entwickelt
hatte, die der etablierter westlicher Demokratien entsprach. Da die Bürger der
ehemaligen DDR in einem auloritären politischen System gelebt haben, ist einer-
seits nicht auszuschließen, daß sich bei ihnen eine politische Kultur herausgebildet
hat, die mit der Situation im Westen Deutschlands kurz nach dem Zusammenbruch
des Nationalsozialismus vergleichbar ist. Doch dürfen dabeiwichtige Unterschiede
nicht übersehen werden: So waren die ostdeutschen Btirger am Zusammenbruch
des politischen Systems der DDR selbst aktiv beteiligt. Außerdem wurden sie über
das Westfernsehen und durch direKe persönliche Kontakte mit Verwandlen stän-
dig mit lnformationen über die westliche Demokratie versorgt. Für den folgenden
Vergleich zentraler Elemente der politischen Kultur können also sowohl Überein-
stimmungen als auch Unterschiede zwischen Ost- und Westdeulschen erwartet
werden.

20.1 Persönlichkeitsmerkmale

Das Vertrauen in die eigenan politischen Fähigkeiten (persönliche politische Kom-
pet€nzerwartung) und autoritäre Orientierungen (Autoritarismus) sind grundle-
gande Persönlichkeitsmerkmale, die - je nach ihrer Ausprägung - positive oder
negative Voraussetzungen für die Herausbildung demokratischer Einstellungen
und Varha tensw€is€n darstell€n.

ln bezug aul parsönliche politische Kompelenzerwartung zeigen sich im Jahr 1990
nur sehr geringfügige Unterschiede zwischen West- und Ostberlanern (entspre-
chende nationale Umfragen liegen nicht vot, vgl. fab.7). Auffällig sind dagagen die
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in beiden Stadtteilen gleichermaßen großen Difterenzen zwischen irännern und

Frauen. Deutlich mehr Männer als Frauen zeigen eine hohe persönlich€ politische

Kompelenzerwartung. Auch beider Ditferenzierung nach verschiedenen Bildungs-
gruppen zeigen beide Stadtteile dieselbe Struktur. Je höher das Bildungsniveau,

desto höher auch der Anteil an Personen mit hoher Kompetenzer',/vartung. Beider
Differenzierung nach Altersgruppen liegen weder im Westen noch im Osten

systematische Gruppenunterschiede vor.

Tab. 1 : Persönliche politische Kompetenzerwartung
in West und Ost-Berlin

west-Berlin Ost-Berlin
Persönliche politische Kompelenzerwanung

niedrig mittel hoch niedrig mittel hoch

in l"

lnsgesamt

Geschlecht
[ränner
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß
Hauptschulabschluß
Mittlere Beife
Fachhochschulreife,

Abitur

2
13

'tl
6
4

't0

2

38
5'l

48

60
36

36
48
54
49

10

6
14

6
8
7

't8

46

40
52

44
49
48
42

44

54
u
50
43
45
40

39

57

53
46

41

29

8

59
49
51 41 10

52
51

61 3 40

oalenbasls: Ber in-umtagB 1s90 (wesrB€/in N = 1378; osl-B6nin: N = 8ff)

Standen b€i der Kompetenzerwartung noch die Gemeinsamkeit€n im Vordergrund,

so sind b€i der Betrachlung des Persönlichkeitsmerkmals Autorilarismus (vgl
fab.2) zunächst die erheblichen Unterschiede zwischen West- und Ost.Bsrlin
auffällig. ln Osl-Berlin sind mehr als doppelt so viele B€lragt€ hoch autoritär
orientiert als in West-Berlin. lnteressanterweise macht dia GeschlechtszugehÖrig-
keit für die Ausprägung autoritärer Haltung€n k€inerlei Unterschied. Sehr deutliche
Ditferenzen ergeben sich aber zwischen den Altersgruppen sov/ie bezüglich des
Bildungsniveaus. Mil zunehmendem Alter und mit sinkendem Bildungsabschluß

steigt in Wesi und Ost der Anleil autorilärer Personen.
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Tab.2: Autoritarismus in West- und OstBerlin

West-Berlin

niedrig mittel
Autorilarismus
hoch niedrig

Ost-Berlin

mittel hoch

in%

lnsgesamt

Geschlecht
IVIänner

Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
Ohne AbschluB
Hauptschulabschluß
l\.4itllere Reile
Fachhochschuheife,

Abitur

13
10

43

61

32

4'l
4A

55

53
59

56
66
60

41

55

54

54
54

51
48
57
58

14

14
14

5

8

8
7

16

6
1

0
I

11

37

39
34

8
4

10
33

28
22
34
57

44
2A
14

5;
37

4B 47 62

Dalenbasis' Berin Umfrage 1990.

Hinsichtlich der beiden Persönlichkeilsmerkmale zeigen sich demnach unter-
schiedliche Ergebnisse beiden Ostdeutschen. Während ihre persönliche politisch€
Kompetenzerwanung ebenso hoch ist wie die der Westdeutschen, ist der Autorita-
rismus deutlich stärker ausgeprägt.

20.2 Wertorientierung und ideologische Orientierung

Gesellschattliche Wenorientierungen und ideologische Orientierungen sind allge-
meine Prinzipien. mit deren Hille die Bürger konkrete Einstellungen und probleme
einordnen und bewerten, Sie sind demzufolge für die Skukturierung der politischen
Welt der einzelnen Bürger von zentraler Bedeutung.

ln Westdeutschland hat sich wie in anderen wesflichen lndustrienationen seit den
70er Jahren ein Wertewandel vollzogen. Während die Mehrheit der Bürger bis
dahin vor allem materialislische Ziele wie Wohlstand und Sicherheit präferierte, ist
der Anteil der Bürger immer größer geworden, der statt dessen postmaterialisti-
sche Ziele wie Gleichberechtigung, Umweltschutz und persönliche Entfaltung für
wichtig hält. Vorausselzung dieses Wertewandels waren gesellschatfliche Entwick-
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lungsprozesse wie beispielsweise die Steigerung des Wohlslandes und der tech-

nologasche Fortschritt. Da diese in der ehemaligen DDR nicht in gleichem Ausmaß

stattfanden und zudem der Zusammenbruch der DDB zu gravierenden wirtschatt-

lichen Problemen für die ostdeutschen Bürger Iührte, kann erwarlet werden, daß

die Ostdeutschen im Vergleich zu den Westdeutschen stärker materialistisch

orienliert sind. Ein Vergleich der Wertorientierungen von West- und Ostdeutschen

im Jahr '1990 zeigt für Westdeutschland 32 o/. Postmaterialisten und 15 % Materia-

listen, während bei den Ostdeutschen das Verhältnis genau umgekehrt ist (vgl.

Iaä.3). ln Ostdeulschland überwiegt also erwartungsgemäß eindeutig der Anteil

der lvlalerialisten.

Tab. 3: Wertorientierung

Westdeulschland
Materia- lvisch- Posf
listen typen materia-

lislen

Ostdeutschland
Materia- lrisch- Post-
listen typen materia-

listen

in%

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
'18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
Ohne Abschhß
Hauptschulabschluß
l,rittlere Reife
Fachhochschulreife,

Abitur

32 27

57

31

15
14

15 5d

62
55

44
4A
a2

56
45
20

13

0
7
I

21

56
60
54

40

63

53

15

25
21

16
7

13
't7

8
12

51

48
35
17

't2

17

40

44

61

30

11

14

3

Oal€nbas s ALLAUS 1 SeO, ISSP P us 1 990

Die Forschungen zum Wenewandel in den westlichen lndustrienationen haben

gezeigt, daß vor allem Jüngere und Personen mit höh€rem Bildungsabschluß

überdurchschnittlich häu,ig poslmaterialistisch örientiert sind. Dieses Muster läßt

sich - aul unterschiedlichem Niveau - sowohl in West- als auch in Ostdeutschland

autfinden. Die beiden jüngeren Altersgruppen und die Befragten mil mittlerem und

hohem Bildungsabschluß weisen deutlich höhere Anteile an Postmalerialisten auf
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ln den europäischen Staaten hat sich das Links-Rechts-Schema als der wichtigste
allgemeine Mechanismus herausgebildet, mit dem sich die Staatsbürger in der
politischen Welt orientieren und mit dem sie über Politik kommunizieren. Politische
Einstellungen, die durch das Links-Rechts-Schema organisiert sind, werden
gemeinhin als ideologische Orientierungen bezeichnet. Zur Erfassung dieser ideo-
logischen Orientierung wird eine Zehn-Punkte-Skala verwendet, deren Endpunkte
mit Links und Rechts gekennzeichnet sind.

Ein Vergleich der ideologlschen Orientierung der West- und Ostdeutschen im Jahr
1990 ergibt, daß die linke Orientierung bei den Ostdeutschen etwas slärker
ausgeprägt ist als bei den Westdeutschen, umgekehrt ist die rechte Orientaerung
bei den Westdeutschen slärker ausgeprägt als bei den Ostdeutschen (vgl, Tab.4).

Tab. 4: ldeologische Orientierung'

Westdeutschland
Links Milte Rechts

Osldeutschland
Links lvitte Bechts

in a/.

lnsgesamt

Geschlecht
I!4änner
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß
Hauptschulabschluß
Mitllere Beife
Fachhochschulreife,

Abitur

16
18

26
32

11

17
18
20

11

28
41

45

43

39

40

40
36
36

33
30

31

43
42
31

43

40
46

41

40
43
45

48
46
45

36

26

21
24

32
2A
26

20

43

43
44

43

44

18

19
16

26
29

44 52

44
25

10

' L nks-Rehts'Skala von l bs 10. Lnks= Skalenpunkt€ I bs4;Mitt€ = 5bisG F€chls = Tbis 10

Oalenbass ALLBUS r990. ISSP Plus 1990

Mit I Prozentpunklen Dilferenz ist der Unterschied zu den Westdeutschen aber
nichl sehr groß. lm Westen und Osten zeigt sich, daß ein systematischer Zusam-
menhang zwischen der ideologischen Orientierung mit Alter und Bildungsabschluß
besteht. Bei den Jüngeren und Personen mit hohem Bildungsabschluß ist die linke
Orientierung häufiger anzutreflen als bei den Alteren und Personen m.t niedrigem
Bildungsabschluß.



Sowohl in bezug auf die wertorientierung als auch auf die ideologische Orientie-
rung liegen also Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschen vor. Die Ostdeut-
schen sind deullich materialistischer und etwas stärker links orientiert als die
Westdeutschen.

20.3 Politische Beteiligung und politisches lnteresse

Ein Kennzeichen einer demokratischen politischen Kultur ist, daß die Bürger
grundsätzlich ein lnteresse an der Politik entfalten und darüber hinaus bereit sind,
am politischen Willensbildungsprozeß in verschiedener Weise teilzunehmen.

ln bezug auf die politische B€teiligungsbereitschaft lassen sich zwei Formen
unterscheiden: konvention€lle Formen, die sich auf Wahlen und Parteien be-
ziehen, und unkonvenlionelle Formen, die auf direkte und nicht-institutionalisiene
Aktionen wie Demonstrationen und Bürgerinitiativen gerichtet sind. Oiese sind im
Westen vor allem im zusammenhang mit der Studentenbewegung in den späten

Tab. 5: B€reitschaft zur politischen Beteiligung

Westdeutschland Ostdeutschland

in l"

Konventionelle Beteiligung

Sich an Wahlen belsiligen
Seine l\4einung sagen, im Bekanntenkreis

und am Arbeitsplatz
Sich in Versammlungen an ötfentlichen

Diskussionen beteiligen
ln ein€r Partei aktiv mitarbeiten
Als Helfer einen Kandidaten bei der Wahl

unterstützen

Unkonventionelle Beteiligung

Mitarbeit in einer Bürgerinitiative
Teilnahme an einer nichtgenehmigten

Demonstration
Hausb€setzung, Besetzung von Fabriken, Amtern
Bei einer Demonslratlon mal richtig Krach schla-

gen, auch wenn dabei einiges zu Bruch geht
Für eine Sache kämpfen, auch wenn dazu

Gewalt gegen Personen notwendig ist
Politische Gegner einschüchtern

87

81

45
18

15

74

84

49
11

15

30

10
2

2

41

8
3

3
1

2
3

OalenbaEs ALLSUS lSSS ISSP Plus 1990.



60er Jahren populär geworden. Betrachtet man konventionelle Formen der poli-
tischen Beteiligung (vgl. Tab.5), so zeigt sich in West und Ost grundsätzlich eine
hohe Bereitschalt, sich an Wahlen zu beteiligen und seine eigene Meinung im
kleinen Kreis zu äuße.n (84bZw.79"Ä],. Deutlich niedriger ist die Bereitschaft, sich
an ötfentlichen Diskussionen zu beteiligen (45 bzw.49%), und am geringsten

ausgeprägl ist die Breitschaft zur direkten padeiorientienen politischen Mitarbelt
(16 bzw, 13%). Nur hinsichtlich des Ausmaßes der Wahlbeteiligung liegen zwi-
schen West (87 o/o) und Ost (74 %) deutliche Unterschiede vor. Bei den unkonven-
tionellen Formen politischer Beteiligung, die legale und illegale Aklivitälen umfas-
sen, ist nur bei der Mitarbeit in einer Bürgerinitiative (legale Aktionsform) eine
größere Beteiligungsbereitschaft festzustellen. Diese ist im Westen (4'1 %) deut
licher ausgeprägl als im Oslen (30%), was angesichts der längeren Tradition
dieser Aktionslorm im Westen nicht überrascht. Alle illegalen Formen unkonventio-
neller politischer Beteiligung wie Teilnahme an einer nicht genehmigten Demon-
stration, Gewalt gegen Sachen und Gewalt gegen Personen werden im Osten wie
im Westen von weniger als '10 % der Bürger in Betracht gezogen.

Tab.6: Politisches lnteresse 1990 und 1991

Wesldeulschland Osldeulschland
Polilisches lnleresse

sehr staru minel wenig/ sehr slark/ mitlel wenig/
slark überhaupt stark überhaupl

nicht nichl
1990 1991 1990 19S1 1S90 1S91 1S90 19S1 1990 1991 1990 1991

lnsgesamt

Geschlechl
Männer
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
Ohne Abschluß
Hauptschul-

abschluß
Mittlere Reife
Fachhochschul

reife, Abilur

38 33 41 43 21 24 41 26 39 45 20 2S

35 44
43 45

48 44 38
27 22 45

41

44
14 15

34
47
34

34
19

18
23

22
36

34
27
26
32

52

28

27 42
23 44
28 39
27 36

36 27
39 31

39 35
36 35

43 45
45 49

23 39

41

41

45
40

3S
42
47
41

20
16
24

27
18
24

48
41

50
46
41

13

19
23

52

24
13

31

18

9

40

58

46

22 37

970

19 27 35

23 45 44
32 42 46

54 35 37

64

2A

18

7 s

Dalenbasis: ALLBUS 1990, 1991, ISSP PlLs 19S0
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Wie groß ist neben der Bereitschatt, sich selbst aktiv am politischen Geschehen zu
beteiligen, das allgemeine lnteresse an Politik? lm ereignisreichen Jahr 1990 ist
das polilische lnteresse in West und Ost gleichermaßen stark ausgeprägt (vgl.

Tab.6). lm darauffolgenden Jahr 1991 schwächle sich dieses lnteresse aber
wieder ab, wobei diese Abschwächung im Osten deutlich stä*er ausfällt als im
Westen, so daß 1991 das politische lnteresse im Osten niedriger ausgeprägt ist als
im Westen. Die Abnahme des lnteresses erfolgt gl€ichermaßen bei Männern und
Frauen sowle in allen Alters- und Bildungsgruppen. Die Unterschiede zwischen
diesen Gruppen blieben aber erhalten. Das heiBt Männer sind nach wie vor stärker
an Polilik interessiert als Frau€n und die Bürger mit hÖherem Bildungsabschluß
stärker als die mit niedrig€ran Bildungsabschlüssen.

Die Ergebnisse deuten insgesamt auf keinen größeren tlnterschied in der Beteili-
gungsbereitschaft an konkreten politischen Aktivitäten und dem allgemeinen poli-

lischen lnteresse der Bürger hin. ln beiden Teilen Deutschlands besteht ein hohes
Maß an poliiischem lnteresse mil der Bereitschaft zu demokratischen Formen
politischer Beteiligung bei gleichzeitiger Ablehnung illegitimer Beteiligungsformen.
Es zeigt sich jedoch auch, daß das Jahr 1990 mit seinen fundamentalen politischen

Umwälzungen zu einer erhöhten politischen lvobilisierung vor allem im Ostteil
Deutschlands führte, der '1991 ein Hückgang des allgemeinen politischen lnter-
esses folgte.

20.4 Bindung an lnteressengruppen und Parteien

lnteressengruppen und Parleien sind zentrale Vermittlungsinstanzen zwischen
Bürgern und politischen Entscheidungsträgern. Sie greifen die Ansprüche und
Erwartungen der Bürger auf und versuchen, diese in den politischen Entschei-
dungsprozeß einzubringen. Ob und inwieweit sich die Bürger von den lnteressen-
gruppen und den politischen Parteien mit ihren persönlichen Anliegen vertreten
lühlen, ist deshalb von maßgeblicher Bedeutung lür die Funktionsfähigkeit des
politischen Systems.

Bei der Frage danach, inwieweit die Bürger ihre persönlichen lnteressen durch
lnteressengruppen und politische Parteien venreten sehen, ergeben sich 1990
zwischen Ost- und Wesldeutschland - wenngleich auf unterschiedlichem Niveau -
vergleichsweise viele Ahnlichkeiten (vgl. Tab.7). Bei den lnt€ressengruppen w€r-
den Umw€ltschutzorganisationen bei weitem am häutigsten genannt, es folgen
Gew€rkschatten mit deutlich höherem Anteil in Ostdeutschland. Von den Kirchen
fühlen sich in Wesldeutschland mehr Bürger von der katholischen, in Ostdeutsch-
land mehr von der evangelischen Kirche ve(reten. Wirlschatts- und Berufsver-
bände sind in beiden Teilen Deutschlands von etwa gleicher Bedeutung. Politische
Parleien werden durchweg nicht so häufig genannt wie lJmweltorganisationen und
Gewerkschaften, aber im Durchschnitt häuliger als die übrigen lnteressengruppen.



Die CDU steht an der Spitze, gefolgt von der SPD und den Grünen bzw. Bünd-
nis 90 in Ostdeutschland. Angesichts der kurzen Zeit nach dem Umbruch in der
ehemaligen DDR ist es erstaunlich, wie stark bereits '1990 bei den Ostdeutschen
die Verbundenheit mit neuen politischen Organisationen, insbesondere neuen
politischen Parteien, ausgeprägt ist.

Tab, 7: Vertretensein durch lnteressengruppen und Parteien

Vertreten meine lnteressen'
Wesldeutschland Ostdeutschland

in 'k

lnteressengruppen

Gewerkschaften
Wirtschaft s- oder Beruf sverbände
Frauenorganisationen
Altengruppen
Bauern- und Landwirtschaftsverbände
Vertriebenenverbände
Kalholische Kirche
Evangelische Kirche
Umweltschulzorganisationen

Parteien

CDU/CSU
DSU
SPD
F, D, P,
Die Grünen
Bündnls 90
Bepublikaner
PDS

36
16
25
18
5
5

17
13
58

49
17
20
14
11

3
7

25
56

42'
14

25

27
3

11

31

14
26

3
1

' M6hdachfeinuns€nm&lich
" NurCDU.

oalsnbass: v€rgle chBnde wahlstudle Bundestagswahl l990. l wds (wesl:N = 1340rost:N = 692).

Wie steht es aber mit der Qualität dieser Bindung? Ein lndiz dafür isl die Fähigkeit
der Bürger, sich unter Angabe von Gründen ein Urteil über die Organisationen zu

bilden. Dazu werden Oaten erhoben, die nach den guten und schlechten Seilen der
wichtigsten politischen Parteien fragen, ohne den Befragten feste Antwortkatego-
rien vorzugeben. Betrachtet man den Anteil von Befragten, die weder positive noch
negative Argumente genannt haben, dann lällt auf, daß die Bürger in den neuen
Bundesländern keine Mühe hatten, die politischen Parteien zu beurteilen, die in der
ersten Bundestagswahl nach der Vereinigung um Unterstülzung watben (vgl.



Tab.8). Zw lag in Ostdeutschland der Anteil der Wahlb€rechtigten, die sich zu

COU, SPD, F.D.P. und den Grünen äußerten, etwas unter dem in Westdeulschland
gemessenen Anteil, war aber, sieht man von der F.D.P, einmal ab, mit knapp 90 %
erstaunlich hoch. Die Fähigkeit, sich unter Angabe von Gründen ein Urteil zu

bilden, ist bei den Bürgern in Wesl- und Ostdeutschland also in ausgeprägter

Weise vorhand€n. Ein weiteres lndiz für die Qualität der Bindung an Parteien ist,

in'/vieweil die Bürger eine Neigung zum Schwarz-Weiß-lvlalen haben, oder ob sie

Vor und Nachteile abwägen. Außern sie also nur positive bzr,Y. nur negalive

Argumente, oder finden sie positive und negative Argumenle? Die Verteilung
positiver und negativer Argumente ergibt, daß die Neigung der Bürger zum

Schwarz-Weiß-Malen für alla Parteien weniger ausgeprägt ist als das Abwägen

von Vor- und Nachteilen. Einzige Ausnahme bildet die PDS. Hier dominiert nicht

das Abwägen von Vor und Nachteilen, die Ostdeutschen äuRern überwiegend nur

negative Argumente zu dieser Partei.

Tab. 8: Bewertung politischer Parteien

ln Wesldeutschland nannten . . . ln Ostdeulschland nannt6n. . ,

posiliv€ nur wed* nur posilive nul weder
positive und neqative positive posilive und negativ€ po§itive

negstivs noch negalive noch
negatrve negalive

. . . Argumenle für die politisch€ Pärt€i

in%

CDU/CSU
F,D,P,
SPD
Die Grünen
PDS

't5

13
10

1

15
10
13

48

I
2A
12
ll
8

56

60
,o_

6
18
6
7

62
39

74
43

Oaronbasis: wahlsrudis 1990, For*hungsgrupp€ wähl6n. 2. Well€ (We8l: N = 1476)i VoNahlsludis zur 8und.s.
ragswahr1990, Emnidrpo§4JsuMA (osr: N = 959).

Die Bindung an lnteressengruppen und Parteien ist danach in Wesl- und Osl
deulschland vergleichbar hoch ausgeprägt, ebenso die Qualität der Bindung an die
politischen Parteien.

(Edeltraud Roller / Roll Hackenbroch I Hans- Dieter Klingemann /
Jügen Lass loarolin Schöbel / Bernhard Weßels)
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21 Bürger und Politik ll
Problemwahrnehmungen, Rolle des
Staates und Akzeptanz der Demokratie

21 .l Wahrgenommene Probleme
und Problemlösungskompetenz von Regierungen
im Prozeß der deutschen Einigung

Die Vereinigung der beiden deutschen Staaten ist für die Menschen mit großen

Hoflnungen verbunden, konfrontiert sie aber auch mit vielen Problemen, die für sie
zum Teil bisher unbekannt oder von eher nachgeordneter Bedeutung waren. Die

Frage, welches Problem von den Befragten als das wichtigste eingeslutl wird, gibt

Aufschluß darüber, wie die Bürger die aktuelle Situation wahrnehmen. Das Muster
der Wichligskeitseinschätzungen kann als das spezifische,,Problemprofil der
Gesellschafl" bezeichnet werden. Es verweist darauf, in welchen Bereichen die
Bürger Veränderungen erwarten und wo politisches Handeln notwendig isl.

Die hier vorgestellten Dalen stützen sich auf Umfragen, die kurz nach der Vereini-
gung im November '1990 durchgeführt wurden. Ein Wesl-Ost-Vergleich zeigt, daß

sich die Bürger in beiden Teilen Deulschlands mit jeweils unterschiedlichen
Problemlagen konfronliert sehen (vgl fab.1). Die einzelnen Problemnennungen
lassen sich zu Bereichen zusammenfassen, von denen Arbeitslosagkeit, Wid-
schaftsprobleme, soziale Probleme, Probleme der Einheit im eng€ren Sinn und

Umweltverschmutzung die wichtigsten sind. lm Osten nimmt das Problem Arbeits-
losigkeit den alles überragenden Rang ein, mehr als die Hälfte der Befragten
nennen dieses Problem als das wichligste. An zweiler Stelle lolgen mit elwa einem
Fünftel der Nennungen Wirtschaftsprobleme, wobeivor allem ein Aulschwung der
Wirtschatt als notwendig erachtel wird und das starke Wirtschaftsgefälle zwischen
Ost und West Sorgen bereitet. Soziale Probleme, wie Mieten. Flenten und Gesund-
heitsfürsorge, werden von den Bürgern Ostdeulschlands nur sellen genannt.

Möglicherweise werden diese aufgrund der Überzeugung, daß zunächst die öko-
nomische Grundlage für den sozialen Fo(schritt gelegt werden muß, zurück-
gestellt.

Die beiden Problembereiche Arbeitslosigkeit und Wirtschaft sind dagegen für die
Bürger in Westdeutschland von eher nachgeordneler Bedeutung. Für sie stehen
Probleme der Einheit an erster Stelle. Diese ergeben sich aus dem Zusland. in

dem sich das Gebiel der ehemaligen DDFI belindet, und dem Problem, wie der
Aufbau Ostdeulschlands finanziert werden soll. Wie seit Jahren steht auch die
Umweltverschmutzung oben auf der Prioritätenliste.
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Tab. 1: Wahrgenommene Probleme in West- und Ostdeutschland

losigkeit

Wesl Ost

schafts-

Wesl Osl

Problsme lJmwelt-
der Einheit verschmut-

zunq
West Ost wesl Ost

Sonstiges'

wesl Osl

Soziale

wesl Osl

lnsgesaml

Geschlecht
l\ränner
Frauen

Altersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahr€

Schulabschluß
ohne Abschluß.
Hauptschul-

abschluß
Mittlere Reile
Fachhochschul-

reife, Abitur

't0 51

56
19 11

94
3043

16
14 t6

14
12

9 52 422 8 645 416 214 14

8
I

51 26
19

49
41

't5

17
16
19

14
't2

4
I

6
3

6
11

7

7
I

,

4
3

t

4
4

2
2
6
5

'|

2

2

410

760
10 56
s57
745

6
4

l9
26
22
21

30
20
13
1'l

13
14
't5

10
'tl
l0
17

538
244
350

11 44

644

5
4 49

19 13 t4

' Sonstig€ Probrerng §nd im vves1sn: Fri€d€n iAbrü§rung, Entspannung, Golfl(ise), Fremde (Aussiedler, Asylanren,
A!sländ€.), EG, KiEinälilä1. Fschls6xlGmismus u.a.: im Osl..: Fri6d3n labrüslung, Gollkds€), S1asi, PoS,
Bo.kpad€ien, sowjolische Soldalsn u. a.

Dal6nb6is: Bondestagvahl 1990. Foßchungsolrppe wahlsnrusuMA (w6st N = 1065to31:N = 1265).

Unterschiedliche Wahrnehmungen von Problemen können vor allem auf die
Lebensbedingungen der lndividuen zurückgefühn werden, Diese werden neben
den regionalen Ungleichheiten, wie sie sich zur Zeit zwischen dem Osten und dem
Westen Oeutschlands darstellen, durch soziodemographische Merkmale wie
Geschlecht, Alter und Schuldbildung bestimmt,

Betrachiet man die Probleme, die für die Bürger im Vordergrund stehen, stellt sich
die Frage, welche Regierung ihrer Meinung nach in der Lage ist, diese Probleme
zu lösen fvgl lab- 2). Hier zeigt sich, daß sowohl im Westen als auch im Ost€n der
Regierungskoalition von CDU/CSU und F.D.P. insgesaml €ine deutlich höh€re
Probl€mlösungskompetenz zugeschrieben wird als einer SPD-Regierung. Dies
wird besonders deutlich beider Lösung der Wirtschaftsprobleme und der Probleme
in Verbindung mit der Vereinigung der beiden deutschen Staaten. Der SPD wird
lediglich im Westen eine höhere Kompeienz zugeschriaban als der Koalition, und
zwar in den Bereichen soziale Probleme und Umweltverschmutzung. Auffallend ist
der große Anteil der ostdeutschen Befragten, die in allen Problembereichen die

640



Ftegierungskoalition und die SPD gleichermaßen als kompetent zur Lösung der
Probleme ansehen. Diese Ergebnisse können dahingehend interpretiert werden,
daß die Bürger in Ostdeutschland einerseits durchaus zwischen den spezifischen
Komp€tenzen der Parteien differenzieren, andererseits aber den westlichen poli-
tischen lnstitutionen generelldie Lösung der Probleme zutrauen, Allerdings äußert
sich jer,/veils etwa ein Sechstel der ostdeutschen Bürger eher pessimistisch und
glaubt, daß die Probleme Arbeitslosigkeit und Umweltverschmutzung von keiner
der Regierungen gelöst werden können.

Tab. 2: Problemlösungskompetenz von Regierungen

osigkeil
West Ost

probl
Soziale

West Ost
der Einheit"
West Ost

schmutzung
Osl

cou/csu,F.o.P
Hegierung
SPD-Begierung
b€ide

36
48
10

6

22
31

5

34

13
7

22
38
11

23
28
16

2l .2 Rolle des Staates

Mit der Frage nach den wichtigsten Problemen erhält man lnlormationen zu
Bereichen, in denen die Bürger politisches Handeln erwarten. Olfen ist, wer aus
der Sicht der Bürger für die Lösung der Probleme verantwortlich ist, Für viele
Aufgabenbereiche hat in den meisten westlachen Ländern inzwischen der Staat die
Verantwortung übernommen. ln Westdeutschland konzentried sich dabei die Flolle
des Staates auf soziale Aufgaben wie die Absicherung im Alter, bei Krankheit und
Arbeitslosigkeit; teilweise greift der Staat auch in die Wirtschattsabläufe ein. lm
sozialistischen System der DDFI war die Rolle des Staates umfassender. Nahezu
jeder Bereich unterlag staatlicher Regelung. Wenn die politischen Einstellungen
der Bürger von den politischen und ges€llschattlichen Systemen g€prägt werden,
in denen sie aufwachsen, dann sind in West- und Ostdeutschland auch unter-
schiedliche Vorstellungen über die Rolle des Staates zu erwaden.

Dies6 können ermittelt werden, indem für neun unterschiedliche Aufgabenbereiche
gefragt wurde, ob der Staat dafür die Verantwortung übernehmen sollte oder nicht.

61 60
27 14
923

60 58
29 31

98

'lm W€sten wurde danach gefßgt wer am beslen dalür geeignel sr, ,daB sch d€ LEb€nsbedingung6n ,n
Osldeulschländ räsch v€rb€ssern" (ausgewiesen in der ersten Spa te) sowie ,daD sich d€ Leb8nsbsdrngung€n if
Westdeulschand nichl verschl€chlem" (aßgswesen in der aeiten Spale)i im Osle. w!rd6 getagr nach der
, Lösu ng der Probl6me die mil dd Verein gung der be den deutschen Staaten zu tu n haben '.

Oalenbas s Bundeslagswahl 1990 Forschungsgruppe Wah€nruSUMA.
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Die Mehrheit der abgefragten Aufgabenbereiche bezieht sich aul soziale Aufgaben
(Absicherung im Alter, bei Krankheit usw.), zwei Auigabenbereiche betreffen die

Ökonomie (Kontrolle der Preise, Wachstumssicherung). Wenn man aus den

Antworten zu den neun Aufgabenbereichen einen Durchschnitt bildet, dann wün-

schen 77 7. der Westdeulschen und 92 % der Ostdeutschen eine Verantwortung

des Staates (vgl. Iab.3,). Der Wunsch nach einer umfassenden Flolle des Staates

ist danach im Osten stärkel als im Westen.

Tab.3: Rolle des Staates in einzelnen Aufgabenbereichen

Der Staat sollt€ verantwortlich sein
West Ost

in o/"

Gesundheitliche Versorgung Iür Kranke
Angemessener Lebensstandard für alte lvlenschen
Finanzielle Unterstützung lür Stud€nten aus

einkommensschwachen Familien
Angemessene Wohnung für diejenigen, die es sich

finanziell nicht leisten können
Angemessener Lebensstandard f ür Albeitslose
Arbeitsplatzgaranlie
Konlroll€ der Preise
Abbau der Einkommensunlerschiede
Sicherung des wachstums

95
95

99
99

96

94
94

91

84
80

86

80
78
74
70
64
52

Datenbasis aLLBUS 1990, lS§P Plus l99o

ln bezug aul die einzelnen Aulgabenbereiche ist die Übereinslimmung zwischen

West und Ost am höchsten bei den Aufgabenbereichen der Absich€rung im Alter

und bei Krankheit (95 bzw. 99 %). Bei allen anderen Ber€ichen ist der Anteil der

Ostdeutschen, die eine staatliche Veranhvortung wünschen, höher als bei den

Westdeutschen, Am deutlichsten ist die Oifferenz bei der wirtschattspolitischen

Aulgabe der Sicherung des Wachstums (52 bzw. 80 %). Doch in diesem Fall sind

es auch bei d€n Westdeutschen immer noch mehr als die Hältle, die sich für eine

Verantwortung des Staates aussprechen.

Zur Untersuchung der Gruppenunterschiede wurden die Angaben zu den einzei-

nen Aulgabenbereichen zusammengelaßt: Pro Gruppe wird die durchschnittliche

Anzahl der Aufgaben ausgelviesen, für die der Staat verantwortlich sein sollte (vgl,

Iab.4). Angesichts der hohen Zustimmung zur Staatsveranhvortung im Oslen
ergeben sich hier nur geringlügige Unterschiede zwischen den verschiedenen
Gruppen. Bei den Westdeulschen sind die Unterschiede zwischen den Gruppen

etwas größer. Flelativ deutlich sind die Unterschiede aber nur bei den Parteianhän-
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gerschaften ausgeprägt. Die Anhänger d6r Grünen wünschen mit durchschnittlich
7,5 Aufgaben eine stärkere Rolle des Staates als die Anhänger der anderen
Parteien. Mit durchschnittlich 6,4 Aufgaben liegen die Anhänger der CDU/CSU am
Ende dieser Skala.

Tab.4: Flolle des Staates insgesamt

Durchschnittliche Anzahl der
Aufgaben, für die der Staal
verantwonlich sein sollte'
West Ost

o

lnsgesamt

Geschlecht
Männer
Frauen

Altersgruppen
'18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Schulabschluß
ohne Abschluß.
Hauptschulabschluß
Mittlere Beife
Fachhochschulreife, Abitur

Parteipräferenz
PDS
Die Grünen, Bündnis 90
SPD
F.D.P,
CDU/CSU
Republikaner, NPD

ldeologische Orientierung
Links
Mitte
Rechts

Wertorientierung
Materialisten
i.4ischtypen
Postmaterialisten

6,8

7
I

6,

6,

8,2

8,1

8,3

6,9
6,7

7,2
6,9
6,7
6,7

8,1

8,1

8,3

8,3
8,2
8,0

7,5
7,1

6,6
6,4
6,8

8,3
8,'r
8,4
8.'l
8,1

7,1

6,7
6,6

8
I ,0

,2

6.8
6,7
7,0

8,4
8,1

8.1

' Maximalkonnlen 9 Aufgab€n genan.twerden.

Datenbasis ALLBUS 19S0, lS§P Plus 1990.

643



Die Daten zeigen insgesaml, daß sowohlin West- als auch in Ostdeutschland dem

Staat die dominante Bolle bei der Lösung sozialer und ökonomischer Probleme

zugewiesen wird. Dies ist im Oslen noch stärker ausgeprägt als im Westen.

21 .3 Zuiriedenheit mit der Demokratie und Akzeptanz
demokratischer Prinzipien

Die Grundvoraussetzungen einer stabilen Demokratie sind ein€rseits die Akzep-

tanz der Demokratie als politische Ordnungsform und andererseits die Akzeptanz
grundlegender Regeln und Normen der politischen Auseinandersetzungen, die im

Rahm€n dieser Ordnungsform stattfinden. lnsofern können diese beiden Kompo-

nenten als die Kernelemenle einer demokratischen politischen Kultur gelten.

ln lab.5 sind die Prozentsätze der Befragten autg6führt, die 1991 "mit der

DemokratiB, so wie sie in Deutschland besteht" alles in allem zufrieden sind. Die

Frage richtel sich also weniger auf die Akzeptanz der demokratischen Ordnungs-
form als solcher. sondern eher aul die Wirklichkeil der Demokratie in Deulschland.

Da nach allen bisherigen Forschungsergebnissen die Zufriedenheit der Bürger mit

der Wirklichkeit oder dem Funktionieren einer Demokratie auch von der unmittel-

bar€n Lebenssituation dieser Bürger beeinllußt wird, ist die Differenz der Demokra-

tiezufriedenheit von 20 Prozentpunkten zwischen d6n West- und Ostdeutschen

durchaus plausibel. Dennoch ist auch bei den Bürgern der neuen Bundesländer

aine klare Mehrheit zufrieden mit der Demokratie, so wie sie in Deutschland

bestehi. Diese Zufriedenheit dürtte mit der Konsolidierung der Lebensverhältnisse
in den neuen Bundesländern weiter zunehmen.

Bei der Aufschlüsselung der Demokratiezufriedenheit nach verschiedenen sozia-
len Gruppen zeigt sich, daß vor allem b€i den Parteianhängerschaften und bei den
ideologischen Gruppierungen Unt€rschiede bestehen. Diese Unterschiede folgen
weitgehend dem Links-Flechts-Kontinuum: Je stärker die Partei aul dem linken

Spektrum anzusied€ln isl, desto geringer ist die Demokratiezufriedenh€it ihrer

Anhänger, und je slärker sie auf dem rechten Spektrum lokalisiert werden kann,

desto höher isl die Demokratiezufriedenheit rhrer Anhänger. Ahnlich verhält es sich

bei der id€ologischen Orientierung. Eine Ausnahme von diesem Links-Bechts-

Iruster bilden die Anhänger der Republikaner und der NPD, die unler den wast-

deutschen Bürgern die niedrigste Demokratiezufriedenhait aller Parteianhänger-
schaften aufweisen.

Bei der Akzeptanz demokratischer Prinzipien (zenirale Regeln und Normen der
politischen Auseinandersetzung) zeigen sich sehr unterschiedliche Ergebnisse, je

nachdem um welches Prinzip es sich handelt. Die Übereinstimmung mit demokrati-

schen Prinzipien bewegt sich zwischen 11 o/o und 94o/" bei den Westdeutschen
und zwischen I70 und 98 % bei den Ostdeutschen (vgl. Iab. 6).
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Tab. 5r Zufriedenheit mit der Demokratie in Deutschland

Ost

in 'k

lnsgesamt

Geschlecht
l'/änner
Frauen

Allersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
ohne Abschluß,
Hauptschulabschluß
I\,,littlere Reife
Fachhochschulreife. Abitur

Parteipräferenz

Die Grünen. Bündnis 90
SPD
F,D.P,
CDU/CSU
Republikaner, NPD

ldeologische Orientierung
Links
t\4itte

Rechts

Wertorientierung
[4aterialisten
Mischtypen
Poslmaterialisten

62

64
60

64
64

66
60
58

25
49
62

'1

49
66
80

82

83
82

79
76
85
85

81
83
86

62
81

90
94
38

77
84
87

81

85
79

67
61
58

Dalenbas s aLLauS 1991

Ein klareres Bild ergibt sich, wenn nicht einzelne Prinzipien betrachtet, sondern
Prinzipien zusammengefaßt werden, die sich aul Grundrechte (Aussagen b, e,
g, h) bzw. auf Arten der Koniliktaustragung (Aussagen a, c, f, i) beziehen. Dazu
wird jeweils ein Mitlelwert berechnet, der aut bz,,y. abgerundet wird, wenn die
Werte nicht ganzzahlig sind (vgl. Tab.7). Bei den Grundrechten ist sowohl im
Westen als auch im Osten die Übereinstimmung mit den demokratischen Prinzi-
pien außerordentlich hoch, wobei sie im Osten (99 %) sogar noch etwas höher ist
als im Westen (95 %). lnlolge der ausgeprägten Akzeptanz dieser auf Grundrechte
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bezogenen demokratischen Prinzipien ergeben sich auch nur geringe Unter-
schiede bei der Aufschlüsselung nach sozialen Gruppen,

Ganz anders ist die Sachlage bei d€n demokratischen Prinzipien, die sich auf die
Konfliktaustragung beziehen. Hier beträgl der Anteil der Bürger, die damit überein-

stimmen, etwa ein Drittel im Westen (33 %) und etwas weniger als ein Drittel im
Osten (2S %). Die Akzeptanz demokratischer Prinzipien der Konlliktauskagung ist

demzutolge also sowohl bei den Westdeutschen als auch bei den Ostdeutschen
wesentlich niedriger als die der demokratisch€n Prinzipien, die sich auf Grund-

Tab. 6: Übereinstimmung mit einzelnen demokratischen Prizipien

Ost

in "h

a) Die Auseinandersetzungen zwischen den ver-
schiedenen lnteressengruppen in unserer Ge-
sellschaft und ihre Forderungen an die Regie-
rung schaden dem Allgemein'/rohl (-)'

b) Jeder Bürger hal das Rechl, notlalls tür serne
Übsrzeugungen aufdie StraBe zu gehen (+)

c) Der Bürger verliert das Recht zu Streiks und
Demonslrationen, rvenn er damitdie öItent-
liche Ordnung gefährdet (-)

d) ln jeder demokratischen Gesellschaft gibt es
bestimmte Konllikte, die mit Gewall ausgetra-
gen werden müssen (-)

e) Jeder sollte das Recht haben, ,ür seine Mei-
nung einzutreten, auch wenn die Mehrheit an-
derer i,4einung ist (+)

f) Aufgabe der politischen Opposition ist es nicht,
die Regierung zu kritisieren. sondern sie in
ihrerArbeit zu unterstützen (-)

g) Eine lebensfähige Demokratie ist ohne politi-
sche Opposilion nicht d6nkbar (+)

h) Jede demokratische Parlei sollte grundsätzlich
die Chance haben, an die Regierung zu
kommen (+)

i) Die Interessen des ganzen Volkes sollten im-
mer überden Sonderinteressen des einzelnen
stehen (-)

93

88

98

41

96

91

,a

91

86

94

46

94

92

'11

' Oi6 in ßlamm€r g€s.tn€n Plus. und Minus26ich6n hinrBr .,6n Aussagen osben an, ob dio jewoiligs Ausss96 b§li,r-
wond (+) odsr abgelehnl (-) wed€n muo, um die Aussaqe als üb€ßinslimhend mit don domokratsd€n Pin.
2ipisn klassilizi€rsn !u köon.n.

Dat€nbasisr ALTBUS 1988i|SSP Plls 1990.
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Tab. 7: Übereinstimmung mit demokratischen Prinzipien insgesamt

Grundrechte' Konfliktaus-
tragung"

Ost
Grundrechte Konfliktaus-

tragung

ir "/.

lnsgesamt

Geschlecht
[,4änner
Frauen

Allersgruppen
18 bis 24 Jahre
25 bis 34 Jahre
35 bis 49 Jahre
ab 50 Jahre

Bildungsabschluß
ohne Abschluß.
Hauptschulabschluß
Mittlere Reife
Fachhochschul-
abschluß, Abitur

Parteiprälerenz
PDS
Die Grünen/Bündnis 90
SPD
F.D,P,
CDU/CSU
Republikaner, NPD

ldeologische Oraentierung
Links
Nritte

Rechts

Wertorientierung
Materialislen
Mischtypen
Postmaterialisten

95

96
95

96

94

94
96

98

ss 2S

98
100

100
98

99

98

3'l
27

98

37
31

44
44
34

26
35

50

65
36

21

21

48
29
?4

30

25

30

56
98
96

100

100

99
100
98

100
98

30

19

47

97
95
94

89
96
99

99
98

40
24
18

17
27
56

97
99

100

19

45

' Aussag€n b. e, g lnd htvgl. Tab.6.
- Aussag€n a. c, I und :v9. Iab 6

Datenbasis: ALLBUS 1988r ISSP Plus 1990

rechte beziehen. Das lieOl einerseils daran, daß es einen Lernprozeß erfordert,
Konflikte zwischen lnteressengruppen als eine positive demokratische Norm zu
akzeptieren. Andererseits liegt es aber auch daran, daß diese Norm. in den
Aussagen a, c und ijeweils mit einer Allgemeinwohlorienlierung konfrontiert wird,
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die als solche keines',/vegs als undemokratisch bezeichnet werden kann. Wenn
also die lvlehrheit der Bürger nach den präsentierten Daten nicht mit den demokra-
tischen Prinzipien der Konfliktaustragung übereinstimmt, dann bedeutet das
zumindest auch eine relative Priorität des Allgemeinwohlprinzips gegenüber den
Konlliktaustragungsprinzipien. Hinsichtlich des Ausmaßes der Übereinstimmung
mit den demokratischen Prinzipien der Konfliktaustragung gibt es deutliche Unler-
schiede zwischen verschiedenen sozialen Gruppen: eine überdurchschnittlich
hohe Übereinstimmung weisen die Männer, die Jüngeren, die Befragten mit
höherem Bildungsabschluß, die Anhänger der Linksparteien, die Linken und dia
Postmaterialisten aul. Das triftl wiederum gleichermaßen für den Westen und den
Osten zu.

Hinsichtlich der Übereinstimmung mit demokratischen Prinzipien liegen also weder
in dem Ausmaß, noch in dem Muster der Aufschlüsselung nach sozialen Gruppen
relevante lJnlerschiede zwischen den Bürgern des westlichen und des östlichen
Teils Deutschlands vor. Damit beslehen in einer zentralen Komponente der
politischen Kullur im vereinigten Deutschland keinerlei ,,Ungleichzeitigkeiten'zwi-
schen Ost und West,

(Edelüaud Rollet/Dietet Fuchs|Kat n Voltmet)
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Arbeitsproduktivität 270, 313
Arbeitsteilung im Haushalt 447fl.
Arbeitsunlähigkeit 195ff.
Arbeitsunfälle 198if.
Arbeitszeit 154 f., 366
Arbeitszufriedenheil 581 ff., 588ff.
Architekten 349
Armut 482tf.
Arzte 203ff., 349, 430, 512ff.
Arztedichte 203
Asylbewerber 57 l.,620tl.
Ausbaugewerbe 321f.
Ausbildung 59 tf.

s. a. Schul- und Berulsausbildung
Ausbildungsabschluß 101, 428
Ausbildungsförderung 87ti.
Ausluhr 279if., 303, 316, 432
Ausluhrpreise 284,289
Ausgaben

- Bundesanstalt für Arbeit 232

- für Gesundheit 21511.,22911.

- für Kultur 155f.

- für Sport und Erholung 155f.

- für Umweltschutz 417f.
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- Kindergeld 2361.

- Krankenversicherung 22911.

- ötfentlicher Haushalte 248tf.

- privater Haushalte 113f., 119tf.,
137 f.

- Rentenversicherung 225tf.

- Sozialhilfe 233tf.
Ausländer 39 tf., 54 tf., 526 tf., 61 2 ff.

- Arbeitslose 108f.,531 tf.

- Bildungsniveau 851.

- Sozialhilfeemptänger 233f.

- Wohnverhältnisse 149,533tI.

- zu- und Fonzüge 39,54tf.
Ausländerleindlichkeit 617f., 622f.
Außenhandel 279 ll., 2A6 1., 432
Außenhandeisbilanz 280tl., 2881.,

432
Außenwirlschaft 279t|.
Aussiedler 39tf.
Aussp€rrung 188
Ausstattung dar privaten Haushalte

12911.

Auszubildende 66tt., 72 ff.,328, 350
Aulos s. Pe rsone n kaltwage n
Autobahnen 375

BAIöG (Bundesausbildungsf örderung
gesetz) 87f.

Bahnverkehr 374if.
Banken 342ff.
Bargeldumlaul 343
Bauferligstellungen 1501.

Baugenehmigungen 150ti.
Baugewerbe 311, 321 ff.
Baukosten 151

Baupreisentwicklung 358, 362
Bausparen 132
Bausparkassen 345
Bautätigkeit '149 tf,

Beamte 98ff.,261

- Altersversorgung 221f.

- Haushaltseinkommen 116f.
Beförderungen (Verk€hr) 379tf.

Beherbergungsgewerbe 338tf.
Behindene 65.213f.
Benzin 383.419 t.

Bergbau 3'11 ff.,3'18f|.
Berufe 97tf.
Berufsanfänger 1O7 t't.. 112
Berufsausbildung 66 tf,, 71 lf., 11 I
Berufskrankheiten 198t.
Berulsschulen 60f.,66tf.
Berufstätige 90 tf.
Beschäftigte s. a. Erwerbstärge

- Baugewerbe 322

- Freie Berufe 348 tf.

- Gastge, erbe 338 ff.

- Handel 330f,

- Handwerk 326f.

- Kreditgewerbe 343

- Landwirtschatt 295f.

- Öffentlicher Dienst 259tf.

- Produzierendes Gewerbe 311 tl.,
320

- Versicherungen 347
Besorgnissymptome 571f.
Bestattungen,kirchliche 191tf.
Beteiligung,soziale 171 ft.
Betriebe s. a. Untefiehmen
- forstwirtschaftliche 303f.
- landwirtschaftliche 294f.
Betriebsergebnis 336f.,342

s. a. Kostenstruktut
Betten in Krankenhäusern 207,430
Bevölkerung 37t1.,427
Bevölkerungsdichte 42f|.
Bevölkerungsenhvicklung 38ff.
Bevölkeru ngsverteilung, räumliche

42ff.
Bewährungshilfe, -aufsicht 246f.
Bibliotheken 164f.
Bierkonsum 125,210
Bilanz(Kreditinstitule) 3431.
Bildung 59tf.,84t|.,428
Bildungsabschluß 64, 83tf., 109f.,

s. a. Schul- und Berulsausbildung
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Bildungsbereiche 6011.

Bildungsbudget, ötfentliches 87
Bildungschancen 84 tf.
Bildungsniveau 83 t.

Binnenschiffahrt 378,381fi.
Biosphärenreservat€ 420
Bodennulzung 293f.
Branntweinverbrauch 210
Braunkohle 393,395tf.
Bruttosozialprodukt 265 tl., 27 1 ll.,

27711.,3901.,431
Bruttowertschöpfung 268ff., 311
Bücher 164f.
Bundesbank 289 tf.,343
Bundesgerichte 238 fi.
Bundesländer 431., 106t., 179, 41 4
Bundestag, Deutscher 17'1 tf.
Bundestagswahl iTl if.
Bundesverfassungsgericht 240f .

Chöre '170

Demokratie 644tf.
Deposition 407
Diebstahlsdelikte 242t|.
Dienstleistungsbereich 96fl., 268ff.,

329fi.
Dienstleistungsbilanz 289f.
Düngemittel 412

Ehe/Partnerschaft 448f.. 594ff.

- Zukiedenheit mit 4481.
Ehedauer 54
Ehelösungen 50 ff.
Ehescheidungen 50 ff.
Eheschließungen 5011.

Eiererzeugung 299f.
Eigenlumswohnungen 140ff.,497
Einbürgerungen 56
Einluhr 279ff., 285fi .,303, 432
Einfuhrpreise 284,289

Einkommen 94, 27 4ll., 4551., 471 ll.,
4g2ll.

- aus unselbständiger Arbeit 116tf.,
27311., 47 1 ll.

- aus Unternehmertäligkeit und

Vermögen 116 f., 273 ff.

- der pravaten Haushalte 113fi.

- Kaufkratt 368t.

- verfügbares 11411.,276

- von Arbeitslosen 921., 1'12

- Zufriedenheit mit 494 ff.

Einkommensteuer 253ff.
Einkommensverteilung 1 14 ff., 254 f.,

273 11 ., 475 ff ., 526 11 . , 538
Einnahmen

- der öffentlichen Haushalte 252ff.

- der privalen Haushalte 113tf.,
1371.

Einsamkeit 447,572
Einschulung 62
Einwohner 37 11., 43, 427
Einzelhandel 330fl.
Einzelhandelspreise 356ff.
Eisenbahnverkehr 376tf.
Elektrizitätsversorgung 3241.,39411.,

433
Emissionen 407f1.
Energieausgaben 122, 126
Energieeintuhr 394f.
Energiepreise 389ff.
Energieträger 394ff.
Energie- und Wasserversorgung 31 1 ,

3241.
Energieverbrauch 383f., 389t|.,

396fl.
Energieverbraucher 396tf.
Ent/vicklungsländer 279 tl., 285 L

Erdgas 392 ff.
Erdöl 393ff.
Ernre 298f.,306f.
Ersparnis '1'14, 1 19 f.,13111.,2761.
Enrag, Landwirtschatt 298f., 306f.
EMerbsbeteiligung 94f., 450tf., 581

Erwerbslose 90 tf.
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Erwerbspersonen 90 f.

Erwerbsquote 93t1., 429
EMerbstätige 90ff,, 269t,, 311, 429,

47211.

Erzeugerpreise

- gewerblicher Produkte 359ti.

- landwirtschaftlicher
Produkte 359tf.

Europäische Gemeinschaften

- Außenhandel 279tf.

- Steuern 255f.
Europäisches Parlament '1 7'1 , 179 ff.
Evangelische Kirche 189ff., 602ff.
Export 279tf., 303, 316, 432

Fahrleistung 379fi.
Fahrzeugbestände 376f.
Familie 49ff., 443ff., 488f1., 594tt.
Familienarbeitskräfte 295r.
Familiengerichte 240f.
Familienphasen 4431.
Familienstand 50ff.
Feldfrüchleanbau 298, 3061.
Fernsehen

- Fernsehgerätc (in Haushalten)
129 ft., 159f.

- Programm 160

- Teilnehmer 375f.
Fernwärme 363,396
Feuchtgebiete 415
Finanzausgleich 255
Finanzen, öflentliche 248ff.
Finanzgerichte 238tf.
Fischerei 305,309t.
Fläche .43
Flächennutzung 2931., 297
Fleischerz€ugung 299tf.
Flugzeuge 378tf.
Fiuorchlorkohlenwassersloffe 408f.
Forstwirlschaft 269f., 292 ff., 303tl.
Frauen

- Abgeordnete 178

- Arbeitslose '107 tf.

- Bevölkerung 38

- Bildungsniveau 84f.
- Erwerbsquote 93,451f.,463
- Erwerbstäligkeit 451,463ff.,

594 tf.

- Gewerkschattsmitglieder 184,
187

- im öllentlichen Diensl 261

- Parteimitglieder '182 f.

- Rolle 594,598t1.
- Schwangerschaftsabbrüche 211 f
- Sozialhilfeempfänger 233

- Stellung im Berul t00f.,464
- Strafiälligkeit 244f.

- Studienabsichlen 75

- Teilzeitarbeit 469 tl.

- Verdienste 365ft-,467f-
- Wahlbeteiligung 173f., 176
Freie Berufe 348 tf.
Freiheitsstralen 243, 245f.
Freizeit 154 fl.,5821., 591
Freizeitgüte 128f ., 155 tl.
Fruchtbarkeitszitler 47f.
Früherkennung von Krankheiten

208r.

Gas 392 fi..395f.
Gastarbeiter 54tI., '108,612 ff.
Gastgewerbe 338 tf.
Geburlen 40 tf.,46tf., 56
Geburtenstarke Jahrgänge 47,59
Geburtenüberschuß, -detizit 39tf.,

4511.,427
Gehäller 365ti.
Geldstraren 243
Geldvermögen 133tf.
G€meinden 42, 50, 2221., 24811.

Gemüseanbau 298,307
Genußmittel 121 ll.,21Ol.
Gerichte 238 tf.
Gesamtschulen 60,64ti.
Geschlechtskrankheiten'196f.
Gesellschattliche Mitwirkuno 17'1 tf.
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Gestorbene 41, 47
Gesundheit 194fl., 416, 430, 506fi
- Arztbesuche 512t1.

- Ausgaben 21611., 225, 229t1.

- Berule 203ff.

- Krankenhausaulenthall 207f.

- Zufriedenheit mit 506f|., 5101.,

515 f.

Getreideanbau 297f., 306f.
Gewässerschutz 417
Gewerbesteuer 253.256
Gewerkschatten 183 tf.
Gewinne s, Koslensüuktur
Gottesdienstbesucher 608f.
Großhandel 330fl,
Großhandelspreise 356tf.
Großstädte 42tf,.57
Grundbesitz 132, 136f,
Grundschule 60,62fi.
Grundsteuer 256
Grundstotf - und Produktionsgüter-

gewerbe 312tf.
Güterverkehr 380t|.
Güterwagen 376ff.
Gymnasium 60,64ff.

Handel 2681., 326tf,, 330tf.

- Arbeitskosten 3721,
Handelsbilanz 280ff., 400
Handelspartner (Außenhandel) 279,

242
Handelsvermittlung 330tf.
Handwerk 311,325fi.
Hauptschule 60,64tf.
Haushalte, ötfentliche 223, 24All.
Haushalte, private 49 ll., 223, 443 ll.,

497 tt.
- Einkommen 113 tf.,467 f.,488 tf.,

50'1 tf.

- Einnahmen und Ausgaben 113ff.,
137 t.

- Einpersonenhaushalt 49f.
- Energieverbrauch 3971.

- Umweltbelastung durch 403tf.

- Zusammensetzung 49f,
Haushaltsgeräte'129tf.
Haushaltsgröße 49f.
Haushaltstypen 119f., 488ff.
Hausmüll 403f.
Haus- und Grundbesitz 132, 136f
Hebammen 2061.

Heiratsalter 51 f.
Heiratsentscheidungen 50f.
Heizöl 395 f., 406
Heranwachsende 244f.
Hochschulabsolventen 76ff., 84
Hochschulen 76fi.
Hochschulreife 65, 68, 76,83f.
Hülunk s. Rundfunk
Hotels 338

lmmissionen 406ti.
lmport 279 tf., 285 fi., 303, 430
lndividualverkehr 377
lndustrie 311 tf., 397f., 403, 410
lnfektionskrankheiten, melde-

pflichtlge 196 fi.
lnsolvenzen 321f.
lnvestitionen 271 if., 311,316 f.,

431

- lür Umweltschutz 417f.
lnvestitionsgriter 312tf.
lnvestitionsquole 273
lslam 190

Juden 190
Jugendhilfe 220,223f.
Jugendkriminalitäl 243tf
Jugendstrafen 243fi.

Kanalisation 405,417
Kapitalbilanz 289ff.
Kapitalertragsteuer 253
Kartotfelanbau 298.307
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Kartotfelverzehr '125

Katalysatorfahrzeuge 4'18rf .

KatholischeKirche 189tf., 602tf.
Kaufkrafl der Einkommen 368f.
Kernenergie 391 f., 3951.
Kinder

- Altersaufbau 46f.
- Ausbildung 59fi.
- Ausländer 54f.
- Gebuden 46tf.
- Haushaltsgröße 49t.
- in unvollständigen Familien 50

- Unfälle im Slraßenverkehr 385ti-

- Vorsorgeuntersuchungen 208f.

- Wohnverhältniss€ 148f.
Kindergärten 60,62
Kindergeld 236f.
Kino 158f.
Kirche 189tf.,602tf.
Kläranlagen 405r.
Kohle 391fi.
Kohlenmonoxid 407tf.
Kollegs 65
Konlession'189tf., 602tt.
Konkurse 322
Körperschaftsteuer 253
Kost€nentwicklung im Gesundheits-

wesen 2t6tf.,229tf.
Kostenstruktur, s. a. ./4 beitskosten
- Baugewerbe 323

- Bergbau und Verarbeitendes
Gewerbe 318t.

- En€rgie- und Wass€rversorgung
325

- Gastg€w€rbe 342

- Handel 336f.
Krattfah rzeuge

- Bestand 376t1.

- in Haushalten 127 tf.

- Kosten 126f.

- schadstotfreduzierte 418 tl.
Kraltfahrzeugsteuer 127,253
Kraftstotfe 127.395f.

- unverbleit 420

Kranke 194 ff.

Krankenhäuser 207 1.. 43O

Krankenptlegepersonal 203tf.
Krankenversicherung,

- gesetzliche 21611.,229t1.

- private 230,346tf.
Krankheit 194 ff,,506 ff., 508 ff.,

51211.

- meldeprlichtige'1961.
Krebsvorsorge 208f.
Kreditaufnahme

- öffentliche Haushalte 257 tf.
- privale Haushalte '136 f.

Kreditinstitule 342ff.

- Kreditvolumen 342ff.
Kriegsoplerversorgung 222,224
Kultureinrichtungen 157tf.
Kündigung 104,454
Kurzarbeit 1041., 4721., 536

Landgerichte 238 ff.
Landschaftsschutz 421tf.
Landtagswahlen 171,176, 179
Landwirte 1'17

Landwinschatt 2691., 29211.

L*m 411 tl., 417 , 521
Lärmschwerhörigkeit 1991., 416
Lastenausgl€ich 220,224
Lastkraltwagan 3761.
Lebendgeborene 41, 47 1., 427
Lebensbereiche

- Wichtigkeit von 555tf.
LebenserY/artung 38
Lebenshaltungsindex 352ff., 360ft.
Lebensphasen 443f.
Lebensqualität 458 f,, 511,573
Lebensunterhalt 92, 117 t., 4821.

Lebensversicherung 132f.,346f.
Lebenszufriedenheit 458f., 494f.,

562 ff.
Lehrer 69ff.
Lehrslellen 71ti.
Loistungsbilanz 289ft., 40Of.
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Löhne 351, 367
Lohnquote 275
Lohnsteuer 253t1.. 275 I
Lokomotiven 378
Luttbelastung 406ff.
Luftfahrzeuge 378f.
Luftreinhaltung 417
Luftverkehr 379ff.
Luftverschmutzung 522

Mieten 121 ff., 125f., 145f.,499tf.
Mietwohnungen 141ff.
Mikrozensus 37
l\rilcherzeugung 299f., 308f.
N,lineralöl 391 fi., 395f.
[rineralölsteuer 253
Mitbestimmung 186f.
Mitgliedschatten'181 tt.

- Gewerkschalten 'l83tf .

- Parteien 181 fl.

- Vereine 169 tf.
Mithelfende Familienangehörige

s8ff.
Möbel '133

lvlonatsverdienste (Angestellle) 368,
3701.

Mo"dlälle 242,244
NIüllbeseitigung 403f.
Museen 159

Musikleben 170

Müttersterblichkeit 201

Nachrichtenwesen 375f.
Nahrungs- und Genußmitt€l 121 ff.
Nahrungs- und Genußmitt€l'

gewerbe 312fl.
Nahverkehr 381 f.
Nationalparke 421ff.
Naturschutzgebiete 421tf.
Nichterwerbstätige 1 16, 451 f., 460tt.,

536
Notare 240,349f.

Obsternte 298
Ollene Stellen 101ff.
ÖflentlicherDienst 259fl.
ÖlfentlicherVerkehr 379ff
OPEC-Länder 280f.,399
Ozon 407 ti.

Parteien 175tf., 636tf.
Parteimitqliedschaft 18'l tf .

Pensionen 92.220
Personal

- Gesundheitswesen 203ft.

- Hochschulen 80 f.

- ötfentliche Haushalte 259ff.
Personalausgaben (ötfenlliche

Haushalte) 251
Personalkoslen s- /rbeltskosfe,
Personalnebenkosten 3711.
Personenkrallwagen 376f., 418f.
- schadstoffreduzierle 418f.
Personenverkehr 379f.
Personenwagen 376,378
Pferdebestand 299
Pflanzen, gefährdete 415
Pflanzenschutzmitlel 4'12

PolitechnischeOberschulen 67tf.
Politik 17'1 lf., 629tf., 639tf.
- lnteresse 634ff.
Post 3751.
Preise, Preissteigerungen 315,

351 ff., 360 f ., 364f ., 398tf.
Primärenergie 389ff.
PrivaterVerbrauch 1131., 12'l tl.,

2711..431
Problemgruppen,

- des Arbeilsmarktes 107if.
Produktion 431, 433

- Landwirlschaft 297f1., 305ff.
- Produzierendes Gewerbe 311 ff
Produklivität 268ff., 313
Produzierendes Gewetbe 268 fi .,

311 tf.

- Arbeilskosten 371f.
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- Umweltschutzinvestitionen
Prczeß 2401.
Prüfungen

- Berufsausbildung 73

- Hochschulen 79t.

418

Raucher, Bauchgewohnheiten 210 f,

Feallöhne 368ii.
Fiealschulen 60,64tf.
Rechtsanwälte 240, 348t1.
Rechtsprechung 238tt.
Rehabilitation 214tf.
Reisen 128. 165 tf.

Religionszugehörigkeit 189tf., 602ff
Religiosität 606it.
Renten 92,225ff.
Rentenversicherung, gesetzliche

225fi.
Rentner 1'17, 225tf.
Flichler 240
Rinderbestand, -schlachtungen

299ff.,307f.
Fohrfernleitungen 37 4 1., 3a1 ll.
Flohstahl 433
Rohstotf€ 393f.
Rundlunk 159f.

- Genehmigungen 3751,

- Programm '160

Saisonverläufe(Handel) 335f.
Säuglingssterblichkeit 201, 430
Schadstotf reduzierte Personenkraft-

wagen 4'l8tf.
Schadstolfemissionen 409tf.
Schafbestand 299,307
Scheidungen 50 tf.
Schichteinstufung, subjektive 538
Schienennetz 374t.
Schienenlahrzeuge 376,378
Schitfahn 382f,
Schitte 378f.
Schlachtungen 299tf.,307f.

Schlepper 296
Schmuck 132

Schulabgänger 65
Schul- und Berulsausbildung 60ff.
Schulden

- der öffentlichen Haushalte 257t|.

- der privat€n Haushalte 136f.
Schuldendienst 251.257f.
Schulen 62ft.
Schüler 62fi.,85f.,428
Schutzgebietskatego(ien 4221.

Schwangerschaftsabbrüche 211 f.

- Einstellung zu 557tf.
Schwefeldioxid 407,409
Schweinebestand, -schlachtungen

299ff.,307f.
Schwerb€hinderte 213f.

- Arbeitslose 109

Seeschitfahrt 378f., 381 f.

Selbständige 98t1., 1 15 tf.
Selbstmordfälle 201

Selbstversorgungsgrad 302f .

Sonderschulen 65
Sozialbeiträge 22611., 27 5 tl., 37O tl.
Sozialbudgel 219 tf.

Soziale Herkunlt und Bildung 851.

SozialeSchichtung 536tf.
Soziale Sicherung

- Ausgaben 219tf.
Soziale Ungleichheit 536 ff.,543 ff.
Sozialer Wohnungsbau 150 tf.

Sozialgerichte 238fl.
Sozialhilfe 233tf..482
Sozialprodukt 265 tl., 271 lt., 277 ll.,

390f..431
Sozialversicherung 2'19, 225tf.
Sparbücher ,|32f.

Spar€inlagen 344f .

Sparen 131 tf.,276f.
Sparkassen 3421.

Sport 155 t., 1691.
Staat 248ti.

- Flolle 641 tl.
Staatsanwälte 240
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staatsquote 24911.

Staatsschulden 257tf.
Staatsverbrauch 271 ll., 431

Stahl 433
Stäube 199f.,410
Steinkohle 393ff.,433
Stellung im Beruf 98ff., 1'15ff.,536
Sterbefälle, Sterblichkeit 37,41, 45ti.
Sterbehilfe

- Einstellung zu 5571,,560f|,
Steuerbelastung 252,370
Steuerberater 348ff.
Steuereinnahmen 252ff.
Steuerermäßigungen 223
Steuerpflichtige 253ff.
Steuerquote 252
Skalgefangene 246
Stralgerichte 238ff.
Strattatan 242ff.
Stratuollzug 246f.
Slraßennetz 374f.
Slraßenverkehr 379 ff.
Skaßenverkehrsdelikte 244
Straßenverkehrsunfälle 385tf .

Stratosphäre 408
Streiks '187f 

.

Streusalz 412
Stromverbrauch 396
Studenlen 76ff., 88 f., 428
Studienabsichten 75 f.

Studienfächer 78f.
Stundenlohn (lndustriearbeiter) 367
Subventionen 252

Tabaksteuer 253
Tabakwaren (Konsum) 121 ff.
Tanker 378
Taritpartner 183ff.
Taufen 191 tf.,602,604
Taxi- und Mietwagenverkehr 379
Teilzeitarbeit'108, 464
Teilzeitbeschäftigte

- Gastgewerbe 340

- Handel 33'1

- Ötfentlicher Dienst 259
Telefonanschlüsse 1 29 tl., 37 5 t.

Teletexanschlüsse 375
Telexanschlüsse 3751.
Theater 156ff.
Tiere, gelährdete 415
Tierhaltung 299f.
I reflsche Proaluklron 299n '.alt/ I
Todesursachen 200ff.
Totschlagsdelikte 242
Tourismus 165tf.
TransterleistungendesStaates 114,

118
Transpode 380fl.
Trauungen, kirchliche '19'l ff.

Treibhauseffekt 409
Troposphäre 408
Tuberkulose 196t.

Übersiedler 39 tf.. 624 tf.

Übertragungsbilanz 289f.
Umsatz

- Baugewerbe 322

- Bergbau und Verarbeitendes
Gewerbe 3'12,315f.

- Energie- und Wasserversorgung
3241.

- Gastgewerbe 340f,

- Handel 333ff.

- Handwerk 328
Umsatzsteuer 253,255f.
Umweltbelastung 40211., 523 L

Umweltschutz 402, 417 ll ., 517 ll .

- Ausgaben 417

- lnvestitionen 417f.

- Zufriedenheil mit 517 ft., 575, 577
Unfälle 194 ff., 395 fl., 406
Unfallursachen 388
Unfallverletzte Personen'194tf .,

385 tf.

Unfallversicherung 220,346
Universitäten 76ff.
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tJnternehmen

- Baugewerbe 321 f.

- Bergbau und Verarbeitendes
Gewerbe 312f,

- Energie- und Wasserversorgung
324t.

- Gastgewerbe 338 tf.

- Handel 329ff.

- Handwerk 325ff.

- Kreditinslilute 343

- Versicherungen 346rf.
Urlaub 1281,, 1 54 ff,, 165tf.

Verarbeitendes Gewerbe 311 tt.,
318fi.

Verbraucherpreise 352fi.
Verbrauch, privater 113f., 121 ff.,

271,431
Verbrauchsgüter produzierendes

Gewerbe 3'12 tf .

Verdiensle 365tf.
Vereinsmitgli6dschatt 169f.
VedahrenbeiGerichten 2401.

Verkehr 374ii.
- Energieverbrauch 383,397f.

- lnfrastruktur 374fl.

- Lutlbelastung 406f.

- Unfälle 201,385ff.

- Verkehrslärm 41'1

- Wertschöpfung 268,270
Vermögen 118, 131 ff.
Vermögensbildung (Förderung)

220
Vermögensdelikte 242tf.
Verschuldung s. Schu/den
Versicherungen 127,346t1.
Venrieb€ne 38
Verurteilte 243 tf.

Verwaltungsgerichte 238tf.
Videogeräte (in Haushalten) 129 tf
Viehbestand 299f., 3071.
Vogelschutzgebiete 421
Volkseinkommen 265 11.. 27 4 tl.

Volkshochschulen 8'lff.
Volkswirtschattliche Gesamtrech-

nungen 26411.,278
Volkszählung 37,39
Vorsorgeuntersuchungen 209
Vorstrafen 246

Wachstumsraten 267
Wahlberechtigle 172f.
Wahlbeteiligung 171fi.
Wahlen 17'1 tf.

Waldlläche 303f.
Waldschäden 413f.
Warenkorb 352ff.. 360tt.
Wassergef ährdende Stotle

- Transport 406
Wassergewinnung, -versorgung

405
Wasserkraft 39'1 l.
Wasserslraßen 374
Weinanbau 298f.
Weinkonsum 125, 210
Weiterbildung 81tf.
Wertewandel 632
Wertorientierung 555tf., 63'l tf.
Wertpapiere 132,'134,3451.
Wertschöpfung 277ff.
Wirtschaftsbereiche 95f|., 268ft.
Wirtschaftskreislauf 264
Wirtschattsordnung 263
Wirtschattswachstum 268, 390f.
Wohlbefinden 447 ll., 4581., 4941.,

555 rf., 566, 568tf.
Wohnbedingungen 139tt.
Wohngeld 224
wohnraumversorgung 139fi., 146tt.
Wohnumfeld

- Lärmbelästigung 411
wohnungen 139ti., 433, 496ff.

- Ausstattung '142 tf.

- Belegung 146 ff.

- Bestand 139f.

- fertiggestellte 149f1.,433

660



- Größe 140fl., 496f., 500f., 534f.

- Mieten '121 11., 125 t., 1441 ., 497 1 .

wohnungsbautätigkeit 149tf.
Wohnzufriedenheit 504f.

Zahlungsbilanz 289fl.
Zahn*zle 2031.,349
Zeitungen, Zeitschratten 161 ff
Zigarettenkonsum 125, 210f.

Zivilverfahren bei Gerichten
2401.

Zölle 255
Zufriedenheit 506tf., 577ff.

- in Lebensbereichen 568tf., 574tf.,
57811.,64411.

- Zufriedenheitsmessung 577f.
Zulassungen von Krafttahrzeugen

376 f.. 418 f.

Zuwanderung 39

Zeichenerklärung

ln den Tabellen wurden lolgende Zeichen verwendet:

- = nichts vorhanden
. = Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten
... = Angaben fallen späler an
x Nachweis ist nicht sinnvoll bzw, Fragestellung trifft nicht zu
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